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I. 


Zu Luthers Schrift „an den christlichen Adel 
deutscher Nation“. 


Von 
Herrn Professor D. Dr. Walther Köhler!) 


in Zürich. 


1. Die Komposition der Schrift. 


Über „die Entstehung der Schrift Luthers ‘An den 
christlichen Adel deutscher Nation’“ hat jüngst Ernst 
Kohlmeyer in Kiel eine eingehende Untersuchung ver- 
öffentlicht. (1922, 91 S. Gütersloh, Bertelsmann.) Nach 
ihm trägt die Lutherschrift ‚Merkmale einer nicht ein- 
heitlichen Konzeption‘, und seine Absicht geht auf die 
Erklärung dieser Unausgeglichenheit. Wenn die übliche 
Einteilung, soweit man eine solche überhaupt vornahm, 
zwei Hauptteile unterschied, den theologischen Unterbau 
(von K. mit A bezeichnet) d. h. das Bild der drei Mauern 
der Romanisten mit der praktischen Konsequenz der Forde- 
rung eines freien Konzils, dann die Reihe der speziellen 
Reformvorschläge auf praktisch-kirchlichem Gebiet, zer- 
fallend in Schilderung der Mißstände (von K. mit B be- 
zeichnet) und in die konkreten Vorschläge zur Abhilfe 
(von K. mit C bezeichnet), so erhebt Kohlmeyer dagegen 
Einspruch. Schon in B sei eine ganze Reihe von Abhilfe- 
vorschlägen, B und C korrespondierten einander nicht 
im Sinne von Mißstand und Abhilfe; folglich seien die 
Reihen B und C nicht aufeinander angelegt, könnten auf 
Einheitlichkeit und innere Zusammengehörigkeit keinen 


1) Die nachstehenden Ausführungen sind aus meinen Seminar- 
übungen im W.-S. 1922/23 hervorgegangen. 


Zeitschrift für Rechtsgeschichte. XIV, Kan.Abt, XIV, 
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Anspruch machen, seien also keine einheitliche schrift- 
stellerische Konzeption. K. glaubt das exakt beweisen 
zu können: Luther schreibt WA 6,!) 426, =s: „Es ist noch 
das Valete dahyndenn, das muß ich auch geben‘, gibt 
also hier „den Abschied d. h. den Abschluß‘, nämlich von B. 
Und wenn er nun vor Beginn von C den Satz einschiebt: 
„darausz merck, was sie suchen und meynen, wen sie 
legaten erauszsenden, gelt zu samlen wider den Turcken“ 
(427, 29), einen Satz, der in Reihe B schon gebraucht war 
(418, 25f.), „in den Zusammenhang der Gedanken freilich 
nicht paßt‘‘, so ist dieser Satz eben ‚die deutliche redak- 
tionelle Naht, die von dem allgemeinen Schluß der Reihe B 
zu dem speziellen Anfang von C überleiten soll‘“. 

| Halten wir hier zunächst still und prüfen das Recht 
dieser von K. angenommenen Zäsur. Luther beginnt seine 
Schrift mit der Aufstellung der drei Mauern (406, 2ı — 407, 8), 
greift die erste Mauer an (407,9 — 411, ), erkennt die 
zweite als noch loser und untüchtiger (411, 8—412, ss), 
worauf die dritte Mauer von selbst fällt (413, ı—2se) und 
positiv ein „recht frey Concilium‘‘ gefordert und begründet 
wird (413, 2°—415, 6). Es folgen ‚die stuck, die man 
billich in den Concilien solt handeln“. Zum ersten die 
weltliche Pracht des Papstes (415, 15 —416, ı6), zum andern 
Zahl und Einkünfte der Kardinäle (416, ı?—417, 2ı), zum 
dritten der zu große Hofhalt des Papstes (417, 22—418, 8). 
Nun aber hält Luther still und beginnt eine Digression: 
„Die weyl wir dan hie in das rechte spiel kummen, wollen 
wirein wenig stilhalten‘. Was soll der Inhalt der Digres- 
sion werden ? ‚Uns sehen lassen, wie die Deutschen nit 
szo gantz grobe narn sein, das sie Romische pracktick 
gar nichts wissen odder vorstehen“. Worin besteht die 
römische Praktik? Luther will den Maßstab so tief wie 
möglich nehmen; nicht bei Gottes Gebot und christlichem 
Recht (418, 6—»), nicht beim Natur- oder Vernunftrecht 
(418,9.10), „ich klag, das sie yhr eygenn ertichtet geyst- 
lich recht nit halten, das doch an yhm selb ein lautter 
tyranney, geytzerey und zeytlicher pracht ist, mehr dann 


!) Ich zitiere im Folgenden stets nach WA 6. 
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ein recht.‘ (418, 11—ı8.) Er setzt hinzu: ‚das wollen wir 
sehen‘, will also die folgenden Ausführungen unter diesen 
Maßstab gestellt angesehen wissen. In der Tat verfährt er: 
so; wobei wir uns gegenwärtig halten, daß jener Maßstab 
nach den zitierten Worten ein Doppeltes enthält: den 
Mißbrauch als solchen (,tyranney, geytzerey und zeyt- 
liche pracht‘‘) und das Nicht-Halten des eigenen Rechtes. 

Luther beginnt mit den Annaten (418, 14+—419, »7). 
Der Rechtsstandpunkt ist hier dieser — er wird sogleich 
am Anfang formuliert, entsprechend Luthers selbst- 
gestellter Aufgabe, daß man ihn in Rom nicht hält —: 
„die verwilligung ist alszo geschehen, das der bapst durch 
solch grosz gelt solt samlen einen schatz, zustreytten 
widder die Turcken und ungleubigen, die Christenheit zu 
schutzen‘“‘ (418, 16—ıs). Diese Übereinkunft haben die 
Päpste aufs Schmählichste mißbraucht. Sie haben aus der 
„Verwilligung‘‘ eine Pflicht gemacht, haben das Geld als 
Erbzins angelegt und Ämter darauf gestiftet, sammeln 
für den Türken immer aufs neue, mit einem Worte: die 
Annaten werden ‚szo schimpflich miszbrauchet, auch 
nit gehalten, was vorpunden ist‘‘ (419, ıs. 14). Soll nun da- 
gegen aufgetreten werden, so gibt Luther ausdrücklich 
als Grund an: „die weil sie nit halten, was vorpunden 
ist, haben sie auch kein recht zu den Annaten‘“, es darf 
. ja, muß also dagegen eingeschritten werden. Kein Zweifel: 
Luther hat seinen Maßstab angewandt. 

Er fährt fort mit den Papstmonaten und der Lehens- 
praktik in Rom, immer detaillierter werdend (419, 28 — 
426, 2). Wiederum steht der Rechtestandpunkt an der 
Spitze: „item darnach ist geteylet worden das Jar zwischen 
dem Bapet und regierenden bischofen und stifften, das 
der bapst sechs monat hat ym jar, einen umb den andern, 
zu verleyhen die lehen, die in seinem Monat vorfallen“ 
(419, 28— so). Sofort folgt der Rechtsbruch: „damit fast 
alle lehen hynein gen Rom werden getzogen ... und 
wilche ein mal szo gen Rom fallenn, die kummen darnach 
nymmer widder erausz, ob sie hynfurt nymmer in 
des Bapsts Monat verfallen, damit den stifften 
vielzu kurtz geschieht und isteinrechte rauberey“ 
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(419,32— 5). Also kein Recht. Wie denn Luther auch hier den 
Einspruch dagegen damit begründet, daß ein Rechtsbruch 
vorliegt: es gilt „von den römischen Räubern erlösen‘“ 
(420, ı0 vgl. ı0f.).. Er malt das weit aus, vergißt aber nicht 
den springenden Punkt d, h. er verliert nicht den Leit- 
faden. Z. B. bei der Frage des Palliums: ‚Sie habens wol 
vortzeitten setzt ym geystlichen recht, das pallium umb- 
sonst zu geben‘‘ — die Rechtslage — ‚aber das wolt nit 
gelt tragen, drumb ist das blat umkeret und ist den bischoffen 
und stiften aller gewalt genommen‘ (422, ıff.) — die Rechts- 
verkehrung. Oder bez. der Praktik, durch Einsetzung 
eines Koadjutors eine Pfründe nach Rom zu bringen: 
„da musz den abgehn frey erwelung des Capittels odder 
recht des, der die pfrunden hat zu vorleyhen, und allis 
nur gen Rom“ (423, ısf.).. Oder bez. der inkompatiblen 
Lehen: ‚nach ordnung geystlichs rechts mugen sie nit 
mit einander behalten werden‘ (423, ssf.) — die Rechts- 
lage — aber „hie drehet sich der heylige Romische stuel 
und geytz alszo ausz dem geistlichen recht, das er yhm 
gloszen machet‘“ (424, ıf) — der Rechtsbruch. ‚Und 
ist dem heyligen geystlichen recht geholfien, das es nit 
mehr bindet, den alleinn bey denenn, die solch gloszen 
dem bapst unnd seinem Datario nit abekauffenn‘ (424, sff.). 
Speziell die unio ist eine solch meisterliche Glosse, welche 
bewirkt, „das nit widder recht sey‘“ (424, ıı) d. h. die den 
Rechtsbruch verhüllt. Oder bez. des Überlassens eines 
Lehens mit Vorbehalt jährlichen Zinses: ‚„wilchs vortzeitten 
Simoney war‘ (424, se), worüber sie aber im Rechtsbruch 
sich hinweggesetzt haben. Oder bez. der pectoralis reser- 
vatio: „spricht man den, es szey unrecht, szo musz der 
allirheyligiste vatter sich entschuldigen, das er nit szo 
offentlich mit gewalt widder recht handellen ge- 
strafft werde‘ etc. (425, sffl.. In Venedig, Antwerpen, 
Kairo wird ‚doch vernunfit und recht gehalten, hie (in 
Rom) geht es wie der teuffel selbs wil‘‘ (425, 22ff.).. Oder 
bez. der Datarie in Rom, diesem ‚eigen Kaufhaus‘: ‚‚es 
war vortzeytten noch gnedig zu Rom, da man das recht 
must kauffen odder mit gelt nydder drucken“ (425, s«f.). 
Jetzt aber kehrt man sich überhaupt nicht mehr an das 
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Recht, sondern treibt Büberei. Luther führt eine ganze 
Liste von Rechtebrüchen auf, mit dem Ergebnis: ‚das 
alle geystlich gesetz allein darumb gesetzt sein, das nur 
viel geltstuck wurden‘‘ (426, sff., ı2), also ihr ursprünglicher 
Zweck völlig verkehrt wird. Aber Luther hat noch nicht 
alles Hierhergehörige gesagt: „Es ist noch das Valete 
dahynden, das musz ich auch geben‘ (426, 25). Ist die 
Ursache aller jener Rechtsbrüche, die Luther Punkt für 
Punkt namhaft machte, der Geiz und die Geldgier, so ist 
der Gipfelpunkt die Verschacherung dieser Händel an die 
Fugger. Luther versäumt nicht, auch hier hervorzulıeben, 
daß das „triegerey‘‘ (427, ı4) ist. Ja, zum Schlusse betont 
er noch einmal, daß der Papst keinerlei Recht zu seinem 
Vorgehen habe. ‚Es ist yhe gestolen und geraubt fast 
allis, was ehr hat‘“ (427, sıf.).. Er hat es nicht gekauft, 
Christus und 8. Peter haben es ihm nicht vererbt, ‚‚szo 
hats yhm auch niemant geben noch gelihen, szo ists auch 
nit ersessenn noch erjeret‘‘ (427, ssffl.) — also auch nicht 
im eigenen Recht begründet. 

Damit schließt die Digression; denn was sie beweisen 
wollte, hat sie bewiesen. Und Luther nimmt die Weiter- 
führung da auf, wo er sie unterbrochen hatte, bei den 
„Stücken, die man in den Konzilien verhandeln sollte“. 
Er will „das Narrenspiel aussingen“. Das geht nicht, 
wie O..Clemen meinte, aber schon Kohlmeyer (S. 14) 
widerlegte, unmittelbar auf die Widmung zurück, laut 
derer Luther ‚einmal Hofnarr werden‘‘ wollte, wie wenn 
Widmung und C d. h. die nun folgenden Stücke den . 
ursprünglichen Entwurf bedeuteten, A und B aber ein- 
geschoben seien, sondern führt einfach die durch das 
‚„Stillehalten‘“ (418, «) unterbrochenen Vorschläge für das 
Konzil weiter, die 415, ? mit den Worten begannen: ‚Nu 
wollen wir sehenn die stuck, die man billich in den Concilien 
solt handeln“. Wenn es jetzt heißt (427, so): „Wie wol 
nu ich zu gering byn, stück furtzulegenn, zu solches grew- 
lichs weszens besserung dienlich, wil ich doch .... sagen... 
was wol geschehen mocht und soll von weltlicher gewalt 
odder gemeinen Concilio‘“, so dürfte beides doch dasselbe 
sein. Die Wendung vom Aussingen des Narrenspiels, 
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das ein Ansingen (d. h. einen Anfang) voraussetzt, schließt, 
das Folgende mit dem Vorhergehenden zusammen, und 
zwar mit dem ganzen Vorhergehenden, da das Ansingen 
schon mit der Widmung begann. Durch die Zwischenglieder 
aller seiner bisherigen Ausführungen hindurch knüpft 
Luther dadurch die Maschen wieder fest, die durch die 
sehr umfangreiche Digression sich gelockert hatten. Wieder- 
um wird die Digression etwas in sich Abgerundetes, wenn 
an ihrem Schluß der Satz wiederholt wird, der an ihrem 
Anfang stand: ‚„‚darausz merck, was sie suchen und meynen, 
wen sie legaten erauszsendenn, gelt zusamlen widder den 
Turcken‘‘ (427,2sf. vgl. 418, 25f.)!). Das ist eine straffe 
Komposition. Nur sind Luther an einem Punkte doch die 
Maschen entfallen: er fängt von neuem an zu zählen 
(‚Zum ersten‘ eto. 427, ssff.) und vergißt, daß er schon 
bis drei gezählt hatte (417, asffl.. Das erklärt sich aber 
unschwer durch die Länge der Digression und dadurch, 
daß er die in ihr nachgewiesenen Widerrechtlichkeiten 
zunächst abstellen will. Da gilt es gleichsam ein ‚erstens, 
zweitens, drittens‘, und Luther vergißt auch, daß er bei 
den Annaten mit der Schilderung ihrer Ungesetzlichkeit 
schon einen Abhilfevorschlag verbunden hatte?) — aber 
eben nur bei dieser Widerrechtlichkeit. 


Mit jenem ‚Valete‘‘ wird also allerdings ein Abschluß 
gebracht, aber nur der Abschluß der Digression, des ‚ein 
wenig Stillhaltens“, nicht, wie Kohlmeyer ($. 12) meint, 
der literarische Schluß der Reihe B. Die Reihe B findet 
ihren Schluß erst am Ende der ganzen Schrift, und es 
liegt kein Anlaß vor, die Lutherschrift in mehrere ‚Ent- 


!) Der Satz paßt also ausgezeichnet in den Zusammenhang (gegen 
Kohlmeyer S.12) und ist keineswegs „die deutliche redaktionelle 
Naht, die von dem allgemeinen Schluß der Reihe B zu dem speziellen 
Anfang von C überleiten soll.“ 


2) Er ist sich aber noch sehr deutlich bewußt, warum er die Annaten 
zur Sprache brachte: „der Papst habe den Pakt gebrochen‘ (428, ı) 
und um deswillen „hat er das Recht dazu verloren‘, 'sie zu fordern 
(428,4. Die Worte sind gar nicht verständlich, wenn sie 
nicht mit der vorhergehenden Digression verbunden werden. 
Wie soll mit ihnen „ein neuer Entwurf‘ beginnen 1! 
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würfe‘‘ zu zerschlagen. Sie ist einheitlich komponiert und 
durchgeführt. 

Das würde nicht ausschließen, daß unter dem Einstrom 
neuer Ereignisse sich der Ton der Schrift mit ihrem Fort- 
schreiten etwas verändert hat. Kohlmeyer glaubt fest- 
stellen zu können (S. 14), daß das Urteil über die römische 
Kurie sich merklich verändert, und leitet daraus ein weiteres 
Recht der Zerspaltung der Lutherschrift in mehrere Entwürfe 
ab. In B, heißt es, erscheint der „böse Geist‘‘ gleichsam hinter 
der Szene, dagegen gehört zu diesen Werkzeugen des bösen 
Geistes noch nicht der Papst selbst. ‚‚Diese Reserve ist 
so deutlich innegehalten, daß er einmal in deutlicher Unter- 
scheidung dem Endechrist gegenübergestellt wird: er soll 
die Krone der Hoffart dem Endchrist lassen“. Hingegen 
hat in dem späteren Teil der Schrift (Reihe C nach K.) 
die Anklage „eine fühlbare persönliche Zuspitzung ge- 
wonnen‘“. Zwar steht noch immer der Teufel gleichsam 
hinter der Szene als Lenker des Spiels in Rom, aber mit 
seinem Abgesandten, dem Endchrist, wird der Papst nun- 
mehr ohne weiteres gleichgesetzt. — Ist dieser Wechsel 
richtig beobachtet ? 

Luther sagt, daß es in dieser ganzen Sache um einen 
Handel ‚mit den Fürsten der Hölle‘ (406, ?) gehe und 
läßt die Päpste ihre Organe sein („haben die Bepste und 
Romer biszher mugen durch teuffels hulf die kunig in 
einander werren‘‘ 406, ısf.),,. Aus dem geistlichen Recht 
redet ‚‚der Hauptteufel selbst‘‘ (410, 28), und man baut in 
Rom ‚auf diesen verfluchten teuflischen Grund‘ (410, sı), 
es ist „des Antichrists Spiel oder sein nächster Vorläufer“ 
(411,6). Der Teufel bringt zu Rom solch ungeschickte 
Dinge vor und gewinnt Anhang (411, 20). Tritt man 
‚dagegen auf, so „verkündet man die höllischen Feinde“ 
(414,2). Denn ‚‚des Teufels und Antichrists Gewalt ist, 
die da wehret, was zur Besserung dienet der Christenheit“ 
(414, ı5£.); Wunderzeichen zugunsten des Papstes geschehen 
„durch den Teufel‘ bzw. den Antichrist; denn, wie Paulus 
sagt, wird „der Antichrist durch Satan mächtig sein in 
falschen Wunderzeichen‘‘ (414, sı. 2), Tut die christliche 
Gewalt, die, wohlgemerkt, wie Luther vorher deutlich ge- 
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sagt hat (414, «ff.), der Papst beansprucht, etwas wider 
Christus, so ‚ist sie des Antichrists und Teufels‘ (414, so). 
Wehren die Römer dem Konzil, so sind sie „wahrhaftig 
des Endchrists und Teufels Gemeinschaft‘ (415, 5). Die 
Deutschen werden aufgefordert, sich aufzulehnen gegen 
„das schändliche teuflische Regiment der Römer“ (415, ı5), 
da der ‚Teufel täglich mehr und mehr zunimmt, so es 
anders möglich wäre, daß solch höllisch Regiment möcht 
ärger werden‘ (415, ısff.). Gewiß heißt es, der Papst solle 
die Krone der Hoffart dem Antichrist lassen, aber es steht 
dabei: ‚‚wie da than haben seine vorfaren fur etlich hundert 
jaren‘‘ (416, 4). Das heißt: er soll zur Einfachheit seiner 
Vorfahren zurücklenken; statt dessen trägt er die Krone 
der Hoffart wie der Antichrist (der Zusammenhang 
416, »ff. läßt darüber keinen Zweifel). Luther schließt 
unmittelbar daran die Worte, daß etliche ‚den Teufel 
so stark in sich regieren lassen‘, daß sie den Papst ‚‚die 
rechten Werke des rechten Antichrists tun lassen‘‘, indem 
sie ihn über die Engel im Himmel erhöhen (416, ısff.). 
Mit der Kreierung deutscher Kardinäle ist die Ausplünderung 
der Deutschen beabsichtigt, bis sie gar nichts mehr haben. 
Grimmig fügt Luther bei: „der Endtchrist musz die schetz 
der erden heben, wie es verkundet ist“ (416, sı). Nach 
dem Zusammenhang kann das nur heißen: die Römer 
sind der Antichrist. Noch grimmiger wird Luther ange- 
sichts der römischen Praktik, durch Hader Lehen nach 
Rom zu ziehen: ‚es were nit wunder, das got vom hymel 
schwebet und hellisch fewr regnet und Rom in abgrundt 
versenckt, wie er vortzeytten Zodoma und Gomorren thet: 
was sol ein Bapst in der Christenheit, wen man seiner 
gewalt nit anders braucht, dann zu solcher haubt boszheit“ 
(421, ı2ff.). Ja, der Papst ist noch schlimmer als der Anti- 
christ. Die vom Bischof von Straßburg vorgenommene 
Reformation hab er zu Boden gestoßen. ‚Das heyst die 
schaff Christi geweydet, szo sol man priester widder yhren 
eygen bischoff stercken und yhren ungehorsam in got- 
lichen gesetzen schützen. Solch offentlich gottis schmach 
wirt der Endtchrist, hoff ich, nit vornehmen“ (422, ısff.). 
Bez. des Commendenwesens, „must man denn Bapst 
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nennen ein vorstorer der Christenheit und abetheter gottis 
dienst, den er treybet es furwar mechtig‘‘ (423, »sf.). Bez. 
des Kaufens und Tauschens in Rom ist es ‚‚nit muglich dem 
Endchrist, lesterlicher zu regieren‘‘ (425, sıf.). ‚Hie geht 
es, wie der teuffel selbs wil‘ (425, =»). Ja, „hie wirt der 
teuffel ein heylig und ein got datzu‘“ (426, ıs), die persön- 
lichen Laster, die Luther aber nicht besprechen will, sind 
„die rechte Höllengrundsuppe“. Das Fuggerregiment ist 
ein „teuflisches‘“ (427, ıs). Soweit die Äußerungen in dem 
von Kohlmeyer als A und B bezeichneten Teile der 
Lutherschrift. Ich stelle die nun folgenden aus Reihe C 
ihnen gegenüber. 

Der Papst ist ‚ein gemeiner Feind und Zerstörer der 
Christenheit‘“ (428, 2), Luther ‚besorgt, man mug den 
bapst nennen hominem peccati‘‘ (429, 2s), der Apostel und 
des Papsts Regiment reimt sich zusammen ‚wie Christus 
und Lucifer, Himmel und Hölle‘ (430, s), das Papstregiment 
ist ein ‚elendes, heydnisches, unchristliches“‘ (431, ıs), 
der Oberste der Christenheit ‚handelt mit offentlichen 
lugen‘“ (431, ss). Daß der Kaiser des Papstes Füße küsse 
usw., ist eine ‚„teuflische Hoffart‘‘ (433, 2s), ‚solch ubir- 
schwencklichs, ubirhochmutiges, ubirfrevelichs furnehmen 
des Bapstes hat der teuffel erdacht, darunder mit der zeyt 
den Endchrist eintzufuren und den Bapst ubir got zurheben“ 
(434, sff.).. ‚Er solt schier der widderchrist sein, den die 
schrifft heyssit Antichrist, geht doch alle sein weszen, 
werck und furnehmen widder Christum‘‘ (434, ı5ff.), ‚es 
ist ein unchristlich, ja Endchristlich exempel, das ein 
armer, sundiger mensch yhm lessit seine fusz kussen“ 
(435, 26). Daß der Papst sich in einer Sänfte tragen läßt, 
ist „Lucifersche hoffart‘“ (436, ıs), sein Umzug in der 
Prozession mit dem Sakrament ‚Endchristliche taddel“ 
(436, 5). Die ‚päpstlichen Botschaften‘ stammen vom 
„bösen Geist‘‘ (453, s), der, wie Luther schon früher gesagt 
hatte (445, 2e), aus dem geistlichen Recht redet. Und nun 
bricht Luther los: ‚Wen kein ander boszer tuck were, 
der do beweret, das der Bapst der recht Endchrist sey, 
szo were eben diszes stück gnugsam, das zu beweren‘‘ (453, 
ı0 vgl. das ff., insbesondere 453, ı9 die ‚endchristischen 
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decretalen“). ,‚‚Ach Christe, mein her ... zurstore des 
teuffels nehst zu Rom: hie sitzt der mensch, davon Paulus 
gesagt hat, der sich sal ubir dich erheben und in deyner 
kirchen sitzen, sich stellen als einenn got, der mensch der 
sunden und sun der vordamnisz; was ist bepstlich gewalt 
anders den nur sund und boszheit leren und mehren, nur 
seelen zur vordampniß furen unter deinem namen und 
scheyn ?‘‘ (453, 2sff.),,. Allis, was das bapstum hat ein- 
gesetzt und ordiniert, ist nur gericht auff sund und yrthum 
zu mehrenn‘ (457, 29f), das scrinium pectoris des Papstes 
„regiert vielmal ein bube und der teuffel selb‘‘ (459, ıs), 
das geistliche Recht hat ‚‚ynsz teuffels namen sich erhaben“ 
(459, 22). | 

Wir vergleichen: ist ein merkbarer Unterschied in 
den beiden Gruppen der Äußerungen über den Papst fest- 
stellbar? Doch wohl kaum. Will man nicht Wortklauberei 
treiben, so ist auch in der ersten Gruppe der Papst deutlich 
als Antichrist erkennbar. Und wenn Luther in der zweiten 
Gruppe (453, ıoff.) den Papst auf Grund der päpstlichen 
Botschaften den Endchrist nennt, so läßt er doch keinen 
Zweifel darüber, daß dieses Stück nur eines neben anderen 
ist; solche anderen Stücke hat er eben früher (auch in 
Gruppe 1) aufgezählt. Im übrigen steht auch in der zweiten 
Gruppe der Teufel hinter dem Papst (433, 2s. 434, sff. u. d.). 
Dieses ganze Schwanken zwischen Teufel und Papst selbst 
erklärt sich daraus, daß Luther nicht in der Person des 
Papstes Leo X den Antichrist sieht, sondern in dem Insti- 
tut, mit allem, was drum und dran ist, einschl. den Papst. 
Es ist das Papsttum, vom Teufel gestiftet, daher der päpst- 
liche Antichrist eine Teufelskreatur. Die Unterscheidung 
der Entwürfe, wie sie Kohlmeyer vornimmt, ist also auch 
von dieser Seite aus nicht durchführbar. Und sollte, wie 
man Kohlmeyer zugeben kann, die Verschärfung der 
Situation im Juli (bei K. S. 78ff.) Luthers Gemüt affiziert 
haben, so hat sie ihn doch nicht erst zur „ausgedehnten 
zweiten Reihe der Besserungsvorschläge‘‘ veranlaßt. Es 
ist nicht richtig, daß erst jetzt ‚der Papst selbst als der für 
diese Schäden eigentlich Verantwortliche‘ hervortritt. Der 
war er längst. Gibt doch Kohlmeyer (S. 80) selbst zu, 
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daß Luther schon in den Anmerkungen zur Epitome des 
Prierias den Papst mit dem Antichrist direkt gleichsetzte. 
Daß dann ‚eine etwas ruhigere Stimmung eingetreten“ 
sei, ist Konstruktion, die hinfällig wird mit ihrer Voraus- 
setzung der beiden Entwürfe. 

Endlich glaubt Kohlmeyer seine Annahme von den 
beiden Entwürfen noch sichern zu können durch Unter- 
schiede in der Frage der ‚rechtlichen Instanzen, durch die 
Luther die Reform ausgeführt wissen will“. Das Konzil, 
der Ausgangspunkt des ersten Teiles, falle im zweiten fast 
ganz weg: „anstelle des Konzils tritt baldigst die weltliche 
Gewalt des deutschen Reiches“. Es darf ‚‚die freiere Hal- 
tung des zweiten Teiles nicht nur als selbstverständliche 
Folge aus den andersartigen, dort (im ersten Teile) be- 
handelten Fragen, sondern zugleich als Beweis einer radi- 
kaleren Befreiung vom römischen Kirchenrecht gelten‘. 
„Es ist ein radikalerer Standpunkt, ein entschiedenerer 
Bruch mit der mittelalterlichen kirchlichen Autorität als 
im ersten Teile nicht zu verkennen‘‘ (S. 32f.). Dieser Auf- 
fassung ist nicht günstig, daß K. zugibt, schon im ersten 
Teile der Schrift trete an Stelle des Konzils baldigst die 
weltliche Gewalt des deutschen Reiches (S. 28), anderer- 
seits sei im zweiten Teile der Konzilsgedanke nur ‚‚nahezu“ 
verschwunden (ebenda). Damit ist der Unterschied doch 
schon deutlich relativiert. Bei näherer Betrachtung dürfte 
er sich auflösen. 

Luther hat seine Schrift sogleich am Anfang unter 
den Gesichtspunkt gestellt, ‚ob got wolt doch durch 
den leyen standt seiner kirchen helffen‘‘ (404, ı41f.) und 
hat im theologischen Unterbau, speziell bei der ersten 
Mauer, das innere Recht der weltlichen Gewalt dazu er- 
wiesen (vgl. 408, sfl... Da die weltliche Gewalt von Gott 
geordnet ist, die Bösen zu strafen und die Frommen zu 
schützen, hat ihr Amt ungehindert durch den ganzen 
Körper der Christenheit frei zu gehen (409, ı7ff.); sie ist 
ja Mitglied geworden des christlichen Körpers und geist- 
lichen Standes (410, sff.).. Folglich hat sie auch mitzu- 
sprechen bei dem freien Konzile. Eben weil und sofern die 
anderen Stellen versagen (Notrecht der Obrigkeit 413, e?). 
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Luther setzt das klar und deutlich an die Spitze der 
„stuck, die man billich in den Concilien solt handeln“: 
„damit Bapst, Cardinal, Bischoff und alle gelereten solten 
billich tag und nacht umbgahn, szo sie Christum unnd 
seine Kirch lieb hetten; wo sie aber das nit thun, 
das der hauff und das weltlich schwert dartzu 
thue‘ (415, ff.).!) Er führt die Stücke an und ratschlagt 
dazu. Es überwiegt die Schilderung der Mißbräuche. 
Bei den Annaten appelliert er an ‚deutsche Nation, Bischoff 
und Fürsten‘, die schuldig sind, solche Dieberei und 
Räuberei zu strafen oder ihr zu wehren, wie das Recht 
fordert (419, »ff., ısf.), bei den Papstmonaten an den Kaiser 
(420, fi... Das Konzil wird ausdrücklich erwähnt nur 
einmal, gelegentlich des Kaufhandels in Rom: ‚‚solten 
sich solch leut nit billich furchten fur der reformation und 
einem freyen Concilio‘‘ (425, 2°). Aber damit ist das Konzil 
keineswegs erledigt. Luther will behandeln die Stücke, 
die „man‘ billig in den Concilien sollt handeln; wenn es 
nun weiterhin heißt, ‚man‘ solle der Kardinäle weniger 
machen (417, ı0), „man‘ solle 99°/, vom Papsthofhalt 
streichen (417, 22), ‚man‘ solle die Papstmonate abtun 
(420, 1), so ist als der Mandatar dieses ‚man‘ doch wohl 
zweifellos das Konzil gemeint. 

Nun geht dieses ‚man‘ aber auch in den zweiten Teil 
hinein fort. Nach der Digression nimmt Luther, wie schon 
bemerkt, den Faden wieder auf und will sagen ‚‚was wol 
geschehen mocht und soll von weltlicher gewalt odder 
gemeinen Concilio“. Also wiederum die beiden Faktoren. 
Ist es nun wirklich, wie Kohlmeyer meint, eine Verschie- 
bung zugunsten der weltlichen Gewalt, wenn diese jetzt 
an erster Stelle steht? Schwerlich jedenfalls wird ‚ein 
deutlicher Fortschritt zum Territorialismus‘‘ vorliegen, 


1) Es scheint mir nicht notwendig, mit Holl (Luther, 2. Aufl. S. 286) 
dieses Eingreifen der Obrigkeit nur auf das Zustandekommen des Konzils 
zu beziehen; sie ist doch praecipuum membrum nicht nur bei Einberufung 
des Konzils. Vgl. auch das Folgende gerade bei Holl: „Die Obrigkeit hat 
als Inhaberin eines gottverliehenen, sich auf jeden ohne Ausnahme 
beziehenden Amts ein Recht, sich überall zu betätigen, wo ihr Ein- 
greifen oder ihr Vorgang nützlich werden kann‘. (Sperrung von Holl.) 
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wenn bez. der Annaten statt ‚deutsche Nation, Bischöfe 
und Fürsten‘ jetzt ‚ein jeglicher Fürst, Adel, Stadt“ 
gesagt ist, und auf alle Fälle greift Luther unmittelbar 
auf den ersten Teil d. h. die theologische Begründung zu- 
rück mit der Motivierung: „Szo ist die weltlich gewalt 
schuldig, zuschutzen die unschuldigen‘“ etc. (428, «f.). 
Es ist genau dasselbe Notrecht!) gemeint wie im ersten 
Teile. Vgl. auch in Punkt 2: der christliche Adel (d.h. die 
Reichsstände) soll helfen ‚„umb der armen seelen heyl 
willen etc.‘ (428, 5) oder in Punkt 3: ein Kaiserlich Gesetz 
soll das Holen der Bischofsmäntel aus Rom verbieten, 
weil der Papst sich an die Konzilien nicht kehrt: ‚wen der 
Bapst solch und aller Concilia statut wil zureyssen, was 
ists nutz, das man Concilia habe ?‘““ (429, ısf.). Da Luther 
im zweiten Teil viel mehr Fragen bespricht als im ersten, 
hat er auch mehr Gelegenheit, an das Notrecht der Obrig- 
keit zu appellieren, zumal wenn er in Punkt 27ff. ausdrück- 
lich die ‚‚weltlichen Gebrechen‘‘ heranzieht. Aber keines- 
wegs ist damit der Konzilsgedanke zurückgeschoben. 
Punkt 4 heißt es allgemein: ‚das vorordnet werd, das 
keinn weltlich sach gen Rom tzogen werd‘ (430, s), un- 
mittelbar darnach ‚man‘ (430, ı7) müßte auch verbieten 
in allen Stiften die gräuliche Schinderei der Offiziale, ‚man“ 
möchte gönnen, daß Pfrundsachen vor Bischöfen, Erz- 
bischöfen, Primaten verhandelt werden (431,3. vgl. e). 
Punkt 5: ‚man‘ soll den Hader der Kurtisanen um ein 
Lehen verbieten (431, 2ı, vgl. 2), „man“ sollte sie (die 
Romanisten) um des Mißbrauchs des Bannes willen strafen 
(431,26). Punkt 6 und 7 fehlt selbst dieses ‚man‘ und 
Luther stellt ganz allgemein die Forderung: es soll geändert 
werden. Punkt 11 kommt dann der ausdrückliche Appell 
ans Konzil: „Helff nu got einem fryen Concilio, das es 
den Bapst lere, wie er auch ein mensch sey‘ (4386, 37). 
Unmittelbar darnach folgt die Forderung, daß ‚man‘ 
die Wallfahrten gen Rom abtäte (437, ı), in Punkt 13 soll 
„man“ js nicht mehr Bettelklöster bauen lassen (438, 16 


1) Ich möchte algo hier nicht, wie Holl a. a. O. S. 281, differenzieren 
zwischen Notrecht der Obrigkeit und Selbstrecht gegenüber Räuberei. 
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vgl. »). Am wertvollsten für unseren Zweck ist dann 
Punkt 14: Luther sagt: ‚Ich rad, man machs widder frey 
und lasz einem yeglichen sein frey wilkore, ehlich odder 
nit ehlich zu werden‘ (441, ııf.) und gibt alsbald die Er- 
läuterung des ‚man‘ mit den Worten: „‚denselben soll 
durch ein Christlich Concilium nachgelassen werden frey- 
heit, ehlich zu werden‘‘ (441, se). Hier ist also unzweideutig 
das „man“ mit dem Konzil gleichgesetzt, genau wie im 
ersten Teile, also doch wohl auch an den übrigen Stellen 
des zweiten Teiles. Punkt 15 und 16 stellen wieder ganz 
allgemein die Forderung: es soll geändert werden, Punkt 17: 
„man‘ müßte abthun etliche Pönen des geistlichen Rechts 
(445, ? vgl. »). Eine Schwierigkeit scheint Punkt 18 zu 
schaffen. Luther wünscht, daß ‚‚man‘‘ alle Feste abtäte 
etc. (445, ss), ebenso, daß ‚man‘ die Kirchweihen ganz 
austilge (446, ı9), begegnet dann dem Einwande, der Papst 
habe die Feste eingesetzt, mit den Worten: ‚was widder 
got ist und den menschen schedlich an leyp und seel, hat 
nit allein ein yglich gemeyn, radt odder ubirkeit gewalt 
abtzuthun und weeren on wissen und willen des Bapsts 
odder Bischoffs, ja, ist auch schuldig bey seiner seelen 
selickeit dasselb zu weeren“. Es ist möglich, daß Luther 
hier aus der Konstruktion gefallen ist, veranlaßt durch den 
Griff in die Praxis, den er unmittelbar vorher vollzogen 
hat (446, sff.), was dann aber als Ausnahmefall gegen die 
übrigen Fälle nicht in Betracht käme!), es ist aber auch 
möglich, daß Luther am Anfang des Abschnittes bei „man“ 
an einen Konzilsbeschluß denkt, um am Schlusse ange- 
sichts päpstlicher Dispensforderung noch jeder Gemeinde, 
Rat oder Obrigkeit das ausdrückliche Recht zur Durch- 
führung zuzusprechen; es wäre dasselbe also mit Rücksicht 
auf Widerspruch betont. Punkt 19 stellt wieder eine all- 
gemeine Forderung der Änderung auf, Punkt 20 fordert, 
daß ‚man‘ „abthun solt odder vorachten odder yhe ge- 


1) die der Obrigkeit zuzuschreiben kaum angängig sein dürfte, 
im Punkt 14 ist es unmittelbar verboten. Nicht heranziehen darf man 
Punkt 21, wo zuerst ausdrücklich die Stadt als handelndes Subjekt auf- 
tritt und „man“ d. h. die Stadt dann auch auf den umliegenden Dörfern 
das Volk umfassen soll. 
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meyn machen aller kirchen freyheit‘‘ (449, ıs). Punkt 22 
redet ganz allgemein, nach Punkt 23 sollte ‚„‚man‘‘ ver- 
jagen aus deutschen Landen die päpstlichen Botschaften 
(453, s). Die Verwunderung Kohlmeyers (S. 26), daß 
Luther in der Hussitenfrage nicht auf das Konzil rekurriere, 
wo doch 1414 ein solches über Hus entschieden habe, 
dürfte sich lösen bei der Erwägung, daß Luther ja gerade 
das Versagen des Konstanzer Konzils festgestellt hatte; 
nun war ja freilich sein Konzil ein freies, aber da weltliche 
Obrigkeit und Konzil für ihn keine Gegensätze, sondern 
eine Ergänzung bedeuten, lag wohl der Rekurs auf jene 
näher. Übrigens ist gar nicht ausgeschlossen, daß Luther 
auch sein Konzil in der Böhmensache heranziehen möchte. 
Das ‚man‘ soll sie nicht zwingen, beiderlei Gestalt des 
Sakraments abzutun (456, ıe), ‚man‘ sollte dulden beider 
Seiten Meinung über das Abendmahl (456, ss), muß nicht 
auf „Kaiser und Fürsten‘“ (455, 26) gehen, sondern kann 
einen Neuansatz bedeuten und dann auf das Konzil sich 
beziehen. Die große Universitätsreform in Punkt 25 scheint 
ebenfalls unter den Gesichtspunkt des ‚man‘ gestellt: 
„die Theologische bucher must ‚man‘ auch wenigern“ 
(461, ı), doch könnte hier auch die Universität selbst als 
Mandatar gemeint sein. Die weltlichen Gebrechen (Punkt 
27) sollen ausdrücklich auf ‚ein gemeyn gebot und be- 
willigung deutscher Nation‘ abgestellt werden; so be- 
zieht sich das hier auftauchende ‚‚man‘‘ (466, sı) natürlich 
auf es zurück. Wertvoll aber ist, daß am Schluß der Bespre- 
chung jener Gebrechen wieder das Konzil, wenigstens 
indirekt, erscheint. Luther klagt, daß die Jugend niemand 
habe, der für sie sorge, die zur Fürsorge berufenen Stellen 
„die ubirkeyten sein yhn eben szoviel nutz, als weren sie 
nichts, szo doch das solt die furnehmst sorg des Bapsts, 
Bischoff, herschafften und Concilia sein“. Hier ist „Obrig- 
keit‘ = obere Stelle!), und unter diesen oberen Stellen 
erscheinen auch die Konzilien. Sie haben bisher versagt, 
aber Luther hat gezeigt, wie ein freies Konzil helfen könnte. 


1) Vgl 467,28 die deutliche Unterscheidung zwischen „weltlich 
ubirkeit‘‘ und „aller ubirkeit‘“. 
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Der Überblick dürfte gezeigt haben, daß Kohlmeyers 
Ansicht von dem Überwiegen der Rolle der weltlichen 
Gewalt im zweiten Teile nicht haltbar ist. Selbst wenn die 
vorstehende Deutung des ‚man‘ auf das Konzil, die sich 
als die nächstliegende empfiehlt, keine Zustimmung findet, 
darf man das ‚‚man“ nicht einfach auf die weltliche Gewalt 
deuten, sondern müßte es unbestimmt lassen, und dann 
blieben noch immer die beiden ausdrücklichen und die 
eine indirekte Bezugnahme auf das Konzil. Es ist nicht rich- 
tig, daß Luther die Aufgaben in den Punkten 12—26 
schlankweg ‚den weltlichen Obrigkeiten zuweist“ (K. S. 26), 
ebenso wenig, daß ‚für Luther das Konzil in den Hinter- 
grund getreten ist — er hofft nicht mehr darauf, und an 
seinen Platz rückt nun für den ganzen Umfang des Reform- 
werkes die weltliche Obrigkeit‘ (ib.). Vielmehr hat K. Mül- 
ler, den K. zitiert, für beide Teile die Sachlage treffend 
gekennzeichnet: ‚daß überall im Hintergrund der Ge- 
danke steht: tut das Konzil seine Pflicht nicht, so müssen 
die weltlichen Obrigkeiten eingreifen‘.!) Fällt also auch 
dieses dritte Argument Kohlmeyers dahin, so ergibt 
sich: die Schrift an den christlichen Adel zerfällt, streng 
genommen, überhaupt nicht in zwei Teile, sondern ist ein- 
heitlich komponiert; die Einheitlichkeit wird nur unter- 
brochen durch eine längere Digression, nach deren Ab- 
schluß aber die Weiterführung an der Unterbruchstelle 
fortgesetzt und ohne sachliche Änderung in den Prinzipien- 


1) Ich darf mich hier auch auf Holl (Gesammelte Aufsätze I 1921) 
S.280f. berufen; hier wird bei weitem mehr dem Konzil als der welt- 
lichen Obrigkeit zugewiesen. Auch Holl hebt heraus, „daß Lth. nicht 
bei jedem einzelnen Punkt die zur Regelung der Angelegenheit berufene 
Stelle nennt‘. Nur ist mir die Zuweisung der einzelnen Punkte an welt- 
liche Gewalt oder Konzil, wie Holl sie vollzieht, zweifelhaft. Die welt- 
lichen und geistlichen Dinge sind m. E. nicht in diesem Sinne reinlich 
zu trennen, vielmehr greifen sie für Luther bei schematischer Scheidung 
praktisch ineinander. Ebenso schieben sich m. E. die von Holl so sorg- 
sam und treffend herausgearbeiteten Gedankenreihen der christlichen 
Obrigkeit per se und als praecipuum membrum ecclesise praktisch 
ineinander und können m, E. im Einzelfall nicht allenthalben so getrennt 
werden, wie Holl es ui Die beiden Gedankenkreise berührten sich, 
ndem sie beide „die bösen straften‘“. 
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fragen bis ans Ende gelangt. Fällt die Hypothese von den 
Entwürfen fort, so liegt kein Grund mehr zu der Annahme 
vor, daß am Schluß der Widmung vom 23. Juni „die Aus- 
arbeitung der ersten Teile (A und B) so weit yorgeschritten 
sein wird, daß der Druck beginnen konnte‘ (K. S.76), 
vielmehr dürfte Luther damals erst angefangen haben zu 
schreiben. Der Text der Widmung!) widerspricht dem nicht. 
Dann aber bietet die Vollendung des Druckes Mitte 
August kein Befremden mehr (gegen K. 8. 79), es ist dann 
vielmehr flott gedruckt worden. Als Einschnitt hebt sich 
der 25. Juni heraus, an dem Luther verspricht, die ‚„Straß- 
burger Tragödie‘ erwähnen zu wollen; das geschieht inner- 
halb der Digression (WA 422). So weit war er also damals 
noch nicht, was gar nicht befremdet, wenn er erst am 
23. Juni zu schreiben anfing, aber sehr, wenn er schon am 
8. Juni angefangen hatte, wie K. annimmt; denn die Stelle 
steht auf den ersten Bogen.?) 


1) Etwa 404,18: „ich hab ... zusammentragen‘, Luther nimmt 
das Buch, an dessen Spitze die Widmung tritt, schon für vollendet. Und 
die Aufforderung 404, 16, das Zugesandte „zu richten und wo es not ist 
zu bessern“, braucht nicht von einer „Durchsicht des Manuskriptes“ 
(so O.Clemen in der Bonner Ausgabe I, 362) verstanden zu werden. 
Im Gegenteil, dann hätte der Druck der Widmung kaum Zweck. Die 
Worte sind eine captatio benevolentiae, mehr nicht. 

#2) Leider gibt die WA die Bogen nicht näher an. — Mit Recht be- 
tont Kohlmeyer 8.76 gegen Knaake WA VI 392, daß am 23. Juni 
das Werk noch nicht handschriftlich vollendet war, „während dessen 
Luther noch daran änderte und es namentlich an einzelnen Stellen er- 
weiterte“‘ (Knaake). Diese ganze Annahme von den späteren Zusätzen 
fällt fort, sobald die Digression, wie wir das oben versuchten, als solche 
erkannt ist. Clemen läßt 406, sı—427,29 (= A+B bei Kohlmeyer) erst 
nachträglich verfaßt sein, nach dem 23. Juni. Das ist von K. schon 8. 13 ff. 
hinlänglich widerlegt worden. Es heißt Luthers Schrift das Herz aus- 
brechen, wenn „der theologische Unterbau‘ d. h. vorab die Begründung, 
daß alle Christen geist)ichen Standes seien, ein Zusatz sein soll Erst 
dadurch kann ja Gott „durch den Laienstand seiner Kirchen helfen“, 
'wie es in der Widmung heißt. Die Forderungen der Reihe C setzen A 
voraus. Vgl. etwa sogleich am Anfang 428, «ff. — Wie mir O. Clemen 
gütigst mitteilt, schließen die Bogensignaturen es aus, daß etwa die 
Widmung erst nach Feststellung und Druck des Übrigen gedruckt 
wurde. 


Zeitschrift für Rechtsgeschichte. XLV. Kan, Abt, XIV. 
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2. Die Christenheit. 


Die sehr lebhafte und noch keineswegs endgültig ab- 
geschlossene Erörterung über die Gesellschaftslehre der 
Schrift an den christlichen Adel deutscher Nation!) dreht 
sich, wenn es auch nicht immer ausdrücklich gesagt wurde, 
tatsächlich um den Begriff der Christenheit. Je nach seiner 
Fassung bestimmt sich der Aufbau der gesellschaftlichen 
Ordnung bei Luther; die einen (unter Führung von Sohm) 
lassen ihn auf grundsätzlich mittelalterlicher Basis nur 
eine Art Schwerpunktsverschiebung der dirigierenden Fak- 
toren dank neuer Funktionsumgrenzung vornehmen, die 
andern (unter Führung von Holl) schreiben ihm die Auf- 
rollung jener mittelalterlichen Grundlage und den Durch- 
bruch moderner Gesellschaftsordnungen zu. Dabei ist eine 
genaue Erörterung aller in Betracht kommenden Stellen 
für den Begriff der Christenheit bisher nicht vorgenommen 
worden. Sie wird nicht überflüssig sein, und es dürfte keinem 
Widerspruch begegnen, wenn die Untersuchung bei der 
unmittelbar voraufgehenden Lutherschrift ‚Von dem 
Papstthum zu Rom wider den hochberühmten Romanisten 
zu Leipzig‘ einsetzt.2) Luther stellt sich hier ja unmittel- 
bar die Aufgabe, ‚von der Christenheit etwas fur die leyen 
zuvorkleren‘‘?), und wenn er hinzusetzt: „und den vor- 
furischen meystern zu begegnenn‘, so ist seinen Ausfüh- 
rungen die polemische Spitze gegeben, die sie auch in der 
Schrift an den christlichen Adel nicht verloren hat, so 
gewiß beide Male die Art der Polemik wechselt. Diese Ziel- 
setzung ist nicht ganz gleichgültig für die Erörterung: 
man darf sich über Unausgeglichenheiten in der Position 
nicht allzu sehr wundern, wenn der Hauptzweck die Nega- 
tion ist. 

Luther beginnt nun mit der Darlegung der römischen 
Anschauung von der Christenheit. Sie ist diese: ‚Dieweil 
dan die gantz Christenheyt ist einn gemeine auff erden, 
musz sie ein heubt haben, und das ist der Bapst‘‘*). Offen- 
bar ist hier „die ganze Christenheit‘‘ = die Gesamtheit 


!) Vgl. darüber Holl a. a. O. 326ff. 
2) WA VI 285 ff. 2) Ib. 286, 25. +) Ib. 290, 2ef. 


Zu Luthers Schrift „an den christlichen Adel deutscher Nation‘. 19 


aller Christen, die universitas Christianorum. Sie fällt 
(für die römische Anschauung) zusammen mit der Kirche, 
die unter dem Papste verfaßt ist. Das Papsttum, sagen 
die Romanisten, ist „in berugiger besytzung der gewalt 
über die gantz Christenheit‘‘!), und was sich ihm nicht 
beugt?), ist ‚Ketzer und abtruniger“. Diese Verkuppelung 
nun der Papstkirche mit dem Christentum, die zu einer 
Identifikation beider Größen führte, reißt Luther auf. 
Jene beiden Größen decken sich nicht. Dann aber muß 
der Begriff der Christenheit einen neuen Inhalt gewinnen. 
Das ist der Fall. ‚Die erste weysze nach der schrifft ist, 
das die Christenheit heysset eyn versamlunge aller Christ- 
gleubigen (,gleubigen‘ hat den Ton!) auff erden, wie 
wir ym glauben betten ‚Ich gleub in den heyligenn geyst, 
ein gemeynschafft der heyligenn‘. Diesz gemeyne odder 
samlung heysset aller der, die in rechtem glauben, hoffnung 
und lieb leben, also das der Christenheyt wesen, leben und 
natur sey nit leyplich versamlung, sondern ein versamlung 


der hertzen in einem glauben... . Alszo ob sie schon sein 
leyplich von einander teylet tausent meyl, heyssen sie doch 
ein versamlung ym geist... Das heist nu eigentlich 


ein geistliche einickeit, vonn wilcher die menschen 
heissen ein gemeine der heiligen, wilche einic- 
keit alleine gnug ist, zu machen eine Christen- 
heit, on wilche kein einickeit, es sey der stad, zeit, personn, 
werck odder was es sein mag, ein Christenheit machet‘‘.?) 
Luther führt diese neue Begriffsbestimmung näher aus und 
grenzt sie ab. Diese Christenheit, heißt es unter Berufung 
auf das Wort: mein Reich ist nicht von dieser Welt, hat 
mit weltlichen Organisationsformen absolut nichts zu 
schaffen, wird vielmehr ‚„auszgetzogen von allen weltlichen 
gemeynen, das sie nit leiplich sey‘.*) Sie ist ein Reich, 
aber das ‚reich gottis (szo nennet er seine Christenheit) 
ist nit zu Rom, auch nit an Rom gebunden, wider hie nach 


ı) WA VI 287, 1. 

8) Luther sagt: „alle andere Christen‘‘; das ist aber schon in seinem 
Sinne, nicht mehr im römischen empfunden. 

3) A.a. 0. 293£. 

+) Ebda. Z. 15 und 35 (hier derselbe Ausdruck „ausgezogen‘“'). 
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da, sondern wo da inwendig der glaub ist, der mensch sey 
zu Rom, hie odder da“.!) Sie ist auch ein Organismus, 
aber ‚ein geystlich gemein, die unter die weltliche gemeyne 
nit mag getzelet werden, also wenig als die geiste unter 
die leyp, der glaub unter die zeitliche gutter“.?) Luther 
gebraucht für diesen geistlichen (geistigen) Organismus 
auch den Namen ‚Kirche‘: ‚‚der geistliche und warhafftige 
stand der Christenheit oder Kirchen‘“.?) Sein Hauptinter- 
esse fällt jedoch darauf, diesen Organismus einen ‚Körper‘ 
zu nennen. Das wurde nahegelegt durch den Gegner 
Alveld, der von diesem Begriffe ausgegangen war und von 
ihm aus die Notwendigkeit eines ‚„Hauptes‘‘ der (sicht- 
baren) Kirche bewiesen zu haben glaubte.) Das wurzelte 
ferner in der Tradition, von Augustin her. Der „Körper“ 
der Christenheit als geistiger Größe ist das corpus mysticum, 
das Haupt Christus, die Glieder sind die Gläubigen°), die 
als ‚christlich glidmasz‘“ bezeichnet werden. ,Sanct 
Paulus gibt der Christenheit nur ein heubt und spricht: 
Last uns .. .. wachsen mit allen dingen in den, der das 
heubt ist, Christus. Ausz wilchem alle glid unnd der gantz 
corper zusammen gefugt, und ein glid am andern hangt 
in allen gelencken, durch wilche eins dem andern dienet 
und hilfft, ein yglichs nach der masz seines eygen wercks 
mehret es denselben corper unnd bessert sich selb, das eins 
das ander yhe mehr und mehr lieb gewinnet‘. Luther 
setzt die Erläuterung hinzu: ‚„Hie spricht der Apostel 
klar, das die besserung und vormerunge der Christenheit, 
wilch ein corper ist Christi, kumme allein ausz 
Christo, der yhr heupt ist“.%) Christus ist zwar Herr 
über alle Dinge, ‚aber er ist nit ein heubt, dan allein der 
frumen, gleubigen Christen, in dem geist vorsamlet; dan 
ein heubt musz ein geleibet sein seinem corper‘‘.”) Nur 
die innerliche Verbundenheit von Haupt und Gliedern 
schafft den Organismus. ‚Darumb mag Christus nit sein 
ein heubt yrgent einer boszen gemein, ob dieselben yhm 
wol unterworfien ist als einem hern.‘“®) 


1) WA VI 293, gaf. vgl. dasselbe 30°, 7. 2) A.a.0. 295, z2f. 
3) 2096, 29 vgl. saf. 303, 20 (hier „geistliche Kirche‘“‘). 
4) 290, 2ofl. 5) 298, 16. e) 299. ?) 302. 8) 302. 
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Diese so charakterisierte Christenheit ist ‚‚die rechte‘‘!) 
„die natürliche, eigentliche, wesentliche‘‘?2), ein ‚‚geistlich 
versamlung der seelenn in einem glaubenn‘‘?), die etwas 
ganz anderes ist als eine weltliche Gemeinde.*) Christ 
ist nur, wer ‚‚den rechten glaubenn hat, der allein Christenn 
macht‘‘.5) Das ist in der Tat gegenüber dem römischen 
Begriff von der Christenheit ein neuer. Aber er ist nicht 
der einzige, den Luther nicht nur kennt, sondern auch 
anerkennt und verwertet. Die Gläubigen sind, hörten wir, 
„hie oder da‘ auf Erden zerstreut, sie stecken gleichsam 
in einem Futteral, in einem größeren Ganzen, aus dem 
sie sich zwar nicht äußerlich erkennbar, aber innerlich 
bewußt, herausheben. Diese Umwelt der rechten Christen- 
heit nennt Luther nun ebenfalls Christenheit, er gewinnt 
also einen zweiten Begriff der Christenheit und schafft 
damit die Möglichkeit für Komplikationen. Diese, zweite 
Christenheit ist die Gesamtheit der Christen d. h. derer, 
die äußerlich dem Christentum angehören, durch die Taufe 
in es aufgenommen sind, modern ausgedrückt: die An- 
hänger der christlichen Konfession. So heißt es z. B.: 
seitdem die Haupt-Bubenschule zu Rom herrscht, ‚‚ist nit 
anders dan eytel vorterbenn der Christenheyt drausz er- 
standen‘®) d. h. aller Christen, die Gläubigen eingeschlossen, 
aber nicht besonders herausgehoben. Oder: der Papst 
macht mit seinen Gesetzen ‚‚on not und ursach die Christen- 
heit vol hurn, sunder und elend gewissen‘.”) Luther ge- 
braucht auch wiederholt ausdrücklich die Wendung: ‚‚die 
ganze Christenheit‘. Während göttliche Gebote erfüllt 
werden, ist ‚„romischer gewalt noch nie ein buchstab er- 
fullet uber die gantz Christenheit‘‘.?) Diese antithetische 
Spitze gegen den römischen Herrschaftsanspruch tritt be- 
sonders deutlich heraus. Z. B. die von Luther angeführten 
Bibelsprüche fügen sich nicht „zur (beanspruchten) gewalt 
des Bapsts ubir die gantz Christenheit‘®), oder: ‚‚die 
Romische ubirkeit hat sich vormessen uber alle Christenheit 


1) 294,10. 297,19. 301, 7.9. 3) 296, 8. ®) 296, 5f. 

4) 292, 26. 5) 296, 11. 0) 289,28f. 

7) 307, ss vgl 315, 20f: Ketzerei, Zwietracht eto. „das in der Christen- 
heit ist‘. °) 311, 2. ®) 312,9. 
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zu schweben‘“!), man möchte hier „Bepstlichen gewalt 
bestetigen uber alle Christen‘) Denn man versteht hier 
unter ‚„weiden‘: „die Christenheit mit vielen menschlichen, 
schedlichen gesetzen beschwern‘“‘.?) Wird das alles von 
Luther verworfen, so erscheint der Papst als ‚grewliche 
schande der Christenheit‘‘*) oder Alveld, der sich ‚Leser 
der ganzen h. Schrift zu Leipzig‘‘ nennt, maßt sich damit 
einen Titel an, den ‚die gantz Christenheit yn aller welt 
nie hat yhr zugeschryben‘“‘.5) Zum Unterschied von der 
Gemeinschaft der Gläubigen ist diese Christenheit organi- 
siert. In Abstufung: Hausgemeinde, Pfarrei, Bistum, 
Erzbistum, Papsttum, ‚in wilcher samlung gahen die 
euserlichen geperden als singen, lesen, meszgewand'‘.°) 
Nach der weltlichen Seite zerfällt sie in die verschiedenen 
Reiche, Fürstöntümer, Schlösser, Häuser etc.) Man nennt 
sie auch ‚die Kirche‘, sieht in ihr ‚den geistlichen und 
warhafftigen stand der Christenheit“ und ‚verficht die 
(diese) Christenheit‘®), aber diese Überwertung lehnt 
Luther, der im übrigen diesen zweiten Begriff der Christen- 
heit gelten läßt und nur die römischerseits an sie gestellten 
Ansprüche verwirft, ab. 

Wie verhalten sich nun die beiden Christenheiten, 
die „zwo kirchen‘‘ (296, ss), zu einander? Luther ant- 
wortet darauf in einem Bilde: das Verhältnis ist das von 
Seele und Leib, ‚als wen ich von einem menschen rede und 
yhn nach der seelen ein geistlichen, nach dem leyp ein 
leyplichen menschen nenne . .. . also auch die Christlich 
vorsamlung nach der seelen ein gemeyne in einem glauben 
eintrechtig, wie wol nach dem leyb sie nit mag an einem 
ort vorsamlet werden, doch ein iglicher hauff an seinem 
ort vorsamlet wirt‘) Wie nun die Seele im Leibe lebt, 
obwohl ihr Leben nicht durch den Leib ‚gemacht‘ wird, 
so „macht“ die vom geistlichen Recht und den Prälaten 
regierte Christenheit nicht die andere, rechte (,‚einen 
waren Christen‘), aber es ist in ihr immer ein Stück rechte 


2) 315, 18. 8) 312, ı2. 3) 316, 26. vgl. 319, 3ı. 4) 323, 3. 
5, 323, 27. e) 296, ı7f. ?) Vgl. 292, ıöff. 
8) 296, 29. 290, 10. s 297, 4fl. 
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Christenheit darin (,‚szo bleybet sie doch nymer on etlich, 
die auch daneben warhaftige Christen sein‘‘)!). Die beiden 
Christenheiten sind also untrennbar miteinander ver- 
bunden (,,‚nit das wir sie von einander scheyden wollen“ 
297, s), die eine steckt in der anderen, derart, daß ein der 
einen (der „rechten‘‘) angehöriger Christ ‚‚daneben‘‘ (297, ıe) 
auch der andern angehören muß, aber nicht umgekehrt 
(letzteres wäre die römische Ansicht). Für den umgekehrten 
Fall gilt nur die Möglichkeit, nicht die Notwendigkeit. 
Im Anschluß an sein Bild nennt Luther die umfassendere 
Christenheit die „‚leypliche, euszerliche‘, den kleineren 
Kreis der rechten Christenheit die ‚‚geystliche, ynnerliche‘‘.®) 
Was sind aber beide als Ganzes angesehen? Leib und 
Seele als Ganzes angesehen machen den Menschen aus, 
der je nach der Seele oder nach dem Leibe bezeichnet 
wird (s. oben); äußere und innere Christenheit bilden ‚‚die 
Christlich vorsamlung‘‘, die sich nach innen und außen 
differenziert. Hier tritt wieder (vgl. Anm. 1) eine Incon- 
cinnität des Bildes zutage: Leib und Seele fügen sich zu 
einem dritten, dem Menschen, zusammen?), äußere und 
innere Christenheit aber können um deswillen nicht ein 
Drittes bilden, weil der ‚‚innere‘‘ Christ zugleich ein ‚äuße- 
rer‘‘ ist, hingegen niemals die Seele zugleich Leib sein kann. 
„Die Christlich versamlung‘“ ist tatsächlich mit der äußeren 
Christenheit identisch, und wenn differenziert wird, so 
geschieht es nur, um den in ihr steckenden Kern-Teil ins 


ı) 297, ı0fl. Zu den Worten, daß die Seele „auch wol an (ohne) 
den leyb“ lebt vgl. Holl: Luther? S. 324f. Bei erneutem Durchdenken 
des Problems ist mir jetzt fraglich, ob dieser Zusatz, dem ich früher eine 
zu starke Bedeutung zumaß, nicht nur dem Bilde Leib-Seele zugemessen 
werden muß, nicht aber auch auf die innere Christenheit bezogen werden 
darf, als wenn diese ohne Leib existieren könnte. Luther betont doch 
2. 15, daB die äußere Christenheit „nymer“' ohne innere sei. Dann kommt 
diese aber doch überhaupt nicht in den Fall, „leiblos‘‘ sein zu müssen. 
Daß die Seele es sein kann, lehrte die Philosophie. Luther würde jenen 
Zusatz also nur gemacht haben von dem Empfinden aus, daß sein Ver- 
gleich hinkte. | 

8) 297, ıf. 

3) Trotzdem die Seele im Leibe steckt; aber Luther sagt eben nicht, 
daß Seele und Leib einen Leib bilden, sondern einen Menschen. 
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rechte Licht zu setzen. Man kann nur sagen: diese „‚christ- 
liche Versammlung‘, tatsächlich mit der äußeren Christen- 
heit identisch, wird gleichsam neutral, sofern nicht be- 
sonders darauf reflektiert wird, ob nur die Namenchristen 
oder die gläubigen Christen gemeint sind, sie umfaßt beide. 
Aber „äußerliche Christenheit‘‘ ist bei Luther nicht identisch 
mit Namenchristen, sondern = alle Christen, unter denen 
sich stets „wahrhaftige‘“ befinden müssen, nur daß in 
diesem Zusammenhange sie nicht besonders zur Diskussion 
stehen.!) Es ist nicht überflüssig, auf die hier vorliegenden 
Unebenheiten hinzuweisen; man wird sich nicht mehr 
wundern dürfen, wenn weiterhin bei Luther Schwierig- 
keiten auftauchen und nicht alles glatt sich ausgleicht. 
Er sagt zwar: „umb mehres vorstandts ... . willen wollen 
wir die zwo Kirchen nennen mit unterscheydlichen namen‘“?), 
aber nach der Namennennung in den soeben besprochenen 
Stellen verschwindet die ausdrückliche Unterscheidung 
relativ rasch?), und es ist nur von ‚der Christenheit‘‘ die 
Rede im Sinne von „alle Christen‘‘.*) Daß die Gläubigen 
da eingeschlossen sind, ohne besonders hervorgehoben zu 
werden, zeigt etwa die Stelle: ‚Die wort Christi (Math.18, 18, 
Joh. 20, 22f.) seinn eytel gnedige zusagunge der gantzenn 
gemein, aller Christenheit (damit wird wieder aufgenommen: 
„ein iglich Christenmensch‘‘ Z. 28) gethan, das die armen 
sundige gewissen einen trost haben sollen‘ etc.5) 

Nach diesen Beobachtungen wird es nicht befremden, 
in der Schrift ‚an den christlichen Adel‘ die Unterscheidung 
„äußerliche oder leibliche‘ Christenheit und ‚‚geistliche 
oder innerliche‘‘ Christenheit nicht zu finden. Es ist nur 
von „die Christenheit‘‘ die Rede, und es fragt sich, was 
jeweilig darunter zu verstehen ist. Wir lassen zunächst die 
nicht eindeutigen Stellen beiseite und registrieren kurz 


1) Ich zitiere noch einmal 297,15: „sie (nämlich: die äußerliche 
Christenheit) bleybet doch nymer on etlich, die auch daneben warhaftige 
Christen sind‘. 

ı) 296, 37f. 

3) 297, 3: ff. noch „die erste Christenheit‘‘, 300, 27 „die euszerliche 
Kirche‘‘ 303, 10 „geistliche Kirche‘. 

4) Vgl die obigen Stellen. s) 312, 31 fl. 
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diejenigen, bei denen der Sinn offenkundlich ist. Wenn 
Luther spricht von der ‚Not und Beschwerung, die alle 
Stände der Christenheit, zuvor die deutschen Lande“ 
drückt!), so ist darunter die Gesamtheit der Christen vor- 
gestellt, die in verschiedene „Stände“ d. h. Reiche zerfällt; 
dementsprechend, daß es in der Schrift gegen Alveld heißt: 
„das Königreich von Frankreich hat seinen König, Ungarn 
seinen, Polen, Dänen und ein jeglich seinen eigen, und sind 
doch alle ein volck des weltlichen stands in der 
Christenheit‘‘'?) (das sich eben in die verschiedenen 
Reiche gliedert), Schuld an diesem Elend hat Rom mit 
seinen drei Mauern: „dadurch ist die ganze Christenheit 
greulich gefallen“‘.?) Differenziert Luther diese Schuld, 
so ist der Papst ‚der oberste in der Christenheit‘‘*) d. h. 
derjenige, der von den Christen als der oberste angesehen 
wird, sofern sie sich als kirchenrechtlich organisierte Ge- 
meinschaft wissen: die „Christenheit‘“ ist hier geradezu 
identisch mit der katholischen Kirche; entsprechend ‚thun 
die Kardinäle nichts, was der Christenheit dienet‘‘®.) All- 
gemein heißt es: ‚‚so wohl steht es jetzt nicht in der Christen- 
heit, sonderlich zu Rom, daß wir von solchen hohen Dingen 
klagen möchten‘‘*) — hier wird also Rom ausdrücklich 
in die Christenheit eingerechnet. Die Annaten waren ur- 
sprünglich bestimmt, „daß der Papst durch solch groß 
Geld sollte sammeln einen Schatz zu streiten wider die 
Türken und Ungläubigen, die Christenheit zu schützen‘) — 
hier sind der Gegensatz gegen die Christenheit die Un- 
gläubigen, aber ‚die Christenheit‘ ist nicht die communio 


ı) WA VI 405, ı5f., wieder aufgenommen 406, ı2: der elenden 
Christenheit Jammer und Not. 

2) VI 292, 17. 

3) 406,23 vgl. 411,3: nun sehen wir, wie sie mit der Christenheit 
umgehen. 

+) 415,19 vgl. 421, 14: was soll ein Papst in der Christenheit, wenn 
er seine Gewalt mißbraucht. Ein solcher Papst wäre „Zerstörer der 
Christenheit“‘. 423,28 der Papst beansprucht freilich „das Haupt der 
Christenheit‘‘ zu sein (425, 16). Aber gegen diesen Zerstörer der Christen- 
heit soll sich der christliche Adel wenden. 428, 24 vgl. noch 429, 24 keine 
Ordnung in der Christenheit dank der Schuld des Papstes. 

s) 417, 19. °) 418, sf. ?) 418, ı7£. 
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sanctorum, die innere Christenheit, sondern die universitas 
fidelium im traditionellen Sinne gegenüber den infideles; 
sie faßt sich zusammen in ‚Adel‘ d.h. weltliche Stände 
und ‚Priesterschaft‘‘.!) Derselbe Gegensatz, nur mit dem 
schneidenden Hohne, daß die Ungläubigen, die Heiden, 
in der Christenheit selbst sitzen, liegt der Stelle zugrunde: 
„ich wil.. . deutscher Nation helffen, widderumb Christen 
und frey werden noch dem elenden, heydnischen und 
unchristlichem regiment des Bapsts“.?) Durch die 
reservatio pectoralis wird die Christenheit in Schmach und 
Spott gesetzt.?) Der Papst ist unwürdig, über die Christen- 
heit zu richten), denn er und die Seinen haben die Christen- 
heit verderbt) Am meisten die Deutschen, die geradezu 
„vor allen Christen auf Erden‘ — das ist = die Christen- 
heit — des Papstes und römischen Stuhls Gockelnarren 
sein müssen.®) 

Alle diese Zitate sind den polemischen Ausführungen 
Luthers entnommen und haben eine polemische Spitze. 
Aber die Polemik geht nicht gegen ‚die Christenheit‘ als 
solche, wie wenn Luther den Begriff beanstandete, viel- 
mehr nur gegen ungerechte Ansprüche, die an sie erhoben 
werden. Dementsprechend kehrt auch in den positiven 
Reformvorschlägen ‚die Christenheit‘ in gleichem Sinne 
wieder. „Es sollte in der Christenheit also zugehen, daß 
eine jegliche Stadt aus der Gemeine einen gelehrten frommen 
Bürger erwählte, demselben das Pfarramt beföhle‘‘ etc.) 
Alle Bettelei soll abgetan werden ‚‚in aller Christenheit‘‘®) 
d. h. in der christlichen Gesellschaft. Ebenso sollen ‚‚alle 
Christen‘‘ den Aristoteles nicht lesen?) ‚Wir Christen“ 


1) „Auf daß dem Adel nicht zu schwer würde, allein zu streiten, 
sondern die Priesterschaft auch etwas darzu täte‘“. 

2) 431, ı5fl. 3) 431, 34. 4) 433,2 vgl.>. 5) 433, 15. 

e) 433, 21 vgl. 453, 15 „die Christen, sonderlich deutsche Nation‘. 
Vgl auch 459, 15 den Ausdruck „das arme Volk Christi‘, das durch das 
scrinium pectoris des Papstes mißhandelt wird. Hier nimmt dieser Aus- 
druck den unmittelbar vorhergehenden ‚‚die ganze Welt‘‘ wieder auf, 
bodeutet also die christliche Welt. 

”) 440, so ff. 

s) 450,23. Vgl das Folgende: es sollt je Niemand unter den 
Christen betteln gehen. 9) 468, 16. 
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sollten keine Frauenhäuser unter uns haben d. h. ‚‚das 
Christenvolk‘“‘, das ebensoviel fertig bringen sollte wie das 
Volk Israel.!) 

Wie gesagt, ist in allen diesen Fällen der Sinn klar: 
„die Christenheit‘‘ ist die Gesamtheit der Christen, sei es — 
so in der Regel — auf Erden, sei es in einem bestimmten 
Reich oder auch in einer Stadt. Es sind nicht nur die 
Namenchristen, so gewiß freilich auch diese, es sind aber 
such nicht nur die gläubigen Christen, so gewiß freilich 
diese ganz besonders, die das von Luther Gesagte angeht. 
Es ist „das Ganze‘ (vgl. oben). Wie etwa Luther dem 
Papste das Gebet, Studieren und Sorgen ‚für die ganze 
Christenheit‘‘ zuschreibt.?) Daß aber die gläubigen Christen 
ganz besonders verpflichtet werden, zeigt etwa die Be- 
gründung der Abschaffung der Frauenhäuser mit dem Motiv: 
„so wir alle sind zur Keuschheit getauft‘‘.?) Die Verpflich- 
tung geht an ‚alle‘ Christen, wird aber nicht von allen er- 
füllt, wo sie erfüllt wird, sind ‚rechte‘ Christen. Von hier 
aus scheint mir auch die Deutung gewonnen werden zu 
müssen für die eigenartige Formulierung: ‚der böse Geist, 
der durch’s geistliche Recht ist los geworden, hat solche 
gräuliche Plage und Jammer (nämlich die verschiedenen 
Strafen, wie Suspension, Exkommunikation etc.) in das 
himmlische Reich der heiligen Christenheit gebracht und 
nicht mehr denn Seelen-Verderben und -Hindern dadurch 
zugerichtet‘.*) Der Ausdruck ‚das himmlische Reich der 
heiligen Christenheit‘‘ ist wohl im Anschluß an Augustins 
civitas dei geprägt, kann aber weder mit der katholischen 
Kirche noch mit dem corpus mysticum als rein geistiger Ge- 
meinschaft gleichgesetzt werden. Ersteres nicht, weil für 
Luther das „himmlische Reich der h. Christenheit‘‘ weiter 
reicht als die römische Kirche, letzteres nicht, weil es sich 
nicht um geistige Güter oder Schäden handelt, sondern 
um in die Realität des praktischen Lebens eingreifende 
kirchenrechtliche Strafen. Es ist vielmehr die communio 
sanctorum, sofern sie eingebettet ist in einem 
größeren Ganzen (nämlich der äußeren Christenheit) 


1) 467, 17, 24. 2) 429, 85. 3) 467, 18. 4) 445, 26ff. 
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als sichtbarer Hülle, so daß die die äußere Gemein- 
schaft treffenden Strafen auch die innere affızieren. Das 
kann bei der letzteren natürlich nur an der Seele geschehen, 
daher denn Luther von ‚Seelen- Verderben‘‘ spricht. 
Das „himmlische Reich der heiligen Christenheit‘‘ ist also 
der heilige Kern des „Ganzen“. Das was Luther in der 
Schrift gegen Alveld die ‚rechte, wesentliche Christenheit‘ 
nannte, aber nicht gleichsam als Seele allein vorgestellt, 
sondern als Seele im Leibe, ohne den sie ja (s. oben) nicht 
sein kann. Das mag zu der Frage hinüberführen: was 
sagt Luther in der Schrift an den christlichen ‚Adel über 
die innere Christenheit aus und ihr Verhältnis zur äußeren ? 


Es ist das Verdienst von Holl!), hier in einen lange 
herrschend gebliebenen Irrtum die nötige Klarheit hinein- 
gebracht zu haben. Die berühmte Stelle: „Christus hat nicht 
zwei noch zweierlei Körper, einen weltlich, den andern 
geistlich: ein Haupt ist und einen Körper hat er‘ ?) bezieht 
sich nicht auf die äußere Christenbheit, die christliche Gesell- 
schaft als einen Organismus, sondern auf die innere, das 
corpus Christi mysticum. Wir (Gläubigen) sind alle ein 
Körper des Hauptes Jesu Christi, ein jeglicher des andern 
Gliedmaß. Man wundert sich hinterher geradezu, daß das 
nicht früher bemerkt wurde. Einmal hatte ja Luther in 
der Schrift gegen Alveld mit ‚„Hauptinteresse‘‘ den geistigen 
Organismus der wahrhaftigen Christenheit einen ‚Körper‘ 
genannt und Christus als das Haupt desselben scharf von 
seiner allgemeinen Herren-schaft über alle Dinge unter- 
schieden (s. o. S.20), und sodann wies Luther mit den 
Worten ‚wie ich droben gesagt‘‘ auf eine frühere Stelle 
zurück, bei der die Deutung kaum zweifelhaft sein konnte. 
Es sind die Eingangsworte beim Angriff auf die erste Mauer 
der Romanisten?®): ‚alle Christen sind wahrhaftig geist- 
lichen Standes... wie Paulus 1. Cor. 12 sagt, daß wir alle- 
samt ein Körper sind... weil wir eine Taufe, ein Evan- 
gelium, einen Glauben haben und gleiche Christen sind. 
Denn Taufe, Evangelium und Glauben, die machen allein 
geistlich und zu Christenvolk (d. h. zur rechten, geistlichen 


——— 


1) Luther ? S. 339 fl. 2) 408, s2 ff. 3) 407, 15 fl. 
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Christenheit)“. Dieser Gedanke der vollkommenen Gleich- 
heit der Christen als Glieder des corpus mysticum taucht 
unmittelbar (mittelbar trägt er ja geradezu alle Ausfüh- 
rungen Luthers) noch einmal auf bei der Polemik gegen die 
Wallfahrten: alle göttlichen Güter sind allen gemein, da 
gibt es keinen Standesunterschied, deshalb auch keine 
Privilegierung von Wallfahrten, vielmehr ist ‚‚ein jeglicher 
frommer Christenmensch‘“ gleichberechtigt. ‚Was aus 
Gott ist, das wird nicht allein umsonst gegeben, sondern 
alle Welt wird darum gestraft und verdammt, daß sie es 
nicht hat gewollt umsonst aufnehmen, als da sind das 
Evangelium und göttliche Werke‘“.!) 

Die ganze Erörterung über das Wesen des corpus 
mysticum ist nun aber — hier möchte ich weiterführen — 
nicht Selbstzweck,..sondern Mittel zum Zweck. 
Zweck der Schrift an den christlichen Adel deutscher 
Nation ist die Abstellung ‚der Not und Beschwerung aller 
Stände der Christenheit, zuvor der deutschen Lande“; das 
sind nicht Nöte des corpus mysticum, sondern der äußeren 
Christenheit, der christlichen Gesellschaft (s. 0.).2) Die 
Abstellung wird gehemmt durch die drei Mauern der Ro- 
manisten; deren erste ist die Aufrichtung des Standes- 
unterschiedes zwischen geistlicher und weltlicher Gewalt. 
Diesen Unterschied hebt Luther mit der Wesensbestim- 
mung des corpus mysticum auf und stürzt damit die erste 
Mauer um. Wenn ein Standesunterschied sich mit dem 
Wesen des Christseins nicht verträgt, wenn Christus mit 
seinen Anhängern nur einen Körper bildet von lauter 
geistlichen Menschen und Priestern, so kann der Reform 
der christlichen Gesellschaft mit Standesunterschieden 
nicht mehr der Riegel gestoßen werden. Die Bahn ist also 

1) 450, ıf. 

2) Nur mittelbar wird das corpus mysticum, das ja in der äußeren 
Christenheit eingebettet ist, mit betroffen. Aber darauf liegt in obigem 
Zusammenhange kein Nachdruck. — Ich brauche wohl nicht darauf 
hinzuweisen, daß in dieser Erörterung über das Wesen des corpus mysti- 
cum das eigentlich Originelle der Schrift Luthers liegt. Aber darum ist 
es doch nicht Selbstzweck, und es wird begreiflich, wie Joh. Haller 
(vgl seine Kontroverse mit G. Ritter in ZKG. 42 und 43) diesen theo- 
logischen Untergrund zurückstellen konnte. 
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frei — dank der Wesenseigentümlichkeit des Christseins. 
Die ganze Erörterung über das corpus mysticum, der Be- 
stimmung dieser Eigentümlichkeit dienend, schafft also 
gleichsam eine theologische Rechtsbasis für den Umsturz 
jener Mauer, positiv für Luthers Reformprogramm. Das 
Gewaltige und Revolutionäre dieser theologischen Basis 
steht jetzt nicht zur Erörterung, vielmehr ist darauf der 
Finger zu legen, daß Luther nach Aufstellung dieses Grund- 
prinzipes sich alsbald der Reform d. h. der äußeren Christen- 
heit zuwendet. In eigenartiger Form. Natürlich nicht, 
ohne die innere Christenheit, die in jener steckt, einzu- 
schließen; sie in ihrer Struktur hat ja den Hebel zur Neu- 
gestaltung der Verhältnisse geliefert. 

Dank dem „wahrhaftig geistlichen Stande“ aller 
Christen ist der Standesunterschied. der katholischen Kirche 
durch einen Amtsunterschied ersetzt!) Das Wirkungs- 
feld dieser Funktionäre ist ‚die Christenheit‘“ d. h. die 
christliche Gesellschaft, die universitas Christianorum. An- 
geregt durch die katholische Anschauung, deren Um- 
sturz es gilt, hebt Luther unter den Amts-Unterschieden 
zwei besonders heraus: die sogenannte ‚weltliche Gewalt‘ 
und ‚die, so man jetzt geistlich heißt oder Priester‘‘.?) 
Beider Tätigkeit dient dem gleichen Zweck: Amtswirk- 
samkeit zum besten der Christenheit. Der ‚‚Priesterstand‘“ 
ist „nichts anderes als ein Amtmann in der Christenheit‘‘3), 
die weltliche Gewalt ‚ein Amt, das da gehöre und nützlich 
sei der christlichen Gemeine‘“.*1) ,,Christenheit‘“‘ und 
„christliche Gemeine‘ korrespondieren einander; die 
Christenheit, innerhalb derer der ‚Priester‘ wirkt, die 
ihm ihr Amt nehmen kann, so daß er ‚ein Bauer oder Bürger 
wie die andern‘ wird®), kann nicht wohl das corpus mysti- 
cum sein (so gewiß die Wirksamkeit des ‚‚Priesters‘“ in 
Predigt und Sakramentsverwaltung diesem zugute kommt), 
sondern ist die äußere Christenheit (in der die innere steckt); 
folglich auclı die ‚christliche Gemeine‘ als Operationsfeld 
der weltlichen Gewalt.e Und wirklich, wenn diese die 


1) 407, 18f.: alle Christen sein warhafitig geystlichs stands unnd 
ist unter yhn kein unterscheyd, denn des ampts halben allein. | 
2) 408,8 vgl. 409, ı. 3) 408, 19. 4) 408, 10. 5) 408, 20. 
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Funktion erhält, mit dem Schwert und der Rute in der 
Hand ‚‚die Bösen zu strafen, die Frommen zu schützen‘ !), 
so kann sich dieses Mandat wiederum nur auf die äußere 
Christenheit, die christliche Gesellschaft, beziehen. Es 
ist eben, dank dem: neuen theologischen Fundamente des 
in der Eigenart des corpus mysticum begründeten allge- 
meinen Priestertums, die Bahn frei geworden für eine 
christliche Gesellschaftsreform gerade durch die bisher 
niedergedrückte Obrigkeit. 

Zur Erläuterung zieht Luther weitere „Ämter“ heran: 
Schuster, Schmied, Bauer?); jedes Amt ist verschieden, 
und doch dienen sie dem gleichen Zweck. Es ist derselbe 
Zweck wie bei ‚weltlicher Gewalt‘‘ und ‚‚Priester‘‘, wir 
könnten also sagen: Förderung der Christenheit oder 
christlichen Gemeine. Aber Luther formuliert anders: 
„Leib und Seele zu fördern, gleich wie die Gliedmaßen des 
Körpers alle eins dem andern dienen‘“.?) Es taucht also 
wieder das Bild vom Körper und den Gliedmaßen auf, 
das uns vom corpus mysticum her vertraut ist. Aber hat 
es denselben Sinn? Offenbar nein. Nach dem ganzen Zu- 
sammenhang kann von corpus mysticum hier nicht die 
Rede sein, vielmehr ist der christliche Gesellschaftsorganis- 
mus gemeint. Nur für den hat ja die Differenzierung der 
Handwerket) ihre Bedeutung, im corpus mysticum gibt 
es allgemeine priesterliche Gleichheit) Indem Luther 
wieder auf die weltliche Obrigkeit zurückgreift, sagt er 
daher auch, man solle ‚ihr Amt lassen frei gehen ungehin- 
dert durch den ganzen Körper der Christenheit 
ohne Ansehen der Person, sie treffe Papst, Bischöfe, Pfaffen, 
Mönche, Nonnen oder was es ist‘‘.*) Wie wäre dieser so 
in Ämtern und Ständen differenzierte Körper das corpus 
mysticum ?! Es ist die christliche Gesellschaft, innerhalb 


1) 409, 4f. 2) 409, 5f. 3) 409, of. 

4) „Jeder hat seines Handwerks Amt und Werk“ a. a. O. 

s) „und doch sind alle zugleich geweihet zu Priestern und Bischöfen“ 

. „das macht alles, daß wir eine Taufe, ein Evangelium, einen 
Glauben haben und gleiche Christen sind, denn Taufe, Evangelium und 
Glauben, die machen allein geistlich und Christenvolk‘ (man wird 
„volk‘“‘ unterstreichen müssen). 6) 408, ı7£. 
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derer die weltliche Obrigkeit als Hauptfunktionär wirkt. 
Ihre Tätigkeit wird dabei ausdrücklich als ‚leiblich Werk“ 
bezeichnet!); das ist gedacht als Gegenstück zu der Funk- 
tion der Predigt und Sakramentsverwaltung der ‚Priester‘. 
Man könnte diese Werke ‚‚seelische‘‘ nennen, aber Luther 
gebraucht diesen Ausdruck nicht, begnügt sich vielmehr 
mit der allgemeinen Feststellung, daß ‚vielerlei Werke alle 
insgemein darauf gerichtet sind, Leib und Seele zu fördern‘‘ 2), 
nämlich die leiblichen Werke den Leib, die ‚‚priesterlichen‘ 
die Seele. 

Fragen wir: was ist hier das Ganze, innerhalb dessen 
sich beide Arten von Werken vollziehen ?, so lautet die 
Antwort: eben der Körper der Christenheit.?) Leib und 
Seele schließen sich hier nicht zum Menschen zusammen, 
wie in der Schrift gegen Alveld (s. o.), sondern zum Körper, 
der als Organismus gedacht ist. Die weltliche Herrschaft 
ist ein Glied dieses Körpers; in ganz neuer Art und Weise: 
sie ist „ein mitglid worden des Christlichen Corpers‘‘.t) 
Ehedem (erste Mauer!) war sie zum ‚weltlichen Stand‘ 
degradiert gewesen. Das hat Luther beseitigt. Dank der 
Struktur des corpus mysticum ist sie geadelt worden, 
ist trotz ihres leiblichen Werkes ‚doch geystlichs stands‘.5) 


1) 410,4: „und wiewol sie ein leyplich werck hat“. Als Werk 
innerhalb des ganzen Körpers der Christenheit aber ist die Tätigkeit 
cin „werck weltlicher Christlicher gewalt‘‘ 409, 27, 81. 

2) 8.0. 

3) Vgl. die Worte: „gleich wie die Gliedmaßen des Körpers 
alle eins dem andern dienen‘. 

4) 410,4. Nach dem ganzen Zusammenhang (besonders 409, 12 ff. 
20ff., wo die verschiedenen Glieder erwähnt werden) hat „mit“ und 
„worden“ den Ton. Würde man fragen: wodurch ist sie das geworden ?, 
so müßte natürlich die Antwort lauten: weil sie Mitglied des corpus 
mysticum ist, das keinen Standesunterschied kennt. Aber das ist an der 
Stelle Voraussetzung, wie das Folgende zeig. „Darumb yhr werck 
sol frey unverhindert gehen in alle glidmasz des gantzen corpers, 
straffen und treyben etc.‘‘, womit 409, ı8 deutlich wieder aufgenommen 
wird. — Dann kann ‚christlicher Körper‘‘ kaum etwas anderes bedeuten 
als „ganzer Körper der Christenheit‘“. 

5) 410,5. Auch an dieser Stelle also ist der Gedanke des corpus 
mysticum („geystlichs stands‘‘) nur die theologische Voraussetzung für 
eine praktisch wichtige Folgerung. 
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Deshalb hat sie bei der Reformation des Ganzen, des 
christlichen Körpers — der Hauptzweck von Luthers 
Schrift — auch mitzureden, maßgebend, ihrer speziellen 
Funktion entsprechend: ‚„darumb yhr werck sol frey un- 
verhindert gehen in alle glidmasz des gantzen corpers, 
straffen und treyben, wo es die schuld vordienet odder not 
foddert, unangesehen Bapst, Bischoff, priester, sie drewen 
odder bannen, wie sie wollen‘“.!) 

Eine zweite Stelle beleuchtet vortrefflich noch einmal 
die Sachlage. Luther schreibt bald darauf?): „darumb, 
‘wa es die not foddert und der bapst ergerlich der Christen- 
heit ist, sol dartzu thun wer am ersten kan als ein trew 
glid des gantzen corpers, das ein recht frey Con- 
cilium werde“. Hier greift der Begriff ‚der gantze corper““, 
nämlich: ‚der Christenheit‘‘ (denn der Papst ist ja ärgerlich 
der Christenheit und diese soll reformiert werden) deutlich 
zurück auf 409, ıs: man soll ihr Amt lassen frei gehen un- 
verhindert durch den gantzen Körper der Christenheit. Die 
zerfällt in zahlreiche Glieder, deren wichtigstes die Obrigkeit 
ist, das weltliche Schwert. Sie ist, wie es oben hieß ‚Mit- 
glied des christlichen Körpers‘ oder, wie es hier heißt, 
„ein trew glid des gantzen corpers“‘. Genau nun wie oben 
diese Mitgliedschaft auf der Basis des allgemeinen Priester- 
tums d. h. auf der Struktur des corpus mysticum ruhte 
(„geystlichs stands‘), genau so hier: das weltliche Schwert 
ist vorab zur Wirksamkeit als Glied des ganzen Körpers 
berufen, ‚sonderlich die weyl sie nu auch mitchristen 
sein, mitpriester, mitgeystlich, mitmechtig in allen dingen‘‘, 
mit einem Worte: auf Grund der Eigenart des corpus 
mysticum. Dieses ist also stets als Voraussetzung für die 
praktische Wirksamkeit der Obrigkeit vorgestellt.) Die 
beiden Stellen entsprechen einander durchaus. 

1) 410, 5fl. 2) 413, erfl. 

®) Das corpus mysticum begründet das theologische Recht des 
staatlichen Eingreifens. Ähnlich 419, 9ff., wo die Regierung und der 
Schutz des ihr anbefohlenen Volkes durch die deutsche Nation, Bischöfe 
und Fürsten damit motiviert wird, daß sie sich „auch für Christenleut 


halten sollen“. — Nicht hierher gehört die Stelle 427, ı3ff.: „Dieweil 
den solchs teuffelisch regiment nit allein ein offentlich rauberey, triegerey 
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Zur Unterstützung seiner Auffassung hat Holl!) 
darauf hingewiesen, daß die Bezeichnung der christlichen 
Gesellschaft als corpus Christianum, die man bisher allzu 
selbstverständlich hingenommen hatte, in der Literatur 
nicht zu belegen sei, also auch wohl bei Luther unter dem 
„Köper der Christenheit‘‘ nur das corpus mysticum verstan- 
den werden müsse. Ein literarischer Beleg für corpus 
Christianum = christliche Gesellschaft ist seitdem nicht 
erbracht worden. Möglich, daß er überhaupt nicht erbracht 
werden kann. Immerhin darf ich vielleicht hinweisen auf 
den von Richard Scholz: Die Publizistik zur Zeit Philipps 
des Schönen und Bonifaz’ VIII (1903) S. 252ff. analysierten 
Traktat: quaestio de potestate papae, 1506 in Paris gedruckt. 
Hier ist das Verhältnis der beiden Gewalten, imperium und 
sacerdotium, erläutert an einem Vergleich mit dem mensch- 
lichen Körper. Unter dem Körper ist die ecclesia Christi 
verstanden d. h. ‚der allgemeine Verband der Christenheit“ 
(also nicht das corpus mysticum)?), das Haupt ist Christus, 
die Nerven sind die verschiedenen gradus und ordines, 
die sich untereinander nach ihren verschiedenen Funktionen 
unterscheiden, das Fundament ist das Herz = der welt- 
liche Herr. Auf die Unterschiede dieser Anschauung von 
der Luthers, die natürlich tief greifen, kommt es hier nicht 
an, die Hauptsache ist, daß hier die Christenheit als ‚‚all- 
gemeiner Verband der Christenheit‘‘ als Körper vorgestellt 
wird. Scholz redet von „physiologischer Staatsanschau- 
ung“ und läßt sie in Johann von Salisbury, Isidor von 


und tyranney der hellischen pfortten ist, sondern auch die Christenheit 
on leyp und seel vorterbet.‘‘ Denn hier sind „die Christenheit‘‘ die ein- 
zelnen Christen, die Christenleute, die an Leib und Seele Schaden erleiden 
dank der päpstlichen Praktiken, die ihnen leibliches Gut rauben und die 
Seele schädigen. Vgl den Zusammenhang. 


1) A.a.0. S. 341. 

%) Scholz gebraucht zwar S. 264 den Begriff „mystischer Körper‘, 
aber aus seinen vorhergehenden Worten erhellt, daß die ecclesia Christi 
nicht die communio sanctorum ist, sondern die universitas Christianorum. 
„Mystisch‘“ ist dieses corpus in so fern nur, als die Bezeichnung corpus 
ein Bild ist. — Ähnlich schillernd sind die Formulierungen in den bei 
Mirbt: Quellen zur Gesch. des Papsttums, 4. Aufl. Nr. 247 u. 296 ab- 
gedruckten Stücken. Der Begriff des corpus weitet sich sichtlich aus. 
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Sevilla und Aristoteles wurzeln. Luthers ‚Körper der 
Christenheit‘“ wäre also nicht unerhört. 

Aber, selbst einmal davon abgesehen, dieses ganze 
Argument Holls verliert dann sein Gewicht, wenn sich 
die Verwendung jenes Begriffes spontan aus dem Vor- 
stellungskreise Luthers begreiflich machen läßt, so daß 
es überlieferter termini nicht bedarf. Und das dürfte sich 
zeigen lassen. Ausgangspunkt ist der traditionelle Be- 
griff des corpus mysticum, einen geistigen Organismus 
darstellend mit Christus als Haupt und den Gläubigern 
als Gliedern, in Anlehnung an 1. Cor. 12. Luther hat 
nachgewiesen, daß dieser Körper Christi einziger Körper 
ist, da alle Christen gleichen Standes sind, es also nicht 
zweierlei Körper, einen weltlich und den anderen geist- 
lich, geben kann. Aber es gibt zweierlei Funktionen, 
sie werden verglichen mit den Funktionen des Leibes 
und der Seele, wirken hier auf Erden, nicht beziehungslos 
nebeneinander, sondern auf einander gerichtet ‚gleich wie 
die Gliedmaßen des Körpers‘‘ — damit ist schon wenigstens 
vergleichsweise ‚der Körper‘ auch in diese Gedankenreihe 
eingeführt. Soll nun das Wirkungsfeld beider Funktionen 
bezeichnet werden, kann es nach dem ganzen, beständig 
im Bilde redenden Zusammenhange ebenfalls füglich nur 
bildlich bezeichnet werden, so war die einzig mögliche 
bildliche Bezeichnung eben ‚der Körper“. Denn das auf 
rein physischem Gebiet mögliche, von Luther auch ander- 
weitig gebrauchte (s.o.) ‚Mensch‘ war unpassend. Es 
kam hinzu, daß das corpus mysticum, das ja in jenem 
äußeren Wirkungsfeld steckt, in ihm eine möglichst ent- 
sprechende Lebensform besitzen soll, das Wort ‚Körper“ 
nahelegte. So gleitet Luther gleichsam ganz von selbst 
unter dem Zwange seiner bildlichen Redeweise in den 
Begriff ‚Körper der Christenheit‘‘ für die christliche Ge- 
sellschaft hinüber, und ein traditioneller terminus wird 
entbehrlich, falls er wirklich nicht existieren sollte. Das 
corpus mysticum, dessen Einzelglieder innerhalb der 
christlichen Gesellschaft wirken, drückt dieser gleichsam 
die Körperhaftigkeit auf, nicht wie die platonische Idee 
in der Erscheinung wiederkehrt, wohl aber wie eine Kraft 
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ihren Quell nicht verleugnet. Es ist der Geist, der sich 
„den Körper‘ baut, und der Geist hat seine Lebenskraft 
im corpus mysticum.!) 

Besonderen Nachdruck legt Luther auf Bewahrung 
und Erziehung der Jugend innerhalb der Christenheit. 
An einer Reformation hier ist viel gelegen, ‚dan hie sol 
die christlich jugent und unser edlist volck, darinnen die 
Christenheit bleybt, geleret und bereitet werden‘.?) ‚Diesen 
elenden jamer sehen wir nit, wie itzt auch das jung volck 
mitten in der Christenheit verschmacht und erbermlich 
vortirbt gebrechens halben das Evangelii‘.?) Die Erklärung 
des zweiten Zitates liegt auf der Hand: innerhalb der Ge- 
samtheit der Christen ist das junge Volk ein besonderer 
Teil, gleichsam die Elite. Entsprechend wird das erste 
Zitat zu deuten sein: die Christenheit hat in der christlichen 
Jugend und dem edelsten Teil des Volkes ihr Bestes, ihren 
Bestand, ihr ‚Bleiben‘. Jeder einzelne innerhalb dieser 
Elite, „ein yglich Christenmensch bey seinen newn odder 
zehen jaren‘, sollte billigerweise das ganze heilige Evange- 
lium wissen®), so gut wie eine Spinnerin und Näherin ihre 
Tochter in jungen Jahren das gleiche Handwerk lehrt. 

Um zusammenzufassen: der Begriff ‚Chr’:tenheit“ 
ist in der Schrift an den christlichen Adel nicht eindeutig. 
Die Christenheit bedeutet teils die Gesamtheit der Christen, 
teils die Gesamtheit der gläubigen Christen. Die letztere 
ist das corpus mysticum. Indem nun dieses innerhalb 
der Gesamtheit der Christen steckt und sie mit ihren 
Lebenskräften durchdringt, kann auch diese als ‚Körper 
der Christenheit‘‘ vorgestellt werden. Jedes Glied des 
corpus mysticum ist zugleich Glied der Gesamtheit der 
Christen, aber nicht umgekehrt. Infolgedessen sind, wofern 
nicht rein theoretisch die Gesamtheit der Christen als 


!) In ähnlicher Weise wird 449, 23ff. aus der Eigenart des corpus 
mysticum eine praktische Folgerung gezogen: Der Papst ist schuldig 
„allen Christen‘ d. h. der univeorsitas Christianorum umsonst alles zu 
tun; warum? Weil die Christen „alle gleichmäßig Taufe, Wort, Glauben, 
Christum, Gott und alle Dinge haben‘‘ — als Glieder des corpus mysticum. 
Oder man vgl. 457,14 wir sind Christen und ein jeglicher dem andern 
schuldig zu helfen. 

2) 458, 36. 3) 461, s2f. 4) 461, ı9f. 
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„äußere‘‘ abgehoben wird, in die Gesamtheit der Christen 
die Glieder des corpus mysticum einbezogen, und es wird 
in den Aussagen von jener oder den Forderungen an jene 
auf dieses teils mehr teils minder reflektiert. Speziell das 
neu gewonnene Recht der Obrigkeit, bei der Reformation 
der Christenheit mitzuwirken, bleibt unablöslich von der 
Struktur des corpus mysticum, die keine Standes-, sondern 
nur Funktionsunterschiede kennt. Die Obrigkeit ist ‚„welt- 
lich-christlich Gewalt‘‘!) d. h. sie hat gerade in ihrer Welt- 
lichkeit dank ihrer Zugehörigkeit zum corpus mysticum 
als Mit-Glied Rechten und Pflichten. 

Holl hat mit starkem Nachdruck bei Luther die Tätig- 
keit der Obrigkeit als solcher und als praecipuum membrum 
ecclesiae unterschieden wissen wollen; ich weiche nur darin 
von ihm ab, daß nach meiner Auffassung die Obrigkeit 
bei ihrer gesamten Wirksamkeit innerhalb eines christlichen 
Rahmens steht, der sogenannten äußeren Christenheit, also 
unter allen Umständen selbst ‚‚christliche‘‘ Obrigkeit ist. Erst 
innerhalb dieses allgemein christlichen Rahmens tritt die 
Differenzierung ein. Je nach den Aufgaben. Es kommt dann 
jeweilig darauf an, wo sie einzugreifen Pflicht hat. Sie kann 
es tun als membrum (Mit-Glied) des „ganzen christlichen 
Körpers‘ d. h. der christlichen Gesellschaft oder als (praeci- 
puum) membrum ecclesiae. Jener Kreis ist der weitere, 
dieser der engere. Immer aber wurzelt das innere Recht 
ihrer Tätigkeit in der Struktur des corpus mysticum. 
Indem Luther jenen christlichen Rahmen beibehält, hat 
er die mittelalterliche Gesellschaftsordnung nicht zer- 
sprengt; wohl aber lockert er sie auf, dank jener Unter- 
scheidung. Die Obrigkeit ist aus der mittelalterlich em- 
pfundenen Magdstellung gegenüber der Kirche befreit und 
wirkt auch nicht im Sinne mittelalterlicher Reform als 
Inhaber der temporalia; vielmehr hat ihre gleichberechtigte 
Mitgliedschaft im corpus mysticum, die das Mittelalter ihr 
nicht zubilligte, ihr in der Gesellschaftsordnung eine Be- 
wegungsfreiheit gegeben, einzugreifen, wo es not tut, un- 
gehemmt durch den priesterlichen ordo, den sie selbst 


1) S. oben. 
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etwa bei einem Marsilius von Padua respektieren mußte!), 
und den erst Luther durch das allgemeine Priestertum 
aller Gläubigen beseitigte, nur normiert an der Eigenart 
ihrer Funktion: ‚‚die Guten zu schützen und die Bösen zu 
strafen“. Der Rahmen der äußeren Christenheit, des Wir- 
kungskreises, aus dem im Mittelalter, auch bei seinen Re- 
formen, alles für die Verhältnisbestimmung folgte, ist für 
Luther nicht wesentlich, sondern unwesentliche Voraus- 
setzung. Die Befugnis der Obrigkeit ändert sich durchaus 
nicht, wenn der Rahmen seine äußere Christlichkeit ver- 
liert; die äußere Christenheit ist grundsätzlich nicht 
mehr als die Gesellschaft. Wesentlich und entscheidend 
hingegen ist die Zugehörigkeit der Obrigkeit als gleichbe- 
rechtigtes Glied des corpus mysticum; denn die gibt ihr 
einerseits jene Bewegungsfreiheit, anderseits die Ver- 
pflichtung, als praecipuum membrum ecclesiae bewußt 
christlich tätig zu sein in Dingen, die mit dem äußeren 
Rahmen nichts zu tun haben, sondern ‚„kirchlich‘“‘ und 
damit bewußt christlich sind. Um zum Eingang zurück- 
zukehren, so wäre die vorgetragene Auffassung ‚‚nicht 
mehr schlechthin Sohm‘“ und ‚nicht ganz Holl‘.?) 


— m — 


1) Marsilius, der Volkswahl der Geistlichen u. dgl. kennt, hält am 
Weihecharakter des Priesters durchaus fest. 

2) Bedenken gegen Holls Kritik an der corpus-christianum Theorie 
sind m. W. bis jetzt von G. Wünsch und J. Kühn geltend gemacht 
worden. Letzterer schreibt (Toleranz und Offenbarung, 1923, S. XV]): 
„Holl ist nicht Sohm, aber Rieker gegenüber in Terminologie und Be- 
griffsbestimmung weithin im Recht. In der Sache selbst denke ich anders 
als Holl.“ Wünsch (Gotteserfahrung und sittliche Tat bei Luther, 1924) 
sagt S. 63: „Es ist mir zum mindestens gegen Holl fraglich, ob der Be- 
griff des corpus christianum als christliche Gesellschaftseinheit nicht in 
der Schrift „an den christlichen Adel‘ vorliege.“ 
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II. 
Pufendorfs Kirchenbegriff. 


Von 


Herrn Pfarrer Lic. Friedrich Schenke 
in Zschornewitz, (Bez. Halle a. d. S.). 


In seinen Vorträgen über „die Bedeutung der großen 
Kriege für das religiöse und kirchliche Leben innerhalb des 
deutschen Protestantismus“ ?) gibt der verdiente Lutherforscher 
Holl ein fast vernichtendes Urteil über den Kirchengedanken 
Samuel Pufendorfs ab. Er spricht von dem Mangel an kirch- 
lichem Gemeinsinn in der Zeit nach dem dreißigjährigen 
Kriege und den Versuchen des Rostocker Theologen Groß- 
gebauer?), dieses gesunkene Gemeinschaftsgefühl zu beleben, 
um von hier aus eine innere Erneuerung der Kirche in die 
Wege zu leiten. Die Orthodoxie der Zeit wäre diesen Be- 
strebungen sehr wenig günstig gewesen. So wäre der Wieder- 
hall, den Großgebauer in der Kirche fand, äußerst gering 
gewesen. „Die Hoffnung“, so fährt nun Holl fort, „daß darin 
noch einmal ein Wandel eintreten würde, ging völlig zu 
Grabe, als auch die Kirchenrechtslehrer den Begriff der 
Kirche in Übereinstimmung mit dieser Zeitanschauung fest- 
legten. Denn wenn Pufendorf und Thomasius die Kirche 
jetzt für eine Gesellschaft erklären, die durch freiwilligen 
Zusammentritt entsteht, so setzt das voraus, daß sie zunächst 
nur ein Haufe von einzelnen ist. Der allgemeine Beifall, 
den ihre Lehre fand, bestätigt nur, in welchem Maß diese 
Auffassung bereits als selbstverständlich galt.“”) Nach Holls 


ı) Tübingen 1917. 

2) Besonders in seinen „Wächterstimmen aus dem verwüsteten 
Zion* vom Jabre 1661. 

») Holl .2.0. 8.58, 
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Meinung hat also Pufendorf gelehrt, daß die Kirche nichts 
anderes wäre als eine lose, durch blosen willkürlichen Zu- 
sammenschluß entstandene Gesellschaft, demnach keine innere 
Einheit, sondern im Grunde nur ein Haufe einzelner. Holl 
schränkt zwar diesen letzten Vergleich etwas ein, durch das 
Wörtehen „zunächst“. Aber aus dem Zusammenhang, in 
dem die erwähnten Sätze stehen, ergibt sich doch als die 
Meinung Holls, daß im Sinne Pufendorfs die Kirche nicht 
cine Gemeinschaft, sondern eine Genossenschaft darstellt. 

Dieses Urteil Holls stimmt mit den Ausführungen über- 
ein, die Rieker in seinem bekannten Werke!) über den 
Kirchenbegriff Pufendorfs bietet. Rieker charakterisiert zu- 
nächst den naturrechtlichen Kirchenbegriff ganz allgemein: 
„Man faßte sie (sc. die Kirche) auf als eine Gesellschaft, 
einen Verein, wie es viele in der Welt gibt und dachte sie 
sich hervorgegangen aus einem mit Bewußtsein und planvoller 
Absicht vollzogenen Akte: diejenigen, welche das gleiche 
Bekenntnis, die gleichen religiösen Bedürfnisse haben, ver- 
binden sich zu einer Kirchengesellschaft, zu einem kirchlichen 
Verein“.?2) Von diesem „naturrechtlichen* Kirchenbegriff 
erklärt dann Rieker, daß er bei Pufendorf bereits in seiner 
ganzen Reinheit erscheine.?) Holls Bemerkung zeigt, daß die 
Darstellung Riekers noch heute in ungebrochener Geltung 
steht. Es soll im folgenden untersucht werden, ob die von 
Rieker gegebene Darstellung den Anschauungen Pufendorfs 
wirklich entspricht. 

Die Ausführungen Pufendorfs, auf die sich Rieker in 
seiner Darstellung stützt, finden sich im $ 39 seiner Religions- 
schrift „De habitu religionis ad vitam civilem“.*) Am Ein- 
gang dieses $ wirft Pufendorf die Frage auf: „ad quodnam 
demum genus corporum moralium ecclesiae sint referendae ?* 
Er gibt die Antwort: „Eas igitur constat habuisse indolem 
collegiorum seu eiusmodi sucietatum, queis plures homines 
certi cuiusdam negotii gratia inter se connectuntur“. Diese 
Worte scheinen Rieker recht zu geben. Ja es findet sich 


) Karl Rieker, Die rechtliche Stellung der evang. Kirche 
Deutschlands, 1893. 

») Rieker a.a.O. S. 242. s) Ebda S. 245. 

*) Vom Jahre 1687. 


uni, „EEE — „iseuiit. m (ne 


Pufendorfs Kirchenbegriff. 41 


sogar nachher der Satz: „Est autem natura collegiorum 
omnium, quae libera hominum coitione constant, ut aliquid 
habeant democratiae simile“. Da steht in der Tat das Wort 
„eollegium“. Da ist die Rede von einer Genossenschaft 
(societas), zu der sich eine Anzahl bestimmter Menschen unter 
einander verbinden, ja es ist auch in der letzten Wendung 
von einem freiwilligen Zusammentritt die Rede, durch den 
solche Gebilde, die man societas oder collegium nennt, ent- 
stehen. Die Tatsache ist also nicht zu leugnen, daß Pufen- 
dorf im Blick auf die Kirche von solchen Genossenschaften 
spricht. Aber ist nun auch die Folgerung richtig, daß dem- 
nach für Pufendorf die Kirche schlechtweg eine Gesellschaft, 
ein Verein wäre? Rieker könnte allenfalls dann recht haben 
— obwohl er wie wir sehen werden, sich auch hier den 
Wortlaut nicht genau ansieht — wenn dieser Paragraph der 
einzige wäre, der uns über Pufendorfs Gedanken inbezug 
auf die Kirche Aufschluß gäbe. Will man aber Pufendorf 
gerecht werden, so muß man doch seine ganze Schrift be- 
rücksichtigen und dann nach dem Zusammenhang fragen. 
in dem die angeführten Sätze stehen. 

Ein Überblick über die Schrift Pufendorfs zeigt, dab 
der Gegensatz gegen die alte lutherische Anschauung von 
der Kirche, wenigstens in der von Rieker angenommenen 
Form!j, nicht vorhanden ist. Das Luthertum hatte in dem 
Begriffe der Kirche immer zwei Momente zusammengedacht, 
die congregatio sanctorum, das unsichtbare Reich Christi, und 
die empirische Christengemeinschaft, den coetus vocatorum.?) 
Diese beiden Gedanken finden sich bei Pufendorf wieder. 
Auch er spricht vom regnum Christi und weiter vom coetus 
fidelium. Und die Näherbestimmungen, die er beiden Be- 


1)8.242: „Durch diese — neue naturrechtliche — Auffassung 
wurde die Kirche ihres transcendenten Charakters entkleidet; sie mußte 
sich mit audern Vereinen und Genossenschaften auf eine Stufe stellen 
lassen“ und weiter: „Die Kirche ist jetzt nicht mehr die von Gott ge- 
stiftete Heilsanstalt, der Leib Christi auf Erden, sondern ein Verein“. 

?) Über diese Unterscheidung bereits bei Lutber s. Holl: Ge- 
sammelte Aufsätze zur Kirchengeschichte Bd. I Luther, 1921 S. 252 fi. 
bes. 8. 260 Anm.: „Es hat keinen Augenblick in der Entwicklung 
Luthers gegeben, wo er unsichtbare Kirche und sichtbare Gemeinschaft 
nicht auch positiv aufeinander bezogen hätte.“ 
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griffen gibt, kann man nur als gut lutherisch bezeichnen. 
Selbst die in der lutherischen Theologie üblichen Bezeich- 
nungen wie der Unterschied von ecclesia universalis und 
particularis werden von Pufendorf angewandt. 


Klar und unzweideutig ist zunächst der Gedanke der 
unsichtbaren Kirche herausgearbeitet. Pufendorf nennt sie 
meist Reich Christi. Vom Reich Christi spricht er in den 
ss 13—29. Das Reich Christi ist von Christus während 
seiner Erdenzeit gegründet.!) Aber es ist, wie er selbst da- 
mals schon sagte, nicht von dieser Welt. Der König dieses 
Reiches ist Christus selbst, der sich gegenwärtig den Augen 
der Sterblichen entzogen und gleichsam seinen Hof im Himmel 
aufgerichtet hat.?2) Dieses Reich ist das Reich der Wahrheit. 
In ihm zieht Christus selbst durch die Wahrheit die Seelen 
.der Menschen in seine Nachfolge.°) Dieser Vorgang ist ein 
rein innerlicher. Denn die Eigentümlichkeit der Wahrheit 
ist es, nur mit innerer Kraft in die Gemüter der Menschen 
einzugehen.*) In dem Reich der Wahrheit hat Christus nach 
seinem Scheiden aus der menschlichen Gesellschaft die Apostel 
zu Ministern und Predigern der Wahrheit bestimmt.°) Her- 
nach vertraute er seine Lehre einem Buche an, damit sie 
allen zugänglich bliebe und ihre Kenntnis nicht ein Vorrecht 
der Priester würde wie bei den sibyllinischen Büchern.®) Für 
Pufendorf steht wie aus vielen Äußerungen hervorgeht, die 
Autorität der Bibel noch in ungebrochener Geltung. Er ist 


1) 8 12: Christus ecclesiae ab ipso cognominatae fundator. 

2) 8 29: Non est de hoc mundo; rex ibi est Jesus Christus, qui 
in praesens oculis sese mortalium subtraxit et velut aulam suam in 
coelis locavit. 

3) 8 17: Est igitur regnum Christi regnum veritatis, in quo ipse 
per veritatem animos hominum ad obsequium suum pertraxit; s. 8 29. 

*) ib.: nam veritatis indoles est, ut intrinseca vi animis hominum 
influat, modo dextre proponatur. 

s) 8 18: In regno veritatis Christus post exutam a se humanam 
conversationem subrogavit sibi apostolos, sed longe dispari dignitatis 
gradu, non velut reges, sed ministros et praecones veritatis a se 
traditae, 

°) 8 21: Neque enim Christus suam doctrinam penes solos sacer- 
dotes esse voluit, ab his de manu in manum tradendam, sed codice 
eam consignari voluit, qui non a certo collegio paucorum custodiendus 
esset, sicut Romae lıbri Sıbyllini, sed quem omnibus evolvendi jus foret. 
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von den Zweifeln mancher Zeitgenossen noch unberührt. Er 
sieht in der Bindung an die Bibel nicht eine Einschränkung 
der geistigen Freiheit, sondern im Gegenteil eine Befreiung, 
eine Unabhängigmachung des Gläubigen von allem Priester- 
zwang. Ob Pufendorf ein Ministerium verbi grundsätzlich 
für notwendig und für ein wesentliches Stück des regnum 
Christi hält, ist nicht ganz klar zu erkennen; er spricht ge- 
legentlich von den Nachfolgern der Apostel!), aber er sieht 
das Reich Christi doch auch dort, wo nur zwei oder drei in 
Christi Namen versammelt sind. Jedenfalls haben die Lehrer 
(nach Pufendorf — Prediger) keine besondere Autorität über 
die Gläubigen. Sie legitimiert allein die Übereinstimmung 
ihrer Lehre mit der Schrift.?) Ihre Aufgabe ist das Wort 
zu predigen. Darunter fällt auch das sogenannte Schlüssel- 
amt. Wenn Christus den Aposteln das Schlüsselamt gab, so 
bedeutet das nur, daß sie die Lehre des Evangeliums von 
der Sündenvergebung durch den Glauben an Christus von 
diesem erhalten hatten.?) Sie und erst recht die Diener der 
Kirche hatten also keine besondere Vollmacht, sondern konnten 
das Evangelium nur auf den einzelnen anwenden: Wenn du 
glaubst, so sind dir um Christi willen deine Sünden vergeben. 
Es handelt sich im Reiche der Wahrheit nur um innere 
Wirkungen Christi bezw. seiner Lehre. Es fällt aus diesem 
Rahmen nicht heraus, wenn Pufendorf das Reich Christi mit 
dem Reiche Gottes oder dem Himmelreiche identifiziert *) 
und dabei die Gleichnisse Jesu vom Gottes- oder Himmel- 
reiche darauf anwendet.°) 

Ein neues Moment kommt hinzu, wenn nun der Blick 
auf die Menschen fällt, die zu diesem Reiche gehören. Hier 


ı) 8 21: apostoli et eorum succedani. 

®) 8 33: Unde et doctoribus ecclesige non sufficit dixisse, sie vo- 
lumus, sic jubemus; sed necessum est, ut demonstrent, a se tradita 
examussim congruere doctrinae a Christo et apostolis promulgatae. Nec 
auditores resolvant fidem suam in autoritatem doctoris, sed in autori- 
tatem dei, cuius verbo conformia esse debent doctoris dogmata. 

®) 8 25: Quae omnia si probe considerentur, adparet claves regni 
coelorum apostolis commissas esse nihil aliud, quam doctrinam evan- 
gelii de remissione peccatorum per fidenı in Christum. 

*) 8 29: regnum Christi aut Dei, regnumve coclorunı, his in terris 
existens. 

°) in demselben $. 
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gilt es genau auf die Worte zu achten, die Pufendorf an- 
wendet. Wir geben folgende darauf bezügliche Worte, der 
Genauigkeit wegen lateinisch wieder: „doctrina christiana 
animos hominum per fidem unit sub obsequium Christi); 
regnum (sc. Christi oder Dei) constituit unio fidelilum sub 
Christo rege ?); unio fidelium sub rege Christo corpusque 
adeo illud ınysticum, cuius caput Christus, membra fideles 
sunt.“?) In diesen Worten kehrt eine Wortverbindung immer 
wieder: unio fidellium. Aber auch nur der Ausdruck unio 
wird in diesem Zusammenhang gebraucht. Pufendorf kennt 
auch andere Verbindungen der fideles; er spricht noch von 
der multitudo fidelium, ferner vom coetus fidelium. In dem 
Zusammenhang aber, wo er vom regnum Christi spricht, 
wendet er nur das Wort unio an. Unio bedeutet die innere 
Einheit der Gläubigen. Es bezeichnet ihre Vereinigung, so- 
fern Christus ihr König ist, sofern sie zu dem rein spiritualen 
Reiche Christi gehören. Das ist eine durchaus religiös ge- 
gründete Einigung. Das geht besonders daraus hervor, daß 
diese unio gleichgesetzt wird mit dem corpus illud mysticum, 
cuius caput Christus, membra fideles sunt. Und weiter wird 
als die Ursache der Vereinigung keineswegs die menschliche 
Willkür, sondern die Wirksamkeit eines spiritualen Faktors 
angegeben. Es heißt, die doctrina christiana einigt die Seelen 
der Menschen durch den Glauben. Diese Einigung ist die 
Wirkung der Lehre, d. h. des Wortes Christi und damit 
Christi selbst. Oder Pufendorf sagt: „Regnum Christi con- 
stituit unio fidelium.“ Hier ist kein Menschenwerk, höchstens 
menschliche Vermittlung in der Predigt des Wortes. Daher 
gleicht diese Gemeinschaft keiner menschlichen. Es ist die 
Eigenart des corpus mysticum, wie es im $ 34 im Anschluß 
an 1. Kor. 12 und Eph. 4 näher beschrieben wird, daß seine 
Glieder durch heilige Bande miteinander verknüpft sind.) 
Die unio fidelium ist eine durchaus innerliche, gottgewirkte 
Einheit. Bisweilen, wenn auch nicht oft, findet sich für das 
so beschriebene Reich Christi die Bezeichnung „Kirche“. So 


') ib. 2) ib. ») 8 30. 

*) $ 34: Sunt haec omnia vincula sacrosancta, sed ad constituen- 
dum et connectendum aliquod corpus nıysticum, non ad regnum ali- 
quol de hoc mundo idonea. 
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sagt Pufendorf im eben erwähnten $ 34 „Bekanntlich wird 
die Bezeichnung ‘Kirche’ in der Schrift auch den gesamten 
Gläubigen in der Welt beigelegt und von ihnen wie von 
einem Körper gesprochen“.!) Und an anderer Stelle defi- 
niert er: „Unter allgemeiner (universaler) Kirche verstehen 
wir nach dem Sinne der hl. Schrift die Gesamtheit der Gläu- 
bigen auf der Welt, deren Vereinigung durch die Einheit 
Gottes, des Heilandes, der Taufe, des Glaubens und des 
Heiles bestimmt wird (definitur)“.2) Es ist kein Zweifel, daß 
Pufendorf mit dem Regnum Christi, das die Gesamtheit der 
Gläubigen unter dem Gesichtspunkt ihrer inneren religiösen 
Einheit umfaßt, dasselbe versteht, was die lutherische Theo- 
logie gemeinhin die unsichtbare Kirche genannt hat. 


Überblicken wir die bisher erwähnten Äußerungen 
Pufendorfs, so ergibt sich, daß er nicht nur die altluther- 
ischen Gedanken von der Kirche als eine religiöse Gegeben- 
heit und Wirklichkeit kennt, daß er vielmehr auch ein ganz 
klares Bild von ihr hat. Es ist geradezu unverständlich, wie 
Rieker behaupten kann, der von ihm geschilderte naturrecht- 
liche Kirchenbegriff erscheine bei Pufendorf bereits in seiner 


ı) Heic igitur comstat, in sacris literis vocabulum ecclesiae tribui 
etiam universis fidelibus ubicunque terrarun degentibus, et de illıs 
pronunciari velut de uno aliquo corpore. 

2) 8& 33: Per ecclesiam universalem juxta mentem sacrarum scri- 
pturarum intelligitur universitas fidelium, ubicunque terrarum degant. 
quorum conjunctio unitate Dei, Salvatoris, baptismatis, fidei, salutis, 
definitur. Pufendorf fährt fort: Ab hac illi demum excludunutur, qui 
hocce unitatis vinculum abrumpunt, id est, qui deum et Christum alı- 
negant, qui baptisma rejieiunt, qui fidem habent a sacris literis dis- 
crepantem saltem in praecipuis capitibus. Diese letzte Bemerkung 
scheint darauf hinzudeuten, daß Pufendorf im Gegensatz zur zeitge- 
nössischen Theologie die S. 3 erwähnte Bindung an die Bibel nicht 
als unbedingte Bindung an ihren Wortlaut auffaßt. Daß aber alle 
Lehrstreitigkeiten auf Grund der Bibel, die die göttlich vorgeschriebene 
Lehre enthält (8 32), nicht nur geprüft, sondern auch entschieden 
werden können (8 36), ist gleichwohl Pufendorfs Meinung, ja er gibt 
sogur den Fürsten das Recht, ibre Untertanen an mit der Schrift über- 
einstimmende Glaubensformeln unter Androhung des Verlustes des 
Bürgerrechtes, ja der Landesverweisung zu binden ($ 49): Quid enim 
«at quomodo isti (ministri) docere debeant, jam divinitus fuit praescrip- 
tum; ac non minus regibus, quam aliis heic sola obsequii gloria est 
relicta (8 42). 
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ganzen Reinheit, der Kirchenbegriff, von dem vorher wört- 
lich gesagt wird: „Die Kirche ist jetzt nicht mehr die von 
Gott gestiftete Heilanstalt, der Leib Christi auf Erden, sondern 
ein Verein, der dadurch entsteht, daß da und dort mehrere 
Menschen, welche die gleichen religiösen Ansichten und Be- 
dürfnisse haben, sich zusammenschließen, um ihre Bedürfnisse 
miteinander zu befriedigen“. 1) Soviel dürfte aus dem bis- 
herigen unzweideutig hervorgehen, daß dieser Kirchenbegriff 
bei Pufendorf „in seiner ganzen Reinheit“ nicht erscheint. 
Pufendorf kennt den altlutherischen Kirchenbegriff sehr wohl, 
und er räumt ihm zum mindesten eine nicht unwichtige 
3telle in seiner Gedankenwelt ein. 

Doch die Gedanken Pufendorfs sind ja mit seinen Aus- 
führungen über das Reich Christi noch nicht erschöpft. Wir 
haben bisher nur von der Kirche gesprochen, soweit sie auch als 
unio fidelium bezeichnet w?rden kann. Es wurde bereits 
erwähnt, das Pufendorf noch andere Bezeichnungen für das 
Verhältnis der Gläubigen untereinander kennt; er spricht 
häufig von einem coetus fidelium, bisweilen, wenn auch selten 
von der „multitudo fidelium“. Damit lehnt er sich an den 
Sprachgebrauch der lutherischen Theologie an, die die Kirche 
mit Vorliebe als „coetus vocatorum“ bezeichnete. Dieser 
Ausdruck fand besonders dort seine. Stelle, wo davon ge- 
handelt wurde, daß die unsichtbare Kirche empirisch wird 
und in der Gemeinschaft der empirischen Christen irgendwie 
in die Erscheinung tritt. Der Ausdruck coetus vocatorum trat 
also zumeist in Verbindung mit dem Gedanken der sichtbaren 
Kirche auf.?2) Nun meint Rieker, daß der von ihm be- 


1) Rieker a. a. O. S. 242. 

2) Belege dafür bei H. Schmid, Die Dogmatik der evang. luth. 
Kirche 1870 S. 435ff. Von dem Unterschiede der Dogmatiker zwischen 
coetus electorum und vocatorum findet sich bei Pufendorf nichts. 
Pufendorf stand wohl, wenn er, wie wir nachher sehen werden, dem 
coetus fidelium gewisse Handlungen zuweist, auf dem von Holl (Ges. 
Aufsütze S. 301) charakterisierten Standpunkt Luthers: „Ein Handeln 
der Gemeinde bedeutet nicht den Anspruch, heilige Gemeinde zu sein, 
und handlungsfühig wird eine Gemeinde nicht erst dann und nicht erst 
dadurch, daß alle ihre Angehörigen Glieder am Leibe Christi sind. 
Es genügt, dass überhaupt Christen in einer Gemeinde sind. Sie müssen 
sich aber überall da finden, wo das Wort verkündet wird“. 
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schriebene naturrechtliche Kirchenbegriff sich an dei Begriff 
der sichtbaren Kirche des „coetus amplectentium evangelium“ 
angeschlossen hätte.!) Es wäre also weiter zu fragen, ob Pufen- 
dorf den Gedanken der Kirche als eines coetus fidelium in 
dem Sinne gewandelt hat, daß sich nun die sichtbare Kirche 
als ein zu einer religiösen Gesellschaft vereinigter Haufe, als ein 
religiöser Verein darstellte. 

Um diese Frage zu beantworten, muß zunächst untersucht 
werden, was Pufendorf unter coetus fidelium versteht. Er 
kommt auf diesen Begriff ausführlich im $ 30 zu sprechen. 
Der Zusammenhang ist folgender. Der Tendenz seiner 
Schrift entsprechend, die dem römischkatholischen Imperium 
gegenüber nachweisen will, daß die Kirche kein staatenähn- 
liches Gebilde sein kann, hatte Pufendorf in den 8$ 12—29 
unter Berufung auf die Schrift und die in ihr geschilderten 
urchristlichen Verhältnisse den Nachweis unternommen, daß 
das Reich Christi, die Kirche, die Christus und sein Kommen 
auf Erden begründet hat, und die durch die Apostel fort- 
gepflanzt wurde, kein Staat oder staatenähnliches Gebilde 
sein könne. In dem bereits mehrfach erwähnten $ 29 hatte 
er‘ noch einmal grundsätzlich den Gegensatz des Regnum 
Christi zu jedem menschlichen Imperium auseinandergesetzt. 
Nun geht er weiter und kommt im $ 30 zu einer neuen 
Fragestellung: „Gut, mag die Einheit der Gläubigen unter 
Christi Königtum d. h. also jener mystische Leib, dessen 
Haupt Christus, dessen Glieder die Gläubigen sind, keinen 
Staat ausmachen, so bleibt gleichwohl die Frage: ob nicht 
jene Menge der Gläubigen selbst, die sich auf Erden befindet, 
unter sich irgend einen Staat oder ein Gemeinwesen bildet, 
welches durch eine weltliche oder dieser ähnliche Herrschaft 
zusammengefaßt wird? oder was dasselbe ist: ob die Kirche 
nach dem Willen des Heilands ein Staat oder ein Gemein- 
wesen sein soll?“?2) Nachdem Pufendorf zuvor von dem 

!) a. a. 0.8. 241. 

2) & 30: Enimvero etsi unio fidelium sub rege Christo corpusque 
adeo mysticum, cuias caput Christus, membra fideles sunt, statum non 
efficiat: nihilominus quaestio adhuc restat, an non illa ipsa multitudo 
fideliam in his terris existens inter se constituat statum aliquem seu 
rem publicam, quae uno imperio humano aut quod humano simile sit, 


continestur? seu quod eodem redit: An ecclesia ex intentione salva- 
toris debeat esse status seu respublica? 
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rein spirituslen Reiche Christi gehandelt hat, in diesem Zu- 
sammenhang auch von der unio fidelium, kommt er jetzt auf 
die — wie wir heute sagen würden — soziologische Seite 
der Sache zu sprechen. Er geht von der Tatsache aus, daß 
es eine Menge Gläubiger auf Erden gibt, und fragt, ob 
diese nicht als solche sich zu einem Gemeinwesen zusammen- 
schließen könnten, 

In diesem Zusammenhange erscheinen die Worte coetus 
fidelium, multitudo fidelium, häufig auch „Kirche“. Pufen- 
dorf geht selbst zunächst auf den Ausdruck „Kirche“ ein 
und untersucht den Sinn des Wortes „ecclesia*. Er kann 
feststellen, daß dieses Wort bei den griechischen Demokratien 
geläufig war und dort zunächst keine religiöse Bedeutung 
hatte, sondern allgemein die Zusammenkunft des Volkes 
zwecks Erledigung bürgerlicher Angelegenheiten bezeichnete, 
In der LXX wurde es dann, wenn auch nicht ausschließlich 
auf die gottesdienstlichen Versammlungen angewandt. „Im 
Neuen Testament“, so heißt es nun weiter, „bedeutet Kirche 
zumeist entweder die gesamte Menge der Gläubigen, wo 
immer sie sich befinden, oder die Gemeinde (coetus) der 
Gläubigen einer Provinz, einer Stadt, ja auch eines Privat- 
hauses oder einer Familie“.!) Was das erste betrifft, die 
Gesamtheit der Gläubigen, so denkt Pufendorf offenbar an 
die bereits erwähnten Stellen der Paulusbriefe, wo von der 
Gemeinde als dem Leibe Christi die Rede ist. Davon spricht 
er im $ 34.2) Im $ 30ff und später zumeist wird das 
Wort Kirche (ecclesia) im zu weit genannten Sinn verwendet. 
Es bedeutet soviel wie Christengemeinde. Danach bestimmt 


) 830: Provinz = Territorium v. Gierke G.R.IVS.345. Kirche 
bedeutet also bier ebenso die Territorialkirche, wie die einzelne Kirchen- 
gemeinde — Eine ähnliche etymologische Herleitung des Wortes 
ecclesia findet sich bei Johann Gerhard: Ecclesia ab 2xxaleiv in genere 
significat coetum et congregationem, unde tribuitur politicis ac pro- 
fanis coetibus. UÜt ergo ecclesiae coetus sacer distingueretur a profanis 
coetibus, ideo vocatur ccclesia dei 7 2xxAnola rodü Beodo Loci Thom. V, 
1617 S. 566 

2) Im $ 53 wird von der ecclesia universalis in der Auseinander- 
setzung mit den Ansprüchen der römischen Kirche gesprochen. Die 
römische Kirche wird hier nur als coetus aliquis oder als particularis 
ecclesia gelten gelassen. 
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sich auch die Bedeutung des Ausdrucks „coetus fidelium“ ; 
er bezeichnet die in der Christengemeinde zusammenge- 
schlossene Menge der Gläubigen. Die beiden Bezeichnungen 
coetus fidelium und: ecoclesia kommen sich also in ihrer Be- 
deutung sehr nahe und werden oft gleichbedeutend .ange- 
wendet. Eine kleine Nüance scheint darin zu bestehen, daß 
bei coetus fidelilum zumeist das die Vereinigung bildende 
Moment, der gemeinsame Glaube, in den Vordergrund rückt?), 
während mit ecclesia im Anschluß an den neutestamentlichen 
Sprachgebrauch schlechtweg die Christengemeinde bezeichnet 
wird, aber in dem Sinne des Wortes in dem es die Haus- 
gemeinden ebensowohl wie die Ortsgemeinden, ja alle empi- 
rischen Kirchenorganisationen umfaßt. Das Wort erscheint 
daher selten iu der Einzahl, meist nur, wenn es als Gattungs- 
begriff auftritt, viel häufiger findet sich die Mehrzahl: ecclesiae. 

Fragen wir nun weiter nach der Struktur dieser coetus 
oder ecclesiae, so ergibt sich bald der Unterschied zu dem 
oben beschriebenen regnum Christi oder der unio fidelium. 
Diese waren rein religiöse Begriffe, Objekte des Glaubens. 
Jene stellen empirische Größen dar; sie sind irgendwie um- 
grenzt, befinden sich an irgend einem Orte. Die unio fidelium 
ist allein von Christus oder seinem Worte gewirkt. Im 
coetus fidelium treten die Glieder handelnd auf. Ihre häu- 
figsten Handlungen sind, Gottes Wort hören, Gott loben, 
beten, Werke der Liebe ausüben, in der Furcht des Herren 
wandeln, für die Armen sorgen.?2) Weitere Funktionen der 
„Kirche“ bestehen in der Anstellung der Lehrer, Sendung 


) 8. $ 26: coetus eorum qui nomen Christi profitentur; 8 58: 
omnes fidelium ooetus, qui veram fidem profitentur. Als Wechselbe- 
griffe erscheinen coetus und ecclesia etwa in folgenden Wendungen: 
$27 zu Matth. 18 V.16f.: Si ne hoc quidem modo iste expugnetur, ad 
totaum fidelium coetum eius loci causam deferendam (nam ut heic 
per ecclesiam soli presbyteri intelligantur, nulla ratio sub igit); oder 
$ 30: Quae in istis ecclesiis seu coetibus agitantur, isthaec exprimun- 
tur 1. Kor. XIV, 28. 

2) 8 80: Frequentissimum elogium eoraum, e quibus ecclesiae .com- 
ponuntur, est quod sancti et fratres et redemti sanguine Christi et 
filii Dei appellentur. Frequentissimae actiones, audire verbum Dei, 
laudare Deum, preces fundere, exercere opera caritatis, versari in 
timore Domini, jejunare, curam agere pauperum. 

Zeitschrift für Rechtsgeschichte. XLV. Kan, Abt. XIV. 
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von Delegierten zur Entscheidung von Glaubensfragen, Wahl 
von Armenflegern, Sammlung von Almosen, Aufbringung der 
Besoldung für die Lehrer, alles Dinge, die bereits bei den neu- 
testamentlichen Gemeinden erwähnt werden.!) Der Begriff 
der ecclesia als Gemeinde enthält damit ein stark subjektives 
Moment. Durch dieses empirische und subjektive Moment 
unterscheidet sich der coetus fidelium von der unio fidelium. 
Kann man aber nun sagen, daß damit die Kirche zu einem 
Vereine wird, daß der Zusammentritt der einzelnen Glieder 
erfolgt, um ihre religiösen Bedürfnisse zu befriedigen ? 

Aus der eben gegebenen Beschreibung der Betätigung 
der „Kirchen“ würde man diese Schlußfolgerung kaum ziehen 
können. Denn diese Näherbestimmungen sind ja Funktionen, 
die man den Christengemeinden jederzeit zugeschrieben 
hat, wenn auch zumeist nicht in unbeschränkter Freiheit. 
Pufendorf würde damit nichts Neues sagen, zumal auch er 
die Bewegungsfreiheit der Gemeinden hernach durch das 
landesherrliche Kirchenregiment mindestens ebenso ein- 
schränkt?), wie es sonst im Luthertum üblich war. Nun 
bezeichnet er aber die so beschriebenen Kirchengemeinde 
als ein „collegium“. Dieser Ausdruck ist es offenbar, durch 
den Pufendorf in die übliche Definition der Kirchengemeinde 
etwas Neues bringt. Worin besteht denn nun dieses Neue? 
Wirklich darin, daß jetzt die Kirchengemeinden als Vereine 
oder Genossenschaften gelten sollen? 

Um eine Antwort auf diese Frage zu finden, müssen 
wir uns die Eingangs bereits erwähnten Sätze des $ 39 ein- 
mal genau ansehen, Daheißt es: „Eas (sc. ecclesias) igitur con- 
stat habuisse indolem collegiorum seu eiusmodi societatum, 
queis plures homines certi cuiusdam negotii gratia inter seconne- 
cetuntur.“ Und von den collegia wird weiter gesagt: „Est 
autem ea natura collegiorum omnium, quae libera hominum 
coitione constant, ut aliquid habeant democratiae simile 
hactenus, ut quae eam in universum concernunt negotia, com- 
muni omnium consensu sint expedienda adeoque nemo in 
illis potestatis quid in alios sibi arrogare queat, nisi id ab 


1) ebenda. 


2) Über die Funktionen der Fürsten in und gegenüber den Ge- 
meinden s. die 88 43—48, 
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universis ipsi sit delatum‘‘. Welches ist der Sinn dieser 
Sätze? Pufendorf spricht von ecclesiae. Es ist ganz deut- 
lich, daß er von den empirischen Kirchengemeinden redet, 
nicht etwa von „der Kirche“ überhaupt. Das darf nicht 
übersehen werden. Inbezug auf die Kirchengemeinden ge- 
braucht er die Worte collegium und societas. Was er 
unter den collegia oder societates versteht, wird aus den 
näheren Bestimmungen der Relativsätze deutlich. Ziemlich 
gleichlautend gibt er an, daß solche Gesellschaften und Ge- 
nossenschaften durch freien Zusammenschluß bestimmter 
Menschen entstehen. Es wird gesagt, daß sie in ihrer Art 
den Demokratien ähnlich wären, sofern sie nämlich ihre 
gemeinsamen Angelegenheiten auch gemeinsam erledigten. 
Wir haben hier in der Tat den Vereins- oder Genossenschafts- 
begriff, und wir müssen feststellen, daß dieser Begriff auf 
die Kirchengemeinden angewendet wird. Unter diesen Be- 
griff werden im folgenden auch die Funktionen der Ge- 
meinden befaßt, von denen im $ 30 bereits die Rede war: die 
Einsetzung der Lehrer, für die die Vollmacht, wie jetzt be- 
sonders hervorgehoben wird, bei der ganzen Gemeinde. liegt !), 
die Sammlung von Mitteln für den Unterhalt der Lehrer und 
für die Armen?), die Aufstellung der Statuten, die dem 
Zwecke der Kirche entsprechen ?), die Sittenzucht von der 
Ermahnung bis zum Ausschluß aus der Gemeinde). Wieder- 
holt wird betont, daß es sich dabei um gemeinsame Willens- 
kundgebungen der Gesamtheit der Mitglieder handelt. 


ı) 8) 39: Unde consequitur, ut radicaliter et originarie facultas 
constituendi doctores aliosque ministros ecclesiae sit penes totam eccle- 
siam universumque coetum fidelium. 

2) Est quoque ecclesiis sicut aliis collegiis aliqua potestas 
colleotandi seu colligendi stipes ad sustentationem ministrorum et 
pauperum. 

®) Habent praeterea hoc omnia collegia, non minus quam ecclesiae, 
ut communi consensu statuta condere queant, ad peculiarem eorundem 
finem spectantia, salvis communibus civitatis legibas. 

*) Sio ut ecclesiae morum quondam censuram in sun membra 
exercuerint ... . Ista tamen omnia non aliis poenis potuerunt sanciri, 
quam quae extra summi imperii usum exerceri possunt; uti est admo- 
nitio, correctio publica etc. vel plena exclusio ab ecclesia. Id quippe 
extremum est, quo coercitio alicuius collegii procedere possit, ut nempe 
quis eodem penitus ejiciatur. | 
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Der Sinn dieser Ausführungen scheint ganz klar zu sein, 
Die Kirchengemeinden sind Kollegien, deren Wesen in dem 
Zusammenschluß von Mitgliedern und in dem Zusammen- 
wirken dieser zu Zwecken des Verbandes besteht, und deren 
Aufgabe es ist, ihre inneren Angelegenheiten selbständig zu 
ordnen. Ist das der wahre Sinn Pufendorfs? Das muß unter 
Berücksichtigung der sonstigen Gedanken Pufendorfs über 
Kirche und Kirchengemeinden als ausgeschlossen gelten. Wir 
haben am Anfang die Gedanken Pufendorfs über die reli- 
giöse Kirchenidee wiedergegeben. Es ist geradezu unmög- 
lich, daß die religiös bestimmte Vereinigung der Gläubigen 
mit einem Mal vergessen und statt dessen ein Verein der 
Gläubigen als Kirche gesetzt werden sollte. Gewiß enthält 
der Begriff der Kirchengemeinde ein subjektives Element. 
Aber dies allein übrig zu lassen und alle göttliche Bestimmung 
dieser Vereinigung auszumerzen, das hieße denn doch, den 
Begriff Kirche in sein Gegenteil verkehren. Die Kirchen- 
gemeinde kann doch nur eine Erscheinungsform der Kirche 
im Sinne der Idee bilden. Hinter den ecclesise steht die 
ecclesia, die die Gemeinden erst zu Kirchengemeinden macht. 
Da Pufendorf an der religiösen Idee der Kirche festhält, 
kann er die Kirchgemeinden nicht zu religiösen Vereinen 
degradieren. Das müßte man schon aus dem Tatbestand 
schließen, wenn nicht Pufendorf selbst von den Gliedern der 
Kirchengemeinden an anderer Stelle die Bemerkung machte, 
daß sie zueinander gehörten als sancti, fratres, et redempti 
sanguine Christi ac filii dei!), und daß sie durch innere und 
heilige Bande miteinander verbunden wären.?) Aber wir 
haben auch ein ausdrückliches Zeugnis dafür, daß nach der 
Ansicht Pufendorfs die Kirchengemeinden gerade nicht aus 
einem willkürlichen Zusammenschluß der einzelnen Kirchen- 
glieder hervorgegangen sind. Das findet sich im $ 32. Er 


1) 8. oben Anm. 2 zu 8. 49. 


2) Außer der unter Anm. 4 zu S. 44 genannten Stelle bes. $ 54: 
Collegium quippe ecclesia est, cuius membra non imperio humano con- 
nectuntur, sed unitate fidei orthodoxae; quam qui deseruerit, nullo 
amplius mystico vinculo connectitur cum illis, qui in vera fide per- 
sistunt. Hier wird also ein „mysticum vinculum“ auch für die „Kirche“ 
als collegium vorausgesetzt. 
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vergleicht hier Staat und Kirche inbezug auf die Bande, mit 
denen die einzelnen Glieder untereinander verknüpft sind. 
Dabei meint er, daß bei der Staatsgründung die Menschen 
miteinander über ihre Verbindung zu einer Gemeinschaft 
(societas) übereingekommen wären. Bei der Gründung der 
Kirchen war es ganz anders. Hier kamen nicht die Menschen, 
als sie ihr Elend sahen, miteinander überein, um sich zu 
Gott zu bekehren, sondern Gott rief sie durch seine Boten.!) 
Und noch einmal heißt es: Es gab keine Abmachung der 
Menschen untereinander zwecks Gründung einer Gemeinde, 
sondern ein jeder folgte, ohne auf andere zu sehen, der 
Fahne COhristi.?) Pufendorf lehnt hier den „naturrechtlichen“ 
Kirchenbegriff, als dessen reinsten Vertreter Rieker ihn hin- 
stellen will, gerade ausdrücklich ab. Wollte man einwenden, 
daß sich die ebenerwähnten Ausführungen nur auf die 
Gründungszeiten der Kirche bezögen, so kann darauf ver- 
wiesen werden, daß auch 8 39 zunächst nur von den Ge- 
meinden unter den römischen Kaisern spricht.?) 

Ist das aber die wirkliche Meinung Pufendorfs — und 
daß sie es ist, kann nach dem Zusammenhang, in dem der 
8 32 steht, nicht geleugnet werden, so entsteht nun um so 
dringlicher die Frage nach dem richtigen Verständnis der 
Ausführungen des 8 39. Wir bemerkten bereits, daß der 
8 39 einzelne Gedanken enthält, die auf 8 30 zurückgreifen. 
Vielleicht kann dieser $ 30 weiterhelfen. Ein tieferer 
Zusammenhang ist in der Tat vorhanden. Im $ 30 werden 


ı) 8 82: Sed et toto coelo compages interna status alicuius et 
vincula, queis membra eorum inter se connectuntur, differunt ab ea 
structure, quae in corpore alicuius ecclesiae reperitur. Circa primam 
stetuum sive civitatum originem constat, homines ... inter se con- 
venisse super sus in unam societatem conjunctione ... Aliter plane 
circa plantandas ecclesias sese res habet. Non enim homines ultro, 
agnita miseria sua, inter se convenerunt de conversione sui ad Deum; 
sed cum ignorantiae tenebris circumfusi salutisque suae securi agerent, 
Deus demum per missos & se annunciavit et praecepit, ut omnes ubi- 
que resipiscerent. 

%) ib.: Nulla ergo est conventio hominum inter se ad subeundam 
et constituendam ecelesiam, sed singuli pro se, citra respectum ad 
alios, sacramento Christi, succedunt. 

s) 8 89: prout quidem illae se primitus habebant sub imperio 
prineipum ethnicorum. 
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nämlich nicht nur die gleichen Funktionen erwähnt, die die 
Kirchengemeinden ausüben. Es taucht dort auch schon der 
Ausdruck collegium auf und zweimal in einer Gedanken- 
verbindung, die in $ 39 wiederkehrt. Es wird dort gesagt, 
daß den Kirchengemeinden das Recht zur Einsetzung von 
Lehrern zugestanden werden müsse; denn das Recht hätte 
ein jedes private Collegium, das dem Staate unterstände 1), 
und weiter, zu Jerusalenı wählte die Gemeinde bestimmte 
Leute, die die Sorge für die Almosen haben sollten. Diese 
Tätigkeit überstiege nicht die Grenzen eines privaten Col- 
legiums.?) Hier wird also wie im $ 39, von der Anstellung 
von Lehrern, wie von der Sammlung von Mitteln gesprochen. 
Es wird gesagt, daß diese Tätigkeiten von den Gemeinden 
ausgeübt werden können mit demselben Recht, mit dem 
jedes derartige Collegium zur Ausübung solcher Tätigkeiten 
befugt sei. Privat heißen die Collegia im Gegensatz zum 
Staate, der ja nach Pufendorf auch eine Art collegium bildet?°), 
nur durch das summum imperium zum Staate geworden ist. 
An der zuerst angezogenen Stelle wird das besonders hervor- 
gehoben, daß ein solches Privatcollegium unter dem Staate 
steht. Gerade dieser letzte Gedanke, die Abgrenzung bezw. 
Unterordnung der — empirischen — Kirche unter den Staat 
ist aber der leitende Gedanke des $ 39. In den vorher- 
gehenden $$ hatte Pufendorf vor allem im Gegensatz zu den 
Ansprüchen Roms nachzuweisen versucht, daß die Kirche, 
die Einzelkirche so wenig wie die Gesamtheit der Gläubigen, 
ein Staat sein könne. Nachdem diese Frage entschieden 
worden ist, wirft Pufendorf im $ 39 die Frage: Was ist nun 
positiv die Kirche? Oder genauer: Was sind die Kirch- 
gemeinden vom Staate aus gesehen, vom staatsrechtlichen 
Standpunkte aus, für den Staatsrechtslehrer, der nun einmal 


1) Est igitur actio ecclesiae constituere doctores; quae tamen non 
est actio propria status. Nam id juris etiam privatum collegium, quod 
civitati subest, habere potest. 

2) ib.: ecclesia Hierosolyma elegit viros certos, qui eleemosynarum 
curam baberent. Quae actio privati collegii mensuram non excedit. 

®) s. Pufendorf: De jure naturae et gentium Buch VII cap. 18 1, 
wo der Staat im Unterschied von den andern, sogenannten ersten Ge- 
sellschaften die allervollkommenste Gesellschaft genannt wird. 


| RER Zu |— 
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mit gewissen in seinem Fach üblichen Begriffen hantiert? 
So entsteht die Frage: ad quodnam demum genus corpo- 
rum moralium ecclesiae sunt referendae? Es ist keine Rede 
davon, daß mit dieser Frage bereits, wie Rieker will, die 
Kirchengemeinde vorbehaltlos zu einem corpus morale d. h. 
einem Verbande gemacht würde.!) Der Sinn der Frage ist 
vielmehr: wenn man einmal die staatsrechtlichen Begriffe 
anwendet d.h. die Gemeinden vom staatsrechtlichen Gesichts- 
punkt aus ansieht, wozu gehören sie dann? Daß die christ- 
lichen Gemeinden, die doch nun einmal empirisch da sind 
und sich als Vereinigungen von Menschen in der menschlichen 
Gesellschaft befinden, auch von dieser Seite angesehen wer- 
den, heißt doch noch längst nicht, daß sie nur von dieser 
Seite oder von hier aus erschöpfend angesehen werden. Die 
Frage will in dem Zusammenhang einfach besagen: in welche 
Gruppe menschlicher Gemeinschaftsformen kann man die als 
menschliche Gemeinschaft vorhandene Kirchengemeinde ein- 
ordnen? 

Gewiß ist das ein neuer Gesichtspunkt, den damit Pufen- 
dorf in die Frage nach der Kirche hineinbringt. Aber er 
bringt damit doch keinen Fremdkörper hinein. Er füllt viel- 
mehr eine Lücke aus, die im Staatsrecht seiner Zeit bestand, 
die in dem Augenblick entstanden war, als Luther das kano- 
nische Recht den Flammen übergab, damit das alte Recht, 
soweit es sich auf die christliche Kirche bezog, außer Kraft 
setzte, als aber doch die Kirchengemeinden bestehen blieben, 
ja teilweise zu neuer Blüte gelangten. Ist es doch Luther 
selbst gewesen, der immer wieder auf die Bedeutung der 
Kirchengemeinden hinwies, und der grundsätzlich geneigt war, 
den Gemeinden eine Reihe von Rechten und Pflichten zuzu- 
weisen.?2) Eine rechtliche Ausprägung dieser Gedanken war 
nicht erfolgt. Die Rechtslehre des Luthertums hatte sich 
einzig dafür interessiert, daß infolge der kirchlichen und 


1) A.a.0. 8.245: Pufendorf rechnet die Kirchen zum genus cor- 
porum moraliuın d.h. also zu den Korporationen. Über dieseu Ausdruck 
8. Pufendorf De j. n. et g. Buch VllI c.12 8 7. 


2) Darüber s. Holl: Ges. Aufsätze S. 301. Die Befugnis der 
Gemeinden bezog sich danach hauptsächlich auf Mitwirkung bei der 
Predigerwahl und Ordnung des Gottesdienstes. 
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politischen Verhältnisse die Aktivität in kirchlichen Dingen 
fast ausschließlich an die Obrigkeiten übergegangen war. 
Dieser von Luther als Notstand empfundene Zustand galt 
immer mehr als normal, und als Aufgabe der Kirchenrechts- 
theorie erschien es fast allein, diesen Tatbestand zu recht- 
fertigen. Für diesen Zweck verschmähte man bald auch 
Anleihen beim kanonischen Rechte nicht.!) 

Da tritt Pufendorf auf den Plan. Er, der als erster 
deutscher Rechtslehrer nach Luthers Zeiten den prinzipiellen 
rechtlichen Unterschied zwischen evangelischem und katho- 
lischem Kirchentum kennt und aufweist?), indem er die 
kanonischen Titel noch einmal und nun mit scharfem juri- 
stischen Urteil und doch zugleich ausgeprägtem evangelischen 
Gefühle nachprüft und ihre Unhaltbarkeit vom rechtlichen 
und religiösen Standpunkt nachweist: er ist es zugleich, der 
die Lücke in der Rechtsentwicklung des Luthertums erkennt. 
Er bemerkt es, daß die evangelischen Gemeinden zwar in 
der rechtlich geordneten menschlichen Gesellschaft existieren, 
so verkümmert ihre Selbständigkeit auch sein mag, daß sie 
aber hier noch heimatlos sind. Und er sieht zugleich, daß 
vom evangelischen Standpunkt aus die Kirche als Idee nie 
(iegenstand des Rechtes werden kann und daher eine dem 
evangelischen Standpunkt entsprechende Rechtsbildung sich 
nur an die Gemeinde anschließen kann, der Gemeinde von 
der Hausgemeinde bis zur Territorialkirche, weil die Ge- 
meinden ebenso die Stätten der Evangeliumsverkündigung 
und Zellen des religiösen Lebens, wie die ursprünglichen 
Elemente des gesamten Kirchentumes bilden. So entsteht 
die Frage: „Ad quodnam demum genus corporum moralium 
ecclesiae sunt referendae ?“* 

Auf diese Frage erfolgt die bereits erwähnte Antwort, 
die wir der Wichtigkeit des Wortlautes wegen noch einmal 
wiedergeben: „eas (ecclesias) igitur constat babuisse indolem 
collegiorum seu eiusmodi societatum, queis plures honines 


1) Darüber zuletzt Karl Müller: Zur Geschichte und zum Ver- 
ständnis des Episkopnlsystema, Zeitschr. d. Savigny-Stiftung 1918 Bd. 39 
Kanon. Abt.8 8. 1ff. 

2) S. dazu meinen Aufsatz: „Samuel Pufendorf und die kizchlichen 
Einheitsbestrebungen“ in „Die Eiche* 1923 Nr. 1/2, S. 31 ft. 
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certi eiusdem negotii gratia inter se connectuntur, salvo 
summorum imperantium in eosdem jure“. Heißt das nun, 
wie Rieker meint, die Gemeinden sind collegia oder socie- 
tates? Nein, das steht nicht da, sondern habuisse indolem d.h. 
sie haben die Art, die Eigenheit von Collegien an sich. Das 
ist doch wohl ein großer Unterschied. Stände da „fuisse“ 
— Pufendorf argumentiert von der Vergangenheit her, 
der Entstehung unter den römischen Kaisern — collegia, so 
hätte Rieker recht. Dann wären in der Tat die Gemeinden 
voll und ganz collegia, dann wären sie Genossenschaften, 
Vereine, Societäten, die durch Zusammentritt von einzelnen 
Mitgliedern nach ihrer freien Willkür entstanden wären. Das 
steht aber nicht da, sondern habuisse indolem d. h. es gibt 
Punkte, da gleichen sie den Collegien, sie haben etwas von 
der Art der Collegien an sich, ohne, so muß man weiter 
schließen, selbst collegia oder, sagen wir noch genauer, 
bloße collegia zu sein. Darauf kommt es an, daß die Kirchen- 
gemeinden nicht nur collegia sind, daß sie noch etwas anderes 
sind, nämlich religiöse Gemeinschaften oder coetus fidelium, 
wie sie immer wieder genannt werden. 

Daß dies Pufendorfs Meinung ist, wird deutlich, wenn 
wir an den doppelten Gesichtspunkt denken, unter dem der 
Vergleich der Kirchengemeinde mit den Collegien durchge- 
führt wird. Zunächst liegt Pufendorf daran, den Gemeinden 
eine gewisse Aktionsfreiheit zu sichern. Er ist bereit, ihnen 
eine Anzahl von Funktionen und Vollmachten grundsätzlich 
zuzugestehen. Dazu gehören: Einsetzung von Lehrern, 
Sammlung von Mitteln, Festsetzung von Statuten, Durch- 
führung einer inneren Disziplin. Inhaltlich bot er damit 
nichts Neues; konnte er sich doch für die Herleitung dieser 
Funktionen schon auf die neutestamentlichen Gemeinden be- 
rufen. Trotz des Landeskirchentums hatten sich die luthe- 
rischen Gemeinden einige von diesen Anrechten gewahrt. !) 
Neu ist der Vergleich der Kirchengemeinden mit den 
Collegien. Den Gemeinden ständen diese Funktionen, durch 
die sie ihre eigenen Angelegenheiten regelten, genau so zu 
wie den Collegien. Bei jeder einzelnen Funktion, die den 


1) Vgl. dazu Erich Foerster, Die Entstehung der preuß. 
Landeskirche 1905 Bd. 1. S. 15f. 
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Kirchengemeinden zugestanden wird, wird festgestellt, daß 
jedes andere Collegium dieselbe oder eine ähnliche Funktion 
habe, daß die Kirchengemeinden diese Anrechte ebensogut 
haben dürfen als die anderen auch. Durch den Vergleich 
mit den Collegien will demnach Pufendorf den Kirchenge- 
meinden gewisse Rechte im Staatswesen sichern. 

Aber was bedeutet das? Nichts Geringeres, als daß 
die Kirchengemeinden grundsätzlich zu Rechtssubjekten 
werden. 

Und weiter: das andere Interesse, das Pufendorf bei dem 
Vergleich der Kirchengemeinden mit den Collegien verfolgt, 
besteht darin, das Verhältnis der Kirchen zum Staate auf 
einen Ausdruck zu bringen.!) Collegium bedeutete einen 
bestimmten staatsrechtlichen Begriff, eine Vereinigung von 
Menschen innerhalb des Staatswesens. 2) Da diese Vereinigung 
inr Staate bestand und im Verhältnis zum Staatszweck, der 
auf die öffentliche Sicherheit gerichtet war, nur Privatzwecken 
diente, mußte ein solches Collegium sich natürlich dem 
staatlichen Leben einordnen d. h. der Staatsgewalt unter- 
ordnen. Dieses Interesse, die Kirchengemeinden dem staat- 
lichen Leben ein- und der Staatsgewalt rechtlich unterzu- 
ordnen, verfolgt auch Pufendorf.?) Zunächst betont er be- 
sonders stark die Unterordnung. Mit unermüdlicher Energie 


1) Das besagt schon der Titel der Schrift und die in der Ein- 
leitung gegebeue Näherbestimmung: Sed et magnopere tum rei 
christianae, tum tranquillitatis civilis interest accurate definiri, quousque 
se extendat potestas ecclesiastica, quam sibi sacerdotum ordo vindicat 
et quantum juris circa sacra imperantibus civilibus competat. 

2) s. De jure nat. et gent. Buch VI cap. 18 1 u. Bl. comp. 2 
$ 21 u. 22. Man darf bei den Ausführungen Pufendorfs über die 
Collegien nicht vergessen, daß Pufendorf keinen Unterschied von 
öffentlichen und privaten Korporationen kennt, und daß er das gesamte 
Korporationsrecht dem Privatrecht zuweist. So ist es ihm natürlich 
unmöglich, die rechtliche Behandlung der Vereine und der öffentlichen 
Korporationen und damit die rechtliche Behandlung der Vereine und 
der Kirchen zu sondern. Das hat dann gewiß das Mißverständnis be- 
günstigt, als sollten die Kirchen nur Vereine sein, und hat auch zur Folge 
gehabt, daß das 18. Jabrhundert die Kirchen schlechthin als Religions- 
gesellschaften — wie wir glauben. gegen Pufendorfs Sinn — bezeichnet 
und bebandelt hat. 

») 8 Al: civitas deinceps ecclesiam sinu suo complectitur. 
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verficht er den Satz, daß die Kirche kein Staat ist und sein 
könne, daß sie nicht über oder neben ihm stehen könne, 
sondern daß sie ihm rechtlich untergeordnet wäre.!) Der 
Ausdruck Collegium ist ihm deshalb willkommen, weil er 
diese Unterordnung unter die staatliche Hoheit besonders gut 
zum Ausdruck bringt. Wo er von den Berechtigungen, die 
er den Gemeinden als solchen zugesteht, spricht, da vergißt 
er nicht hinzuzufügen: „salvis communibus civitatis legibus“ 
oder „salvo summorum imperantium in eosdem jure“. Die 
scharfe Hervorkehrung der Negation erklärt sich aus der 
Kampfstellung seiner Schrift, die unter dem Eindruck der 
Aufhebung des Edikts von Nantes und ihrer Folgen ge- 
schrieben eine Abrechnung mit den Machtansprüchen der 
katholischen Hierarchie darstellt. Gleichzeitig hat er, der 
große Staatsrechtslehrer, das Ziel, die innere Konsolidierung 
der nach dem dreißigjährigen Kriege neu aufstrebenden 
Staaten nach Kräften zu fördern. So erklärt es sich, daß 
die Negation in den Vordergrund rückt, die Kirche ist kein 
Staat; sie war am Anfang nur ein Collegium. Sie hat auch 
nach Annahme des Christentums durch Fürsten und Staaten 
keine weitere Vollkommenheit erlangt. Die Kirche kann, 
der Absicht ihres Stifters entsprechend, kein Staat sein, und 
die Kirche, die einen Staat bildet, ist in so weit wenigstens 
nicht von Christus.?) 

Will damit Pufendorf die christliche Kirche herabdrücken, 
indem er sie unter den Staat stellt? Nein die Kirche 
Christi als solche nicht, nur die römische und jede andere 
Hierarchie. Wir sahen, wie hoch er von der Kirche als 
Reich Christi, als Gegenstand des Glaubens denkt. Er weiß 
wohl, daß ihr Endziel ein weit höheres als das des Staates 
ist.) Er weiß, daß an dieser Kirche die Macht des Staates 


!) ib.: {in plenum auten statum,, deposita collegii natura, ecclesia 
ideo haud abit ... sed manet summum imperium cum omnibus suis 
juribus, manet cives cum suis muneribus et obligationibus. 

s) 8 80: Cuius quaestionis hic scopus est, ut postquam demon- 
stratum fuerit ecclesiam ex intentione Christi et apostolorum non 
fuisse nec debuisse statum esse, inde colligatur, eam ecclesiam, quae 
status est et qua status est, non esse a Christo. 

3) $ 40: finis adeo religionis christianae a fine civitatum longe 
discrepet. Nam no/itevua nostrum ac vera patria est in coelis. 
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ihre Grenze findet. „Die Herrscher, welche sich der Lehre 
Christi widersetzen, verletzen die göttliche Majestät.“1) Aber 
das vermeintliche besondere Recht empirischer Kirchenkörper 
leugnet er. Soweit die Kirchen in Erscheinung treten als 
empirische Kirchengemeinschaften, stehen sie nicht außer- 
halb der staatlichen Rechtssphäre. Ein besonderes göttliches 
Recht gibt es für sie nicht. Davon daß Christus die Priester 
mit einer besonderen, weltlichen Machtvollkommenheit aus- 
gestattet hätte, davon findet sich in der hl. Schrift keine 
Spur. Hören aber damit die Kirchengemeinschaften auf, ein 
_ eignes — göttliches — Sonderrecht zu haben, so treten sie von 
selbst in die Rechtssphäre des Staates. Die Unterordnung 
unter den Staat bedeutet zugleich die Aufnahme in sein 
Recht. Soweit die Kirchen als Vereinignngen von Menschen 
Rechtsschutz brauchen, genießen sie den Rechtsschutz des 
Staates. Soweit sie irgend eine Organisation haben, können 
sie sich nur dem staatlichen Rechte eingliedern. Die Unter- 
stellung unter den Staat bedeutet die Ablehnung eines reli- 
giösen oder göttlichen Sonderrechtes und die Einfügung in 
den Rechtsbereich des Staates. Nach den bekannten Worten 
Sohms würde das heißen: Das evangelische Kirchenrecht ist 
nicht geistliches, sondern weltliches Recht. Aber unter dieses 
Recht fällt nicht die Kirche als unsichtbarer Gegenstand des 
Glaubens, wohl aber die Kirchengemeinde — sie kann eine 
umfassendere Gemeinschaft sein als die Einzelgemeinde —, 
sofern sie zu ihrem Bestande einer äusseren Organisation 
bedarf. ?) 

Ist dies Pufendorfs Absicht, durch den Vergleich mit 
den Collegien die kirchlichen Organisationen innerhalb des 
staatlichen Rechtsbereiches zu stellen und sicherzustellen, so 
ergibt sich daraus, daß er nicht daran denkt, die Kirchen- 
gemeinden durch diesen Vergleich erschöpfend zu kenn- 


') 819: Unde si qui imperantes doctrinae se christianae oppo- 
suerunt, tantum abest, ut actum aliquem legitimum imperii civilis 
exercuisse censendi sint, ut potius majestatem divinam laeserint. 

2) Sohm: Weltliches und geistliches Recht 1914 8. 58: Für die 
unsichtbare Kirche gibt es keine äußere Ordnung, d. h. alle äußere 
Ordnung, wie sie auch sei, ist religiös gleichgiltig und füllt unter 
die weltliche Obrigkeit. 
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zeichnen. Diese rechtliche Stellung der Gemeinden kann 
bestehen, ohne daß über ihre religiöse Eigenart irgend etwas 
bestimmt wird. Die Gedanken des $ 39 stimmen durchaus zu 
denen des $ 32. Es besteht zwischen beiden kein Gegen- 
satz, höchstens ein Unterschied der Betonung. Die Inter- 
pretation Riekers, die den $ 39 isoliert und, ohne die feinen 
Nüancen zu beachten, zu einem rein naturrechtlich formalen 
Bekenntnis stempelt, wird den wahren Absichten Pufendorfs 
‚nicht gerecht. Auch für Pufendorf ist die Kirchengemeinde 
nicht ein religiöser Verein, sondern in erster Linie religiöse 
„Gemeinschaft“, gottgewirkte Personengemeinschaft. 
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II. 


Das Kirchenregiment der Herzogin Elisabeth 
während ihrer vormundschaftlichen Regierung 
im Fürstentum Calenberg-Göttingen.') 


Von 


Herrn Staatsarchivdirektor Dr. Adolf Brennek 


in Hannover. 


Wie die deutschen evangelischen Fürsten durchweg, 
hatte Elisabeth das Recht zur Einleitung ihres Reformations- 
werkes lediglich aus ihrer weltlichen obrigkeitlichen Stellung 


1) Die folgende Abhandlung ist nicht als eine in sich abgeschlossene 
rechtsgeschichtliche Untersuchung geschrieben, sondern als Kapitel 
einer Darstellung der gesamten äußeren und inneren Reformationsge- 
schichte des genannten Territoriums, ‚die ihrerseits wieder zur Eingliede- 
rung in eine Vorgeschichte des hannoverschen Klosterfonds bestimmt ist. 
Sie wird als ein neues territoriales Beispiel für die Entwicklung des 
reformatorischen landesherrlichen Kirchenregiments einer an mich er- 
gangenen Anregung zufolge an dieser Stelle im voraus nach einigen 
Kürzungen veröffentlicht mit Zustimmung der historischen Kommission 
für Niedersachsen (Hannover, Oldenburg, Braunschweig, Schaumburg- 
Lippe, Bremen), in deren Auftrage ich das Gesamtwerk über das hannover- 
sche Klostergut und seine Verwaltung durch die Klosterkammer bearbeite, 
und die sich einen demnächstigen nochmaligen Druck im Rahmen des 
Ganzen vorbehält. Dieses Kapitel setzt, wenn auch in sich verständlich, 
als das die Darstellung der innergeschichtlichen Vorgänge abschließende 
immerhin die vorangegangene Schilderung des äußeren Hergangs und des 
Inhalts der landesherrlichen Kirchengesetzgebung, des Verlaufs der 
Visitationen sowie der Kämpfe über sie und das Kirchengut mit den großen 
Städten, dem Adel und den Klosterkonventen voraus, und die dabei 
hervorgetretenen mannigfaltigen bedeutsamen Einzelzüge konnten in 
Rücksicht auf die gesonderte Veröffentlichung nicht nachträglich noch- 
mals zur vollen Anschauung gebracht werden. Vorausgesetzt ist aber 
auch die Kenntnis der politischen Vorgänge bei dieser Reformation, und 
die Auseinandersetzung der einzelnen Kräfte, aus der die erste Bildung 
einer evangelischen Landeskirche hier hervorging, ist ganz im Zusammen- 
hange der besonderen politischen Lage und individuellen Verhältnisse 
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geschöpft, nicht aus einer Übernahme bischöflicher Befug- 
nisse hergeleitet; einer etwa auf Grund ihres Amtes be- 


der Dynastie und des Territoriums gesehen, von denen aus sich wohl 
die Verbindungslinien zu den allgemeinen Notwendigkeiten für die da- 
malige dauernde Einwurzelung des landesherrlichen Kirchenregiments in 
Deutschland überhaupt ziehen ließen. Einen Überblick über diesr 
politischen Verhältnisse habe ich bereits in dem von der historischen 
Kommission für Niedersachsen herausgegebenen Niedersächsischen Jahr- 
buch Bd. 1 (Hildesheim 1924), S. 104—45 unter dem Titel: „Die politi- 
schen Einflüsse auf das Reformationswerk der Herzogin Elisabeth im 
Fürstentum Calenberg-Göttingen (1538 —55)‘‘ gegeben und gleichzeitig 
auch eine Skizze über die erste Kirchenverfassung in der Zeitschr. d. 
Gesellsch. f. niedersächs. Kirchengeschichte 28 (Jahrg. 1923, erschienen 
1924) S. 1—8 unter dem Titel: „Die älteste Gestalt der calenbergischen 
Landeskirche.“ Nicht minder als der politische Hintergrund war aber 
trotz der Wiederkehr der überall sich durchsetzenden Züge die kirchliche 
Verfassungsbildung selbst auch hier wieder von eigenster Art. Für das 
hessische Vorbild, das dem aus dem Dienst des Landgrafen Philipp 
kommenden Reformator des Landes vorzuschweben schien, war hier 
kein Boden. Aber auch im albertinischen Sachsen, in dem zwar wieder 
besonders geartete, aber immerhin in den Hauptzügen ähnliche dynastisch- 
territoriale Verhältnisse zugrunde lagen, und dem sich Elisabeth nach 
ihrer Abkehr vom Landgrafen durch einen Familienbund zu nähern suchte, 
waren im Kirchenkampfe die Elemente doch wieder anders gemischt, 
und wenn schon der Ausgangspunkt nicht derselbe war, so mußten bei 
dem völlig verschiedenen Verlauf der dynastischen Krisen in beiden 
Ländern erst recht die Endergebnisse voneinander abweichen (vgl. 
E. Sehling, Die Kirchengesetzgebung unter Moritz von Sachsen 1544—49 
und Georg von Anhalt, Leipzig 1899, und E. Brandenburg, Zur Ent- 
stehung des landesherrlichen Kirchenregiments im albertinischen Sachsen 
in Hist. Vierteljahrsschrift IV, 1901, S. 195 ff.). — Von den landesherrlichen 
Verordnungen für Calenberg-Göttingen sind die Visitationsinstruktion 
und die Klosterordnung zusammen mit den Visitationsabschieden und 
einem Einkünfte- und Güterregister über einen Teil des Calenberger 
Landes bei Kayser, Die reformatorischen Kirchenvisitationen in den 
welfischen Landen 1542—44, Göttingen 1897, S. 241ff., gedruckt. Die 
Kastenordnung, die zum Teil der Visitationsinstruktion einverleibt ist, 
hat in ihrer selbständigen Fassung Tschackert in der Zeitschr. d. Ges. 
f. Nieders. Kg. 5, 1900, 8. 413ff. veröffentlicht. Die Originaldrucke der 
in Frage kommenden beiden Teile der Kirchenordnung, aus der Richter, 
Ev. Kirchenordnungen I, S. 362ff. nur Auszüge bringt, sind unten auf- 
geführt; der hier außer Betracht bleibende mittlere Teil, die Katechis- 
muslehre, war nicht wie die beiden anderen von Corvinus verfaßt, sondern 
ein Neudruck eines Teils der brandenburgisch-nürnbergischen Kirchen- 
ordnung von 1533 (Cohrs, Georg Stennebergs Katechismus, Zeitschr. d.. 
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stehenden Schlüsselgewalt hatte sie sich dabei nicht unter- 
fangen wollen. Ihre Landeskirchenordnung, auf deren Ab- 
fassung sie in ihren persönlichen Konferenzen mit dem 
Reformator Corvinus schon lange vor ihrer Veröffent- 
lichung zweifellos eigensten Einfluß ausgeübt hatte, ließ auch 
für irgend eine dem weltlichen Fürstenstande als solchem 
beigelegte geistliche Gewalt im Grunde keinen Raum. 
Denn sie lehrte unzweifelhaft den Lutherschen Kirchen- 
begriff, das corpus mysticum, das nur ein Haupt habe, 
nämlich Christus; dieser aber wolle seine Kirche nur durch 
das Schwert seines Mundes und das Szepter des Evange- 
liums regiert haben, und die in ihr an seiner Statt lehrten 
und predigten, seien nicht Herren, die fürstlicherweise etwas 
zu gebieten hätten, sondern nur seine Diener. Von dieser 
geistlichen Gewalt, die auf eine sonderliche Weise durch das 
Wort ohne Schwert regiere, wurde das weltliche Regiment 
scharf geschieden. Es habe viele Häupter: Kaiser, Könige, 
Fürsten und andere und regiere durch Gesetz und Schwert. 
Zwar beruhe es auch auf göttlicher Einsetzung, und seine 
Satzung solle nicht wider Gott sein, aber sonst nach Cicero 
aus dem natürlichen Gesetz fließen. In einem derartigen 
Wirken der an Gottes Statt im weltlichen Regiment ver- 
ordneten Häupter wurde denn auch ein grundsätzlicher 
Unterschied zwischen christlicher und heidnischer Obrig- 
keit nicht gemacht. Damit schien also hier das Ende des 
alten Zwitterdings, des Mischbegriffes eines geistlich-welt- 
lichen Reichs von obrigkeitlicher Seite ausdrücklich fest- 


Ges. f. nieders. Kg. 3, 1898, S. 226 u. 230; im übrigen vgl. Kayser, 
a. a. OÖ. S. 250 Anm. 504 und Tschackert, Corvinus, Hannover und 
Leipzig 1900, S. 198ff.). Von vornherein hingewiesen sei hier ferner noch 
auf das Buch von E. Martens, Die hannoversche Kirchenkommission, 
Stuttgart 1913 (Kirchenrechtliche Abhandlungen, herausg. von Ulrich 
Stutz, Heft 79 u. 80), das mehr, als der Titel verspricht, nämlich fast 
schon die Grundzüge einer hannoverschen Kirchenverfassungsgeschichte 
gibt. Wichtig für die Kenntnis der vorreformatorischen Verhältnisse des 
Territoriums ist die Abhandlung von Krusch, Studie zur Geschichte der 
geistlichen Jurisdiktion und Verwaltung des Erzstiftes Mainz in Zeitschr. 
d. hist. Ver. f. Nieders. 1897, S. 112 ff. — Die angeführten Archivsignaturen 
beziehen sich, soweit nichts anderes vermerkt ist, auf das Staatsarchiv 
Hannover. 
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gestellt und der feste Grund zu einer modernen Staats- 
auffassung im Territorium gelegt zu sein. Ganz unzweifel- 
haft war auch damit einer grundsätzlichen Umwälzung in 
der bisherigen Rechtsauffassung von tiefster Bedeutung 
Folge gegeben. Zugleich aber wurde immerhin die alte 
äußerliche große geistlich-weltliche Gesamtkörperschaft 
noch als fortbestehend anerkannt und auch eine weitere 
künftige, wenn auch nicht voraussetzungslose und nur frei- 
willige Beugung unter die „Häupter der Christenheit und 
Religion‘ noch in geistlichen Dingen in Aussicht gestellt. 
Weit mehr bedeutete es schon, daß für die sonst von jeder 
sichtbaren geistlichen Obergewalt losgelöste und mündig 
gewordene neue weltliche territoriale Obrigkeit Begriffe 
festgehalten wurden, die dem Vorstellungskreise der mittel- 
alterlichen übernationalen organischen Einheit der Christen- 
heit entnommen waren und ihn auch im Bereich jener noch 
fortwirken ließen. Die Kirchenordnung bezeichnet die 
Obrigkeit nicht nur als von Gott eingesetzt und als seine 
Stellvertreterin, sondern auch Gott als ihren Lehnherrn; 
Elisabeth selbst aber hat später in dem für ihren Sohn ver- 
faßten Regierungshandbuch diesen einen obersten Vogt 
aller Kirchengüter des Landes und Christus seinen aller- 
höchsten Lehnherrn und Meister genannt. Göttliche Lehns- 
herrschaft über das Amt und seine Träger und göttlicher 
Auftrag zur Schutzherrschaft im besonderen Sinne der 
Kirchenvogtei aber schlossen eine stärkere Bindung in sich, 
als sie durch eine bloße göttliche Naturordnung gegeben 
war; sie erhielten einen gewissen Zusammenhang mit jenem 
älteren Stande des weltlichen Regiments in der von geist- 
licher und weltlicher Obrigkeit gemeinsam regierten mittel- 
alterlichen Christenheit aufrecht. Sie hefteten Verpflich- 
tungen auch an das weltliche Amt als solches; die sonst 
nach dem neuen Kirchenbegriff nur aus einem wahren 
inneren persönlichen Christentum seiner Träger hervor- 
gehen zu können schienen, und kündeten immerhin an, daß 
auch die künftige Territorialregierung sich nicht ganz auf 
dem Boden einer allgemeinen göttlichen Weltordnung frei 
nach eigenen Lebensgesetzen auswirken und nur so auch 
mittelbar einem höheren Ganzen, der unsichtbaren Kirche, 
Zeitschrift für Rechtsgeschichte. XLV,. Kan, Abt. XIV. 
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der Verwirklichung des Reiches Gottes, der Möglichkeit der 
Aufrechterhaltung der Christenheit in einer bösen Welt 
durch Recht, Ordnung, Polizei dienen, sondern auch selbst 
schon unter völliger Verschmelzung von Person und Amt 
etwas wie von einer christlichen Einrichtung an sich haben 
sollte.!) Aber auch schon die ersten Ansätze einer Heran- 
ziehung der reinen Kirchengewalt für die Zwecke des sich 
bildenden Territorialstaats christlich-konfessionellen Ge- 
präges traten sogleich auf. Daß der christliche Untertan 
auch einer Obrigkeit, die wider Gott und die natürliche 
Ordnung sich zur Tyrannei hinreißen ließe, in allen äußeren 
leiblichen Dingen zu gehorchen und geduldig ihre Be- 
strafung dafür Gott zu befehlen habe, ein Recht zur Ge- 
horsamsverweigerung aber nur besitze in Sachen, die Gottes 
Ehre, sein Wort und die Gewissen betrafen, war all- 
gemeine evangelische, auf Paulus zurückgehende Lehre. 
Die Kirchenordnung aber betonte, daß ein Prädikant dies 
wissen müsse, weil sonst zu besorgen sei, daß seine Gemeinde, 
die in der Rechtfertigungslehre Menschengebot und Gesetz 
verdammen höre, zu dem Mißverständnis kommen könne, 
auch die zur Erhaltung des Friedens in aller Ehrbarkeit 
aufgerichteten Satzungen der Obrigkeit zu verachten. 


1) Über die alte Streitfrage, ob auch bei Luther selbst sich zwei 
verschiedene Vorstellungsreihen über die Grenzen und den Zusammen- 
hang geistlichen und weltlichen Regiments kreuzten, s. zuletzt besonders 
Fr. Meinecke in der Hist. Zeitschr. Bd. 121 (1920) S. 1 ff. (‚Luther über 
christliches Gemeinwesen und christlichen Staat‘‘) und die Entgegnungen 
darauf von K. Holl bei der Neuausgabe älterer, von Meinecke kritisch 
herangezogener Aufsätze sowie die sonstigen Ausführungen in „Gesammelte 
Aufsätze zur Kirchengeschichte, Bd. I, Luther, Tübingen 1921‘ (S. 225, 
240f., 275£., 291ff., 367 ff., 372ff.). An beiden Stellen ist die ältere und 
noch daneben in Frage kommende neueste Literatur angeführt. Selbst- 
verständlich sind die Fragen nach der reformatorischen Lehre über die 
Trennung von geistlicher und weltlicher Gewalt und nach den unter den 
Antrieben ihrer besonderen Lage in offiziellen Kundgebungen ausge- 
sprochenen Auffassungen evangelischer Landesherrschaften von der Art 
und den Grenzen ihrer eigenen Stellung zwei ganz verschiedene, die nur 
mittelbar miteinander in Berührung stehen, wie denn die gleiche Unter- 
scheidung auch der Behandlung der folgenden Probleme zugrunde liegt. 
Vgl. zu den obigen wie den unmittelbar folgenden Ausführungen unten 
S. 152—157. 
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Überhaupt wurde bemerkt: wie viel an aufrichtigen und 
frommen Prädikanten gelegen sei, die die Lehre von der 
Obrigkeit richtig zu predigen vermöchten, habe die Er- 
fahrung des Bauernaufruhrs gezeigt. Indem ein Muster 
für solche Predigt jetzt in solchem Zusammenhange ge- 
geben ward, wurde an dieser Stelle aber nicht nur für reine 
und vollständige Kirchenlehre gesorgt, sondern auch der 
Diener der Kirche bereits als Stütze der Landesherrschaft 
in deren eigenem förmlichen Auftrage in Anspruch ge- 
nommen. 

Mit welchem Eifer Elisabeth nun aber auch für ihren 
christlichen Beruf erfüllt war, wie sehr sie der Evangeli- 
sierung des Territoriums, der Durchtränkung aller seiner 
Stände mit christlichem Geist zustrebte und in der in mög- 
lichster Annäherung herbeizuführenden neuen Einheit des 
Landes mit einer innerlich erfaßten Kirche das vornehmste 
Ziel sah, so daß sie fast das eben grundsätzlich von geistiger 
Obergewalt befreite weltliche obrigkeitliche Amt als solches 
wieder unter einem unmittelbar christlichen Auftrag 
stehend ansah, hat sie doch das persönliche Christentum 
des Trägers dieses Amtes, das dafür nach ihrem Kirchen- 
begriff die erste Voraussetzung hätte sein müssen, nie- 
mals als den Grund des ihm gegebenen Reformations- 
rechtes an sich aufgefaßt. Indem sie sich bei ihren Re- 
formationshandlungen auf dieses Recht der Obrigkeit 
stützte, hat sie dabei ein besonderes Verhältnis der obrig- 
keitlichen Personen zu der nur durch das Wort regierten 
Kirche und eine besondere Stellung der Inhaber der Obrig- 
keit in ihr nicht eigentlich als Vorbedingung für dieses 
Recht im Auge gehabt. Nirgends hat sie auch nur einen 
Teil der obrigkeitlichen Befugnisse, die in der Reformation 
zur Anwendung kamen, aus dem Christentum ihrer Träger 
als Quelle abzuleiten gesucht, nirgends eine Teilhaberschaft 
der Obrigkeit an dem allgemeinen Priestertum der Gläubigen 
als ihre Grundlage betrachtet. Niemals hat sie der An- 
schauung Ausdruck gegeben, daß ein wesentlicher Teil der 
reformatorischen Aufgaben nur ein Hülfsdienst sei, zu dem 
bei dem Versagen der eigentlich verpflichteten Stellen die 
obrigkeitlichen Personen nur deshalb berufen seien, weil sie 
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kraft ihrer durch göttliche Weltordnung bestehenden öffent- 
lichen Gewalt bevorzugte Glieder der gläubigen Gemeinde 
wären und sich daher innerhalb ihrer, sei es nun als die 
sonst allein oder als die an erster Stelle dazu Fähigen, aus 
Liebespflicht und in Stellvertretung diesen Obliegenheiten 
zu unterziehen hätten. Auf ein Notrecht hat Elisabeth sich 
bei keiner ihrer Handlungen berufen, und wie sie den 
Landesherrn nicht als einen Bischof mit Schlüsselgewalt, 
so hat sie ihn auch nicht als einen Notbischof angesehen, 
der zwar wegen seiner obrigkeitlichen Stellung, aber zu- 
gleich doch nur als ein priesterliches Glied der Kirche, als 
erstes Glied der gläubigen Gemeinde und nur mit ihrer zum 
mindesten stillschweigenden Zustimmung in Wirksamkeit 
träte. Schließlich hat sie auch auf eine besondere christ- 
liche Schutz- und Vogteigewalt, die sonst später ihrem Vor- 
stellungskreise nahe lag und, von ihr in neuer Innerlichkeit 
verstanden, von der Obrigkeit gleichfalls nur unter der 
Voraussetzung ausgeübt werden zu können r:nien!), daß 
sie ein wahrhaftes Glied der Kirche war, im Zusammen- 
hange mit ihrem Reformationsrechte nicht Bezug genom- 
men.?) Gewiß hat sie im einleitenden Mandat zur Kirchen- 
ordnung die Notlage der Kirche, den Mangel der Pflicht- 
erfüllung bei denjenigen, die ihre Häupter und Regenten sein 
wollten und die Schäflein der christlichen Gemeinde weiden 
sollten, als die Veranlassung zu ihrem Eingreifen bezeichnet. 
Ferner hat sie als ihre persönlichen Motive dafür, daß sie 
ihre Untertanen nicht in diesen Zweifeln und Irrtümern 


1) Über die Stellung Luthers zur Frage der Kirchenvogtei der 
Obrigkeit s. jedoch unten S. 149 Anm. 2. 

3) Über die reformatorische Lehre von der verschiedenen Stellung 
der Obrigkeit zur Kirche als custodia utriusque tabulae und als prae- 
cipuum membrum ecclesiae vgl. besonders R. Sohm, Kirchenrecht I, 
Leipzig 1892, S. 551 ff., 5ööfl., 559 ff., K. Rieker, Die rechtliche Stellung 
der evangelischen Kirche Deutschlands in ihrer geschichtlichen Entwick- 
lung bis zur Gegenwart, Leipzig 1893, S. 105fl., K. Müller, Kirche, 
Gemeinde und Obrigkeit nach Luther, Tübingen 1910, S. 72ff. und 
K. Holl, Luther und das landesherrliche Kirchenregiment, 1. Ergänzungs- 
heft z. Zeitschr. f. Theol. u. Kirche 1911 (Tübingen 1911), S. 8ff., 34 ff., 
47ff. (neu herausgegeben in den obengenannten gesammelten Aufsätzen 
zur Kirchengesch., Bd. I, Luther, S. 279fl.). 
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stecken lassen könne, ihre Verpflichtung, einmal von ihrer 
Haushaltung Gott Rechenschaft geben zu müssen, und die 
Liebe zum göttlichen Wort und zu ihres Sohnes und ihren 
Untertanen hingestellt und sich auch in der Ordnung wie 
in sonstigen Kundgebungen dem Lande gegenüber all- 
gemein auf ihre Christenpflicht berufen. Schließlich hat 
sie die Geltungsdauer ihrer Ordnung bis auf ein christliches 
freies Konzil beschränkt und sich bereit erklärt, falls Gott 
den Häuptern der Christenheit und Religion Gnade ver- 
liehe, daß sie eine gemeine christliche und gottgemäße Ord- 
nung ausgehen ließen, sich in Sachen einer christlichen 
concordia als christgläubige Fürstin finden zu lassen. Es 
war eine freiwillige Zielsetzung, auf die gewiß die ungeklärte 
Stellung zum Reich und die auswärtige Lage des Terri- 
toriums wie die Stimmung der Untertanen nicht ohne Ein- 
fluß gewesen sind. „Das Recht aber, auf das Elisabeth ihr 
Eingreifen stützte, bestand so, wie es in der Kirchenordnung 
dargestellt wurde, unabhängig von allen persönlichen Be- 
weggründen, unabhängig ferner von den Voraussetzungen 
einer bestimmten Lage und konnte auch nach der Er- 
reichung eines im besonderen Falle gesetzten Zieles, nach 
der Erfüllung eines bestimmten Zwecks nicht als erloschen 
oder unwirksam gelten. Gewiß konnte die volle Ausübung 
der durclı dieses Recht auferlegten Pflichten von einer 
heidnischen Obrigkeit schwerlich erwartet werden; von 
dieser, die grundsätzlich als solche der christlichen nicht 
nachgestellt wurde, erklärte die Kirchenordnung nicht 
weiter handeln zu wollen. Trotzdem hatte jenes Recht von 
‘je her und allgemein gegolten. Es wurde durch Schrift- 
stellen und Beispiele aus dem alten Testament belegt und 
auf die Stellvertretung Gottes gegründet, derenthalben die 
Heilige Schrift diejenigen, die in Ämtern sitzen und über 
das Volk regieren, ‚‚Götter‘‘ geheißen habe.!) Seinem Inhalt 
nach wurde es zerlegt einmal in die Befugnis und die Pflicht, 
über Gottes Wort, wahren Gottesdiensten und der Religion 
zu wachen und sie zu fördern, da Heil und Gedeihen für die 
Untertanen nur da gesucht werden könne, wo Gottes Wort 


1) Vgl. 2. Mos. (Ex.) 4, 16 und 7, 1; Psalm 82, 6; Ev. Joh. 10, 34. 
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recht gepredigt, gehört, gefaßt und ins Werk gebracht werde, 
und zweitens in die Aufgabe der Obrigkeit, als ein Gericht 
Gottes Frieden zu erhalten durch Bestrafung der Bösen und 
Beschützung der Frommen und Unterdrückten und eine 
gute Polizei zu handhaben zur Erhaltung bürgerlicher 
Einigkeit, Wohlfahrt und Ehrbarkeit. Trotzdem wurden 
die beiden Seiten dieses Rechts nicht für verschiedene Teile 
der Reformationshandlungen herangezogen und etwa aus 
der zweiten als einer der Obrigkeit im engeren Sinne an- 
haftenden Befugnis nach der Lehre der Reformatoren nur 
die Abschaffung der Messen und falschen oder zwiespältigen 
Gottesdienste zur Verhütung von Aufruhr und Rotterei, 
aus der ersten aber die Vollmacht zum eigentlichen Re- 
formationswerk und zur Neuerrichtung der Kirche her- 
geleitet, sondern einheitlich auf den gesamten Inhalt, auf 
die Pflicht zur Förderung der wahren Gottesdienste wie zur 
Anrichtung einer guten Polizei wurde die ganze Kirchen- 
ordnung gegründet!) Einfach und ohne irgendwelche 
Brechungen sind von Elisabeth die Grenzen ihrer Rechte 
in bezug auf die Kirche weit über die Grundlage hinaus- 
geführt, die sich bisher schon für ein landesherrliches 
Kirchenregiment gebildet hatte?); sie hat sich bei dem 
gärenden Zustande ihres Territoriums durch keinerlei geist- 
liche Theorien des Lehramts die ihr zuwachsenden Macht- 
befugnisse erweichen und einschränken lassen. Alle früher 
schon einzeln nicht nur in Anknüpfung an landesherrliche 
Patronats- oder Vogteigerechtsame, sondern auch sonst 
in Notfällen bereits auf Grund nicht näher bestimmter 


1) Über die Begriffe: Kirche und Obrigkeit sowie das obrigkeitliche 
Reformationsrecht nach der calenbergischen Kirchenordnung vgl. Christ- 
liche bestendige und in der schrifft und heiligen vetern wol gegrünte ver- 
klerung und erleuterung der furnemsten artikel unser waren alten christ- 
lichen religion, fur arme einfeltige pfarrherrn in den druck gegeben, 
Erfurt 1542, A IIff., CHL, HI ZIA. 


2) Über das Verhältnis des vorreformatorischen landesherrlichen 
Kirchenregiments zum späteren vgl. neuerdings die allseitig abgewogene 
und zusammenfassende Bewertung von J. Hashagen, Die vorreforma- 
torische Bedeutung des spätmittelalterlichen landesherrlichen Kirchen- 
regiments, Zeitschr. f. Kirchengesch., 41. Bd. (N. F. 4, 1922), S. 63 ff. 
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obrigkeitlicher Verpflichtung geltend gemachten Rechte und 
Vorbehalte, in das innere Leben der kirchlichen Anstalten 
einzugreifen und Vorschriften für Lehre, Predigt und 
Zeremonien zu geben, wurden jetzt zusammengefaßt zu 
einem geschlossenen, dauernden, unbedingten und von jeder 
kirchlichen Sonderstellung des Landesherrn unabhängigen 
obrigkeitlichen Recht. Dadurch war aber nicht nur .eine 
allgemeine landesfürstliche Kirchenhoheit, sondern auch 
schon ein landesherrliches Kirchenregiment im engeren 
Sinne geschaffen worden. Man mag immerhin die Zwangs- 
geltung, die den Ordnungen und den Visitationsabschieden 
beigelegt wurde, die bei der Visitation ausgeübte und vor- 
behaltene Befugnis, ungeeignete Prediger ihres Amts zu 
entheben und die Einsetzung tauglicher anzuordnen, die 
Aufsicht, die der Ortsobrigkeit über das Lehramt wie über 
die Gemeinde in der Beobachtung des Wortes Gottes wie 
der Ordnung aufgetragen wurde, aus der Landfriedens- 
gewalt der Obrigkeit ableiten, aus ihrer Obliegenheit, zur 
Unterdrückung jedes Keimes von Aufruhr und Friedens- 
bruch für die Aufrechterhaltung eines einheitlichen Gottes- 
dienstes zu sorgen. Man mag selbst noch die Strafgewalt, 
die die obrigkeitlichen Organe durch Sitten- und Kirchen- 
zuchtordnung über die ihre kirchlichen Pflichten nicht er- 
füllenden, Predigt und Sakrament versäumenden Gemeinde- 
glieder in einzelnen Fällen erhielten, auf dieselbe Quelle 
zurückführen und nicht als einen Eingriff in die kirchliche 
Banngewalt ansehen. Die Aufrichtung einer Kirchenord- 
nung, die eine dauernde Richtschnur auch für die Lehre, 
nicht nur die Zeremonien gab, und die Bestellung des 
christlichen Besuchsamtes dagegen gehörten in das Gebiet 
der geistlichen Gewalt. Wenn die Landesherrschaft aber 
diese Normen für Lehre und Zeremonien in der Kirchen- 
und der Klosterordnung nicht anders wie eine Landes- 
polizeiordnung erließ und den Visitatoren ihren Auftrag 
nicht anders wie ein gewöhnliches amtliches Kommissorium 
gab, auch in diesen beiden Fällen sich ausdrücklich auf 
eigenes herkömmliches und allgemeingiltiges Recht stüt- 
zend, nicht auf ein nur durch besondere Verhältnisse 
bedingtes sich berufend, so war allerdings damit das wirk- 


12 Adolf Brenncke, 


liche Regiment des Landesherrn in der Kirche bereits ge- 
geben.!) 

An eine unbeschränkte Herrschaft in der Kirche, an 
ihre Leitung durch die weltliche Gewalt war freilich dabei 
nicht gedacht. Schon an sich war die Obrigkeit in ihrer 
eigensten Wirksamkeit an Gottes Willen und die göttliche 
Naturordnung gebunden, und ihr Wesen wurde in der 
Kirchenordnung nicht nur deshalb erläutert, damit die 
‚„Untersassen‘, sondern auch damit die ‚Oberherren“ 
daraus schöpfen sollten, was ihnen durch göttliches Gesetz 
und sittliche Weltordnung geboten sei. Dabei wurde der 
Begriff der Obrigkeit nicht nur beschränkt auf die Häupter 
und großen Herren, sondern auch auf die in Städten, 
Schlössern und Dörfern zum Regiment erwählten und ge- 
setzten unteren Organe ausgedehnt. Aber auch innerhalb 
jener durch den göttlichen Willen gebotenen Grenzen 
konnte natürlich eine Regierung der Kirche nur durch landes- 
herrliche Organe nicht beabsichtigt sein; dadurch wäre 
dieser das ihr in der Ordnung soeben angeheftete Kenn- 
zeichen, daß sie durch Christus nur durch das Wort gelenkt 
werde, sogleich wieder genommen worden. Handeln konnte 
es sich nur um die äußeren Ordnungen, ohne die auch eine 
unsichtbare Kirche nicht zu dauernden sichtbaren Wir- 
kungen gelangen konnte, und auch bei der Aufrichtung 
dieser Ordnungen war die weltliche Obrigkeit an Gottes 
Wort gebunden; es zu fördern und ins Werk zu setzen, 
sollte dabei ihr einziges Ziel sein, das sie mit Rat des Lehr- 
amts zu erreichen trachtete. Es fragte sich aber nun, 
wieweit die Herstellung solcher äußeren Ordnungen auch 
auf eigenstem kirchlichen Gebiete ganz einer zwar innerhalb 
der bezeichneten Schranken, aber doch nur kraft eigenen 
Rechts auf Grund ihres ursprünglichen Berufes der Stell- 
vertretung Gottes handelnden Obrigkeit überlassen werden, 
wieweit auch einer selbsttätiren und zu einem Teil wirklich 


1) Über die verschiedenen Auffassungen, unter welchen Bedingungen 
ein landesherrliches Kirchenregiment als bestehend anzusehen ist, vgl. 
Rieker,a.a.0.S. 111 ff., 136 ff., 157 ff., 166 ff., R. Sohm, a. a. O. S. 553 ff., 
579 f., 693 ff., 601 ff., 605 fl., K. Müller, a. a. O. S. 80, K. Holl, a. a. O. 
S. 41 ff., 52ff. (Neuausgabe in „Gesammelte Aufsätze‘, a. a. O.). 
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in die sinnliche Erscheinung tretenden Kirche ein Einfluß 
darauf verbleiben sollte. 

Der hervorragendste Vertreter des Lehramts im 
Fürstentum, Corvinus, hat in seiner Apologie der Visitation 
die Befugnis der Landesherrschaft, die in einem Lande, wo 
Gottes Wort angenommen sei, nun einmal unentbehrliche 
christliche Ordnung zu geben und die Visitation im eigenen 
Namen ins Werk zu setzen, die Pastoren examinieren, Un- 
geeignete absetzen, die Predigtstühle versorgen zu lassen, 
ausdrücklich gebilligt und anerkannt. Er hat zwar Elisa- 
beths persönlichen Eifer für Gottes Wort dabei sehr ge- 
rühmt und der territorialen Obrigkeit auch die Bezeichnung 
christlich gegeben, aber auch er hat sie in solchem Re- 
formationswerk im Namen Gottes nur kraft ihres ange- 
stammten allgemeinen göttlichen Berufs handeln lassen, 
nicht kraft einer fremden Vollmacht, der etwa der Gedanke 
des allgemeinen Priestertums, einer hervorragenden Stel- 
lung als Glied der Kirche oder einer kirchlichen Sonder- 
stellung überhaupt zugrunde gelegt gewesen wäre. Die 
Gewalt der eingesetzten Prediger, zu lehren und die Sakra- 
mente zu spenden, aber hat er an sich zu keinem Teil auf 
die obrigkeitliche Verwilligung zurückgeführt, sondern aus- 
schließlich auf die nach ihrer Prüfung durch den Super- 
intendenten und nach Gebet erfolgende Bestätigung durch 
Handauflegung vor der christlichen Gemeinde; erst 
hiernach konnten sie nach ihm durch die Obrigkeit präsen- 
tiert und den Untertanen zugeschickt werden.!) Freilich 
auch diese letzte obrigkeitliche Handlung, auf der ihre Lehr- 
gewalt selbst nicht beruhte, war erforderlich, um ihnen die 
öffentliche Ausübung ihres Amtes in ihren Gemeinden letzt- 
hin zu ermöglichen, und den Vorwurf der Papisten, daß die 


1) Danach präsentierte also die Obrigkeit den Pfarrer der Ge- 
meinde, den Untertanen, nicht dem Superintendenten als Inhaber einer 
neuen bischöflichen Gewalt. Durch den Wortlaut der Kirchenordnung, 
der eine andere Reihenfolge gibt, wird dies Verhältnis verdunkelt. Vgl. 
über den Begriff der Präsentation Martens, a. a. O. S. 88 Anm. 4 und 
J. K. F. Schlegel, Kirchen- und Reformationsgeschichte von Nord- 
deutschland und den Hannoverschen Staaten (3 Bde., Hannover 1828 
bis 1832), II 148. 
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Prädikanten durch keine ordentliche zuständige Stelle zu 
ihrem Amt gelangt seien, wollte Corvinus mit dem Hin- 
weise entkräften, daß eine christliche (weltliche) Obrigkeit 
dazu allerdings einen ganz anderen Beruf habe als ein 
Bischof oder Weihbischof, die von Gott eine obrigkeitliche 
Gewalt nicht erhalten, sondern sie sich nur freventlich an- 
gemaßt hätten. So wüßte er denn nicht, erklärte er, was 
den armen lutherischen Prädikanten noch mangeln sollte 
zu der Gewalt, zu absolvieren und die Sakramente zu 
reichen, wenn sie ordentlicherweise mit Befehl der christ- 
lichen Obrigkeit berufen, examiniert, nach dem Vorbild der 
Apostel durch Gebet und Handauflegung bestätigt und in 
ihr Amt eingesetzt seien; denn Schmieren und Salben mache 
einen Priester oder Prediger nicht. Ein wesentliches Stück 
aber schien ihm zu sein, daß die Bestätigung und eigentliche 
Erteilung der Lehrgewalt vor der Gemeinde erfolgte. Nach 
dem Brauch der Alten, meinte er, sei niemals jemand ohne 
Beisein der ganzen Kirche zu solchem Amt erwählt und be- 
stätigt worden, und er bekannte es als sein Ideal, daß solche 
Erwählung in den Gemeinden bliebe und alsdann erst die 
Examination und Konfirmation durch den Superintenden- 
ten, die Präsentation durch die Obrigkeit erfolgte; denn die 
Gemeinden könnten Männern aus ihrer Mitte wahrhaftiges 
Zeugnis über Leben und Wandel geben. Aber in den jetzigen 
Kirchen und Gemeinden seien selten die erforderlichen ge- 
schickten Leute vorhanden, und so gebühre es denn der 
christlichen Obrigkeit von Amts wegen, Aufsicht zu haben, 
daß nach tüchtigen, für das Predigtamt geeigneten Männern 
getrachtet und die Kirche nicht versäumt werde. Aber 
diese durch Vermittlung der Obrigkeit herangeholten 
Prädikanten hatten nach ihm die Vollmacht, das Sakra- 
ment zu reichen, weil eben allen Christen das Bekennen und 
Ausbreiten des Evangeliums gemein sei, doch nur durch die 
Berufung seitens einer christlichen Gemeinde und durch die 
Bestätigung mit Handauflegung und Gebet; denn die 
Schlüssel, zu lösen und zu binden, seien in Petro der ganzen 
Kirche gegeben, und niemand habe sie zu gebrauchen Ge- 
walt, er sei denn von der Kirche dazu berufen, für tüchtig 
erkannt und bestätigt. Die Gewalt der lutherischen Prädi- 
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kanten, von wegen der Kirche an Christi Statt zu predigen, 
zu absolvieren und die Sakramente zu reichen, beruhe also 
darauf, so faßte Corvinus schließlich zusammen, daß sie aus 
Kraft des königlichen Priestertums, damit sie Christus be- 
giftigt habe, zu Priestern geweiht, danach auch durch die 
christliche Gemeinde berufen, durch den Superintendenten 
bestätigt und durch die christliche Obrigkeit präsentiert 
seien.!) 

Der Gedanke des allgemeinen Priestertums, der der 
Begründung der obrigkeitlichen Befugnisse ferngehalten 
war, war also hier nicht nur in Verbindung gebracht worden 
mit dem Predigtamt an sich, sondern auch mit dem Einfluß 
der gläubigen Gemeinde auf seine Bestellung, und wirkte 
in so weit auf dieser Seite als ein Verfassungsprinzip, als der 
Gemeinde zwar kein Wahlrecht, aber doch das Recht einer 
Berufung, Anerkennung oder wenigstens durch Still- 
schweigen gegebenen Zustimmung vorbehalten blieb. In 
solcher Weise waren nach der persönlichen Auslegung des 
Superintendenten der Calenbergischen Kirche die Rechte 
der Obrigkeit begrenzt, und auch die Herstellung der 
äußeren kirchlichen Ordnung war danach nicht ausschließ- 
lich einer nur kraft ihres eigentümlichen göttlichen Berufs 
fungierenden obrigkeitlichen Gewalt überlassen, sondern 
auch die zum mindesten passive Teilnahme allerdings nur 
der christlichen, der wahrhaft gläubigen Gemeinde war 
dabei wesentlich.?) 


1) Corvinus, Apologia der christlichen visitation etc., Hildesheim 
1543, B7 u. 8, besonders C 1 u. 2, ferner D 1—7. 


2) Über die strittige Frage, ob der Gedanke des Priestertums der 
Gläubigen ausschließlich ein religiöses Prinzip war, oder ob und wieweit 
er als ein Verfassungsprinzip wirksam sein konnte, vgl. besonders Rieker, 
a. a. O. S. 79ff., R. Sohm, Kirchenrecht S. 500 ff., 511 und Weltliches und 
geistliches Recht (Festgabe der Leipziger Juristenfakultät für Binding, 
München und Leipzig 1914), S. 59, E. Sehling, Gesch. der protestanti- 
schen Kirchenverfassung, Leipzig 1907, S. 3, K. Müller, a. a. O. S. 47ff., 
K. Holl, Die Entstehung von Luthers Kirchenbegriff (Festschrift für 
Dietrich Schäfer, Jena 1915), S. 449ff. und Luther und das landesherr- 
liche Kirchenregiment, a. a. O. S. 15 (bes. Anm. 2), 16ff., 28ff. (vgl. Neu- 
ausgabe beider Aufsätze in den gesammelten Aufsätzen z. Kirchengesch. I, 
Luther, S..245ff. und S. 279ff.), Alfred Schultze, Stadtgemeinde und 


76 Adolf Brenneke, 


In der Kirchenordnung war nun freilich von irgend- 
einer Mitwirkung der Gemeinde nirgends ausdrücklich die 
Rede, wie sie denn den gefährlichen Gedanken des all- 
gemeinen Priestertums überhaupt nicht aussprach. Nach 
ihr gebührte es der Obrigkeit, sich um die Versorgung der 
Pfarren mit frommen, gelehrten Leuten zu bemühen; dem 
Volke dagegen gebührte es, Gott zu bitten, daß er ihm um 
Christi willen sein Wort nicht entziehen möge. Aber daß in 
Zukunft vom Landesherrn kein Pfarrer angenommen 
werden sollte, er sei denn zuvor vom Superintendenten 
examiniert und für genugsam erkannt, war auch hier zu 
lesen; darauf sollte er von der Herrschaft präsentiert und 
vom Superintendenten konfirmiert werden, jedoch nur mit 
Gebet und Handauflegung in der Gemeinde.!) Wirklich 
hat auch die Obrigkeit sowohl während der Visitation der 
Kirchen und Klöster wie später die wegen der Pfarrbestel- 
lung geltend gemachten Wünsche der Gemeinden, soweit sie 
nicht eine Tendenz gegen die Kirchenordnung aufwiesen, 
nicht unberücksichtigt gelassen. In bezug auf die Besetzung 
eines anderen kirchlichen Amtes wurde ihnen jedoch nicht 
nur ein Zustimmungsrecht tatsächlich von Fall zu Fall 
eingeräumt, sondern das Recht einer Wahl seiner Träger 
aus der eigenen Mitte heraus durch Ordnung bestätigt. 
Denn auch das Amt der Diakonen oder Kastenherren war 
jetzt als ein kirchliches Gemeindeamt im eigentlichen Sinne 
neu begründet worden und erhielt durch eine auch an den 
mit ihm Betrauten durch den Superintendenten oder den 
Pfarrer zu vollziehende feierliche Konfirmation mit Hand- 
auflegung und Gebet einen religiösen Charakter; die mit 
ihm verbundene Liebestätigkeit wurde also im Namen einer 
christlichen gläubigen Gemeinde ausgeübt, und auch eine 
Teilnahme an der Kirchenzucht dachte später Corvin den 
Diakonen in seinem Bericht über den christlichen Bann auf 
Grund einer Kirchengewalt zu.?) Um eine wirkliche Wahl 


Reformation, Tübingen 1918 (Recht und Staat. in Geschichte und Gegen- 
wart, Heft 11), S. 30, 33, 47 fl. 

1) Christliche... . . verklerung etc.,b 3 u. 4. 

2) S. unten S. 109—111. 
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durch alle Mitglieder der äußeren, leiblichen Sakraments- 
gemeinde hat es sich jedoch dabei kaum je gehandelt. Die 
Kirchenordnung hatte im wesentlichen eine Berufung durch 
die Pfarrer im Sinn und hatte diesen in den Städten auch 
schon vorläufig aufgetragen, bevor eine besondere Kasten- 
ordnung erlassen würde, mit Zutun des Rats und der Vor- 
nehmsten in der Gemeinde zwei oder drei Bürger auszu- 
wählen und nach dem Vorbild der Apostel ihnen die Für- 
sorge für die Kranken und Armen zu befehlen. Ein anderer 
Amtsauftrag war hier noch nicht vorgesehen.!) Die Kasten- 
ordnung selbst stellte zwar auch die Verwaltung des Armen- 
kastens in die erste Linie und schrieb vor, daß die Diakonen 
die Austeilung der sonntäglich gesammelten Almosen vier- 
mal im Jahr im Beisein des Pfarrers in der Kirche vor- 
nehmen sollten, fügte aber gleichzeitig die Verwaltung des 
durch die heimgefallenen Lehen und die Meınoriengelder 
vermehrten Kirchenvermögens als weitere Aufgabe hin- 
zu; die Wahl sollte nach ihr von Pfarrer, Rat und Ge- 
meinde vorgenommen werden?) Damit war denn als 
Rahmen, in dem eine kirchliche Gemeinde an ihrer äußeren 
Ordnung mitwirken konnte, die bürgerliche Gemeinde 
festgehalten, die freilich als eine christliche Versammlung 
nur in so fern angesehen werden konnte, als in ihr, da sie das 
Wort hörte, auch gläubige Christen vorauszusetzen waren. 
Indessen traten im Verlauf der Visitation bei den näheren 
Anordnungen über die Wahl alsbald Gesichtspunkte hervor, 
die sich aus dem Begriff einer christlichen Versanımlung 
nicht eigentlich herleiten ließen: es wurde in den einzelnen 
Städten bestimmt, wie viele der Diakonen aus dem Rat oder 
etwa aus einer besonderen adligen Burgmannschaft, wie 
viele aus der Bürgerschaft zu entnehmen waren?); dadurch 


1) Christliche Kirchenordnung, ceremonien und gesenge, für arme 
ungeschickte pfarrherrn gestelt und in den druck gegeben (3. Teil der 
calenbergischen Kirchenordnung, Erfurt 1542), J 3. 

2) Zeitschr. d. Ges. f. nierdersächs. Kirchengesch. 5 (1900) S. 413 ft. 

®) Derartige Bestimmungen enthält allerdings auch schon das Vor- 
bild aller Kastenordnungen, die Leisniger, auf deren Fassung Luther 
selbst Einfluß hatte. Richter, Die evang. Kirchenordnungen d. 16. Jahrh. 
Weimar 1846 I, S. 12, Sehling, Die evang. K.O. d. XVI. Jahrh., I (Leip- 
zig 1902) S. 599; vgl. K. Müller, a. a. O. S. 119f. 
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war es denn freilich zweifelhaft geworden, ob hier die bürger- 
liche Gemeinde wirklich bloß als Rahmen einer christlichen 
Versammlung diente, oder ob sie nicht vielmehr selbst als 
solche Wahlkörperschaft war. Vor allem aber trat die 
ursprünglich vorwiegende, auf neutestamentliche Vorbilder 
zurückgehende Liebestätigkeit, die soziale Seite des Amts, 
unter dem Drange der von der Visitationskommission zu 
bewältigenden ökonomischen Aufgaben alsbald in den 
Hintergrund. Man erklärte mehrfach in den Visitations- 
abschieden, auf die Anordnung einer Diakonenwahl eigent- 
lich verzichten zu können, da außer dem ursprünglichen 
Kirchenvermögen keine nennenswerte Mittel vorhanden 
seien, die zur Verwaltung eines Schatzkastens Anlaß gäben, 
und in einem Falle unterließ man die Diakonenwahl aus 
diesem Grunde tatsächlich ohne Rücksicht auf die Ver- 
waltung eines Armenkastens.!) Ebenso ließen die Visi- 
tatoren auf dem Lande, auf das die ursprünglich nur für 
die Städte bestimmte Kastenordnung nachträglich doch 
auch noch ausgedehnt war, nur in Ausnahmefällen die Wahl 
wirklich vornehmen und stellten es im übrigen den Amt- 
leuten anheim, sie dort anzuordnen, wo sie angebracht er- 
schien. Diakonen wurden also nur dort geschaffen, wo es 
außer der Kirchenfabrik noch sonstiges Vermögen gab und 
ein Schatzkasten gebildet werden konnte, der Überschüsse 
für einen Armenkasten abzugeben hatte. Damit war die 
ökonomische Seite des Amts ganz in den Vordergrund ge- 
rückt, sein durch den Hinweis auf das neutestamentliche 
Vorbild und die feierliche Konfirmation zum Ausdruck 
gebrachter religiöser Charakter abgeschwächt worden und 
eine Angleichung erfolgt an ein älteres schon bestehendes 
Amt, das ganz auf dem Boden der bürgerlichen oder der 
spätmittelalterlichen einheitlichen weltlich-kirchlichen Ge- 
meinde erwachsen war. Durch das Amt der Alterleute, die 
auch als Vormünder oder Vorsteher der Kirchen, als Pro- 
visoren und Heiligenmeister erscheinen, hatten die Stadt- 
räte und Bürgerschaften wie bis zu einem gewissen Grade 
auch die Landgemeinden Einfluß auf die Verwaltung der 


1) Kayser, a. a, O. S. 342f., 346, 350. 
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Kirchenfabrik gewonnen, und die Austeilung von Spenden, 
die auf Stiftung beruhten, war bei ihm nur auf Grund eines 
privatrechtlichen Treuhänderverhältnisses, nicht kraft 
öffentlichen Auftrags hinzugetreten; auch waren Almosen 
bisher im Gottesdienste nur an einigen Festtagen für die 
Kirchenfabrik, nicht für die Armen gesammelt worden. 
Wenn die Kirchen- und die Kastenordnung nicht an dieses 
ältere bestehende Amt, sondern an das neutestamentliche 
Vorbild anknüpften, die feierliche Bestätigung durch kirch- 
liche Handlung einführten und auch die persönlichen 
religiösen und sittlichen Voraussetzungen für das neue Ge- 
meindeamt besonders betonten, so konnte dabei wohl nur 
die Absicht bestanden haben, einen scharfen Trennungs- 
strich zwischen dem neuen und dem alten Amte zu ziehen. 
Die Praxis freilich gestaltete sich unter der Einwirkung der 
realen Verhältnisse anders. Besonders im Fürstentum 
Calenberg, wo die Kastenordnung im ganzen noch weniger 
durchgeführt worden zu sein scheint als im Fürstentum 
Göttingen, beschränkte man sich an einigen Orten teils nur 
auf eine Zuwahl zu den bisherigen Alterleuten, teils ließ man 
die in genügender Zahl vorhandenen einfach auf die Kasten- 
ordnung verpflichten, und eine eigentliche Neubegründung 
des Amtes unterblieb..) Nach allem bleibt eine Wieder- 
anknüpfung an die bestehenden Verhältnisse in der Praxis 
unverkennbar, und durch die dadurch herbeigeführte 
. Minderung des besonderen christlichen Charakters des neuen 
Amts mußte auch der in ihm zum Ausdruck kommende 
christliche Gemeindegedanke getroffen werden. Wie über- 
all schließlich damals in den evangelischen Territorien wurde 
auch hier’ Subjekt des kirchlichen Handelns in Wahrheit 
nicht eine neue christliche Gemeinde, sei es auch nur im 
Rahmen der bürgerlichen, sondern die bürgerliche Gemeinde 


!) Kayser, a. a. O. S. 319, 333, 334, 346. In einigen Fällen könnte 
es freilich zweifelhaft sein, ob es sich nicht um das schon vor der Kasten- 
ordnung durch die Kirchenordnung provisorisch für die Städte eingerich- 
tete Amt handelte; in Mandelsloh, einer Landgemeinde, wo die bisherigen 
Alterleute noch ein halbes Jahr im Amt gelassen wurden und erst dann 
Neuwall sein sollte (Kayser S. 356), konnte es sich freilich nur um das. 
ältere Amt handeln. 
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als solche, die alte einheitliche weltlich-kirchliche Gemeinde 
blieb es wie bisher.!) 

Außer der wenigstens passiven Teilnahme an der Be- 
stellung des Predigeramts auf Grund des unausgesprochenen 
Gedankens vom allgemeinen Priestertum und außer der 
Einrichtung von Gemeindevertretungen zur öffentlichen 
Ausübung des christlichen Liebeswerks und zugleich zu 
einer mit diesem Zweck zusammenhängenden Verwaltung 
des erweiterten Kirchenvermögens haben die Ordnungen, 
die Instruktion und auch die Visitationsabschiede in 
ihren allgemeinen und grundsätzlichen Bestimmungen den 
Genieinden weitere Rechte zur Mitwirkung an der Her- 
stellung und Aufrechterhaltung einer äußeren Kirchenord- 
nung nicht ausdrücklich zugewiesen. Die Überwachung, 
(die sich auf die Beobachtung des Wortes Gottes und der 
Ordnungen durch die Prediger wie die Gemeinden erstreckte, 
und die in den Städten meist dem Rat aufgetragen wurde, 
und ebenso die diesem dort wohl anbefolılene Zucht- und 
Strafgewalt in Sittenangelegenheiten, ferner die ausdrück- 
lich im Namen der Landesherrschaft zu führende Aufsicht 
über die kirchliche Vermögensverwaltung, insbesondere 
auch die Abnahme der Rechnungen der Kastenherren 
waren als obrigkeitliche und nicht als Gemeinderechte ge- 
dacht, und auch die Aufsicht über die Armenpflege selbst 
hatte schon die Kirchenordnung, die die Verbindung einer 
Vermögensverwaltung mit ihr noch nicht aussprach, der 
Obrigkeit vorbehalten. Auf dem Lande sollten alle diese 
Rechte ausschließlich und in den Städten auch in einzelnen 
Fällen in einer Mitaufsicht oder allein durch die fürstlichen 
Beamten der örtlichen Instanz ausgeübt werden. Den 
Stadträten wurden sie im übrigen nicht in ihrer Eigenschaft 
als Gemeindehäupter, sondern auf Grund ihrer ubrigkeit- 
lichen Stellung übertragen, und wie nicht auf ihrer Stellung 
als Mitglieder der Gemeinde, so beruhten sie danach auch 
auf keiner Sonderstellung zur Kirche, sondern gemeinsam 


1) Über Luthers Auffassung von der Kastenverwaltung und die 
Abweichung der tatsächlichen Entwicklung davon in bezug auf die Stel- 
lung der Gemeinde und des Diakonenamts vgl. Holl, Ges. Aufsätze I, 
S. 389. 
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mit dem landesherrlichen Kirchenregiment, von dem sie 
ausgingen, auf der allgemeinen göttlichen Weltordnung. 
Tatsächlich und auch schon bei der praktischen Durch- 
führung der Visitation wirkten allerdings nicht nur die Ein- 
räumung der Gemeinderechte, die einer christlichen Ver- 
sammlung innerhalb des Rahmens der bürgerlichen Ge- 
meinde galten, in Wirklichkeit freilich der letzteren als 
solcher dienstbar wurden, sondern auch zum Teil die Über- 
tragung der obrigkeitlichen Rechte an den Rat lediglich 
wie eine Anerkennung oder Verstärkung von Befugnissen, 
die die Gemeinden und besonders die Stadträte, sei es in 
Vertretung der Bürgerschaften, sei es in ihrer obrigkeit- 
lichen Stellung kraft eigenen Rechts, längst gegenüber der 
Kirche ausgeübt hatten. 

Auch in den kleinen Städten beider Fürstentümer gab 
es längst eine Gemeindebewegung, die dem laikalen Element 
in der Kirche gegenüber dem Klerus stärkere Geltung ver- 
schafft hatte, und die durch den vollständigen Zusammen- 
bruch der Hierarchie gänzlich freie Bahn erhielt. Die 
Initiative ging allerdings dabei ausschließlich vom Stadtrat 
aus, und mochte es nicht in jedem einzelnen Falle völlig 
klar sein, ob er als Obrigkeit oder als Gemeindehaupt auf- 
trat, so hat er sich doch in kirchlichen Fragen durchweg in 
Übereinstimmung mit der Gemeinde befunden und sich 
auch gelegentlich ausdrücklich als Vertreter kirchlicher 
Gemeindeinteressen bezeichnet.!) Als solcher hat er vor 
wie nach der Visitation Einfluß auf die kirchliche Stellen- 
besetzung zu gewinnen gesucht?) und wohl auch in diesem 
Sinne die Aufsicht über die Ordnung in der Kirche und die 
Vermögensverwaltung geführt. Andererseits aber war er 
doch unabhängig genug geblieben, um während der Visi- 
tation auf eine Erhaltung der eigenen Patronats- und Lehn- 


1) Bezeichnung der Ratleute als oberste Alterleute, oberste Vorsteher 
der Kirchengüter (Cohrs, Dasseler Alterleute-Ordnung aus dem Jahre 
1536, Zeitschr. d. Ges. f. niedersächs. Kirchengesch. 8, 1904, S. 249f.). 

2) Wie z. B. der Rat von Moringen 1544 mit Erfolg gegenüber 
Corvinus. Tschackert, Briefwechsel des Antonius Corvinus, Hannover 
1800 (Quellen u. Darst. z. Gesch. Niedersachs. Bd. 4), S. 165, 175, 193, 

94, 226. 
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rechte in einer Weise hinzuwirken, die nicht einem Gemeinde- 
interesse entsprach. Da das landesherrliche Kirchenregi- 
ment und das Lehramt darin einig waren, bei ihrer Neu- 
gestaltung des kirchlichen Gemeindewesens sich an die be- 
stehende politische Gemeindeform anzulehnen, so war es 
allerdings nicht zu umgehen, auch den Rat als eine Ver- 
tretung der Gemeinde in den kirchlichen Fragen in der 
Praxis anzuerkennen und auch in solcher Eigenschaft mit 
ihm bei der Visitation zu verhandeln, nicht in ihm dabei nur 
die Obrigkeit oder eine Korporation innerhalb der Gemeinde 
zu sehen; zweifellos ist ihm auch in solcher Eigenschaft die 
Mitwirkung bei Vermögensfragen, die Fürsorge für die 
Schulen und sonstige Gemeindeanstalten tatsächlich an- 
befohlen worden.!) 

Aber auch auf dem platten Lande hatte sich die wirt- 
schaftliche Gemeinde, die zugleich die kirchliche war, in 
der Kirche schon lange zu stärkerer Geltung gebracht. 
Weil die Kastenordnung hier nur ausnahmsweise eingeführt 
wurde, blieb es im ganzen bei der bisherigen Verwaltung der 
Kirchenfabriken durch die Alterleute; aber auch die etwa 
bestehenden Befugnisse der Gemeindeversammlung als 
solcher zu einer unmittelbaren Beteiligung an der kirch- 
iichen Vermögensverwaltung haben die Visitatoren durch 
Ihre Anordnungen tatsächlich anerkannt?), wenn auch das 
eigentliche Aufsichtsrecht nach den Ordnungen den fürst- 
lichen Beamten gewahrt bleiben sollte. Ebenso war hier die 
Neigung der Gemeinden, Einfluß auf die Besetzung des 
Pfarramts zu gewinnen, nicht neu; besonders nach dem Ein- 
tritt einer vollen kirchlichen Anarchie, als die Jurisdiktions- 
organe der alten Kirche sich nicht mehr durchzusetzen ver- 
mochten und die Patrone ihre Schuldigkeit nicht taten, 
sahen sich die Gemeindeversammlungen zuweilen durch 
Notlage gezwungen, in dieser Frage die Initiative zu er- 
greifen, wie z. B. jene Pfarrleute von Wallensen, denen 
Erich I. 1534 ihre eigene Pfarrwahl bestätigte, obwohl nach 
anfänglicher Pflichtversäumnis die zur Versorgung des 


1) Kayser, a. a. O. S. 274, 325, 335, 339. 
2) Kayser, a. a. O. S. 359f. 
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Amts berechtigte Stelle es nachträglich noch selbst zu be- 
setzen suchte.!) Ebenso verfuhren noch bereits nach Er- 
laß der Kirchenordnung die beiden Dorfschaften Kohnsen 
. und Hullersen, denen die beiden Einbecker Kollegiat- 
kapitel als die verpflichteten Stellen trotz ihrer Bitten 
keinen Prediger bestellt hatten: sie baten jetzt lediglich 
ihre weltliche Obrigkeit, den von ihnen selbständig aus der 
Stadt Einbeck berufenen Prädikanten von Amts wegen bei 
ihnen einzuführen; die Beamten in Erichsburg aber hielten 
sich jetzt — im August 1542, also noch vor der Visitation — 
bereits streng an die Ordnung und baten Elisabeth, ihn vor- 
erst examinieren zu lassen, obwohl sie ihn sonst für das Amt 
empfahlen.?2) Aus solchen anarchischen Verhältnissen 
mußten von selbst Ansprüche der Gemeinden wenn nicht 
auf ein Wahl-, so doch auf ein Vokationsrecht heraus- 
wachsen, wie sie denn späterhin auch bald hervorgetreten 
sind.?) 

Eine Bewegung auf Erweiterung oder Erhaltung der 
kirchlichen Gemeinderechte gab es also damals immerhin 
wohl mehr oder weniger in Stadt und Land, aber auch nach 
der Annahme des Evangeliums blieb sie in den kleinen 
Städten und Landgemeinden im wesentlichen die alte, die, 
auf dem Boden der bürgerlichen und weltlichen Gemeinde 
entstanden, nicht immer ohne religiöse Motive gewesen sein 
mochte,, wenn sie gegenüber Mißständen im Ämterwesen 
der alten Kirche kirchlichen Gemeindeinteressen Bahn ge- 
brochen hatte, jedoch niemals über das Ziel hinausging, 
dieser weltlichen Gemeinde oder ihrem Haupt eine Mit- 
wirkung bei der Regelung der örtlichen Kirchenverhältnisse 
zu verschaffen und zu wahren. Ein christlicher Gemeinde- 
gedanke, wie er nur im Zusammenhange mit der Lehre von 
der unsichtbaren Kirche und dem allgemeinen Priestertum 
der Gläubigen sich bilden konnte, wurde zwar besonders 


ı) Cal. Br. Arch. Des. 23 I Nr. 1 (Konzept v. 22. April 1534). 

2) Cal. Br. Arch. Des.. 23 VI Nr. 3. Caspar Gotz und Arnold Soli- 
man an die Herzogin v. 6. August 1542. 

s) Vgl. Ph. Meyer, Die kirchliche Gemeindeverfassung in Calen- 
berg-Göttingen nach den reformatorischen Ordnungen von 1542/43 und 
ihre mittelalterlichen Grundlagen (2.G.N. Kg. 25, 1920) S. 54. 
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durch die Kastenordnung in der Gestalt des nach biblischem 
Vorbild neugeschaffenen Diakonenamts anfangs von oben 
her nahegelegt, verblaßte aber sogleich noch während der 
Durchführung der Visitation. Eine eigentliche reformato- 
rische geistliche Bewegung von unten her hat es aber in diesen 
kleinen städtischen und ländlichen Gemeinden niemals ge- 
geben, und als es 1544 auch in diesen Kreisen zu Zusammen- 
rottungen und Auflehnung kam!), sind doch dabei keinerlei 
Schlagworte aus einer religiösen Vorstellungswelt laut ge- 
worden und keinerlei Forderungen über eine Beteiligung der 
Gemeinden am kirchlichen Regiment, wie in den Bauern- 
kriegen, hervorgetreten; allein um einen Widerstand gegen 
die Steuerexekution der Landesherrschaft hat es sich da- 
mals gehandelt. Auch nach der Visitation hat sich daher die 
Entwicklung bloß in den alten Bahnen weiterbewegt und 
im ganzen auch die von den Ordnungen gezogenen 
Grenzen nicht überschritten; lediglich von der äußeren 
Zurückdrängung der Hierarchie und der Gewalt des Klerus 
und wohl auch von der Abwehr der Auswüchse des kirch- 
lichen Ämterwesens war sie ausgegangen, und eine Tendenz 
gegen das landesherrliche Kirchenregiment hat sie nicht 
angenommen.?) 


ı) Niedersächse. Jahrbuch I (1924), S. 107. 


32) Über Einzelheiten ist auch sonst noch die eben erwähnte wert- 
volle und eindringende Darstellung zu vergleichen, die wir über die kirch- 
lichen Gemeindeverhältnisse der Reformationszeit in den kleinen Städten 
und auf dem Lande für beide Fürstentümer schon besitzen (Ph. Meyer, 
2.G.N.Kg. 25, 1920, S. 16ff.). Ich weiche von der dort vertretenen Auf- 
fassung in so fern ab, als ich nicht annehme, daß Corvinus von vornherein 
in den Hauptzügen — nur etwa mit der Ausnahme einer Erweiterung der 
Befugnisse des Alterleute-Amtes und der Hinzufügung einer kirchlichen 
Weihe für dieses — die bestehenden Zustände im Gemeindewesen habe 
beibehalten wollen; vielmehr scheint es mir nach seinen Erörterungen 
in der „Apologie‘‘ und im Bericht vom christlichen Bann — s. unten 
S. 109. — und nach der ganzen Art der Neugestaltung des Diakonen- 
amts, daß auf die Fassung der Ordnungen trotz der Anknüpfung an die 
alte einheitlich weltlich-kirchliche Gemeinde, die geboten war, wenn man 
an der Volkskirche festhalten und nicht zu einer Sektenbildung gelangen 
wollte, die Vorstellung von einer innerhalb des Rahmens der bürgerlichen 
auch verfassungsmäßig neu zu gestaltenden christlichen Gemeinde von 
Einfluß gewesen ist. Ich glaube deshalb auch nicht, daß von vornherein 
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Anders lagen die Verhältnisse in den großen Städten 
des Landes. Hier war die reformatorische Bewegung von 
unten ausgegangen, hier hatten ihre religiösen Ideen ge- 
zündet, und die Bürgerschaften waren selbst von Vorstel- 
lungen evangelischer Freiheit von der Art eines allgemeinen 
Priestertums ergriffen worden; hier war es also nicht, wie 
in den kleinen Städten, bei der schon vorreformatorischen, 
im wesentlichen auf das kirchliche Gebiet beschränkten 


beabsichtigt war, den Rat als die oberste Vertretung auch der kirchlichen 
Gemeindeinteressen ausdrücklich, förmlich zu bestätigen. Die Aufsichts- 
rechte, die in den Ordnungen und der Instruktion förmlich übertragen 
werden, erscheinen nach Wortlaut und Zusammenhang zweifellos als 
obrigkeitlich, und dementsprechend müssen wohl die nicht überall so 
klaren Wendungen in den Visitationsabschieden ebenso gedeutet werden. 
Die Gemeinde erscheint hier neben dem Rat nur einmal, wo beiden ledig- 
lich der Gehorsam gegen die Ordnungen befohlen wird, die Aufsicht aber 
dem Amtmann verbleibt; den Pastoren wird vielfach nur die Durchführung 
der Ordnung, dem Rat dagegen die Aufsicht übertragen, und wo beiden 
gemeinsam anvertraut ist, „über der Ordnung fest und steif zu halten“, 
wird doch dem Rat noch eine besondere Strafgewalt beigelegt. Die von 
Ph. Meyer gelegentlich (S. 19f., 46f., 49f.) geltend gemachten Gründe 
für eine unterschiedslos nach der reformatorischen Auffassung wie tat- 
sächlich überwiegende Stellung des Rats als oberste kirchliche Gemeinde- 
vertretung sind nicht überzeugend und schließen eine tatsächliche 
Doppelstellung als Obrigkeit und als Gemeindevertretung nicht aus. Nur 
die ausdrückliche Verleihung obrigkeitlicher Rechte paßt in den ganzen 
Vorstellungakreis der Ordnungen von Obrigkeit, Gemeinde und Kirche, 
und es ist daher schärfer zu scheiden zwischen der Auffassung, von der 
die Visitation ihren Ausgang nahm, und den sich in ihrem Verlauf sogleich 
wieder durchsetzenden bestehenden Verhältnissen. Übrigens scheint mir 
in der obigen Abhandlung auch die auf Grund der vorreformatorischen 
Verhältnisse schon bestehende „presbyteriale‘‘ Stellung des Rats zu aus- 
schließlich und einseitig betont zu sein; in vielen Fällen wird sich nicht 
so eindeutig entscheiden lassen, ob ein Gemeindeinteresse oder die Er- 
weiterung der eigenen obrigkeitlichen Stellung für ihn ausschlaggebend 
gewesen ist. An der Richtigkeit des Endergebnisses der Abhandlung, des 
ungebrochenen Fortdauerns der bisherigen Grundlagen über Visitation 
und Reformation hinaus, kann ein Zweifel nicht bestehen. Über die 
Entwicklung des Älterleute- und Diakonenamts sind noch zu vergleichen 
die Abhandlungen von Cohrs, Dasseler Alterleute-Ordnung aus dem 
Jahre 1536 (Z.G.N.Kg. 8, 1904, S. 239ff.) und Gieseke, Art und 
Entwicklung des Kirchenvorsteheramts in der Stadt Dransfeld von 
seinem Anfang 1543 bis zur Neuordnung 1848 (2.G.N.Kg. 11, 1906, 
S. 208 ff.). 
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bloßen Verstärkung des korporativen oder genossenschaft- 
lichen Elements geblieben, das allem Städtewesen zugrunde 
liegt, aber überall vor der Ratsherrschaft zurückgetreten 
war, sondern hier war mit der Reformation der Gemeinde- 
gedanke allgemein wieder zu vollem Durchbruch gekommen. 
Zwar blieben auch hier die Räte, wie vorher bei der Er- 
weiterung ihrer Kirchenherrschaft im Mittelalter, so noch 
in der Reformation die eigentlichen Träger der Handlungen, 
aber die Initiative war an die Bürgerschaften übergegangen, 
unter deren stürmischen Einwirkungen jene dauernd standen, 
seitdem sie, unter mehr oder weniger schweren Erschütte- 
rungen zum Teil durch diese erst gezwungen, das Refor- 
mationswerk in Angriff genommen hatten. So konnte man 
die durch die Räte bewerkstelligte äußere Ordnung des 
Kirchenwesens hier weit eher als die Schöpfung einer im 
Rahmen des bürgerlichen Gemeinwesens wirksamen christ- 
lichen Versammlung ansehen, und zwar, da das Evangelium 
in diesen Orten überall schon vor der Landesvisitation ein- 
geführt war, als ihre vollkommen selbständige Schöpfung, 
die nicht bloß auf einer unter landesherrlicher Leitung 
stehenden Mitwirkung beruhte. Indessen schon die ersten 
religiösen Aufwallungen in diesen Städten waren auch von 
politischen und wirtschaftlichen Motiven durchsetzt ge- 
wesen!), und von dem Erwachen alter. genossenschaftlicher 
Grundkräfte konnte auch die mit der kirchlichen untrenn- 
bar verbundene weltliche Seite dieser Gemeinwesen nicht 
unbetroffen bleiben. Auf die Auseinandersetzung über die 
kirchlichen Fragen, die. mit der Landesherrschaft nötig 
wurde, als auch diese zu reformieren begann, mußte not- 
wendig auch die weltliche Oppositionsstellung der Stadträte 


1) Vgl. zur Geschichte der Reformation der vier großen Städte des 
Landes: Erdmann, Gesch. d. Kirchen-Reformation in der Stadt Göttin- 
gen, Göttingen 1888, Bahrdt, Gesch. d. Reformation der Stadt Hannover, 
Hannover 1891, Bartels, Gesch. d. Reformation in der Stadt Northeim 
(Forsch. z. Gesch. Nieders. Bd. 5, Heft 3), Hannover 1918 und endlich 
für Hameln die Einleitung in Fink, U.B. des Stifts und der Stadt 
Hameln, Bd. II, Hannover u. Leipzig 1903, sowie Schläger, Kurze 
Kirchenreformationsgeschichte der Stadt Hameln, Hannover 1840, 
und Sprenger-Reitzenstein, Gesch. d. Stadt Hameln, Hameln 1861. 
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und der hinter ihnen stehenden drängenden Bürgerschaften 
zu ihr von entscheidendem Einflusse sein, und so waren es 
schließlich doch wieder nur die Bürgerschaften als solche, 
nicht christliche Versammlungen in ihrem Rahmen, die hier 
auf die endgiltige Gestaltung der kirchlichen Rechtsordnung 
Einfluß gewannen. Jedeufalls hat auch hier weiterhin alle 
kirchliche Organisationstätigkeit sich lediglich auf dem 
Boden der bürgerlichen Gemeinde vollzogen, und zur Bil- 
dung einer Kirchengemeinde im Rechtssinne ist es hier 
gleichfalls nicht gekommen. Indessen hier beschränkte sich 
die Gemeindebewegung nicht auf ihr ursprüngliches Ziel, 
auf die Zurückdrängung der Gewalt der Hierarchie aus dem 
Bereich der Stadt, sondern hier galt sie, nachdem durch den 
Anstoß der nur auf kirchliche Selbstbestimmung gerichteten 
religiösen Ideen auch die alten genossenschaftlichen Grund- 
triebe des ganzen weltlichen Gemeinwesens in Mitschwingung 
versetzt waren, ebenso der Verdrängung jeder in die eigene 
Autonomie hineingreifenden fremden Gewalt auf kirchlichem 
wie weltlichem Gebiet. Dieser Gemeindegedanke kehrte 
also seine Spitze auch gegen ein landesherrliches Kirchen- 
regiment. Man dachte nicht daran, die Rechte, die man in 
bezug auf die Regelung der äußeren kirchlichen Ordnung 
schon ganz für sich in Anspruch genommen hatte, nachträg- 
lich mit der Landesherrschaft wieder zu teilen. Der Rat von 
Göttingen hat zwar 1542 vor der Visitation der Herzogin 
ein Recht der Einwirkung auf die Besetzung der Prediger- 
stellen der Stadt eingeräumt, das über ein Patronatsrecht 
nach den Grundsätzen kanonistischer Lehre hinausging.!) 
Er hat aber die Landeskirchenordnung höchstens als in 
ihren Grundzügen für die Stadt gültig angesehen; die An- 
passung der eigenen Ordnung an sie, zu der er sich allenfalls 
bereit erklärte, behielt er sich selbst vor. Die Anwendung 
des landesherrlichen Visitationsrechts, das er nur unter be- 
sonderen Verhältnissen für zulässig zu halten schien, hat er 
in bezug auf Göttingen ganz abgelehnt, da hier die Visi- 


1) Cal. Br. Arch. Des. 8 Göttingen Nr. 20. Vorbehalt der Befugnis, 
die Pfarrer bei Nichterfüllung ihrer Pflichten abzusetzen und die Stellen 
ohne Rücksicht auf den Rat neu zu besetzen. 
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tation nicht mehr erforderlich, aber auch wegen der städti- 
schen Privilegien bedenklich sei.!) Northeim hat sowohl das 
landesherrliche kirchliche Verordnungs- wie das Visitations- 
recht rundweg als für sich unverbindlich erklärt.?2) Hannover 
hat man die Annahme der landesherrlichen Kirchenordnung 
und die Zulassung der Visitation gar nicht mehr zugemutet. 
Die Stadt Hameln endlich, die erst unter dem vormund- 
schaftlichen Regiment zum Evangelium übergetreten war 
und daher noch keine eigene Ordnung hatte, hat zwar die 
landesherrliche übernommen, aber nach dieser ihr Kirchen- 
wesen selbständig eingerichtet.?) 

Noch größer als gegenüber der Gemeinde war die 
Zurückhaltung der Kirchenordnung gegenüber den kirch- 
lichen Lehnsherren und Patronen; während aber im ersteren 
Falle die nur andeutende Bezeichnung einer spärlichen Mit- 
wirkung der Gemeinde bei der Bestellung des Predigtamts 
auf eine möglichste Beschränkung der Gemeinderechte hin- 


1) Erdmann, a. a. O. S. 79 Anm. 5 und Kayser, a. a. O. S. 248 
Anm. 503 nach den Göttinger Akten; Tschackert, Antonius Corvinus 
Leben und Schriften, Hannover und Leipzig 1900 (Quellen u. Darst. 
z. Gesch. Nieders. Bd. III), S. 113. 

2) Bartels, a&.a.0. S. 67 ff. 

?) Über die strittige Frage, wieweit ein christliches Gemeinde- 
prinzip in der Reformation als mitwirkend bei der kirchlichen Verfassungs- 
bildung anzusehen ist, vgl. u. a. Rieker, a. a. O. S. 51, 71ff., 82, 85f., 
138, R. Sohm, Kirchenrecht S. 513, 541 und Weltliches und geistliches 
Recht, S. 59, Th. Brieger, Die kirchliche Gewalt der Obrigkeit nach der 
Anschauung Luthers (Zeitschr. f. Theol. u. Kirche 2, Freiburg 1892) 
S. 521, H. Hermelink, Zu Luthers Gedanken über Idealgemeinde und 
von weltlicher Obrigkeit, Zeitschr. f. Kg. Bd. 29 (1908), S. 294, 303, 
318f., P. Drews, Entsprach das Staatskirchentum dem Ideal Luthers ? 
(Ergänzungsheft z. Z. f. Theol. u. Kirche 1908), S. 41, 69ff., K. Holl, 
Entstehung von Luthers Kirchenbegriff S. 444, 449 und Luther und das 
landesherrliche Kirchenregiment S. 11, 16f., 31fl., 36ff., 158 (vgl. die 
Neuausgabe in den gesammelten Aufsätzen a. a. O.). Über die Stellung 
der Stadt- und Landgemeinden zur Kirche am Ende des Mittelalters und 
in der Reformation vgl. A. Schultze, Stadtgemeinde und Kirche im 
MA. (Festgabe für Rudolph Sohm, München u. Leipzig 1914, S. 103—42) 
und Stadtgemeinde und Reformation, Tübingen 1918 (Recht und Staat 
in Geschichte und Gegenwart 1911) sowie Fr. X. Künstle, Die deutsche 
Pfarrei und ihr Recht zu Ausgang des MA., Stuttgart 1905 (Stutz, 
Kirchenrechtl. Abhandlungen Heft 20). 
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zuweisen schien, konnte umgekehrt das völlige Schweigen 
gegenüber den Patronen bloß besagen, daß man eine Be- 
schneidung ihrer Rechte noch nicht in Angriff zu nehmen 
wagte. Elisabeth gab die Versicherung, daß lediglich durch 
den Superintendenten geprüfte Pfarrer künftig angenommen 
werden sollten, ausschließlich in bezug auf diejenigen 
Pfarreien, die ihrem Sohn ‚zu konferieren zuständen‘“.!) 
Darunter waren allerdings nicht nur solche zu verstehen, 
die von alters her dem landesherrlichen Patronat unter- 
standen sondern auch diejenigen, die früher der Bischof 
oder sein Stellvertreter kraft ihres Amts und nicht auf 
Grund eines eigenen Patronatsrechts zu verleihen gehabt 
hatten. Seit dem Zusammenbruch der Gewalt der Bischöfe 
und ihrer Organe waren alle diese und die fürstlichen 
Patronatspfarren in gleicher Weise zu landesherrlichen 
Pfarren geworden?); sie waren seither ohne jede geistliche 
Mitwirkung teils von der Zentralinstanz, teils von den lokalen 
fürstlichen Beamten verliehen worden, und auch eine Im- 
mission der Belehnten in ihr Amt und die Pfründe pflegten 
lediglich die Amtmänner zu vollziehen?) Die adligen 
Patronatsherren hatten seit dieser Zeit ebenfalls die Ver- 
leihung völlig frei ohne jedes Zutun einer geistlichen Ge- 
walt ausgeübt, und nur die Immission in das Pfarrgut stand, 
wenn sie nicht zugleich Gerichtsherren oder durch Ver- 
pfändung im Besitz der Ortsobrigkeit waren, wegen der 
jetzt schon allgemein von der Landesherrschaft über das 
Kirchengut in Anspruch genommenen Aufsicht dem lokalen 
fürstlichen Beamten zu.*) Dabei schien es also auch jetzt 


1) Die Angabe bei Martens, a. a. O. S. 93 Anm. 2, wonach die 
Kirchenordnung das Verleihungsrecht der Patrone in ein Präsentations- 
recht zurückverwandelt habe, beruht auf einer Verwechselung der Calen- 
bergischen Kirchenordnung mit der Wolfenbüttelschen von 1543, die 
sich an der von Martens angeführten Stelle (Richter, Evang. Kirchen- 
ordnungen II, 57) abgedruckt findet. 

2) Vgl. den Nachweis bei Martens, a. a. O. S. 73 Anm. 5; Kayser, 
a. a. O. S. 409, 443, 446, 447. 

s) Martens, a. a. O. S. 75f. 

*) Martens, a. a. 0. S.83. Vgl. auch oben S. 83 die von den Ge- 
meinden Kohnsen und Hullersen wie herkömmlich erbetene Einführung 
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nach der Kirchenordnung sein Bewenden haben zu sollen. 
Allerdings hatte sie auch für die Patronatsherren Zwangs- 
geltung; diese hatten also für einen jener entsprechenden 
Gottesdienst auch an ihrem Teil Sorge zu tragen; ungeeig- 
nete Prediger konnte die Landesobrigkeit entfernen. Allein 
auch bisher schon hatte diese von Fall zu Fall ihre Aufsicht 
darauf ausgedehnt, daß auch die Pflichten des Amts, zu dem 
das verliehene Gut gehörte, tatsächlich irgendwie erfüllt 
würden, und auch bereits im Sinne einer Bestimmung der 
Form des Gottesdienstes auf die Verleihungen Einfluß zu 
üben gesucht.!) Indessen damit war die Verleihung an sich 
rechtlich noch nicht eingeschränkt, die völlig freie Wahl des 
mit dem Pfarrgut zu Belehnenden noch nicht begrenzt 
worden, und höchstens auf die Beauftragung eines solchen 
Stellvertreters mit der tatsächlichen Ausübung der Amts- 
pflichten, der sich seinerseits nun wirklich dazu eignete, 
konnte dadurch hingewirkt werden. Auch die Kirchenord- 
nung stellte nur das landesherrliche Beispiel eines von dem 
bisherigen abweichenden Leiheverfahrens vor Augen und 
legte den Patronatsherren selbst in dieser Hinsicht noch 
keinerlei Zwang auf. Erst die Kastenordnung und die 
Instruktion für die Visitatoren. wagten eine etwas deut- 
lichere Sprache zu reden. Danach sollten die vom Adel und 


ihres Pfarrers, den sie anstatt der Patrone berufen hatten, durch die 
Amtleute in Erichsburg. Cal. Br. Arch. Des. 23 VI Nr. 3. 


1) Konzept o. D. (1535) in Cal. Br. Arch. Des. 23 I Nr. 2, Erich I. an 
ungenannten Empfänger, dessen Sohn er die Pfarre zu Hevensen ver- 
liehen hat, und der unterlassen hat, von den in Gladebeck gelegenen 
Gütern dieser Pfarre daselbst einen Kaplan zu halten, fühlt sich als der 
Landesherr verpflichtet, für die tatsächliche Versehung des Gottes- 
dienstes dort Sorge zu tragen. A. a. O. VI Nr. 2a (1539 Oktober 27) ver- 
leiht Erich die Pfarre zu Benstorf im Gericht Poppenburg unter ausdrück- 
licher Verpflichtung auf die Predigt des göttlichen Worts und der wahren 
Lehre. Von dem Edelherrn zu Plesse als Lehnsherrn der Pfarre zu Groß 
Schneen hatte er jedoch am 11. April 1534 (a. a. O. I Nr. 1) begehrt, nur 
einen solchen zu beleihen, der sich der alten Zeremonien bediene. Vgl. 
auch die Erlaubnis Erichs an seine Gemahlin, in einem geheimen Ab- 
kommen die Prediger zu Neustadt und Wunstorf zwar auf lautere Predigt 
des Worts, aber auf Spendung des Sakraments nach alter Art zu ver- 
pflichten (a. a. O. VI Nr. 1, eigenhändiger Entwurf Elisabeths vom 
1. Februar 1538). 
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die Bürger mit solchen Pfarren und den sonstigen Lehen 
sich so halten, daß nur fromme Leute, die zum Predigen und 
zum Studieren tüchtig seien und sich nach der Kirchenord- 
nung hielten, damit belehnt und durch den Superintenden- 
ten examiniert würden. Damit war denn endgültig auch schon 
mit dem Grundsatz gebrochen worden, an dem die Räte der 
Herzogin bei der Begutachtung der Kirchenordnung im 
November 1540 aus Rücksicht auf die adligen Patronats- 
herren wie auf die von der Landesherrschaft beliehenen Be- 
amten noch festgehalten hatten: nämlich bei den großen 
Lehen, den Pfarren, auch weiterhin Stellvertretung zu- 
zulassen und nur für die Inhaber der kleinen, nur auf Messen 
gestifteten Lehen die Residenzpflicht zu fordern.!) Jetzt 
erst wurden alle Patrone, die großen und die kleinen, auch 
in Rücksicht auf die Stellenbesetzung dem landesherrlichen 
Kirchenregiment unterworfen, und die Verleiher von Meß- 
pfründen mußten sich auch eine völlige Veränderung in der 
bisherigen Richtung des christlichen Zwecks der Stiftungen 
gefallen lassen. Eine förmliche Präsentation durch die 
Patrone an die Landesherrschaft war aber nicht vorge- 
schrieben, und eine Mitwirkung der letzteren ander Be- 
setzung der adligen und geistlichen Patronatspfarren trat 
nur so weit ein, als der Superintendent ein landesherrliches 
Organ war. Tatsächlich hat allerdings Elisabeth während 
der Visitation auf die Bestallung von Patronatspfarren 
dort, wo sie es vermochte, sogar den gleichen Einfluß aus- 
zuüben versucht, wie auf die der landesherrlichen, und 
z. B. dem Stift Wennigsen 1543 den bereits von ihr selbst 
in dessen Patronatspfarre Holtensen eingesetzten, vom 
Superintendenten konfirmierten Prediger einfach zuge- 
schickt mit dem Begehren, ihn nachträglich anzuerkennen?) 
Ganz unbeachtet aber wurden, wie die Rechte der welt- 
lichen kaum jemals, so auch die der geistlichen Lehnsherren 
im allgemeinen nicht gelassen, und wenn sich bei den 
Visitationen erwies, daß die Belehnten ihre Amtspflichten 
nicht selbst ausübten oder sich nicht nach der Kirchen- 


!) Cal Br. Arch. Des. 22 XXXVI Nr. 1. 
2) Cal Br. Arch. Des. 23 VI Nr. 3. 
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ordnung halten wollten, verblieb doch der Lehnsherrschaft 
wenigstens formal das Recht der unabhängigen Neuver- 
leihung. Außerdem konnte sich die Bestimmung der 
Kastenordnung über Pfarren und Lehn nur auf die künf- 
tigen Verleihungen erstrecken, und auch in der Kirchen- 
ordnung hatte sich die Landesherrschaft ausdrücklich nur 
für die Zukunft in ihrem Kollationsrecht an die Exami- 
nation und Konfirmation durch den Superintendenten ge- 
bunden. Wie es mit den bereits bei der Visitation vor- 
gefundenen bloßen Stellvertretern im Pfarramt gehalten 
werden sollte, darüber hatte sich die Instruktion nicht klar 
ausgesprochen, wenngleich aus ihren allgemeinen Bestim- 
mungen zum mindesten hervorging, daß ihnen sogleich eine 
ausreichende Versorgung zuteil werden mußte. Man scheint 
sie denn auch in der Regel in den Besitz der gesamten 
Pfarreinkünfte gesetzt zu haben, und dem bisherigen Lehns- 
inhaber blieb meist sein Recht nur gewahrt, wenn er willens 
oder fähig war, sich zu einer eigenen Verwaltung des Amts 
anzuschicken.!) Die Landesherrschaft selbst hat jedoch als 
Patron dort, wo ihre lehnsherrlichen Rechte ihr zu einem 
politischen Druckmittel dienen konnten oder ihr sonst von 
noch besonderem Nutzen zu sein schienen, sich nicht gerade 
beeilt, den bisherigen nicht residierenden Lehnsinhaber 
ganz durch den das Amt versehenden Stellvertreter zu er- 
setzen. Immerhin hat Elisabeth die vier fürstlichen Pfarren 
in Göttingen schließlich, ohne auf Gegenleistungen der 
Stadt zu bestehen, den von dieser zum Predigtamt berufe- 
nen evangelischen Männern verliehen und die bisherigen 
nicht residierenden, teils geistlichen, teils weltlichen In- 
haber der Lehen verlustig erklärt, wenn auch zwei von ihnen 
einen lebenslänglichen Abfindungszins erhielten?); in Han- 
nover aber blieben zwei landesherrliche Patronatspfarren 
während des ganzen vormundschaftlichen Regiments im 
Lehnsbesitz eines auswärtigen Domherrn und eines fürst- 
lichen Beamten.?) Auch auf dem Lande scheint man die 


ı) Vgl x. B. Kayser, a. a. O. S. 276. 
2) Cal. Br. Arch. Des. 8 Göttingen Nr. 20; Erdmann, a. a. O. S. 65. 
®) Bahrdt, a. a. O. S. 137, Schlegel, a. a O. II S. 74f.; vgl. 
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Besitzrechte der Beamten an Pfarrlehen geschont zu haben; 
dem Schatzschreiber zum Calenberg, Hinrich Richarts, hat 
Elisabeth noch 1544 gestattet, auf der Pfarre in Völksen 
einen Mercenar zu halten, und sogar seinem Sohne eine 
Lehnsexspektanz erteilt, allerdings unter der Bedingung, 
daß er sich der Theologie widme und später selbst die Seel- 
sorge zu übernehmen geeignet sei.!) Die Inhaber der kleinen 
Lehen wurden anscheinend überall nur dann auf Lebenszeit 
im Besitz gelassen, wenn sie residierten und tatsächlich 
einen der Ordnung entsprechenden kirchlichen Dienst 
dafür leisteten, oder wenn sie sich zum geistlichen Beruf 
vorbereiteten. Ebenso die Inhaber der Kanonikate und 
Pfründen in den Stiftern; eine Ausnahme machte nur die 
junge Herzogin Anna-Maria, die als Äbtissin von Wunstorf 
der Residenzpflicht nicht genügte.?) 

So hatten Landesherrschaft, weltliche Gemeinden, 
Patrone einen verschieden bemessenen Einfluß auf die 
Aufrichtung einer äußeren Ordnung der Kirche und die 
Bestellung ihrer Organe; waren die Inhaber des evangeli- 
schen Bischofsamts, die Prediger, demgegenüber nur auf 
die Seelsorge, Predigt und Liturgie beschränkt oder stand 
auch ihnen eine ihrer Schlüsselgewalt entsprechende Teil- 
nahme an der Entscheidung über die äußeren Ordnungen 
des kirchlichen Lebens zu ? 

Zweifellos hatte der Landessuperintendent selbst, Cor- 
vinus, der ein Pfarramt nicht versah, als seinen Amtssitz 
aber Pattensen und zu seinem Unterhalt die Einkünfte des 
ehemaligen Archidiakonats daselbst angewiesen erhalten 
hatte, sein kirchliches Aufsichtsamt als ein Organ der 
Landesherrschaft inne; er war von ihr bestellt und ihr eid- 
lich verpflichtet?) Nicht nur über die Kirchen, sondern 


Tschackert, Corvinus S. 175f., 191£., 200 und Briefwechsel Nr. 197 
über die spätere Verleihung der Ägidienpfarre an Corvinus. 

1) Schlegel, a. a. O. H S. 178 u. 600£. 

2) Über die Einkünfte verfügte die Mutter Elisabeth als Vormünderin 
und ließ sie durch einen Amtmann verwalten. Cal. Br. Arch. Des. 7 
Wunstorf Nr. 3a u. b, 4 u. 7. 

®) Techackert, Corvinus S. 75, 81, 106, 175£.; Kayser, a. a. O. 
8. 256 u. 325 (Zuweisung auch aus den Kalandseinkünften in Pattensen 
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auch über die Klöster und Schulen hatte er landesherrliche 
Aufsichtsrechte wahrzunehmen, und da er die Landesherr- 
schaft in allen ihre Kirchenhoheit wie ihr Kirchenregiment 
betreffenden Fragen zu beraten hatte, war er in seiner 
Amtsstellung Mitglied der landesfürstlichen Zentralregierung, 
in der sich damit der Keim eines ganz neuen Zweiges der 
Staatsverwaltung zu entfalten begann; erst von jetzt ab 
war eine ständige Wahrnehmung von Aufgaben kultureller 
Art ins Auge gefaßt, mit denen sich die Territorialverwal- 
tung bisher nur gelegentlich befaßt hatte. Der Stellung 
eines fürstlichen Rates war diejenige Corvins auch darin 
ähnlich, daß er neben seiner beratenden und verwaltenden 
auch eine richterliche Tätigkeit in zentraler Instanz kraft 
landesherrlichen Auftrags wahrzunehmen hatte. Nach 
der Ober- und Hofgerichtsordnung, die Elisabeth inr Jahre 
1544 auf die Anregung des letzten Pattenser Landtages 
von 1542 hin publizierte, waren die geistlichen und Ehe- 
sachen der Kompetenz des Hofgerichts Münden entzogen 
und besonders zu verordnenden Räten übertragen, die sie 
auf der Kanzlei in Münden im Beisein des Superintendenten 
gütlich oder rechtlich zu entscheiden hatten.!) Die Grund- 
lage für die Bildung eines Konsistoriums war freilich durch 
die Verordnung eines solchen nicht ständigen Kollegiums 
nur in so fern gegeben, als damit die Bestellung eines be- 
sonderen Gerichts für die geistlichen Händel anscheinend 
nur von Fall zu Fall durch die Obrigkeit vorgesehen war. 
Damit war allerdings dieser Gerichtsbarkeit ihr jetziger 
weltlicher Charakter kaum genommen; die Kirchenzucht- 


an das Superintendentenamt). Die Annahme von Martens, 8.2.0. 8.88, 
daß C. nicht nur keine Pfarre, sondern auch keinen festen Amtssitz ge- 
habt habe, ist irrig. 

1!) Reformation und satzung unser Elysabethen ... . Ober- und 
Hoffgerichts Ordnung . . . Hannover 1544, Bl. C 1: Desgleichen, was 
geistliche und Ehesachen belangt, sollen zu Münden auff unser Cantzley 
in beiwesen unsers Superintendenten, dieweil wir des Orts unsere Gelerten 
und Redte am bequembsten haben mögen, entweder gütlich oder richt- 
lich entscheiden und verhandelt werden. — Abgedruckt bei C. U. Grupen, 
Disceptationes forenses cum observationibus, Leipzig 1737, p. 603ff. Vgl. 
auch a. a. OÖ. die Ausscheidung der die Ritter- und Lehngüter betreffen- 
den Prozesse aus der Kompetenz des Hofgerichtes. 
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sachen scheint man ihr nicht beigelegt zu haben und von dem 
Gedanken eines Kirchengerichts bei dieser Abtrennung nicht 
eigentlich ausgegangen zu sein.!) Nur um Eheirrungen und 
die ‚geistlichen Streitsachen handelte es sich hier offenbar, 
die das Mündener Hofgericht schon zur Zeit, als die alten 
kirchlichen Jurisdiktionsorgane noch in Tätigkeit waren, 
in Konkurrenz mit ihnen zum Teil an sich gezogen hatte?), 
deren Erledigung aber, als diese Organe wirkungslos ge- 
worden waren, ganz der territorialen Gerichtsbarkeit an- 
heimgefallen war, und die auch von den Reformatoren als 
zum Bereich der weltlichen Obrigkeit gehörig angesehen 
wurden.?) Ein Konsistorium in einem neueren Sinne hätte 
sich aus diesem besonderen Kollegium nur entwickeln 
können, wenn einmal seine richterlichen Kompetenzen auf 
die Kirchenzuchtsachen ausgedehnt und schließlich auch 
die Verwaltungsangelegenheiten des Kirchenregiments von 
den allgemeinen Landesangelegenheiten abgesondert und 
zu seinem Geschäftskreis hinzugetreten wären, wovon je- 
doch damals nicht die Rede war.) Sein Wirkungsbereich 
war übrigens nur das Oberfürstentum; in Calenberg hatte 
Corvinus, wie er auf der 1544 in Pattensen gehaltenen 
Synode mitteilte, laut fürstlichen Befehls die Ehesachen 


1) Über die beiden Grundtypen der Konsistorien in den evangeli- 
schen Territorien: Kirchengericht und Kirchenrat vgl. K. Müller, Die 
Anfänge der Konsistorialverfassung im lutherischen Deutschland, Hist. 
Zeitschr. Bd. 102, S. 1ff. 

2) Krusch, Studie zur Geschichte der geistlichen Jurisdiktion und 
Verwaltung des Erzstifts Mainz, Z.H.V.N. 1897, S. 162; Joh. Merkel, 
Der Kampf des Fremdrechts mit dem einheimischen Recht in Braun- 
schweig-Lüneburg (Quellen u. Darst. z. Gesch. Nieders. Bd. XIX, Han- 
nover u. Leipzig 1904), S. 49. 

s) R. Sohm, Kirchenrecht I, S. 605ff.; K. Holl, Luther und das 
landesherrl. Kirchenregiment 8. 57. 

4) Schon Spittler, Gesch. d. Fürstentums Hannover seit den 
Zeiten der Reformation bis zu Ende des siebenzehnten Jahrhunderts I 
(2. Ausg. Hannover 1790), S. 246f. u. 347 sah in dieser Einrichtung den 
Keim eines Konsistoriums. Martens, a. a. O. S. 91 glaubt, daß man von 
einem consistorium non formatum sprechen könne; er ist sich jedoch nach 
Anm. 4 nicht klar darüber, daß eine Abtrennung vom Hofgericht vor- 
liegt, sieht das neue Kollegium als mit Kanzlei und Hofgericht identisch 
an, vermutet also nur deren Verstärkung durch den Superintendenten. 
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zusammen mit dem Landdrosten wahrzunehmen.!) Er 
handelte in diesen Fragen ausschließlich als Organ der 
weltlichen Obrigkeit. 

Auch die Visitationen hatte Corvinus nur neben anderen 
fürstlichen Kommissaren kraft obrigkeitlichen Auftrags 
auszuführen gehabt. Wenn auch der Pfarrer Rudolf Möller 
aus Hameln der Herzogin unterstellen mochte, daß sie das 
heilige Besuchsamt auf Anforderung des heiligen Geistes 
wieder aufgerichtet habe?), und wenn auch die geistlichen 
Mitglieder wegen ihres Predigtamts in diese weltlich- 
geistlichen Kommissionen berufen waren und in ihnen auch 
zugleich kraft einer Kirchengewalt tätig zu sein glauben 
mochten, so galt es doch nach der Form des Mandats, ledig- 
lich eine auf Grund der schlichten obrigkeitlichen Geyalt 
erteilte landesherrliche Instruktion zur Regelung der kirch- 
lichen Verhältnisse durchzuführen. Zur Berufung der 
Prediger, ihrer Examination und Konfirmation dagegen 
hatte allerdings Corvinus unter den übrigen Visitatoren 
„sonderlichen Befehl‘.?) Der landesherrliche Auftrag er- 
streckte sich auch hierauf, aber er konnte nur jemandem 
erteilt werden, der an sich schon eine Vollmacht zu seiner 
Ausführung besaß, wie sie die Obrigkeit nicht zu verleihen 
vermochte. Die kirchliche Handlung der Konfirmation 
konnte Corvinus nur kraft seines öffentlichen Predigtamts, 
kraft seiner Schlüsselgewalt tatsächlich ausüben. Der Her- 
gang bei der Visitation brachte es mit sich, daß diese Kon- 
firmation meist wohl in der Lokalgemeinde vorgenommen 
wurde, für die der betreffende Prediger bestimmt war, und 


1) Martens, a. a. O. S. 92 irrig: „mit dem Vogt zu Calenberg““. 
Vgl. Corvinus, Constitutiones aliquot‘ synodalee ..... Hannover 
1545, Artikel 13 der Synode von Pattensen. Auf der Synode des nächsten 
Jahres in Münden wurde zu diesem Artikel nur auf die Regelung dieser 
Frage für Göttingen durch die Hofgerichtsordnung hingewiesen. In beiden 
Fällen beruhte die Gerichtsbarkeit nicht, wie es nach der Fassung bei 
Martens, a. a. O. S. Y1f. scheinen könnte, auf Synodalbeschluß, sondern 
auf fürstlicher Verordnung. 

2) Vgl. Schreiben Möllers an Elisabeth vom 13. Februar 1543 auf 
seine Berufung in die Calenbergische Kommission in Cal. Br. Arch. 
Des. 23 VI Nr. 6. 

s) Kayser, a. a. O. 8. 256. 
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auch die ‚„‚Apologie‘‘ Corvins schien dies als die Regel an- 
zusehen; dadurch war mit der Handlung zugleich die feier- 
liche Einführung in die Gemeinde verknüpft. Gebunden 
aber war die Zeremonie an die Lokalgemeinde nicht, sondern 
nur an eine christliche Gemeinde überhaupt; .es wurden auch 
damals schon bereits anderswo konfirmierte Pastoren auf 
die Pfarren geschickt.!) Ihrem Wesen nach war diese Kon- 
firmation eine Ordination, und der Superintendent versah, 
wenn auch in einem anderen Geiste, mit ihr eine Funktion, 
die bisher den Bischöfen vorbehalten war.?) 

Eine weitere bischöfliche Handlung aber führte Cor- 
vinus ganz ohne Berufung auf eine Instruktion oder einen 
Auftrag seitens der Obrigkeit aus. Wie die Bischöfe der alten 
Kirche die Geistlichen ihres Sprengels zur Diözesansynode, 
so rief er als Superintendent alle Prediger des Calenberger 
Landes zum erstenmal am 14. Juli 1544 nach Pattensen 
zusammen, um zur Erhaltung der Gleichheit in den Zere- 
monien und der Lehre sowie eines ehrbaren christlichen 
Wandels bei den Prädikanten eine Synode mit ‚seinen 
Herrn und Brüdern‘ abzuhalten. Nach der Begrüßung bei 
gemeinsamer Mahlzeit fand am andern Morgen zunächst 
ein feierlicher Gottesdienst mit Predigt, Verlesung einer 
Kundgebung über den Zweck der Zusammenkunft und ge- 
meinsamer Kommunion statt. Hierauf begann Verhör und 
Prüfung: die Prediger wurden nach den Gerichtssprengeln, 
in denen sie wohnten, vorgefordert und hatten sich über 
ihre Fortschritte und ihren Wandel seit der Visitation aus- 
zuweisen; auch wurden Beschwerden entgegengenommen., 
die Schuldigen bestraft, die Frommen getröstet, also durch 
Seelsorge ein echtes Kirchengericht im Sinne der Refor- 
matoren gehalten?) Der Superintendent führte eigen- 
händig über diese Verhandlungen Protokoll. Zweimal täg- 


1) Vgl. Schlegel, Kirchengeschichte II, S. 604, Beilage XI. 

2) Martens, a. a. O. S. 88f.; Hennecke, Zur Gestaltung der 
Ordination mit besonderer Rücksicht auf die Entwicklung innerhalb der 
lutherischen Kirche Hannovers (Forschungen z. Gesch. Nieders. Bd. I, 1 
Hannover u. Leipzig 1906) S. 21. 

®) Das aber gleichwohl ein Gericht war und nur auf einer recht- 
lichen Ordnung beruhen konnte. 


Zeitschrift für Rechtsgeschichte. XLV. Kan. Abt. XIV, 


98 Adolf Brenneke, 


lich, solange die Synode währte, fand Predigtgottesdienst 
statt, und auch Konfirmationen von Prädikanten wurden in 
dieser Zeit vorgenommen. Schließlich wurden Beschlüsse 
gefaßt und eine Verordnung erlassen, die der Superintendent 
nicht nur handschriftlich verbreiten, sondern auf Wunsch 
der Prediger auch drucken ließ!), zumal er seine Handlungen 
möglichst in voller Öffentlichkeit geschehen lassen wollte, 
um den Verleumdern und Sykophanten jede Gelegenheit zu 
ihrer Wühlarbeit zu nehmen. Die Artikel dieser Verordnung 
enthielten die nochmalige Verpflichtung der Pastoren auf 
Gottes Wort, die Landesordnung und die Unterrichtung 
der Jugend im Katechismus und erstreckten sich weiter 
auf die Ausführung der kirchlichen Handlungen im Gottes- 
dienst und die Gleichheit der Zeremonien bei ihnen, auf 
Konfirmation der Jugend nach abgeschlossenem Katechis- 
musunterricht, Taufe, Abendmahl, Ohrenbeichte, Litanei 
und die Innehaltung nur der zugelassenen christlichen Feste; 
verboten wurde die Vornahme von Amtshandlungen durch 
nicht examinierte und konfirmierte Stellvertreter bei Er- 
krankung der Pfarrer. Außerdem aber ergingen Vorschriften 
und Anweisungen in Fragen der Kirchenzucht. Es sollte 
von den Predigtstühlen verkündet werden, daß man öffent- 
liche Lästerer des Evangeliums, Nichtteilnehmer an den 
Sakramenten und die öffentlichen Lastern Ergebenen nicht 
mit gutem Gewissen zu Gevattern bei den Taufen zulassen 
könne, und daß es in der Gemeinde daher unterlassen 
werden möge, solche zu bitten; für die Ausführung dieser 
Androhung wurde jedoch vorerst noch Milde und Geduld 
empfohlen. Das Hervortreten von Wiedertäufern und 
Schwärmern sollte sogleich durch die Pfarrer dem Super- 
intendenten angezeigt werden. Alle noch verdächtigen 
Prädikanten sollten binnen Monatsfrist ihren Ehestand 
nachweisen oder entsetzt werden. Ferner sollte jeder Pastor 
gefaßt sein, seine Bücher vorzuweisen, unter denen sich 


1) Der erste Druck in niedersächsischer Sprache liegt nicht vor, 
sondern nur der hochdeutsche Neudruck, der zugleich die Satzungen 
der nächsten Synode und den Bericht über den christlichen Bann enthält, 
s. unten S. 109 Anm. 2. Vgl. Tschackert, Corvinus 8. 131. 
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keine papistischen mehr befinden durften, und auf An- 
fordern des Superintendenten und der jetzt eingesetzten 
anderen Inspektoren eine Predigt zu tun. Damit traten zum 
erstenmal Spezialsuperintendenten hervor, von denen in 
jedem der beiden Fürstentümer anscheinend einer den 
Landessuperintendenten in Aufsicht und Ordination unter- 
stützte; sie hatten jedoch auch eine eigene Pfarre zu ver- 
walten und scheinen den Titel eines Superintendenten 
während des vormundschaftlichen Regiments noch nicht 
geführt zu haben.!) Einige weitere Beschlüsse der Synode 
berührten sich mit landesherrlichen Verordnungen oder 
forderten solche oder eine sonstige Beihilfe der Obrigkeit 
als Ergänzung, besaßen aber trotzdem Eigengeltung neben 
jenen. Die Kirchweihen wurden als kirchliche Feiern ab- 
geschafft, da sie zu abgöttischen Mißbräuchen und zu 
Schwelgerei Anlaß gaben; ein Verbot auch der außerkirch- 
lichen Feiern für Bürger und Bauern wurde von der Obrig- 
keit erwartet?) Den Pastoren wurde untersagt, sich mit 
Bürgern und Bauern in Krügen und Zechhäusern der 
Völlerei hinzugeben; damit wurde ein bereits von der Her- 
zogin erlassenes Mandat gleichen Inhalts seitens der Kirche 
selbst, wie ausdrücklich festgestellt wurde, wiederholt.?) 
Die noch in den Kirchengebäuden vorhandenen abgöttischen 
Bilder sollten jetzt durch die Pastoren und Diakonen, aber 
mit Zutun der Obrigkeit alsbald beiseite gebracht werden. 
Daß die Pastoren die irrigen Fälle, die ihnen in Ehesachen 
vorkämen, dem Superintendenten und den Landdrosten 
überweisen sollten, die darin fürstlichen Befehl hätten, 


1) Vgl. jedoch Martens, a. a. O. S. 96 Anm. 1, ferner S. 90f., 
Kayser, a. a. O. S. 320 Anm. 627, S. 336 Anm. 666. In den großen 
Städten traten außerdem Stadtsuperintendenten auf; Joachim Mörlin 
nannte sich 1545 in der Unterschrift zu den Mündener Synodalakten: 
Pfarher und Superattendens zu Göttingen. 

2).... so wöllen wir dieselbigen in den kirchen gar abgesetzt 
und allen pastoren bey sonderlicher straffe verboten haben, und wenn 
gleich bürger und bauern solchen missbrauch nicht absetzen wolten, 
welchs gleichwol der oberkeit abzuschaffende gebüren wil, sollen solche 
kirchweigunge nicht destoweniger den pfarhern verboten sein. 

3)... und das mandat der... . fürstin . . . sol hie mit wider- 
holet sein. 
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wurde jetzt auch von der Synode beschlossen, und darin 
schien ein Verzicht auf eine eigene kirchliche Ehegerichts- 
barkeit zum Ausdruck zu kommen. Beweisbarer Ehebruch 
und alle peinlichen Sachen gehörten jedoch vor den Amt- 
mann, dessen Strafgerichtebarkeit auch die Geistlichen 
unterstanden. Nur soweit lediglich „grobe Übertretungen‘ 
in Frage kamen, hatte sie die Fürstin davon befreit, und in 
dieser Hinsicht dem Superintendenten eine Zucht- und 
Strafgewalt über sie verliehen.) Auch diese Verordnung 
wurde jetzt von der Synode gutgeheißen?) und vereinbart, 
daß die Hälfte der Bußgelder dem Hospital in Münden 
zufallen, die andere Hälfte zur Erhaltung armer Brüder und 
der wandernden Prädikanten verwendet werde, der Super- 
intendent aber jährlich davon der hohen Obrigkeit Rech- 
nung legen solle. Damit hatte diese den Amtmännern ge- 
nommene, dem Superintendenten von der Herzogin über- 
tragene, seit dem Verschwinden der archidiakonalen Organe 
auf weltlichem Recht beruhende Strafgewalt wieder einen 
kirchlichen Charakter angenommen und und wurde fortan 
als kirchliche Gerichtsbarkeit unter obrigkeitlicher Auf- 
sicht ausgeübt. Dabei mochte es unklar bleiben, ob in dem 
Verzicht auf einen Anteil an den Brüchten auch ein völliger 
auf die fürstliche Gerichtsherrschaft lag und der Super- 
intendent nicht doch auch zugleich Organ der Landesherr- 
schaft in seiner Jurisdiktionstätigkeit blieb. Jedenfalls 
bedeutete die Beibehaltung einer Bußsatzung weltlicher 
Art, wie sie zur Zeit der Archidiakonen üblich war, einen 
Rückfall in das Finanzgebaren der alteu Kirche und in die 
frühere kanonisch-rechtliche Auffassung nicht; denn die 
Bußgelder wurden sämtlich für milde Zwecke bestimmt. 
Zuletzt wurde beschlossen, daß alle Pastoren künftig sich 
jährlich zweimal, am Montag nach Jubilate und am Tage 
Dionysü, unaufgefordert in Pattensen zur Synode einfinden 
sollten, damit dann weiterhin, was in den Kirchen von 
nöten sein werde, mit Gottes Hilfe und ‚„Zutun‘ der ‚‚christ- 
lichen Obrigkeit‘‘ beratschlagt und gebessert werde. 


1) Danach ist die Angabe von Martens, a. a. O. S. 89 zu berichtigen. 
2)... welchen befehl auch die praesidentes synodi für gut an- 
gesehen also und der gestalt das... .. 2.2.2200 000 
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Es kann wohl kaum noch ein Zweifel sein: was hier auf 
dieser Synode einen Augenblick in Erscheinung trat, war 
ein Kirchenregiment auf korporativer Grundlage, ausgeübt 
von der Kirche vielleicht ausschließlich kraft eigenen Rechte. 
Weil eine sonderliche Zucht, Ehrbarkeit und Ordnung, 
soviel die ecclesiasticam politiam oder das Kirchenregiment 
belangt, nun einmal sein müßte, drückte sich der Super- 
intendent aus, so könnten in diesem Falle menschliche 
Konstitutionen und Satzungen, sofern sie nur dem Worte 
Gottes gleichförmig und nicht zuwider wären, nicht ver- 
worfen werden, wenn auch der rechte Gottesdienst auf ihnen 
nicht beruhe, sondern allein gute Ordnung und Gleichlıeit 
in den Zeremonien durch sie erhalten werden sollten. Es 
wurden also Entscheidungen über die äußere kirchliche 
Ordnung getroffen, eine. kirchliche Verordnungsgewalt 
ausgeübt. Ferner wurde hier kirchliche Jurisdiktion ge- 
handhabt, ein Kirchenzuchtgericht auf Grund der Kirchen-. 
gewalt über die Prediger abgehalten, auch die erste Ein- 
wirkung auf die Gemeindeglieder zur Bildung einer 
Kirchenzucht unter ihnen ins Auge gefaßt, die nicht mehr 
von obrigkeitlicher Seite ausgehen sollte. Mit dem Wandel 
wurde auch die Lehre geurteilt, überhaupt kirchliche Auf- 
sichtsgewalt geübt und so das Werk der Visitation fort- 
gesetzt, nur daß die zu Visitierenden sich jetzt zu den Visi- 
tatoren begeben hatten. Da auch Ordinationen vorgenom- 
men, Gottesdienst und Predigt gehalten und die Sakra- 
mente gereicht wurden, traten hier gleichzeitig und voll- 
ständig alle Teile einer evangelischen Schlüsselgewalt in Er- 
scheinung, getragen von einer Gemeinschaft der zum öffent- 
lichen Predigtamt Berufenen. Zwar zeigten sich auch hier 
manche Berührungen der Kirchengewalt mit der obrigkeit- 
lichen, und nicht überall erschien eine gewisse Verknüpfung 
zwischen ihnen völlig ausgeschlossen; im ganzen aber 
gingen sie selbständig und getrennt nebeneinander her. 
Fast schien es sogar, als ob der Erlaß der Ordnungen und 
die Durchführung der Visitationen durch die Obrigkeit nun 
doch noch nur als erste konstitutierende Akte und einmalige 
einleitende Handlungen angesehen werden und die Fort- 
setzungen dieser Funktionen allein auf die nun mündig ge- 
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wordene Landeskirche übergehen sollten. Durch Synodal- 
beschluß hatte jetzt die Kirche ihre Diener von neuem auf 
diese Ordnungen verpflichtet; diese waren erläutert, aus- 
gelegt und weitergeführt worden. Die Fortsetzung der 
Visitation und die Kirchenzucht begann die Kirche selbst 
in die Hand zu nehmen. Das Regiment des Landesherrn in 
der Kirche, das besonders in der Aufrichtung der Kirchen- 
ordnung und in der Bestellung des christlichen Besuchs- 
amtes zum Ausdruck gekommen war, schien damit 
keine dauernde Einrichtung bleiben und die Obrigkeit 
künftig im wesentlichen auf die Kirchenhoheit beschränkt 
sein zu sollen. Auch sonstige landesherrliche Verordnungen 
waren jetzt von der Synode ergänzt, gebilligt, übernommen, 
wiederholt und bekräftigt worden und hatten damit auch 
kirchliche Geltung erhalten. Das konnte natürlich nicht 
heißen, daß nun erst alle diese Ordnungen und Mandate für 
die einzelnen Glieder der Kirche eigentlich bindendes Ge- 
setz geworden waren. Zwangsgeltung besaßen sie wegen 
des der Obrigkeit geschuldeten Gehorsams von vornherein, 
und die Kirche hatte natürlich kein Recht, ihnen Gesetzes- 
kraft überhaupt erst zu verleihen; ihre Wiederholung 
konnte, wenn auch das praktische Ziel zunächst im wesent- 
lichen nur eine nochmalige Einschärfung sein mochte, im 
Rechtssinne hier nur auf einer anderen Ebene erfolgen. 
Jetzt schienen sie erst auch Rechtssatzungen einer Gewalt 
werden zu sollen, die doch wohl aus einer völlig anders- 
artigen Quelle stammen sollte als die obrigkeitliche oder 
auch eine weltlich korporative, und jetzt schienen die Ver- 
pflichteten nicht nur als obrigkeitliche Untertanen, sondern 
auch als wahre Glieder der Kirche nochmals ausdrücklich 
und förmlich an sie gebunden zu werden. Daß sie aber 
gleichwohl auch in dieser Hinsicht nicht ausschließlich 
Ordnungen der Liebe sein sollten, denen sich die Gläubigen 
nicht auf Grund eines Zwanges, sondern lediglich freiwillig 
zu unterwerfen gehabt hätten, kam auch in den jetzigen 
Wiederholungen und Ergänzungen genügend zum Ausdruck. 
Nachlässigkeiten und Nichtbefolgung erklärte man nicht 
dulden zu wollen; es wurden bei ‚‚sonderlicher Strafe‘‘ Ver- 
bote ausgesprochen, den Pfarrern sogar Entsetzung von den 
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Pfarren angedroht; über sie war ja auch ein dauernder 
besonderer Sittenrichter mit der Befugnis, Geldbußen zu 
verhängen, förmlich eingesetzt und ein allgemeines, nur 
periodisch zusammentretendes Synodalgericht bereits ge- 
halten worden, und auch: schon die allerersten Maßnahmen 
zur Begründung eines rein geistlich gehandhabten Bannes 
in den Gemeinden wurden auferlegt. Eben die Erkenntnis, 
daß ein kirchliches Regiment und menschliche Satzung in 
der Kirche nicht entbehrt und nicht verworfen werden 
könnten, hatte ja den Superintendenten bewogen, diese 
Synode einzuberufen. Ob nun unter den bestehenden Ver- 
hältnissen den eigenen Rechtssatzungen einer kirchlichen 
Gemeinschaft tatsächlich jetzt Zwangsgeltung ohne jede 
Mitwirkung der Obrigkeit, die auf dieser ganzen Synode 
gar nicht zur Erscheinung kam, überhaupt beigelegt werden 
konnte, das war freilich eine Frage, die in einer neuen Lage 
an diesem Orte zum erstenmal gestellt zu sein schien.!) Die 
Absicht wenigstens, hier kraft eigener Gewalt Recht zu 
setzen, schien doch durchaus zu bestehen. Corvinus hatte 
die Synode in der Form selbständig ausgeschrieben; als den 
Superintendenten dieses Fürstentums, wie er sagte, hatte 
ihn dazu jene eigenste Erwägung der Unentbehrlichkeit 
äußerer Ordnungen bestimmt, weil er viel Ungereimtheit 
und vielfältige Ungleichheiten in den Zeremonien der 
Kirche hin und wieder gespürt habe. Die Satzungen gab 
nicht er kraft einer obrigkeitlichen Stellung, und auch die 
Aufsichtsgewalt' übte er hier weder, wie bei der Visitation, 
zusammen mit landesherrlichen Kommissaren noch für 
seine Person allein auf Grund seines fürstlichen Auftrags 
aus. Aber auch die Vollversammlung beschloß nicht die 


1) Vgl. dazu Walther Schönfeld, Die juristische Methode im 
Kirchenrecht, besonders S. 84, aber auch überhaupt als die neueste, „eine 
rechtstheoretische Auseinandersetzung mit Rudolph Sohm“ (Archiv für 
Rechte- und Wirtschaftsphilosophie Bd. 18 Heft 1 S. 58—95). Tendenzen 
auf Ausschließung jeder eigehen Rechtsordnung, wie sie Rudolph 
Sohm in seinem Weltlichen und geistlichen Recht (in Festgabe d. Leipziger 
Juristenfakultät f. Dr. Karl Binding, München u. Leipzig 1914) nach der 
christlichen Urgemeinde in erster Linie der Reformation zugeschrieben 
hat, müßten in Quellen wie der vorliegenden am ehesten ihren Ausdruck 
finden. 
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Verordnung und tagte nicht als Gericht. Vielmehr „nahm“ 
der Superintendent einzelne aus seinen Brüdern als Präsi- 
denten der Synode „zu sich‘, mit denen er das Verhör hielt 
und die Beschlüsse faßte, nämlich außer Möller aus Hameln 
und: Scarabaeus aus Hannover, in denen hier also auch 
die Geistlichkeit der großen Städte an der Regelung der 
landeskirchlichen Angelegenheiten teilnahm, die Pfarrer der 
kleinen Städte Wunstorf,.. Neustadt, Pattensen und den 
Pfarrer zum Calenberge. Sie waren nicht auf Grund eines 
obrigkeitlichen Befehls ernannt, aber auch nicht auf Grund. 
einer irgend näher bestimmten Rechtsordnung von der Ver- 
sammlung gewählt, wenn auch zweifellos ihre Vertreter. 
Alles konnte hier nur geschehen kraft eines bischöflichen 
Amts, einer rein kirchlichen, einer Schlüsselgewalt sowie im 
Auftrage und mit stillschweigender Zustimmung det Ver- 
sammlungsteilnehmer, die sämtlich auch die eigene Befugnis 
zur öffentlichen Ausübung der Schlüsselgewalt und daher 
zu ihrer Mitwirkung an diesem Platze wieder auf Grund des 
allgemeinen Priestertums der Gläubigen und einer An- 
erkennung ihrer geistlichen Gaben durch die christliche 
Gemeinde besaßen. Allerdings war auch ein landesherrlicher 
Kommissar bei dieser Synode zugegen, der Landdrost 
Heidenrich von Kalenberg, aber er nahm hier nur zur Kennt- 
nis, und in den Synodalakten wird sein Name nicht er- 
wähnt. Er sprach dem Superintendenten seine” Zufrieden- 
heit über den feierlichen und würdigen äußerlichen Hergang 
aus und vermißte nur die Teilnahme der Pröpste, die in 
diesem Fürstentum den Frauenklöstern noch belassen 
waren. Corvinus nahm ihre Berufung für das nächste Mal 
in Aussicht. Elisabeth sandte er einen Bericht und die 
Akten über die gefaßten Beschlüsse ein. Die Einsichtnahme 
in die Protokolle über das Verhör der einzelnen Prediger 
behielt sie sich für spätere Zeit vor. An den Beschlüssen 
mißfiel ihr nur ein Artikel, der ihr durch Gebot eines bisher 
nicht allgemein geltenden Brauchs bei der Abendmahls- 
feier wieder neue Zeremonien einzuführen schien; seine 
Abschwächung ist tatsächlich später auf der nächsten 
Synode beschlossen worden. Jetzt aber war es die Fürstin, 
die sie bereits ankündigte, indem sie nunmehr freilich die 


Des Kirchenregiment der Herzogin Elisabeth uw. 105 


Wendung gebrauchte, auch im Fürstentum Göttingen bald 
eine solche Versammlung abhalten lassen zu wollen.!) 

Diese trat am 8. Januar 1545 in Münden zusammen, 
und nachdem zuerst wieder nach dem Gottesdienste die 
Audienz und Examination aller Kirchengebrechen vorge- 
nommen war, wurde über die gleichen Artikel wie auf der 
vorigen Synode verhandelt. Was die Zeremonien und die 
Festtage anbetraf, so wurden nur wenige Erläuterungen und 
einige Milderungen hinzugefügt, nach denen Gesetz und 
christliche Freiheit in einigen Dingen ausdrücklich gegen- 
einander abgegrenzt wurden. Im Anschluß an die Regelung 
der Stellvertretung der erkrankten Pastoren wurde die Für- 
sorge der Fürstin und ihres Sohnes für die Hinterbliebenen 
der verstorbenen in Aussicht gestellt. Ein neuer Artikel, 
dessen Gültigkeit auch auf das Niederfürstentum erstreckt 
wurde, befahl allen städtischen Pastoren, daß sie Aufsicht 
auf die zerfallenen Schulen haben und Versäumungen durch 
Bürgermeister und Rat an ihrer Wiederaufrichtung dem 
Superintendenten anzeigen, auch alle vier Jahre in einem 
öffentlichen Examen sich über die Unterrichtung der 
Jugend in der Lehre und im Katechismus und über ihre Er- 
ziehung in guten Sitten vergewissern sollten. Es wurde dem 
Superintendenten überlassen, ob er in der Leibzucht 
Elisabeths und im Lande Göttingen auch jährlich zwei oder 
nur eine Synode im Jahre halten wolle, und bestimmte 
Termine dafür wurden, da er seinen Wohnsitz in Pattensen 
habe, hier nicht festgesetzt. Die Landesherrschaft wurde 
gebeten, nochmals ein ernstliches Mandat an alle Amtleute 
ausgehen zu lassen, damit die Branntweinzechen und das 
Spazierengehen auf den Kirchhöfen unter der Predigt 
sowie anderes Schwelgen und Unzucht an Sonn- und Feier- 
tagen unterblieben. Die Fürstin hatte jetzt unter Zurück- 
weisung weitergehender kirchlicher Ansprüche befohlen, 
daß der vorjährige Artikel wegen der Kirchweihe auch für 
alle Bürger und Bauern und gleichfalls für die Klöster gelten, 


ı) Techackert, Briefwechsel Nr. 207; von der Antwort Elisabeths 
dort nur Regest unter Nr. 209. Des Originalkonzept s. Landeshaupt- 
archiv WoHenbüttel, Cal. 7 vol. I fol. 43. Beim Abendmahl handelte es 
sich um den Brauch, Leuchter auf den Altar zu setzen. 
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aber auf die Märkte in Städten und Flecken, die nur auf 
bürgerlicher Ordnung beruhten, sich nicht erstrecken 
sollte!) Der Artikel wegen der Vermeidung der offenen 
Zechhäuser und Tabernen durch die Prädikanten wurde 
jetzt kurzum nur in Form eines nochmaligen Verbots der 
Landesherrschaft verkündet und seitens der Präsidenten 
der Synode nur hinzugefügt, daß sie dieses für christlich, 
nötig und nützlich ansähen;; die förmliche Wiederholung und 
Übernahme dieser landesherrlichen Verfügung kraft eigenen 
Rechts schien nicht aufrechterhalten werden zu sollen.?) 
Wenn die Obrigkeit die Abschaffung der abgöttischen Bilder 
vornehme, so sei sie, wurde jetzt bemerkenswerterweise be- 
tont, keines mindern Lobes wert als jene Könige des alten 
Testaments, die den Götzendienst beseitigt hätten; von 
einer Initiative oder Mitwirkung der kirchlichen Organe 
dabei war nicht mehr die Rede.?) Zu dem Artikel über die 
irrigen Ehesachen wurde ein Zusatz überhaupt nicht ge- 
macht, eine Zustimmung der Synode nicht ausgesprochen, 
da er hier im Göttingischen Lande durch die Hofgerichts- 
ordnung bereits geregelt sei; auch hier wurde also die eigene 
Bekräftigung einer durch die Obrigkeit bereits weltlich ge- 
troffenen Anordnung vermieden.*) 

Schon aus der veränderten Fassung dieser nun auch 
von der Synode des Oberfürstentums angenommenen Artikel 
leuchtete eine stärkere Beteiligung der Obrigkeit an allen 
diesen Fragen und eine minder freie und selbständige Stel- 
lung der Kirche neben ihr wieder hindurch. Freilich, daß 
die Fürstin, die persönlich die Pastoren auf dem Schloß 


1) „Denn was gehen solche politicse ordinationes, das ist bürger- 
liche ordnung die lieben kirchen an?‘‘ Man erklärte jetzt nur noch, 
es gern zu sehen, daß vor solchen Märkten der Pastor des Morgens Gottes 
Wort predigte und das Volk vom Saufen und Fressen abriefe. 

2) Den achten artikel .... wil unser g. herrschafft kurtzumb 
gehalten und inen hiemit abermals alle fullerey verboten haben, und wir 
die praesidentes synodi sehen solchen artickel für christlich, nötig, nütz- 
lich und billich an. 

3) Über die Rücksichten, durch die sich die Obrigkeit bei der Durch- 
führung dieser Maßnahmen gehemmt sah, vgl. unten S. 147. 

4) Vgl. zu dieser Fassung dieser Artikel die oben mitgeteilte der ent- 
sprechenden vorjährigen. 
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empfangen hatte, jetzt die vorjährigen Artikel bestätigte 
und die diesjährigen Synodalakten nebst ihrem Sohne 
eigenhändig unterschrieb, damit sie „desto mehr Autorität“ 
hätten, gab zwar nun allen jenen kirchlichen Verordnungen 
ausnahmslos obrigkeitliche Zwangsgeltung, verlieh ihnen 
einen allgemein Öffentlichen Rechtscharakter, hob aber 
immerhin eine freie Selbstbestimmung der Kirche an sich 
noch nicht auf. Grundsätzlich verändert erscheint aber die 
Lage dadurch, daß die diesjährigen Präsidenten als ‚‚ver- 
ordnet‘ bezeichnet wurden. Danach waren sie als Vertreter 
einer Korporation nicht mehr oder nicht ausschließlich an- 
zusehen. Sie bestanden aus dem Pfarrer und aus dem Hof- 
prediger zu Münden, zwei Predigern aus Göttingen, dem 
Pfarrer Konrad Brecht zu Groß-Schneen, der Elisabeth zum 
ersten Male das evangelische Sakrament gereicht hatte, 
sowie den Pfarrern von Moringen, Hardegsen und Drans- 
feld; die Geistlichen von Northeim waren in dieser Kom- 
mission nicht vertreten, jedoch gehörte ihr der eine Prädi- 
kant von Pattensen aus dem Niederfürstentum an!), für 
das die Artikel fortan in ihrer veränderten Gestalt auch 
sogleich Geltung haben sollten, und schließlich wurden die 
neuen Satzungen noch von dem damals nicht in Münden 
anwesenden Stadtsuperintendenten von Göttingen sowie 
von Möller aus Hameln und Scarabaeus aus Hannover 
nachträglich unterschrieben. Außer diesen aus den Predi- 
gern ernannten Präsidenten wirkten aber noch weltliche 
Kommissare mit, die von der Landesherrschaft in die Synode 
abgeordnet waren; als solche bekräftigten die fürstlichen 
Räte Dr. Burkhard Mithoff, Magister Heinrich Campe und 
Magister Christoph Mengershausen die Beschlüsse gleich- 
falls mit ihrer Unterschrift. Damit war die Verbindung 


1) Woraus denn hervorzugehen schien, daß die Präsidenten auch 
jetzt nicht ausschließlich Verordnete der Obrigkeit aus der Mitte der 
Träger der Kirchengewalt in den Fürstentümern, sondern zugleich z. T. 
auch noch weiterhin Vertreter bestimmter abgegrenzter Körperschaften 
waren. Damit die neue Fassung der Verordnungen sogleich auch für das 
Niederfürstentum Geltung habe, schien doch ein Vertreter auch der 
dortigen Geistlichkeit an ihrer Feststellung mitwirken und von der 
Obrigkeit berufen werden zu müssen. 
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zwischen obrigkeitlicher und Kirchengewalt, die sich bisher 
kaum in den Visitationskommissionen, im wesentlichen nur 
in der Person des Superintendenten vollzogen hatte, und 
noch eben, wenn nicht gelöst, so doch gelockert erschienen 
war, wiederhergestellt, ja beide waren nun erst fest zusam- 
mengekoppelt worden. Daß Elisabeth gerade zur Zeit der 
vorjährigen Synode ganz von Dingen in Anspruch genommen 
war, die eine entscheidende Wendung in ihrer auswärtigen 
Politik herbeiführten!), war doch wohl für die damalige 
Entwicklung der kirchlichen Verhältnisse nicht bedeutungs- 
los gewesen. Jetzt hatte sie ihnen offenbar ihre volle Auf- 
merksamkeit wieder zugewandt und persönlich entscheidend 
in sie eingegriffen. Vorher hatte es ein landesherrliches 
Regiment in der Kirche gegeben, und wieviel Eigenrecht 
die neuentstehenden kirchlichen Organe neben ihm sich 
erringen würden, war noch unklar geblieben. Jetzt gab es 
ein Kirchenregiment, das ganz und gar landesherrlich ge- 
worden war. Die Präsidien der Synoden waren die kirch- 
lichen Organe, die die Landesherrschaft jetzt neben dem 
Superintendenten für dieses Regiment gefunden hatte; sie 
waren die eigentlich konsistorialen Kollegien, die von jetzt 
ab die in der alten Kirche von den Bischöfen versehene 
Jurisdiktion, die kirchliche Gesetzgebungs-, Gerichts- und 
Verwaltungsfunktionen im Namen des Landesherrn wahr- 
nehmen sollten; aber auch sie waren, wie jenes neben dem 
Hofgericht in Münden vorgesehene Kollegium, unständig.?) 

Immerhin wurde jetzt in der Kirche nicht mehr aus- 
schließlich durch landeslıerrliche Beamte regiert, es gab nicht 
nur für Seelsorge, Lelıre und Ordination, sondern auch für 
das Regiment wieder eigene Organe der Kirche, die nur ihr, 
nicht zugleich den landesherrlichen Hoheitszwecken dienten, 
wenn sie auch vom Landesherrn verordnet und seinem 
Willen unterworfen waren und es sich jetzt entschieden 
hatte, daß die neue Kirche nicht den eigentlichen Charakter 


I) Niedersächs. Jahrbuch 1 (1924) S. 127. 

2) Vgl. die Darstellung der Synodalverhandlungen bei Tschackert, 
Corvinus S. 130 ff., wo jedoch die für die kirchliche Verfassung wichtigen 
Momente nicht herausgehoben sind, und die Auszüge aus dem unten mit- 
geteilten Originaldruck bei Richter, Ev. Kirchenordnungen I, S. 366f. 
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einer Korporation, sondern mehr den einer Anstalt haben 
würde. Corvinus war aber auch jetzt noch bedacht, eine 
eigene Tätigkeit der Kirche zu erweitern und die über die 
Prediger ausgeübte Zuchtgewalt allmählich auch auf die 
Gemeindeglieder auszudehnen, neben einer von den welt- 
lichen Beamten geübten Kirchenzucht auch eine der Seel- 
sorge dienende, auf der Schlüsselgewalt beruhende kirch- 
liche Jurisdiktion zu vollem Leben zu erwecken. Zur Vor- 
bereitung dieser angestrebten Entwicklung übergab er im 
Anschluß an den Druck der Beschlüsse jener beiden Sy- 
noden, denen inzwischen schon eine dritte gefolgt war!), 
einen am 25. Juni 1545 abgeschlossenen Bericht über den 
christlichen Bann der Öffentlichkeit.2) Er sollte vorläufig 
zur Belehrung der Prediger dienen, damit auf der künftigen, 
also der vierten Synode näher darüber beratschlagt werden 
könne. Wie alle Schlüsselgewalt, so war nach ihm auch der 
Kirchenzwang und die Gewalt des Bannes von Christus 
nicht einem einzelnen, sondern der ganzen Kirche gegeben. 
Öffentlich ausgeübt konnte er jedoch nur von denen werden, 
die von der Kirche dazu gewählt und gesetzt waren, von den 
Inhabern des öffentlichen Predigtamts und von den’ Ältesten 
und Diakonen; was von diesen darin geschähe, sei so viel, 
als habe es die ganze Kirche getan. Durch diesen Bann 
sollten alle falschen Lehrer und ihre Anhänger, alle groben 
öffentlichen Lastern Nachhängenden, alle, die von der 
Wahrheit, von der Gottesfurcht, vom Glauben und von der 
Liebe gewichen wären, nach zwei oder drei Vermahnungen 
bis zu ihrer Wandlung aus der Gemeinschaft der Gläubigen 
ausgestoßen werden, nicht zu ihrem ewigen Verderben, 


1) Vermutlich die terminmäßige des Niederfürstentums in Pattensen 
im Frühjahr 1545; über ihre Verhandlungen verlautet nichte. 


8) Antonius Corvinus, Constitutiones aliquot synodales, das ist 
etliche satzunge, so in zweien geistlichen versamlungen, deren eine zu 
Pattensen im XLIIII. jar am 16. Julii und die andere zu Münden im 
XLV. jar am Donnerstagen nach Epiphaniae in Hertzogen Erichs Fürsten- 
thume gehalten und durch die hohe oberkeit zu erhaltung reiner lahr und 
gleicheit der ceremonien adprobirt und unterschrieben worden sein. — 
Item ein kurtzer bericht vom christlichen banne. Gedruckt zu Hannover 
durch Henningk Rüdem. Anno MDXLV. 
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sondern zu ihrer Demütigung und ihrer Besserung. Sie 
sollten dann der Sakramente und eines Amts in der Kirche 
nicht fähig sein. Scharf unterschieden aber wurde dieser 
Bann von einer äußerlichen Exkommunikation, wie die 
päpstliche es sei; nicht auf Zwangsgewalt mit weltlichen 
Mitteln, sondern rein auf geistlicher Gewalt, auf Seelsorge, 
auf einem der Kirche von Christus übergebenen Gerichts- 
zwang sollte er beruhen. Dieser echte Bann habe auch 
schon in der ersten Kirche bestanden, und als Grund, warum 
er inzwischen noch nicht eingeführt sei, gab Corvinus an, 
daß zunächst mit der Umwandlung und Heranb ldung des 
Predigerstandes die erste Voraussetzung dafür habe erfüllt 
werden müssen, und daß ferner die Zeiten zu gefährlich, die 
Widersacher noch zu mächtig gewesen seien; deshalb könne 
der Übergang zur Wiederherstellung nur mit großer Vor- 
sicht vollzogen werden. Der erste Hergang sollte sein, daß 
ein Übertreter oder Beleidiger zuerst von dem Pfarrherrn 
oder dem Beleidigten aufgefordert werde, sich zu bessern, 
und falls es nichts hülfe, sollte die Vermahnung vor Pfarr- 
herrn und Diakonen wiederholt werden; wenn auch dieses 
vergeblich wäre, sollte die Ausstoßung unter Ausrufung des 
Namens vor der ganzen Gemeinde erfolgen. Auch diese 
Form des letzten Akts, das öffentliche Ausrufen vom Pre- 
digtstuhl, sah Corvinus auf Grund der Schrift als zweifellos 
zu einer echten Ausübung des Bannes zugehörig an, aber 
zu ihrer wirklichen Anwendung hielt er die Zeit noch nicht 
für gekommen. Man solle dort, wo das Wort Gottes sich eine 
Weile eingebürgert habe, nur damit beginnen, diejenigen, 
die in öffentlichen Sünden und Schanden lägen und gleich- 
wohl Christen geheißen sein wollten, nach geschehener Ver- 
mahnung nur in der Weise aus der Gemeinschaft der 
Gläubigen zu stoßen, daß man sie bis zu ihrer rechtschaffe- 
nen Buße nicht am Sakrament teilnehmen, nicht Gevatter 
stehen und keine kirchlichen Ämter einnehmen ließe; das 
Hören des Wortes Gottes in der Kirche aber sollte allen 
Gebannten ihrer Besserung wegen nicht verboten werden. 
Erst allmählich könne man auf diese Weise zu einer vollen 
Handhabung des Bannes wieder gelangen. Vorläufig aber 
sei es geraten, mit dem öffentlichen Ausrufen noch zurück- 
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zuhalten und sich, um Gefahr, Sorge und allerlei Unrat zu 
vermeiden, in diese böse Zeit zu schicken; denn es sei besser, 
man ließe zunächst die volle Schärfe des Bannes noch nicht 
walten und behielte darüber das Wort, als daß man durch 
ein unzeitiges Beginnen darüber des Wortes beraubt wer- 
den sollte. 

So hielt denn auch Corvin an dem Ideal der Reforma- 
toren fest, eine Bekenntniskirche zu schaffen, ohne den 
Boden einer Volkskirche zu verlassen.!) Das schon in den 
Ordnungen flüchtig aufleuchtende, in der Visitation aber 
untergehende Ziel, innerhalb der weltlich-kirchlichen Ge- 
meinden zur Bildung wirklicher christlicher Versammlungen, 
zu Bekenntnisgemeinden zu gelangen, war also nicht auf- 
gegeben, sondern wurde beharrlich weiterverfolgt, und be- 
zeichnend war es, daß neben den Pfarrern wieder die 
Diakonen als Träger einer Kirchengewalt, nicht als Organe 
der weltlichen Gemeinde zur Beihilfe an der Verwirklichung 
eines christlichen Gemeindegedankens herangezogen wurden, 
während die Stadträte oder sonstige Gemeindeorgane hier 
von jeder Beteiligung an der Ausübung einer rein kirch- 
lichen Zuchtgewalt ausgeschlossen erschienen. 

Der Superintendent hat nicht mit der gleichen originalen 
Kraft und Wucht oder mit der Klarheit und Feinheit wie 
die bahnbrechenden und führenden Geister der Refor- 
matoren den evangelischen Ideen fesselnde oder hinreißende, 
in die Ferne tragende Wirkung zu verleihen vermocht, aber 
er war ihnen ein warmherziger, unermüdlicher, fruchtbarer 
Förderer und hat ihnen in engeren Kreisen, rastlos an den 
nächsten praktischen Fall anknüpfend, durch beharrliche 
belehrende, erbauende und erzieherische Wiederholung die 
Herzen geöffnet. Als Organisator hat er großes Geschick und 
in den schwierigsten Lagen bewundernswerte Ruhe, Mäßi- 


1) Über Luthers Standpunkt s. Holl, Luther und das landes- 
herrliche Kirchenregiment S. 38ff., 44ff. u. 59. Vgl. auch E. Sehling, 
Die Kirchengesetzgebung unter Moritz von Sachsen und Georg von An- 
halt, Leipzig 1899, S. 5 und G. Müller, Verfassungs- und Verwaltungs- 
geschichte d. sächs. Landeskirche, Leipzig 1894. (Beiträge zur sächs. 
Kirchengesch. Heft 9) S. 104, Luthers Briefe an Greser und Lauterbach, 
De Wette V 581. 
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gung, Geduld, Beharrlichkeit, aber auch Mut und Energie 
bewiesen. An den großen politischen Händeln scheint er 
wenig Anteil genommen zu haben, aber er besaß das Ver- 
trauen der Fürsten, und besonders bei Elisabeth hatte er 
eine Vorzugsstellung von großem Einfluß inne; er ist ihr 
ein unveränderlicher treuer Berater, Seelsorger und Tröster 
in schweren Tagen gewesen. Die kirchenpolitische Leitung 
aber hat er schwerlich vor ihr gehabt. In unabänderliche 
Verhältnisse und in gegebene Abhängigkeiten fügte und 
schickte er sich; jedoch hat er es der Fürstin gegenüber nicht 
an Ermahnungen zum Festhalten an den ursprünglichen 
Zielen und an Freimut fehlen lassen.!) Die großen Städte, 
von denen er Northeim einst die reformatorische Ordnung 
gebracht hatte, und gegen die auch er später zeitweise 
seinen Tadel sogar in öffentlicher Vermahnung nicht zurück- 
gehalten hat?), übertrugen ihre Feindschaft gegen die 
Fürstin und Oppositionsstimmung in den kirchlichen 
Fragen wenigstens nicht dauernd und in voller Schärfe auf 
ihn persönlich, und besonders Göttingen hat ihn gern als 
Vermittler gesucht und ihm Vertrauen geschenkt.?) Der 
reformationsfeindliche Adel und sein Anhang in den Klöstern 
aber haßte ihn bitter, hat ihn schwer verfolgt und sein Leben 
bedroht.*) Er sah in ihm weit mehr als in der Fürstin die 
treibende Kraft. In der Tat hat Corvin Elisabeth zu ent- 
schiedenerem Vorgehen gegen ihn, wenn auch in allmählicher 
Steigerung, anzutreiben gesucht®), und an dem Wider- 
stande von dieser Richtung her sah er nicht nur die völlige 
Durchführung der Ordnungen zum mindesten in ihrem 
reinen Sinne, sondern auch die Entfaltung eines kirchlichen 
Eigenlebens scheitern, während die großen Städte im wesent- 
lichen nur die ausschließliche fürstliche Herrschaft in der 
Kirche und eine straffere Einheitlichkeit in ihr in Frage zu 
stellen schienen. Nicht minder als seiner Herrschaft ein treuer 


1) Techackert, Briefwechsel Nr. 181, 183—190, 192, 198, 200 bis 
210, 220, 221; Landeshauptarchiv Wolfenbüttel, Cal. 7 vol. I. 

2) Tsechackert, Corvinus S. 136 u. Briefwechsel Nr. 211. 

3) Techackert, Briefwechsel Nr. 107, 109, 110, 219. 

4) Tschackert, a. a. O. Nr. 233 u. Corvinus S. 139 ff. 

5) S. oben Anm. 1. 
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Diener ist aber Corvin seiner Kirche ein treuer Hirte ge- 
wesen. Der Entwicklung der Selbsttätigkeit und des Eigen- 
lebens der Kirche hat er eifrige Fürsorge gewidmet, und die 
Verwirklichung eines christlichen Gemeindegedankens hat 
ihm unverkennbar am Herzen gelegen. Es ist erstaunlich, 
was er durch einfache große Organisation und durch un- 
erschöpfliche, mit Milde und Strenge am rechten Orte ge- 
leistete Kleinarbeit innerhalb so kurzer Zeit aus der kirch- 
lichen Anarchie des Landes geschaffen hat. So unvollkom- 
men diese Ansätze noch blieben, er hätte hoffen können, sie 
sich bald zu voller Blüte entfalten zu sehen, wenn es über- 
mächtige Gewalten zugelassen hätten.!) 

Welche Zukunft der Kirche in einer Entfaltung ihrer 
Eigentätigkeit noch beschieden war, hing zunächst von der 
Entwicklung des weiteren Verhältnisses der an der äußeren 
kirchlichen Ordnung mitwirkenden weltlichen Gewalten, 
der Landesherrschaft, der Patrone und der Gemeinden zu- 
einander ab. Zwar hatte sich die Vorherrschaft der Landes- 
‚obrigkeit in der Kirche zweifellos durchgesetzt. Nur die 
großen Städte hatten die ersten konstituierenden Befugnisse 
eines landesherrlichen Regiments in ihr nicht anerkannt; 
aber ihre Prediger hatten doch an den Synoden teilgenom- 
men und auf deren Satzungen sich verpflichtet, damit die 
Landeskirche an sich anerkannt und sich unter ein Kirchen- 
regiment gestellt, das landesherrlich war. Indessen zu einer 
festen Gestaltung dieses landesherrlichen Kirchenregiments 
war es nicht gekommen. Die kirchlichen Kollegien, welche 
die Fürstin am Ende ihrer vormundschaftlichen Regierung 
als Organe für die Ausübung ihres Regiments fand, wurden 
nur von Fall zu Fall ernannt und tagten nur kurze Zeit. 
Auch scheinen ihre Kompetenzen gar nicht abgegrenzt ge- 
wesen zu sein, und jedenfalls wohl nicht in der Weise, daß 
alle kirchlichen Regimentsfragen ausschließlich nur von 
ihnen, alle staatlichen Hoheitsfragen in bezug auf die Kirche 
künftig nur vom fürstlichen Rat wahrzunehmen gewesen 
wären, von letzterem aus aber kein Regiment in der Kirche 


1) Vgl das eingehende Charakterbild bei Tschackert, Corvin 
8. 206ff., dem x. T. die obigen Züge noch einzufügen wären. 
Zeitschrift für Rechtsgeschichte. XLV. Kan. Abt, XIV. 
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mehr stattgefunden hätte. Eine Kirchenverfassung, die die 
Landesordnung nicht gebracht hatte, ist auch später nicht 
gegeben worden. Aber auch wenn es der Landesherrschaft 
gelungen wäre, jene tatsächliche Entwicklung weiter zu ver- 
folgen und etwa jene Synodalkollegien zu dauernden Ein- 
richtungen zu machen oder jenes neben dem Hofgericht 
tagende Kollegium zu einem ständigen zu gestalten und es 
mit kirchenregimentlichen Befugnissen ausstatten zu lassen, 
also zu einem Abschluß und einer Verfassungsordnung zu 
kommen, so wären selbst damit kaum schon die tatsäch- 
lichen Grenzen ihres Einflusses in der Kirche endgültig fest- 
gelegt worden. Es war bisher schon die Frage gewesen, wie 
weit die Landesherrschaft die Erfüllung ihrer ersten kirch- 
lichen Ordnungen tatsächlich durchsetzen würde, und es 
hätte sich ebenso weiter gefragt, wie weit sie die Macht ge- 
habt hätte, etwaige Verfassungsordnungen wirklich ins 
Leben zu überführen. Die praktische Auseinandersetzung 
der weltlichen Faktoren über die Grenzen ihres tatsächlichen 
Einflusses in der Kirche war längst im Gange und vollzog 
sich hauptsächlich auf dem Gebiet der kirchlichen Ver- 
mögensverwaltung. Die behauptete Verfügungsgewalt über 
das kirchliche Vermögen verlieh auch den Grad der Macht 
in der Kirche, und für die weitere freie Selbstentfaltung der 
letzteren auf ihrem eigensten Gebiete kam alles darauf an, 
in welchem Grade die Inhaber solcher Macht wieder unter der 
Herrschaft des Evangeliums standen, ob sie innerlich Glieder 
christlicher Versammlungen waren, und ferner, wieweit sie 
die Lebensinteressen der Kirche selbst fördern zu helfen 
gedachten, wieweit sie nur eigene Rechte und Nutzen in 
ihr suchten. 

Nach der Kastenordnung schien es zunächst fast, als ob 
in jeder Gemeinde alle einzelnen Sondermassen, Pfründen, 
Lehen und Stiftungen als selbständige Rechtssubjekte, zu 
denen sie sich in altkirchlicher Zeit zuletzt mehr oder 
weniger entwickelt hatten, wieder in einem allgemeinen 
Kirchenvermögen untergegangen wären.!) Die Frage des 


1) Über die Entwicklung des Eigentumarechtes am Kirchengut 
nach der Reformation und im allgemeinen vgl. Gierke, Das deutsche 
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Eigentums an diesen Gütern wurde nicht erörtert. Nach 
den neueingesetzten verwaltenden Organen zu schließen, 
hätte es den christlichen Versammlungen zugeschrieben 
sein müssen, als deren Vertreter die Diakonen im Gegensatz 
zu den früheren Alterleuten, den bisherigen Verwaltern der 
Kirchenfabrik, angesehen werden zu sollen schienen. 
Andererseits zeigte sich bei der Visitation, daß die Stadt- 
räte hier und da Stücke des kirchlichen Vermögens an sich 
gebracht hatten, die ihnen auch zum Teil zur Verwendung 
für öffentliche Zwecke belassen wurden, wie es ja denn der 
Anschauung der Reformatoren nicht entgegen war, daß 
einzelne Überschüsse der Kirchengüter, nachdem den kirch- 
lichen Bedürfnissen genug getan war, auch dem Gemeinde- 
nutzen dienten; teils wurden solche Stücke allerdings in den 
neu zu gründenden Schatzkasten der Kirche gewiesen, wo- 
bei jedoch in einem besonderen Falle ein Rechtsgeschäft 
durch das der Stadtrat von einer kirchlichen Bruderschaft 
deren Vermögen erworben hatte, ausdrücklich bestätigt 
worden war.!) Danach schienen allerdings die weltlichen 
Gemeinden als Eigentümer anerkannt zu werden und eine 
Kommunalisierung des Kirchenvermögens eingetreten zu 
sein, wenn es auch als abgesonderte Masse innerhalb des 
Gemeindevermögens an einen bestimmten Zweck gebunden 
war. Eine ganz einheitliche Masse bildete aber auch dieses 
Sondervermögen nicht; in jeder Kirche sollte es zwei 
Kästen geben, das Armengut sollte vom Kirchengut ge- 
sondert bleiben, obwohl auch die Überschüsse des letzteren 
milden Zwecken dienen sollten, und von beiden Teilen blieb 
noch das Vermögen der Spitäler und Siechenhäuser ge- 
trennt. Weil diese Anordnungen von der Obrigkeit ausgingen, 
hatte es schließlich wieder den Anschein, ala handelte es 
sich, da die Verwendungszwecke für einzelne Stiftungen in 
der neuen Zeit keine Gültigkeit mehr haben konnten, nur 
um die Umgruppierung dieser Stiftungen nach den ver- 
änderten Verhältnissen, um eine Zusammenlegung zu einzel- 


Genossenschaftsrecht III (Berlin 1881) S. 714ff., 719 ff., II (Berlin 1873) 
8. 548fl., 962. 


1) Kayser, a. a. O. S. 291 (Dransfeld). 
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nen größeren einheitlichen Massen, die gleichfalls Stiftungs- 
charakter behalten sollten; ihre Verwaltung durch die Ge- 
meinden und ihre Organe schien dann nur kraft Auftrags 
zu bestehen. Jedenfalls wirkten der vollen Ausbildung des 
Charakters eines Korporationsvermögens überhaupt die 
tiefgreifenden Rechte entgegen, welche die Obrigkeit sich 
an dieser gesamten Masse beilegte, indem sie ihren neuen 
Verwendungszweck bei der Visitation bis ins einzelne be- 
stimmte und sich eine dauernde Aufsicht vorbehielt. Für 
sie handelte es sich dabei um öffentliche Zwecke, um die 
Verhütung der Verschleuderung und des Untergangs jener 
Vermögensstücke, deren Verwendung zu den bisherigen 
Zwecken, im besonderen zur Unterhaltung der Seelen- und 
Winkelmessen nach der Kirchenordnung nicht mehr zu- 
lässig war, und um die ausreichende Versorgung der evange- 
lischen Kirchenämter. Als Mittel zur Beaufsichtigung und 
Zusammenhaltung dienten der Landesherrschaft einmal die 
jährliche Rechnungslegung der neuen verwaltenden Stellen 
vor der Ortsobrigkeit und als Gegenkontrolle dazu die Inven- 
tare, welche die Visitatoren von allem Kirchenvermögen sowie 
von Pfarrgütern, Lehen und Stiftungen anfertigen mußten, 
und von denen eine Ausfertigung der Ortsobrigkeit zu über- 
geben und eine zweite in dem Schatzkasten der Kirche 
niederzulegen war. Wesentlich ergänzt aber wurden diese 
beiden Maßnahmen durch die beabsichtigte Zentralisation 
der Verwaltung wenigstens der örtlichen eigentlichen 
Kirchenvermögen und kirchlichen Lehen. Erst dadurch 
wurde es vollständig möglich, das gemeine öffentliche Inter- 
esse in der Kirche gegenüber dem feudalen Interesse in ihr 
wirksam wahrzunehmen und Ausschreitungen der Patrone 
in der Verleihung und Nutzung des kirchlichen Gutes ganz 
zu verhindern. An eine Zusammenfassung der Verwaltung 
aller dieser Güter an einer obrigkeitlichen Amtsstelle, ge- 
schweige denn an einer Landeszentralstelle war dabei nicht 
gedacht.!) Vielmehr war die Obrigkeit nur mit der Aufsicht 


ı) Über die dahingehende Entwicklung in Württemberg vgl 
Viktor Ernst, Die Entstehung des Württembergischen Kirchenguts 
(Württembergische Jahrbücher f. Statistik und Landeskunde, Jahrg. 
1911, Stuttgart 1912), 8. 377 ff. 
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über das Vermögen befaßt, und die gesamte Zentralisation, 
die statthaben sollte, hatte schon bei der ausschließlich für 
die Verwaltung vorgesehenen lokalen Stelle einzutreten. 
Einzig und allein die Gemeinden sollten also das Mittel 
sein, durch das jenes öffentliche Interesse vertreten wurde, 
und in der Tat schienen sie das geeignetste Organ dafür, 
zumal auch die Landesherrschaft selbst mit der Feudalität 
in der Kirche stark verknüpft war, die für die vorreformato- 
rischen Ansätze ihres kirchlichen Regiments den Anknüp- 
fungspunkt gebildet hatte. Wie weit die Zentralisation 
wirklich gehen sollte, und ob außer dem Armengut und dem 
Spitalgut noch andere Vermögensbestandteile von ihr aus- 
geschlossen bleiben würden, darüber konnte nach dem 
Wortlaut, den in der Kastenordnung der zweite und dritte 
Artikel selbst hatten, Zweifel bestehen. Sicher war zu dem 
Vermögen, das mit Hilfe der Vorsteher in allen Städten 
und Flecken, der Pfarrer und Diakonen nebst ‚‚den Obersten“ 
in den dortigen Gemeinden durch die Visitatoren festzu- 
stellen und in den Schatzkasten zu verordnen war, die 
Kirchenfabrik zu rechnen, über welche besonders die bis- 
herigen Verwalter, die Alterleute, Auskunft geben sollten, 
ferner alle ‚Vikarien, Lehen, Kommenden, Benefizien‘‘ und 
als dritte Gruppe alle Stiftungen, die nicht Lehen waren, 
nämlich Vigilien, Seelenmessen, Memorien, alle Vermächt- 
nisse für Kerzen und Lampen, alle Spenden und das gesamte 
Bruderschaftsvermögen. Aus dieser dritten Gruppe sollten 
die Einkünfte zu einem Teil für Zulagen an die Pfarrer, 
Kapläne, Schulmeister, Locaten und Opfermänner, zum 
andern für besondere milde Zwecke verbraucht, die Erträge 
der Kirchenfabrik wie bisher zur Bauunterhaltung der Kirche 
verwendet und ein übrigbleibender Rest unter die Armen 
verteilt werden. Über die zweite Gruppe war nur gesagt, 
daß die Rechte der Lehnherren an ihr ungekränkt bleiben, 
künftige Belehnungen aber nur an zum Predigen oder zum 
Studium geschickte Personen erfolgen sollten. Somit war 
es nicht ganz klar, ob auch die großen Lehen, die Pfarren, 
und ebenso die bisherigen Lehen aller bestehen bleibenden 
kirchlichen Ämter zu dieser ganzen Masse gehörten oder ob 
sie nur solche Lehen umfassen sollte, die von ihrem bis- 
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herigen Verwendungszweck frei geworden waren; im letzte- 
ren Falle hätte der Kasten an die Inhaber der kirchlichen 
Ämter nur die Einkünfte aus den ihnen jetzt als Verbesse- 
rung neu beigelegten Lehen sowie die Zulagen aus den 
Memorienstiftungen, daneben allein noch Stipendien an Stu- 
dierende zu zahlen gehabt. Eine Erläuterung zum dritten 
Artikel aber stellte Benefizien und Pfarren ausdrücklich 
gleich!), und danach wäre allerdings ursprünglich geplant 
gewesen, die Gefälle der gesamten großen und kleinen 
Lehen ausnahmslos allmählich in den Kasten zu ziehen. 
Pfarrer, Kapläne, Schullehrer und Küster wären dann künf- 
tig einmal jeder eigenen Verwaltung ihres Vermögens über- 
hoben gewesen und hätten sowohl ihre Einkünfte aus den 
Lehen, mit denen ihre Stellen bisher bewidmet waren oder 
jetzt neu bewidmet wurden, wie alle Zulagen aus frei werden- 
den Stiftungen, also ihre gesamte Besoldung von den 
Diakonen zu empfangen gehabt.?2) Zwar erhielten die adligen 
und bürgerlichen Patrone zur Zerstreuung ihrer Besorgnis 
vor etwaigen Absichten gegen ihre Leiherechte selbst die 
für die landesherrlichen und die Ratslehen nicht vorbehaltene 
Vergünstigung, nur Abschriften, nicht die Originale der 
Fundations- und Rentenbriefe in den Kasten geben zu 
brauchen; die Verrechnung der Gefälle durch die Kasten- 
verwaltung war aber offenbar gleichwohl beabsichtigt, und 
jedenfalls war die Kontrolle, die die Obrigkeit mittels der 
Gemeindeorgane ausüben ließ, damit nicht beseitigt. Be- 
denklicher war freilich der Aufschub, dem diese Maßregeln 
wegen Schonung auch der Rechte der Beliehenen unterlagen ; 
die jetzt schon in den selbständigen Genuß der Güter Ein- 


1) Z.G.N.Kg. 5 (1900), S. 415. 


2) Über die gleichen Tendenzen in Kursachsen vgl. V. Ernst, 
a. a. O. S. 395, in Hessen Walter Sohm, Territorium und Reformation 
in der hessischen Geschichte 1526—55, Marburg 1915, 8. 63 u. 106ff., 
für Wolfenbüttel Kayser, Reform. Kirchenvisitationen S. 14—16. Im 
allgemeinen ist über die Zentralisation noch zu vergleichen Ernst, 
&. 8. O. S. 408. In Hessen wurden jedoch später die Stipendiatenlehen 
den lokalen Kasten entzogen und fielen in einen Zentralkasten; vgl. 
W. Sohm, a. a. O. S. 108. 
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gewiesenen sollten ihn auch lebenslänglich behalten, und 
erst nach ihrem Tode sollten die Lehen in den Kasten fallen. 
Wäre diese Bestimmung der Kastenordnung aber auch all- 
mählich nur einmal ganz ins Leben getreten, so hätte sie 
eine starke Steigerung des Einflusses der Gemeinde in der 
Kirche, eine Einschränkung der Gewalt der Patrone be- 
deutet. Allein wie schon bei dem Versuch überhaupt, ein 
selbständiges christliches Gemeindeleben herauszubilden, 
erwiesen sich auch hier die bestehenden Verhältnisse von 
vornherein als mächtiger. Man hat es bei der Visitation 
schon gleich im Anfang aufgegeben, die Kastenordnung in 
diesem Umfange auszuführen, und hat weder Pfarrlehen noch 
sonstige Lehen, die bereits zur Bewidmung anderer zur Fort- 
dauer bestimmten kirchlichen Ämter gehörten, bei gerade er- 
folgender Neubesetzung sogleich oder sonst für den Fall 
des Todes ihrer gegenwärtigen Inhaber jemals in den Kasten 
verordnet. Vielmehr blieben alle derartigen Pfründen und 
Lehen als selbständige Rechtssubjekte oder doch gesonderte 
Vermögensmassen nach wie vor bestehen und wurden der 
Verwaltung durch die Gemeindeorgane auch dann schwer- 
lich ganz unterworfen, wenn hie und da die Fundations- 
briefe von Pfarren und allen sonstigen Lehen tatsächlich 
im Kasten niedergelegt oder den Diakonen übergeben 
wurden.!) Lehen, über die neue Verfügung zu treffen war, 
wurden zwar auch alsbald zu Anfang bei der Visitation im 
Oberfürstentum irgendeinem Amt fest beigelegt?), fielen in 
anderen Fällen aber auch in den Kasten, durch dessen Ver- 
mittlung sie etwa als ein Stipendium mit Ausscheidung 
eines Restes für die Armen zu verwenden waren, und auch 
das Einsammeln aller Lehnseinkünfte solcher Art in den 
Kasten überhaupt nach einem vorgeschriebenen Verzeich- 
nisse wurde den Diakonen wohl noch im allgemeinen zur 
Pflicht gemacht?), während wieder in einem andern Falle 
nur von der Einforderung der Gefälle auf Grund der zur 
Kirche gehörigen Briefe und auf Grund von Testamenten 


1) Kayser, a. a. O. S. 274, 287. 
t) Kayser, a. a. O. 8. 282. 
®) A. a. O. S. 278. 
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und anderen Gerechtigkeiten die Rede war.!) Bei der 
Calenbergischen Visitation trat es dagegen sofort deutlich 
hervor, daß die freigewordenen Lehen einem andern Amte 
zur völlig selbständigen Nutzung beigelegt wurden?), und 
auch als Stipendien wurden sie völlig frei weiterverliehen, 
ohne daß sie durch den Kasten zu gehen hatten.) In diesen 
fielen jetzt nur noch Kalandsgut, Memoriengeld und Spen- 
den sowie Fabrikvermögen.*) Nur ausnahmsweise nahm er 
wohl noch die Zinsen einzelner Ratslehen mit dem bestimm- 
ten Zwecke zur Verwendung zum Kirchenbau oder für die 
Armen in sich auf; anscheinend hatten sie damit einen 
reinen Stiftungscharakter angenommen und war auf ihre 
weitere Verleihung verzichtet worden.d) So blieb denn zu- 
weilen nicht viel, was in den Kasten zu verordnen war, und 
auch die Obrigkeit zeigte jetzt kein besonderes Interesse 
mehr daran, daß er sich zu schnell fülle, weil sie vorher noch 
alle Güter möglichst der Schatzung unterzogen haben 
wollte) Wo, wie bisher schon, nur die Kirchenfabrik 
Gegenstand einer Kastenverwaltung war, hielt man auch 
die Bestellung der neuen Diakonen kaum noch für nötig und 
unterließ sie schließlich tatsächlich. So vollzog sich bei der 
Visitation der kleinen Calenbergischen Städte, in denen 
nicht nur der Rat und die Geschlechter, sondern auch Adel 
‘ und Burgmänner zahlreiche kleine Lehen hatten, eine immer 
schärfere und bewußtere Abwendung von der Kastenord- 
nung.’) In den Städten wurde daher das Vermögen der 
Pfarrkirchen, das die Gemeindeorgane getrennt vom Armen- 
gut und vom Spitalgut zu verwalten hatten, in der Haupt- 
sache nur durch Stiftungskapitalien vermehrt; die Pfründen 
blieben in eigener Verwaltung der Inhaber. Auf dem Lande 
aber wurde die Ordnung im allgemeinen gar nicht eingeführt. 

1) A.2.0. 8.291. 

3) A.a.0. S.317 .. ., das er zu seinem besten brauchen und un- 
verhindert alle Jar aufheben sol; ferner S. 322 ff. 

®) A.2.0. S. 3l8f. 

) A.a.0. S. 319. 5) A.a. 0. S. 338. 

°) A.a. 0. S. 333, 339. 


?) Ihre Nichtdurchführung in bezug auf die Lehen ist auch schon 
von Ph. Meyer, a. a. O. 8. 4lf. beobachtet worden. 
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Hier hatte es bei der ausschließlichen Verwaltung der 
Kirchenfabrik durch die bisherigen Alterleute von vorn- 
herein sein Bewenden, auf deren Bestellung der Einfluß der 
Gemeinde noch dazu meist wohl sehr gering war. Über- 
wiegend scheinen sie lediglich von den Kirchenpatronen, 
den Gerichtsherren oder der Amtsobrigkeit ernannt zu sein.!) 
Vor diesen weltlichen Stellen fand hier auch die Rechnungs- 
legung durch solche ernannte Vertreter der weltlichen Ge- 
meinden statt; der Pfarrer, der noch als einziges Organ 
übrigblieb, das die Interessen der Kirche oder einer christ- 
lichen Versammlung unmittelbar wahrnehmen konnte, 
war an ihr gar nicht oder nicht hervorragend beteiligt. Die 
Kastenordnung hatte ihn zwar hinzuziehen wollen, schien 
ihm aber nur eine passive Assistenz zuzuweisen, und jeden- 
falls kam es auf seine Persönlichkeit an, wie weit er sich 
dabei zur Geltung brachte, und welchen Einfluß er auf die 
Verwaltung der Kirchengüter gewann. Auf dem Lande 
jedoch, wo diese Ordnung nicht galt, kam zwar die Teilnahme 
des Pfarrers an der Rechnungslegung und Verwaltung 
gleichfalls vor, scheint aber nicht die Regel gebildet zu haben. 
Daß die zur Aufsicht verpflichteten Stellen hier säumig 
waren und die Rechnungslegung ganz unterblieb, scheint 
allerdings auch nach der Reformation nicht gerade eine 
Seltenlieit gewesen zu sein. Ob jedoch eine nahezu un- 
beschränkte Selbständigkeit der Alterleute in der Verwaltung 
des ihnen anvertrauten Teils des Kirchengutes das welt- 
liche Interesse mehr zurücktreten ließ und der Kirche er- 
sprießlicher war, war freilich sehr die Frage; an Klagen über 
ihre Geschäftsführung unter solchen Verhältnissen. hat es 
nicht gefehlt.?) 

Mit der Kastenverwaltung im ursprünglichen Sinne 
der Ordnung war aber nicht nur eine streng geregelte Ver- 
waltung durch die Gemeindeorgane, sondern vor allem das 
Hauptbollwerk gefallen, welches das neue Kirchenregiment 


1) Ph. Meyer, a.a. O. S. 56fl.; Martens, a. a. O. S. 77 nimmt an, 
daß sie in altkirchlicher Zeit durch die bischöflichen Behörden ernannt 
wurden; für die spätere Zeit s. a.a. 0. S. 107. 


2) Vgl. Martens, a. a. O. S. 107, Ph. Meyer, a. a. O. S. 47 u. 57 ff. 
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gegen ein Überwuchern der Feudalität und gegen Aus- 
schreitungen im Sinne privatrechtlicher Anschauungen und 
Tendenzen zu errichten vermocht hatte. Wenn die Ver- 
waltung der eigentlichen Pfründen und Lehen nicht in die 
jährliche Rechnungslegung über die Kirchengüter ein- 
bezogen wurde, so konnte die Aufsicht der Ortsobrigkeit 
über sie an Hand des Inventars bloß eine gelegentliche, 
keine geregelte und intensive sein und sich im allgemeinen 
nur auf die Feststellung beschränken, ob nicht geradezu 
Vermögenspertinenzen losgerissen waren. Wenn aber gar 
der adelige Kirchenpatron zugleich der Gerichtsherr war, 
der nur den Pfründeninhaber, keine selbständige Kasten- 
verwaltung sich gegenüber hatte, so war damit jede Auf- 
sicht überhaupt hinfällig, und sie mochte auch dann nicht 
viel auf sich haben, wenn der adelige Pfandinhaber eines 
Amts sie über fremde adelige Kirchenpatrone zu üben hatte. 
Die Verpflichtung der Patrone, die zu Beleihenden vom 
Superintendenten vorher examinieren zu lassen, vermochte 
allerdings, wenn sie dauernd beachtet wurde, die zu einem 
evangelischen Amt nicht Fähigen fernzuhalten und das 
Stellvertreter- und Söldlingsunwesen zu beseitigen, konnte 
aber an sich das sonstige Gebaren des Lehnsherrn in den 
Vermögensfragen nicht beeinflussen und deshalb die tiefe 
dauernde Abhängigkeit des Pfründeninhabers von ihm nicht 
ausschalten. Zur Bildung eines ständigen zentralen Organs 
für das Kirchenregiment, das hier an Stelle selbständiger 
Gemeinden für ein öffentliches Kircheninteresse hätte 
wirken können, war es aber nicht gekommen, und solange 
noch die Mehrzahl der landesherrlichen Ämter und Gerichte 
sich im adeligen Pfandbesitz befanden, war auch die Zeit 
für eine durchgreifende und starke zentrale Verwaltungs- 
organisation noch nicht angebrochen. So blieben denn 
außerhalb der großen Städte überwiegend die Gemeinden 
schwach, die Patrone stark in der Kirche. Trotz der Zer- 
setzung des alten Eigenkirchenwesens und seiner rechtlichen 
Aufhebung durch die Dekretalen-Gesetzgebung war im 
Patronat ein eigenkirchliches Element dauernd erhalten 
geblieben. Seit die Gewalt der bischöflichen Organe aber 
zu verblassen begonnen und vollends seit die kirchliche 


UT a UV 
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Anarchie Platz gegriffen hatte, war es in einer selbständigen 
und willkürlichen Handhabung des Verleihungsrechtes und 
in der Ausübung von gar nicht oder wenig beschränkten 
Eigentums-, Nutzungs- und Verfügungsrechten über das 
Gut wieder stärker zum Durchbruch gelangt.) An die 
Stelle der Präsentation war jetzt bei den Patronen ein freies 
Besetzungsrecht getreten. Es kam vor, daß sie die Geist- 
lichen aus ihren Stellen wieder entfernten. Nicht selten aber 
verliehen sie das Gut überhaupt nicht und nahmen freies 
Eigentum an ihm in Anspruch, indem sie es ganz in eigener 
Nutzung behielten oder nur einen Mercenar einsetzten, um 
sich dadurch den Genuß des größten Teiles der Einkünfte 
zu sichern. Auch kürzten sie es vor der Verleihung oder 
tauschten es nach Gefallen gegen eigene Besitzstücke aus.?) 
Möglich wurde allerdings ein völlig ungehemmtes Schalten 
und Walten mit den Kirchengütern nach dieser Art erst 
dann, wenn der adelige Patron mit der Patrimonialgerichts- 
barkeit zugleich dieselben Befugnisse wie der Landesherr 
über das Gut innehatte, und Patronat und Gerichtsherr- 


ı) Martens, a. a. O. S. 71. Derartige Zustände treten wegen des 
reicheren Materials über die ländlichen Verhältnisse besonders in den 
Visitationsakten des benachbarten Wolfenbüttelschen Fürstentums 
hervor, werden aber in Calenberg-Göttingen nicht viel anders gelegen 
haben. Vgl. darüber Martens, a. a. O. S. 79ff. Über das Eigenkirchen- 
wesen im allgemeinen vgl. Ulrich Stutz, Die Eigenkirche als Element 
des mittelalterlich-germanischen Kirchenrechts (Berlin 1895) und die 
von demselben Verfasser herrührenden Artikel „Eigenkirche, Eigen- 
kloster‘‘ in Bd. 23 und „Patronat‘‘ in Bd. 15 von Hauck- Herzogs 
Realenzyklopädie für protestantische Theologie. 


2) Vgl. die von Martens, a. a. O. S. 80f. gegebenen Beispiele bei 
Kayser, a. a. O. S. 122 (Bansleben), S. 159 (Rottorf), S. 160f. (Gericht 
Destedt), S. 174 Anm. 307 u. S. 239 Anm. 499 (Gr. Veltheim), S. 181 
Anm. 328 (Schladen). Verschleiern ließ sich auch eine eigene Nutzung 
durch Verleihung an ein Familienmitglied; vgl. Kayser, a. a. O. S. 202 
(Heckenbeck). Alle diese Beispiele sind den Wolfenbüttelschen Visitations- 
akten entnommen. Aus den Calenbergischen Visitationsprotokollen und 
dem fragmentarischen Güterregister, das über die ländlichen Verhältnisse 
nur eines kleinen Teils des Territoriums Aufschluß gibt, ist nur Eigen- 
nutzung von kleinen Lehen oder einzelnen kirchlichen Grundstücken 
durch den Adel (nicht immer als Lehnsherrschaft), nicht: von ganzen 
Pfarrgütern nachweisbar. Vgl. Kayser, S. 338, 341, 349, 356, 358 etc. 
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schaft wirkten gemeinsam in derselben Richtung.!) So war 
denn in einer aus öffentlichen Momenten und privatrecht- 
lichen Anschauungen gemischten Sphäre eine vorrefor- 
matorische adelige Kirchenherrschaft erwachsen, die nicht 
minder unabhängig war als die landesherrliche und in 
engerem Kreise noch freier von Rücksichten auf die all- 
gemeinen und kirchlichen Interessen ausgeübt werden 
konnte. Das neue obrigkeitliche reformatorische Kirchen- 
regiment hätte auch bei ganz anderen Machtmitteln nicht 
leicht eine schnelle und durchgreifende Änderung dieser 
Zustände herbeizuführen vermocht. Da die Mittel, die es 
entwickelt hatte, was das Kirchenvermögen anlangte, nur 
allenfalls ausreichten, das Söldlingswesen und die Wahr- 
nehmung von unbeschränkten Eigentumsrechten zu be- 
seitigen, so waren die Patrone wenig gehindert, eine Mit- 
und Zwischennutzung des Gutes eintreten zu lassen, über- 
mäßige Lehnwaren zu erheben, in die Verwaltung will- 
kürlich einzugreifen, die Pfründeninhaber in einseitiger Ab- 
hängigkeit von sich zu halten und so einen überragenden 
Machtfaktor in der Kirche zu bilden.?) 


1) Nur um eine gemeinsame Wirkung handelt es sich praktisch, und 
die Wirkung, die die Gerichtsherrschaft an ihrem Teil daran hatte, läßt 
sich deshalb nur theoretisch erörtern, was auch Martens, a. a. O. S. 84 
schließlich anerkennt. Bloß in einem Fall scheint er den Übergriff eines 
Gerichtsherrn, der nicht zugleich Lehnsherr war, nachgewiesen zu haben; 
Patron war aber diesmal ein auswärtiges Stift, das Domkapitel in Hildes- 
heim. Vgl. Kayser, a. a. O0. S. 181 Anm. 328; im Text steht der Hinweis 
auf die Note offensichtlich an falscher Stelle. 


2) In demjenigen Teile des Fürstentums Calenberg, über den das 
Güterregister bei Kayser, a. a. O. S. 390 fl. vorliegt, gab es zur Zeit der 
Visitation 32 Lehen des Adels bzw. von Geschlechtern und Bürgern, 
6 Lehen von Stadträten, 1 einer Landgemeinde, 18 von Geistlichen 
(bzw. Stiftern und Klöstern) innerhalb und 7 von solchen außerhalb des 
Landes, 13 ursprüngliche Lehen der Landesherrschaft und 4 Lehen, die 
sie als Nachfolgerin des Bischofs oder des Archidiakons hatte. Bei Aus- 
sonderung der kleinen Lehen und alleiniger Berücksichtigung der Pfarren 
verschiebt sich aber dieses Verteilungsverhältnis zugunsten des Einflusses 
des Landesherrn. Adel und Geschlechter waren Patronatsherren über 13, 
Stadträte über keine, Landgemeinden über 1, geistliche Pfründen inhaber 
bzw. Stifter und Klöster im Lande über 14, solche außerhalb des Landes 
über 7, die Landesherrschaft als solche über 13 und als Nachfolgerin des 
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Auch die Entwicklung eines vorreformatorischen landes- 
herrlichen Kirchenregiments hatte an das kirchliche Bene- 
fizialwesen, den Patronat und die in ihm noch fortlebenden 
eigenkirchlichen Elemente angeknüpft, und wenn auch hier 
nicht die gleiche Skrupellosigkeit wie beim Adel gewaltet 
hatte, so war doch auch diese Herrschaft ganz unter dem 
Gesichtspunkte des weltlichen Lehens ausgeübt worden: 
unter entsprechender finanzieller Nutzung, unter Erteilung 
von Anwartschaften, unter Verwendung der kirchlichen 
Güter als Mittel zur Belohnung und Besoldung auch gegen- 
über Laien. Aber indem alle einzelnen Lehnrechte des 
Fürsten sich zu einem einheitlichen Verleihungsrecht ver- 
dichtet hatten, das als Zubehör der Landeshoheit aufgefaßt 
wurde, war hier der Patronat ein Bestandteil des öffentlichen 
Rechts geworden, und die auf ihn gegründeten landes- 
herrlichen Aufsichts- und Herrschaftsrechte hatten sich 
nicht nur auf die Pfarren liberae collationis, sondern auch 
auf die in einem geistlichen Patronat stehenden, in ge- 
ringerem Maße auf die adeligen Patronatspfarren ausgedehnt. 
Gegen eine grob willkürliche Handhabung der Rechte am 
beneficium, durch die eine Versehung des officium unmöglich 
gemacht wurde, ist auch das vorreformatorische landes- 
herrliche Kirchenregiment schon eingeschritten.!) In den 
reformatorischen Ordnungen trat vollends ein ganz ein- 
heitliches, -auf göttlichem Auftrag beruhendes öffentliches 
Recht der territorialen Obrigkeit über alle Kirchen des 
Landes in Erscheinung, demgegenüber alle älteren dynasti- 
schen Beziehungen zu einzelnen Kirchen und Stiftungen fast 
verschwanden; indem die Kastenordnung eine geregelte 
zentrale Verwaltung der Lehnsvermögen wie der Stiftungs- 
kapitalien durch die Gemeindeorgane unter landesherrlicher 
Aufsicht vorsah, schienen Leiherechte wie ererbte Gründer- 
rechte am kirchlichen Gut nur noch eine rein formale Be- 
deutung behalten zu sollen. In der Praxis sah es freilich 


Bischofs oder der Archidiakone über 4 Pfarren. Eine Statistik über das 
ganze Territorium läßt sich nicht aufstellen. 

1) Cal. Br. Arch. Des. 23 I Nr. 1 u. 2 (1534 u. 1535). Vgl. oben 
S. 83 Anm. lu S. 9% Ann. l. 
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auch auf der landesherrlichen Seite ein wenig anders aus. 
Die Verleihung von Kirchengut an Laien und sonstige 
Personen, die den Gottesdienst nicht selbst versahen, 
sondern sich Mercenare hielten, war in Zukunft nicht mehr 
gestattet, und die Tendenz der Visitatoren ging, wie es das 
Kircheninteresse erforderte, dahin, auch sogleich überall die 
tauglichen Stellvertreter schon in rechtmäßige Lehnsinhaber 
umzuwandeln. Die Landesherrschaft aber sah sich nicht in 
der Lage, jede Verwendung ihrer eigenen Pfarrlehen unter 
weltlichen Gesichtspunkten, die bereits bestand, augen- 
blicklich rückgängig zu machen. Es bedeutete sogar eine 
Fortsetzung der Verwendung solcher Güter in nicht aus- 
schließlich kirchlichem Interesse, obschon in einer ab- 
geschwächten und den Bestimmungen der Kirchenordnung 
äußerlich angepaßten Form, wenn Elisabeth noch 1545 aus- 
drücklich die Haltung eines Mercenars durch einen ihrer 
Beamten, der von ihrem Gemahl ein Pfarrlehn empfangen 
hatte, anerkannte und seinem Sohne die Lehnsanwart- 
schaft unter der Voraussetzung theologischen Studiums 
erteilte.!) Die Auffassung, daß geistliche Lehen nicht anders 
wie weltliche zu ihrer Belohnung oder Entschädigung 
dienen konnten, ist denn auch durch die Reformation in 
der fürstlichen Beamtenschaft keineswegs ausgerottet wor- 
den, und noch am Ende der Vormundschaft ist man aus 
ihrer Mitte mit entsprechendem Ansinnen an Elisabeth 
herangetreten.?) Wie die Mercenare nicht restlos ver- 
schwanden®) und die Lehnsanwartschaften in der Be- 
schränkung auf die für ein geistliches Amt schon befähigten 
oder für das geistliche Studium bestimmten Personen auf- 


I) Schlegel, a. a. O. II, S. 178 u. 600f. Erich II. hat nochmals 
einem Mitgliede derselben Familie Richarts 1575 die Lehnsanwartschaft 
auf dieselbe Pfarre Völksen gegeben. A. a. O. S. 602f. 


2) Schriftwechsel mit dem Amtmann Arnold Soliman zu Erichs- 
burg, Hann. Des. 113 L II 24d Nr. 1, betr. Überlassung der zur Dechanei 
in Hameln gehörigen Wohnung als Entschädigung für Zubußen in der 
Amtsverwaltung. 

2) Vgl. auch den bei Kayser, a. a. O. S. 393 erwähnten Mercenar 
für den von der Landesherrschaft mit der Pfarre zu Niederstöcken be- 
liehenen Knaben. 
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rechterhalten blieben, so hat die Fürstin auch nach der 
Reformation neben anderen lehnrechtlichen Nutzungen 
noch Spolien wenigstens von den Intestatnachlässen solcher 
Lehnsträger in Anspruch genommen, die eine von ihrem 
bisherigen Zweck frei gewordene Pfründe noch lebensläng- 
lich genossen hatten.) Einer Beschränkung der Lehns- 
herrschaft durch die Organe der alten weltlichen, nicht einer 
christlichen Gemeinde, die sie dem Adel gegenüber nicht 
durchzusetzen vermochte, hat auch die Landesherrschaft 
in bezug auf ihre eigenen geistlichen Lehen sich nicht 
unterworfen. Eine Ausnahmestellung hatte Elisabeth, was 
die Verwaltung des Kastens und der kirchlichen Stiftungen 
anlangte, sich von vornherein in ihrer Residenzstadt 
Münden vorbehalten; sowohl die Verwaltung der Güter 
der Kirche, die unter fürstlichem Patronat stand, wie des 
Hospitals, das eine überwiegend fürstliche Stiftung war, 
wurde hier nicht allein Gemeindeorganen, sondern zugleich 
Vertretern der Landesherrschaft anvertraut. Im übrigen 
aber hätten nach der Kastenordnung auch die zu den 
fürstlichen Lehen gehörigen Güter künftig ausschließlich in 
die Verwaltung von Gemeindeorganen übergehen müssen, 
über die nur ein obrigkeitliches Aufsichtsrecht auszuüben 
gewesen wäre. Allein die Kastenordnung wurde auch dort 
nicht durchgeführt, wo keine adeligen und bürgerlichen 
Patrone ein Hindernis bildeten. Die Visitatoren glaubten 
trotz der ausdrücklichen Bestimmung der Ordnung keine 
selbständige Befugnis zu haben, irgendwelche Lehen des 
mit dem Kanonissenstift Wunstorf verbundenen Stifts- 
herrnkapitels in den Kasten fallen zu lassen, obwohl nach 
der Versorgung aller Kirchenämter noch genug Pfründen 
übrig waren, über die für den Fall des Todes ihrer Inhaber 
Verfügung getroffen werden mußte; selbst die hier außer- 
dem noch bestehenden zwölf Armenpfründen sind nicht in 


1) Hann. Des. 113 L II 24d Nr. 1 betr. Nachlaß des Dechanten 
Gogreve zu Hameln (1546), der jedoch ein Testament gemacht hatte; 
Fink, U. B. v. Hameln II, Nr. 761, 762 u. 790. Vgl. auch die nicht 
geringe Summe von 50 Talern Lehnware, die Elisabeth 1549 für eine im 
Namen ihrer Tochter Anna Maria erteilte Verleihung einer Präbende im 
Stift Wunstorf erhob; Cal. Br. Arch. Des. 7 Wunstorf Nr. 4a. 
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die Verwaltung der Diakonen gekommen, wenngleich diesen 
ein Einfluß auf ihre Verleihung allerdings zugestanden 
wurde.!) Wie die Landesherrschaft auch ihre nach .Aus- 
stattung der kirchlichen Ämter überschüssigen Lehn- 
güter nicht den Gemeinden zur Verwaltung und stiftungs- 
gemäßen Verwendung überließ, so hat sie umgekehrt nicht 
die zugehörigen Laiengemeinden zur Verwaltung auch nur 
der Stiftungskapitalien in den Klosterkirchen zugelassen. 
Die Instruktion für die Visitatoren hatte zwar auch die 
Errichtung von Kasten in allen Stifts- und Klosterkirchen 
angeordnet; tatsächlich aber wurden sie bloß in den Kirchen 
der der Klosterordnung nicht unterworfenen Kollegiat- 
stifter aufgestellt. Nur im Kloster Hilwartshausen ist bei 
der ersten Visitation im Fürstentum Göttingen einmal die 
Gründung eines Kastens in Erwägung gezogen, anscheinend 
aber nicht ausgeführt worden; später war in den Klöstern 
niemals mehr davon die Rede. Zu ernstlichen Auseinander- 
setzungen zwischen Landesherrschaft und Gemeinden über 
diese Fragen ist es aber nur gegenüber den großen Städten 
gekommen, und dabei sind die bestehenden Auffassungen 
über die Rechtsstellung der kirchlichen Güter noch am deut- 
lichsten hervorgetreten. Daß Elisabeth in Göttingen sogar 
ein Stiftungsvermögen, das keinen eigentlichen Lehns- 
charakter hatte, nicht in den Kasten fallen lassen wollte, hat 
den Landgrafen Philipp von Hessen in Verwunderung ge- 
setzt. Die Fürstin aber hatte zahlenmäßig berechnet, 
welche ‚‚merkliche große Summe an Kapital und Hauptgut“ 
der dortige Kaland ‚‚trage‘‘, und wohl in Anschlag gebracht, 
wie „Merkliches ihrem Sohne und dem Fürstentum‘ da- 
durch ‚entzogen‘‘ würde. Ebenso hat sie, als der Kaland 
der Neustadt in die Altstadt Hannover hineingezogen war, 
über den ‚‚merklichen Schaden und Nachteil ihres Sohnes“ 
geklagt. Sie ist bei der Verteidigung ihrer Rechte in diesen 
Fällen niemals von den obrigkeitlichen Aufsichtsbefugnissen 
ausgegangen, die sich schon aus dem vorreformatorischen 
landesherrlichen Kirchenregiment ergeben hatten und in den 
reformatorischen Ordnungen abgeschlossen als ein göttlicher 


ı) Kavser, a. a. O. S. 361 fl. 
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Auftrag erschienen waren, sondern lediglich von den Grund- 
lagen jenes vorreformatorischen Regiments. Weil die 
Fürsten zu Braunschweig Stifter des Göttinger Kalands 
seien, der Kaland vor der Stadt in ihres Sohnes Hoheit be- 
legen, seine Kapelle von den Herzögen auf ihrem freien 
Eigentum erbaut sei und noch auf ihren unbegebenen 
Gütern stehe, hat Elisabeth daran festgehalten, daß auch 
alle Briefe des Kalands ‚ihrem Sohne ohne alle Mittel zu- 
kämen‘“.!) Sie hat ihn anfangs auf Grund einer Stiftungs- 
klausel von seinem Gründungsort loszureißen versucht, 
später wenigstens außer ihrer Mitwirkung an der Umwand- 
lung der Stiftung eine dauernde Beteiligung an der Ver- 
waltung neben der Stadtgemeinde erstrebt, wozu der Rat 
zeitweise bereit zu sein schien; schließlich hat über dem 
fehlenden Ausgleich dieser Gegensätze eine solche Kultur- 
schöpfung wie das aus dem Kalandsgut entstandene Päd- 
agogium vorläufig wieder zugrunde gehen müssen.?2) Die 
Wahrung aller kirchenherrlichen Rechte ihres Sohnes hat 
Elisabeth bis in das Kleinste hinein mit ängstlichem Eifer 
überwacht und, wenn sie verletzt waren, mit erbitterter 
Hartnäckigkeit auf ihrer Erfüllung bestanden. Man kann 
nicht sagen, daß die Auffassung, aus der heraus es geschah, 
abgesehen von dem Widerspruch, in den sie mit der Kasten- 
ordnung geriet, so, wie sie sich äußerte, einen eigentlichen 
Gegensatz zu den reformatorischen Grundsätzen gebildet 
hätte; praktische Folgerungen von einer derartigen Trag- 
weite sind erst unter dem folgenden Regiment wieder aus 
ihr gezogen worden. Aber in ihr stellt sich doch die Ver- 
bindung zwischen den Traditionen eines vorreformatori- 
schen landesherrlichen Kirchenregiments und der späteren 
Behandlung der Kirchengüter unter Erich II. dar, eine 
Verbindung, die also auch in den Jahren der Durchführung 
der Reformation niemals ganz abgerissen gewesen ist. Ins- 
besondere die Beamten, denen seit dem Zusammenbruch der 


1) Cal. Br. Arch. Des. 22 XXXVI Nr. 1, Des. 8 Göttingen Nr. 16 
und 20; ferner Staatsarchiv Marburg, Politisches Archiv des Landgrafen 
Philipp Nr. 1597 u. 1599. 


8) Erdmann,a. a. O. S. 6öff. u. 8Off., Tschackert, Briefwechsel 
Nr. 219; Cal. Br. Arch. Des. 8 Göttingen Nr. 19. 
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geistlichen Gerichtsbarkeit die Fürsorge für die kirchlichen 
Güter anvertraut war, und die sich gewöhnt hatten, in ihnen 
lediglich öffentliches Vermögen zu sehen, das mit einem 
geistlichen Zweck behaftet war, waren im wesentlichen bei 
jenen vorreformatorischen Traditionen stehen geblieben.!) 
Außer einer Zusammenhaltung dieses öffentlichen Gutes 
und einer Überwachung nur der tatsächlichen Erfüllung 
seines Zweckes, auf welchem Wege sie auch immer zustande 
kam, war wenig von ihnen zu erwarten; wie weit sie gar bei 
ihrer Beurteilung des kirchlichen Benefizialwesens nach dem 
Beispiel der weltlichen Lehen ein engeres kirchliches Inter- 
esse gegenüber den adeligen Patronen wahrnehmen würden, 
war vollends zweifelhaft. Corvinus hat nicht nur über den 
Adel, sondern auch über die landesherrlichen Beamten 
geklagt.?) 

Bei dieser ganzen Mentalität der offiziellen Stellen 
mußte es denn immerhin fraglich sein, ob auch die Auf- 
fassung von der alten Vogtei- und Schutzherrschaft über die 
Klöster, die sich gleichfalls längst zu einem einheitlichen und 
geschlossenen Bestandteil der Landeshoheit entwickelt und 
zuletzt noch einen formalen Rechtsgrund gefunden hatte 
in der Einbeziehung der Vogtei über diese Anstalten in 
den kaiserlichen Lehnsbrief an die Fürsten?), nach allen 
alten ursprünglichen Berührungen gerade der Klostervogtei 
mit dem Eigenkirchentum und mannigfachen Kreuzungen 
und Annäherungen zwischen ihr und dem Patronat*) 
selbst jetzt nur wirklich unberührt von Unterströmungen 
patrimonialer Art war. Die Herzöge pflegten nicht nur von 
„ihren Klöstern‘, sondern in ihrem schriftlichen Verkehr 
mit den geistlichen Anstalten von „unserm und eurem 


I) Martens, a. a. O. S. 63f., 78, 106. 

2) Vgl. Tschackert, Briefwechsel S. 149. 

°) Krusch, Die Hannoversche Klosterkammer in ihrer geschicht- 
lichen Entwicklung, ihre Zwecke und Ziele und ihre Leistungen für das 
Wohl der Provinz (Mitt. d. Universitätsbundes Göttingen, Jahrg. 1, Heft 3, 
auch gesondert erschienen im Kommissionsverlag Theod. Schultze, 
Hannover 1919), S. 44. Cal. Br. Des. 5 Schr. 10 Caps. 1 Nr. 2a, 


4) Über den Vogteibegriff s. unten $. 149 Anm. 2. 
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Kloster‘, von „unserer und eurer Stiftskirche‘ zu reden.!) 
In diesen Wendungen konnte die Vorstellung von einem ge- 
teilten Dominium oder geteilten Eigentum etwa nach 
Analogie eines Lehnsverhältnisses wenn nicht sich aus- 
sprechen, so doch wenigstens mitschwingen. Nicht minder 
wie beim Kalandsgut wurde auch in dem Verlust von 
Klostergut vorwiegend eine Schädigung des jungen Fürsten 
gesehen ?), und ob dabei stets nur an seine öffentlichen Rechte 
gedacht wurde, war immerhin zweifelhaft. Wenn Elisa- 
beth den Kanonissen von Wunstorf ihre Kleinodien und 
Silber?), den Jungfrauen in Fredelsloh ihre Briefe und 
Siegel*), die sie doch Klöstern und Stiftern zu belassen 
an anderen Stellen versprochen hatte, zu einer sowohl zum 
Besten ihres Sohnes wie der Konvente dienenden Auf- 
bewahrung an sicherer Statt abfordern ließ, so war auch 
dabei nicht eindeutig auf ein rein obrigkeitliches Schutz- 
recht Bezug genommen. Daß solche etwa aus dem Begriff 
eines geteilten Dominium an den Klöstern sich herleitenden 
Vorstellungen von einer Art Lehnsverhältnis im Bewußtsein 
des Calenbergischen Beamtentums in jener Zeit tatsächlich 
vorhanden und auch nicht bloß herkömmlich und rein 
formaler Natur waren, zeigte sich später, als unter der Re- 
gierung Erichs II. wirklich ein Kloster seinen Konvent 
verlor. Erst als 1566 der letzte Prior und Konventual ge- 
storben war, der in dem verlassenen und verfallenen, schon 
1543 anscheinend nicht mehr visitierten Kloster Marienau 
selbst nicht mehr gelebt hatte, sah Erich, der den Grund- 
besitz wie den anderer Klöster längst dem Verwalter zur 
Pfandnutzung überlassen hatte, auf den Vorschlag seiner 
Räte ‚das Kloster mit allem, was es gehabt und nach- 
gelassen, nach Abgang des Klosterlebens dem Landesherrn 
als erledigt und heimgefallen‘‘ und sich als befugt an, die 
Kapitalrenten, in deren Genuß sich jener Prior noch befunden 


1) Die entsprochende Formel wird, wenn auch seltener, noch zum 
Ausdruck des Verhältnisses des fürstlichen Stadtherrn zur Stadt ver- 
wendet. 

2) Techackert, Briefwechsel S. 154. 

%) Hann. Des. 94 Wunstorf A X Nr. 4. 

*%) Cal. Br. Arch. Des. 7 Fredelsloh Nr. 6. 
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hatte, an einige seiner Beamten zu verleihen.!) Die Ein- 
setzung von Klosteramtleuten durch Elisabeth konnte 
danach immerhin bedeuten, daß die Klosterherrschaft 
künftig nicht mehr nur in Schutz und Aufsicht oder in ge- 
legentlichen Eingriffen in die inneren Verhältnisse und in 
die Verfügung über das Gut zum Ausdruck kommen sollte, 
sondern auf Grund sowohl des Schutzrechts wie obereigen- 
tumsartiger Rechte auch in einer dauernden Teilnahme an 
der Verwaltung. 

Während so die Landesherrschaft auch nach dem Er- 
laß der kirchlichen Ordnungen zäh an ihren alten dynasti- 
schen kirchlichen Rechten festhielt, über eine obrigkeitliche 
Aufsicht und über einen lehnsherrlichen Schutz und Rat 
hinaus in weitem Umfange selbst die Hand auf das Gut zu 
legen suchte und eine dauernde Mitwirkung an seiner Ver- 
waltung erstrebte, könnte es auf den ersten Blick scheinen, 
daß die Gemeinden, wenn sie sich dagegen wandten, sich 
nur von einem allgemeinen Interesse der Kirche hätten 
leiten lassen können, um dynastische Sonderinteressen ab- 
zuwehren, und daß dabei etwas vom Geiste christlicher 
Versammlungen in ihnen mächtig gewesen wäre. Allein 
auch sie gingen bei der Begründung ihrer Ansprüche durch- 
aus von privatrechtlichen Gesichtspunkten aus. Auf seine 
Treuhänderschaft an den bürgerlichen Vermächtnissen 
wies der Rat zu Göttingen?), auf die von ihren Vorfahren 
in der Klosterkirche von St. Blasii begründeten Stiftungen 
wiesen die Northeimer hin?) und ebenso Burgmannschaft, 
Rat und Bürgerschaft von Wunstorf auf die Beteiligung 
ihrer Voreltern und des Adels rings auf dem Lande an der 


1) Cal. Br. Arch. Des. 2 Lauenstein Nr. 43. Vgl. Viktor Ernst, 
a. 8. O. S. 397 ff. über die unter den deutschen Fürsten verbreitete prin- 
zipielle Auffassung, daß ihnen die Klöster gehörten. Über die Auffassung 
Luthers von dem Anfall herrenlosen kirchlichen Gutes und der Klöster 
an den Landesherrn „als das öberste Haupt‘‘ ohne Zugrundelegung des 
Begriffs eines Obereigentums und über die daraus sich für den Fürsten 
ergebenden Pflichten vgl. K. Holl, Ges. Aufsätze z. Kirchengesch. I 
Luther S. 312 und K. Müller, Kirche, Gemeinde und Obrigkeit nach 
Luther S. 79. 

2) Cal. Br. Arch. Des. 8 Göttingen Nr. 16. 

3) Bartels, &.8.0. S. 77. 
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Schenkung des Silbers und der Kleinodien, dessen Weg- 
führung aus dem Kanonissenstift sie nicht dulden wollten. 
Die öffentlichen Gesichtspunkte, die dabei auch in Frage 
kamen, entsprangen doch im wesentlichen einer auf Er- 
ringung und Behauptung einer vollen und geschlossenen 
Autonomie der weltlichen Gemeinde auch gegenüber der 
Landesobrigkeit gerichteten Politik, so sehr bei den Zu- 
sammenstößen mit dieser wegen des Kirchenguts auch Vor- 
stellungen religiöser Art die Bürgerschaften in Erregung 
halten mochten.!) Am stärksten trat diese Politik in Nort- 
heim hervor, wo wegen der bürgerlichen Stiftungskapitalien, 
die an der Klosterkirche angelegt waren und nach der fürst- 
lichen Kastenordnung allerdings für sich allein Anspruch 
auf eine Verwaltung durch Diakonen der Gemeinde gehabt 
hätten, die Beteiligung von Rat und Gemeinheit an der 
Verwaltung des gesamten Gutes dieses als ein Fremdkörper 
innerhalb der Mauern der Stadt empfundenen landesherr- 
lichen Klosters gefordert wurde.?2) Im Grunde handelte es 
sich in diesen Fragen bei den Stadtgemeinden um eine Kom- 
munalisierung des Gutes unter Wahrung seines Sonder- 
zweckes in keinem andern Sinne, wie auch die Landesherr- 
schaft unter Beachtung öffentlicher Gesichtspunkte und 
besonders der Fürsorge für die Lebensinteressen der Kirche 
eine nicht außer jedem Zusammenhange mit privatrecht- 
lichen Anschauungen stehende weitgehende Verfügungs- 
gewalt über das Gut sich zu sichern strebte.. Denn daß 
die Güter in ihrem christlichen Gebrauch erhalten werden 
sollten, darüber ist unter dem Gegendruck der beider- 
seitigen Interessen bei diesen Kämpfen stets sofort volle 
Einigkeit erzielt worden, wenn auch ein beiderseitiges MiB- 
trauen damit nicht beseitigt war. Eigentlich strittig war 
aber neben der Frage, wem die Verwaltung zufallen sollte, 
nur die, ob die Landesherrschaft auf Grund von Rechten, 
die der Wurzel nach nicht ausschließlich öffentlicher Art 
zu sein schienen, die Befugnis haben würde, bestimmte 


ı) Vgl. das „christliche Interesse‘‘ der Northeimer, Bartels, a. a. O. 
S. 77 u. 89. 


8) A.a.0. S.78. 
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Stiftungen von ihrem Gründungsort zu entfernen und an 
anderer Stelle im Fürstentum für sonstige kirchliche oder 
milde Zwecke zu verwenden. Auf diese Befugnis zu ver- 
zichten, hatte sich Elisabeth in Northeim geweigert. Die 
Wahrnehmung auch des kirchlichen Interesses wurde so 
freilich ebenfalls von allen streitenden Parteien mehr oder 
weniger betont, am wenigsten vielleicht von den adeligen 
Kirchenherren, die aber auch ein solches zugleich ver- 
traten, wenn sie im Bunde mit den widerspenstigen Kloster- 
jungfrauen auf die Erhaltung altkirchlicher Einrichtungen 
und Zeremonien drangen. 

An der Unveräußerbarkeit der Kirchengüter, die das 
kanonische Recht gelehrt hatte, und an dem Verbot, sie 
den wohlverstandenen Absichten des Stifters entgegen von 
ihrem Ort fortzutragen, hatten auch die Reformatoren 
festgehalten; der Obrigkeit schrieben sie zwar die Aufgabe 
des Schutzes, der Aufsicht, auch der Verwaltung der Güter 
zu, damit sie vor der Verschleuderung und dem Untergange 
bewahrt würden, aber eine Befugnis, Güter, die jetzt ihren 
Stiftungszweck verloren hatten, als herrenlos, dem Fiskus 
verfallen einzuziehen und nicht wieder kirchlichen oder 
milden Zwecken zu widmen, haben sie ihr grundsätzlich 
und in Übereinstimmung mit der gesamten Rechtsauffas- 
sung jener Zeit abgesprochen. Allein abweichend von der 
streng kanonistischen Theorie hat doch die reformatorische 
Anschauung den durch eine vorreformatorische landes- 
herrliche Kirchenherrschaft gegebenen Verhältnissen sowie 
dem Patronat, aus dem sie erwachsen, und den in ihm fort- 
lebenden unkanonischen Elementen bis zu einem gewissen 
Grade Rechnung getragen. Nachdem für Kirche und Schule 
genügend gesorgt war, etwas von diesen Gütern auch für 
das weltliche Regiment und den gemeinen Nutzen zu 
nehmen, sich für die eigene im kirchlichen Interesse auf- 
gewendete Mühe und Unkosten bezahlt zu machen, ja sogar 
als Patrone etwas für sich zu brauchen und ‚armen Ge- 
schlechtern und verdorbenem Adel‘ damit zu helfen, zu 
deren Notdurft etwa neben dem Gottesdienst Stifter und 
Klöster auch gegründet seien, war den Obrigkeiten nach 
Ansicht der Reformatoren immerhin gestattet; es kam nur 
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darauf an, daß Maß gehalten wurde und nicht Eigennutz 
dabei im Spiele war.!) In solchem Sinne war denn auch 
sowohl von den Städten des Fürstentums wie seitens der 
Landesobrigkeit bisher verfahren; es waren nur ganz geringe 
Teile des freigewordenen Gutes für die Finanznot des Landes 
ganz geopfert und nur wenige Einkünfte für öffentliche und 
kommunale Zwecke endgültig bestimmt oder vorübergehend 
verwendet worden. Auf die Dauer konnten freilich jene 
Grundsätze sehr verschieden ausgelegt und in die Wirklich- 
keit umgesetzt werden; selbst bei formeller Vereinigung 
mit fürstlichem Kammergut oder städtischem Kämmerei- 
vermögen konnte das Kirchengut noch als abgesonderte 
Masse an kirchliche Zwecke gebunden bleiben und brauchte 
damit seiner ursprünglichen Bestimmung noch nicht ent- 
fremdet zu werden.?) Die Frage also, wie weit trotz der An- 
knüpfung jener reformatorischen Grundsätze an die kano- 
nistische Auffassung Ansprüche der weltlichen Gewalten 
auf eigene Rechte und Nutzungen am Gute festgehalten 
werden, und in welchem Maße Überschüsse auch für nicht- 
kirchliche Zwecke entnommen werden konnten, ließ sich 
praktisch sehr verschieden lösen.) Auf welches Ziel die 
Landesherrschaft wirklich hinsteuerte, mußte am ehesten 
in ihrer Behandlung der Klostergüter zum Ausdruck 
kommen. 


Die Klöster waren nicht als Versorgungsanstalten, 
sondern nach Weisung eines neuen Zwecks und einer neuen 
Lebensrichtung als religiöse Körperschaften mit zwar nicht 
vollkommenen, aber wesentlichen Rechten solcher, als 


1) Rieker, a. a. O. S. 192ff. Über Luthers Auffassung betr. die 
Ansprüche von Stadt oder Herrschaft auf herrenloses kirchliches Gut 
und die sich daraus ergebenden Pflichten sowie die zulässige teilweise 
Verwendung der Güter und Zinsen (ohne die Gebäude) auch zur Aus- 
stattung armer und dürftiger Erben der Stifter vgl. wieder K. Holl, 
Ges. Aufsätze I, S. 312. 


3) Gierke, a. a. O. III, S. 806f.; Böhlau, Fiskus, landesherrliches 
und Landes-Vermögen im Großherzogthume Mecklenburg-Schwerin, 
Rostock 1877, S. 58—80, bes. S. 64, 68 ff., 79. 

®) Vgl. die Gegenüberstellung des verschiedenen Verfahrens in 
den wichtigsten evangelischen Territorien bei V. Ernst, S. 395 ff. 
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Träger einer geistlichen Gewalt nach Art aller anderen 
christlichen Versammlungen bestehen geblieben, und ihre 
von ihnen selbst in einem religiösen Akt gewählten Organe 
waren in Ausübung ihres Amtes nicht anders wie sonst die 
Träger von Kirchenämtern an ein nur auf Grund eines 
obrigkeitlichen öffentlichen Rechts ausgeübtes landes- 
herrliches Kirchen- bzw. Klosterregiment gebunden. Zwar 
hatte man den Austritt aus diesen Körperschaften frei- 
gestellt, aber sonst waren nur Maßregeln getroffen worden, 
ihre innere Auflösung zu hemmen, keine, um sie zu fördern. 
Nicht unwesentlich war aber eine Beschränkung der Körper- 
schaftsrechte in der Richtung, daß die Zahl der Konvents- 
mitglieder über den bisherigen Personalstand hinaus nicht 
vermehrt werden und Novizen innerhalb dieser Grenzen nur 
bis zu einer „gemeinen Vergleichung‘, also bis zu einer Ent- 
scheidung durch ein christliches Konzil angenommen werden 
durften. Bis dahin hatte allerdings auch die Kirchenordnung 
nur ihre vorläufige Geltung, aber dieser besondere Hinweis 
in der Klosterordnung ließ doch in Verbindung mit auch 
sonst noch ausgesprochenen Vorbehaltsklauseln erkennen, 
daß von da ab mit einer dauernden grundlegenden Ver- 
änderung in den Verhältnissen des Klosterstandes immerhin 
gerechnet wurde. Was schließlich einmal aus den Konventen 
werden sollte, wußte man noch nicht. In diesem Zusammen- 
hange war denn freilich mehr als die Vermögensinventari- 
sation, die ja nicht nur das klösterliche, sondern auch 
das gesamte Kirchengut betroffen hatte, die Einsetzung 
landesherrlicher Beamten — zunächst vorzugsweise in 
die Frauenklöster als Nachfolger der Pröpste — von be- 
sonderem Gewicht. Bedeutungsvoll war es auch, daß diese 
Einsetzung nicht, wie die Inventarisation, in Verbindung 
mit der Visitation und auf Grund der Ordnungen erfolgt 
war, die bei der Begründung eines erweiterten und ge- 
schlossenen obrigkeitlichen Kirchenregiments ausschließ- 
lich die öffentlich-rechtlichen Gesichtspunkte in den Vorder- 
grund rückten, sondern zum Teil schon vorher zweifellos in 
Anknüpfung an die älteren dynastischen Beziehungen zu den 
Klöstern, die sich von einer Vogtei- oder Schutzgewalt herlei- 
teten. Im übrigen aber beraubte diese weitere Beschränkung, 


Das Kirchenregiment der Herzogin Elisabeth usw. 137 


die den Konventen nun allerdings jeden Einfluß auf die 
Besetzung dieses ihre gesamte Wirtschaft leitenden und 
auch alle ihre sonstigen weltlichen körperschaftlichen 
Rechte nach außen hin vertretenden Amtes nahm, sie doch 
völlig einer Eigengewalt auch nach dieser äußeren Richtung 
hin noch nicht. Denn die neuen Klosteramtmänner waren 
trotz der einseitigen Einsetzung in gleicher Weise Organe 
des Landesherrn wie der Konvente und hatten in Überein- 
stimmung mit diesen und den eigentlichen Konvents- 
organen die Geschäfte zu führen. Einseitig Organe des 
Landesfürsten waren sie daneben nur noch hinsichtlich des 
allein auf öffentlich-rechtlicher Grundlage ausgeübten landes- 
herrlichen Kirchenregiments. Immerhin befand sich infolge 
dieser Verwaltung, zu deren Zentralisierung sogar schon der 
erste Keim gelegt wurde, indem eine periodische Rechnungs- 
legung der Klosteramtleute nicht nur vor Vertretern der 
Konvente, sondern vor landesherrlichen Räten, darunter 
meist auch dem Superintendenten, stattfand, das Kloster- 
gut zugleich auch in der Hand der Landesherrschaft, und 
wenn die Konvente einmal verschwanden, mußte es von 
selbst ohne Gewinnbeteiligung der Stände und der Ge- 
meinden in ihren Besitz fallen; es schien sich dann nur 
noch darum zu handeln, ob es als reines Eigentum zum 
Kammergut geschlagen oder, weiterhin an milde Zwecke 
gebunden, gesondert verwaltet werden würde. Tatsächlich 
hat es aber während der vormundschaftlichen Regierung 
Elisabeths zwangsweise außer den althergebrachten Vogtei- 
leistungen nur die allgemeinen landschaftlichen Steuern, 
sonst jedoch für öffentliche bzw. fremde kirchliche oder 
private Zwecke keinerlei Lasten zu tragen gehabt. Unter 
diesen Umständen kann keine Rede davon sein, daß die 
Verwaltung dieses Gutes durch einen auch der Landesherr- 
schaft verbundenen Amtsträger, die in der bisherigen Zer- 
rüttung der wirtschaftlichen wie der sittlichen Verhältnisse 
der Konvente eine volle Rechtfertigung fand, eine Se- 
questration oder die Einleitung der Säkularisation bedeutet 
hätte. Gleichwohl ist sie als der erste Schritt zu dieser nach 
den Beispielen anderer Territorien allgemein angesehen 
worden, und in der Tat war durch sie, wenn einmal der 
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Augenblick dafür gekommen schien, eine Überführung in 
den Besitz des Landesherrn aufs beste vorbereitet.!) 

So viel war allerdings klar, wenn man nicht das Landes- 
schuldentilgungswerk und das ganze vormundschaftliche 
Regiment immer wieder den schwersten Erschütterungen 
aussetzen wollte, so konnte unter den gegenwärtigen Ver- 
hältnissen die Säkularisation gegen den Willen des Adels 
nicht verwirklicht werden, an dessen Widerstand ohnehin 
schon die volle Ausführung der kirchlichen Ordnungen 
scheiterte. Immerhin war doch die hie und da aufflammende 
und sich fast wieder zu neuen kleinen Adelsrevolten?) ver- 
dichtende Erregung über die Reformationshandlungen in 
diesen Kreisen weniger das Ergebnis innerlichen Fest- 
haltens an altkirchlichen Ideen als der gegenwärtigen 
sozialen Krise des Standes. Man wollte die alten Rechte 
und Nutzungen am Kirchengut sich nicht beschränken 
lassen und der privaten Ansprüche an die Klöster als Ver- 
sorgungsanstalten nicht verlustig gehen; eben mit ausdrück- 
lichem Hinweis darauf hatte die Burgmannschaft von 
Wunstorf gewünscht, daß die Landesherrschaft die von 
Päpsten, Kaisern und Fürsten dem dortigen freiweltlichen 
Stift verliehenen Freiheiten nicht beeinträchtigen möge.°) 
Eine so festgefügte Opposition, wie die der großen Städte, 
trat jedoch Elisabeth bei ihren dem Kirchengut geltenden 
Maßnahmen im Adel nicht gegenüber. Der Widerstand, 
an dem die Ausführung der Klosterordnung scheiterte, war 
fast ausschließlich passiver Art, kein organisierter, und nahm 
nur gelegentlich schärfere Formen an. Bei der verschiedenen 
sozialen Zusammensetzung der einzelnen Konvente war das 
Interesse der ritterbürtigen Familien an den Klöstern kein 
gleichmäßiges, und so kam wohl nur da, wo eine Versippung 
mit den Kreisen schärfster Richtung bestand, der Trotz zu 


1) Vgl. Krusch, Klosterkammer, S. 50-71. Der obige kurze 
Überblick ist an die Stelle einer hier als zu weit führend ausgelassenen 
eingehenderen zusammenfassenden Darstellung des Klosterregiments 
Elisabeths getreten, deren Veröffentlichung im Zusammenhange der 
zugrundeliegenden Arbeit vorbehalten bleibt. 

2) Vgl. Niedersächs. Jahrbuch 1, 8. 121. 

3) Hann. Des. 94 Wunstorf A X Nr. 4. 
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offenem Ausbruch. Wenn Elisabeth bei der Durchführung 
ihrer Ordnungen diesen passiven Widerstand des Adels 
nicht zu brechen vermochte, so hat sie doch andererseits 
ihr eigenes Regiment trotz der Bestimmungen des Testa- 
ments ihres Gatten und, da sich keine Spur davon findet, 
daß die 1542 zur Abstellung der ständischen Beschwerden 
eingesetzten Kommissionen tatsächlich in Wirksamkeit ge- 
treten sind, wahrscheinlich auch trotz des Pattenser Land- 
tagsabschieds frei von jeder ritterschaftlichen Bevormun- 
dung zu erhalten vermocht. Unter diesen Umständen wäre 
es die Frage gewesen, ob nicht die Fürstin, wie sie sich über 
die Steuer mit dem Adel geeinigt hatte, nicht auch nach 
Einführung der Reformation mit ihm über die Kirchengüter 
zu einer auch seine Ansprüche befriedigenden Einigung hätte 
gelangen können, sei es ganz auf Kosten der Kirche, sei es 
unter einer überwiegenden Berücksichtigung auch ihres 
Interesses. Über die lokalen Kirchenvermögen schien das 
Fallenlassen einer strengen Ausführung der Kastenordnung 
schon eine stillschweigende Einigung auf halbem Wege 
darzustellen; ein Anreiz, über die Klostergüter zu einem 
Pakt zu kommen, hätte vielleicht für beide Teile in der 
Frage der Schuldentilgung liegen können, seitdem auch die 
Landschaft an ihr beteiligt war. Eine starke, in ihren aus- 
wärtigen Beziehungen gesicherte Landesherrschaft hätte 
allerdings in solcher Weise die Klosterangelegenheiten ord- 
nen können.!) Elisabeth fehlte jedoch für eine so durch- 
greifende neue Maßnahme, da sie in einen Religionsfrieden 
nicht eingeschlossen worden war, jeder Rückhalt dem Reiche 
gegenüber, seit sie sich ihrem Mitvormunde, dem Land- 
grafen von Hessen, mehr und mehr entfremdet hatte und 
die dynastischen Interessen ihres Hauses sie in den schärfsten 


— 


1) Landgraf Philipp von Hessen, der in der Säkularisation der 
Klöster selbst ohne Heranziehung der Stände handelte, ließ die Abfindung 
des Adels durch Landtagsabschied festsetzen; vgl. W. Sohm, a. a. 0). 
S. 41. In Kursachsen erfolgte die ganze Sequestration in Gemeinschaft 
mit den Ständen; vgl. C. A. H. Burckhardt, Gesch. der sächsischen 
Kirchen- und Schulvisitationen von 1524—45, Leipzig 1879, S. 106 fl. 
Über einen Anteil des Adels zur Abfindung auch in Mecklenburg vgl. 
Böhlau, a. a. O. S. 66f. u. 75. 
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Gegensatz zu dem schmalkaldischen Bunde trieben, dessen 
Häupter die Annexion und Teilung des okkupierten 
Fürstentums Wolfenbüttel schließlich zu erwägen anfingen. 
So geriet sie in die Gesellschaft jener evangelischen Fürsten, 
die, dem schmalkaldischen Bunde fremd oder feindlich 
gegenüberstehend, eine Verbindung mit dem Kaiser suchten, 
und zu denen mehr noch als ihr älterer Bruder, Kurfürst 
Joachim, ihr jüngerer, Markgraf Hans von Brandenburg- 
Küstrin, der Schwiegersohn Heinrichs des Jüngeren, und 
der Schwager ihres Sohnes, Herzog Moritz von Sachsen, 
gehörten. Vom Kaiser aber ist ihr eine drohende Warnung 
gerade in der Klosterfrage noch in einem aus Brüssel vom 
6. Oktober 1545 datierten Mandat zugegangen.!) Seitdem 
jedoch das Machtübergewicht des schmalkaldischen Bundes 
sogar zu einer endgültigen Entfernung des benachbarten 
verwandten Wolfenbüttelschen Fürstenhauses und damit 
zur Vernichtung der Lehns- und Erbansprüche auch ihres 
Sohnes auf das Nachbarterritorium zu führen schien, 
mußte Elisabeth die baldige Durchkreuzung solcher Mög- 
lichkeiten durch eine schnelle Wiederherstellung der Herr- 
schaft Heinrichs des Jüngeren sehnlichst erwünscht er- 
scheinen, der inzwischen bei der nunmehrigen Gemeinsam- 
keit der beiderseitigen Interessen die Verbindung mit ihr 
und dem jungen Erich noch vor seiner Gefangennahme 
wieder aufgenommen hatte. Allerdings ließ eine etwaige 
völlige Neigung der Wagschale zugunsten Heinrichs, des 
erbitterten Gegners des Evangeiiums, wieder nichts Gutes 
für die Zukunft ihres Reformationswerkes erhoffen, und in 
solchem Falle war zu argwöhnen, daß die früher vergeblich 
gesuchte Verbindung zwischen ihm und der Calenberg- 
Göttingischen Landschaft doch noch wirklich zustande 
käme, in deren ritterschaftlichem Teile die Erinnerung an 
die alte Zusammengehörigkeit mit der Landschaft des 
Nachbarterritoriums am wenigsten erloschen war und seit 
seiner Okkupation sich ein Stimmungsumschwung zugunsten 
Heinrichs vollzogen zu haben schien. So war es denn für 
Elisabeth gefährlich, die seit dem letzten Landtage mit der 


1) Cal. Br. Arch. Des. 11 B Nr. 40. 
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eigenen Ritterschaft mühsam gewonnene Fühlung wieder 
zu verlieren, dem ein gesamtterritoriales Interesse auch nach 
außen hin am meisten vertretenden Stande, bei dem sie 
doch schließlich allein nur in dieser verworrenen Lage eine 
feste Stütze für die Wahrung der dynastischen Interessen 
des eigenen Hauses finden konnte; der einzige andere Stand 
von Bedeutung, die großen Städte, kamen wegen ihrer 
exterritorialen Interessen und ihrer Zugehörigkeit zum 
schmalkaldischen Bunde dafür nicht in Betracht. Auch 
aus solchen Rücksichten mußte es bedenklich erscheinen, 
die gefährliche Bahn der Verhandlungen mit dem Adel 
über das Kirchengut zu beschreiten, die auch im günstigsten 
Falle diesem bei der Abhängigkeit der Landesherrschaft von 
ihm eine starke Machtsteigerung hätten bringen müssen. 
Da war es unter diesen ungewissen Verhältnissen allerdings 
geratener, sich auf den bisher tatsächlich erreichten Stand 
der landesherrlichen Rechte über die Kirche zu beschränken, 
jedenfalls auch von ihnen, wie von allen anderen dynastischen 
Rechten, zunächst nichts aufzugeben, sie keiner Teilung und 
keiner Veränderung auszusetzen, vielmehr nicht nur die 
obrigkeitlichen Befugnisse über die Kirche und in ihr, 
sondern auch ihre vorreformatorischen Grundlagen, die 
alte dynastische Vogtei- und Lehnsherrschaft über die 
kirchlichen Anstalten und Güter auch in Gemeinden und 
Städten sich nicht erschüttern zu lassen, andererseits aber 
auch dem Adel gegenüber die allgemeinen Interessen der 
Kirche nur so weit durchzusetzen, wie es vorläufig möglich 
war. Es war Elisabeth gelungen, für die Einleitung der 
Reformation eine eigentliche Bewilligung ihrer Landschaft, 
die zu Gegenzugeständnissen hätte führen können, zu um- 
gehen; eine wirkliche Durchführung und ein Abschluß der 
Reformation aber war ohne eine ernstliche Verhandlung 
mit der Ritterschaft jetzt nicht denkbar. Politische Rück- 
sichten, die nach innen wie nach außen zu nehmen waren, 
verboten aber nicht nur, solche Verhandlungen zu eröffnen, 
sondern auch der Reformation überhaupt einen abschließen- 
den Charakter aufzuprägen, ließen es vielmehr geboten er- 
scheinen, zu einer Zeit, als in anderen evangelischen Terri- 
torien die letzten Hoffnungen auf eine Einigung mit der 
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alten Kirche schwanden, abschließende kirchliche Ver- 
fassungseinrichtungen im Entstehen waren und der Begriff 
der Landeskirche in das allgemeine Bewußtsein zu treten 
begann, hier an dem provisorischen Charakter der kirch- 
lichen Ordnungen, der zur Beruhigung widerstrebender 
Kreise bestimmt war, festzuhalten.!) 

Wenn eine Säkularisation des zweckfrei gewordenen 
Kirchenvermögens und der Klostergüter unter den da- 
maligen politischen Verhältnissen nicht möglich gewesen 
ist, so wäre es doch eine andere Frage, ob Elisabeth politi- 
sche Richtlinien, wie die obigen, zu jeder Zeit bewußt befolgt 
oder ob sie die Einziehung jener Güter trotzdem versucht 
oder doch wenigstens für gelegenere Zeit geplant hat. Daß 
sie vor dem scheinbar Unmöglichen nicht zurückschreckte, 
hatte sie öfter bewiesen; männliche Entschlossenheit und 
Mut fehlten ihr nicht, eher schon eine staatsmännische Be- 
sonnenheit, die sich von der Leidenschaft niemals fort- 
reißen ließ.?) Ihr, die alle dynastischen Ansprüche so hart- 
näckig durchzufechten pflegte, für Macht und Besitz nicht 
unempfänglich zu sein schien und in jenem Ehestreit mit 
ihrem Gatten durchgesetzt hatte, daß sie fast ein ganzes 
Fürstentum als Leibzucht verschrieben und schon bei 
seinen Lebzeiten tatsächlich deren Verwaltung übertragen 
erhalten hatte?), hat man allgemein auch Säkularisations- 
neigungen zugetraut, am frühesten schon Kurfürst Johann 
Friedrich von Sachsen, der ihre erste Hinneigung zum 
Evangelium und Annäherung an den schmalkaldischen 
Bund ursprünglich mißtrauisch nur auf derartige Beweg- 
gründe zurückgeführt hatte.) Allein es lassen sich ihr 
keinerlei Versuche einer Einziehung kirchlichen Vermögens 


1) Vgl. hierzu meine zusammenfassende Darstellung des politischen 
Hintergrundes im Niedersächs. Jahrbuch 1 (1924), S. 104—45. 

2) Über die Notwendigkeit der Ersetzung des alten legendariechen 
Charakterbildes der Fürstin durch ein historisch wirkliches s. a. a. O. 
S. 106. 3) Vgl. Niedersächs. Jahrb. 1, S. 111. 

4) Das betr. Schreiben des Kurfürsten nach der Originalausferti- 
gung im St. A. Marburg, Pol. Arch. des Landgrafen Philipp (Abt. Sachsen- 
Ernestinische Linie) und dem Konzept im Sachsen-Ernestinischen Ge- 
samtarchiv zu Weimar Reg. H fol. 214 faec. 96 gedr. bei Krusch, Kloster- 
kammer S. 129, Anl. B. 
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zum Kammergut im ganzen oder im einzelnen nachweisen. 
Das Silberwerk, das sie den Kanonissen zu Wunstorf ver- 
geblich abfordern ließ, sollte in den unruhigen und kriege- 
rischen Zeiten, die anscheinend im März 1544 wegen der 
Steuerexekution befürchtet wurden, einen sichereren Gewahr- 
sam erhalten!), und auch die Briefe des Klosters Fredelsloh 
beabsichtigte sie ein Jahr später zum Besten des jungen 
Fürsten wie des Stifts an einer sichereren Statt unterzubringen 
vielleicht schon in Voraussicht etwaiger in dieser Gegend zu 
erwartender kriegerischer Durchzüge bei dem bevorstehen- 
den Versuche Herzog Heinrichs, sein Land zurückzugewin- 
nen.?2) Wie sie sich aber einmal die Zukunft des Kirchen- 
gutes dachte, darüber hat sie sich unzweideutig und unver- 
dächtig ausgesprochen in ihrem politischen Testament an 
ihren Sohn. 

Als ein solches wird man seinem Inhalt und Wesen 
nach den ‚Unterricht‘ an ihren Sohn, dessen eigenhändige 
Niederschrift sie am Neujahrstage 1545 in Münden beendete, 
am treffendsten bezeichnen können; sie gab darin noch bei 
Lebzeiten als Mutter und Vormünderin dem Mündel zum 
bevorstehenden Regierungsantritt religiös-politische An- 
weisungen für persönliche Lebens- wie Regimentsführung, 
wie sie ein regierender Fürst nach seinem Tode dem Nach- 
folger zu hinterlassen pflegte. Daß die fürstlichen letzt- 
willigen Aufzeichnungen einen derartigen Charakter an- 
zunehmen begannen, dazu gab einmal die allgemeine Neu- 
ordnung der Zentralverwaltung in den Territorien, die eine 
gesteigerte Tätigkeit des Fürsten und daher eine Einführung 
in seine Aufgaben erforderte, und weiter die Reformation 
in ihrer Bedeutung für das persönliche Leben wie für das 
Schicksal der Dynastien und in ihrer Erhöhung der fürst- 
lichen Verantwortlichkeit für neue Aufgaben den Anstoß. 
Diese neue Gruppe fürstlicher Testamente hat aber, da den 
Territorien der Charakter selbständiger Staatspersönlich- 
keiten noch fehlte, überwiegend bald einen typischen, kon- 
ventionellen Charakter angenommen, sowohl was die 


1) Vgl. Niedersächs. Jahrb. 1, S. 107. 
2) Darüber, daß die Fürstin nicht ohne Voraussicht der kommenden 
Dinge war, vgl. a. a. O. S. 126 u. 128. 
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übliche religiöse Einleitung, die allerdings bisweilen die 
besondere Vertrautheit des neuen Fürstengeschlechts mit 
theologischen Gedankengängen aufwies, wie die Vor- 
schriften über das Regiment anlangten. Da der Gedanke 
einer selbständigen Machtpolitik noch keinen Ausdruck 
fand, der allein die volle Widerspiegelung individueller 
Beziehungen hätte herbeiführen können, so waren es bei der 
Gleichartigkeit der deutschen Territorialstaaten im ganzen 
immer wieder dieselben Richtlinien, die zuweilen in stark 
verbindlicher Form vorgezeichnet wurden. Die Sorge für 
die Verkündigung des Wortes Gottes und der rechten Lehre 
galt überall als die von Gott der Obrigkeit auferlegte oberste 
Pflicht, die auch allgemein zugleich auf die uneigennützige 
Verwendung der meist ausschließlich in landesherrlicher 
Verwaltung befindlichen Stiftungsvermögen hauptsäch- 
lich für kirchliche, auch für milde und nur zum geringen 
Teil für gemeinnützige Zwecke ausdrücklich erstreckt wurde, 
und an zweiter Stelle war es besonders eine gute Justiz, 
die man zu empfehlen hatte; im übrigen bekundeten die 
gegebenen Vorschriften einerseits vielfach noch eine stark 
patrimoniale Auffassung vom Wesen des Staats und anderer- 
seits die Vorstellung von einer weitgehenden Gebundenheit 
auch des weltlichen Regiments an biblische Grundsätze. 
Freilich handelte es sich bei diesen Regelungen und Forde- 
rungen keineswegs immer um die Erhaltung einer bisher 
schon erfüllten Wirklichkeit oder um persönliche praktische 
Erfahrungen, sondern um ein Ideal, um eine Theorie oder 
auch um bloße Konvention und Herkommen.!) 

Im ganzen verleugnet auch der Unterricht Elisabeths, 
der zeitlich fast an der Spitze dieser neuen Reihe fürstlicher 
Testamente steht, solche typischen Züge nicht. Auch was sie 
empfiehlt, war nicht alles schon von ihr erfüllt und ins Leben 
gerufen, sondern noch Programm und Ideal, aber lebendiges 
Ideal, das sie mit warmherzigem Eifer auch dem Sohne ans 
Herz legte und durchweg keine Konvention. Die ausführ- 
lichen einleitenden religiösen Unterweisungen bezeugen so- 


1) Vgl. F. Hartung, Der deutsche Territorialstaat des 16. u. 
17. Jahrh. nach den fürstlichen Testamenten, Deutsche Geschichtsbl. 
Bd. 13 (1912), S. 265 ff. 
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wohl die mütterliche Sorge um das persönliche Heil des 
Kindes wie eine eingehende Vertrautheit mit der Bibelüber- 
setzung Luthers und den reformatorischen Schriften. Auch 
der politische Teil ist erfüllt von tiefer evangelischer Sittlich- 
keit, von der lebhaften Auffassung der von Gott mit der 
Einsetzung des Fürstenamts diesem auferlegten Pflichten, 
von dem Willen, Gerechtigkeit zu verbreiten, den Unter- 
drückten zu helfen und den Armen, Witwen und Waisen 
ihre Bürde zu erleichtern. Recht und Gericht standen auch 
für Elisabeth nach der Fürsorge für Lehre und Kirche an 
zweiter Stelle; aber bei aller Wertschätzung, die sie der 
Kenntnis des römischen Rechts traditionell entgegenbrachte, 
erklärte sie hier offen, daß sie selbst ‚von den Rechten keinen 
Verstand habe‘. Ihre Grundsätze für die auswärtige Politik 
gar waren einseitig biblisch orientiert, wenn auch dem in 
ihnen ausgesprochenen Verzicht auf alle eigenen Macht- 
mittel und auf jede Bündnispolitik allenfalls noch ihre 
starke persönlichste Erfahrung zugrunde liegen mochte, daß 
unter den gegenwärtigen Verhältnissen gegenüber dem 
scharfen Gegensatz der Nachbarn für das Fürstentum 
Wahrung der Neutralität dauerndes Gebot sein mußte.!) 
Ganz individuell aus persönlichster Verwaltungspraxis und 
eigenster guter Kenntnis der damaligen territorialen Ver- 
waltungsverhältnisse überhaupt hervorgegangen aber waren 
die Ratschläge, die die Fürstin dem Sohne für die Einrich- 
tung seines Regiments gab. Sie hat ihm hier nicht nur das 
Muster für eine Kanzlei- und Hofordnung nach den Grund- 
zügen der schon bestehenden Praxis entworfen, sondern 
ihm auch zum Teil bisher nur in ihrer Leibzucht, zum Teil 
im Territorium überhaupt noch nicht verwirklichte Vor- 
schläge in bezug auf die völlige Zentralisierung der Finanz- 
wirtschaft und betreffs einer Lösung der bisher noch be- 
stehenden Verbindung der Hofwirtschaft mit einer lokalen 
Amtswirtschaft gemacht, die, wenn sie befolgt worden 
wären, das Land sogleich auf eine erst viel später erreichte 
Verwaltungsstufe erhoben haben würden.?) Auch die wegen 


1) Vgl. darüber Niedersächs. Jahrb. 1, a. a. O. 
2) Schon in dieser Hinsicht ist die Abweichung des Unterrichts von 
den bestehenden Verhältnissen, seine Bedeutung als ein auf Sachkunde 
Zeitschrift für Rechtsgeschichte, XLV, Kan, Abt, XIV, 
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der Verwaltung der Klöster und der Kirchengüter und der 
Führung des Kirchenregiments erteilten Ratschläge atmen 
einen durchaus individuellen Geist, und in ihnen war deut- 
licher herausgehoben, was schon wirklich war, und was noch 
von der Zukunft erwartet wurde. Die Klosterordnung sollte 
erst noch durchgeführt und auf die Dauer das Verbleiben 
der widersetzlichen und halsstarrigen Personen in den Kon- 
venten nicht geduldet werden. Der freiwillige Austritt 
sollte, besonders wenn Verehelichung beabsichtigt war, 
durch Mitgabe einer Aussteuer erleichtert werden. Von jeder 
weiteren zwangsweisen Entfernung der Klosterpersonen aber 
wurde abgeraten. Es wurden jedoch Vorschläge gemacht, 
die Güterwirtschaft einer Gesundung und fortschreitenden 
Zentralisierung zuzuführen. Empfohlen wurde der Erlaß 
einer besonderen Ordnung über die Verwaltung und Rech- 
nungsführung durch die Klosteramtleute. Die Rechnungs- 
legung sollte vor der Zentralstelle erfolgen, der Fürst selbst 
alljährlich die Klosterrechnung entgegennehmen und im 
übrigen nur eine Verordnung solcher getreuer und ver- 
ständiger Personen zur Rechnungsabnahme stattfinden, 
die ausschließlich das Recht des Landesherrn und der 
Klöster im Auge hätten. Die Konvente selbst wollte Elisa- 
beth auf ihren engeren Haushaltsbedarf beschränkt haben, 
damit Überschüsse zu christlichen und gottseligen Zwecken, 
auch zur Einlösung der verpfändeten Güter zur Verfügung 
ständen, und sie hielt es auch durchaus für erlaubt, mehrere 
Konvente zusammenzulegen. Sie glaubte, daß Maßregeln 
zur Erhaltung der Landesstandschaft der dadurch frei- 
gewordenen Güter, ihrer landschaftlichen Steuerpflicht und 
ihrer alten Vogteileistung des Wagendienstes an den Landes- 
herrn wohl getroffen werden könnten. Diese dann unbesetzt 
bleibenden Klöster bestimmte die Fürstin zu Schulen und 
Unterweisungsanstalten für Knaben, Mädchen und arme 
Jungfern des Adels wie des Bürgerstandes und die Über- 
schüsse ihrer Einkünfte außerdem noch zur Unterstützung 
von Armen, Witwen und Waisen, zu Stipendien für arme 


und persönlichster Verwaltungsbefähigung beruhendes Progranım für 
die Weiterbildung der Territorialverwaltung und damit sein individueller 
Charakter gegenüber Hartung, a. a. O. S. 266 zu betonen. 
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adelige und bürgerliche Knaben sowie zur Besserung von 
Siechenhäusern und Spitälern. Auf diese Weise würde das 
Gewissen des jungen Fürsten vor Gott unbeschwert bleiben ; 
denn in die eigene Nutzung könne er diese Güter 
mit Fug und Recht nicht ziehen, sie blieben billig 
der Kirche, der sie als Almosen ihr zum besten 
und zu Gottes Ehre gegeben seien, und in bil- 
ligem christlichen Gebrauch. Gott könne und werde 
ihn auch ohne solche Güter doch wohl ernähren. 

Was das Kirchenregiment anbetraf, so wurde Erich 
als landesherrliche Pflicht, ihm von Gott als seinem Ober- 
herrn auferlegt, und als ‚gottseliges fürstliches Werk‘‘ die 
Sorge für die Predigt des Evangeliums und die Handhabung 
rechtschaffenen Gottesdienstes, die Beschützung der Diener 
des Wortes, die Aufrichtung der zerfallenen Schulen, die 
Bewahrung der Siechenhäuser und Spitäler vor Verfall, die 
Handhabung äußerlicher Zucht, die Bestrafung von Schande 
und Laster, die Beförderung von Gerechtigkeit, Zucht, Ehr- 
barkeit, Frieden und Einigkeit anempfohlen. Wie wenig es 
aber möglich gewesen war, die Reformation und die kirch- 
lichen Ordnungen bisher durchzuführen, zeigte von neuem 
die weitere dringende Ermahnung, mit den Bildnissen, der 
Abgötterei und den Wallfahrten endgültig aufzuräumen. 
Elisabeth erklärte, daß sie diese Dinge ohne großen Aufruhr 
nicht habe abschaffen können, fürchtete aber, wenn es auch 
unter Erichs Regiment nicht geschähe, daß es später un- 
möglich wäre. Es solle darin mit Rat frommer Männer vor- 
sichtig vorgegangen werden, nicht zuviel und nicht zuwenig 
geschehen; nachdem man das Volk noch einmal durch ein 
Mandat gewarnt habe, solle man zu Strafen greifen. Auch 
auf die eigentlichen Kirchen- und sonstigen geistlichen Ver- 
mögen, auf die Pfarr- und Spitalgüter sollte Erich sein 
Aufmerken haben, daß nichts von ihnen abgerissen würde, 
und darauf halten, daß jährlich vor ihm oder vor seinen 
Räten und dem Superintendenten durch die Diakonen, 
Spitalmeister und sonstige Vorsteher, als die er nur zuver- 
lässige Leute sittlichen Charakters erwählen und in ihr 
Amt setzen lassen solle, Rechnung gelegt würde. Er solle 
sich nicht schämen, als „ein oberster Vogt der Kirchen- 
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güter in seinem Fürstentum‘ selbst in diesem Fall zu- 
zusehen und mitzuraten, damit ja für die Armen wohl 
gesorgt werde.!) 

In dem Begriff der allgemeinen obersten territorialen 
Kirchenvogtei, der nach solchen eindringlichen, lebendigen 
Darlegungen nicht von konventionellem Gepräge, sondern 
individuellen Gehalts war, gipfelten die Ausführungen 
Elisabeths über das Verhältnis des Landesherrn zur Kirche. 
Er entsprang unmittelbar nur der Erörterung der Beziehun- 
gen zu.den engeren Kirchengütern und milden Stiftungen, 
wurde aber auf sie angewendet ohne Rücksicht darauf, ob 
zugleich ein Lehnsverhältnis sie an den Landesherrn band 
oder nicht, mußte also sinngemäß auch für die Klostergüter 
gelten, deren dauernde Zugehörigkeit zu den Kirchengütern 
des Fürstentums nachdrücklich genug festgestellt war. 
Trotzdem besagte er nicht ganz dasselbe, was schon immer 
als ein einheitliches obrigkeitliches Aufsichtsrecht über die 
Kirche und ihre gesamten Güter in der Visitationsinstruk- 
tion und den Ordnungen festgehalten war. Allerdings wurde 
ja auch die obrigkeitliche Stellung an sich von Elisabeth als 
ein Amt von Gott, ein Dienst und eine Pflicht aufgefaßt, 
und sie sah ihren Sohn auch nur als einen über seine eigenen 
Güter gesetzten Schaffner an, der davon ‚‚treulich aber doch 
mit Bescheidenheit‘“ austeilen, dem Beispiel seines ‚‚aller- 
höchsten Lehnherrn und Meisters Christus‘ nachfolgen und 
den Armen nach Vermögen dienen solle. Indessen in diesem 
Begriff der Kirchenvogtei steckte doch noch etwas anderes 
wie das Idealbild der obrigkeitlichen Stellung des Landes- 
herrn als solchen zur Kirche, dessen Verwirklichung zu jeder 
Zeit zu erstreben, aber niemals ganz zu erreichen war. Auch 
er bezeichnete nicht etwas, das war, sondern was sein sollte, 
aber etwas, das verfassungsmäßig realisierbar war und das, 


1) Der Unterricht ist abgedruckt bei Tschackert, Herzogin Elise- 
beth von Münden, geborene Markgräfin von Brandenburg, die erste 
Schriftstellerin aus dem Hause Brandenburg und aus dem Braunschweigi- 
schen Hause, ihr Lebensgang und ihre Werke, Berlin u. Leipzig 1899, 
S. 22fl. Hartung a. a. O. S. 266 ist diese neue Ausgabe entgangen, er 
kennt nur die ältere unvollständige bei v. Strombeck, Deutscher 
Fürstenspiegel aus dem 16. Jahrh., Braunschweig 1826, S. 55 ff. 
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im Zusammenhang mit dem Entwurf der künftigen Gestal- 
tung einer landesherrlichen Klosterguteverwaltung gesehen!), 
hier ahnungsvoll vorausgeaommen wurde. In ihm wurde 
für das bisherige reformatorische Kirchenregiment Elisa- 
beths, bestehend in der Ausübung eines rein öffentlichen 
Rechts über die Kirche und in ihr, das aus der alten vor- 
reformatorischen, zu einem einheitlichen Bestandteil der 
Landeshoheit gewordenen und auch jetzt in anarchischer 
Zeit noch zäh festgehaltenen Lehns- und Vogteiherrschaft 
über Kirchen und Klöster erwachsen war, die Möglichkeit 
einer neuen Entwicklung eröffnet, ohne daß deshalb die 
wesentlichsten Bestandteile der beiden älteren Stufen auf- 
gegeben worden wären. Als oberster Kirchenvogt war der 
Landesherr nicht mehr der zwar durch göttlichen Auftrag 
beschränkte und an das Wort Gottes gebundene, aber doch 
kraft einer göttlichen Naturordnung der Kirche von außen 
gegenübergestellte Herr, sondern ein dienendes Glied auch 
der Kirche selbst; zugleich aber war er doch selbst bei Er- 
füllung aller innerlichen Voraussetzungen mehr als in dem 
für die weltliche Obrigkeit geprägten reformatorischen 
Begriffe des praecipuum membrum ecclesise zum Ausdruck 
gebracht war: er war der Vormund der Kirche und hatte in 
ihr nicht nur eine bevorzugte, sondern behielt etwas von 
seiner übergeordneten Stellung, so sehr er sich ihr innerlich 
zugehörig fühlen mochte.?) Andererseits schloß auch der 


1) Vgl. über ihre spätere Entwicklung Krusch, Klosterkammer, 
bee. S. 113 und die abweichende Auffassung bei Frensdorff, Der han- 
noversche Klosterfonds (Mitt. d. Universitätebundes Göttingen, Jahrg. 1, 
Heft 3, 1919), bee. 8. 30. 

2) Über die Vogtei als Voraussetzung für die Entwicklung der Lehre 
vom praecipuum membrum s. R. Sohm, Kirchenrecht I, 8. 559 ff. u. 580. 
Demgegenüber ist jedoch die Ablehnung des Vogteibegriffs als Grundlage 
für die Stellung des Landesherrn in der Kirche durch Luther bei Karl 
Holl, Gee. Aufs. z. Kirchengesch. I, S. 287 Anm. 1 u. 8. 300 Anm. I zu 
beachten. Vgl. neuerdings die verschiedenen Inhaltsschichten, die 
Adolf Waas in seinem Buch über Vogtei und Bede (Bd. I u. II Berlin 
1919 u. 1923) infolge deutscher Rechtseinflüsse und kirchlicher Reaktion 
dagegen in dem ursprünglich römischen Rechtebegriff der Vogtei ab- 
gelagert sieht, und die Schranken, die ihm gegentiber sowohl inhaltlich 
(nur Munt, nicht Eigentum, vielmehr rechtliche Loslösung des Vogtei- 
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Begriff einer allgemeinen Kirchenvogtei nach seiner ganzen 
Tradition für ihren Inhaber eine eigene Gewalt am Gut im 
besonderen neben dem Schutz und Schirm im ganzen 
keineswegs aus, und ein besonderes Recht des Landesherrn 
an ihm und seiner Verwaltung sollte ja auch nach den 
letzten Ausführungen noch festgehalten werden. Nach dem 
ganzen Inhalt, der diesem der allgemeinen advocatia 
ecclesiae des Kaisers nachgebildeten Begriffe einer all- 
gemeinen obersten territorialen Kirchenvogtei jetzt ge- 
geben war, und nach den Gedankengängen, die zu ihm hin- 
geführt hatten, konnte jedoch auch eine solche besondere 
Gewalt kaum noch anders als im Sinne eines kirchlichen 
Auftrags oder einer völligen Unterordnung unter den wohl- 
verstandenen Zweck der Stiftung oder einer Art von Treu- 
händerschaft wirklich ausgeübt werden. Daß Elisabeth 
gerade an den infolge einer wechselvollen Geschichte mannig- 
fach schillernden Vogteibegriff mit seinem eigenartigen 
Polaritätsverhältnis von Herrschaftsrechten und Schutz- 
dienstpflichten anknüpfte, war vielleicht doch kein Zufall, 
sondern entsprang ihrer besonderen Lage, dem tiefen Zwie- 
spalt zwischen ihren dynastischen Interessen und ihrer 
reformatorischen Aufgabe!); nur in ihm ließen sich letzte 
Vorbehalte jener Interessen mit ihren persönlichen ernst- 
lichen religiösen und kirchlichen Idealen in gewisser Weise 
verbinden. Jetzt aber traten doch mit diesem neuen Begriff 
einer allgemeinen Vogtei, in dessen Urbild, der Vogtei des 
Kaisers über die gesamte Kirche, immer schon mehr als 
bei den Sondervogteien auch in ihrer Verschmelzung zu 
einem einheitlichen Bestandteil der Landeshoheit die 
Schutzpflicht im Vordergrund gestanden hatte, nach allen 
jenen Ausführungen der Fürstin, die er krönte, für die 
ganzen Rechtsverhältnisse der Landeskirche der Herr- 


begriffs aus der Eigenkirchenherrschaft) wie auch der Ausdehnung nach 
(Beschränkung auf die Klostervogtei) in verschiedener Weise Hans 
Planitz in dieser Zeitschr., Germ. Abt., Bd. 41, 1920, S. 421—33 und 
Bd. 44, 1924, S. 462—65 und H. Aubin in der Vierteljahrsschr. f. Sozial- 
u. Wirtschaftsgesch., Bd. 16, 1922, S. 409—14 ziehen. 


ı) Vgl. darüber Niedersächs. Jahrb. 1, S. 1231. 
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schafts- und der Eigentumsgedanke zurück, die Verselb- 
ständigung des Zweck- und Stiftungsgedankens, der Cha- 
rakter einer selbständigen Rechtspersönlichkeit der kirch- 
lichen Stiftungen hervor. Zurück aber trat damit nicht nur 
das Obereigentum des Landesherrn und der Patronatsherren, 
sondern auch ein Eigentumsrecht der einzelnen Korpora- 
tionen am Gut, der Klosterkonvente, deren Nutznießung 
daran auf ihren notwendigen Unterhalt beschränkt werden 
sollte, wie der weltlichen Gemeinden, deren Organe für die 
kirchliche Güterverwaltung, Diakonen, Spitalmeister und 
Vorsteher, jetzt .in eine stärkere Abhängigkeit von der 
fürstlichen Zentralregierung selbst gebracht werden zu sollen 
schienen, und das Prinzip der obersten Kirchenvogtei 
mußte zugleich auch Ersatz bieten für das Korporations- 
prinzip in der Kirche überhaupt, indem es jetzt den ihr bis- 
her von außen als Herrn gegenübergestellten Landesfürsten 
ihr zugleich tiefer und innerlicher verpflichten, ja als 
solchen ihr eingliedern sollte. Aus der Mitte der Kloster- 
konvente war der Anstoß zu einer sittlichen Erneuerung und 
zu einem Wiederaufbau des Klosterwesens auf neuer Grund- 
lage nicht zu erwarten, und es war auch nicht gelungen, 
den christlichen Versammlungen im Rahmen der weltlichen 
Gemeinden einen verfassungsmäßigen Ausdruck zu geben. 
Durch eine Bewegung von unten her hatte das Evangelium 
nur in den großen Städten Eingang gefunden, und nur in 
ihnen war der Korporationsgedanke unter dem Einfluß 
reformatorischer Ideen zu starkem Durchbruch gekommen. 
Aber wenn auch die Stadträte überall in diesen Fragen 
unter der stürmischen Einwirkung ihrer darin auch unter 
religiösen Impulsen stehenden Bürgerschaften handelten, 
so haben sie doch stets nur enge lokalkirchliche Interessen 
vertreten, zu einem Aufbau der Landeskirche nichts bei- 
getragen, waren vielmehr zum Teil bereit gewesen, die 
evangelischen Interessen des Gesamtterritoriums aus Rück- 
sicht auf ihre politischen Sonderinteressen preiszugeben.!) 


ı) Über die Verbindung der Göttinger mit Heinrich d. Jüngeren 
s. Niedersächs. Jahrb. I, S. 122; über ihre zweifelhafte Haltung 
während des Bauernaufruhrs im Territorium ist zu vgl. Cal. Br. Arch. 
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Alle ihre kirchlichen Auseinandersetzungen mit der Landes- 
herrschaft waren von ihrem politischen Gegensatz zu dieser 
bestimmt gewesen. Auch von diesen durch ihre auswärtigen 
Sonderbündnisse dem Territorium halb entfremdeten großen 
Städten konnte daher der Landeskirche das Heil nicht 
kommen. Sie auf dem Gemeindeprinzipe aufzubauen, aus 
einer Bewegung selbsttätiger christlicher Versammlungen 
innerhalb des Rahmens der weltlichen Gemeinden 
erwachsen zu lassen, fehlten also alle Voraussetzungen. 
Eine auch korporativ organisierte Landeskirche konnte 
sich aus dem Territorialstaat erst freier herauslösen, 
nachdem er selbst unter der Wirkung des neuen evan- 
gelischen sittlichen Ideals zu einer geistigen Einheit ge- 
worden war. 


Dazu konnte er sich wiederum freilich nur allein unter 
den erziehenden Einflüssen eben dieser noch nicht zur vollen 
Selbsttätigkeit erstarkten Kirche entwickeln, für die Cor- 
vinus noch die Formen einer eigenen, nur geistlich geübten 
Zuchtgewalt suchte. Solange aber eben die Voraussetzungen 
für unmittelbare und breitere Wirkungen einer solchen 
geistlichen Zuchtgewalt, die wahrhaft und innerlich christ- 
lichen Gemeinden, nicht in eine stärkere und dauerndere 
sichtbare Erscheinung treten wollten, bedurfte es zur 
wirkungsvollen Ausübung einer Erziehung in. christlich- 
sittlicher Richtung überhaupt immer noch der Vermittlung 
des Kirchenvormunds, der zugleich der Herr des weltlichen 
Territoriums war. Freilich gerade, wenn er als oberster 
Kirchenvogt aufgefaßt, also ein förmlicher Amtsbegriff für 
seine Stellung zur Kirche konstruiert wurde, mußte, so sehr 
in diesem Begriff zunächst nur ein persönlichstes Ideal 
niedergelegt sein mochte, eine institutionelle Verbindung 
seiner beiden Stellungen an sich eintreten und die eine un- 
mittelbar in die andere hinüberwirken auch ohne die per- 
sönlichsten Voraussetzungen, die nach reformatorischer 


Des. 8 Northeim Nr. 12. Für Northeim s. Bartels, a. a. O., bes. S. 88: 
Anrufung der erzbischöflich-mainzischen Kommissare in Erfurt gegen 
Elisabeth in der Frage des Kirchenguts durch den Rat der evangeli- 
schen Stadt. 
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Lehre hierfür das Mittel sein sollten. Und in der Tat be- 
stand auch ohne solche innerlichste persönliche Vermittlung 
für den Territorialherrn überhaupt ein überpersönliches 
Bedürfnis, seine Pflicht, seiner Kirche als Vormund zur mög- 
lichsten Auswirkung zu verhelfen, zugleich als soziale Praxis 
auch in rein sachlichem Interesse seines weltlichen Regi- 
ments auszuüben. Mit dem Fallen des alten geistlichen 
Rechts und der alten Rechtskirche war die bisher mit welt- 
lichen Zwangsmitteln geübte Zucht- und Strafgewalt ganz 
auf die territoriale Obrigkeit übergegangen. Diese aber ver- 
mochte sie, obwohl sie des von ihr unabhängigen alten kirch- 
lichen Mitregiments ledig war, und gerade um so mehr, als 
ihr eine mit breiterer Wirkung rein geistlich geübte Zucht- 
gewalt nicht zur Seite stand, grundsätzlich kaum in einem 
anderen Sinne zu handhaben wie bisher. Wohl waren die 
durch ihren Glauben zur unsichtbaren Kirche Gehörenden 
von Gesetz und Sittenzwang frei geworden, aber darum war 
umgekehrt im allgemeinen Bewußtsein die Sittlichkeit noch 
nicht von dem Begriff der Christenheit losgelöst und ihrer- 
seits noch nicht säkularisiertt worden. Noch konnte die 
Obrigkeit ihre Untertanen nicht zu pflichtbewußten Gliedern 
eines werdenden Staats erziehen, die auch in innerer Freiheit 
ihm anhingen, wenn sie sie nicht zur christlichen Sittlich- 
keit erzog;; wer aber nicht durch den Glauben an einer freien 
evangelischen Sittlichkeit teil hatte, der konnte doch ein 
brauchbarer Untertan nur sein, wenn er sich äußerlich in 
den Formen dieser christlichen Sittlichkeit bewegte. Da 
dem Territorium in seinem Bedürfnis, sich zu versittlichen 
und zum Staat zu werden, eine andere Sittlichkeit zur Er- 
ziehung des Volks wie die mit der rechten Lehre verbundene 
nicht zur Verfügung stand, entging seine Obrigkeit nicht 
dem sozialen Zwange zu einem gewissen Konflikte sowohl 
mit evangelischer Gewissensfreiheit wie mit der Recht- 
fertigungslehre. Sie durfte die Verleugnung der rechten 
Lehre nicht zulassen, aus der für sie allein die rechte Sitt- 
lichkeit hervorging, und sie konnte sich nicht darauf be- 
schränken, Vergehen und Übertretungen zu strafen, son- 
dern mußte ihre Zuchtgewalt so handhaben, als wenn durch 
diese eine evangelische Sittlichkeit geweckt werden könnte; 
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sie mußte äußeres christliches Leben schaffen und unduld- 
sam werden.!) 

Elisabeth ist von vornherein stark von der Vorstellung 
beherrscht gewesen, daß die Leitung des Territoriums, das 
allerdings als ein unvollkommenes Staatswesen in der Tat 
sich vorerst nach eigensten Lebensgesetzen noch nicht ent- 
falten konnte, ganz von christlichen Grundsätzen durch- 
drungen sein müsse, und hat von solchen Grundsätzen im 
Unterricht an den Sohn in einem auch für die damalige 
Zeit ungewöhnlich ausgeprägten Maße ganz äußerlich selbst 
die Bündnis- und Verteidigungspolitik der Territorial- 
regierung abhängig gemacht. Aber andererseits hat sie auch 
die auf den Bedürfnissen nach innerlicher Vereinheitlichung 
beruhende erzieherische Aufgabe des Territorialstaats be- 
sonders lebhaft empfunden und auch auf sie den Sohn nach- 
drücklich hingewiesen. Der daraus sich ergebende soziale 
Zwang hatte sie schon zur Zeit des Entwurfs der Kirchen- 
ordnung dazu geführt, auch die Prediger für diese Aufgabe 
in Anspruch zu nehmen und ihnen jene oben erwähnte Auf- 
fassung der Lehre von der Obrigkeit als eines Gegengewichts 
gegen die von der Rechtfertigung an die Hand zu geben.?) 
Sie hat auch keinen Augenblick gezögert, neben einer 
polizeilichen Sittenzucht eine volle äußere Kirchenzucht 
der Obrigkeit vorzubehalten, und deren Aufsichts- und Straf- 
gewalt in der Mündener Polizeiordnung auch den Besuch 
der Predigt und die Teilnahme am Sakrament unterstellt; 
ein Zwang zum Glauben sollte dabei nicht ausgeübt werden, 
aber bei aller neuen Glaubensfreiheit blieb doch etwas von 
dem alten geistlich-weltlichen Regiment bestehen in der 
Verpflichtung jetzt allein der weltlichen Obrigkeit, die Unter- 
tanen mit göttlichen Ordnungen in Zwang und Zucht zu 
halten?) Der Strafgewalt aber fügte Elisabeth als not- 
wendige Ergänzung die obrigkeitliche Vermahnung hinzu. 
Wie sie dem Sohne die christlichen Regierungsgrundsätze 


ı) Vgl. die Behandlung dieses Problems bei W. Sohm, a. a. O., 
bes. S. 15ff. u. 173 ff. 

2) S. oben S. 66f. 

2) Msc. C 73. Vgl. Kayser, a. a. O. S. 272 Anm. 530 und Tschak- 
kert, Corvinus S. 1121. 
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lehrte, so hielt sie auch die Untertanen in einer persönlich 
verfaßten Schrift zu christlicher Lebensführung und Er- 
füllung der Pflichten gegen die Obrigkeit an. Diesen Send- 
brief an ihre Untertanen hatte Elisabeth im Herbst 1544 
in Neustadt am Rübenberge entworfen, als fremde Lands- 
knechthaufen in den zum Neustädter Amt gehörigen Be- 
zirk Rodewald eingebrochen waren!), und Corvinus, dem 
er zur Beurteilung übergeben war, hat ihn, nach seiner An- 
gabe ohne Vorwissen der Fürstin, unter Beifügung einer 
eigenen vom 8. April 1545 datierten Vorrede veröffentlicht. 
Unter den unmittelbaren Eindrücken einer zunächst nur 
ungewiß drohenden Kriegshandlung, unter der düsteren 
Vorahnung aber schon eines über ganz Deutschland herein- 
brechenden ungeheuren schweren Krieges verfaßt, der der 
Fürstin im Falle seiner nur noch durch Gottes Gnade und 
eifrige Hinwendung zum Evangelium vermeidbar er- 
scheinenden Ausdehnung auch auf das von den Folgen einer 
längst vergangenen Fehde noch nicht wieder genesene 
Territorium ihres Sohnes den Untergang ihres Hauses zu 
bedeuten dünkte, ging die kleine Schrift davon aus, daß als 
die Ursache solcher kommenden Trübsal nur die allgemeinen 
vielfältigen Sünden und Übertretungen angesehen werden 
könnten. In dieser Lage und zugleich im Mitgefühl mit dem 
unter der Landsknechtsplage leidenden Teil ihrer Unter- 
tanen fühlte sich daher die Schreiberin als die durch Gott 
eingesetzte Obrigkeit verpflichtet, ihr gesamtes Volk zur 
Besserung und zum Gebet anzuregen. Denn wo man nicht 
Gott zum Freunde, sondern wider sich habe, würden auch 
Festung, Mauern, Wälle, Geschütz noch einige Rüstungen 
etwas helfen. Unter Hinweis auf Sprüche der heiligen 
Schrift zeigte die fürstliche Warnerin den Weg zu solcher 
Besserung über die Erkenntnis der Sünde im Spiegel 
der zehn Gebote hinweg durch den Glauben, durch 
die christliche Erduldung der Prüfung hindurch und durch 
das Mittel der Anrufung Gottes im Gebet und richtete 
zum Schluß auch ihre Vermahnungen an die einzelnen 
Stände. Die Pfarrer erinnerte sie nur an ihre Pflicht, an 


1) Niedersächs. Jahrb. 1, S. 126. 
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diesem Besserungs- und Erziehungswerk mitzuhelfen. Die 
Äbte, Pröpste und alle Vorsteher der Klöster, warnte 
sie wegen der in einigen Konventen fortdauernden Gottes- 
lästerung und Verachtung des Wortes Gottes wie der 
Sakramente und drohte ihnen bei weiterem Ausbleiben der 
Besserung mit der Zuwendung der Kirchengüter und 
Almosen an andere rechtschaffene arme verlassene Christen. 
Dem Adel wurde ungeschicktes Halten des Wortes Gottes, 
epikurisches Leben, unbußfertiger Wandel, Lässigkeit im 
Sakramentsempfang und vielfältige Unzucht vorgeworfen. 
Auch bei den vier großen Städten, obwohl sie Gottes 
Wort bereits eine Zeitlang gehabt hätten, wurden noch 
mancherlei Mängel gefunden: Fluchen, Gotteslästern, Sau- 
fen, Doppeln, Spielen, Ehebruch, Unzucht, als das schlimm- 
ste Laster aber die wucherischen Geschäfte, für die unter 
ausdrücklichem Hinweis auf Luthers Schrift über den 
Wucher auch die Freiheit der Städte und die Rücksicht auf 
fremde Handelsgäste nicht als Entschuldigungsgründe an- 
erkannt wurden. Die Sünden der kleinen Städte und 
Bauerschaften wurden nur allgemein gerügt, und es 
wurde anerkannt, daß ihre Bürde schwer genug sei. Unter 
Beteuerung ihres mütterlichen Mitleidens mit ihnen erklärte 
die Fürstin, den Aufruhr dieser armen und einfältigen Leute 
gegen sie, in den sie durch böse Verleumder im letzten 
Sommer hineingehetzt seien, verziehen zu haben, und recht- 
fertigte eindringlich unter Andeutung ihrer persönlichen Ent- 
behrungen in dieser Not die wirkliche Einziehung der auf- 
erlegten und verwilligten Schatzung von ihnen als den 
einzigen Weg zur Vermeidung des sonst allen Untertanen 
zusammen das Verderben bringenden finanziellen Zusam- 
menbruchs. Landesfürst und Untertanen seien in dieser 
Sache auf Gedeih und Verderb miteinander verbunden, 
und der Untergang des einen würde auch den des andern 
Teils bedeuten. Nur bei Bekehrung zu Gott aber würde 
dieser zum Tragen solcher Bürde seinen Segen geben.!) 


1) Ein christlicher Sendebrieff der ... fürstinnen unnd frawen 
Elizabeth... .analle irer f. g. und irer f. g. hertzlieben sons hertzogen 
Erichs undertanen geschreiben, christliche besserung und ein newes 
gottseliges leben, so in dieser lesten bösen zeit die hohe not fordert, be- 
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Letzten Endes lief also auch hier solche Erziehung zu 
einer christlichen Frömmigkeit, die zugleich die einzige 
mögliche zu einer für die Zwecke des Territoriums geforder- 
ten Sittlichkeit der Untertanen war, auf eine Festigung des 
Bandes zwischen Fürst und Volk, auf ihr Zusammenhalten 
in Schulden- und Kriegsnot, auf eine Vereinheitlichung des 
Territorialstaates hinaus. Aber die neue Kirche selbst, der 
die Mittel für die Förderung dieses sozialen Prozesses ent- 
nommen wurden, sie konnte doch ihr eigenstes Erziehungs- 
werk ohne Rücksicht auf alle Nebenzwecke noch nicht in 
ganzer Fülle und Selbsttätigkeit aufnehmen. Ohne die 
dauernde Hilfe und Vormundschaft des Landesherrn hätte 
sie einen festen, in sich selbst ohne Klammer zusammen- 
haltenden äußeren Rahmen für die eigene Entfaltung noch 
nicht zu finden vermocht, und noch mußte sie auf die Auf- 
lockerung des harten Bodens durch eine äußerlich geübte 
Zucht warten, damit innerhalb dieses Rahmens eine um- 
fassendere innerliche Gemeinschaft wahrhafter Christen 
empor- und zusammenwachsen konnte. Sie, die als ein 
corpus mysticum innerlich an dem unendlichen Reich des 
Glaubens und der Gewissensfreiheit teilhatte, mußte sich 
in ihrer äußerlichen Erscheinung in das enge Gehäuse dieses 
mit patriarchalischer Polizeigewalt regierten Staatswesens 
einschließen lassen, um in dieser schützenden Hülle noch zu 
voller Eigentätigkeit und Einheit heranzureifen und als 
selbständigeres Gebilde sich erst in dem Maße von ihm ab- 
zuheben, in dem das Territorium selbst zu einer geschlosse- 
nen Staatspersönlichkeit sich zu verdichten begann. 


Bei einer so unvermeidlichen Verflechtung der beider- 
seitigen Entfaltung auf lange Dauer hin mußten aber auch 
für die Kirche Schutz und äußere Leitung durch ein Terri- 
torialhaupt, das ihr auch institutionell eingegliedert, nicht 
nur lediglich durch das unsichere persönliche Band ver- 
knüpft war und sonst ihr als Herr gegenüberstand, einen 
Gewinn bedeuten, und unter der Notwendigkeit eines Ver- 


langend. Mit einer vorrede Antonii Corvini 1545. Gedruckt zu 
Hannover durch Henningk Rüdem. Vgl. Tschackert, Herzogin 
Elisabeth S. 13f. und Corvinus 8. 138. 
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zichts auf einen rein korporativen Aufbau, bei dem dem 
Landesherrn eine führende Rolle nur als ein bevorzugtes 
Glied der erwachsenden Korporation zugefallen wäre, 
konnte ihr noch der Gedanke der obersten territorialen 
Kirchenvogtei, unter dem sich hier die letzte innerste neue 
Verbindung von Staat und Kirche zu vollziehen begann, das 
annehmbarste Programm der Zukunft sein. Aber noch war 
er lediglich ein Programm, zu dessen Verwirklichung die 
vollen rechtlichen Grundlagen und verfassungsmäßigen 
Organe nicht geschaffen waren. Gegen lehnsherrliche Aus- 
schreitungen des Adels sicherte die Kirchenordnung noch 
gar nicht und die Kastenordnung in dem Umfange, wie ihre 
Durchführung überhaupt versucht wurde, nur schwach. 
Zu konsistorialen Behörden, welche der Herrschaft der 
adeligen Patrone in der Kirche hätten wehren und auch die 
großen Städte unter ihren Einfluß hätten bringen können, 
hatten sich nur Ansätze gebildet, und auch für die Ver- 
waltung der Klostergüter als einheitliche Stiftungsmasse 
mit selbständiger Rechtspersönlichkeit war unter Anbahnung 
einer Zentralisierung dieser Verwaltung nur der erste un- 
sichere Keim gelegt!); der Gedanke gar einer Rechnungs- 
aufsicht von allgemeinerem Umfang über die lokalen 
Kirchenvermögen durch die Zentralregierung selbst, nicht 
mehr durch die Ortsobrigkeit, war eben erst zum ersten Male 
ausgesprochen worden.?) Elisabeth hatte zwar gezeigt, daß 
eine unter dem Gesichtspunkte des weltlichen Lehnswesens 
die Verknüpfung mit den Vorstellungen eines Obereigen- 
tums aufrechterhaltende scharfe Wahrung des Umfangs der 
vorreformatorischen kirchlichen Befugnisse des Landes- 
herrn, zu der sie schon als Vormünderin ihres Sohnes sich 
verpflichtet fühlen mußte, um in gärender Übergangszeit 
und unter anarchischen Verhältnissen die dynastischen 
Rechte ohne Ausnahme auf alle Fälle sicherzustellen, im 
Endziel sich in den Dienst des allgemeinen kirchlichen Inter- 
esses einordnen konnte, nicht anders, wie es möglich war, 
bei starkem Festhalten an dem patrimonialen Charakter des 


1) Vgl. Krusch, Klosterkammer, S. 67, 71, 73. 
3) Im „Unterricht“. Vgl. oben S. 147. 
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Territorialstaats seine öffentlich-rechtlichen Grundlagen 
nicht aus dem Auge zu verlieren und seine Öffentlichen 
Zwecke zu erweitern. Indessen noch hing der Grad der Ver- 
wirklichung eines solchen kirchlichen Ideals überwiegend 
ab von Persönlichkeit und Gesinnung, zentralem Willen 
und Macht der leitenden Stelle; fielen hier alle erforderlichen 
Voraussetzungen fort, so konnten auf ein wirkliches Lehns- 
obereigentum, ja Eigennutzung und volle Aneignung kirch- 
licher Güter gerichtete Tendenzen beim Landesherrn nicht 
minder wie beim Adel ohne große Hemmungen wieder zum 
Durchbruch kommen.!) Wie aber ein christliches Gemeinde- 
prinzip sich nicht hatte von den weltlichen Gemeindeinter- 
essen loslösen lassen, so konnte auch die Führung der 
obersten Kirchenvogtei nicht unbeeinflußt bleiben von den 
dynastischen Grundinteressen. Elisabeth war darin mehr 
noch als durch die innerpolitischen Zustände durch die 
weitere Entwicklung der mit den universalen Verhältnissen 
sich verflechtenden dynastisch-territorialen Gegensätze be- 
stimmt, unter deren Einfluß das Territorium seit langer 
Zeit stand. Dieselben Gründe aber, die eine Säkularisation 
der Kirchengüter nicht zuließen, verhinderten andererseits 
auch jede wirkliche Vollendung der Reformation, ja schon 
die Durchführung nur der ersten kirchlichen Ordnungen 
selbst bei voller Wahrung ihres provisorischen Charakters. 
Die Ungewißheit der Lage Elisabeths, die sich aus ihrer Ent- 
fremdung gegenüber den zuletzt mit Plänen einer Auf- 
teilung des Fürstentums Wolfenbüttel sich tragenden 
Häuptern des schmalkaldischen Bundes, aus ihrem darum 
fehlenden Rückhalt gegenüber dem Reich und aus der 
Möglichkeit einer künftigen Verbindung Herzog Heinrichs 
mit ihrer Landschaft zum Nachteile ihres Reformations- 
werks nach seiner gleichwohl von ihr aus politischen Gründen 
zu erstrebenden Rückkehr ergab, veranlaßte sie zwar, wie 
alle anderen landesherrlichen Rechte, so auch die kirchlichen 
straff zusammenzuhalten, machte es aber ratsam, auch von 
ihrer älteren Grundlage grundsätzlich noch nichts preis- 


1) Über die tatsächliche unmittelbar folgende Entwicklung vgl. 
Martens, a. a. O. S. 99ff., bes. S. 108f. und in bezug auf die Klöster 
Krusch, Klosterkammer $. 72. 
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zugeben. Ihre endgültige Einfügung in den Bau des Ganzen 
wurde ebensowenig vollzogen wie die volle Unterwerfung 
des Adels, der Klöster und der großen Städte unter die 
kirchlichen Ordnungen. Auch für die neue Kirche sind also 
jene dynastisch-territorialen Gegensätze, in die das Terri- 
torium eingesponnen war!), Schicksal geworden, haben sie 
in ihrer unfertigen Gestalt mit noch hervortretenden patri- 
monialen und feudalen Zügen bestimmt und daneben weder 
die Beseitigung einer von den Impulsen eines evangelischen 
Gemeindeprinzipe belebten kirchlichen Autonomie der 
großen Städte zugelassen noch die Unterdrückung eines 
durch altkirchliche Ideale genährten eigenwilligen Korpo- 
rationsgeistes widerspenstiger Klosterkonvente, die nicht 
als Restgemeinschaften von Versorgungsberechtigten, son- 
dern als religiöse Körperschaften fortbestanden und bis 
zuletzt nicht gezwungen werden konnten, die äußeren Ab- 
zeichen eines von der übrigen Christenheit sich abhebenden 
Standes von besserer Vollkommenheit abzulegen. Aber 
wie die Gründung dieser Kirche selbst nicht einem dynasti- 
schen Interesse, sondern persönlichster, innerlichster Ini- 
tiative?) entsprungen war, ist durch das Zusammenwirken 
von Schicksal und Persönlichkeit doch schon ein Keim von 
höchster Bedeutung in sie hineingelegt worden, der nicht 
dauernd wieder erstickt werden sollte. 


1) Niedersächs. Jahrb. 1, S. 123f. 
2) A. a. O. S. 105f., 114, 115ff., 122f., 133£. 
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IV. 
Die Pfarreigenschaft der regulierten Stiftskirchen.?) 


Von 


Herrn Reichsarchivrat Dr. K. H. Schäfer 


in Potsdam. 


Die weitverbreitete Unklarheit über den Pfarrcharakter 
regulierter Stiftskirchen, d. h. solcher Gotteshäuser, bei 
denen regulierte Augustiner- oder Prämonstratenser-Chor- 
herren angesiedelt waren, erklärt sich zum guten Teil durch 
die irrtümliche Benennung und Beurteilung ‘der Insassen 
und ihrer Einrichtungen. 

Der kirchenrechtlich geschulte Forscher muß wissen, 
daß er es hier nicht mit Mönchen, sondern mit Kanonikern 
zu tun hat, d. h. kanonisch lebenden, überdies durch eine 
besondere Regel formierten Weltgeistlichen, daß ihr „Mün- 
ster‘“ nicht eine Mönchs- oder Klosterkirche ohne Pfarr- 
dienst, sondern eine zum feierlichen Stiftsgottesdienst aus- 
gestaltete Pfarrkirche ist. 

Völlig abwegig sind solche Ansichten, die aus der 
„Grundform‘ oder Architektur eines Gotteshauses den 
Beweis dafür suchen, daß dasselbe als Stiftskirche und nicht 
als Parochialkirche erbaut worden sei. Denn einerseits 


1) Verzeichnis abgekürzter Literatur: Döring, Bau- und Kunst- 
denkmäler der Kreise Halberstadt Land und Stadt, Halle 1902. — 
UB. Ho. Halb. = Gustav Schmidt, Urkundenbuch des Hochstifts 
Halberstadt, Bd. I, Leipzig 1883. — UB. Ho. Mers. = Paul Kehr, 
Urkundenbuch des Hochstifts Merseburg, Bd. I, Halle 1899. — Schäfer, 
Pfarrk. = K. H. Schäfer, Pfarrkirche und Stift im deutschen Mittel- 
alter (Stutz, Kr. A. H. 3), Stuttgart 1903. — Schäfer, Kanonissen = 
K. H. Schäfer, Die Kanonissenstifter im deutschen Mittelalter (Stutz, 
Kr. A. H. 43/44), Stuttgart 1907. — Schäfer, Kirchen =K.H. Schäfer, 
Kirchen und Christentum im römischen und fränkischen Köln (Annalen 
des Hist. Vereins f. d. Niederrhein, Bd. 98, 1916). — Fabricius, Rhein. 
Geogr. = W.Fabricius, Erläuterungen z. geschichtlichen Atlas der 
Rheinprovinz, 5. Bd., Bonn 190%. 
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sind Stifts- und Pfarrkirchen keine Gegensätze, anderer- 
seits liegen die Merkmale der Pfarrkirche nicht in ihrer 
Gestalt, sondern in den dort vorgenommenen pfarrecht- 
lichen Handlungen, im Begräbnisrecht, im Pfarrsprengel, 
Pfarrzwang, Zehntrecht, Baptisterium usw. 

Nach den von mir angestellten Untersuchungen in den 
beiden in der Stutzschen Sammlung erschienenen Büchern 
„Pfarrkirche und Stift‘“ und Kanonissenstifter‘‘ wurden die 
kanonisch geordneten Stiftskirchen entweder als Urpfarreien 
von Anfang an durch kanonische Geistliche bedient (Pfarrk. 
u. Stift $ 24ff. u. $ 38), oder es wurden an bereits bestehen- 
den Pfarrkirchen kanonische Geistliche in einem gemein- 
schaftlichen Leben durch eine besondere Stiftsgründung 
angesiedelt mit dem Zwecke der Seelsorge und des feierlichen 
Gottesdienstes. 

Die mit Chorherren besetzten Kirchen sind kanonisch 
geordnet, d. h. sie unterstehen in jeder Hinsicht dem 
Bischof und dem kanonischen Recht, nicht aber irgend- 
einem weltlichen Herrn oder dem Eigenkirchenrecht. 

Die regulierten Chorherren stellen nur eine verschärfte 
Form der Kanoniker dar.!) Ihre Institution entstand um 
die Wende des 11. Jahrhunderts. Ihre Blütezeit fällt ins 
12. Jahrhundert. Sie sind nahe verwandt mit den so- 
genannten Prämonstratensern des Kölner Stiftsherrn Nor- 
bert von Xanten (um 1120). 

In der vom Bischof Reinhard von Halberstadt im Jahre 
1120 erlassenen Gründungsurkunde des regulierten Chor- 
herrenstifts zu Kaltenborn wird als erste und vornehmste 
Aufgabe des Propstes die Pfarrseelsorge in der Stiftskirche 
St. Johann Ev. betont, in deren altem Großsprengel oder 
Archidiakonatsbezirk schon mehrere andere Filialpfarr- 
kirchen gelegen waren.?) Diese Urkunde ist vorzüglich ge- 
eignet, um zu erkennen, welche großartige Bedeutung auch 
die regulierten Kanoniker für die Seelsorge an ihrer Mutter- 
wie an den Filialkirchen hatten. Das gleiche beobachten 
wir in Halberstadt selbst, wo an der Johannispfarrkirche 
ein Augustiner-Chorherrenstift?) eingerichtet war, dessen 


ı) Schäfer, Pfarrk. S. 170, 3. 2) UB. Ho. Halb. 147. 
®) Ebd. 187. 
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Propst schon 1109 genannt wird. Dieser war der Leiter der 
Seelsorge nicht nur an der eigenen Mutterkirche, sondern 
auch für die unmittelbaren Filialen und für mehrere ihm 
unterstellte Archidiakonate.!) Er konnte die Seelsorge je- 
weils einem Kanoniker als seinem Stellvertreter überlassen.?) 

In Leipzig waren an der alten Pfarrkirche St. Thomas 
regulierte Chorherren tätig. Ihr Propst erscheint als der 
Seelsorger.?) 

Dasselbe gilt von dem Walbecker Chorherrenstift.*) 

Das um 1130 errichtete regulierte Stift zu Schiffen- 
berg in der Wetterau bildete den kirchlichen und seel- 
sorgerlichen Mittelpunkt nicht nur für den eigenen engeren 
Sprengel, sondern auch für die Filialen.5) 

Als im Jahre 1135 bei der Pfarrkirche zu Wadgassen 
die Augustiner-Chorherren eingerichtet wurden, erhielt 
deren Leiter vom Bischof die dortige Seelsorge.®) 

Im Jahre 1121 kamen an die alte Pfarrkirche zu 
Steinfeld in der Eifel regulierte Chorherren, die den Seel- 
sorgemittelpunkt für zahlreiche Filialen bildeten.”) 

Im Jahre 1171 wurden ebensolche Chorherren an die 
Pfarrkirche zu Herbrechtingen i. W. versetzt. Ihr Propst 
erhielt die Leitung der dortigen Seelsorge.®) 

Das Augustiner-Chorherrenstift Arnstein a. d. L. 
wurde im Jahre 1139 bei der dortigen uralten Margareten- 
Pfarrkirche, der Mutterkirche von vielen Gotteshäusern, 
gegründet.) 

Als in der Casseler Vorstadt im 14. Jahrhundert ein 
Chorherrenstift eingerichtet wurde, geschah dies an der 


1) UB. Ho. Halb. 549ff. von 1223; 191 von 1138. 

2) Ebd. 191. 3) UB. Ho. Mers. S. 194 von 1239, S. 926 usw. 

4) UB. Ho. Halb. 559 von 1224 (cura prepositure — Seelsorge des 
stiftischen Großsprengels). 

8) Vgl. Kalbfuß, Kloster Schiffenberg, Gießen 1909, S. 11. 24. 
38 usw. Der Verfasser vermeidet nicht immer die Gefahr, Kloster und 
Stift und die Regel der Bettelmönche St. Augustini mit der der regulierten 
Chorherren (S. 16) zu verwechseln. 

6) M. Fritz, Gesch. d. Abtei Wadgassen S. 200. 

?) Schäfer, Pfarrk. S. 147, 2 u. S. 152, 1. 

8, Württb. UB. II S. 162. 

®) Kohl, Gesch. von Arnstein, 1902. 
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dortigen Martins-Pfarrkirche, die längst vorher bestand.!) 
Auch dies war seither übersehen worden. 

In Gräfrath wurde im Jahre 1177 ein Chorherren- 
kapitel an der dortigen Pfarrkirche eingerichtet.?) 

So ließen sich noch unzählige Beispiele anführen.?) 

Auch für die Pankratiuskirche des regulierten Chor- 
herrenstifts zu Hamersleben bei Magdeburg ist der Pfarr- 
charakter unzweideutig erwiesen. Er geht schon aus der 
Urkunde der Jahres 1140*) hervor, in welcher die Filial- 
kirche zu Wegersleben von der Mutterpfarrei des hl. Pan- 
kratius abgezweigt wird. Die letztere behält auch weiter- 
hin ihren Charakter für die Filiale bei wichtigeren parochi- 
alen Handlungen. Ebenso deutlich erhellt ihre Pfarreigen- 
schaft aus einer lehrreichen, bisher noch nicht veröffent- 
lichten Urkunde des Jahres 1486, in welcher aus gewissen 
Gründen das Recht der pfarrlichen Handlungen einer neu- 
erbauten Annexkapelle neben der Mutterkirche erteilt wird. 

Ausgezeichnet unterrichtet ferner die Monographie 
Joseph Meisenzahls über das Chorherrenstift Vessra bei 
Leutersdorf, das im Jahre 1131 gegründet wurde, hinsicht- 
lich der seelsorgerlichen Bedeutung der regulierten Chor- 
herrend) In Vessra ist schon 200 Jahre vorher großer 
Fuldaer Grundbesitz nachweisbar. 

Hierher gehören ferner die deutschen Kanonissen- 
stifter mit ihren für die Seelsorge bestimmten Chorherren. 
Sie sind ausnahmslos an bereits vorhandenen Pfarrkirchen 
gegründet worden.*) Das Vergleichsmerkmal besteht hier 
in dem Institut der Chorherren, in zweiter Linie auch in 
dem der klerikalen, nicht monastischen Gottgeweihten, die 
den Titel Kanonissen führten. 

Die Kirchen der regulierten Kanonissen und Prä- 
monstratenserinnen unterscheiden sich in dieser Hinsicht 
nicht von den Gotteshäusern der einfachen Kanonissen.?) 
Hier wie dort finden wir neben den Sanktimonialen die 


t) Schäfer i. Fuld. Gesch.-Blätter, 1920, S. 100, 7. 

?) Lacomblet, UB. I 462. ?) Schäfer, Pfarrk. $ 41. 
%) UB. Ho. Halb. 197. 8) Meiningen 1914. 

°%) Schäfer, Kanonissen $ 6. 

?) Schäfer, Pfarrk. S. 87,5 u. S. 23. 


EebiiaEES, 6SSEEEEEEn. En mine 


Die Pfarreigenschaft der regulierten Stiftakirchen. 165 


Kanoniker für den Gottesdienst, oder es werden die Gott- 
geweihten erst später bei der betreffenden Kirche an- 
gesiedelt.?) 

In einigen Fällen muß die Einzelforschung noch den 
ursprünglichen Filial- oder Muttercharakter der Kirchen 
dartun, an denen regulierte Chorherren angesiedelt wurden, 
z. B. in Schöningen bei Braunschweig, wo schon vor dem 
Jahre 1121 an der bereits bestehenden St. Marien-Lauren- 
tiuskirche reguliertte Kanoniker den Gottesdienst über- 
nahmen, nachdem vorher ein Sanktimonialenkonvent von 
dort fortgelegt war.?) Die Chorherren besaßen auch das 
gesamte Grundvermögen der Schöninger Urpfarrei St. 
Stephan.?) 


Verlegungen eines Stiftskollegiums aus irgendwelchen 
Gründen, meist der größeren Sicherheit oder besseren 
Dotation wegen, von einer Pfarrkirche an eine andere, von 
einem Pfarrort an einen anderen, sind im Mittelalter nicht 
selten. Schon von Erzbischof Bruno von Köln wissen wir, 
daß er im 10. Jahrhundert Chorherren des Kölner Kapitol- 
stiftes nach der dortigen Andreaskirche überführte.*) Aus 
noch früherer Zeit ist die Verlegung der Domherren von 
St.Marien in Tongern nach Liebfrauen in Mastricht und 
von dort wieder nach St. Lambert in Lüttich bekannt. 
Das Chorherrenkapitel in der Pfarrkirche St. Marien zu 


1) Wieviel Mißverständnisse über diese sogenannten Doppelklöster 
verbreitet sind, braucht nicht betont zu werden. Vgl. Kalbfuß, Schiffen- 
berg S. 31ff. Auch das „Doppelkloster‘‘ zu Spießkappel in Hessen 
war eine Urpfarrkirche St. Johann Bapt., die im 12. Jahrh. durch Prä- 
monstratenser-Kanoniker und Kanonissen zur Stiftskirche erweitert 
erscheint. Dasselbe gilt von der Marien-St. Martinskirche der Prämon- 
stratenserinnen zu Wirberg bei Gießen, von der Marienkirche des 
Prämonstr. „Doppelklosters‘‘ Ilbenstadt (Erzpriesterkirche in Ober- 
hessen!), von Frauenbreitungen usw. 

%) Vielleicht haben wir hinter den früher dort befindlichen Sancti- 
monialen ähnlich wie in Stederburg bei Braunschweig Kanonissen zu 
vermuten. UB. Ho. Halb. 149 von 1120, 151 von 1121, 196 von 1140, 
188 von 1137. 

?) Ebd. 151 von 1121. 

4) Schäfer in Niederrhein. Annalen 74, S. 78 ff. 
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Hofgeismar wurde ums Jahr 1320 durch den Mainzer 
Erzbischof an die Heiligkreuz-Pfarrkirche in Nordgeismar 
verlegt und im 15. Jahrhundert von dort an die Pfarrkirche 
zu Gottesbüren.!) 

Im Jahre 1342 wurde das Chorherrenstift von der 
Martinskirche zu Stommeln an die alte Pfarrkirche 
St. Johann zu Niedeggen und im Jahre 1569 an die 
Marienkirche in Jülich übergesiedelt.?) Der Vorsteher des 
Stiftes war zugleich der Pfarrer. 

Im Jahre 1181 wurden vom Kölner Erzbischof regu- 
lierte Chorherren aus der Kathedrale an die längst vorher 
bestehende altfränkische Magdalenenkirche in der Neußer 
Vorstadt zum gleichen Zweck versetzt.?) 

In Merseburg wurde im Jahre 1326 das Chorherren- 
kolleg (jährlich zweimal Generalkapitel, also wohl reguliert) 
von der alten Pfarrkirche St. Thomas am Neumarkt nach 
der Pfarrkirche St. Sixtus verlegt, weil diese größer und die 
Umgebung geeigneter war. Durch diesen Vorgang wurde 
die bisherige einfache Pfarrkirche zur Kollegiatpfarre er- 
hoben.?) Der Dekan hatte die gesamte Seelsorge unter sich.) 

Wichtig erscheint, daß bei allen diesen und sonstigen 
Verlegungen von Chorherrenstiftern jedesmal das Patro- 
zinium der früheren Kirche an dieser verbleibt, das des ver- 
legten Stiftes aber aus der bereits vorhandenen Pfarrkirche 
des neuen Aufenthaltsortes übernommen wird. 

Ein hervorragendes Beispiel hierfür bietet noch 
Hamersleben. 

Das Kollegium der dortigen Kleriker war vorher vom 
Bischof an der Mutterkirche zu Osterwieck (ecclesia 
in O.) fundiert und für Gottesdienst und Seelsorge eingerich- 
tet worden. Es kann keinem Zweifel unterliegen, daß dies 
an der dortigen Erzpriester- und Sendkirche des hl. Stephan 
geschah. Sie war die Pfarrkirche, und die Stiftserrichtung 


ı) Falckenheiner, Gesch. Hofgeismar S. 476, 1. 


3) Schäfer, Pfarrk. S. 151, Anm. S. 179; Fabricius, Rhein. 
Geogr. 5, 1, S. 227 und 72. 


3) Ebd. S. 114. 
4) UB. Ho. Mers. S. 568. 958 usw. 8) Ebd. S. 961. 
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geschah durch den Bischof in betonter Weise bei der 
Osterwiecker Pfarrkirche und zwar zu Ehren des hl. Ste- 
phan.!) Die dortige Nikolaikirche darf schon wegen ihres 
Patroziniums nicht vor das 12. Jahrhundert gerückt 
werden.?) Überdies wird sie im Gegensatz zu St. Stephan 
die ecclesia nova genannt (1262). 

Ums Jahr 1112 hat nun der Halberstädter Bischof 
Reinhard (bereits oben genannt bei Gründung von Kalten- 
born) auf Bitten der Edeldame Thietburg u. a. den Chor- 
herrenkonvent von Österwieck nach Hamersleben verlegt. 
Das geschah nicht nur wegen gewisser Störungen des be- 
sonderen Stiftsgottesdienstes durch das geräuschvolle Han- 
delsleben in Osterwieck, sondern mehr im Blick auf die groß- 
artige Dotation, welche dem Bischof für die Errichtung des 
Stiftes an der Hamerslebener Kirche zur Verfügung ge- 
stellt wurde. 

Hamersleben war damals bereits nicht nur ein alter, 
sondern auch ein bedeutender Ort. Das geht aus den allein 
für das Stift bestimmten 28 (!) Hamerslebener Höfen hervor. 
Außerdem lagen dort noch andere große Höfe, von denen 
einer im 13. Jahrhundert an den Merseburger Bischof ge- 
kommen war. Auf ihm stand eine Eigenkirche St. Johann 
ohne Pfarrcharakter?), die abgebrochen und durch einen 
bloßen Altar in der Pankratiuskirche ersetzt werden konnte.*) 
In ähnlicher Weise wird schon im Jahre 1222 auch eine 
Peterskapelle zu Hamersleben genannt.) So entstanden 
ebenfalls in Kaltenborn neben der dortigen Stiftskirche 
St. Johann schon im 12. Jahrhundert mehrere Devotions- 
kapellen mit anderen Patrozinien.®) 


1) Das geht nicht nur aus dem in der Urkunde genannten Pfarr- 
sprengel, sondern auch aus dem bei ihr gelegenen großen Begräbnisplatz 
hervor. UB. Ho. Halb. 130 von 1108. Ferner Döring S. 83 ff. 

2) Vgl. vorl. Germania, Beil. 63 und 65 vom 2. und 9. März 1924: 
„Die Kirchenheiligen als Geschichtsquelle“. 

2) Ähnlich hatte Markgraf Gero auf seinem Hofe in Magdeburg eine 
Devotionskapelle zu Ehren des hl. Cyriakus erbaut, die mit dem Hofe 
im Jahre 965 an den Halberstädter Bischof geschenkt worden war: UB. 
Ho. Halb. 35. 

*4) UB. Ho. Mers. 379 von 1272. 85, UB. Ho. Halb. 546. 

6) Ebd. 377 von 1197. 
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Welches war nun die ursprüngliche Pfarrkirche 
von Hamersleben ? Bischof Reinhard übergab die Dotations- 
güter für die Chorherren dem hl. Pankratius in Hamersleben, 
derselben Kirche, die kurz nachher in der Urkunde von 1140 
schon als Mutterpfarre der Kirche zu Wegersleben bezeich- 
net wird.!) 

Diese Pankratiuskirche war nach der Urkunde von 
11782) durch die vom Bischof mit der Übersiedelung der 
kanonischen Kleriker eingeführte kanonische Ordnung (ordo 
canonicus) von dem Eingriff weltlicher Machthaber befreit: 
a saeculari potestate emancipata, d. h. dem nicht 
kanonischen Eigenkirchenrecht entrückt und durch die ge- 
waltige Vergrößerung ihrer ‚dos‘ auf völlig freie Füße ge- 
stellt (liberrime dotando) und zur Propstei mit der Archi- 
diakonatswürde erhoben worden. 


In der Diözese Halberstadt und Hildesheim aber 
bildeten gerade die ältesten Mutterpfarreien die wirksamsten 
Kristallisationspunkte für die Archidiakonate.?) 


In derselben Urkunde wird deutlich gesagt, daß die 
Stifterin ihre Güter Gott und dem hl. Pankratius geschenkt 
habe zum Zwecke der Stiftserrichtung. Das kann zusammen 
mit dem Vorhergesagten kirchenrechtlich nur so aufgefaßt 
werden, daß in Hamersleben bereits ein Gotteshaus zu Ehren 
des hl. Pankratius bestand. Dieses war allem Anschein nach 
auf dem Familiengut der Vorfahren der Stifterin erbaut und 
ähnlich wie die Kirche des ehemaligen Chorherrenstiftes®) 
zu Groß-Ammensleben als Eigenkirche in einer Art von 
Abhängigkeit der dortigen Edelherren gewesen. Daher der 
bezeichnende Ausdruck von der ecclesia emancipata | 


Eine weitere Bestätigung des früher vorhandenen 
Gotteshauses ist in einem scheinbar nebensächlichen Um- 


1) UB. Ho. Halb. 197. 2) Ebd. 282. 

3) Vgl. N. Hilling, Beitr. z. Gesch. d. Verf. u. Verw. d. Bistums 
Halberstadt S. 40fl. 

4) „‚clerici‘‘, divinis mancipati obsequiis viventes religiose. Das 
Stift war an der mit 7 Höfen dotierten Eigenkirche St. Peter der Grafen 
von Grieben durch reiche Güterzuwendungen ermöglicht worden: Urk. 
von 1135 in Thüring. Antiqu. Mitt. XIII, S. 287. 
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stande zu sehen: St. Pankratius hatte im Jahre 1112 durch 
die Stiftsgründung 28 Höfe im Orte Hamersleben hinzu er- 
halten. In der Gesamtaufzählung und Bestätigung seiner 
dortigen Liegenschaften durch die Bischöfl. Urk. von 1178 
aber werden in Hamersleben 30 Höfe der Kirche namhaft 
gemacht. Dies ist nicht etwa nur eine scheinbare Ver- 
größerung des Besitzes, der auf einer genaueren Vermessung 
oder auf Urbarmachung von Land beruhte.. Denn zwei 
Bauernhöfe können weder durch genauere Vermessungen 
noch auch durch bloße Zurodung erbaut und eingerichtet 
werden. Wohl aber waren zwei Mansen die gewöhnliche 
Dotation von einfachen Pfarrkirchen der karolingischen 
Zeit!) Wir haben also in diesen beiden Höfen mit aller 
Wahrscheinlichkeit die alte Pfarrdotation von St. Pankratius 
zu sehen. 

Bei der Errichtung des reichen Stiftes erfuhr auch das 
Gotteshaus erklärlicherweise eine erweiternde Umgestal- 
tung, wie es in ähnlichen Fällen von vielen rheinischen und 
thüringischen Kirchen nachweisbar ist. Unerfahrene 
Forscher werden dann zuweilen durch das in den Urkunden 
gebrauchte ‚construxit, aedificavit‘‘ usw. zu der irrigen 
Auffassung verführt, als ob vorher noch kein Gotteshaus 
bestanden habe. 

Dazu kommt noch folgende wichtige Erwägung: Die 
Organisation des Bistums Halberstadt, d. h. die Errichtung 
und Einteilung der Mutterkirchen und ihrer Sprengel ist im 
9. Jahrhundert geschehen?) Auch St. Pankratius zu 
Hamersleben erscheint als Send- und Archidiakonalkirche, 
gleichwie es St. Stephan zu Osterwieck gewesen ist. P. J. 
Meier hat das Stephans-Patrozinium bei einer Anzahl von 
Halberstädter Sendkirchen nachgewiesen. Bei einem Teile 
derselben ist der Heiligen-Name noch zu erforschen. Da nun 
die Blütezeit des Pankratius-Patroziniums bei den rhein- 
ländischen Kirchen in die karolingische Zeit des 9. Jahr- 


1) Schäfer, Pfarrk. S.34; H. F. Schmid, Kirchgründung und 
Kolonisation, in Zeitschr. Sav.-Stift. f. Rechtsgesch. 44, Kan. Abt. 13 
(auch sep.) S. 20. 

s) P. J. Meier in Zeitschr. d. Harzver. f. Gesch. u. Alt. XXXI 
(1889) 8. 227 ff., Hilling a. a. O. 


170 K. H. Schäfer, 


hunderts fällt!), dürfen wir die Gründung des Hamers- 
lebener Gotteshauses eben in dies 9. Jahrhundert setzen, in 
welchem die Pfarrorganisation des Bistums Halberstadt 
zuerst erfolgte. 


Von keiner einzigen der sonst noch im Bistum Halber- 
stadt vorkommenden Pankratiuskirchen ist die spätere 
Entstehung des Patroziniums erwiesen oder wahrscheinlich, 
auch nicht in den dem Walbecker Grafenhause zugehörigen 
Pfarrorten. Als das Walbecker Chorherrenstift ums Jahr 
942 gegründet wurde, war auch dort schon eine größere 
bürgerliche Siedelung vorhanden (,civitas‘“ bei Thietmar 
von Merseburg), die nicht ohne Gotteshaus bestanden haben 
wird. 


Verlegung des Pfarrgottesdienstes. 


Die Pfarrgottesdienste und pfarrechtlichen Zeremonien 
wurden in kanonischen Stiftskirchen meist an einem be- 
sonderen Altar gefeiert, in der Regel war dies der Haupt- 
oder Kreuzaltar..) Es kamen aber daneben auch Seiten- 
kapellen in Betracht, wie in Steinfeld®), Essen®), oder 
Seitenaltäre wie in St. Aposteln zu Köln und St. Liudger 
zu Werden a. d. Ruhr.5) Ähnlich war es auch im späteren 
Mittelalter in St. Pankraz zu Hamersleben, und zwar so, 
daß ‚alle gottesdienstlichen Handlungen und alle anderen, 
die zur Kompetenz der Pfarrkirche gehörten, in genannter 
Kirche oder in der mit ihr zusammenhängenden, mit einer 
gewölbten Decke versehenen Kapelle vorgenommen wurden 
(Urk. von 1486). Es ist hier besonderer Ton auf das ‚oder‘ 
zu legen. Demnach stand es im Belieben des Stiftsleiters als 
des eigentlichen Pfarrers, bestimmte parochiale Handlungen 
wie Eheschließungen, Aussegnungen, Votiv- und Toten- 
messen usw. in der Nebenkapelle durch den beauftragten 
Kuraten vornehmen zu lassen. Die beiden wichtigsten 
Merkmale für die Pfarreigenschaft der Stiftskirche blieben 


1) Die betr. Forschungen werden demnächst veröffentlicht. 

2) Schäfer, Kanonissen S. 80 fl. 

3) Ebd. S. 202. 4) Ebd. S. 203. 

5) Schäfer in Beitr. z. Gesch. d. Stiftes Werden 12 (1907 S. 6). 
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unberührt: das Baptisterium und die Sepultura (der große 
Kirchhof mit dem alleinigen Begräbnisrecht). 

Nun ging bekanntlich bei einer großen Zahl von 
Stiftskirchen die Entwickelung noch einen Schritt weiter. 
Wie in ihrem Großsprengel Filialpfarrkirchen entstanden, 
für die sie nach wie vor die Mutterpfarre blieben, so wurden 
im Laufe des Mittelalters auch die gewöhnlichen Pfarr- 
handlungen des engeren Ortssprengels häufig in eine neben 
der Stiftskirche erbaute Kapelle verlegt. Die Beispiele sind 
sehr zahlreich!), ganz zu schweigen davon, daß in größeren 
Orten mehrere Filialpfarrkirchen entstanden, als deren 
Mutterpfarre die alte Stiftskirche nach wie vor Geltung und 
Recht besaß. Es sei nur an die Kathedralen in Köln, Trier, 
Halberstadt usw. erinnert, die als die Mutter- und Pfarr- 
kirchen aller in ihrem Sprengel gelegenen Pfarrkirchen 
galten?) Im Kölner Dom konnten pfarramtliche Hand- 
lungen aus der ganzen Diözese vorgenommen werden, 
ebenso im Dome zu Utrecht?), Halberstadt*) usw. Nun war 
aber gleichwohl der ursprüngliche Stadtsprengel der Kölner 
Römerstadt in Filialpfarreien eingeteilt, deren Pastoren noch 
im hohen Mittelalter als bischöfliche Kapläne galten.) Ja, 
der engere Domsprengel wurde in eine kleine Nebenkirche 
St. Johann Ev. eingepfarrt*) Welcher Forscher könnte 
aber dem Dome die weitere Pfarrqualität absprechen ? Ähn- 
liches gilt von allen Stiftskirchen mit ihren städtischen 
Filialen oder einzelnen Annexpfarreien. Sie blieben im Be- 
sitz der virtuellen Pfarrqualität gegenüber allen ihren 
Filialen”) Kam also eine am Ort befindliche Filialkirche 
aus irgendwelchen Gründen in Fortfall, so trat stets das 
Pfarrecht der Stiftskirche in die Lücke. Dies geschah z. B., 
als in Köln die Stifts-Annexkirchen beseitigt wurden. So 
verblieb auch die Essener Stiftskirche ununterbrochen in 
ihrer Pfarreigenschaft lebendig, selbst nach dem Übertritt 
der Stadtfillale St. Gertrud zum Protestantismus (im 


I) Schäfer, Pfarrk. $ 46 u. 47; Kanonissen S. 122 ff. 

2) Ders. Pfarrk. S. 81. 3) Ebd. S. 82, 1 u. S. 201. 

4) S. A. Brackmann in Harz-Zeitschr. Bd. 32, 1899, S. 66. 

8) Schäfer, Kirchen S. 112fl. °) Ebd. S. 118. 

?) Schäfer, Pfarrk. $ 40 u. 41; Kanonissen $ 5—8, auch S. 112. 
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16. Jahrhundert) und der zwangsweisen Abtrennung von 
St. Johann zum Altkatholizismus.!) 

Nicht immer werden wir über den Grund der Erbauung 
der Annexkirchen neben der Stiftskirche so ausführlich 
unterrichtet wie durch die Urkunde von 1486 über die 
„Bauernkirche‘“ in Hamersleben. Die Einwohner waren 
damals, wie schon öfter, der Exkommunikation verfallen 
und dadurch auch das Münster als ihre Pfarrkirche in Mit- 
leidenschaft gezogen worden, so daß der gesamte Gottes- 
dienst der Mutterkirche unterbleiben mußte, auch für die 
nicht beteiligten (‚fremden‘) Gläubigen des Großsprengels. 
Aus diesem Grunde sollte in Hamersleben eine Filialkapelle 
genannter Kirche abgetrennt werden. Sie wurde aber nicht 
völlig von der Mutterkirche losgelöst, weil das Recht der 
Sepultur allein bei der Mutterkirche verblieb; ebenso be- 
hielt diese ihr Baptisterium zur eventuellen Benutzung 
(‚wenn es beliebt‘‘) und ‚alle anderen Gegenstände, die für 
die Pfarrangehörigen da waren“. Nur insoweit und weil 
die Mutterkirche durch die über die Parochianen verhängten 
Zensuren hätte mitbetroffen werden können, hatte sie, wie 
eusdrücklich betont wird, zur eigenen Entlastung die 
Filialkapelle mit der Pfarrgerechtsame begabt. 

Bei den ‚‚fremden‘‘ Gläubigen, d. h. denen, die nicht 
von Interdikt und Exkommunikation betroffen waren, be- 
hielt die Mutterkirche ausdrücklich alle ihre bisherigen 
Pfarrechte. Auch der Filial-Kurat wurde von der Mutter- 
kirche gestellt. 

Durch die Lostrennung der Annexkapelle und eines 
Teiles der dortigen Parochianen infolge des Protestantismus, 
also im Sinne der Urkunde von 1486: durch ihre freiwillige 
Interdizierung, mußte die Pfarrqualität der Mutterkirche 
ähnlich wie in Essen für die katholisch gebliebenen, d. h. die 
dem Protestantismus ‚fremden‘ Gläubigen wieder hervor- 
treten. Das läßt sich auch urkundlich nachweisen: ein 


1!) Infolgedessen legte bei der Säkularisation des Stiftes Essen die 
Regierung nicht die Hand auf das Pfarrvermögen der „Münsterkirche‘‘, 
sondern überließ es mit der Kirche den dortigen Katholiken, vgl. Fr. Arens, 
Die Essener Münsterkirche und ihre Schatzkammer, Essen 1906, S. 31; 
Schäfer, Kanonissen S. 78, 9. 
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wichtiges Kirchenbuch von St. Pankraz hat sich erhalten 
aus dem Jahre 1658. Hierin wird gleich zu Beginn (1660) 
der dortige Prior als der ‚Pastor‘ bezeichnet. Eine Kirche, 
deren Leiter der seelsorgende Pastor ist, hat die Pfarr- 
eigenschaft.!) Eins der Hauptmerkmale der Pfarrkirche ist 
das Beerdigungsrecht. Auf dem Friedhofe von St. Pankraz 
hat der Pastor dieses Recht nachweisbar ununterbrochen im 
17. und 18. Jahrhundert ausgeübt. 

Ein ebenso wichtiges Merkmal des Pfarrcharakters ist 
bekanntlich das Baptisterium: in demselben Kirchenbuch 
geht aus zahlreichen Eintragungen hervor, daß das Tauf- 
recht in St. Pankraz weiter ausgeübt wurde. Zum Überfluß 
wird darin immer wieder von der ecclesia parochialis ad 
s. Pancratium und von der Pfarrei der Münsterkirche ge- 
sprochen. Nach alledem hat St. Pankraz wie im Mittelalter, 
so auch nachher bis zur staatlichen Neuregelung der Ein- 
künfte ununterbrochen nicht nur die Pfarrgerechtsame 
besessen, sondern sie auch ausgeübt. 

Daß die protestantischen Kirchenvisitationen nichts 
von der katholischen Münsterpfarrkirche sprechen, ist leicht 
erklärlich. Von größter Wichtigkeit aber erscheint hierfür 
eine notarielle Urkunde vom 8./10. Oktober 1649. Hierin 
wird nicht nur bezeugt, daß der öffentliche Gottesdienst 
durch Befehl der brandenburgischen Regierung in St. Pan- 
kraz zu Hamersleben auf Grund der Bestimmungen des 
Westfälischen Friedens durch Glockengeläut feierlich und 
öffentlich anerkannt wurde, sondern es wird auch betont, 
daß dieser Gottesdienst ‚‚stets kontinuiert und unverändert 
dort seit alters stattgefunden‘ und das Stift mit Kirche und 
Güterbesitz ‚im Jahre 1624 notorie in katholischen Händen 
gewesen‘ sei und deshalb laut den Bedingungen des West- 
fälischen Friedens katholische (Pfarr-) Kirche bleiben müsse. 

Wir sehen also in diesem seltenen Falle, ähnlich wie in 
Essen, daß das Pfarrecht der Stiftskirche auch über das Mittel- 
alter hinaus bestehen blieb, obwohl die Filiale mit dem größten 
Teil der Parochianen zum Protestantismus übergetreten war. 


1) Schäfer, Pfarrk. $ 11. 
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V. 
Ehrenkanoniker und Honorarkapitel. 


Von 


Herrn Prof. Dr. jur. et phil. Hermann Nottarp, 
Landrichter in Bonn a. Rh. 


Es bietet stets von neuem Reiz, sich der wissenschaft- 
lichen Betrachtung der Dom- und Stiftskapitel zuzuwenden, 
jener schon früh auftretenden, seit dem achten Jahrhundert 
reorganisierten Klerikerverbände, die im späteren Verlauf 
in reichhaltiger Entwicklung ungemein verschiedenartig aus- 
gestaltet, durch wechselvolle Stürme sich bis in die Gegen- 
wart erhalten haben und noch immer neue Erscheinungs- 
formen zeitigen. 

Man kennt sie bei uns gewöhnlich nur in der Form der 
Domkapitel an der Kathedrale des Bischofs, in Köln, Mün- 
ster, Hildesheim, Breslau usw.; sie finden sich hier an allen 
Bischofskirchen, ebenso in den außerdeutschen Ländern der 
christlichen Welt mit Ausnahme nur der Vereinigten Staaten 
von Nordamerika.!) Neben diesen Kathedralkapiteln gibt 
es aber auch Kapitel an Nichtkathedralen, sogenannte Kol- 
legiatkapitel oder Stiftskapitel schlechthin, deren Zahl 
jetzt beschränkt ist. Sie bestehen bei uns nur noch am 
Aachener Münster und an der Alten Kapelle in Regensburg 
(Hofstifte aus der Karolingerzeit, von Karl dem Großen 
bzw. Ludwig dem Deutschen begründet; Aachen jetzt mit 
Propst, sechs Kanonikern und acht Vikaren, Regensburg 


!) Neugründungen der letzten Jahre sind Quebec in Kanada, 
10. Juni 1914 (Acta Apostolicae Sedis Commentarium officiale X 1918 
S.194), Cardiff in Wales, 7. Februar 1916 (ebenda VIII 1916 S. 257£.), 
Limerich und Dromore in Irland, 7. Januar 1912 bzw. 25. April 1918 
(ebenda IV 1912 S. 176 bzw. X 1918 S. 235), Montevideo in Uruguay, 
17. Juni 1921 (ebenda XIII 1921 S. 489); am 3. September 1918 ist das 
staatlich aufgehobene Metropolitankapitel in Monreale auf Sizilien wieder- 
hergestellt worden (ebendort X 1918 S. 414). 


Lo. —— 
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mit Dechant, sechs Kanonikern und sechs Vikaren), an 
St. Kajetan in München (das moderne Gegenstück zu den 
vorigen, 1839 von König Ludwig I. für die Hofkapelle er- 
richtet und daher durch die jüngsten Ereignisse in seinem Be- 
stand, gefährdet: für Propst, Dechant, sechs Kanoniker und 
sechs Vikare bestimmt, hat es jetzt nur noch den Dechanten 
und zwei Kanoniker)!), an St. Johann neben dem Dom in 
Regensburg (seit 1167, jetzt mit Dechant, drei Kanonikern 
und drei Vikaren), in Laufen und Tittmoning in Oberbayern 
(seit 1621 bzw. 1633, jedes mit Dechant und sechs Kano- 
nikern)?) und in der nun abgetrennten Ostmark an St. Maria 
Magdalena in Posen (mit Propst, Kustos, zwei Kanonikern 
und drei Vikaren), an St. Georg in der Gnesener Burg (mit 
vier Kanonikern, die Propstei ist dem dortigen Domkapitel 
inkorporiert), in Kruschwitz (mit Propst, zwei auswärtigen 
Kanonikern und einem Vikar), ferner dem Namen nach 
auch in Schroda, Samter und Czarnikow (seit den dreißiger 
Jahren des 19. Jahrhunderts jeweils nur mit einem Propst 
ohne Kanoniker)?); das interessanteste von allen, das Dom- 


1) Vgl. Historisch-politische Blätter für das katholische Deutsch- 
land CLXIV 1919 S. 384; Nikolaus Hilling, Das Personenrecht des 
Codex juris canonici, Paderborn 1924, S.193 Anm. 1; K. A. Geiger, 
Taschenkalender und kirchlich-statistisches Jahrbuch für den katholi- 
schen Klerus deutscher Zunge XLVII, Regensburg 1925, S. 161f. Vgl. 
im allgemeinen zur Statistik P.M. Baumgarten und J. Schlecht, 
Die kath. Kirche unserer Zeit II, München 1900 (betr. Deutschland, 
Österreich-Ungarn, Schweiz). 

2) Hilling, Personenrecht S. 193 hat diese beiden übersehen, er 
erwähnt nur Aachen, München und die beiden Regensburger Ka- 
pitel. 

8) Handbuch über den königlich preußischen Hof und Staat für 
das Jahr 1836, Berlin 1836, S. 328 und folgende Jahrgänge bis 1873 
8. 433 (mit 1873 hört die kirchliche Statistik in dem Preuß. Handbuch 
auf). 1828 hatte Schroda noch Propst, Dechant, Kustos und einen 
Kanoniker, Samter Propst und einen Kanoniker, Czarnikow Propst und 
zwei Kanoniker (Preuß. Staatshandbuch 1828 S. 298f.), auch Kruschwitz 
(8. 0.) hatte 1828 neben dem Propst noch sechs Kanoniker (ebenda S. 297), 
seit 1836 nur zwei (ebenda 1836 S. 327), 1865 vorübergehend vier (Joh. 
Fr. Schulte, Status Dioecesium catholicarum in Austria germanica 
Borussia Bavaria reliquis Germaniae terris sitarum, Gießen 1866, S.83), 
1868 noch drei (Preuß. Staatshandbuch 1868 S. 497) und seit 1873 wieder 
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stift an der Simultankirche St. Petri in Bautzen, 1221 als 
Kollegiatstift errichtet, seit 1570 exemt, das sich 700 Jahre 
hindurch trotz des Übergangs der Lausitz zum Protestan- 
tismus erhalten hat, ist durch die neueste Entwicklung 
im Jahre 1921 bei der Wiedererrichtung des Bistums Meißen 
mit dem Sitz in Bautzen zum Kathedralkapitel geworden 
(es besteht außer dem evangelischen Titularpropst, der ein 
Meißener Domherr ist, aus dem infulierten Dechanten, Kan- 
tor, Scholaster, Kustos, einem residierenden, sechs nichtresi- 
dierenden Kanonikern und sieben Vikaren).!) Nicht in Be- 
tracht kommen hier die seit dem sechzehnten Jahrhundert 
ganz evangelischen Kollegiatstifte Zeitz (in der Provinz 
Sachsen) und Wurzen (im Freistaat Sachsen), die gleich 
den protestantischen Domkapiteln in Brandenburg, Merse- 
burg, Naumburg und Meißen zu Versorgungsanstalten ge- 


zwei Kanoniker (ebenda 1873 S. 431). Vgl. über diese Kapitel auch 
E. A. Th. Laspeyres, Geschichte und heutige Verfassung der katho- 
lischen Kirche Preußens I, Halle 1840, S. 843f. Eine Kollegiatkirche 
kann zwar nur mit mindestens drei Mitgliedern errichtet werden; sie 
kann aber, einmal errichtet, auch mit zwei oder selbst nur einem Mit- 
glred weiterbestehen, und zwar als collegiata, in der Hoffnung, bei gün- 
stiger Gelegenheit wieder mehr Kanoniker zu bekommen, es sei denn, 
daß sie von kirchlicher Seite als solche aufgehoben wird, vgl. D. Bouix, 
Tractatus de capitulis (Institutiones juris canonici in varios tractatus 
divisse), Paris 1852, S. 76 und jetzt can. 100 $ 2 und 102 $ 2 Cod. 
jur. can. 

1) Acta Ap. Sed. XIII 1921 S. 435, Geiger a.a.0. XLVII 1925 
S. 180. Die Angabe von Franz Wilhelm Wokerin Wetzer und Weltes 
Kirchenlexikon VII ?2 1890 Sp. 1547, daß vom Bautzener Kapitel nur 
der Dechant katholisch sei, ist falsch. Seit 1570 war der jeweilige Dechant 
Apostolischer Administrator des Bistums Meißen in der Lausitz, als 
solcher erhielt er im 19. Jahrhundert gewöhnlich die Bischofsweihe als 
Titularbischof; seit 1844 wählte das Bautzener Kapitel regelmäßig den 
vom Papst ernannten Apostolischen Vikar von Sachsen zum Dechanten, 
der dann zugleich Apostolischer Präfekt der Lausitz wurde und wochen- 
weise abwechselnd in Dresden und Bautzen residierte (Historisch-poli- 
tische Blätter LXXXVIII 1881 S. 738). Jetzt, mit der neuen Einführung 
eines Diözesanbischofs, hat der Missionsorganismus in Sachsen und die 
Exemtion des Bautzener Kapitels aufgehört, es war das einzige exemte 
Stift in Deutschland. Die residierenden Kanoniker und die Vikare haben 
in Bautzen noch in alter Weise gemeinsamen Tisch im Kapitelhaus 
hinter der Petrikirche (Schulte, Status S. 150). 
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worden sind und als solche trotz größter Gefährdung bei 
der jüngsten Staatsumwälzung fortbestehen.!) 


Kollegiatstifte waren früher sehr häufig, bei jeder nur 
etwas hervorragenden Kirche bestanden sie, nicht selten 
mehrere nebeneinander in derselben Stadt; bei uns sind sie 
mit Ausnahme der ebengenannten alle der staatlichen Säku- 
larisation zu Anfang des neunzehnten Jahrhunderts zum 
Opfer gefallen und meist zu bloßen Pfarrkirchen geworden. 
An sie erinnert noch die vielfach übliche Bezeichnung der 
nunmehrigen Pfarrer solcher Kirchen als Propst, z. B. in 
Soest, Erfurt und Magdeburg?), mancherorts heißen auch 
die Hilfsgeistlichen bei ihnen heute noch Kanoniker, z.B. 
in Borken und Geseke in Westfalen. Man erkennt äußer- 
lich derartige ehemalige Stiftskirchen meist an einem be- 
sonders langen Chorbau wegen der damals vielköpfigen 
Geistlichkeit. 

In größerer Zahl findet man Kollegiatstifte jetzt noch 
in den Ländern der bisherigen Österreichisch -ungarischen 
Monarchie, u. a. das alte von dem Bayernherzog Tassilo im 
Jahre 769 bei seiner Rückkehr aus Italien gegründete Inni- 
chen im Pustertal (mit Propst, vier Kanonikern, vierzehn 
Domizellaren und einem Vikar), das gleichfalls dem 8. Jahr- 
hundert entstammende Mattsee bei Salzburg (mit Propst, 
Dechant, sieben Kanonikern, drei Domizellaren und einem 


1) Vgl. hierüber Alfred Schultze, Die Rechtalage der evangeli- 
schen Stifter Meißen und Wurzen (Leipziger rechtswissenschaftliche 
Studien I), Leipzig 1922 passim, und neuestens Johannes Heckel, 
Die evangelischen Dom- und Kollegiatstifter Preußens (Kirchenrecht- 
liche Abhandlungen von Stutz C und CI), Stuttgart 1924 passim. 

2) Derartige Titularpropsteien, meist noch heute infuliert, begegnen 
häufig in Österreich und Ungarn, z.B. in Innsbruck und Graz. Nicht 
hierher gehören die Propsteien an der Votivkirche in Wien, in Han- 
nover (St. Klemens), Berlin (St. Hedwig) und Königsberg, sie bezeichnen. 
lediglich eine bedeutendere Kirche neuer Stiftung; ebensowenig die 
Pfarrpropsteien in der westfälischen Mark (Werl, Dortmund, Bochum, 
Gelsenkirchen, Wattenscheid), ee sind die Titelkirchen eines Lend- 
dekanats, so wohl auch anderswo, es gibt z. B. einen Propst in Marien- 
barg und in Deutsch-Krone (Westpreußen); vielfach handelt es sich 
auch um ehemalige Lokalpropsteien von Klöstern, z. B. in Beleke und 
Marsberg (Westfalen). 

Zeitschrift für Rechtsgoschichto. XI,V. Kan. Abt. XIV. 
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Vikar) und St. Peter und Paul am Wyschehrad in Prag (mit 
Propst, Dechant und sechs Kanonikern)!); ebenso in der 
Schweiz, wo es noch deren sieben gibt, darunter namentlich 
Beromünster (mit zwanzig Kanonikern und fünfzehn Vika- 
ren) und St. Leodegar in Luzern (mit zehn Kanonikern 
und neun Vikaren)?), ein weiteres, St. Nikolaus in Freiburg 
in Uechtland (mit zehn Kanonikern und sechs Vikaren) ist. 
im Herbst 1924, ähnlich wie Bautzen, zum Kathedralkapitel 
für den in Freiburg residierenden Bischof von Lausanne und. 
Genf erhoben worden?); dann in Rom und trotz der staat- 
lichen Säkularisation von 1867 auch im übrigen Italien 
und häufig in Spanien gemäß dem Konkordat von 1851; 
vereinzelt finden sie sich noch anderswo, z. B. an der Gudula- 
kirche in Brüssel (zehn Kanoniker). Sie sind zu allen Zeiten 
in allen Gegenden gegründet worden, noch neuestens, 1909, 
in der spanischen Stadt Jatiba (bestehend aus elf Kano- 
nikern und zehn Vikaren) und 1919 in Sao Sebastiao in 
Brasilien (sechzehn Kanoniker und acht Vikare)?), ein 
Zeichen, wie beliebt und allen Zwecken anpassungsfähig 
sie stets gewesen sind. Aus ihnen sind z. B. unsere mittel- 
alterlichen Universitäten fast ausnahmslos dotiert worden, 


1) Außer den genannten sind es noch Arco und Bozen in Südtirol, 
Seekirchen im Salzburgischen, Allerheiligen am Hradschin in Prag und 
Altbunzlau in Böhmen, Nikolsburg und Kremsier in Mähren, Mariasaal, 
Friesach, Völkermarkt und Straßburg in Kärnten, Rudolfswert (Neu- 
stadt) in Krain und im Adriagebiet acht in Istrien und vier in Dalmatien, 
ferner mehrere im bisherigen Ungarn und seinen Nebenländern (Schulte, 
Status S.21f.; Stephan Jakob Neher, Kirchliche Geographie und 
Statistik I 2, Regensburg 1865, S. 174f. bzw. S. 216f.; Geiger XLVII 
1925 S.194f., Österreichisches statistisches Handbuch XXXII, Wien 
1914, S. 332). 

2) Neher I 2 S. 135f.; Karl Gareis und Philipp Zorn, Staat 
und Kirche in der Schweiz II, Zürich 1878, S.182f.; H. Seeholzer, 
Staat und römisch-katholische Kirche in den paritätischen Kantonen 
der Schweiz, Zürich und Leipzig 1912, S. 121. Die anderen Stifte sind 
Poschiavo in Graubünden, Balerna, Mendrisio, Locarno und Bellinzona. 
im Tessin. 

%) Hierüber siehe unten ausführlicher. 

*) Acta Ap. Sed. I 1909 8. 279f. bzw. XI 1919 S. 337£.; 1908 
hatte Pius X. ein Kollegiatkapitel in Pazcuaro (Mexiko) errichtet, ebenda. 
XVI 1924 S. 353. 
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indem die Kanonikate zu Pfründen für die ja meist geist- 
lichen Professoren wurden; noch heute dienen das Georgs- 
kapitel in Gnesen, das Allerheiligenkapitel in Prag, das 
Leodegarstift in Luzern und eigentlich auch das Fuldaer 
Domkapitel derartigen Zwecken, die Kanoniker dort, oft 
auch die Vikare, sind im Lehrfach tätig; ebenso wurden 
im 19. Jahrhundert einzelne Kanonikate in Breslau, Mün- 
ster und anfangs auch Köln mit Professoren der entsprechen- 
den Universitätsfakultäten besetzt, wie auch in Wien meh- 
rere Professoren zugleich stets Domkapitulare sind; ähnlich 
ist es mit dem protestantischen Thomaskapitel in Straß- 
burg!) und einigen Stellen im Meißener und Brandenburger 
Domkapitel, und das genannte Stift zur Alten Kapelle in 
Regensburg unterhält ein Studienseminar. 

Zu beachten ist übrigens, daB der Name Domkapitel 
durchaus nicht den Kathedralkapiteln eignet, wie uns das 
heute geläufig ist; viele Kirchen, die niemals Sitz eines 
Bischofs gewesen sind, heißen bei uns noch jetzt Dom — 
ich nenne wahllos nur etwa Xanten, Wetzlar, Braunschweig, 
Goslar, Berlin, Glogau?) —, sie alle aber sind Stiftskirchen 
gewesen, und von daher führen sie diesen Namen, und zwar 
mit vollem Recht. Denn Domkirche bedeutet begrifflich 
und sprachlich nichts anderes als eine Kirche von Kano- 
nikern, eine Stiftskirche; daher könnte eine jede solche 
sich ruhig Dom nennen, und jedes Kollegiatstift wäre ein 
Domkapitel.?) 

Diese einfachen Stiftskirchen sind der eigentliche Typ 
der korporativ organisierten Kirche (ecclesia collegiata oder 
collegialis), ihr Recht gilt auch für die inner-korporative 
Stellung der Kathedralkapitel, die sich in so weit in nichts 
von den einfachen Kollegiatkapiteln unterscheiden. Was 
die Kathedralkapitel vor ihnen voraus haben, ist nur eine 


!) Vgl. hierüber F. Geigel, Das französische und reichsländische 
Staatakirchenrecht, Straßburg 1884, S. 449f. 

2) Bezeichnungen wie etwa Altenberger, Geisenheimer, Hunsrücker 
(Ravengiersburg), Billerbecker Dom sind moderne Bildungen und als 
solche bedeutungslos, das tertium comparationis bei ihnen ist die be- 
sonders weiträumige große Kirche. 

?) Ich gedenke, hierüber an anderer Stelle ausführlicher zu handeln. 
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äußere Qualität, nämlich das später ausgebildete Recht 
einer Teilnahme an der Diözesanregierung neben dem Bi- 
schof (Notwendigkeit des Konsenses oder der Einholung 
des Rates des Kapitels in gewissen Fällen), besonders aber 
bei erledigtem Stuhl, früher auch bei Behinderung des 
Bischofs in der Regierung; das hat den Kathedralkapiteln 
einen Ehrenvorrang mit Präzedenz vor den einfachen Ka- 
piteln gegeben. Freilich suchten die Kathedralkapitel auch 
eine rechtliche Oberherrschaft über die Kollegiatkapitel in 
ihrer Diözese zu erlangen, indem sie vielfach durchsetzten, 
daß die Propsteien der Kollegiatstifte stets an Domherren 
der Kathedralkirche verliehen werden mußten, oder daß, 
wo keine fundierten Propsteien bei den Kollegiatstiften 
bestanden (wie das bei jüngeren Gründungen seit dem 
13. Jahrhundert die Regel war), wenigstens stets ein Dom- 
herr zum Titularpropst des Kollegiatkapitels ernannt wurde; 
so ist es noch heute z. B. in Bautzen der Fall, ferner bei 
St. Georg in Gnesen (dort verwaltet das Gnesener Dom- 
kapitel in cumulo die Propstei, die nicht mehr besetzt wird), 
in Nikolsburg und Kremsier (deren Propsteien gleichwie 
die Propstei St. Mauritius in Olmütz dem Olmützer Dom- 
kapitel inkorporiert sind) und Straßburg in Kärnten (dessen 
Propst stets der Domscholaster von Gurk in Klagenfurt 
ist).!) Da der Propst aber meist nicht zum engeren Kapitel 
gehörte (erst durch die Neuerrichtung der Kapitel zu An- 
fang des 19. Jahrhunderts ist er wieder in seine ursprüng- 
liche Präsidialstellung getreten), blieb diese Verbindung 
ohne nachhaltige Folgen für die Stellung der Kollegiat- 
stifte, sie standen rechtlich neben den Kathedralkapiteln, 
deren Recht zur Teilnahme an der Diözesanregierung ander- 
seits für die Betrachtung ihrer korporativen Stellung ganz 
ohne Einfluß ist; hierfür ist es gleichgültig, ob ein Kathedral- 
oder ein einfaches Kollegiatkapitel in Frage steht. 


Die Kollegiatkirchen verdanken ihren Ursprung dem 
Streben nach möglichster Beobachtung der besonderen 


') Schulte, Status S. 35 bzw. 38 bzw. 56; Propst des Kollegiat- 
stifts Mariasaal in Kärnten ist stets der Bischof von Gurk, der früher zu- 
gleich Salzburger Domherr war, Schulte S. 56. 
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Standespflichten der Kleriker, namentlich der sorgfältigen 
und eifrigen Abhaltung des täglichen Chordienstes zu den 
vorgeschriebenen Stunden!), was beides durch ein gemein- 
sames Leben der Geistlichen besser zu erreichen war als 
in der Vereinzelung.”) Aus dieser reinen Zweckgemein- 
schaft wurde allmählich ein Verband mit Korporations- 
rechten und eigenem Vermögen, das sog. Kapitel im 
eigentlichen Sinn, und das führte dann bald dazu, das 


1) Das tägliche Stundengebet, nachweisbar seit dem Konzil von 
Laodikäa (348) und vom Papst Damasus (366-384) für die Gesamt- 
kirche vorgeschrieben, das in abgekürzter Form (daher Breviergebet 
genannt) noch heute jeder Inhaber der höheren Weihen verrichten muß, 
setzt sich aus einem Nacht- und einem Tagesoffizium zusammen, jenes 
ist die sog. Matutin, weil in der Morgenfrühe verrichtet (Mette), mit ein 
bis drei Teilen (sog. Nokturnen); das Tagesoffizium hat sieben Teile: 
Laudes, Prim, Terz, Sext, Non, Vesper und Komplet, jeweils aus Psalmen, 
Lesungen, Hymnen und Responsorien bestehend, die zu den verschiedenen 
Tagesstunden verrichtet werden, daher die Namen (die Laudes sind 
das Morgen-, die Vesper das Abendlob, dazwischen über Tag um 6, 9, 
12 und 3 Uhr die sog. kleinen Horen und als letztes vor der Nachtruhe 
das Schlußgebet, deshalb Komplet genannt); nach der Terz wird die 
Konventualmesse gefeiert. In dieser Form, also zu den festgesetzten 
Stunden und im Wechselchor, findet das Offizium jetzt nur noch in Kloster- 
und Stiftskirchen statt, während der einzelne Weltgeistliche es losgelöst 
von der angegebenen Zeit für sich allein verrichtet. Das ist allerdings 
erst in den letzten Jahrhunderten so geworden, im Mittelalter bis zum 
16. Jahrhundert war die Privatrezitation des Offiziums selbst bei Welt- 
priestern eine seltene Ausnahme (Suitbert Bäumer, Geschichte des 
Breviers, Freiburg 1895, S. 401); auch an einfachen Pfarrkirchen, wo 
ja normalerweise neben dem Pfarrer stets noch mehrere Hilfspriester 
vorhanden sind (früher in weit größerer Zahl als jetzt), fand, ohne daß 
wie bei Kollegiatkirchen eine Verpflichtung hierzu bestand, eine gemein- 
same Persolvierung des Offiziums statt, was vielfach durch. Stiftungen 
befördert wurde, so daß die Pfarrkirchen, wenigstens die größeren, im 
Spätmittelalter äußerlich durchaus den Stiftskirchen glichen (vgl hier- 
zu Karl Müller, Die EBlinger Pfarrkirche im Mittelalter, Stuttgart 
1907, 8. 5lf.). 

2) Vgl. neuerdings Arnold Pöschl, Bischofsgut und menss episco- 
palis I, Bonn 1908, S.48f., der von der Ermöglichung einer besseren 
Abhaltung des Chordienstes ausgeht, und Ernst Mayer, Der Ursprung 
der Domkapitel (Zeitschrift der Savignystiftung für Rechtsgeschichte, 
Kanonistische Abteilung VII 1917) S.1f., der in der beabsichtigten 
Durchführung des Zölibats einen Hauptfaktor für die Einführung der 
vita communis sieht; beides wird richtig sein. 
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gemeinsame Leben wieder aufzugeben, bei der Kirche in 
getrennten Häusern zu wohnen und sich nur zum Chor- 
dienst und zu den Kapitelsversammlungen zu vereinen, 
was dann weiter eine Aufteilung des gemeinsamen Ver- 
mögens in getrennte, dem einzelnen zur Nutzung zugewiesene 
Präbenden gleicher oder verschiedener Größe und damit 
eine Festlegung der Zahl der Mitglieder (capitulum numera- 
tum oder clausum) zur Folge hatte. Diese Entwicklungs- 
stufen haben natürlich nur die älteren Kirchen durch- 
gemacht, die späteren (etwa seit dem 11. Jahrhundert) 
sind sofort als korporative Verbände ohne vita communis 
und mit getrennten Präbenden ins Leben getreten. Diese 
Form haben sie noch heute. 

Wie die vermögensrechtliche Verselbständigung des 
einzelnen Kanonikers naturnotwendig ein Nachlassen der 
strengeren Disziplin nach sich zog, so brachte die Auf- 
lösung des gemeinsamen Lebens insbesondere von selbst 
ein Erschlaffen in dem Eifer für das tägliche Stundengebet, 
ein Beweis, wie zweckmäßig an sich die Anordnung der 
vita communis gewesen war. Um diesem unerwünschten 
Zustand abzuhelfen, wurden schon im Mittelalter, im 12. 
und 13. Jahrhundert, die Präsenzgelder oder Chordistri- 
butionen eingeführt, d. h. jeder Kanoniker bekam fortan 
für die Teilnahme an der einzelnen Hore eine geringe Ent- 
lohnung, die dem Abwesenden entging; das Tridentinum 
hat diese Maßnahme zum verpflichtenden Grundsatz ge- 
macht, dem auch das geltende Kirchenrecht nachkommt.!) 


!) Vgl. c.32 X de praeb. et dignit. III 5, Honorius III. von 1222; 
Trid. Sess. XXI de reform. cap. 3, Sess. XXII de reform. cap. 3, Sess. XXIV 
de reform. cap. 12. Die verwirkten Anteile der Abwesenden kommen 
den Anwesenden durch Anwachsung zugute, so daß die Fleißigen geradezu 
ein Interesse an der Nachlässigkeit der anderen haben; besser wäre es, 
die Nachlässigen durch finanzielle Nachteile zu bestrafen. Die ganze 
Einrichtung berührt überhaupt wenig sympathisch und ist für die heutige 
Zeit kaum verständlich. Eine erfreulichere Auffassung bekunden zwei 
kleine Skulpturen am Choraufgang der Bonner Münsterkirche, einer 
ehemals berühmten Stiftskirche mit zahlreichem Klerus (drei Dignitären, 
vierzig Kanonikern und achtundzwanzig Vikaren), das eine ist ein Engel, 
das andere ein Teufel, beide mit einer Schriftrolle, in welche die Fleißigen 
bzw. Säumigen jedesmal eingetragen werden, um so des himmlischen 
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Neben die Kanoniker treten als weitere Glieder der 
Gemeinschaft, aber ohne zum eigentlichen Kapitel zu ge- 
hören, die Vikare zur Unterstützung der Kanoniker in der 
Erfüllung ihrer kirchlichen Pflichten oder zu ihrer Er- 
setzung beim Chordienst. Auch die Kanoniker sind nicht 
sämtlich Kapitulare, das war namentlich früher häufig der 
Fall. Man muß sonach Kapitel im engeren und weiteren 
Sinn unterscheiden und ferner einfache Kanoniker und 
Kapitulare. Zum Kapitel im weiteren Sinn gehören alle 
(Kapitulare, einfache Kanoniker und Vikare), das Kapitel 
im engeren eigentlichen Sinn bilden allein die Kapitular- 
kanoniker. j 

Der Besitz einer Präbende, überhaupt irgendwelche 
Vermögensrechte, sind für ein Kanonikat, auch ein Kapi- 
tularkanonikat, nicht wesentlich; so die neueren Kanonisten 
seit dem 17. Jahrhundert, die mit Recht zwischen canoni- 
catus (oder canonia) und praebenda als Rechtsinstituten 


Lohnes oder der höllischen Pein teilhaftig zu werden. Über die Distri- 
butionen im jetzigen Kölner Domkapitel vgl. $ 19 und 20 der Erektions- 
urkunde von 1825 (Philipp Schneider, Die partikulären Kirchen- 
rechtsquellen in Deutschland und Österreich, Regensburg 1906, S. 76£.): 
jeder Prälat muß hierfür jährlich 200 Taler und jeder Kanoniker 100 Taler 
geben, aus denen ein Präsenzenfonds gebildet wird; daraus erhält für 
die Teilnahme am täglichen Konventualamt und an der Sonn- und 
Festtagsvesper jeder Domherr, der rechtzeitig und in gebührendem 
Aufzug erscheint, jedesmal !/, Taler, Propst und Dechant jedesmal 
1/), Taler; wer krankheitshalber fehlt, bezieht die Präsenzen weiter. 
In den letzten Jahren ist übrigens im Kölner Dom, ebenso wie kurz 
vorher schon in Paderborn, der tägliche Chordienst abgeschafft worden, 
er findet nur noch an Sonn- und Festtagen statt; wenig Chordienst ist 
bei uns auch in den Domkapiteln der oberrheinischen Kirchenprovinz 
(Freiburg, Rottenburg, Mainz, Fulda, Limburg), während er z. B. in 
Münster regelmäßig abgehalten wird. Vgl. zum Ganzen Philipp Schnei- 
der, Die bischöflichen Domkapitel, Regensburg 1892, S. 321f. Für die 
stadtrömischen Kollegistkirchen hat ein Dekret Pius X. vom 30. No- 
vember 1910 (Acta Ap. Sed. II 1910 S. 959£.) die Pflicht des täglichen 
Chorgebets eindringlich wieder eingeschärft, nachdem ein ähnliches 
Dekret der Konzilskongregation vom 17. September 1902 (Acta Sanctae 
Sedis XXXV 1902/03 S.238f.) nicht den gewünschten Erfolg gehabt 
hatte. Über die Chordienstgepflogenheiten der spanischen Kollegiat- 
kirchen vgl. das Dekret der Konzilskongregation vom 10. Juli 1920 
(Acta Ap. Sed. XII 1920 S. 357*.). 
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unterscheiden, während beide für die ältere Doktrin zwar 
auch begrifflich schon getrennt waren, rechtlich aber der- 
art zusammenhingen, daß das eine ohne das andere nicht 
bestehen konnte.!) Die nichtpräbendierten Kanoniker haben 
entweder eine Anwartschaft auf eine demnächst freiwerdende 
Präbende oder nicht; nur im erstgenannten Fall sahen die 
älteren Kanonisten in Konsequenz ihrer Lehre von dem 
Zusammenhang zwischen Kanonikat und Präbende den 
Betreffenden als Kanoniker an (Expektatar-, Domizellar- 
kanoniker), im zweiten Fall nicht. 


Der Kanoniker muß grundsätzlich Residenz bei seiner 
Kirche halten, da er ja zum Chordienst verpflichtet ist; 
möglich ist aber auch die Befreiung von der Residenz- und 
damit normalerweise von der Chorpflicht, oder aber nur 
von der Chorpflicht ohne Befreiung von der Residenz. 
Es sind also die verschiedensten Kombinationen denkbar, 
je nach den Zwecken bzw. Statuten oder Privilegien des 
einzelnen Kapitels; das gemeine Recht hat von jeher nur 
die Grundsätze aufgestellt, im einzelnen haben die Kapitel 
als Korporationen die Autonomie. So auch der neue Codex 
juris canonici von 1918 (can. 391f.). Schon Raymund von 
Pennaforte klagt in seiner Summa (l. III t. 27 $5) von den 
Kapiteln ‚‚fere quot sunt ecclesiae tot sunt consuetudinum 
varietates“‘. An dieser Mannigfaltigkeit hat auch das Tri- 
dentinum nicht gerüttelt.2) Die Pole sind also der voll- 
präbendierte residenz- und chorpflichtige Numerar-Kapi- 
tularkanoniker (der wirkliche Stiftsherr mit allen Rechten 
und Pflichten) und auf der anderen Seite der unpräbendierte 


1) Vgl. Prospero Fagnani, Jus canonicum sive commentaris 
in quinque libros Decretalium l. Ic. IX de const. n. 2öf. und Fr. Xav. 
Wernz, Jus decretalium II 2, Rom 1906, n. 767 1lIe. Im Brixener Dom- 
kapitel erhielten die neuen Kanoniker Besitz durch Installation im Chor 
und durch Anfassen des eisernen Ringes an der Tür des Kornspeichers 
und Weinkellers, also Trennung von Kanonikat und Präbende; so noch 
1777 (gelegentliche Erwähnung in einer Entscheidung der Konzils- 
kongregation vom 18. September 1790 bei Wolfg. Mühlbauer, The- 
saurus Tesolutionum S. C. Concilii III, München 1877, S. 363). 


2) Vgl. Les chapitres des cathedrales dans le concile de Trente, 
Analecta juris pontificii VI 1862/63 S. 1657f. 
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nicht an der Kirche residierende Supernumerar-Kanoniker 
ohne Kapitelsrechte, ohne Chorpflicht und ohne Anwart- 
schaft auf ein Numerarkanonikat.!) 

Zu erwähnen ist schließlich noch, daß die Kanoniker 
beim Dienst eine besondere Kleidung tragen (Kapitels- 
kleidung), die sie von dem Pfarr- und sonstigen niederen 
Klerus unterscheidet, früher das Superpelliceum und die 
Almutia, jetzt Sutane, Rochett mit Mozzette und Birett 
(meist aus violetter oder roter Seide, die Mozzette oft auf 
Hermelin), vielfach kraft Privilegs auch die majestätische 
Cappa magna und für die Dignitäre die bischöfliche Mitra.?) 


1) Vgl. Wernz, Jus decretalium II 2 S. 576f. n. 776; J. B.Haring, 
Grundzüge des katholischen Kirchenrechts, Graz 1924, S. 276, und über 
die alten deutschen Kapitel Franz Anton Dürr, De varietate praeben- 
‚darum in ecclesiis Germanicis (in Anton Schmidt, Thesaurus juris 
.ecclesiastici III), Heidelberg 1774, S. 232 sowie neuerdings Hans Erich 
‚Feine, Die Besetzung der Reichsbistümer vom westfälischen Frieden 
bis zur Säkularisation (Kirchenrechtliche Abhandlungen von Stutz 
XCVI und XCVII), Stuttgart 1921, S.10f. und besonders Heckel 
&. 8. O. S. 82f., der zwar nur die protestantisch gewordenen deutschen 
Kapitel behandelt, was jedoch ohne Belang ist, da diese in ihrer inneren 
Verfassung sich in nichts von den katholischen unterscheiden; die im 
Mittelalter ausgebildeten Zustände sind hier maßgebend geblieben. Bei 
uns und in Frankreich ist durch die staatlichen Säkularisstionen im 
19. Jahrhundert diese Mannigfaltigkeit großenteils geschwunden, sie 
findet sich noch in den spanischen und portugiesischen Kapiteln und von 
dort aus in Mittel- und Südamerika, wo die kirchliche Einrichtung nach 
der des Mutterlandes gebildet wurde, ebenso in Goa, Macao und Manila 
(vgl. Neher, Statistik III S. 337f.; J. Schmidlin, Missions- und Kultur- 
verhältnisse im fernen Osten, Münster 1914, S. 79, 235); auch das neue 
erst 1919 gegründete brasilianische Kollegiatstift in Sao Sebastiao (s. oben 
S. 178) ist reich gegliedert, es hat als Dignitäre einen Präses, Archi- 
presbyter, Propst und Großkaplan, ferner zwei Offizianten und unter 
den Kanonikaten sechs Priester-, zwei Diakon- und zwei Subdiakon- 
pfründen, dann acht Vikare. 

2) Vgl Josef Braun, Die liturgische Gewandung im Okzident 
und Orient, Freiburg 1907, S.352f. und für die deutschen Kapitel 
Schneider, Domkapitel S+299f. sowie als Einzeldarstellung (die Ent- 
wicklung der ermländischen Kapitelskleidung) neuestens Eugen Brach- 
vogel, Zeitschrift für Geschichte und Altertumskunde des Ermlands 
XXI 1920—23 S. 103f. Die Cappa magna ist z. B. den Aachener Stifts- 
herren durch Art. 40 der Bulle De salute animarum von 1821 (Hilling, 
Quellensammlung für das geltende Kirchenrecht XIII 1918 S. 35) ver- 
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Ebenso genießen die Kollegiatkirchen, die unter sich in 
perinsignes, insignes und einfache geschieden werden, als 
solche einen Ehrenvorrang vor: den gewöhnlichen Kirchen, 
die Kanoniker haben deshalb bei geschlossenem Auftreten 
Präzedenz vor anderen Geistlichen.!) 

Die Errichtung von Kollegiatkirchen, früher den Bi- 
schöfen zustehend, ist jetzt ebenso wie die Errichtung von 
Kathedralen ein päpstliches Reservat; das gleiche gilt von 
ihrer Veränderung oder Aufhebung.?) 


liehen worden, neuerdings auch den Domherren von Montevideo (Acta 
Ap. Sed. XIII 1921 S.489f... Sämtliche Kanoniker, also nicht bloß 
wie sonst die Dignitäre, sind infuliert z. B. im Prager Metropolitan- 
kapitel und in den Kollegiatkapiteln am Wyschehrad in Prag und in 
Altbunzlau (Schulte, Status S. 25). 


1) Cod. jur. can. 391 $ 2 bzw. 106 $ 2; Bouix, De capitulis S. 526f. 


2) Cod. jur. can. 392 Capitulorum tum cathedralium tum collegia- 
lium institutio seu erectio, innovatio ac suppressio sedi apostolicae reser- 
vatur. Sie geschieht jetzt stets durch Constitutio apostolica in feierlicher 
Form, z. B. Acta Ap. Sed. XI 1919 S. 337, XII 1920 S. 530f.; bis zum 
Inkrafttreten des Codex juris canonici war ein Dekret der Konsistorial- 
kongregation üblich, z. B. Acta Ap. Sed. I 1909 S. 279f. — Die übrigen 
für das oben Ausgeführte in Frage kommenden Bestimmungen des Cod. 
jur. can. sind 391 $ 1 Capitulum canonicorum sive cathedrale sive colle- 
giale seu collegiatum est clericorum collegium ideo institutum, ut sol- 
lemniorem cultum Deo in ecclesia exhibeat et, si agatur de capitulo 
cathedrali, ut episcopum ad normam sacrorum canonum, tanquam 
ejusdem senatus et consilium, adjuvet ac sede vacante ejus vices suppleat 
in dioecesis regimine. 393 $ 1 In qualibet ecclesia capitulari sint digni- 
tates et canonici, inter quos varia officia distribuantur; possunt esse 
etiam alia minora beneficia in uno vel pluribus gradibus; $ 2 Capitulum 
constat dignitatibus et canonicis, nisi, ad dignitates quod attinet, aliud 
ex capitularibus constitutionibus erı:atur; non autem inferioribus bene- 
ficiariis seu mansionariis, qui canonicis auxilium praestant; $ 3 Cano- 
nicatus sine adnexis emolumentis ne instituantur sine speciali apostolicae 
sedis concessione. 395f. Distributionen. 405 $ 1 Dignitates, canonici 
et beneficiarii, capta legitime beneficii sui possessione ad normam can. 
1443 —1445, statim pro gradu suo acquirunt, praeter insignia ac privilegia 
propria, scamnum in choro, jus percipiendi {ructus ac distributiones, 
ac vocem in capitulo ad normam can. 411 $ 3. 409 Kapitelskleidung. 
410f. Korporationsrechte, Kapitelsversammlung. 412f. Pflichten, be- 
sonders Chordienst, 413f.. Vgl. im übrigen die Lehrbücher des Kirchen- 
rechts, insbesondere Paul Hinschius, Das Kirchenrecht der Katholiken 
und Protestanten II, Berlin 1878, S. 49f. 
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Ich behandle im folgenden zwei Einzelpunkte aus 
der Geschichte der Kapitel, die Ehrenkanoniker und die 
Honorarkapitel. Davon erscheint mir die Frage der Ehren- 
kanoniker als noch nicht genügend untersucht, die Honorar- 
kapitel als neue Erscheinung sind, soweit ich sehe, bisher 
noch gar nicht behandelt. Zugleich gehe ich auf die Stel- 
lung der nichtresidierenden Kanoniker ein. Ich verhehle 
mir nicht, daß die Ausführungen im einzelnen sehr der 
Ergänzung fähig sein werden, es ist ein erster Überblick. 
Um nicht ins Uferlose zu geraten, habe ich mich auf das 
gedruckt vorliegende Material beschränkt. 


I. 


Die Entwicklung des Begriffs Ehrenkanoniker 
und die Ausgestaltung des Instituts bis zum Ende 
des 18. Jahrhunderts. 


Über die Ehrenkanoniker enthält der neue Codex juris 
canonici genaue Bestimmungen: 406 $1 Episcopo, non 
autem vicario generali nec vicario capitulari, jus est cano- 
nicos ad honorem nominandi sive dioecesanos sive extra- 
dioecesanos cum consilio capituli cui canonicus est ad- 
scribendus, sed episcopus raro et caute hoc jure utatur; 
$ 2 Sacerdotem alienae dioecesis canonicum ad honorem 
nominaturus, episcopus, praeter capituli sui consilium, ordi- 
narü, cui subjectus est nominandus, assensum impetret, 
sub poena nominationis irritae, eundemque ordinarium in- 
signia edoceat ac privilegia, quorum usum nominandus 
exinde habiturus sit; $ 3 Canonici ad honorem extra dioe- 
cesim in qua nominati sunt degentes numero sint tertia 
parte minores canonicis titularibus. 407 $ 1 Canonici ad 
honorem alicujus basilicae vel ecclesiae collegialis almae 
Urbis, privilegüs et insignibus uti possunt tantum intra 
ejusdem basilicae vel collegiatae ecclesiae ejusque filialium 
ambitum; canonici vero ad honorem aliarum ecclesiarum 
extra Urbem, privilegis et insignibus utantur in dioecesi 
tantum ubi nominati sunt, non autem extra dioecesim, 
nisiı ad normam can. 409 $ 2; $ 2 Canonici ad honorem, 
praeter insignia et privilegia seu jura honorifica, obtinent 
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etiam scamnum in choro. 408 $ 1... . dignitates .. . 
praecedunt canonicis, canonici antiquiores, qui nempe prius 
possessionem ceperunt, posterioribus, canonici titulares ho- 
norariüs, honorari beneficiariis ..... . 411 $ 3 In capi- 
tulis vocem habent canonici, exclusis honorariis, et digni- 
tates, si una cum canonicis capitulum constituunt ad nor- 
mam can. 393 $ 2. 


Damit ist erstmals eine gemeinrechtliche Regelung 
dieses Instituts erfolgt. Bisher gab es ein jus commune 
nur hinsichtlich einzelner Punkte, z. B. Leos XIII.’ Erlasse 
von 1884 und 1894, auf die unten zurückzukommen sein 
wird; was im übrigen als solches für die Ehrenkanoniker 
vorgebracht wurde, waren Einzelentscheidungen oder bloße 
Lehrmeinungen. Maßgebend war vielmehr das Partikular- 
recht, so daß die Rechtsverhältnisse der Ehrenkanoniker 
nach den speziellen Privilegien oder den bestehenden Ge- 
wohnheiten jeder Kirche zu beurteilen waren. Die Recht- 
mäßigkeit dieser Praxis wurde daraus abgeleitet, daß kein 
entgegenstehendes Kirchengesetz erlassen war!). In Zu- 
kunft ist das anders. Nun kann — natürlich mit der Klausel 
der Cod. jur. can. 3 über das Fortgelten etwaiger entgegen- 
stehender Abmachungen durch Konkordate u. dgl. — jeder 
Bischof bei seinem Domkapitel und etwaigen Kollegiat- 
kirchen seiner Diözese nach Anhörung des betreffenden 
Kapitels Ehrenkanoniker ernennen, jedoch nach reiflicher 
Überlegung und nicht zu häufig; es können sowohl An- 
gehörige seiner Diözese sein als auch Fremde, diese aber 
nur nach Anhörung seines Domkapitels und mit Zustimmung 
ihres Diözesanbischofs und in bestimmter Höchstzahl; die 
Ehrenkanoniker haben kein Stimmrecht im Kapitel, keine 
Residenz- und Chorpflicht, wohl aber außer dem Titel und 
den Ehrenrechten, deren Gebrauch näher geregelt ist, die 
Kapitelskleidung und einen Platz im Chor, und zwar hier 
sowie bei geschlossenem Auftreten des Kapitels (in Pro- 
zessionen u. dgl.) hinter den wirklichen Kanonikern und 
vor den Vikaren der betreffenden Kirche. Mit dieser ge- 
setzlichen Regelung ist eine lange und vielgestaltige Ent- 


1) Vgl. Bouix a.a.0. S. 153. 
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wicklung zum Abschluß gebracht; es lohnt daher, ihren 
Phasen einmal nachzugehen. Freilich ist die genaue Ent- 
stehungszeit und -art dieses Instituts als solche nirgends 
überliefert!), es finden sich nur zufällige Aufzeichnungen 
meist aus Anlaß von Zweifeln oder Streitigkeiten, aus 
denen man sich die Entwicklungsgeschichte zusammen- 
stückeln muß. 

Herkömmlich werden als Urtyp unserer Honorarkano- 
niker die Laien- speziell Fürstenkanoniker des Mittelalters 
bezeichnet. Es war früher nämlich üblich, auch Laien als 
Kanoniker aufzunehmen und ihnen eine Kanonikalprä- 
bende zu erteilen, so ist es z. B. beim Halberstädter Dom- 
kapitel im Jahre 1187 bezeugt.2) Der Grund hierfür war 
etwa, daß keine geeigneten Kleriker in genügender Zahl 
vorhanden waren, vielleicht hin und wieder auch die Ab- 
sicht, einem befreundeten oder um das Stift verdienten 
Laien einen Vermögensvorteil zukommen zu lassen. Es 
war eine verbreitete Sitte, entsprach aber nicht dem kirch- 
lichen Zweck der Stiftungen, deshalb wurde es schon von 
Papst Klemens III. Ende des 11. Jahrhunderts verboten?) 
und hat sich allmählich verloren. Erhalten aber hat sich 
bis in die Gegenwart die gleichfalls ins Frühmittelalter 
zurückgehende Übung, Fürsten und Große, denen man sich 
verbunden fühlte, oder deren Schutz man erkaufen wollte, 
zu Kanonikern zu machen. So wurde der deutsche König 
in Aachen, im Kölner Dom, in Utrecht und als Kaiser auch 
in St. Peter und bisweilen im Lateran in Rom aufgenommen, 


1) Auch Bouix klagt (a. a. O. S. 151) „fateor nulla mihi occurrisse 
sat clara documenta, e quibus quaestionem hanc (a quo tempore in- 
valuerit mos creandi canonicos honorarios proprie dictos) utcunque 


solvere possem ... . . ; forsan absonum non erit dicere, canonicos mere 
honorarios quales hodie exstant ... . sat recentioribus incoepisse 
temporibus‘“. 


2) Vgl. Albert Brackmann, Urkundliche Geschichte des Halber- 
städter Domkapitels im Mittelalter (Zeitschrift des Harzvereins für Ge- 
schichte und Altertumskunde XXXII 1899) S.8 Anm. I. Über Laien- 
kanoniker in Spanien und Italien im 11. und 12. Jahrhundert vgl. Mayer, 
Ursprung der Domkapitel a.a.0O. 8.8 und 27. 

®) Vgl. c..2 X 3,7 „.... cum laici non debeant in canonicorum 
aumero computari‘. 
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er leistete den Kapitelseid in die Hand des Vorstehers und 
verpflichtete sich, die Satzungen zu achten und das Stift 
zu schützen; in den täglichen Obliegenheiten (Chordienst) 
ließ er sich dann durch einen oder mehrere Vikare ver- 
treten, die von den Einkünften seiner Pfründe lebten; wenn 
er aber in die betreffende Kirche kam, legte er das geist- 
liche Gewand an und fungierte dort, soweit das für ihn 
als Laien möglich war, es wird z. B. wiederholt berichtet, 
daß er am Weihnachtsfest im Chordienst die siebente 
Lektion der Matutin (Exit edictum de Caesare Augusto 
nach dem Lukasevangelium) und in der Messe das Evan- 
gelium gesungen habe. Hierhin gehören auch die sog. 
Königspfründen in den Domkapiteln von Bamberg, Regens- 
burg, Straßburg, Lüttich, Worms, Speier, Mainz und Trier, 
das waren vom Kaiser gestiftete Kanonikate, die aber von 
Anfang an bestimmungsgemäß von Vikaren versehen wur- 
den. Ähnlich wie der deutsche König war der von Frank- 
reich Kanoniker im Lateran, ferner in Le Mans!), Angers, 
Poitiers, Tours und St. Denis, der von England in Canter- 
bury, der spanische in Burgos und Leon und als Graf von 
Barcelona in der dortigen Kathedrale, ebenso der Herzog 
von Burgund in Dijon und mehrere französische Seigneurs 
in verschiedenen Kirchen Frankreichs.?) 


1) Nicht in Mons, wie Rudolf Scherer, Handbuch des Kirchen- 
rechts I, Graz 1886, S. 593 Anm. 122 sagt. 


2) Du Cange, Glossarium ad scriptores mediae et infimae latini- 
tatis, Editio nova Basel 1762, I 2 S. 98: „Canonici ... . . laici, qui ex 
quodam privilegio hac dignitate in ecclesiis canonicalibus gaudebant. 
Id enim juris interdum sibi reservarunt principes in iis ecclesiis, quas 
aut a fundamentis erexerant aut amplis dotaverant reditibus aut praediis, 
ut in tesseram et notam quandam patronatus canonicorum catalogis 
adscriberentur et, cum isthuc proficiscerentur, saecularibus depositis 
insignibus lineum supparum seu superpelliceum induti cum aliis collegis 
fungerentur ecclesiastico munere. Interdum etiam ab ipsis ecclesiis 
donabantur ejusmodi praebendis, ut essent, qui earum bona ac praedia 
tutarentur‘‘, dort dann zahlreiche Beispiele aus früher und später Zeit 
bis 1683; ferner Lud. Thomassinus, Vetus et nova ecclesiae disciplina 
circa beneficia et beneficiarios, Ed. postrema Mainz 1787, III S. 466f. 
und M. Durand de Maillane, Dictionnaire de droit canonique I!3, 
Lyon 1776, S. 441, der als Besonderheit der französischen Könige berichtet, 
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Waren diese fürstlichen Stiftsherren nun Ehrenkano- 
niker in dem oben dargelegten Sinn? Im 17 .und 18. Jahr- 
hundert werden sie wohl als canonici honorarü bezeichnet, 
so von Du Cange und Durand'), und Buder?) gibt da- 
für die Begründung, weil sie weder Kleriker noch Zölibatäre 
seien und auch sonst nicht den an Kanoniker kirchenrecht- 
lich zu stellenden Erfordernissen genügten. Daß sie den 
nachtridentinischen Anschauungen nicht entsprachen, ist 
klar, im Mittelalter dagegen nahm man an derartigen Dingen 
keinen Anstoß; noch 1529 bei der Kaiserkrönung Karls V. 
eilten die Chorherren vom Lateran nach Bologna, um den 
neuen Kaiser zu ihrem Mitglied zu machen, ‚‚receperunt 
capitulariter in canonicum et confratrem‘ heißt es dabei.?) 
Diese Fürsten waren damals wirkliche Kanoniker mit allen 
Rechten und Pflichten, nur daß sie nicht Kleriker waren, 
und da bekanntlich schon die Tonsur den Kleriker macht 
(so noch heute, Cod. jur. can. 108 $ 1: Qui divinis mini- 
steriis per primam saltem tonsuram mancipati sunt, clerici 
dicuntur), unterschieden sie sich u. U. nur sehr wenig von 
den geistlichen Stiftsherren, für deren Aufnahme damals 


daß sie das ihnen beim Eintritt in ihre Kirche überreichte Chorkleid 
(almutia und superpelliceum) an einen Geistlichen ihres Gefolges weiter- 
gaben, der damit eine Expektative auf das nächstfreiwerdende Kanonikat 
dieser Kirche erwarb, ‚‚lorsqu’il y fait son entre&e, on lui presente l’aumusse 
et le surplis et l’ecel&siastique, ä& qui S. M. les remet, est cre& chanoine 
expectant‘. Über die deutschen Königspfründen handeln Georg Chri- 
stoph Neller, De imperialibus praebendatis (in Schmidt, Thesau- 
rus V S.89f.) und Christian Gottlieb Buder, De canonicatibus 
Imperatorum augustorum Germaniaeque regum, Jena 1738 (in An- 
dreas Mayer, Thesaurus novus juris ecclesiastici potissimum Ger- 
manise IV, Regensburg 1794, S. 39f.), ferner Hinschius, Kirchenrecht 
II 1 S.76f. und Schneider, Domkapitel S.81f. Über die Aufnahme 
und den Eid des deutschen Königs im Kölner Kapitel vgl. Hermann 
Hüffer, Forschungen auf dem Gebiet des französischen und rheinischen 
Kirchenrechts, Münster 1863, S. 266f. 

1) Du Cange, Glossarium I2 S. 98 „canonici honorarii seu laici‘“, 
Durand, Dictionnaire I S. 441 ‚„chanoines honoraires hereditaires“. 

2) In der in der vorletzten Anmerkung angegebenen Schrift S. 41. 

3) Die Stellen bei Thomassin a.a. O. III S. 470; vgl. im übrigen 
Eduard Eichmann, Die Ordines der Kaiserkrönung (Savigny-Zeit- 
schrift Kan. Abt. II 1912) S. 1f. 
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zunächst keine bestimmten Weihegrade vorgeschrieben 
waren; in den alten Kapiteln, nicht nur in den feudalen, 
gab es bis zum Beginn des 19. Jahrhunderts vielfach Mino- 
risten oder gar nur Tonsurierte, höchstens Diakone und 
Subdiakone und nur wenig Priester.) Auch das Verbot der 
Laienkanonikate durch Papst Klemens III., das von einem 
ganz anders gelagerten Einzelfall ausging, berührte die 
Fürstenkanoniker nicht. Und weil sie Kanoniker waren 
mit Pflichten, nicht wie die heutigen Honorarü nur mit 
Ehrenrechten, mußten sie zu ihrer Vertretung einen Vikar 
bestellen, was ein Ehrenkanoniker nicht nötig hat; sooft 
sie bei der Kirche anwesend waren, hatten sie auch Sitz 
und Stimme im Kapitel. Die Fürstenkanoniker sind in ihrer 
geistlich-weltlichen Stellung etwa den Ordensrittern zu ver- 
gleichen, die sogar die mönchischen Gelübde ablegen, je- 
doch so, daß an Stelle des normalen Gelübdes der Ehe- 
losigkeit vielfach das votum castitatis conjugalis tritt, so 
daß unbeschadet ihres Ordensstandes für die Ritter u. U. 
keine Zölibatspflicht besteht und sie in der Ehe Kinder 
zeugen dürfen.?) 

Diese mittelalterlichen Fürstenkanoniker sind unseren 
Honorarkanonikern nicht wesensgleich.?) Erst in neuerer 
Zeit mit dem Durchbruch der Auffassung, daß Laien und 
in anderen Ämtern Befindliche nicht wirkliche Kapitels- 
glieder und Bezieher einer Pfründe sein sollen, machte man 
sie zu Ehrenmitgliedern im eigentlichen Sinn. So hat im 
19. Jahrhundert Napoleon III. als Erbe der französischen 
Könige ein Ehrenkanonikat im Lateran erlangt und jüngst, 
bei seinem Besuch im Vatikan im Sommer 1924, wurde 


!) Jetzt ist, nachdem das Tridentinum Sess. XXIV de ref. cap. 12 
zunächst verlangt hatte, daB wenigstens die Hälfte der Kanoniker eines 
Stiftes Priester seien, allgemein Priestereigenschaft vorgeschrieben (Cod, 
jur. can. 404 $ 1). Dieim Jahr 1919 geschehene Errichtung der Diakonal- 
und Subdiakonalpfründen in Sao Sebastiao (s. o. S.185 Anm. 1) wider- 
spricht also dem gemeinen Recht. 

2) Vgl. hierüber die Mitteilungen aus der Praxis des 19. Jahr- 
hunderts von Nilles und Wallnöfer im Archiv für kath. Kirchen- 
recht LXI 1889 S. 329f. bzw. LXII 1889 S. 93f. 


$) So auch Bouix a.a.0. S. 151. 
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König Alfons von Spanien in St. Maria maggiore in Rom 
als Kanoniker aufgenommen.) | 

Es dürfte also irrig sein, in den Fürstenkanonikaten 
des Mittelalters den Ursprung unserer Ehrenkanoniker zu 
sehen, zudem findet man dabei auch nie die Brücke zu 
der in der Neuzeit auftretenden Erscheinung der zahlreichen 
geistlichen Ehrenkanoniker. Es muß dafür ein anderer 
Ursprung gesucht werden. 

Die Bezeichnung Honorarkanoniker für die fürstlichen 
Stiftemitglieder, die man früher für sie nicht verwendet 
hatte, begegnet, wie gesagt, seit dem 17. Jahrhundert, und 
zwar ziemlich unvermittelt, so daß man geneigt sein könnte, 
daraus zu entnehmen, daß auch der Begriff canonicus hono- 
rarius eine Erfindung dieser Zeit sei, zumal die Bezeichnung 
in Frankreich gebraucht wird (Du Cange). Das ist aber 
durchaus nicht der Fall, der Begriff war schon viel früher 
bekannt. Natürlich findet er sich noch nicht in den Kano- 
nikerregeln des 8. und 9. Jahrhunderts, auch bei Gratian 
und in den Dekretalen erscheint er nicht, wenn ich richtig 
sehe?), wohl aber bald nachher in der Summa auresa des 


ı) Kölnische Volkszeitung 1924 Nr. 523, 10. Juli; Sägmüller irrt 
also, wenn er, Lehrbuch des kath. Kirchenrechts I®, Freiburg 1914, 
8.453 sagt, daß die frühere Sitte, Fürsten zu Ehrenkanonikern zu 
«enennen, aufgehört habe. — Wie Könige und andere hervorragende 
Persönlichkeiten wurden übrigens auch die Diözesanbischöfe vielfach 
zu Mitgliedern ihrer Domkapitel gemacht, es gab neben den Königs- 
such Bischofspfründen, die dann gleicherweise von Stellvertretern ver- 
sehen wurden, so in Münster, Lüttich, Worms (hier war im 18. Jahr- 
hundert der bekannte Würdtwein Inhaber der praebenda episcopi), 
‚Halberstadt, Meißen, wahrscheinlich auch anderswo. Noch heute hat 
der Bischof von Hildesheim im dortigen Dom sein stallum (außer dem 
Thron) und nimmt auch mit den Kanonikern am Chordienst teil Im 
Kölner Dom endlich war früher noch ein stallum papae; über eine dem- 
nach zum mindesten beabsichtigte Mitgliedschaft des Papstes im dortigen 
Kapitel bzw. über päpstliche Vikare ist indessen nichts bekannt, vgl 
hierüber Hüffer, Forschungen 8. 266f. 

2) Vgl. neuestens Serafino de Gennaro, Parrocchia e beneficio 
el medio evo, S. Maria C. V. 1913, der S. 438f. über die Kapitel handelt 
und dabei eingehend die mittelalterliche Gesetzgebung bringt, aber 
‚nichts von Ehrenkanonikern kennt, außer den vicarii regis und episcopi 
(8. 443). Vgl. auch Fr. Santi-Leitner, Praelectiones juris canonici III. 
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Hostiensis, und dieser, der 1271 gestorbene Kardinalbischof 
von Ostia Heinrich von Susa, dürfte wohl den Begriff 
aufgebracht haben. 

Ausgehend von dem Grundsatz, daß kein Kleriker ohne 
einen kanonischen Titel geweiht werden darf, daß umgekehrt, 
aber auch niemand in mehreren Kirchen tituliert, d. h. prä- 
bendiert sein soll, daß deshalb insbesondere ein Kanoniker, 
weil er nur bei einer Kirche wirklich Residenz halten und 
seine Pflichten erfüllen kann, nicht Kanonikate in ver- 
schiedenen Kirchen besitzen könne, es sei denn mit Dispens 
(necessitate vel utilitate ecclesiae exigente)!) — hiervon also 
ausgehend, führt der Hostiensis diesen Grundsatz dann 
weiter aus und sagt: ‚possunt esse canonici sine praebenda‘‘, 
es kann aber auch unpräbendierte Kanoniker geben, und 
wenn das Dekret sagt: ‚quod canonicus praebendarius esse 
non potest in diversis ecclesüs‘‘, so liege darin von selbst, 
daß ein Kanoniker ohne Präbende sehr wohl gleichzeitig 
an einer weiteren Kirche in Amt und Pfründe sein könne, 
„sed bene potest esse canonicus non praebendarius‘‘, denn 
ein an der Stiftskirche unpräbendierter Kanoniker braucht 
nicht Residenz zu halten; ‚et tales honorarii canonici 
possunt vocari‘‘, derartige unpräbendierte, nicht residenz- 
pflichtige Kanoniker könne man Ehrenkanoniker nennen. 
Damit tritt der Begriff zum ersten Male auf. Und wie kommt. 
der Hostiensis auf diese Bezeichnung? Er sagt es selbst: 
„argum. fl. de administr. tutor. si plures $ 2°, er verweist 
also auf 1.3 $ 2 D. 26, 7, eine Ulpianstelle, in der von dem 
tutor honorarius die Rede ist, und fährt dann fort: ‚‚hono- 
raria enim tutela non computatur in numero trium tutela- 
rum, ff. de ritu nupt. si quis tutor $ quid ergo et de hoc 


Regensburg 1898, 8.130: „Jure decretalium canonici causa tantum 
honoris non agnoscebantur.‘“ 


1) Decr. Grat. pars I dist. 70 can. 2 (Urban II. 1095): „Sanctorum 
canonum statutis consona sanctione decernimus, ut sine titulo facta. 
ordinatio irrita habeatur, et in qua ecclesia quilibet titulatus est, in ea 
perpetuo perseveret. $ 1 Omnino autem in duabus aliquem titulari non 
liceat, sed unusquisque in qua titulatus est, in ea tantum canonicus. 
habeatur. Licet enim episcopi dispositione unus diversis praeesse possit 
ecclesiis, canonicus tamen praebendarius, nisi unius ecclesiae, in qua 
conscriptus est, esse non debet.* 
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ff. de solut. quod si forte $ 1... .““ (Verweisung auf ]l. 60 
$ 2 D. 23, 2, Paulus, und 1.14 $ 1 D. 46, 3, Ulpian). Vor- 
bild war ihm danach der altrömische tutor honorarius, der 
ja neben einem wirklichen vollverpflichteten Tutor stand 
und nicht die normalen Pflichten eines Vormunds hatte, 
so daß die tutela honoraria mit einer wirklichen Tutel 
nicht inkompatibel war. 

Welche Fälle eines canonicus honorarius in diesem 
Sinne sind nun denkbar? Da bringt der Hostiensis, und 
das ist äußerst wichtig, Beispiele aus seiner Erfahrung: es 
wird ein in anderer Stellung befindlicher Geistlicher zum 
Kanoniker ohne Präbende angenommen ‚‚quia bonus cleri- 
cus est‘; oder ein Kapitelsmitglied ist irgendwo Bischof 
geworden und muß darum wegen Inkompatibilität mit dem 
neuen Amt seine Präbende an der Stiftskirche aufgeben, 
dann kann er, wenn das Kapitel es wünscht, unpräbendierter 
Ehrenkanoniker bleiben; der Abt eines benachbarten Klo- 
sters, der wegen seines Ordensstandes ja nicht wirklicher 
Kanoniker sein kann, wird als Ehrenkanoniker aufgenommen 
und dann als Gast zu den Kapitelsversammlungen zu- 
gezogen, ohne Einkünfte zu genießen; das Kapitel macht 
einen erfahrenen, etwa besonders rechtskundigen Kleriker 
einer anderen Kirche zum Ehrenmitglied, um durch dessen 
Kenntnisse Nutzen zu haben, ‚quia habebit advocatum 
sine salario‘, denn ein solcher würde ja, auch wenn er eine 
Präbende als Vollkanoniker hätte, keine Residenz halten, 
sondern sich durch einen Vikar beim Offizium vertreten 
lassen, da er als Advokat aus seiner Kenntnis ein Gewerbe 
machen darf!) und dann ohnehin draußen leben müßte; 
endlich ernennen verarmte Kirchen, bei denen wegen un- 
genügender Einkünfte die Zahl der Kanoniker sonst sehr 
gering sein würde, Kleriker, die bereits ein anderes sie 
unterhaltendes Benefizium haben, zu unpräbendierten Mit- 
gliedern. Also die verschiedensten Gründe.?) Und der 


1) Decr. Grat. pars II C. XI qu. III c. 71: „non licet judici vendere 
justum judicium, etsi liceat advocato vendere justum patrocinium et 
jurisconsulto rectum consilium‘““. 

?) Henricus de Segusia, Summa super titulis decretalium (zwi- 
schen 1250 und 1261 entstanden, später oft gedruckt, ich zitiere nach der 
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Gewinn bei derartigen Ernennungen ? Der bonus clericus 
wird, durch die Verleihung des Kanonikertitels geehrt und 


Kölner Ausgabe von 1612f.) III 4 de clericis non residentibus $ 2 olericus 
qualiter debeat residere (S. 226; die Beweisstellen habe ich meist durch 
eingeklammerte Punkte bezeichnet): „. . . . olericus qui diversas habet 
praebendas possit habere praebendam in absentia, dummodo lingus 
serviat ut puta quis bonus est canonista vel legists; (..... .. .) aliquis 
possit habere locum in duabus ecolesiis, si utrique utilis sit et necessarius 
(22... .) ex dispensatione episcopi in minoribus beneficiis et in majori- 
bus de dispensatione papae (... + .)} «.....5 item possunt 
esse canonici sine praebenda, quod etiam expedit ecolesiis, quae 
non sufficerent omnibus indigenariis, et hoo voluit notare deoretum, 
quando dixit, quod oanonicus praebendarius esse non potest in diversis 
ecclesiis quod dicit „‚sed bene potest esse canonicus non praebendarius“‘, 
et tales honorarii canonici possunt vocari (argum. ff. ce administr. tutor 
si plures $ 2); honoraria enim tutela non computatur in numero trium 
tutelarum (ff. de ritu nupt. si quis tutor $ quia ergo et de hoc ff. de solut. 
quod si forte $ 1... .. .)““ — IH 5 de praeb. et dignit. $ 3 oui sit 
conferenda (S. 228): „. ..... Saecularium vero beneficiorum aliud 
summum ut episcopatus (. . . . . .); aliud duplex, puta dignitas vel 
personatus (. . .. . .) vel aliud beneficium habens curam (..... .); 
aliud simplex, et horum aliud requirit consilii maturitatem tantum, 
aliud obsequii assiduitatem tantum, aliud utrumque (..... .). Bene- 
ficium saeculare simplex, quod requirit consilii maturitatem tantum, 
potest appellari canonia sine praebenda, ut si quis recipistur in 
canonicum alicujus ecclesiae, quia bonus clericus est, uti sic habeat 
vocem tamquam canonicus, non tamen praebendam, sicut ali- 
quoties vidi de facto, et potest talis vocari canonicus honorarius 
ad exemplum tutoris (arg. fi. de administr. tutor. si plures), vel quia 
canonicus alicujus ecclesiae factus episcopus nihilominus in 
prima canonicus remanet, sicut est in quibusdam ecclesiis de 
consuetudine speciali, licet forsan de novo recipi non posset (. . . . .), 
vel illud est speciale in abbate (...... ), qui etsi verum et 
oboedientem canonicum non possit recipi (. . . . - » ) tamen in honora- 
rium sic potest recipi, quodinmultisecclesiisobservatur(.....). 
Talis vocabitur et admittetur ad communes tractatus et recipietur tam- 
quam hospes et finito tractatu recedet et nihil percipiet quia non feocit 
residentiam personalem. Ad hoc non est idoneus laicus (.. . . . .) 
nec puer, quia nescit seipsum regere (...... ), ergo cum inhabilis 
sit omnino etiam necessitate imminente ad talem honorem promoveri 
non potest (......» ). Beneficiatus vero in alia ecclesia circum- 
spectus et jure peritus ad hoc idoneus est, et sio possunt exaudiri jura 
quae innuunt, quod aliquis possit habere locum in diversis ecclesiis (si) 
expedit ... .. ; expedit autem ipsis ecclesiis duobus modis, vel quia 
non possent sufficere omnibus canonicis si praesentes essent ubi non est 
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für seine Tüchtigkeit oder seine etwaigen Verdienste be- 
lohnt; mit der Erwählung des Bischofs und Abts ehrt das 
Kapitel sich und den Ernannten; bei der Bestellung des 
erfahrenen und rechtskundigen Klerikers hat das Kapitel 
wohl den Nutzen, er aber auch die Ehre, denn die Kano- 
niker waren ja höher bewertet als der gewöhnliche Klerus, 
so daß jede Ernennung zum Kanoniker eine Ehrung des 
betreffenden Geistlichen bedeutet; bei verarmten Kirchen 
haben ebenfalls beide den Gewinn, der Ernannte die Ehre, 
das Kapitel einen vollen Chor und damit ein besseres Er- 
scheinen als bei leeren Reihen. 

Im ganzen sind es (abgesehen von der Bestellung des 
Abtes, mit dessen Ordensstand ein Kanonikat nicht mehr 
als vereinbar gilt)!) wohl dieselben Verhältnisse, die auch 
heute normalerweise zur Ernennung von Ehrenkanonikern 
führen. Zwischen den Honorarü des Hostiensis und unseren 
heutigen Ehrenkanonikern besteht aber der große Unter- 
schied, daß jene Sitz und Stimme im Kapitel haben, was 
heute fehlt, und sie sich nur durch den Mangel einer Prä- 
bende und damit der Residenz- und Chorpflicht von den 
gewöhnlichen Kanonikern unterscheiden; es sind, modern 
gesprochen, nichtresidierende Kanoniker ohne Kanonikal- 
präbende, also wirkliche, keine Ehrenkanoniker, Kanoniker 


certus canonicorum numerus institutus et omnis habent communia, 
vel quia habebit advocatum sine salario, quia alias posset vendere suum 
patrooinium (Hinweis auf die in voriger Anm. abgedruckte Stelle aus 
dem Corpus juris); qua ratione oonsiderats etiamsi praebendam habeat 
assignatam ipsam forte percipere poterit vicario magis idoneo, qui sit 
ipse quoad officium, constituto ad servitium ecclesiae faciendum, sicut 
et in quibusdam ecclesiis consuetudo obtinet, quae tuenda 
videtur.‘‘ Dann nach Ausführungen über Benefizien schlechthin: „patet 
ex praemissis, quod alius est canonicus tantuni, et praebendarius tantum 
(z. B. der Vikar), alius est canonicus praebendarius, et secundum hoc 
planum est, quod dicitur 70. distinctione Sanctorum, scilicet, quod, 
quamvis dispensatione episcopi valeat quis praeesse diversis ecclesiis, 
subaudi, vel tamquam canonicus tantum locum tenere. Canonicug 
tamen praebendarius non poterit esse, nisi subaudi (sicut supra noß) 
necessitate vel utilitate ecclesiae exigente. .... . Quod canonicug 
non debet esse sine praebenda utrumque est, si personaliter resideat 
. eb serviat.“ 

1) Vgl. Cod. jur. can. 626. 


198 | Hermann Nottarp, 


im Sinne des Cod. jur. can. 393 $ 2.1) Weil unpräbendiert, 
brauchen sie sich nicht durch einen Vikar vertreten zu 
lassen. 

Auch diese Honorarü des Hostiensis, die in der neueren 
Literatur ganz übersehen worden sind ??), können ebensowenig 
wie die Fürsten- und sonstigen Laienmitglieder der alten 
Kapitel als das Vorbild der jetzigen Ehrenkanoniker ange- 
sehen werden. Übrigens sind sie als solche damals auch all- 
mählich in Vergessenheit geraten, das Spätmittelalter dachte 
wohl zu real, um sich mit einer solchen mittellosen Ehre 
abzufinden und sie gar als erstrebenswert zu erachten. 
Schon Alexander III. (1159—1181) sagte: ‚non est con- 
gruum, ut praebenda careat, qui in canonicum noscitur 
esse receptus‘‘, ähnlich Innocenz III. (1198—1216): ‚‚vide- 
tur indignum, ut receptus in canonicum praebendae bene- 
ficio defraudetur‘®), und der Hostiensis selbst führt an 
anderer Stelle aus, daß ein derartiges Recht sine re corporali 
(d. h. ohne Präbende) nicht lange bestehen könne, wie 
auch die Seele nicht ohne den Körper); die späteren Kano- 
nisten nannten es ein nomen re vacuum, ein jus ventosum 
oder inane, eine dignitas ventosa.°) Auch der Name cano- 
nicus honorarius verschwindet anscheinend ganz; der Abbas 

1) S. o. S. 186 Anm. 2. 

2) Nur Gg. Anton Huller, Die juristische Persönlichkeit der 
kath. Domkapitel in Deutschland, Bamberg 1860, S. 54 sagt, daß auch 
schon im Mittelalter außer den wirklichen Mitgliedern der Kapitel Ehren- 
mitglieder vorkommen ohne Verpflichtungen und Einkünfte, in der 
Regel seien es um die Kapitel verdiente Männer gewesen (ohne Quellen- 
angabe), und Arnold Pöschl, Kurzgefaßtes Lehrbuch des kath. Kirchen- 
rechts, 2. Auflage, Graz und Leipzig 1921, erwähnt S. 149, daß es auch 
in früherer Zeit Ehrenmitglieder der Kapitel gegeben habe, ohne sich 
näher darüber auszulassen. 

®) In c.9 X 3,5 bzw. c. 19 eod. 

*) Summa III 8 de concessione praebendae et ecclesiae non vacantis, 
$2 an conferri vel promitti possit (a. a. O. S. 233): „... . est ratio, 
quia ex quo canonicus est, non debet esse sine praebenda (...... ), 
tale enim jus sine re corporali diu esse non potest sicut nec anima sine 
corpore (...... ) 

6) Z.B. Abbas Panormitanus, Commentaria decretalium, de 
praeb. cap. 7 n.8 (Ed. Venet. 1617 III S.29); Fagnani, Jus canoni- 
cum, de praeb. cap. 19 n. 20f. (Ed. Venet. 1742 III S. 104£.). 
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Panormitanus, Nicolaus de Tudeschis, der in der ersten 
Hälfte des 15. Jahrhunderts seine vielbenutzten Commen- 
taria Decretalium schrieb, erwähnt ihn nicht, er bezeichnet 
die präbendelosen Kanoniker als Supernumerare!), ebenso- 
wenig spricht das Tridentinum von Honorarkanonikern, und 
die Kanonisten des 17. und 18. Jahrhunderts, so De Luca, 
Thomassin?) und Ferraris?®), auch Barbosa, der über 
die Kapitel ein großes Werk geschrieben hat und darin ein- 
gehend alle Verhältnisse der Kanoniker behandelt®), schwei- 
gen darüber; nur Fagnani verwendet in seinem erstmals 
1661 erschieneneh Jus canonicum die Bezeichnung, aber 
höchst selten und dann stets mit ausdrücklicher Ver- 
weisung auf den Hostiensis); Du Cange aber, der gleich- 
falls im 17. Jahrhundert schrieb und, wie erwähnt, den 
Begriff canonicus honorarius kennt, gebraucht ihn aus- 
schließlich für die Fürsten- und Laienkanoniker, nicht für 
Geistliche. 

1) S. vorige Anm. I S.25f. tit. de const. cap. Cum M. Ferrar. 
n.29f. und besonders III S. 24 tit. de praeb. cap. Relatum n. 3: „cano- 
nicus vero sine praebenda licite dat vocem in capitulo et ita facit tan- 
quam canonicus, ubi non est certus numerus, nam potest quis dici super- 
numerarius; sed omnes habent aequale jus.‘“ 

3) S. 0. S.190 Anm. 2. 

®) Lucius Ferraris, Prompta bibliotheca canonica, zuerst 1746 
erschienen, Ed. Venet. 1782 I S. 99f., am Schluß (8.161) bringt er 
einiges über Supernumerarkanoniker. 

“) Aug. Barbosa, Tractatus de canonicis et dignitatibus, zuerst 
1631 erschienen. 

5) 2. B. 1. III cap. 19 de praeb. n. 8—10, a. a. O.1S. 104: „quamvis 
enim canonicus esse non possit sine spe et expectatione futurae prae- 
bendae, ..... tamen actualis praebenda non est de substantia cano- 
nicatus. Declara primo praedictam conclusionem, ut procedat, dummodo 
receptio in canonicum sine praebenda fiat ex causa ..... ; declara 
secundo eandem conclusionem, ut locum non habesat si receptio in cano- 
nicum fieret cum pacto, ut receptus nec de canonia nec de praebendis 
neo de communibus proventibus quidgquam perciperet; hoc enim esset 
simoniscum. Fallit hoc, si Papa vellit facere canonicum honorarium, 
at notat Hostiensis in cap. I n. 1 infra de instit., dicens deberi corrigen- 
dam formam literarum apostolicarum, quibus mandatur quotidie, ut 
aliquis recipiatur, licet praebenda non vacet, nisi Papa velit facere cano- 
nicos honorarios.“ 
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Unterdes war ein neuer Typ von Ehrenkanonikern 
aufgestiegen, freilich ohne zunächst diesen Namen zu er- 
halten, und damit kommen wir.auf das unmittelbare, wenn 
auch noch sehr entfernte Vorbild der jetzigen gemeinrecht- 
lichen Honorare, die mit jenen durch eine gerade Linie 
verbunden sind. Während nämlich der Hostiensis das Cha- 
rakteristikum für einen canonicus honorarius in dem Mangel 
einer Präbende sieht, ihm aber alle Kapitelsrechte beläßt, 
ist. für. die gemeinrechtlichen Ehrenkanoniker entscheidend. 
der Mangel der Kapitelsrechte; hierin vor allem wird der 
Unterschied zu den wirklichen Kanonikern gefunden.!) 


Mit diesen Eigenschaften erscheinen in Italien im 
17. Jahrhundert häufig überzählige Kanoniker, Supernume- 
rare in den nun allenthalben geschlossenen Kapiteln, die 
grundsätzlich keine Kapitelsrechte hatten oder nur die 
ihnen statutengemäß zustehenden oder bei der Aufnahme 
ausdrücklich eingeräumten begrenzten Rechte. Supernume- 
rare kommen an sich in verschiedenen Formen vor, auch 
in früheren Zeiten und außerhalb Italiens. In einem Sinne 
war eben bereits von ihnen die Rede; im anderen sind es 
‚einmal die ursprünglich jungen Kleriker mit Anwartschafts- 
recht auf später freiwerdende Pfründen, die sog. juniores 
oder Domizellarkanoniker, die als solche vor ihrer Eman- 
zipierung kein Stimmrecht im Kapitel haben, keine oder 
nur geringe Bezüge genießen und gewöhnlich residenz- und 
chorpflichtig waren; ihre Aufnahme, entweder in bestimmter 
oder in unbestimmter Zahl, ist durch Statut oder Observanz 
geregelt, wobei im einzelnen hinsichtlich ihrer Stellung, 
ihrer Pflichten und Rechte die größten Verschiedenheiten 
obwalten. Sie fanden sich früher zahlreich in den alten 
Kapiteln in Deutschland, Frankreich und Italien und hatten 
sich mit einigen Modifikationen in Salzburg und Olmütz 
'ins 19. Jahrhundert hinübergerettet, sind aber auch dort 


1) Vgl. 8. C. Conc. in causa Sabin. 28. April 1770 (Mühlbauer, 
Thesaurus III S. 469): canonici honorarii haben kein aktives und passives 
Stimmrecht; Tolentin. 1. Februar 1766 (ebenda S. 470): sie haben keine 
Präzedenz vor jüngeren wirklichen Kanonikern und keinen Anteil an 
den Kapitelseinkünften. 
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jetzt verschwunden.!) Weiter sind es die im Gegensatz 
zu den Domizellaren nicht statuten- oder observanzmäßig, 


1) Über Salzburg vgl. die Bulle Leos XII. Ubi primum vom 7. März 
1825, Bullarii Romani Continustio XVI 8. 304: Statuimus, quod metro- 
politanae Salisburgensis eccolesise capitulum ex nuno in posterum con- 
stare debeat 14 capitularibus nempe 4 dignitatibus .... . ., 4 canonicis 
senioribus aliisque 4 canonicis junioribus respective nuncupandis, item- 
que 2 canonicis appellandis domicellaribus, qui licet praebenda ca- 
rentes, vooe tamen activa et passiva in capitulo gaudebunt et jus habe- 
bunt optionis in vacationibus canonicorum juniorum. Es waren also 
tatsächlich keine Domizellare im alten Sinne mehr, sondern unpräben- 
dierte wirkliche Kanoniker mit Anwartschaft auf eine Präbende, die 
einstweilen als Pfarrer draußen saßen; anfänglich war offenbar nicht 
beabsichtigt, den Domizellaren die vollen Kapitelsrechte zu verleihen, 
in den Verhandlungen heißt es in einem Bericht des päpstlichen Unter- 
händlers Consalvi von 1822 (Hubert Bastgen, Die Neuerrichtung 
der Bistümer in Österreich nach der Säkularisation, Quellen und For- 
schungen zur Geschichte . . . . Österreichs XII, Wien 1914, 8. 466f.): 
„quattordici membri, dei quali dodici abbiano luogo e voce in capitolo 
(an anderer Stelle des Berichtes werden sie membri effettivi genannt) 
e due siano sopranumerari‘, in einem Bericht von 1823 (ebenda S. 468): 
„Godici dei quali saranno capitolari e due canonici domicellari‘. Vgl 
zum Ganzen Bastgen a. a. O. S. 239 und 262f. Salzburger Domizellar 
war z. B. 1835 der nachmals berühmte Erzbischof von Prag, Kardinal 
Fürst Schwarzenberg (Bastgen S. 269). Ähnlich den Salzburgern waren 
such in Lüttich früher stimmgebende unpräbendierte Supernumerare 
mit Anwartschaftsrecht (Feine, Besetzung der Reichsbistümer S. 10). 
Die Ernennung der Salzburger Domizellare ist Ende des 19. Jahrhunderts 
sußer Übung gekommen (Haring, Grundzüge I 1906 8.249 Anm. 2; 
in der neuen Auflage von 1924 fehlt die Angabe, weil jetzt ohne aktuelles 
Interesse). — Die Olmützer Domizellariate sind nach dem österreichischen 
Konkordat von 1855 in Stellen für drei nichtresidierende Domherren 
mit Einrückungsrecht in vakante Präbenden umgewandelt worden, vgl. 
Entscheidung der Kongregationen für die auswärtigen Angelegenheiten 
vom 7. Juni 1880 im Archiv für kath. Kirchenrecht XLVI 1881 S. 163, 
ferner Acta et decreta sacrorum conciliorum recentiorum Collectio Le- 
oensis, Freiburg 1870 f., V S. 1233f. und 1369 (Wiener Bischofskonferenz 
von 1849). Domizellare finden sich jetzt noch in den Kollegiatstiften 
Innichen und Mattsee (s. o. S. 177); sonst sind sie allenthalben, weil 
‚ohne Nutzen für die Kirche, mit dem ancien regime verschwunden, 
schon auf dem Emser Kongreß wurde ihre Abschaffung gefordert, Art. X 
der Punktation vom 25. August 1786 (Matthias Höhler, Arnoldis 
Tagbuch vom Emser Kongreß, Mainz 1915, 8. 178), und Josef II. be- 
seitigte sie in seinen Erbländern (Huller a.a.0. 8.73). Vgl auch 
Scherer, Kirchenrecht I 8. 571 Anm. 21. 
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sondern durch päpstliche Provisionen meist gegen den 
Willen der Kapitel aufgenommenen Expektatare, eine täg- 
liche Erscheinung des Spätmittelalters, die überall zu hef- 
tigen Beschwerden führten, weil sie das Recht der ordent- 
lichen Kollatoren schädigten und einen breiten Raum auch 
in den Gravamina der deutschen Nation an den römischen 
Stuhl einnehmen. Es waren also Ernennungen auf noch 
nicht vakante Pfünden, auf eine bestimmt bezeichnete oder 
die nächste freiwerdende. Der so Aufgenommene hatte nor- 
malerweise vor Erlangung der Präbende keine Kapitels- 
rechte, es sei denn, daß der Papst es verlangt oder das 
Kapitel, was selten vorkam, es gewährt hatte. Auch das 
waren dann, ob mit oder ohne Kapitelsrechte, überzählige 
Kanoniker.!) Von ihnen handeln viele Stellen in den De- 
kretalen und im Liber sextus, eine Konstitution Alexan- 
ders IV. von 1255 (Exsecrabilis) suchte ihre Zahl zu be- 
schränken; das Tridentinum behielt dem Papst das Recht 
vor?), jedoch ebbte seine Ausübung, vielfach auch durch 
Konkordate eingeschränkt, allmählich ab. Jetzt gibt es 
derartige Expektativen nur noch in Italien, speziell in Rom?) 
Ähnlich den päpstlichen Provisionen waren die kaiserlichen, 
später auch landesherrlichen, primae preces, kraft deren 


1) Hatten sie Kapitelsrechte, dann galten sie auch ohne Präbende 
als Vollkanoniker, Hostiensis III5 $3 (a.a.0. S.228 v.): „..... quo- 
niam quis recipitur ultra numerum auctoritate Papae, nisi quidem 
statim recipitur et est canonicus sub expectatione praebendae“‘, es sind 
dann, wie Fagnani in cap. Dilectus de praeb. n. 20f. ausführt, uneigent- 
liche Supernumerare. Über die eigentlichen Supernumerare ohne Ka- 
pitelsrechte vgl. Abbas Panorm. in cap. Cum M. Ferrar. de const. n. 31 
(a.8.0. S. 25 v.): „aut canonici recipiunt aliquem hoc adjecto, ut super- 
numerarius, et sic patet, quod noluerunt frangere numerum sed quoddam 
jus extraordinarium dare ..... ; quia sic receptus non habet jus inte- 
grum et ordinarium sed est quoddam jus praeparatorium ad futurum 
jus integrum obtinendum‘“‘, ferner Bartosa a.a. O. III n. 12 und XXI 
n. 14, dann die Spezialuntersuchung von Wolfgang Schmitt, Disser- 
tatio de eo quod circa expectativas ad canonicatus ex statutis et ob- 
servantiis Germaniae justum est (in Mayers Thesaurus novus a. a. O. I) 
S. 249f. sowie als staatskirchenrechtliche Bestimmung Allgemeines Land- 
recht für die preußischen Staaten $ 1227 II 11. 

2) Sess. XXIV de reform. cap. 19, Sess. XXV de reform. cap. 7. 

3) Wernz, Jus decretalium II 2 S. 576f. n. 775 bzw. 776 V. 
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alle nach dem Regierungsantritt des neuen Herrschers ein- 
tretenden ersten Vakanzen diesem zur Besetzung offen 
standen, so daß die Herrscher hierauf Expektanzen er- 
teilten.!) Ebenso begegnen auch bischöfliche Expektativen, 
die aber seit dem Tridentinum verboten waren; 1731 ent- 
schied die Konzilskongregation einen berühmt gewordenen 
Fall aus Eichstätt, wo der Bischof sich, gestützt auf das 
tridentinische Verbot, geweigert hatte, einem von seinem 
Vorgänger ernannten Expektativkanoniker die inzwischen 
vakant gewordene Präbende zu verleihen, was in Rom ge- 
billigt wurde, so daß der Ernannte leer ausging, d. h. Kano- 
niker ohne Präbende blieb.?) Als Supernumerare werden 
endlich bisweilen auch die Inhaber später hinzugestifteter 
Kanonikate bezeichnet (canonicatus novae erectionis), die 
gesonderte Präbenden (nicht aus der alten massa communis) 
beziehen und deshalb nicht an allen Distributionen beteiligt 
sind, so daß ihre Rechte möglicherweise nicht in allem mit 
denen der älteren Kanoniker übereinstimmen.?) Es waren 
aber Vollkanoniker, die deshalb auch nur im uneigent- 
lichen Sinn als Supernumerare bezeichnet werden können.) 

Die bisher genannten Supernumerare, die grundsätz- 
lich die Stellung der ordentlichen Kapitulare haben oder 


1) Vgl. Hanns Bauer, Das Recht der ersten Bitte (Kirchenrecht- 
liche Abhandlungen von Stutz XCIV Stuttgart 1919) passim. 

2) Santi, Praelectiones a. a. 0. III S. 129; Mühlbauer, Thesau- 
rus III S. 467; Acta Sanctae Sedis IV 1868 S. 577. 

9) Vgl. z. B. die Entscheidung der Konzilskongregation vom 23. Au- 
gust 1834 Aquipendien., Mühlb. III S. 472f., siehe auch dort S. 480, 
Entscheidung von 1868. Zum Ganzen vgl. Fagnani in cap. Dilectus 
de praeb. n. 16f. (a.a. O. III S. 104f.) und Thomassin |. III cap. 10 
n.15 (S.77). Vom 17. bis 19. Jahrhundert erlebte man in Italien das 
wenig erfreuliche Schauspiel, daß bei Vermehrung der Zahl der Kanoniker 
infolge von Hinzustiftungen die Inhaber der bisherigen Kanonikate 
sich aus finanziellen Gründen reserviert zeigten und Bedingungen setzten, 
die die neuen Kanoniker schlechter stellten, vgl. z. B. Mühlb. III S. 466. 
In den deutschen Kapiteln wurde mancherorts ein Residenzrecht kon- 
struiert, nur bestimmte Kanoniker durften Residenz halten, um dadurch 
gewisser Einkünfte teilhaftig zu werden, vgl. Heckel a. a. O. S. 97f. 

*) So die in voriger Anm. zitierte Entscheidung der Konzilskongre- 
gation von 1868, Mühlb. III S. 480; vgl. auch Analecta juris pontificii 
XIIl 1874 S. 151f., Entscheidung der Konzilskongregation von 1874. 
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erhalten, kommen, das ergibt sich aus dem Gesagten, für 
die Ausbildung des Instituts der Ehrenkanoniker nicht in 
Frage; wohl aber tun das die eigentlichen Supernumerare 
ohne Kapitelsrechte und ohne Expektanz auf eine Kano- 
nikalpräbende, von denen deshalb hier allein zu reden ist. 
Fagnani, der diesen Unterschied hervorhebt, sagt, daß 
zum Nutzen der Kirche Kleriker als überzählige Kanoniker 
aufgenommen werden können, „ut inserviant prioribus et 
antiquis canonicis et ecclesiae‘‘, wobei die Aufnahme ge- 
schehe ‚non simpliciter, sed eo adjecto, ut receptus sit 
supranumerarius et tunc non consequitur jurs canonicalia, 
quia capitulum recipiendo cum tali adjectione seu prote- 
statione censetur noluisse numerum frangere sed quoddam 
jus extraordinarium dare‘.!) Ihre Aufnahme geschieht also 
unter Vorenthaltung der Kapitelsrechte, ‚sub ea explicata 
declaratione, quod numquam possit nec habere debeat in 
futurum vocem in capitulo‘, das steht von vornherein fest, 
während einem als wirklichem Kanoniker Aufgenommenen 
die Kapitelsrechte nicht versagt werden können, andernfalls 
die Aufnahme simonistisch wäre?), und deshalb sind derartig 
Aufgenommene ‚‚non de gremio capituli‘, sie sind „extranei 
a capitulo, a corpore capituli segregati‘‘, haben ‚‚nullam con- 
nexionem et unionem cum vero capitulo‘“®), ja überhaupt 
„proprie non sunt canonici“, sie haben nur den Titel.*®) 
Derartige Aufnahmen fanden sich namentlich zur Ver- 
mehrung des Chordienstes überall da, wo die Zahl der 


1) Fagnani cap. 19 Dilectus de praeb. n. 20f. (a. a. O. III S. 104f.), 


ebenso sein Zeitgenosse Nikolaus Fermosini und der etwas ältere 


Alessandro Moneta, vgl. Mühlb. III S. 463. Sehr klar ist das, was 
diese Kanonisten über die verschiedenen Arten von Supernumerar- 
kanonikern schreiben, nicht, es scheint, daß sie viel unverstauten Ballast 
aus vergangenen Tagen mitschleppen und andersartige Verhältnisse ihm 
unterordnen; aus den Worten Fagnanis redet deutlich der Panor- 
mitanus (vgl. oben S. 202 Anm. 1), der Sachverhalt ist aber ein 
ganz anderer. 

2) So Fagnaniincap. Cum M. Ferrar. de const. IX n. 33 (a. a. O.I 
S. 115). 

2) So in einer Rotaentscheidung von 1713 in causa Novariensi aus 
‚Anlaß eines Präzedenzstreites, Mühlb. III S. 476. 

*) So die Konzilskongregation in causas Montis Politiani vom 
4. Februar 1804, Mühlb. III S. 481f. 
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wirklichen Kanoniker gering war, oder wo die Kanoniker 
alt oder krank waren. Diese Supernumerarkanoniker hatten 
ihren Chorstuhl an letzter Stelle, hinter den wirklichen 
Kanonikern, ohne Aufrückungsrecht.!) Über ihre Auf- 
nahme bestimmte die Konzilskongregation aus Anlaß 
eines Einzelstreitfalles aus Foligno am 26. Februar 1639 
in einer später oft zitierten Entscheidung, daß ein Bischof 
nicht kraft seiner potestas ordinaria dem Kapitel gegen 
dessen Willen Supernumerarkanoniker geben dürfe, woraus 
für die Praxis gefolgert wurde, daß er es wohl mit Zu- 
stimmung des betreffenden Kapitels tun könne, ebenso aber 
auch das Kapitel mit Zustimmung des Bischofs.?2) Ge- 
wöhnlich treten sie in begrenzter Zahl auf, die Kanonisten 
weisen darauf hin, daß ein bestimmtes Verhältnis zur Zehl 
der wirklichen Kanoniker bestehen solle, damit das Ansehen 
der betreffenden Kirche nicht leide. 

Anders als die jetzigen Ehrenkanoniker hatten diese 
Supernumerare aber auch Pflichten, ‚ut inserviant ecclesiae‘‘, 
und deshalb fesselte man sie an die Stiftskirche, indem 
man ihnen aus deren Mitteln oder aus späteren Zustiftungen 
eine Präbende (aber keine Kanonikalpräbende) gab und 
damit ihre dauernden Dienste erkaufte. Fagnani berichtet 
uns aus seiner Zeit darüber und führt ganz treffend aus, 
solche an zumindest Tonsurierte verliehenen Präbenden 
ohne Kapitelsrechte seien rechtlich nichts anderes als ‚,‚sti- 
pendia seu pensiones super redditus ecclesiae‘‘?); ebenso 
sein Zeitgenosse Kardinal De Luca.*) 


1) Mühlb. III S.481 in der in voriger Anm. angeführten Ent- 
scheidung. 

2) Mühlb. III S. 520, zitiert z. B. in einer späteren Entscheidung 
in causa Fulginatensi vom 17. Dezember 1808, ebenda S. 465, und in 
einer Entscheidung in causa Oritana vom 27. Februar 1886, Acta 
Sanctae Sedis XVIII 1885/86 S. 586f.; sie erscheint auch unter den 
Fontes des Codex juris canonici zu can. 406 $ 1. 

?) Fagnani cap. 9 de const. n. 25f., a.a. O. I S. 114f., darin n. 32 
(S. 115) „hodie tamen haec differentia (von Kanonikat und Präbende) 
non videtur amplius admittenda, quia praebendae consideratae seorsim 
& canonis (nämlich solche, die nicht tamquam de collegio, sondern 
ratione ministerii vel officii vel paupertatis vel utilitatis verliehen werden), 
nihil aliud sunt quam stipendis seu pensiones super redditibus ecclesia- 
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Fagnani nennt diese Kanoniker lediglich Supernume- 
rare, was sie ja tatsächlich auch sind. Schon bald kommt 
aber der Name Honorarkanoniker für sie auf; sie waren 
eben nur ehrenhalber Kanoniker, keine wirklichen, ‚cum 
honorifica nuncupatione canonicorum‘“ sagt De Luca.!) Als 
solche werden sie z. B. in einer Rotaentscheidung von 1713 
bezeichnet?), vielleicht auch irgendwo schon früher, und 
von da ab sehr häufig. Es kehrt also der alte Name des 
Hostiensis wieder, aber mit ganz neuem Inhalt. 


Einmal gefunden, machte die Bestellung von Pseudo- 
kanonikern Schule; man ernannte nun vielfach auch die 
an der Stiftskirche schon vorhandenen Benefiziaten, die 
kraft ihres Amtes zur Residenz und zur Chordiensthilfe 
verpflichtet waren, oder sonstige an der Stiftskirche an- 
gestellte Geistliche (Kapläne und dergleichen) zu Honorar- 
kanonikern, die dann ständig mit den wirklichen Kanonikern 
in einer Reihe auftraten und so den äußeren Glanz der 
Kirche mehrten.?) Ja, man ging in einer Überspannung 


rum; quae quidem pensiones hodie habent multum spiritualitatis et 
non reservantur nisi prima tonsura initiatis‘“. 


*) Joh. Bapt. De Luca, Theatrum veritatis et justitiae VI, de 
canonicis et capitulo discursus 37 n. 2: „altera est species illorum cano- 
nicorum supra numerum, qui non sint de corpore capituli nec participent 
de ejus massa distributionum, sed revera sint beneficiati in illa ecclesia 
cum honorifica nuncupatione canonicorum“ (Editio Coloniensis 
1695, S. 10). De Lucas Angaben sind besonders wichtig, weil er nicht 
als Gelehrter spekulativ konstruierte, sondern als Advokat aus seiner 
gerichtlichen Praxis schrieb; seine Darstellung gibt daher ein Bild der 
damaligen Zustände, wie sie wirklich waren. 


!) Siehe das Zitat in der vorigen Anm. 
2) Mühlb. III S. 476f., siehe die zweitfolgende Anm. 


®) Vgl. die Rotaentscheidung vom 19. Februar 1913, Acta Ap. 
Sed. V 1913 S. 126f. Thomassin behandelt 1. III cap. 10. n. 15 (a. a. O. 
S. 78) den Fall, daß beneficiarii ejusdem ecclesiae in supernumerarios 
canonicos provehuntur; ie bleiben dann ihren früheren Benefizialver- 
pflichtungen verbunden. Vgl. auch die S. C. Conc. in Bergamon. 29. Au- 
gust 1868 (Chr. Lingen und P. A. Reuß, Causae selectae in s. Congre- 
gatione Concilii propositae, Regensburg 1869, S. 611f.) über die Verein- 
barkeit einer Chorkaplaneistelle mit einem Ehrenkanonikat. So noch 
jetzt in Straßburg, wo es neben vielen gewöhnlichen auch einen prä- 
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des Gedankens sogar so weit, daß man auch die später 
hinzugestifteten Kanonikate als solche nicht mehr zu- 
ließ, sondern ihren Inhabern-unter Versagung der Kapitels- 
rechte nur die Stellung von präbendierten Ehrenkanonikern 
gab und damit den Absichten der Stifter nicht gerecht 
wurde, die ja doch an wirkliche Kanonikate novae erectio- 
nis gedacht hatten.!) Derartige präbendierte Honorar- 
kanoniker konnten unter Umständen sogar stiftungsgemäß 
stets die vom Tridentinum vorgeschriebenen Kapitelsämter 
des Theologus und Poenitentiarius bekleiden, wobei diese 
Ämter dann praeter jus errichtet sind.?) 


bendierten Ehrenkanoniker gibt zufolge einer Stiftung des Universitäts- 
professors Müller-Simonis von 1898, der die Stelle selbst bekleidete, 
inzwischen aber zum wirklichen Kanoniker emporgestiegen ist (vgl. 
H. A. Krose, Kirchliches Handbuch für das kath. Deutschland II, 
Freiburg 1909, S.449; Geiger XLII 1920 S. 180). 


1) Vgl. die Rotaentscheidung in causa Novariensi vom 3. Juli 1713, 
bestätigt am 11. Dezember 1713, Mühlb. III S.476f.: Im Streitfalle 
war an einer älteren Stiftskirche von dritter Seite ein neues Kanonikat 
dotiert worden, was die antiqui canonici unter der Bedingung annahmen, 
daß der jeweilige Inhaber dieses Kanonikats niemals Stimmrecht im 
Kapitel haben und stets den letzten Platz im Chor einnehmen solle; 
„exinde enim ad evidentiam convincitur, praecedentem erectionem cano- 
nicatus non aliter admissam et adprobatam fuisse ab antiquis canonicis, 
quam sub conditione constituendi canonicum mere honorarium & cor- 
pore capituli segregatum; tum quia conventum extitit, quod ipse nullo 
unquam tempore rebus capitularibus se inmisceret, quod certe omnimodam 
prae se fert segregationem a canonicis capitularibus, cum alias ei denegari 
non debuisset facultas sufiragium ferendi circa ea, quae ad capitulum 
spectant‘‘; daher ‚„canonicus de novo admissus nullam habeat cum 
canonicis antiquis participationem aut societatem et constituat figuram 
canonici mere honorarii et supranumerarii, hinc neque dicitur de gremio 
capituli‘‘; sein Kanonikat ist „supranumerarius et extraneus a capitulo“. 
Ferner ein Prozeß vor der Konzilskongregation in causa Sabinensi aus 
dem Jahre 1770, Mühlb. III S. 170f.; dort wird ein durch Privatstiftung 
an einer bestehenden Kollegiatkirche später errichtetes fundiertes Kano- 
nikat, also ein Kanonikat secundae erectionis, dessen Inhaber nach 
der Auffassung der älteren Kanoniker kein Stimmrecht und keinen Teil 
an den täglichen Distributionen haben soll, canonicatus honorarius 
genannt. 

2) So die Konzilskongregation in einer Entscheidung vom 29. Au- 
gust 1868, Mühlb. III S. 474f.; in dem zugrunde liegenden Fall waren 
an einem 1725 errichteten Kollegiatkapitel 1795 testamentarisch zwei 
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Wo die Mittel fehlten oder wo nicht genügend zahl- 
reiche Benefiziaten an der Stiftskirche vorhanden waren, 
da wählte man fremde Kleriker, Pfarrer oder Benefiziaten 
der anderen Kirchen des Ortes, oft auch Minoristen oder 
Tonsurierte, die sich auf die Weihe vorbereiteten, zu un- 
besoldeten Ehrenkanonikern. In solchen Fällen waren die 
Pflichten natürlich geringer, etwa beschränkt auf den Chor- 
dienst an Sonn- und Festtagen und die Teilnahme an Pro- 
zessionen. Auch darin lag immer noch ein Nutzen für die 
betreffende Kirche; für die Erwählten selbst bedeutete die 
Ernennung aber eine Ehre, die sie um so williger annahmen, 
als der Dienst ihnen, die alle am Ort der Stiftskirche 
wohnten, nicht viel Mühe machte. Unsere Kenntnis von 
ihnen beruht wieder meist nur auf zufälliger Erwähnung, 
da die Statuten der Kapitel in der Regel nichts darüber 
enthalten. So gab es z. B. in der Kathedrale von Monte- 
pulciano, wie 1804 anläßlich eines Rechtsstreits berichtet 
wird, ab immemorabili tempore außer den präbendier- 
ten Titularkanonikern auch Honorarkanoniker ohne Kano- 
nikalpräbende, die, wie angenommen wird, zur Vermehrung 
des Chordienstes eingeführt worden sind, da die Zahl der 
Titularkanoniker gering sei; sie hatten ihr stallum in choro 
und die gleiche Kleidung mit den wirklichen Kanonikern, 
nahmen auch an Festtagen am Chordienst teil, jedoch ohne 
an den Distributionen zu partizipieren; es waren vielfach 
nicht Priester, sondern lediglich simpliciter tonsurati; Ende 
des 18. Jahrhunderts hatte der Bischof sie unterdrückt, 
sein Nachfolger hat sie aber auf Bitten des Kapitels wieder 
eingeführt mit der den neuzeitlichen Verhältnissen ent- 
sprechenden Maßgabe, daß es fortan Priester sein müssen.!) 


Präbenden für den Theologus und Poenitentiarius, deren Ämter bisher 
dort fehlten, hinzugestiftet worden, das Kapitel nahm die Stiftung 
mit den bekannten Bedingungen an; als die späteren Inhaber dieser 
Ämter sich derartigen Beschränkungen nicht mehr unterwerfen und als 
vollberechtigte Kanoniker betrachtet sein wollten, entschied die Kon- 
gregation gegen sie, sie seien tatsächlich bloß Honorarkanoniker, „cano- 
nicos alicui capitulo superadditos, quamvis praebendas pos- 
sideant, esse posse simpliciter honorarios; eos honorarios 
haberi, qui praecipuis canoniae juribus non fruantur“, 


1) S.C. Conc. 4. Februar 1804, Mühlb. III S. 481. 
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Von einem anderen Falle spricht Ughello in seiner Italia 
sacra aus dem Jahre 1718, er berichtet da vom Domkapitel 
von Pistoja, das damals aus elf Dignitären und fünfzehn 
Kanonikern bestand: ‚solent etiam arbitrio capituli eligi 
ali canonici supra numerum, qui dicuntur hono- 
rarii, eundemque habitum in functionibus ecclesiasticis 
deferunt, sed locum in actibus capitularibus non obtinent 
nullaque consequuntur emolumenta“.!) Die Kathedrale 
von Osimo ferner hatte im Jahre 1803 neben zwei Digni- 
tären und zehn wirklichen Kanonikern zwanzig Super- 
numerare, nämlich neun Pfarrer und elf an der Kathedrale 
angestellte Mansionarier, also von beiden Typen.?) Jeden- 
falls war es im 18. Jahrhundert in Italien ein ganz fest- 
stehender Begriff, 1785 z. B. errichtete der Bischof von 
Foligno auf Bitten des Kollegiatkapitels von St. Salvator 
in Foligno vier Ehrenkanonikate an dieser Kirche ‚cum 
omnibus et singulis honoribus et oneribus solitis et 
consuetis et quibus uti, frui et potiri consueverunt aliü 
consimiles canonici supranumerarü (also ein feststehender 
Begriff), et cum facultatibus necessarüs et opportunis et 
signanter deferendi in choro et aliis functionibus ecclesiasticis 
rocchettum et mozzetam cum caputio violacei coloris sub 
obligatione tamen, ecclesiae praefatae et choro inser- 
viendi in stallo assignando saltem in solemnioribus et in 
hebdomada magna et tandem incedendi in solitis pro- 
<sessionibus una cum alis canonicis de numero.‘®) 

Bei diesen Honorarkanonikern, die aus der Stiftskirche, 


1) In der von Coletus besorgten Venezianer Ausgabe von 1718 
III Spalte 285f. 

2) Konstitution Pius VII. vom 14. Januar 1803, Bull Rom. Cont. XI 
8. 453f.; diese zwanzig Supernumerare erhielten damals die Cappa magna. 

?) Mühlb. II S. 464f., Entscheidung der S. C. Conc. vom 17. De- 
xember 1808; vgl hierzu Correspondance de Rome III 1856 S. 585. 
und über diese italienischen Honorarkanoniker im ganzen Hinschius, 
Kirchenrecht II 8.84 Anm. 3. Daß unpräbendierte Supernumerare, 
die als solche keine Residenz- und Chorpflicht haben, ihre sonstigen 
Re:idenzialbenefizien, z. B. eine Pfarrei, behalten können, hat die Konzils- 
kongregation bereits am 16. März 1648 in causa Fulginatensi aus- 
gesprochen; die Entscheidung ist zitiert bei Bouix a. a. O. S. 143 mit 
Hinweis auf Scarfantonio, De canonicis, Lucca 1723 I tit. 14. 
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der sie dienen, keine Einkünfte und sonstigen Rechte mehr 
haben, tritt das Moment der Ehrung in den Vordergrund. 
Und bald fand man auch, daß ihre Dienste, da sie unent- 
geltlich erfolgten, schließlich nicht erzwungen werden könn- 
ten, weshalb man, wo nun dieses Institut einmal aus- 
gebildet war, ebensogut auch Ehrenkanoniker ohne Pflich- 
ten, um der einfachen Ehre willen, ernennen könne, bei 
denen dann, eben weil sie keine Pflichten hatten, auch die 
Residenz am Ort der Stiftskirche nicht mehr erforderlich 
war, so daß auch Auswärtige hierfür in Frage kommen 
könnten; und damit war dann der Typ des modernen 
gemeinrechtlichen Ehrenkanonikers, wie ihn der Codex juris 
canonici zeichnet — ohne Einkünfte, ohne Residenz- und 
Chorpflicht, ohne Stimmrecht, nur mit dem Titel und den 
Ehren (Kapitelskleidung, Chorstuhl) —, gefunden. 

Ihn zeichnet schon Scarfantonio in seinem 1723 er- 
schienenen Werk De capitulis!), worin er bei Erwähnung 
der Honorarkanoniker (er gebraucht auch diese Benennung) 
ausführt, daß derartige ‚ad simplicem honorem sine prae- 
benda ac sine expectativa“ aufgenommene Kanoniker nor- 
malerweise, wie sie kein Stimmrecht haben, so auch kein 
stallum in choro (was ja erforderlich wäre, wenn sie Chor- 
diensthilfe leisten sollten!), daß ihnen aber aus verschiedenen 
Gründen (ex consuetudine, ex permissione capituli oder 
ex mandato Papae) sehr wohl ein stallum in choro gewährt 
werden könne, ohne sie damit irgendwie zur Residenz zu 
verpflichten, da sie ja kein Einkommen daraus haben; es 
sei dann lediglich eine sedes honoraria in der Kirche.?) 


1) In der vorigen Anm. am Schluß zitiert. 

2) Lib. I cap. 14: „Quoad secundam speciem canonicorum (nämlich 
supernumerariorum) creatorum ad simplicem honorem sine praebenda 
et sine spe ad illam, dicuntur habere nomen sine re et nomenclaturam 
vacuam et inanem, cum per talem creationem nihil omnino consequantur, 
nec stallum in choro nec vocem in capitulo. Aliquando tamen, ex man- 
dato Papae sive ex consuetudine aut capituli permissione, habent stallum 
et locum in choro; et tunc ad limites conditionum, sub quibus creati 
sunt, mensurantur eorum privilegia. Per istam tamen stalli concessionem 
non adstringuntur ad residentiam, cum solum acquirere dicuntur sedem 
honorariam in ecclesia, quae non importat necessitatem sed solum facul- 
tatem residendi; cum eatenus quis compelli possit ad residentiam, qua- 


% 
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Wieweit die Ernennung derartiger Honorarkanoniker zu 
seiner Zeit bereits praktisch in Übung war, und ob dieser 
Typ nicht etwa seiner konstruktiven Gestaltung entsprungen 
ist, das läßt sich wieder nicht feststellen. Benedikt XIV. 
z. B. spricht gar nicht von ihnen, der, hätte er sie als all- 
gemein verbreitete Erscheinung vor sich gehabt, bei der 
Aufzählung der zur Diözesansynode zu berufenden Kano- 
niker!) sicherlich gesagt haben würde, daß Ehrenkanoniker 
als solche kein Teilnahmerecht haben. Man muß die Ver- 
handlungen vor der Konzilskongregation zu Rate ziehen, 
aus deren Entscheidungen man die Entwicklung schritt- 
weise verfolgen kann, wobei aber zu beachten ist, daß die 
Ernennung von Ehrenkanonikern an sich Sache von Bischof 
und Kapitel war und deshalb normalerweise nicht vor die 
römischen Behörden kam. 

So z. B. ein Fall aus dem Jahre 1788, der sehr in- 
struktiv ist. Da begehrte ein junger Kleriker, der noch 
im Seminar in Frascati war, bei der Kollegiatkirche seiner 
Vaterstadt Sermoneta (bei Velletri) ein Ehrenkanonikat, 
„honorarium titulum inter canonicos . .. . cum facultate 
interessendi choro, processionibus aliisque ecclesiasticis fun- 
ctionibus in canonicali habitu (also lediglich in eigenem 
Interesse, ohne Pflicht), novissimo ... . . contentus est 
loco nullamque reddituum ac distributionum partem cupit“, 
und zwar auch ‚absque ulla expectativa ad praebendam 
primo vacaturam‘“. In dem betreffenden Kapitel hatte es 
bisher wohl hin und wieder canonici coadjutores gegeben 
(das sind Substituten älterer Kapitulare mit Expektanz), 
dagegen nicht Honorarkanoniker in der vom Antragsteller 
gewünschten Form ohne Präbende, Residenz- und Chor- 
pflicht als Inhaber eines bloßen Ehrentitels, das war 
etwas Neues, ‚„nullum in ea ecclesia canonici honorariü ex- 


tenus sit conjuncta cum fructuum perceptione. Et exinde sequitur, 
hujusmodi canonicos posse simul retinere beneficium residentiale, veluti 
parochiam, ut declaravit S. Congr. Concilii in una Fulginatensi 14. mart. 
1648.“ Vgl. Bouix S. 143. 

1) Prospero Lambertini (als Papst nachher Benedikt XIV. 
1740—1758), De synodo dioecesana III 0.4, Editio Mechlinensis 1842 
8. 185£. 
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emplum“; gleichwohl waren Bischof und Kapitel aus per- 
sönlichen Gründen nieht abgeneigt, trugen aber die Sache 
der Vorsicht halber der Konzilskongregation vor, und der 
Berichterstatter der Kongregation erwägt nun eingehend 
alle Für und Wider in einer Weise, aus der ganz augenschein- 
lich hervorgeht, daß auch für ihn dieser Antrag etwas Neues 
war: „novum profecto non est canonici honorarü nomen“, 
auch in früheren Zeiten schon (,remotioribus ecclesiae 
sseculis‘“‘, mit Hinweis auf Fagnani) seien Honorar- oder 


Supernumerarkanoniker in die Kapitel aufgenommen wor- 


den, aber nur zum Dienst in der Kirche und zur Unter- 
stützung der älteren Kanoniker, also mit Residenzpflicht 
(nachher wird noch einmal geredet von der ‚‚primaeva cano- 
nicorum honorariorum institutio, ex qua inservire debent 
prioribus et antiquis canonicis et ecclesiae“, Worte Fagna- 
nis!); da des weiteren ein Kanonikat ohne Präbende oder 
wenigstens ohne eine Anwartschaft darauf nicht bestehen 
könne (Hinweis auf Fagnani: „adeo enim conjuncta sunt 
canonia et praebenda, ut cui confertur canonicatus debeat 
assignari et praebenda si quae vacat et si non vacat debeat 


expectari vacatio‘‘), so sei zu erwägen, ob überhaupt eine: 


derartige Ernennung zum Honorarkanoniker, wie der An- 
tragsteller sie wünscht, rechtlich zulässig sei, „an conferri 


liceat oratori canonicatum honorarium absque expectatione 


praebendae quae ei debetur ex dispositione juris et vi 
receptionis et connexionis, quam habet praebenda ad cano- 
niam‘‘; nur durch die Autorschaft des Papstes könnten 
auch Ehrenkanoniker ohne Präbende ernannt werden, deren 
Rechte aus dem Dekret ihrer Ernennung zu entnehmen 
seien (eine alte aus Fagnani entnommene und durch ihn 
auf den Hostiensis zurückgehende Bestimmung, die aber 
wirkliche nichtresidierende Kanoniker betrifft!); vorliegend 
sei auch nicht die Gewähr gegeben, daß der Antragsteller 
Chordienst leisten werde, ‚per simplicem enim stalli con- 
cessionem non tenetur canonicus honorarius residere et 
choro interesse, neque ad id compelli potest, quum in 


praemium residentiae non habet fructus seu distributiones“ 


1) Vgl. Cod. jur. can. 393 $ 3, s. 0. 8.186 Anm. 2 
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(Hinweis auf Ceccoperio); auch sei zu bedenken, welche 
Folge die Ernennung eines derartigen Ehrenkanonikers für 
das betreffende Kapitel haben könne, ‚num immune omnino 
esset capitulum ab illius vexatione, quatenus legitima ex- 
pectatione privaretur‘‘ (nämlich durch den Aufnahmever- 
trag), desgleichen müsse verhütet werden, ‚ne plures unius 
exemplo inducantur honorarü, quod tenderet in dedecus 
ecclesiae‘ (Hinweis auf Fagnani); ob es überhaupt zweck- 
‚mäßig sei, einem Kapitel, das eine genügende Zahl wirk- 
licher Kanoniker habe, einen Ehrenkanoniker zu geben und 
dadurch ‚novum inducere exemplum“ in der Kirche, die 
der überzähligen Kanoniker, selbst zur Unterstützung der 
wirklichen Kanoniker, nicht bedürfe, denn ‚in extraordi- 
narüs . . . canonicorum admissionibus spectari potissimum 
debet ecclesiae necessitas et consuetudo‘“ (Hinweis auf 
‚Moneta und Fermosin); der Verzicht des Antragstellers auf 
das aktive und passive Stimmrecht sei in allen den Sachen, 
die das Interesse der alten (d. h. der bisherigen wirklichen) 
Kanoniker berührten, durchaus gesetzlich (Hinweis auf 
ältere Entscheidungen aus den Jahren 1727, 1766, 1770, 
bei denen es sich aber um canonicatus secundae erectionis 
handelt), es bleibe aber zu erwägen, ob dasselbe auch 
gelte bezüglich gleichgültiger Geschäfte und bezüglich et- 
waiger Ehrenämter im Kapitel, zu deren Übernahme der 
Honorarkanoniker ja fähig sei (Hinweis auf Moneta), und 
derartiges mehr.!) Man sieht also, es ist recht altes Rüst- 
zeug, mit dem der Berichterstatter vorgeht, er wirft die 
verschiedenartigsten Dinge durcheinander und behandelt 
zum Teil längst überholte Fragen und das alles ohne Rück- 
sicht darauf, ob es auf den vorliegenden Fall wirklich paßt, 
das Muster einer Urteilsbegründung, wie sie nicht sein -soll. 
Wichtig ist aber, daraus zu ersehen, daß man in Rom da- 
mals diesen neuen Typ des Ehrenkanonikers ohne Pflichten, 
die Sehnsucht ehrgeiziger junger Kleriker, noch nicht 
kannte, während der andere Typ ja durchaus verbreitet 
war. So kam denn die Konzilskongregation im vorliegenden 


!) Mühlb. III S. 463f., Terracina seu Setina 16. Februar 1788; 
ähnlich S. C. Conc. in Fulginat. 1808, Mühlb. III 8..484f. 
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Fall nach Prüfung aller dieser vom Berichterstatter vor- 
gebrachten Erwägungen schließlich auch zu der Entschei- 
dung, daß das Gesuch des Antragstellers abzulehnen sei, weil 
seine Ernennung ohne Nutzen für die Kirche sein würde. 

Gleichwohl eroberte sich der neue Typ das Feld. 1789 
z. B. gab sich das Kollegiatkapitel an St. Stephan in For- 
tuna Soranae neue Statuten, nach denen es fortan bestehen 
sollte aus fünf wirklichen Kanonikern mit und zwei Ehren- 
kanonikern ohne Chorpflicht!). Und daß er auch für die 
Konzilskongregation bald ein feststehender Begriff war, 
ergibt sich aus deren späteren Entscheidungen, z. B. von 
1827 für San Miniato?), ebenso 1830 für Lucca°); in einer 
Entscheidung von 1836 wird ganz richtig der Unterschied 
zwischen Ehrenkanonikern der alten und der neuen Art 
hervorgehoben, ‚quoddam intercedere reale discrimen inter 
canonicos supranumerarios dictos et honorarios“, und aus- 
geführt, daß ‚‚de canonicis honorariis apud veteres cano- 
nistas eo sensu acceptis ut nostra aetate intelligimus, qui 
fruuntur quodam honoris jure sine veris obliga- 
tionibus“, keine Erwähnung geschehe.?) Von diesen neuen 
Ehrenkanonikern sind in Italien aber die des alten Schlages 
(mit Pflichten) nicht verdrängt worden, beide Arten be- 
stehen noch jetzt dort nebeneinander.) 

Das wäre im großen Umriß die Entwicklung des Ehren- 
kanonikerinstituts in Italien. Für die jetzige gemein- 
rechtliche Gestaltung ist diese italienische Entwicklung je- 
doch schwerlich allein maßgebend gewesen ; neben ihr fließen 
noch andere Quellen. 

Zwar im Deutschland des ancien regime sucht man 
vergebens nach Ähnlichem.*) Wohl begegnet hier seit dem 


!) Mühlb. III S. 470; 1830 wurden die Ehrenkanoniker hier zu 
wirklichen Kanonikern gemacht mit Präbende und Chorpflicht. 

2) Mühlb. III S.469f.: Ehrenkanoniker sind nicht eigentliche 
Kanoniker, haben nur den Namen; daher keine Residenz- und Chorpflicht, 
kein aktives und passives Stimmrecht, keine Präzedenz vor wirklichen 
Kanonikern, keinen Anteil an Verteilungen irgendwelcher Art. 

®) Mühlb. III S. 470. *) Mühlb. III S. 468. 

8) Hierüber unten weiteres. 

*) Albert Werminghoif, Geschichte der Kirchenverfassung 
Deutschlands im Mittelalter I, Hannover-Leipzig 1905, fortgeführt in 
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Hochmittelalter die häufige Erscheinung, daß die Kanoniker 
Mitglieder mehrerer Stiftskirchen waren; so war es auch 
noch im 18. Jahrhundert.!) Das legt die Vermutung nahe, 
daß ähnlich wie der Hostiensis es dargestellt hat, diese 
Kanoniker jeweilig nur an einer Kirche präbendiert gewesen, 


Meisters Grundriß der Geschichtswissenschaft II 6, Leipzig 1907 (2. Aufl. 
1913), und J. Freisen, Verfassungsgeschichte der katholischen Kirche 
Deutschlands in der Neuzeit, Leipzig-Berlin 1916, ebenso Ludwig Ebert, 
Der kirchenrechtliche Territorialismus in Bayern im Zeitalter der Säkulari- 
sation (Veröffentlichungen der Sektion für Rechts- und Sozialwissenschaft 
der Görresgesellschaft IX 1911), der S.48f. von den Domkapiteln han- 
delt, berichten nichts von ihnen, vgl. auch Feine, Reichsbistümer S.11. 
In dem schon berührten Eichstätter Fall von 1731 (s. o. S. 203) wurde 
dem Kapitel zwar tatsächlich ein Ehrenkanoniker gegeben, aber ohne 
daß man es dort gewollt hatte; die ursprüngliche Absicht ging dahin, 
den ultra numerum mit Expektanz Aufgenommenen demnächst zum 
wirklichen Kapitular mit Kanonikalpräbende zu machen. Auch muß 
in den sechziger Jahren des 18. Jahrhunderts ein ähnlicher Fall im Bis- 
tum Fulda vorgekommen sein, wenigstens wird in einer auf die Stellung 
der Ehrenkanoniker bezüglichen Entscheidung der Konzilskongregation 
in causa Lucana vom 24. April 1830, Mühlb. III S. 470, u. a. Bezug ge- 
nommen auf eine frühere Entscheidung in causa Fuldensi vom 21. No- 
vember 1767, die mir jedoch nicht bekannt ist. Im allgemeinen sind 
auch in den römischen Entscheidungen wie bei den älteren Kanonisten 
die Zitate mit Vorsicht zu werten, bei näherem Zusehen besagen sie oft 
gar nicht das, wofür sie angeführt werden, oder stehen, da sie meist zu 
mehreren auftreten, im einzelnen nur in ganz losem Zusammenhang 
damit, so daß sie als solche nicht beweiskräftig sind, zum mindesten 
aber irreführen, da man etwas anderes hinter ihnen vermutet. 


1) Z. B. aus dem Mittelalter: 1174 Godefridus praepositus in Fran- 
kenevort et canonicus in Monasterio (Westfälisches Urkundenbuch II 371); 
1292 Dominus Wedekinus scholasticus Coloniensis et canonicus in Mo- 
nasterio (ebenda III 1458); dann 1531: Livinus de Veltem utriusque 
juris doctor, Hildensiensis, Aschaffenborgensis, Goslariensis, s. Bon. Hal- 
berstadiensis et Fredeslariensis praepositus necnon Maguntinensis, Halber- 
stadiensis, Hildensiensis ac Hamborgensis ecclesiarum diaconus cano- 
nicus, ss. domini Papae cubicularius et apostolicae sedis prothonotarius 
(Grabplatte im Kreuzgang des Hildesheimer Doms); das sind ganz 
willkürlich herausgegriffene Beispiele. Die Epitaphien in den Dom- und 
Stiftskirchen, soweit die puristischen Restaurationen im 19. Jahrhundert 
sie nicht entfernt haben, sind hierfür eine ergiebige Quelle. Für das 
18. Jahrhundert vgl. Gottlieb Schumann, Europäisches genealogisches 
Handbuch, Leipzig 1752, ' 127f., 153f., wo der Personalbestand aller 
Domkapitel des alten Reic:s auf das genaueste angegeben ist. 
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in den anderen ehrenhalber als unpräbendierte stimmberech- 


tigte Kapitulare geführt worden wären oder überhaupt nur 
als Ehrenmitglieder ohne Kapitelsrechte und Präbende. Das 
‘ist aber nicht der Fall. Die Statuten der alten Domkapitel 
hatten eine ganz geringe Residenzpflicht, meist nur einige: 
Monate, so daß die Residenz und damit das Recht auf den 
Bezug der Präbende sehr wohl bei verschiedenen Kirchen zu- 
gleich möglich war!); der kirchenrechtlich für die Innehabung 
mehrerer Benefizien nebeneinander erforderliche Dispens 
wurde damals leicht gewährt, und die Inhaber der mehreren 
Pfründen reisten dann zur Erhebung ihrer Einkünfte von 
Ort zu Ort, worüber sich am Ende des 18. Jahrhunderts der 
Kölner Nuntius Pacca ereiferte?) Im übrigen waren die 
bei einer oder zwei Kirchen vollpräbendierten Kapitulare 
bei andern vielfach nur erst Domizellare ohne Einkünfte, 
lediglich mit einer oft vagen Expektanz.?) Diese Kumu- 
lationen, die in gleicher Weise auch bei einfachen Stifts- 
kirchen vorkamen*), hatten ihren Grund u. a. in dem ge- 
ringen Ertrag mancher Präbenden; ein Ehrenkanonikat 
hätte deshalb keine Abhilfe geschafft. Als Ehrenkanonikat, 


1) VgL Georg Christoph Neller, De varietate residentiarum 
canonicalium, Trier 17569 (in Schmidts Thesaurus VI), 8. 270f. 


2) Vgl. Otto Mejer, Zur Geschichte der römisch-deutschen Frage I, 
Rostock 1871, S. 63. 

3) Das Institut der Domizellare hatte in den späteren Jahrhunderten 
seine ursprüngliche Bedeutung verloren, auch bejahrte Domherren waren 
oft noch Domizellare, es waren reine Expektanzen geworden; im Jahre 
1769 z. B. war unter den 31 Domizellaren des Kölner Domkapitels der 
damals 61 jährige Fürstbischof von Bamberg und Würzburg, Adam Fried- 
rich von Seinsheim, der mit 46 Jahren aufgenommen war, ferner der 
Kurfürst-Erzbischof von Trier, Bischof von Freising und Regensburg 
und Koadjutor von Augsburg, Klemens Wenzeslaus Prinz von Sachsen 
und Polen und der Domkapitular von Augsburg und Lüttich, Wilhelm 
Felix Fürst von Salm-Salm, zugleich Domizellar in Straßburg (Nieder- 
rheinisch-westfälischer Kreiskalender für 1770, Köln 1769, S. 47f... Da 
zahlreiche Expektanzen erteilt wurden, kam man häufig erst recht spät 
oder gar nicht in den Genuß der Präbende; vgl. die krassen Beispiele 
aus dem 18. Jahrhundert bei Heckel a.a. 0. S. 101f. 

*) Vgl. die Kanonikerlisten der kölnischen und niederrheinisch- 
westfälischen Stifte aus dem 18. Jahrhundert in dem in voriger Anm. 
erwähnten Kalender von 1770. 
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bzw. Ehrendignität könnten höchstens, obwohl dieser Name 
dafür niemals gebraucht worden ist, die nichtfundierten 
Titulaturpropsteien der jüngeren Kollegiatstifter angesehen 
werden, die ja bestimmungsgemäß in Händen von Kathe- 
dralkanonikern waren, ihren Inhabern aber keine Kapitels- 
‚rechte gaben, so daß diese ohne Residenzpflicht ganz außer- 
halb der Kapitel standen.!) In den zahlreichen Urkunden 
‚der vierzehn Bände von Würdtweins Subsidia diploma- 
tica, die aus den verschiedensten Stiftskirchen herrühren?), 
findet sich keine Andeutung von Ehrenkanonikern, ebenso- 
wenig in den in Mayers Thesaurus novus abgedruckten 
alten Kapitelsstatuten.?) Auch die deutsche kanonistische 
Literatur des 18. Jahrhunderts, um nur Reiffenstuel, 
Schmalzgrueber und (als besonderen Darsteller der deut- 
schen Verhältnisse) Schenkl zu nennen, kannte sie nicht.*) 
Wo ausnahmsweise von Honorarkanonikern geredet wird, 
ist etwas anderes damit gemeint; so bezeichnet der schon 
früher genannte Christian Gottlieb Buder, der 1738 
schrieb), als solche im Anschluß an Du Cange die Fürsten- 
und Laienkanoniker, ebenso Johann Christian Zindel in 
seiner Dissertatio de ecclesiis cathedralibus®), und der Bam- 
berger Stiftskapitular Heinrich Schuberth wiederholt im 
18. Jahrhundert in seiner Dissertatio de origine et conditione 


1) Vgl. oben 8.180 und als praktisches Beispiel S. 215 Anm.]1; 
der dort genannte Livin von Veltheim war als Domherr von Mainz Propet 
von Aschaffenburg und Fritzlar, als Domherr von Hildesheim Propst 
von Goslar und einer der Hildesheimer Stiftskirchen, als Domherr von 
Halberstadt Propst von St. Moritz und Bonifaz in Halberstadt. 

2) Stephan Alexander Würdtwein, Nova subsidia diplomatica 
ad selecta juris ecclesiastici Germaniae et historiarum capita elucidanda, 
Heidelberg 1781£. 

®) Andreas Mayer, Thesaurus novus juris ecclesiastici potissi- 
mum (Germanise seu Codex statutorum ineditorum ecclesisrum cathe- 
dralium et collegiatarum in Germania I—IV, Regensburg 1791f. 

“) A. Reiffenstuel, Jus canonicum universum, Freising 1700; 
F. Schmalzgrueber, Jus ecclesiasticum universale, Dillingen 1717f.; 
Maurus Schenkl, Institutiones juris ecclesiastici Germaniae imprimis 
et Bavarise territoriis accomodatae, Ingolstadt 1797. 

s) S. 0. S. 190 Anm. 2. 

°%) In Mayers Thesaurus novus I S. 32f., dort $ 33 (S. 67f.) De 
canonicis honorariis. 
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ecclesiarum collegiatarum!) bei Erwähnung der Ehren- 
kanoniker lediglich die Gedankengänge des Hostiensis, aber 
ohne Blut und Leben; man sieht daraus, daß es ihm etwas 
Fremdes war.?) König Friedrich Wilhelm I. von Preußen 
befahl zwar in den dreißiger Jahren des 18. Jahrhunderts 
wiederholt dem evangelischen Domkapitel in Brandenburg 
die Aufnahme eines seiner Günstlinge als ‚canonicus supra- 
numerarius oder honorarius‘“, es handelte sich dabei aber 
um Expektatare mit Anrecht auf die nächste freiwerdende 
Präbende, denen, anders als bei gewöhnlichen Anwart- 
schaftsinhabern, sofort die Kapitelsrechte zukommen sollten, 
also nicht um eigentliche Ehrenkanoniker?) Auch das 
preußische Allgemeine Landrecht, das alle Verhältnisse bis 
ins einzelne hinein regelt und als Kodifikation des deutschen 
Staatskirchenrechts des 18. Jahrhunderts Beachtung ver- 
dient, spricht wohl von Domizellaren und überzähligen 
Kanonikern, womit Expektatare gemeint sind, nicht aber 
von Ehrenkanonikern.*?) Ebenso erwähnt der Emser Kon- 
greß von 1786, der sich eingehend mit den Verhältnissen der 
Kollegiatstifte befaßte°), ihrer nicht, obwohl er sonst z. B. 
die Stellung verdienter Pfarrseelsorger zu heben bestrebt 
war und deshalb sicherlich deren Ernennung zu Honorar- 
kanonikern befürwortet hätte, wenn dies Institut damals 
in Deutschland bekannt und verbreitet gewesen wäre. Ich 
habe die Kanonikerlisten der sämtlichen Domkapitel des 
alten Reichs vom Jahre 1752 und von beiläufig vierzig Kol- 
legiatkapiteln Nordwestdeutschlands, darunter auch der 
zahlreichen stadtkölnischen Stifte, aus dem Jahre 1769 


!) In Mayers Thesaurus novus I S. 157£. 

2) A.a. O. S. 170f. $ 10; nach richtiger Unterscheidung von canonia 
und praebenda heißt es dann „haec et similia omnia regulariter et com- 
muniter teneri et observari non negatur, sed dabilis tamen vero casus, 
uti et revera saepius existit, ubi quis solum in choro cantandi et capi- 
tulum frequentandi jure gaudet v. g. canonicus honorarius ..... et 
sic distinctio non vana nec inutilis‘‘, also Honorarkanoniker mit Siimm- 
recht im Kapitel, was längst überholt war. 

32) Heckel a.a. O. S. 145. 

*) Alle. L. R. 11 11 $ 1073£., 1218f. 

5) Artikel 10 der Punktation vom 25. und Artikel 12 des Reform- 
dekretes vom 26. August 1786, Höhler a.a. 0. S. 177f. bzw. 105£. 
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durchgesehen!); das einzige, was auf einen Ehrenkanoniker 
italienischer Observanz, und zwar einen an der Stiftskirche 
präbendierten, hindeuten könnte, begegnet in dem Kano- 
nissenstift Schwarzrheindorf bei Bonn. Dort gab es wie 
allenthalben in Kanonissenstiften neben dem Frauen- 
konvent (neun adlige Damen unter einer Äbtissin) auch 
ein Kanonikerkapitel und einige Vikare (Rektoren von 
Altären in der Stiftskirche); von diesen Vikaren (es sind 
vier) wird der älteste zugleich als ‚canonicus mutus‘ auf- 
geführt, als stummer Kanoniker, d. h. also wohl als Kano- 
niker ohne Kapitelsrechte, der als solcher, obwohl er Vikar 
blieb, an die Seite der Kapitulare trat (es waren nur drei, 
von denen einer zugleich erzbischöflicher Offizial und Dom- 
herr in Köln war und deshalb keine Residenz hielt).2) Und 
in dem Kollegiatstift St. Gereon in Köln, dessen zwanzig 
präbendierte Vikare (wie das auch sonst vorkommt) ein 
besonderes capitulum vicariorum neben dem Kanoniker- 
kapitel bildeten?), war 1769 einer der sieben Kantoren, die 
als chori socii nicht wie die Vikare ein Altarbenefizium, 
sondern nur ein Manualstipendium hatten, also unpräben- 
diert waren, als ‚vicarius honoris‘ in das Vikarienkapitel 
aufgenommen‘) 

Das sind die einzigen recht schwachen Spuren, die 
sich bei Durchsicht der Kanonikerlisten aus anderen Gegen- 


1) InSchumanns Europäischem genealogischen Handbuch a. a. O. 
und in dem Niederrheinisch-westfälischen Kreiskalender von 1770 a. a. O. 

3) Kreiskalender a. a. O. S. 86f. In dem benachbarten Kanonissen- 
stift Vilich waren 1769 von den fünf Kapitularen zwei zugleich Vikare 
an der Stiftskirche neben vier anderen Vikaren, die zum Teil zugleich 
Pfarrer auf inkorporierten Kirchen (Oberkassel, Küdinghoven) waren, 
ebenda S. 87; es waren aber Kapitulare mit Sitz und Stimme, also anders 
als in Schwarzrheindorf, sie werden ausdrücklich als solche bezeichnet, 
können deshalb nicht als Ehrenkanoniker angesprochen werden. Ähn- 
lich gab es 1865 in dem Kollegiatstift Mattsee bei Salzburg nach Neher 
a.8.0. I 2 S.185 außer den sechs Kapitularkanonikern einen Präben- 
daten mit Stimme. 

3) Hierüber ausführlicher unten. 

4) Kalender a. a. 0. S. 60 bzw. 79, er war zugleich präbendierter 
Vikar am Kanonissenstift Dietkirchen in Bonn. Auch beim Olmützer 
Domkapitel gab es 1865 nach Schulte, Status S. 35 unter den zwölf 
Vikaren zwei „vicariatus honoris““, 
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den wohl entsprechend vermehren werden, aber deutlich 
erkennen lassen, daß das Institut der Honorarkanoniker 
bei uns unbekannt war. Der Personalbestand der deutschen 
Stiftskirchen war meist zahlreich genug, so daß die Schaffung 
von Ersatzehrenkanonikaten wie in Italien nicht nötig war; 
und selbst bei Stiften, die durch widrige Ereignisse auf ein 
bis zwei Mitglieder zusammengeschrumpft waren, wie z. B. 
in Breslau an St. Aegidien und in Liegnitz!), verlautet 
nichts von ihnen.?2) Nur einmal, ganz zum Ende des ancien 
regime im Jahre 1783 tritt ein wirklicher Ehrenkanoniker 
in München auf, er ist aber nicht bei einer Kirche, sondern 
in der Hofluft gediehen: Kurfürst Karl Theodor von Baiern 
hatte hier den Klerus der kurfürstlichen Hofkapelle als 
„neues Gremium‘ unter einem Vizepropst und Vizedechan- 
ten an das alte Kapitel der Münchener Frauenkirche an- 
geschlossen und bestimmte in der Verfassung des nun- 
mehrigen ‚Vereinigten Chorstifts B. M. V. und der Hof- 
kapelle‘‘ vom 30. Oktober 1783°) in $ 15, daB der neben 
den Hofkaplänen (nunmehrigen Kanonikern des neuen 
Gremiums) stehende Hofpfarrer vom Kapitel unabhängig 
und dem Oberhofmeisteramt unterworfen bleibe, daß ihm 
aber als ‚canonicus honorarius‘‘ das Ehrenzeichen des Stifts 
beigelegt werde und er in öffentlichen Umgängen dort den 
Vorrang vor dem Stiftspfarrer habe. Also eine reine Ehrung 
für den Hofpfarrer, von der das Kapitel nichts hatte.*) Die 


1) Vgl. C. J. Herber, Statistik des Bistums Breslau, Breslau 
1826, S. 37£. 

3) Die in den Kanonikerverzeichnissen mancher Kapitel hinter 
den Kapitularkanonikern als besondere Gruppe aufgeführten canonici 
non capitulares oder non residentes oder absentes (z. B. an St. Kassius 
und Florentius in Bonn, St. Viktor in Xanten, in Kaiserswerth und 
Düsseldorf, Kalender a. a. O. 1770 S. 77, 226 81f. und 170), sind wohl 
noch unpräbendierte Expektatare; dafür, daß es etwa Honorarkanoniker 
im eigentlichen Sinne seien, spricht nichts. Auf dem Koblenzer Kongreß 
von 1769, dem Vorläufer des Emser Kongresses, wurde über die Frage 
der Dispensierung unpräbendierter Extrakapitularkanoniker von der 
Residenzpflicht zwecks Erlangung und Versehung einer Pfarrei, bis sie 
in den Genuß ihrer Kapitularpräbende gelangen, verhandelt (Höhler 
a.8. 0. S. 259). 

?) Abgedruckt in Mayers Thesaurus novus I S. 228f. 

*) Derartige Einrichtungen müssen damals häufiger gewesen sein, 
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unterschiedliche Behandlung des Hofpredigers (sog. Hof- 
pfarrers) erklärt sich wohl daraus, daß der Prediger, weil 
von der Laune seines Herrn abhängig, amovibel bleiben 
mußte, was er als Kanoniker grundsätzlich nicht sein konnte; 
‚um ihm aber doch während seiner Stellung am Hof den 
Ehrenvorrang der Kanoniker zu geben (was ja auch dem 
Hof zugute kam), wurde er zum Honorarkanoniker ge- 
macht, welche Ehrung er, da sie ihm mit Rücksicht auf 
sein Amt verliehen war, wohl nur so lange genoß, als er 
seine Hofpredigerstelle innehatte. Die Tatsache, daß dieser 
einzig nachweisbare richtige Ehrenkanoniker der Hofluft 
entstammt, bestätigt nur die Vermutung, daß in den deut- 
schen Kapiteln des 18. Jahrhunderts an sich diese Ein- 
richtung gänzlich unbekannt war. 


Da kommt unvermittelt eine Kunde aus den öster- 
reichischen Erblanden. Unter den zahlreichen Erlassen 
Kaiser Josefs II. über das Kirchenwesen, deren einer aus 
dem Jahre 1787 die Zahl der Domherren einschränkte 
(es sollten bei Metropolitankirchen höchstens zwölf, bei 
Kathedralen höchstens acht sein)!), befindet sich näm- 


vgl x. B. die Bulle Leos XII. vom 18. Juni 1826 (Bull Rom. Cont. VIII 
8. 424) über die Errichtung einer Capella imperialis in Rio de Janeiro 
und deren Verbindung mit dem dortigen Kathedralkapitel, so wie es 
in Lissabon vorher geschehen sei, der Hofpfarrer soll Kanonikerehren 
haben. — In München hörte übrigens die Verbindung beider Gremien 
bei der Aufhebung des Frauenstiftse im Jahre 1803 auf; 1817 wurde bei 
der Frauenkirche, gemäß dem bayrischen Konkordat, ein neues Metro- 
politankapitel errichtet, aus der Hofkapelle entstand 1839 das besondere 
St. Kajetanstift an der Theatinerkirche (s. o. 8.175), dessen Propst 
jeweils Direktor der Allerheiligenhofkapelle, dessen Kanoniker stets Hof- 
kapläne, dessen Vikare Hofpriester sind, während der „Prediger‘‘ der 
Hofkapelle selbständig ist und wie früher zum Ehrenkanoniker, und 
zwar jetzt des Kajetanstifts, ernannt wird (Vgl. Schematismus der 
Geistlichkeit des Erzbistums München-Freising für das Jahr 1842, 
8.50; Anton Mayer und Georg Westermayer, Statistische Be- 
schreibung des Erzbistums München-Freising II, Regensburg 1880, 
8. 209£.). 

1) Hofdekret vom 2. Februar 1787, Handbuch aller unter der Regie- 
zung des Kaisers Josef II. für die k. und k. Erbländer ergangenen Ver- 
ordnungen und Gesetze XIII, Wien 1789, S. 577f.; um diese Zahl zu 
erreichen, wurde einstweilen eine Vakanzensperre verhängt, die über 
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lich auch einer aus dem Jahre 1788 über sogenannte 
Titulaturdomherren, des Inhalts, daß dort, wo diese bisher 
bestanden haben, ihre Zahl bei Metropolitankapiteln auf 
acht, bei einfachen Domkapiteln auf sechs festgesetzt wird; 
es sollen nur näher qualifizierte Seelsorgegeistliche dazu 
ernannt werden, und zwar vom Bischof mit kaiserlicher 
Bestätigung; für Kollegiatkapitel wird nichts bestimmt.!) 
Diese ‚Titulaturdomherren‘ sind nichts anderes als unsere 
heutigen gemeinrechtlichen Ehrenkanoniker, sie haben 
keinen Anteil an den Kapitelsrechten und keine Präbende 
oder Expektanz, vielmehr lediglich die Ehrenrechte (Titel 
und Kleidung)?) Auch daß verdiente Seelsorgepriester 
durch die Verleihung des Titels belohnt werden sollen, ent- 
spricht ganz der im 19. Jahrhundert befolgten Richtung, 
während die italienische Praxis des 18. Jahrhunderts ja von 
anderen Gesichtspunkten ausging. 


Wie erklärt sich dieses unvermittelt auftretende Dekret, 
das übrigens der erste gesetzgeberische Akt über Ehren- 
kanoniker ist? Es liegt nahe anzunehmen, daß Josef II. 
den Kapiteln als Ersatz für die verminderte Zahl der ordent- 
lichen Domherren nun Ehrenkanoniker hat beigesellen 
wollen, und in diesem Sinne, daß der Kaiser also das In- 
stitut eingeführt habe, wird der Erlaß häufig ausgelegt?) 
Das ist jedoch falsch; der Erlaß redet ausdrücklich von 
diese Zahl hinaus vorhandenen Kanoniker konnten an andere Kapitel 
bei dortigen Vakanzen versetzt werden. 

1) Hofdekret vom 8. Dezember 1788, Handbuch XVII 1790 S. 657 £. 


2) So richtig Gustav Gehrig, Die katholischen Domkapitel 
Deutschlands als juristische Personen, Regensburg 1851, S. 120; viel- 
fach, z. B. von Andreas Müller, Lexikon des Kirchenrechts und der 
römischen Liturgie II, Würzburg 1830, S. 434 und allen, die ihm folgen, 
wird den österreichischen Ehrendomherren ein Anwartschaftsrecht auf 
freiwerdende Kanonikate zugeschrieben, jedoch zu Unrecht, sie wurden 
bisher bloß üblicherweise ceteris paribus bei der Besetzung erledigter 
Kanonikate von der Regierung berücksichtigt, vgl. Bastgen, Öster- 
reichische Bistümer a. a. O. S. 238f. 

9%) Z. B. bei Huller, Domkapitel S. 73 und, daraus wörtlich über- 
nommen, bei Schneider, Domkapitel S. 1%, die beide sagen, daß 
durch den Erlaß die Ehrenkanoniker bei den Kapiteln ernannt wor- 
den seien. 
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bereits vorhandenen Titulaturdomherren, deren Zahl er 
lediglich begrenzt.!) Es fragt sich also, wo es in Josefs II. 
Ländern derartige Ehrenkanoniker damals gegeben hat?) 
Unter seiner Herrschaft befanden sich (von den belgischen, 
ungarischen und galizisch-polnischen Bistümern abgesehen) 
nur folgende Metropolitan- und Kathedralkirchen: Wien 
und das soeben nach St. Pölten verlegte Wiener Neustadt, 
Prag, Leitmeritz, Königgrätz, Olmütz, die Salzburgischen 
Unterbistümer Gurk, Seckau und Lavant, deren Neuord- 
nung und Verlegung damals erfolgte, Laibach in Krain 
und die Diözesen im Adriagebiet, namentlich Görz und 
Triest; die kurz vorher errichteten Bistümer Brünn, Linz, 
Budweis und Leoben kommen nicht als Träger einer älteren 
Gewohnheit in Frage.) Davon waren Prag und Olmütz 
im 10. Jahrhundert als Reichsbistümer gegründet worden, 
ihre Kapitel glichen auch im 18. Jahrhundert noch in Auf- 
bau und Verfassung ganz den feudalen Stiften des Reichs; 
ebenso war es mit den Salzburger Unterbistümern aus dem 
11. und 13. Jahrhundert, deren Inhaber gleichfalls als Reichs- 
fürsten galten; auch in Wien und Wiener Neustadt, beide 
aus dem 15. Jahrhundert, bestanden die Kapitel wie in 
den Reichsbistümern aus Adligen und Graduierten; es ist 
also anzunehmen, daß bei allen diesen wie im Reich von 
Ehrenkanonikern nichts bekannt gewesen ist. Bleiben also 
die Bistümer an der Adria und die im 17. Jahrhundert 
entstandenen Leitmeritz und Königgrätz. In den Küsten- 
bistümern, die mehr italienisch orientiert waren, mögen 
schon damals Honorarkanoniker italienischer Observanz 
vorhanden gewesen sein — die Bulle Leos X1I. vom 30. Jun’ 


1) Sorichtig Hillingin Buchbergers Kirchlichem Handlexikon I 
München 1906, Sp. 1250. 

2) Anton Klein, Geschichte des Christentums in Österreich und 
Steiermark VII, Wien 1842, S. 88, der Josefs II. Titulardomherrendekret 
bespricht, sagt dabei lediglich, es habe schon vorher solche in mehreren 
Bistümern gegeben, ohne nähere Angaben zu machen, und ohne Quellen 
zu bringen. 

®) Auch die päpstlichen Errichtungsbullen, die den Bestand ihrer 
Domkapitel genau umschreiben (Bull. Rom. Cont. VI 2 S. 1517f.), ent- 
halten nichts über Ehrenkanoniker. 
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1828 Locum beati Petri über die Neuordnung dieser Bis- 
tümer wenigstens enthält (anders als die Bullen für 
Linz usw.) Bestimmungen über Ehrenkanoniker, nämlich 
„utque sacrorum splendidus apparatus augeri valeat, facul- 
tatem episcopis impertimur, ecclesiasticos viros in sacris 
ordinibus constitutos ex Majestatis suae consensu adsciscendi 
in canonicos honorarios, qui statutum canonicorum capi- 
tularium numerum non excedant, quique licet residentiae 
legibus non adstricti chorali tamen habitu et stallo fruantur 
absque ullo emolumento, nullamque habeant suffragii jus 
neque facultatem capitularibus conventibus comitiisque 
adstandi‘!). Nachweisbar waren zu Josefs II. Zeiten Ehren- 
kanoniker aber in den beiden böhmischen Bistümern. Nach 
dem Europäischen genealogischen Handbuch von Schu- 
mann hatte Leitmeritz im Jahre 1752 neben dem Dechanten 
und fünf residierenden Domherren noch sieben, Königgrätz 
neben dem Dechanten und acht residierenden noch fünf 
Honorarkanoniker; es sind damals in Leitmeritz meist aus- 
wärtige Landdechanten, bürgerlich, in Königgrätz Graduierte, 
während die residierenden Kanoniker in beiden Kapiteln 
teils adlig, teils bürgerlich sind.?) Noch jetzt besteht die- 
ser Zustand, abgesehen von geringen Änderungen in der 
Zahl, die böhmisch-mährischen Kapitel und Bistümer sind 
durch Säkularisierungen im 19. Jahrhundert nicht betroffen 
worden. Diese Honorarkanoniker haben keine Kapitels- 
rechte, Schulte stellt sie 1865 ausdrücklich den Kapi- 
tularen, womit er die residierenden Kanoniker bezeichnet, 


1) Bull. Rom. Cont. VIII S. 692f. Diese Ehrenkanoniker sind im 
19. Jahrhundert zwar nicht mehr zur Residenz verpflichtet, aber bei 
den kleinen Verhältnissen und dem geringen Umfang der betreffenden 
Diözesen (noch jetzt gibt es da Sprengel von im ganzen 60 000 Seelen, 
z. B. Parenzo und Veglia) waren sie sehr wohl in der Lage, nach Art der 
italienischen Supernumerare am Dienst in der Kathedrale wenigstens 
an Festtagen teilzunehmen, „ut sacrorum splendidus apparatus augeri 
valeat‘‘ heißt es ja in der Bulle. 


3) Schumanna.a. 0. S. 196f. Die Leitmeritzer und Königgrätzer 
sind die einzigen von Schumann verzeichneten Ehrenkanoniker; in 
seinen übrigen Listen — er bringt die deutschen, österreichischen und 
schweizerischen Domkapitel — begegnen sie nicht. 
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gegenüber.!) Es sind also Ehrenkanoniker im modernen 
Sinn.?) 

Wie kommen sie in dieser verhältnismäßig frühen Zeit 
nach Böhmen ? Schlenz?) sagt in seiner Leitmeritzer Bis- 
tumsgeschichte lediglich, daß sie, wie anderswo, auch hier 
vorhanden gewesen seien; aber seit wann ? Das Leitmeritzer 
Kapitel ist im 11. Jahrhundert als Kollegiatstift gegründet 
worden und 1655 bei Errichtung des Bistums zum Dom- 
kapitel erhoben, das Königgrätzer ist erst 1664 bei der Bis- 
tumserrichtung entstanden; die Errichtungsbullen geben 
in beiden Fällen keinen Aufschluß.*) Vielleicht bringt ihre 
Gegenüberstellung zu den residierenden Domherren, die 
Schumann betont, auf die richtige Spur.®) 


In allen böhmischen Stiftskirchen gab es nämlich im 
15., 16. und 17. Jahrhundert, als infolge der Hussitenwirren 
die Einkünfte der katholisch gebliebenen kirchlichen In- 
stitute durch Usurpation, durch Notverkauf, auch durch 
königliche Verpfändung großenteils verlorengegangen waren, 
so daß die Präbenden nicht mehr ausreichten, neben den 
residierenden auch nichtresidierende Kanoniker. Am Prager 
Dom residierten nach der Relatio status von 1597 anstatt 


1) Schulte, Status 8. 29£. 

2) Der spätere Leitmeritzer Bischof Hurdalek (1815—1822) wurde 
als Rektor des Prager Generalseminars im Jahre 1785 (also noch vor 
Josefs II. Dekret von 1788) Ehrendomherr in Königgrätz, der spätere 
Leitmeritzer Bischof Hille (1832—1865) wurde als Leitmeritzer Seminar- 
professor 1826 Ehrendomherr, 1831 Residenzialdomherr in Leitmeritz 
(Anton Frind, Geschichte der Bischöfe und Erzbischöfe von Prag, 
Prag 1873, S. 306). 

®) Joh. Ev. Schlenz, Geschichte des Bistums und der Diözese 
Leitmeritz II, Warnsdorf 1914, S. 231f.; wo sie sonst noch vorhanden 
gewesen seien, gibt auch er nicht an. 

“) Magnum Bullarium Romanum Ed. Taurinensis XVI S.31f. 
(Leitmeritz) bzw. XVII 8. 313f. (Königgrätz); die Leitmeritzer Bulle 
besagt nur, daß in der bisherigen Kollegiatkirche zum hl Stephan zwei 
Dignitäre (Propst und Dechant) und einige Kanoniker seien, daß die 
Propstei aufgehoben und die Einkünfte dem Bischof zugewiesen werden, 
und daß der König von Böhmen das Nominstionsrecht bei der Bistums- 
besetzung haben solle. 

6) Vgl. zum Folgenden Anton Frind, Die Kirchengeschichte Böh- 
mens IV, Wien 1878, S. 136. 


Zeitschrift für Rechtsgeschichte, XLV, Kan. Abt, XIV, 
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achtundzwanzig, wie zu Karls IV. Zeiten, nur noch sieben 
Kanoniker, wegen der Armut des Stifts Ichnten die er- 
wählten Kanoniker vielfach ab!), bei den übrigen Kirchen 
blieben gewöhnlich nur ein bis zwei Kanoniker anwesend; 
die anderen waren zwar auch de jure präbendiert, aber 
ohne reale Einkünfte, weshalb sie Landpfarreien oder sonstige 
Kirchenämter übernehmen mußten, wenn sie nicht etwa 
in anderen Stiften bereits präbendiert waren, sie hatten 
aber die Kapitelsrechte wie die residierenden Kanoniker.?) 
Diese nichtresidierenden sogenannten Titularkanoniker muß- 
ten bei ihrer Erwählung durch das Kapitel einen Revers 
ausstellen, daß sie weder Unterhalt noch Wohnung im 
Kapitel beanspruchen würden?) Man fühlt sich unwill- 


1) J. Schmidlin, Die kirchlichen Zustände in Deutschland vor 
dem dreißigjährigen Kriege (Erläuterungen und Ergänzungen zu Janßens 
Geschichte des deutschen Volkes VII 1), Freiburg 1908, S. 144; J. E. 
Schlenz, Johann Sixt von Lerchenfels, Propst von Leitmeritz 1617 bis 
1629 (Mitteilungen des Vereins für Geschichte der Deutschen in Böhmen 
XLVIII 1910 S.406fi., XLIX 1911 S.168). Nach der Schlacht am 
Weißen Berge plante Kaiser Ferdinand II. ihre Erhöhung auf achtzehn, 
deren Präbenden er redotieren wollte (Schlenz, Bistum Leitmeritz I 
1912 S. 19). 

2) Vgl. z. B. Frind, Kirchengeschichte Böhmens IV S. 465 über 
die Wahl des Dechanten in Leitmeritz: „adsunt Johannes Mnissek 
plebanus in Libochowic, Wenzeslaus plebanus in Poczapel, Wenzeslaus 
plebanus in Brozan, Thomas plebanus in Suthom, Johannes dictus Prous 
capellanus in Litomeric, canonici praebendati ecclesiae collegiatae Lito- 
mericensis; obiit decanus Mathias, eligitur mag. Johannes de Tabor; 
confirmatur a Wenc. Krumlow 1. April 1456“. Nach den Statuten des 
Kapitels am Wy:chehrad in Prag von 1612 mußten die Nichtresidierenden 
zu ordentlichen und außerordentlichen Kapitelsitzungen und zu dem 
an jedem ersten Montag im Monat abzuhaltenden Requiem erscheinen 
(Schlenz, Sixt v. L. XLVIII S. 417). 

°) Im Prager Domkapitel wurde z. B. 1605 der Archidiakon von 
Pilsen Johann Sixt von Lerchenfels ‚‚erga reversales‘‘ zum Kanoniker ge- 
wählt und installiert, später erhielt er jedoch eine Präbende und siedelte 
dann nach Prag über (Schlenz, Sixt v.L. XLVIII S. 403), 1551 der 
Dechant von Aussig Nikolaus Janus, 1536 der böhmische Hofgeistliche 
Heinrich Skribcnius und der Pilsener Archidiakcen Johannes Podbradsky, 
beide später Administratoren des Erzstifts (Frind, Kirchengesch. Böh- 
mens IV S. 132, 184); auch der spätere Leitmeritzer Bischof Max Rudolf 
von Schleinitz wurde 1635 Titular-, 1637 präbendierter Domherr in 
Prag (Schlenz, Bistum Leitm. II S. 10 Anm. 3). 
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kürlich an die Angaben des Hostiensis erinnert, daß ver- 
armte Kirchen, deren Einkünfte nicht mehr genügten, um 
allen Kanonikern ausreichende Präbenden zu geben, aus- 
wärtige Geistliche zu stimmberechtigten Kanonikern ohne 
Präbende ernannten. Dieser Zustand blieb auch bei der 
Restauration nach der Hussitenzeit zunächst noch bestehen, 
schon wegen des großen Priestermangels!),- nur daß bei 
allmählicher Besserung der Vermögensverhältnisse (zum 
Teil durch Rückkauf der verlorenen Einkünfte) die Zahl 
der Residierenden stieg?) Wie sehr dieser Zustand die 
Regel bildete, ergibt sich aus der in den zwanziger Jahren 
des 17. Jahrhunderts von Wallenstein für seine böhmischen 
Besitzungen geplanten Bistumsgründung in Jitschin, die 
allerdings nicht zur Ausführung gelangt ist; nach der 
Stiftungsurkunde von 1624 sollte das Domkapitel dort aus 
vier Dignitären, zehn residierenden und sechs Titulardom- 
herren und vierzehn Vikaren bestehen, also von Anfang 
an nebeneinander residierende präbendierte und nicht- 
residierende unpräbendierte Kanoniker haben?) 

Diese Verhältnisse walteten auch im Leitmeritzer Ka- 
pitel ob. Auf Propst, Dechant und zehn Kanoniker ge- 
stiftet, war es bereits im 15. Jahrhundert zusammen- 
geschrumpft, 1456 z. B. versammelten sich zur Dekanswahl 
nur fünf Kanoniker, von denen vier auswärtige Pfarrer 
waren und einer Kaplan in Leitmeritz*); Mitte des 16. Jahr- 
hunderts war nur der Propst präbendiert, der aber nicht 
residierte und sich durch einen Vikar vertreten ließ, bis 
Kaiser Ferdinand I. im Jahre 1559 durch anderweitige 
Verteilung der Einkünfte bestimmte, daß außer dem Vikar 
wieder Dechant und zwei Kanoniker residieren sollten®), 


- 4) Vgl. hierüber Schlenz, Leitmeritz I S. 3f., 28; ein Pfarrer hatte 
gewöhnlich zwei bis drei Gemeinden zu versehen. 
2) Über die Verhältnisse in den böhmischen Kapiteln nach der 


Hussitenzeit vgl. Schlenz, Sixt von Lerchenfels a. a.0. XLVIII S. 384f., 
403. 

®) Schlenz, Leitmeritz I S.35f., 39, 41f.; die Ernennung der 
residierenden und der Titulardomherren sollte auf die gleiche Weise 
erfolgen. 


4) S.o. S.226 Anm. 2. 5) Schlenz, Leitmeritz I S. 50£. 
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tatsächlich kam es aber nur dazu, daß neben dem Dechanten 
noch ein Kanoniker präbendiert wurde und Residenz hielt.!) 
So war es noch bei der Bistumserrichtung im Jahre 1655; 
der 1617 zum Propst bestellte Johannes Sixt von Lerchen- 
fels hatte sich ohne Erfolg beim Kaiser um die Stiftung 
eines neuen, für einen Deutschen bestimmten Residenzial- 
kanonikats bemüht.2) Bei der Errichtung des Bistums 
wurden die Einkünfte der Propstei für den Bischof bestimmt, 
so daß als residierendes Kapitel nur Dechant und ein Kano- 
niker übrigblieben; die Bistumsbulle spricht vorsichtig von 
„einigen“ Kanonikern, ohne die Zahl zu nennen.?) Der 
erste Bischof Max Rudolf von Schleinitz gündete aus seinem 
Privatvermögen 1671 ein neues Kanonikat, ein weiteres 
wurde gleichzeitig von einem Leitmeritzer Bürger gestiftet; 
unter dem Bischof Hugo Franz von Königsegg-Rothenfels 
(1710—1720) kamen noch zwei hinzu, so daß der Stand 
von 1752 (Dechant und fünf Kanoniker) damit erreicht war.*) 

Und die Nichtresidierenden im Leitmeritzer Kapitel ? 
Auch sie waren im 16. Jahrhundert auf zwei bis drei zu- 
sammengeschrumpft. Um sie mehr an Leitmeritz zu fesseln, 
so daß sie wenigstens an Festtagen zur Assistenz in den 
Dom kommen möchten, suchte Bischof von Schleinitz 
bei der Bistumsgründung in Rom für sie eine geringe Be- 


soldung zu erwirken; es sollten für zwei Titularkanoniker, 


die in der Nähe von Leitmeritz ein Kuratbenefizium haben 
sollten, je zweihundert Gulden jährlich ausgeworfen werden, 
was aber, da zunächst dringendere Aufgaben zu er- 
füllen waren, abgelehnt wurde.) Gleichwohl hielten sie 
sich und erschienen auch hin und wieder, z. B. bei der 
Einführung des Bischofs.) Ihre Bestellung erfolgte durch 


1) Ebenda 8. 65 und öfter, besonders S. 304, II S. 206f.; Schlenz, 
Lerchenfels XLIX S. 156. 

3) Schlenz, Lerchenfels XLIX S. 181f. 8) S.o. S. 225 Anm. 4. 

4) Schlenz, Leitmeritz I S. 115£.; im 19. Jahrhundert wurde ein 
sechstes Kanonikat und 1907 endlich die Propstei von neuem gegründet, 
ebenda S. 116 Anm. 3, 220 Anm. 3. 

8) Schlenz, Leitmeritz I S. 115f., vgl. auch des Bischofs Klage 
an den Erzbischof von Prag von 1656 ebenda II S. 218f. 

©) Schlenz, Leitmeritz I S. 272, II S. 232, dort auch eine Auf- 
zählung der im 17. Jahrhundert nachweisbaren Titulare; später war 


Ehrenkanoniker und Honorarkapitel. 229 


Wahl der residierenden Kanoniker mit Zustimmung des 
Bischofs!) und vielfach rückten sie, wenigstens in der 
zweiten Hälfte des 17. Jahrhunderts, in die präbendierten 
Residenzkanonikate auf, ohne jedoch ein Anwartschafte- 
recht zu haben.?2) Da sie abwesend waren und draußen 
auf ihren Benefizien saßen, war die Teilnahme an den 
Kapitelversammlungen für sie mit Schwierigkeiten ver- 
bunden, sie erschienen vor der Bistumsgründung kaum 
mehr zu solchen, so daß die regelmäßige Abhaltung der 
Versammlungen aufhörte, was Bischof Schleinitz mit Recht 
als Mangel empfand. Deshalb betrieb er deren Wiederein- 
führung, sie sollten monatlich einmal stattfinden, jedoch 
jetzt nur für die residierenden Domherren, so daß die nicht- 
residierenden ihre Kapitelsrechte, deren Ausübung prak- 
tisch längst eingeschlafen war, verloren. Und so ist es denn 
auch gekommen, schon in der ersten Leitmeritzer Relatio 
status, die das Kapitel 1676 sede vacante nach Rom 
schickte®), steht bei Erwähnung des Personalstandes des 
‚Kapitels nichts mehr von Titularkanonikern, was ja nötig 
gewesen wäre, wenn sie wie früher zu dessen vollberechtigten 
Mitgliedern gehört hätten; es ist nur von Dechant und 
(damals) drei Kanonikern die Rede. Und im 18. Jahrhun- 
dert erscheinen sie, wie gesagt, als bloße Honorarkanoniker, 
die als solche den residierenden Kanonikern gegenüber- 
gestellt werden. Die unpräbendierten, anfangs stimm- 
berechtigten nichtresidierenden Kanoniker sind somit, als 
die Verhältnisse sich später günstiger gestalteten, so daß 
wieder mehr Residenzpräbenden vorhanden waren und es 
auf die Stimme der Abwesenden nicht mehr ankam, zu 
bloßen Titularkanonikern ohne Stimmrecht geworden.*) 


gewöhnlich der Stadtdechant von Leitmeritz, der ja ohnehin am Ort 
residierte, Titularkanoniker, ebenda I S. 137, 265, 304. 

1) Schlenz, Leitmeritz II 8. 232. 3) Ebenda S. 215. 

®) Abgedruckt bei Schlenz, Leitmeritz II S. 616f.. 

*) Auch die geplanten Wallensteinschen Titularkanoniker waren 
anscheinend schon ohne aktive Kapitelsrechte gedacht, es ist keine 
Rede davon, daß sie etwa zu Kapitelsversammlungen zu berufen seien, 
wie dies bei den wirklichen Domherren ausdrücklich gesagt ist, von denen 
auch der größere Teil zunächst, bis geeignete Wohnungen in Jitschin 
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Zum Vergleich können die Verhältnisse des Kollegiat- 
kapitels am Wyschehrad in Prag dienen!), das statuten- 
gemäß aus Propst, Dechant und sechs Kanonikern bestand, 
im 16. Jahrhundert aber außer dem Dechanten nur einen 
einzigen Residenzkanoniker hatte, der mit dem gleichfalls 
einzigen übriggebliebenen Vikar die Pfarrei besorgte und den 
Chordienst hielt; für weitere Präbenden fehlten damals die 
Mittel, weshalb auch hier unpräbendierte Titularkanoniker 
aufgenommen wurden; nach den Statuten vom Jahre 1612 
konnten Mitglieder anderer Kapitel am Wyschehrad nur 
ein solches Titularkanonikat erhalten. Diese Titularkano- 
niker hatten nach den genannten Statuten noch alle Kapitels- 
rechte.?2) Jetzt hat Wyschehrad wieder seinen alten Be- 
stand und neben den sechs nunmehr wieder residierenden 
Kanonikern noch sechs Ehrenkanoniker, die jedoch in Er- 
innerung an ihren Ursprung noch heute nichtresidierende 
Kanoniker heißen?) Wo dagegen die Verhältnisse sich 
nicht so günstig gestalteten, blieb der alte Zustand, wie 
das deutlich am Domstift in Bautzen ersichtlich ist, das ja 
mit der Lausitz bis 1635 zu Böhmen gehörte; noch heute 
residieren dort nur der Dechant und zwei bis drei Kanoniker, 
die übrigen sind als nichtresidierende auf auswärtigen 
Pfarren oder in sonstigen kirchlichen Stellungen®), haben 
aber ihre Kapitelsrechte behalten.) 


für sie beschafft sein würden (was wohl ein Vorwand war, um an der 
Fundierung der Präbenden vorbeizukommen), als Dechanten oder Pfarrer 
bei benachbarten Kirchen residieren sollten (Schlenz, Leitmeritz I 
S. 39, 41, 281). 

1) Vgl. zum Folgenden Schlenz, Lerchenfels XLVIII S. 418f. 

2) S.o. S. 226 Anm. 2. 

8) Schulte, Status 8.25; Geiger a.a.0. XLVII 1925 S. 213. 


*) 1912 z. B. der Präses des bisherigen, seit 1922 aufgegebenen 
wendischen Seminars in Prag, Geiger XXXIV 1912 S. 207; jetzt sind 
es auch vielfach emeritierte Geistliche, 1924 z. B. ein Pfarrer und ein 
Hofkaplan im Ruhestand und ein Hofprediger außer Dienst, Geiger 
XLVII 1925 S.180. An älteren Nachrichten vgl. Frind, Kirchen- 
geschichte IV S. 412: Wolfgang Hempel, Pfarrer und Landdechant zu 
Jauernik und Kanonikus in Bautzen 1566; dann 1625 der Leitmeritzer 
Propst Sixt von Lerchenfels, der zugleich unpräbendierter Kanoniker 
am Wyschehrad, in Altbunzlau und Bautzen war (Schlenz, Lerchen- 
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Das wäre der Ursprung der Leitmeritzer Ehrenkano- 
niker: anfänglich Honorarkanoniker im Sinne des Hostiensis, 
sind sie nachher nur Honorarkanoniker im modernen Sinn. 
Ich halte es nicht für ausgeschlossen, daß von der alten 
Prager Universität aus in Böhmen damals die Lehren des 
Hostiensis bekannt waren, für ihre Befolgung sprechen auch 
andere Zeichen. So begegnet kurz vorher, im Jahre 1617, 
im Prager Domkapitel noch ein anderer Typ der Honorar- 
kanoniker des Hostiensis, nämlich der ausgeschiedene wirk- 
liche Kanoniker, dem ehrenhalber die Mitgliedschaft im 
Kapitel belassen wird: als der schon genannte Sixt von 
Lerchenfels, damals Domscholaster in Prag, vom Kaiser 
Matthias auf die einträglichere Leitmeritzer Propstei be- 
rufen wurde und deshalb auf sein Prager Kanonikat resig- 
nierte, beließ ihm das Kapitel wegen seiner Verdienste den 
Titel und seinen Platz neben dem neuen Scholaster, d. h. 
er wurde nun unpräbendierter nichtresidierender Kanoniker; 
das Kapitelprotokoll berichtet darüber folgendes: „anno 
1617 13. octobris Rds. Dom. Iohannes Sixt a Lerchenfels 
coram capitulo resignavit scholasteriam et ei relictus est 
titulus canonicatus et stallum in choro et in processionibus 


fels XLIX S.22, 191), ebenso der gleichzeitige Leitmeritzer Dechant 
(ebendort 8.154, vgl. auch Schlenz, Leitmeritz II S. 131). 


®) Sie wählten z. B. bisher mit den residierenden zusammen den 
Dekan, Schulte a.a. O. S. 149f., 150: ‚„‚canonici ... . . non residentes 
praebendas non habent, gaudent vero voto eligendi decanum activo et 
passivo“. Vgl auch die bei Otto Mejer, Die Propaganda, ihre Pro- 
vinzen und ihr Recht I, Göttingen 1852, S. 473f. abgedruckte Notizia 
statistica delle missioni oattoliche in tutto il mondo von 1843, darin 
8.99 (bei Mejer IS. 509): „...... la chiesa di Budissina, una collegiale 
di 10 canonici, il decano ..... eletto dal capitolo ..... risiede 
in Budissina con tre canonici, gli altri servono le parrocchie‘‘. Vgl. ferner 
Historisch-politische Blätter LXXXVIII 1881 S. 738 f., hier werden die 
nichtresidierenden, ebenso wie z. B. in den älteren J ahrgängen von 
Kroses Kirchlichem Handbuch (noch Band VIII 1919 S. 258) und in 
Geigers Kalender (noch XLII 1920 S.183), auch bei Baumgarten- 
Schlecht, Die kath. Kirche II 8.223, fälschlich als Ehrenkanoniker 
bezeichnet. Bautzen hatte aber neben den nichtresidierenden Domherren 
auch gewöhnliche Ehrenkanoniker, 1865 z. B. einen der Dresdener Hof- 
kleriker (Schulte S. 149); die neuern Jahrgänge von Krose und Geiger 
trennen hier richtig die Ehrenkanoniker von den nichtresidierenden. 
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cum scholastico, idque propter ipsius labores quos subiit 
penes metropol. ecclesiam Prag., ita quod hoc non possit 
trahi in exemplum“; es sollte also nicht zu häufig ge- 
schehen, damit es eine Ehre bleibe.!) 

Honorarkanoniker aber mußten nach wie vor dem 
Leitmeritzer Kapitel erwünscht sein, zumal es seinen alten 
Nominalbestand nicht wieder erreicht hat. Und nach dem 
Muster dieser Leitmeritzer nunmehrigen Honorarkanoniker 
wird dann auch das Königgrätzer Kapitel, das 1664 für 
Dekan und sechs Kanoniker, also mit einem für damalige 
Zeiten geringen Personalbestand, errichtet worden ist?), sich 
zur Erhöhung seines Glanzes einige Ehrenkanoniker zu- 
gesellt haben; es waren 1752, wie erwähnt, alles Graduierte, 
also Leute, mit denen man damals Ehre einlegen konnte.?) 
Derartige reine Ehrenkanoniker begegnen ferner zu Josefs II. 
Zeit auch in dem Kollegiatstift Nikolsburg in Mähren, das 
1622 als Patronatkapitel der Fürsten von Dietrichstein- 
Nikolsburg errichtet worden ist mit Propst und vier Kano- 
nikern, seit 1760 infolge Zustiftung auch mit einem Dekan; 
Stiftungsbrief und Kapitelstatuten enthalten nichts über 
Ehrenkanoniker, wie das auch bei Königgrätz der Fall 
ist, gleichwohl sind sie seit unvordenklichen Zeiten hier 
vorhanden und nachweisbar seit dem Jahre 1780, als der 
Erzbischof von Olmütz dem Kapitel mitteilt, er habe auf 
Vorschlag des Patrons zwei Ehrenkanoniker ernannt.*). Das 


1) Abgedruckt bei Schlenz, Lerchenfels XLIX 8.424 Anm. 3. 
Auch das ist eine Singularität, ich habe für die damalige Zeit bei anderen 
Kapiteln keine derartigen Ernennungen ausfindig machen können. Ob 
der Name Honorarkanoniker damals in Böhmen auch schon üblich 
war, vermag ich nicht zu sagen; Frind, Kirchengesch. IV S. 141. 
nennt die seit 1536 auftretenden Prager Titularkanoniker bereits Ehren- 
kanoniker, jedoch geht aus seiner Angabe nicht hervor, ob der Name 
gleichzeitig ist; auch Schlenz, Leitmeritz II 8. 222f., 231 gebraucht 
Titular- und Ehrenkanoniker schon für das 17. Jahrhundert durch- 
einander; wenn das begründet ist, wäre es ein weiterer Beweis für eine 
Kenntnis der Lehren des Hostiensis im damaligen Böhmen. 

2) Bull. Rom. XVII 8. 313 ff. 2) S. o. S. 224. 

4) So die Feststellungen in einer Entscheidung der Konzilskongre- 
gation vom 27. April 1895 anläßlich eines späteren Streites über die zur 
Ernennung berechtigte Instanz, Acta Sanctae Sedis XXVIII 1895/96 
8. 148, 
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frühe Auftreten dieser Ehrenkanoniker bei emem Kollegiat- 
kapitel in dem böhmischen Nebenland Mähren ist angesichts 
des in anderen Gegenden damals noch zu beobachtenden 
gänzlichen Schweigens von Bedeutung und bestärkt die Auf- 
fassung von einer böhmischen Sonderstellung in der Ent- 
wicklung des Instituts der Ehrenkanoniker, hervorgerufen 
durch die dortigen außergewöhnlichen kirchlichen und poli- 
tischen Verhältnisse des 15. bis 17. Jahrhunderts.!) Auch 
‚heute noch finden sich in den böhmisch-mährischen Kol- 
legiatstiften überall Ehrenkanoniker, was in anderen Län- 
dern Europas nicht die Regel ist.?) 

Daß Josef II., um wieder auf seinen Erlaß von 1788 
zu kommen, diese böhmischen Honorarkanoniker im Auge 
hatte, folgt wohl aus der von ihm gewählten Bezeichnung, 
er nennt die Ehrenkanoniker ja Titularkanoniker, ein bis 
dahin sonst für sie nicht üblicher Name; Titularkanoniker 
aber hießen die unpräbendierten nichtresidierenden Kano- 
niker in Prag und den anderen böhmischen Stiftskirchen. 
Im ganzen hat es den Anschein, als ob Josef II. mit seinem 
Erlaß mehr hat reglementieren, als etwaige Mißbräuche hat 
abstellen wollen. Der Erlaß ist damals auch nicht praktisch 
geworden; im 19. Jahrhundert aber hat er eine über seine 
ursprüngliche Absicht hinausreichende Bedeutung gewon- 
nen, indem er, woran er gar nicht gedacht hat, zur Ein- 
führung von Ehrenkanonikern in die österreichischen 
Domkapitel gedient hat.?) 


1) Man vergleiche übrigens auch die Sonderstellung Böhmens in 
der Entwicklung des landesherrlichen Wahlkommissars bei Bischofs- 
wahlen, die Feine, Reichsbistümer 8. 121f. nachgewiesen hat. Weder 
Frind noch Schlenz sind sich der Bedeutung Böhmens für die Ausbil- 
dung des Instituts der Ehrenkanoniker bewußt geworden. 

2) Kremsier z. B. hat neben Propst, Dechant und sechs Kanonikern 
jetzt fünfzehn Ehrenkanoniker, Geiger XLVII 1925 8.219, also eine 
erhebliche Zahl; über die Wyschehrader s. o. 8.230; Altbunzlau hat 
deren drei, Geiger a.a. O. 8. 213; vgl. auch die Bautzener Ehrenkano- 
niker o. S. 231 Anm. 1; auch in den Domkapiteln von Brünn und Bud- 
weis sind je acht Ehrenkanoniker neben zwei Dignitären und vier wirk- 
lichen Domherren, Schulte a. a. O. S. 38 bzw. Baumgarten-Schlecht 
8.0. 8.413, 

2) Hierüber unten mehr. 
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Eine dritte Entwicklungslinie, neben den italienischen 
Supernumeraren und den böhmisch-österreichischen Titu- 
laren, kommt aus Frankreich. Der Ursprung ist auch 
hier in Dunkel gehüllt, selbst der Franzose Bouix weiß 
in seinem Tractatus de capitulis nichts darüber zu be- 
richten.!) Da im alten Frankreich aus dem Frühmiittelalter 
her im großen und ganzen die gleichen kirchlichen Ver- 
hältnisse herrschten wie in Deutschland, so ist auch hier 
ein frühes Vorkommen von Ehrenkanonikern nicht wahr- 
scheinlich. Es mögen im 14. und 15. Jahrhundert während 
des hundertjährigen Krieges dort ähnliche Notstände wie 
zur Hussitenzeit in Böhmen gewesen sein?), eine Ein- 
wirkung auf die spätere Gestaltung der kirchlichen Ver- 
hältnisse scheint in so weit dort aber nicht stattgefunden 
zu haben.?) Jedenfalls kennt Du Cange im 17. Jahrhundert 
als Honorarkanoniker, wie schon oben erwähnt, nur die 
Laien- und Fürstenkanoniker*t); auch Barbosas Werk über 
die Rechtsverhältnisse der Kapitel, dessen spätere Auflagen 
seit 1668 mit einem Druckprivileg Ludwigs XIV. mehrfach 
in Lyon erschienen, das also in Frankreich benutzt wurde und 
deshalb im Zweifel auch die französischen Verhältnisse be- 
rücksichtigt haben wird (Barbosa selbst war Portugiese), 


1)S. o. 8.189 Anm.1; auch die eingehende Darstellung in den 
Etudes sur la constitution des chapitres, sect. VI chanoines honoraires 
(Correspondance de Rome III 1856 S. 585f.) bringt nichts. 


2) Vgl. Heinrich Denifle, La desolation des &glises monasteres 
et höpitaux en France pendant la guerre de cent ans, Paris 1897f. 


3) Vgl. die Übersicht über die alten französischen Kapitel in Ana- 
lecta juris pontificii VI 1862 S. 1672f.; Rheims z. B. hatte acht Dignitäre 
und vierundsechzig Kanoniker, Soissons neun Dignitäre und fünfzig 
Kanoniker, dazu überall noch viele Vikare und Benefiziaten (eben- 
dort S. 1676). 


4) Auch in dem in voriger Anm. erwähnten Verzeichnis kommen 
allein sie als Ehrenkanoniker vor, z. B. S. 1675: „Auch a quinze dignit6s 
vingt chanoines et cing canonicats honoraires seculiers . . . . qui sont 
hereditaires‘‘; S. 1676: „Lyon a neuf dignit&s avec trentedeux prebendes, 
y compris celle du roi qui en est le premier chanoine honoraire‘. Das 
vierbändige Werk von Hugues du Tems, Le clerg& de France, Paris 
1774f., das den Personalstand der französischen Domkapitel angibt, 
erwähnt gleichfalls nichts von Ehrenkanonikern im gewöhnlichen Sinne. 
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tut ihrer keine Erwähnung, ebensowenig der 1697 gestorbene 
französische Oratorianer Thomassin. In der zweiten Hälfte 
des 18. Jahrhunderts dagegen sind sie bekannt. Durand 
de Maillane, der vielgewandte Advokat (1729 —1814), der 
die Zustände des alten Frankreich kannte und nachher 
auch im Revolutionsparlament eine Rolle spielte, schreibt 
in seinem weitverbreiteten Dictionnaire du droit canonique, 
zuerst 1761 und danach in vielen Auflagen erschienen, 
folgendes über die chanoines honoraires: ‚sont des chanoines, 
qui jouissent de l’honorifique attache au titre de chanoines. 
Il y en a de laiques et d’ecclesiastiques: les laiques sont 
les chanoines hereditaires!) ..... ; les chanoines hono- 
raires ecclesiastiques sont les plus communs et leurs titres 

. ont differentes causes dans certaines eEglises.. Un 
evöque, une dignite etranger a le titre de chanoine hono- 
raire; dans d’autres ce sont des veterans ou des jubilaires, 
qui apres avoir servi un certain temps fixe par les statuts 
Jouissent de certains droits honorifiques et m&me quelquefois 
des droits utiles. Les chanoines ad effectum sont des esp&ces 
de chanoines honoraires. Enfin il arrive quelquefois, que 
des chapitres aggregent & leurs corps par le titre et la qualite 
de chanoines honoraires des personnes d’un rang ou d’un 
merite distingue.‘‘?) Durand sagt also, daß die geistlichen 
Ehrenkanoniker häufiger seien als die Laienkanoniker, und 
daß sie die dem Kanonikertitel anhaftenden Ehrenvorzüge 
genössen, d. h. es sind Honorarkanoniker im gewöhnlichen 
Sinne, ohne Pflichten, wie die italienischen Supernumerare 
sie ursprünglich hatten, und ohne Rechte, wie ursprünglich 
die böhmischen Titulare, aber mit den Ehren der Kanoniker. 
Er unterscheidet dann vier Typen: überzählige Expektatare, 
emeritierte Jubilare — beide kommen hier nicht in Frage?°), 


1) Das sind die Laien- und Fürstenkanoniker, die bei ihm in 
einem besonderen Artikel behandelt werden, s. o. S. 1% Anm. 1, 191. 

*) In der mir vorliegenden 13. Auflage, Lyon 1776, I S. 441; Bouix 
hat diese Quelle übersehen. 

3) Über die Expektatare s. o. S. 200f., über die Jubilare vgl. Cod. 
jur. can. 422, 420 $ 1 n. 1 (übereinstimmend mit dem früheren Recht), 
sid bleiben wirkliche Kanoniker mit allen Befugnissen ohne Pflichten; 
ihre Benennung als Honorarkanoniker ist daher irreführend. 
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wohl aber die beiden anderen, die sich schließlich als ein- 
heitlicher Typ darstellen: ein Bischof oder sonst ein aus- 
wärtiger Würdenträger und hin und wieder auch (quel- 
quefois) „personnes d’un rang ou d’un me£rite distingue‘. 
Daß Bischöfe und Dignitäre zu Honorarkanonikern gemacht 
werden mögen, sagt schon der Hostiensis, aber Personen 
von Rang und Verdienst? Schaut da nicht der Geist des 
französischen ancien regime durch ? Das ist doch zu ver- 
dächtig und scheint mir ein Beweis dafür zu sein, daß man 
in Frankreich, ohne die Vorstufen wie in Italien und Böhmen, 
aus der eigenen Mentalität heraus den Begriff des chanoine 
honoraire gefunden hat, so daß Frankreich der Mutterboden 
der eigentlichen Honorare, der um der bloßen Ehre willen 
mit dem Kanonikertitel Geschmückten, wäre.!) Zunächst 
mögen etwa Hofgünstlinge, wenn ihnen nicht schnell ge- 
nug ein wirkliches Kanonikat verschafft werden konnte, 
oder Hofgeistliche, die wegen ihres Dienstes für ein Residenz- 
kanonikat nicht in Frage kamen, mit dem Titel eines Kano- 
nikats abgefunden bzw. beehrt worden sein. Dann würde 
sich auch die oben berührte, 1783 ziemlich unvermittelt 
auftretende Anordnung des Kurfürsten Karl Theodor von 
Baiern, daß der Hofprediger Ehrenkanoniker des Münchener 
Liebfrauenstifts sein solle, zwanglos aus einer Nachahmung 
der damaligen Versailler Gewohnheiten erklären?) Und 
vom Hof aus würden dann, wie alles was vom Hof ausging, 
auch die Ehrenkanoniker ihren Weg gefunden haben und 
Gemeingut der übrigen Schichten geworden sein, wenn auch 
langsam, Durand sagt ja ausdrücklich ‚‚quelquefois‘“. 


Ich kann das freilich nicht nachweisen, aber das Vor- 
kommen dieser Ehrenkanoniker scheint das zu bestätigen. 
Eine versprengte Erwähnung geschieht ihrer nämlich im 
Jahre 1777 bei der Gründung des Bistums Nancy, eines 
Spätlings aus dem ancien regime. In der Errichtungsbulle 


!) Man denke auch an die Legionen von grands vicaires, die de- 
mals von den Bischöfen aus ihrer Umgebung ernannt wurden, vgl. 
Siccard, L’ancien clerge de France I 4. Aufl., Paris 1905, S. 314f. 


2) Vgl. übrigens auch das Ehrenkanonikat des Dresdener Hof- 
geistlichen im 19. Jahrhundert, oben S. 231 Anm. ]. 
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Pius VI.!) wird erwähnt, daß an der dortigen Kollegiat- 
kirche B. M. V., der neuen Kathedrale, vier Dignitäre, 
einundzwanzig adlige Kapitulare, viele Benefiziaten und 
Vikare und drei Ehrenkanoniker seien; dieses Kapitel wird 
zum Kathedralkapitel erhoben unter Aufhebung der ersten 
Dignität,, deren Einkünfte dem Bischof zukommen, im 
übrigen unter Aufrechterhaltung seines gesamten Bestandes 
einschließlich (was ausdrücklich erwähnt wird) der drei 
Ehrenkanonikate, und zu diesen Ehrenkanonikaten sollen 
stets idoneae personae vom Bischof und Kapitel ernannt 
werden, es waren also nicht etwa erbliche Fürstenkanoni- 
kate; diese Honorarkanoniker sind in Nancy auch nicht 
erst durch Pius VI., etwa nach italienischem Muster, ein- 
geführt worden, sie waren vielmehr bereits vorhanden (die 
Bulle sagt das ausdrücklich), obwohl bei der großen Zahl 
wirklicher Kanoniker und sonstiger Präbendaten gar kein 
Bedürfnis für Ehrenkanoniker vorlag. Nun vergegenwärtige 
man sich, daß Nancy die Residenz des prachtliebenden 
Polenkönigs Stanislaus Leszinsky, des Vaters der Gemahlin 
Ludwigs XV., gewesen war, der ihr seinen Stempel auf- 
gedrückt hat; ist da der Schluß zu gewagt, in diesen Hono- 
rarkanonikern eine höfische Einrichtung nach Pariser bzw. 
Versailler Muster zu sehen? Ihre geringe Zahl entspricht 
übrigens den Angaben Durands. Und weiter: in den Dom- 
kapiteln der 1801 nach dem französischen Konkordat er- 
richteten, damals französischen Bistümer Aachen und Trier 
(und wohl auch Mainz, für das mir die Angaben fehlen) 
begegnen sofort Ehrenkanoniker, die es in den alten Kapiteln 
von Aachen und Trier bis zum Ende des 18. Jahrhunderts 
nicht gegeben hat, so daß sie sich hier als französische 
Einführung erweisen; und das berechtigt dann zu dem 
Schluß, daß sie auch in den Kapiteln im inneren Frankreich 
vorher bereits als solche nicht nur bekannt, sondern auch 
als allgemeine Erscheinung vorhanden gewesen sind.?) Ihre 


1) Bull. Rom. Cont. VIl S. 443f. 

2) Über die französischen Kapitel von Aachen und Trier vgl. 
A. Eichhorn, Die Ausführung der Bulle De salute animarum in den 
einzelnen Diözesen des preußischen Staates (Zeitschrift für Geschichte 
und Altertumakunde Ermlands V 1870) S. 3f., 28£., über Aachen auch 
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Ausbreitung mag, wie allerwärts, durch äußere Bedräng- 
nisse befördert worden sein. In Frankreich wurde 1793 
ja alles Kirchengut vom Staat eingezogen, so daß auf die 
vakant werdenden Präbenden keine neuen Inhaber ernannt 
werden konnten, und die bei der Neuordnung des französi- 
schen Kirchenwesens nach dem Konkordat von 1801, nach 
kirchlicher Aufhebung der alten, allenthalben entstandenen 
neuen Kapitel hatten weit weniger Mitglieder als früher 
(an bischöflichen Kirchen acht, an erzbischöflichen neun 
neben zwei bzw. drei Generalvikaren, die an der Spitze 
stehen), so daß man wohl, um einigermaßen den alten Glanz 
wieder zu erreichen, zahlreiche Ehrenkanoniker bestellte; 
die für das Aachener Kapitel von dem ernannten Bischof 
Le Camus am 1. Mai 1812 entworfenen Statuten z. B. sahen 
bis zu vierundzwanzig Ehrendomherren vor, also in der 
dreifachen Anzahl der wirklichen Kanoniker.!) Kirchlicher- 
seits wurde hierüber nichts bestimmt, in dem späteren Kon- 
kordat von 1817 und den dazu gehörigen Bullen von 1817 
und 1822 ebensowenig wie in dem von 1801 und der dazu 
gehörigen Bulle Qui Christi Domini und dem Dekret Ca- 


Hüffer, Forschungen a. a. O. S.197, 209f. In Trier waren 1821 bei 
der Neuerrichtung neben sechs wirklichen vier Ehrendomherren, in 
Aachen elf neben sieben wirklichen, die Stellen von drei wirklichen 
waren in Aachen unbesetzt. Über das alte Aachener Kapitel vgl. die 
Kanonikerliste im Niederrheinisch-westfälischen Kreiskalender von 1770 
S. 26f., über Trier die Liste von 1752 bei Schumann, Europ. geneal. 
Handbuch a.a. O0. S. 129f. 

ı) Hüffer, Forschungen S. 209. Im Konkordat von 1801 über- 
nahm der Staat zunächst keine Verpflichtung zur Redotierung der auf- 
gehobenen Kapitel, erkannte sie jedoch in den organischen Artikeln 
in beschränktem Umfang an, Art. 35 (Schneider, Kirchenrechtsquellen 
S. 492f.); zur Errichtung der Kapitel, Bestimmung der Zahl der Kano- 
niker und ihre Bestellung war danach Staatsgenehmigung erforderlich, 
die Domherren bekamen seit 1803 ein geringes Staatsgehalt, anfangs 
1000, nachher 1100, dann 1500 Fr. (Friedrich H. Vering, Lehrbuch 
des kath., orient. und prot. Kirchenrechts 3. Aufl., Freiburg 1893, S. 578 
Anm. 9; Neher, Statistik I 1 1864 S. 425f.); durch das Konkordat von 
1817 Art. 8, 2 ist der Staat zur Dotierung der Kapitel verpflichtet worden 
(Vinc. Nussi, Conventiones de rebus ecclesiasticis inter 8. sedem et 
civilem potestatem, Mainz 1870, S.154; (A. Mercati), Raccolta di con- 
cordati su materie ecclesiastiche tra la Santa Sede e le Autoritä civili, 
Rom 1919, S. 509). 
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praras von 1802.1) Auch die von der Regierung entworfenen 
allgemeinen Statuten für die neuen Kapitel besagen nichts?), 
wohl aber ein Ministerialerlaß vom 12. Oktober 1811, wo- 
nach der Bischof die Ehrenkanoniker ernennt, die Ver- 
leihung des Titels aber der Regierung anzeigen muß.?) 


II. 


Erscheinungsformen im 19. Jahrhundert 
bis zum Abschluß der Entwicklung durch den 
Codex juris canonici. 


So hat sich der Begriff des Ehrenkanonikers im moder- 
nen Sinn im Lauf des 18. Jahrhunderts ausgebildet, und 
zwar aus verschiedenen Wurzeln in drei Entwicklungs- 
zentren, die allem Anschein nach untereinander keinen 
Zusammenhang haben. Und um die Wende des 18. zum 
19. Jahrhundert ist er auch bei den römischen Behörden 
gangbare Münze geworden und als Rechtsinstitut anerkannt. 
Es erübrigt nun noch, soweit das nicht schon im vorigen 
geschehen ist, die Ausbreitung dieses Instituts im 19. Jahr- 
hundert und seine weitere Ausgestaltung bis zu der ein- 
gangs erwähnten gemeinrechtlichen Regelung durch den 
Codex juris canonici im Jahre 1918 zu verfolgen. Zeigte 
sich bis zum Ende des 18. Jahrhunderts bei den zahlreichen 
Dom- und Kollegiatkirchen mit ihrem durchweg vielköpfigen 
Personenstand im allgemeinen wenig Bedürfnis für die Be- 
stellung von Ehrenkanonikern, so änderte sich das, als mit 
dem beginnenden 19. Jahrhundert überall die staatliche 
Aufhebung eingriff und das Ergebnis meist einige wenige 


1) Die auf die Kapitel bezüglichen Stellen sind bei Bouix a. a. O. 
S.436f. abgedruckt, das Dekret Capraras m Wortlaut in Analecta jur:s 
pontificii VI 1862 S. 1982f., vgl. auch ebenda S. 1679f. 

3) Hüffer a.a. O. S. 197, ebendort S. 217f. ein Abdruck der Sta- 
tuten des Kapitels von Versailles, die als Muster dienten. 

2) Geigel, Französisches und reichsländisches Staatskirchenrecht 
8.270f. Die Ernennung durch den Bischof allein ohne Mitwirkung des 
Kapitels steht im Widerspruch mit dem von der Konzilskongregation 
in ihren Entscheidungen seit 1639 aufgestellten Grundsatz, s. o. 8. 205; 
Bouix a.a.O. S. 154f. untersucht für das 19. Jahrhundert die kirchen- 
rechtliche Gültigkeit dieser französischen Praxis und kommt mit etwas 
fadenscheinigen Gründen zu ihrer Bejahung. 
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Kapitel blieben, deren Mitgliederzahl beschränkt ist. Jetzt 
werden leicht Ehrenkanoniker bestellt, weil vielfach eine 
Notwendigkeit für ihre Ernennung eintritt.!) 

Aber hierbei ist unter den einzelnen Ländern wieder 
ein großer Unterschied. So blieben die kirchlichen Ver- 
hältnisse in Italien, abgesehen von dem vorübergehend 
unter französische Herrschaft gekommenen Norden, zu- 
nächst unverändert; dort brachte erst das staatliche Kirchen- 
gesetz vom 15. August 1867 eine merkliche Umwälzung, 
indem nun mit Ausnahme von Rom und den Suburbien 
überall die Kollegiatstifte aufgehoben und die Domkapitel 
auf zwölf Mitglieder reduziert wurden. Diese und ähnliche 
staatliche Säkularisationen bedeuten zwar kirchenrechtlich 
nichts anderes, als daß den aufgehobenen Instituten das 
Vermögen genommen und die staatliche Rechtspersönlich- 
keit aberkannt wird, auf den kirchlichen Bestand der In- 
stitute bleiben sie zunächst ohne Einfluß; erst wenn die 
Anstalten infolge der staatlichen Aufhebung hundert Jahre 
hindurch tatsächlich nicht mehr vorhanden gewesen sind, 
haben sie durch Präskription auch kirchenrechtlich zu be- 
stehen aufgehört?), es sei denn, daß zu der staatlichen 
eine ausdrückliche kirchliche Aufhebung hinzutritt, wie das 
z. B. 1801 infolge des Konkordats in Frankreich geschehen 
ist; hier hat Pius VII. durch die Konkordatsbulle Qui 
Christi Domini vom 29. August 1801 alle staatlich säku- 


1) „Aetate nostra (sagt die Konzilskongregation in einer Entschei- 
dung vom 17. Dezember 1836, Mühlb. III 8.465), cum a guberniis 
civilibus bona ecclesiastica sacrilege compilentur atque proinde s. ecclesise 
institutiones aut cohibeantur aut eJiminentur, Sacrorum antistites, ut 
ea meliori qua possint ratione divino cultui consulant, canonicos hono- 
rarios in suis ecclesiis facile constituunt‘“; vgl. auch S. C. Conc. 1867 
(Mühlb. III S. 469): „invalescens canonicorum honorariorum institutio 
repetenda est ab indigentia, qua praesenti aetate premitur ecclesias ex 
compilatione bonorum a guberniis facta‘“. 


2) Vgl. Cod. jur. can. 100 $ 2, 102 $ 1 und 2, entsprechend dem 
früheren Recht; auch S. C. Conc. Pisan. 17. Juni 1899, Analecta eccle- 
eiastica VII 1899 S. 286: „civilis potestas de facto supprimere potest 
violenter collegia ecclesiastica, sed de jure nihil agit et collegium integris 
privilegiis in uno etiam superstite consolidatis coram ecclesiastica aucto- 
ritate perseverat‘“‘ und o. S. 175 Anm. 3. 
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larisierten alten Domkapitel aufgehoben, so daß sie hier 
sofort auch kirchlich zu bestehen aufgehört haben.!) 

In Italien war das nicht der Fall, weder hinsichtlich 
der französischen Säkularisation in Norditalien noch der 
allgemeinen von 1867.?2) Die wenigen vom Staat als Pfarrer 
und deren etwaige Gehilfen an den Kollegiatkirchen be- 
lassenen Kanoniker, die im Besitz ihrer Präbenden blieben, 
setzten hier das Kapitel fort, vom Staat unbehelligt, der sie 
als privatrechtliche Vereine ohne Korporationsrechte mit der 
Möglichkeit gemeinsamer Einnahmen und mit einem grund- 
sätzlich jederzeit teilbaren Vermögen ansah.?) Um sich zu 
helfen, nahmen diese Rumpfkapitel vielfach Ehrenkanoniker 
mit der Verpflichtung zur Teilnahme am Chordienst an, 
„ut ministerio abolito canonicorum titularium ministerium 
proprium sufficiant et collapsurus ecclesiae cultus consistere 
et solidari possit‘“ heißt es in einer Rotaentscheidung vom 
31. Mai 1917), wobei der Chordienst selbst aber, ent- 
sprechend dem verminderten Personalbestand und den 
Seelsorgeobliegenheiten der übriggebliebenen Kanoniker, 
reduziert wurde.°) Überhaupt besteht in Italien anscheinend 
mehr Neigung für diese ältere Form der Honorarkanoniker, 
die sich bei ihrer Bestellung zur Chordiensthilfe verpflichten 
müssen und dafür die Ehre des Kanonikats erhalten (also 
eine Art gegenseitigen Vertrags, bei dem beide Teile ihren 
Gewinn davontragen)..) Die Zahl der gewöhnlichen Ehren- 


1) Vgl. die weiteren Ausführungen bei Bouix a.a.0. S.436f. 
Durch die deutschen Zirkumskriptionsbullen sind in den zwanziger Jahren 
des 19. Jahrhunderts wohl einige staatlich aufgehobene deutsche Stifte 
und Klöster kirchlich unterdrückt worden, eine allgemeine Sanktionierung 
der staatlichen Aufhebung ist hier indessen (abgesehen vom linken 
Rheinufer, für das die genannte Bestimmung Pius VII. von 1801 gilt) 
nicht erfolgt; nur ist nachträglich den Erwerbern säkularisierter Kirchen- 
güter vielfach der Besitz kirchlicherseits gestattet worden. 

2) Für Norditalien hat es die Konzilskongregation 1817 in einem 
Einzelfall festgestellt, Analecta jur. pont. V 1861 S. 114f. 

2) Vgl. F. Geigel, Das italienische Staatskirchenrecht 2. Aufl, 
Mainz 1886, S. 25, 128f. 

*) Acta Ap. Sed. IX 1917 8. 583. 

6) Vgl. z. B. Aota Ap. Sed. X 1918 S. 84f. 

®) Vgl. z. B. 8. C. Conc. vom 28. Januar 1837 für Genua, abgedruckt 
bei Bouix a.a.0. 8.150f.: „quod ad canonicos honorarios attinet, 

Zeitschrift für Rechtsgeschichte. ÄLV. Kan, Abt, XIV, 
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kanoniker ist dort gering, es gibt in den zahlreichen Dom- 
kirchen (in fast jeder Stadt ist ja ein Bischof) genügend 
Stellen für wirkliche Kanoniker!). An den stadtrömischen 
Kollegiatkirchen sind gewöhnlich einige Ehrenkanoniker.?) 

Doch reicher noch an Kapitelskirchen als das heutige 
Italien ist Spanien, wo durch das Konkordat von 1851 
zwar viele aufgehoben worden, viele aber ausdrücklich unter 
staatlicher Garantierung aufrechterhalten sind; und alle 
diese haben einen großen Personalbestand, an Bischofs- 
kirchen neben fünf (an Metropolitankirchen neben sechs 
bis acht) Dignitären sind es zwanzig bis zweiunddreißig 
Kanoniker und zwölf bis achtundzwanzig Vikare, an den 
einfachen Stiftskirchen ein Dignitär, zehn Kanoniker und 
sechs Vikare.?) Daher ist es begreiflich, daß es in Spanien 
keine Ehrenkanoniker gibt, es fehlt jegliches Bedürfnis da- 
für. Hinschius®), der ebenso wie Neher°) von spanischen 
Ehrenkanonikern berichtet, ist im Irrtum. Was beide 
fälschlich als solche ansehen, sind die sogenannten canönigos 
de gracia; so werden seit alters in Spanien die einfachen 
Kanoniker bezeichnet, die weder eine Dignität noch ein Offi- 


animadvertendum quod, licet caute admodum ad eorum institutionem 
procedendum sit, tamen novum non est, ut aliquando instituantur 
canonici honorarii, ubi id postulat ecclesiae necessitas. Ast in themate, 
ubi capituJarium numerus ad sextenum arctetur, ...... jam quaedam 
exurget necessitas aliquos addendi choro mancipatos, ut si qui canonici 
senio confecti, infirmitate laborantes vel legitime impediti reperiantur, 
eorum suppleant officium, ne alias sacra liturgia absolvi nequeat.‘“ 


1) Für die Zeit vor 1867 bringt Neher, der sonst sehr vollständig 
ist, keine Angaben über Ehrenkanoniker in italienischen Domkapiteln, 
8.8.0. I 1 S.63f., aus neuerer Zeit vgl. z.B. Acta Ap. Sed. IV 1912 
S. 358: „Carlo Gallina canonico onorario della cathedrale di Treviso.‘ 

2) 1864 waren es z. B. an St. Maria in Trastevere sechs bei sechzehn 
wirklichen, an St. Angelo in Peschiera sechs bei elf, an St. Maria in 
Cosmedin fünf bei zwölf, an St. Marco vier bei zwölf (Neher 11 S. 38f.). 
Für diese stadtrömischen Ehrenkanoniker gelten besondere Bestim- 
mungen, vgl. Cod. jur. can. 407 $ 1, sie dürfen ihre Insignien und sonstigen 
Privilegien nur innerhalb der betreffenden Kirche, deren Ehrenkanoniker 
sie sind, und in etwaigen Filialkirchen davon benutzen. 

3) Konkordat Art. 13, 16, 17, 18, 21 und 22; Nussi, Conventiones 
S.285f.; (Mercati) Raccolta S. 776ff. 

%) Kirchenrecht II S. 84 Ann... 5) A.a.O.I1l S. 323, 330. 


Ehrenkanoniker und Honorarkapitel. 243 


zium im Kapitel bekleiden!), und deren Ernennung anders 
als bei den Offizien nicht nach vorangegangenem Konkurs 
(por oposiciön), sondern ohne irgendwelche vorgeschriebene 
Leistung nach freiem Ermessen des Besetzungsberechtigten, 
also aus Gnade, erfolgt (nombriamento de gracia).?2) Sie 
sind aber wirkliche Kanoniker (canönigos simples gegenüber 
den canönigos de oficio), präbendiert und mit allen Kapitels- 
rechten, also Kapitulare®); Ehrenkanoniker in unserem 
Sinne hat man in Spanien nicht?) So wird es auch in 
Portugal sein, Neher wenigstens berichtet nichts über 
dortige Ehrenkanoniker; die Kapitel haben daselbst eine 
große Mitgliederzahl.°) 

Anders ist es in Österreich. Hier gab es zu Beginn 
des 19. Jahrhunderts mindestens in den böhmischen Bis- 
tümern Ehrenkanoniker, auch begegnet 1814 bereits ein 
Ehrendomherr an St. Stephan in Wien.) Die Frage der 


1) Dignitäten sind in den Kathedralen der Dekan, Archipresbyter, 
Archidiakon, Kantor und Scholaster, in Metropolen außerdem noch 
der Thesaurar und in Toledo, Sevilla, Granada und Oviedo noch einige 
weitere, in Kollegiatkirchen der Abbas; Offizien sind in den Kathedral- 
und Metropolitankirchen der Magister, Doktor (Theologus), Lektor und 
Poenitentiar, bei Kollegiatkirchen der Magister und Doktor (Konkordat 
Art. 13 bzw. 22, Nussi S. 285f.; (Mercati) Raccolta 8. 776 ff.) 

8) Konkordat Art. 18, Nussi S. 287, (Mercati) Raoc. 8. 777. 
Richtig Haring, Kirchenrecht 3. Aufl. 1924 S. 277, ohne allerdings auf 
Spanien und seine Nebenländer, wo allein diese Unterscheidung Geltung 
hat, zu verweisen; vgl. auch Schneider, Domkapitel S.214f. und Acta 
Sanctae Sedis XXIV 1891/92 S. 547f. 

3) Konkordat Art. 13,3; 16,1; 17,1; 32,3. Nussi S. 285f., (Mer- 
cati) Raccolta 8. 776fl. 

4) Der Irrtum mag darin begründet sein, daß die Ernennung zum 
Ehrenkanoniker gleichfalls als Gnadenakt erscheint, z. B. S. C. Conc. 
27. Februar 1886 (Acta Sanctae Sedis XVII 1885/86 8. 589): „canonici 
honorarü ..... obtinent ..... jus honorificum ex gratia“. 

5) Das Metropolitankapitel in Lissabon z. B. bestand 1864 aus 
sechs Dignitäten, achtzehn Kanonikern, achtzehn Titularbenefiziaten 
(Vikaren) und fünfzehn Chorkaplänen (Manualstipendiaten), Neher I 1 
S. 3985. 

*) Der spätere Leitmeritzer Bischof (1823—1832) und dann Wiener 
Erzbischof (1832—1853) Milde wurde als Pfarrer und Dechant in Krems 
1814 Ehrendomherr in Wien (Frind, Erzbischöfe von Prag S. 306); 
es ist eine ganz zufällige Erwähnung, ich weiß nicht, ob und in welcher 
Zahl dort Ehrenkanoniker sonst etwa vorhanden waren. 
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Einführung von Honorarkanonikern wurde praktisch bei 
der Neuordnung der alten Reichsbistümer Salzburg, Brixen 
und Trient, die 1815 auf dem Wiener Kongreß endgültig 
Österreich zugefallen waren, und in deren früheren auf- 
gehobenen Kapiteln es wie überall in Deutschland keine 
Ehrenkanoniker gegeben hatte. Da wünschte in den Ver- 
handlungen des Jahres 1825 die Kurie angesichts der gegen- 
über früher stark verminderten Zahl der von der Regierung 
zugestandenen Domherren (für Brixen z. B. im ganzen nur 
sieben) die Möglichkeit der Ernennung von Ehrenkano- 
nikern, die gegebenenfalls in die freiwerdenden Stellen der 
Numerarkanoniker einrücken könnten, worauf die Regierung 
bemerkte, daß Ehrendomherren bei allen österreichischen 
Domkapiteln listenmäßig erlaubt seien, bei einem Metro- 
politankapitel sei ihre Zahl auf acht festgesetzt; sie hätten 
jedoch kein jus ad rem (was übrigens der Papst auch nicht 
verlangt hatte), üblicherweise würden sie aber bei der Be- 
setzung erledigter Kanonikate berücksichtigt.) Man er- 
sieht daraus die Einwirkung des Erlasses Josefs II. von 
1788, dem jetzt aber eine ganz neue Bedeutung gegeben 
wird: nicht nur da, wo sie bisher üblich waren, sondern in 
allen österreichischen Kapiteln sind Ehrendomherren zu- 
gelassen. Darauf beruhigte sich die Kurie, in der Erektions- 
bulle der Bistümer vom 7. März 1825?) steht nichts von 
Ehrendomherren; der Kaiser bestimmte dann 1826, daß 
in Brixen und Trient je sechs Ehrenkanoniker sein sollten ?®), 
für Salzburg war bereits 1825 in der eben erwähnten Ver- 
handlung die Zahl von acht Ehrenkanonikern als zulässig 
erklärt worden, also beidemal die Zahlen aus Josefs II. 
Erlaß.*) Eine andersartige Regelung wurde 1828 bei der 
Neuordnung der istrischen und dalmatischen Bistümer ge- 
troffen, hier sollten überall Ehrenkanoniker in der Zahl 
der wirklichen Kanoniker zulässig sein, was durch die 


1) Bastgen, Österreichische Bistümer S. 238f. 

2) Bull. Rom. Cont. XVI S. 304. 

3) Bastgen a.a. O0. 8. 332f. 

4) Über den nebenherlaufenden Plan, die Bischöfe von Gurk, 
Seckau und Lavant zu Salzburger Ehrendomherren mit Stimmrecht 
bei der Erzbischofswahl zu machen, vgl. weiter unten. 
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Erektionsbulle Leos XII. ausdrücklich festgesetzt wurde.!) 
Im Laufe des 19. Jahrhunderts finden sich dann bis zur 
Gegenwart bei allen österreichischen Domkapiteln Ehren- 
kanoniker?), allerdings ohne daß dabei die vorgeschriebenen 
Zahlen immer genau beobachtet worden sind; da die Er- 
nannten keine Pflichten und Rechte haben und keine Ein- 
künfte beziehen, kommt es schließlich auf ihre Zahl ja auch 
nicht an.?) Die hier sogenannten Titularehrendomherren 
(weil sie lediglich den Titel haben) wurden im 19. Jahr- 
hundert anders als nach Josefs II. Erlaß auf Vorschlag des 
Bischofs vom Kaiser ernannt, soweit nicht etwas anderes 
ausgemacht war (dann war die kaiserliche Bestätigung von- 
nöten); die Kapitel hatten keinen Einfluß auf die Ernennung. 
Diese Art der Bestellung hat sich anscheinend gewohnheits- 
rechtlich im 19. Jahrhundert ausgebildet, kirchlicherseits 
ist sie nie ausdrücklich gewährt worden, insbesondere ent- 
hält das Konkordat von 1855 nichts darüber.*) In der 


1) 8. 0. S. 223. 

2) Eine Ausnahme machen anscheinend nur Prag und Olmüitz; 
wenigstens habe ich dort noch keine Honorarkanoniker gefunden. 

3) Die Zahlen für 1865 sind nach Neher I 2 S. 174f. und Schulte 
a.8.0. S.21f. bei Wien zehn, St.Pölten vier, Linz sechs, Salzburg drei 
und ein Domizellar, Trient einer, Brixen drei, Gurk (Klagenfurt) vier, 
Seckau (Graz) sechs, Lavant (Marburg) sechs, Görz sieben, Laibach vier, 
Triest zwei, Capo d’Istria zwei, Parenzo sechs, Pola sechs, Veglia sechz, 
Zera vier, Sebenico sechs, Spalato sechs, Lesina fünf, Ragusa fünf, 
Cattaro vier, Leitmeritz sechs, Königgrätz sechs, Brünn acht; für Budweis 
geben Schulte und Neher keine Zahl, nach Baumgarten- Schlecht 
8.8.0. S.413 sind es 1900 dort ebenfalls acht. Schneider, Dom- 
kapitel S. 211f. berichtet für die achtziger Jahre nur von Ehrenkanonikern 
in Wien, Salzburg, Linz und Brünn, während Baumgarten-Schlecht 
S. 309f. für 1900 wieder Angaben über alle genannten Kapitel macht; 
nach Geiger XLVII 1925 hat Wien jetzt zwölf, Salzburg einen (den 
Propst von Mattsee), Görz fünf, Laibach fünf, Triest fünf, Capo d’Istria 
vier, Parenzo zwei, Pola einen, Veglia einen Ehrenkanoniker; es ist aber 
fraglich, ob alle Kapitel ihre Ehrenkanoniker angegeben haben, vgl. 
z.B. Acta Ap. Sed. III 1911 8.583: Ernennung eines Lavanter Ehren- 
domherrn zum päpstlichen Hausprälaten; nach Geiger XXXIV 1912 
8. 219 war auch in St. Pölten ein Ehrenkanoniker. 

4) Nussi, Conventiones S. 310f., (Mercati) Raccolta S.821ff.; in 
Art. 22 und 23 des Konkordats werden die Verhältnisse der Dom- 
kapitel behandelt. 
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Bulle Leos XII. von 1828 über die Küstenbistümer (der 
einzigen, die von Ehrenkanonikern spricht) heißt es, daß 
der Bischof mit Zustimmung des Kaisers ernennen solle), 
der Erzbischof von Görz berichtet aber anläßlich eines 
Streitfalles 1859 an die Konzilskongregation, daß der Kaiser 
vor kurzem auf seinen (des Erzbischofs) Vorschlag drei 
Ehrenkanoniker an der Görzer Kathedrale ernannt habe; 
also das Gegenteil von dem, was die Bulle bestimmt hatte, 
und die Konzilskongregation rührte daran nicht.?) Kurz 
vorher, im Jahre 1849, hatte die Wiener Bischofsversamm- 
lung gefordert, daß die Ernennung von Ehrenkanonikern, 
soweit nicht der Kaiser ein Recht darauf erworben habe, 
den Bischöfen zustehen solle.) Jetzt, durch die jüngste 
politische Entwicklung, ist an die Stelle der kaiserlichen 
Ernennung die Vorschrift des gemeinen Rechts getreten, 
d. h. die Ernennung durch den Bischof nach Anhörung 
des betreffenden Kapitels, und auch bezüglich der Zahl 
wird.es beobachtet, so daß die Beschränkung aus Josefs II. 
Erlaß (sechs bzw. acht Ehrenkanoniker) weggefallen ist.) 
Außer den Domkapiteln haben in Österreich auch einige 
Kollegiatkapitel Ehrenkanoniker, namentlich die böhmisch- 
mährischen.5) Und wie in Österreich ist im 19. Jahrhundert 
das Bild im bisherigen Ungarn und seinen Nebenländern 
und in Galizien: jedes Domkapitel und mehrere Kollegiat- 
stifte hatten Ehrenkanoniker, offenbar wie in Österreich 


1) S.o. S. 223. 


%) Die Entscheidung vom 14. Januar 1860 (Lingen-Reuß a. a. O. 
8. 538f.) sprach in dem damaligen Streit nur aus, daß dem Domkapitel 
kein Mitwirkungsrecht zukomme. 

32) Coll. Lac. V S. 1369. 


*) Vgl. Scherer, Kirchenrecht I S. 593 Anm. 123; Haring, Grund- 
züge 3. Aufl. S.287 Anm. 2. Wien hat jetzt zwölf Ehrenkanoniker, 
8.0. Anm. 3 S. 245. 


5) S. o. S. 233; interessant ist das Anwachsen ihrer Zahl in Kremsier, 
bei Dechant und sechs wirklichen Kanonikern waren es 1865 drei, 1920 
vier, 1922 zehn, 1925 fünfzehn (Schulte a.a.0. 8.35 bzw. Geiger 
XLII S. 218, XLIV S. 212, XLVII S. 219). Nach Neher I 2 S. 185 
bzw. 198 waren 1865 außerdem nur noch in Mattsee zwei und in Rudolfs- 
wert je ein Ehrenkanoniker. 
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beeinflußt durch Josefs II. Erlaß!); selbst in der griechisch- 
katholischen Kirche begegnen sie dort in den Kapiteln von 
Großwardein, Przemysl und Lemberg und im armenisch- 
katholischen Domkapitel von Lemberg.?) 

In der orthodoxen Kirche gibt es keine Domkapitel, 
daher kann man auf dem Balkan und in Rußland bei ihr 
auch keine Ehrenkanoniker erwarten.) In den wenigen 
katholischen Domkapiteln in Griechenland (es waren 
damals die Kapitel von Naxos, Andros, Tino, Korfu, Kepha- 
lonis) sind nach Neher ebenfalls keine Ehrenkanoniker.*) 

Für die katholische Kirche des ehemaligen Rußland 
sieht das Konkordat von 1847 sie nicht vor, obwohl die 
Kapitel dort klein sind), doch hatte bereits 1841 der 
Propst von Petersburg den Titel eines Kanonikers von 
Mohilew, der Metropolitankirche des lateinischen Rußland.®) 
Ehrenkanoniker waren ferner und sind auch heute wohl 
noch in den katholischen Bistümern Polens, 1868 war 
z.B. der zum damaligen preußischen Bistum Kulm ge- 
hörige Landdechant von Fordon (Provinz Posen) Ehren- 
domherr von Kalisch.”) 

In Deutschland beobachtet man zu Beginn des 
19. Jahrhunderts noch die gleiche Zurückhaltung gegenüber 
den Ehrenkanonikern wie vorher, obwohl sich hier durch 
die allgemeine Säkularisierung des Kirchenguts seit 1802 
die Dinge doch erheblich verändert hatten und den viel- 
köpfigen Kapiteln das Todesurteil gesprochen war. In dem 
Dalbergschen Entwurf eines deutschen Konkordats von 
1804 ist bei den geplanten Domkapiteln (drei Dignitäre 


1) Vgl die Zahlen für 1865 bei Neher I 2 S. 216f., sie bewegen 
sich zwischen vier (Stein am Anger und Raab) und zehn (Zips), meistens 
sind es sechs; ähnlich die Zahlen für 1900 bei Baumgarten-Schlecht 
S. 543f. Krakau hat keine Ehrenkanoniker. 

2) Neher I 2 S. 246, 256f., 259. 3) Neher I2 S. 425, 460f. 

1) A.a.0.12 S. 528f. 

6) Nussi a.a. 0. S. 273f., vgl. auch Neher I 2 S. 433f. 

®) Notizia statistica delle missioni cattoliche von 1843 S. 75, vgl 
Mejer, Propaganda I S. 500. 

?) Preußisches Staatshandbuch a.a.O. 1868 S. 500, eine rein zu- 
fällige Erwähnung; Neher I 2 S.445f., wo Polen behandelt wird, bringt 
nichts darüber. 
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und zehn Kanoniker) von Ehrendomherren keine Rede!), 
ebensowenig wie in dem von Dalberg stammenden Statuten- 
entwurf für das neue Metropolitankapitel in Regensburg?); 
auch 1806 bei der Verhandlung zwecks Reorganisierung 
des Salzburger Domkapitels®), in den bayrischen Kon- 
kordatsverhandlungen 1806 und 1807) und in den ver- 
schiedenen Plänen für die Neuordnung der kirchlichen 
Hierarchie im Königreich Westfalen von 1806 bis 1813 
hört man nichts von ihnen?®), wie denn auch die kirchen- 
rechtliche Publizistik der Jahre 1803 bis 1817 über die 
Neuordnung des deutschen Kirchenwesens®) ganz von ihnen 
schweigt. Deshalb verwundert es nicht, auch im bayrischen 
Konkordat von 1817 und in den Konventionen mit den 
kleineren südwestdeutschen Staaten und Hannover von 1821 
bzw. 1824 nichts über ihre etwaige Bestellung zu finden, ob- 
wohl die von ihnen geschaffenen neuen Domkapitel gegen 
früher teilweise recht klein sind.’) Für das Moment der Pflege 
und Ausgestaltung des Chordienstes, das in Italien immer 
von Bedeutung blieb, hatte man in Deutschland damals 
infolge der rationalistischen Denkweise kein Verständnis, 
daher bis auf die eingangs besprochenen wenigen Ausnahmen 


ı) Veröffentlicht bei Bastgen, Napoleons und Dalbergs Kirchen- 
politik S. 306f. Art. 5. 

3) Bastgen ebenda S. 166f. 

®) Bastgen, Österreichische Bistümer S. 39f., bes. S. 57. 

4) Vgl. Anton Doeberl, Die bayrischen Konkordatsverhandlungen 
in den Jahren 1806 und 1807 (Historische Forschungen und Quellen 
von Schlecht 7 und 8), München und Freising 1924 passim. 

5) Vgl Apel, Die Versuche zur Errichtung eines katholischen Bis- 
tums in Kurhessen in den ersten Jahrzehnten des 19. Jahrhunderts 
(Savigny-Zeitschrift, Kanonistische Abteilung X 1920) S. 5lf. 

6) Vgl. Mejer, Römisch-deutsche Frage I und II passim. 

?) In Bayern mit Einschluß der Dignitäre in München und Bam- 
berg zwölf, in den übrigen Kapiteln zehn Kanoniker und sechs Vikare, 
in Freiburg und Rottenburg sieben Kan. und sechs Vik., in Mainz sieben 
Kan. und vier Vik., in Limburg sechs Kan. und zwei Vik., in Fulda 
fünf Kan. und vier Vik., in Osnabrück und Hildesheim sieben Kan. und 
vier Vik. (Bayrisches Konkordat Art. 3, Bulle Provida solersque Art. 3. 
Bulle Impensa Romanorum Art. 5 und 9; Schneider, Kirchenrechts: 
quellen S.2, 112, 89f., auch Hilling, Quellensammlung XIII S. 53£. 
bzw. 73). 
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alle Kollegiatstifte verschwanden und die Domkapitel ledig- 
lich in ihrer Eigenschaft als Senat des Bischofs für not- 
wendig erachtet wurden, und dazu genügte schon eine ge- 
ringe Personenzahl.!) So sind denn auch Ehrenkanoniker 
hier äußerst selten. Neher verzeichnet für die bayri- 
schen, oberrheinischen und hannöverschen Kapitel keine 
Ehrenkanoniker?), es hat aber, wenigstens in den beiden 
erstgenannten Gruppen, doch vereinzelte gegeben. So waren 
1841 der Weihbischof und Dompropst von Regensburg 
Bonifaz Kaspar von Urban und der Bichof Hoffstätter 
von Passau Ehrenmitglieder des Münchener Metropolitan- 
kapitels®) und für 1865, also zu Nehers Zeit, berichtet 
Schulte von drei dortigen Ehrenkanonikern ), 1900 war 
der Bischof Senestrey von Regensburg Ehrenkanoniker von 
Eichstätt5), sonstige Beispiele aus Bayern sind mir unter 
der Herrschaft des alten Rechts nicht bekannt geworden; 
jetzt, seit 1923, hat auch Bamberg einen Ehrendomherrh.®) 
In den oberrheinischen Bistümern hat das Limburger Dom- 
kapitel in den letzten fünfzig Jahren wiederholt Ehren- 
kanoniker gehabt, und zwar neben dem Stadtpfarrer von 
St. Bartholomäus in Frankfurt, der seit 1868 stets als 
Ehrendomherr erscheint”); in neuerer Zeit treten vereinzelt 
auch im Mainzer Domkapitel Ehrenkanoniker auf°®), eben- 


1) Auf der Frankfurter Konferenz von 1818 wurde als Grundsatz 
aufgestellt, daß bei den Domkapiteln das „Horasingen“ nicht stattfinden 
solle (Mejer, Römisch-deutsche Frage II 2 S. 190£.). 

ı) A a.0. I 2 S. 272f. bzw. 305f. bzw. 380f. 

3) Münchener Schematismus a. a. 0. 1841 X IX. 

4) Status S. 111. 

5) Baumgarten-Schlecht a.a. 0. S. 53. 

©) Krose, Kirchliches Handbuch XI 1923 S. 311. 

?) Hierüber sowie über einige Fuldaer Ehrendomherren in den 
dreißiger Jahren wird unten in anderem Zusammenhang gehandelt. 
1873 war z.B. der Direktor der Leonhardskirche in Frankfurt Ehren- 
kanoniker in Limburg, 1915 der Pfarrer und Landdechant von Nieder- 
selters, 1917 außer dem damaligen noch der frühere Frankfurter Stadt- 
pfarrer. Sie heißen in Limburg zum Unterschied von dem Frankfurter 
Stadtpfarrer Titulardomherren wie in Österreich (Preuß. Staatshandbuch 
8.8.0. 1873 S. 741; Krose, Kirchl. Handbuch VIII 1919 S. 266). 

s\) Z. B. 1908 der Stadtpfarrer von Darmstadt, Krose a.a. 0. II 
1909 S. 430, vorher schon gelegentlich der Dompropst von Worms. 
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falls in Freiburg.) Das Rottenburger und die hannöver- 
schen Kapitel scheinen niemals Ehrendomherren gehabt 
zu haben, jedenfalls ist mir der Nachweis von solchen bis- 
her nicht gelungen; ich weise aber darauf hin, daß mein 
Material durchaus nicht vollständig ist. Von altpreußischen 
Kapiteln hatte 1866 Gnesen einen Ehrenkanoniker, in 
Breslau sind einige sogenannte Titulardomherren; beide 
sind in der preußischen Zirkumskriptionsbulle nicht vor- 
gesehen.?2) Was die Kollegiatkapitel betrifft, so hat St. Ka- 
jetan in München von Anfang an Ehrenkanoniker gehabt, 
schon 1841 erscheint als solcher der Hofprediger von Aller- 
heiligen?), Schulte weiß 1865 von sieben Ehrenstiftsherren, 
jetzt sind es acht.*) Ebenso hat das Kollegiatstift in Aachen 
nach seiner Reorganisierung infolge der Bulle De salute 
animarum im Jahre 1825 statutengemäß vier Ehrenkano- 
niker, man fand sie dort ja aus der französischen Zeit her 
vor°) und begrenzte nur ihre Zahl; diese in der Bulle übrigens 
nicht vorgesehenen Aachener Ehrenstiftsherren, darunter 
stets der Pfarrer der dem Stift inkorporierten St. Foillans- 
kirche, haben die Eigentümlichkeit, daß sie bei ihrem Er- 
scheinen im Chor auch an den Präsenzen beteiligt sind, 
daß sie ferner nach Gutdünken des Propstes zu den Kapitel- 
versammlungen, und zwar mit Stimmrecht, zugezogen wer- 
den; ursprünglich sollten sie auch, ohne zur Residenz ver- 
pflichtet zu sein, an Sonn- und Festtagen im Turnus mit 
den wirklichen Kanonikern assistieren (davon ist später, 
da es gewöhnlich Pfarrer mit eigenen Sonntagspflichten 
sind, abgesehen worden); sie werden sämtlich vom Erz- 
bischof von Köln ernannt ohne Mitwirkung des Aachener 
Kapitels (also die französische Praxis).®) Als drittes der 


1) Z.B. 1900, Baumgarten-Schlecht S. 72; 1912f. war es der 
Dekan von Karlsruhe, Krose IV 1913 S. 457. 


2) Hierüber unten ausführlicher. 3) S.o. S. 220 Anm. 4. 
4) Status S. 111 bzw. Krose VIII 1919 S. 267 und XI 1923 S. 321. 
6) S.o. S. 237. 


®) Errichtungsdekret des Erzbischofs Ferdinand August vom 8. De- 
zember 1825 $$ 2, 4, 5, 9, 12, 16 und Statuten des Kapitels vom 9. De- 
zember 1826 $$ 1, 2, 14, 16, 18, 20, beide abgedruckt in Statuta capituli 
ecclesiae collegiatae Aquisgranensis B. M. V., Aachen 1881, 8. 23f. bzw. 
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deutschen Kollegiatstifte hat endlich das jetzt zum Kathe- 
dralkapitel gewordene Bautzen außer seinen residierenden 
und nichtresidierenden wirklichen Domherren auch einige 
Ehrenkanoniker.!) Bei den übrigen deutschen Stiften ist 
mir bisher kein Honorarkanoniker begegnet, wohl aber fand 
sich ein solcher, vom König von Preußen ernannt, gelegent- 
lich in dem evangelischen Domstift Brandenburg, so in 
den zwanziger Jahren des 19. Jahrhunderts und neuerdings 
im Jahre 1906.?) Im ganzen in Deutschland also noch 
eine merkliche Zurückhaltung. 

So auch in der Schweiz, wo es trotz der Kleinheit 
des Landes sechs Domkapitel und sieben Kollegiatstifte 
gibt; fünf weitere (Schönenwerth, Baden, Rheinfelden, Zur- 
zach und B. M. V. in Freiburg) sind erst in der zweiten 
Hälfte des 19. Jahrhunderts verschwunden. Bei allen diesen 
weiß Neher für 1865 nur von einem Titularkanoniker 
(neben zehn wirklichen) an St. Leodegar in Luzern zu be- 
richten®); erst in neuester Zeit, offenbar infolge der Be- 
stimmungen des Codex juris canonici, begegnen beim Basler 
Domkapitel in Solothurn ein und in St. Gallen zwei Ehren- 
kanoniker.*) Zwar sollte es in Solothurn schon 1835 Hono- 
rarkanoniker geben, so wenigstens meinte damals der 
Dechant und ein Teil des Kapitels; das dortige Domkapitel 
bestand nämlich von 1828 bzw. 1830 bis 1874 aus zwei 
Gremien, dem vierzehnköpfigen sogenannten Domsenat, der 
allein das Bischofswahlrecht und die Diözesanrechte sede 
plena und vacante hat und aus residierenden und nicht- 
residierenden Kanonikern besteht, und sieben residierenden 


7£.; vgl auch Eichhorn, Die Ausführung der Bulle De salute animarum 
a.8. 0. S. 83f. 

1) 8.0. 8.231 Anm.1; nach Geiger XLVII 1925 8.180 sind jetzt 
zwei Ehrenkanoniker vorgesehen. 

2) Heckel, Evangelische Domstifter a. ». O. 8. 290. 

s) A.a.0.12 S. 135£., 139; ebenso Gareis-Zorn a. a. O. II 1878 
8. 182 für 1875. Schneider, Domkapitel S.212f. sagt nichts von 
Schweizer Ehrenkanonikern. Die Bemerkungen von Hinschius I 
8.84 Anm. 2 tiber die schweizerischen Ehrendomherren beruhen auf 
Irrtum, hierüber unten Näheres, vgl auch Fritz Fleiner, Staat und 
Bischofswahl im Bistum Basel, Leipzig 1897, 8.170 Anm. l. 

*) Geiger XLVI 1925 S. 187 bzw. 190. 
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präbendierten sogenannten Titulardomherren, die den Chor- 
dienst in der Kathedrale besorgten. Bei den Verhandlungen 
zwecks Aufstellung neuer Statuten im Jahre 1835 zog der 
Dechant nur die Senatoren heran und überging die Titular- 
kanoniker mit der Begründung, ihnen fehlten, weil nicht 
an der Diözesanregierung beteiligt, die Kapitelsrechte, wes- 
halb sie trotz ihrer Präbende und ihrer Residenz- und Chor- 
pflicht nur Honorarkanoniker seien!), worauf diese mit 
Recht erwiderten, daß die Mitwirkung an der Diözesan- 
regierung nur die Stellung des Kapitels zum Bischof und 
zur Diözese betreffe, nicht aber für die inneren Verhältnisse 
des Kapitels von Bedeutung sei. Der Streit zog sich lange 
hin und führte zu öffentlichen Erörterungen für und wider, 
dabei handelte es sich schließlich nur um die Auslegung 
einer an sich ganz klaren Stelle in der päpstlichen Er- 
richtungsbulle vom 7. Mai 1828, worin von den Senatoren 
gesagt ist: „utraque voce in capitulo ac jure antistitis 
eligendi potientur‘, was bei vernünftiger Auslegung nur 
heißen kann, daß die Senatoren außer den allen Kanonikern 
zustehenden Innerkapitelsrechten noch die Bischofswahl 
haben sollen; und so entschied denn auch am 9. Juni 1855 
die Konzilskongregation, vor die die Sache neben anderem 
endlich gebracht war, und machte damit dem zwanzig- 
jährigen Solothurner Kapitelstreit ein Ende. Die Solo- 
thurner Titulare waren also keine Honorarkanoniker.?) Da- 
bei würde es sich bei ihnen übrigens nicht um eigentliche 
Ehrenkanoniker gehandelt haben, sondern um die quali- 
fizierten im italienischen Sinne bei Nachstiftungen. Ge- 
wöhnliche Ehrenkanoniker, und gleich zwölf an der Zahl, 
sind aber durch päpstliches Privileg vom Jahre 1840 dem 
altberühmten exemten Regularstift der Augustinerchor- 
herren von St. Maurice im Wallis gewährt worden, dessen 
Abt als Inhaber der Quasiepiskopalgewalt über sein terri- 


1) Der Mangel einer Präbende ist ja nicht wesentlich für einen 
Honorarkanoniker ebensowenig wie der Besitz einer solchen für den 
wirklichen Kanoniker. 

%) Mühlbauer, Thesaurus III S. 357£., vgl. auch Fleiner a. a. O. 
8.168 Anm. 3; 1874 im Kulturkampf hob die Solothurner Regierung 
die Präbenden der sieben Nichtsenatoren auf, Fleiner S. 117f£. 


Ehrenkanoniker und Honorarkapitel. 253 


torium nullius seit ebenfalls 1840 stets den Bischofstitel 
führt, und dessen Chorherren trotz ihres Regularstandes 
die Rechte und Ehren von Kathedralkanonikern haben; 
auf Bitten des Stifte bewilligte Gregor XVI. diese Zahl 
von Ehrenkanonikern, die mit den wirklichen Stiftsherren 
ihren Sitz im Chor haben und die gleiche Kleidung (purpur- 
farbene Mozzette und Cappa magna mit Hermelin) tragen 
und wie Ehrenkanoniker von Kathedralen gelten sollen.!) 

St. Maurice liegt im französischen Bevölkerungsgebiet 
der Schweiz, das dürfte ein Fingerzeig für die Erklärung 
dieses in der übrigen Schweiz nicht zu beobachtenden Vor- 
kommens so zahlreicher Ehrenkanoniker an einer Kirche 
sein. Frankreich ist nämlich im 19. Jahrhundert das 
klassische Land der Ehrenkanoniker geworden, ihre Zahl 
hat hier in dessen Verlaufe einen ganz gewaltigen Umfang 
angenommen, ein Umstand, der die oben geäußerte Ver- 
mutung, daß sie als reines Ehreninstitut der französischen 
Gefühlseinstellung entsprungen sind, als noch mehr be- 
rechtigt erscheinen läßt; zum mindesten ist dieses Institut 
ihr bis ins Innerste kongenial. Auch die Konzilskongregation 
hebt in den Bemerkungen zu einer Entscheidung her- 
vor, daß Ehrenkanoniker namentlich in französischen Ka- 
piteln beliebt seien.?2) Man erinnere sich, daß 1812 für das 
französische Aachener Kapitel neben acht wirklichen bereits 
vierundzwanzig Ehrenkanoniker vorgesehen waren?); nach 
Neher, dem ich die Verantwortung für die folgenden Zahlen 
überlassen muß, gab es 1826 in Frankreich neben insgesamt 
684 wirklichen 1788 Ehrendomherren, was ja dem Aachener 
Verhältnis in etwa entspricht.*) In einigen Kapiteln wuchs 


ı) Bulle Ea est dignitas vom 4. August 1840, Bullarium Ponti- 
ficium s. Congr. de propaganda fide V, Rom 1841, S.262f.; es ist dies der 
einzige mir bekannte Fall von Ehrenmitgliedern eines Ordenshauses; 
ihre Ernennung steht zur Hälfte dem Papst, zur Hälfte dem Abt und 
Kapitel zu. 1881 wurde z.B. der frühere Bischof von Lausanne Josef 
Derusz Ehrenchorherr von St. Maurice, Baumgarten-Schlecht 
8. 273. 

2) Mühlb. III S. 469 vom 6. Juli 1867. 2) S. 0. 8. 238. 

*) A.a.0. I 1 S.419f. Umgekehrt hatte z. B. Ungarn 1897 in 
21 Domkapiteln 210 wirkliche und 114 Ehrendomherren, Baumgarten- 
Schlecht S. 581. 
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die Zahl ins Ungeheuere, 1864 z. B. hatte Arras bei neun 
wirklichen nicht weniger als 89 Ehrenkanoniker (davon 13 
am Ort und 76 auswärtige), Orleans 84 bei neun wirklichen 
und sieben mit dem Range solcher (eine neue Unterschei- 
dung), Evreux 74 neben acht wirklichen, Nancy 66 neben 
neun wirklichen.!) Damit nicht genug, ernennt der Bischof 
in Frankreich auch zahlreiche Ehrengeneralvikare, was 
anderswo nicht üblich ist, so hatte Orleans 1864 deren zwölf 
außer zwei wirklichen?); da in Frankreich die General- 
vikare kraft Amtes zum Domkapitel gehören?), vermehren 
die Ehrengeneralvikare noch die Zahl der Ehrenkanoniker, 
weshalb z. B. das Provinzialkonzil von Bordeaux im Jahre 
1850 zu bremsen versuchte mit der Bestimmung ‚‚non ultra 
modum augeri debeat numerus canonicorum ad honores‘‘?), 
eine Maßregel, die jedoch keinen nachhaltigen Erfolg hatte. 
Es ist heute so, daß in Frankreich schließlich jeder irgend- 
wie hervortretende Geistliche chanoine (d. h. hier Ehren- 
kanoniker) irgendeines Domkapitels ist. Wie bei der alten 
Pfründenkumulation ist man jetzt dort vielfach Ehren- 
domherr in verschiedenen Kapiteln, 1875 war z. B. der 
Generalvikar des damaligen Apostolischen Vikars von Genf 
Ehrenkanoniker in den französischen Nachbarbistümern 
Belley, Annecy und Maurienne, also gleich in drei Ka- 
piteln.®) Und in den 1850 errichteten französischen Kolo- 


1) Neher I 1 S.446 bzw. 438 bzw. 452 bzw. 477 (man vergleiche 
damit die drei Ehrenkanoniker, die Nancy im 18. Jahrhundert hatte!). 
Andere Kapitel in Frankreich hatten auch zu Nehers Zeit eine be- 
scheidene Anzahl von Ehrenkanonikern, z. B. Maurienne nur fünf, Blois 
nur neun (ebenda S. 566 bzw. 440), das waren aber Ausnahmen. Öfters 
verzeichnet Neher nur wirkliche Domherren; ich weiß allerdings nicht, 
ob dann aus seinem Schweigen auf das Nichtvorhandensein von Ehren- 
kanonikern geschlossen werden darf. 

3) Neher I 1 S. 438, vgl im übrigen ebendort $. 424f. 

®) Vgl. hierüber die früher zitierte Abhandlung Les chapitres des 
cathedrales (Analecta jur. pont. VI 1862 S. 1657f.), die sich in tempera- 
mentvoller Weise dagegen wendet. 

*) Coll. Lac. IV S. 584 cap. 8 n. 7; die anderen gleichzeitigen fran- 
zösischen Provinzialsynoden (ebenda IV passim) befaßten sich nicht 
mit der Frage. 

5) Gareis-Zorn a.a.0. II S.10; vgl. ferner Coll. Lac. IV S.612, ein 
Domvikar von Bordeaux war 1850 Ehrendomherr in Rheims u. Perigueux. 
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nialbistümern auf Guadeloupe und Martinique gab es im 
Jahre 1868 noch keine Domkapitel, wohl aber (echt fran- 
zösisch!) bereits zahlreiche Ehrenkanoniker der demnächst 
zu errichtenden Kapitel.!) 

Über die Stellung dieser französischen Ehrenkanoniker 
gibt ein der Konzilskongregation zur Prüfung vorgelegter 
Entwurf von Statuten eines französischen Metropolitan- 
kapitels aus dem Jahre 1850 Aufschluß.?2) Darin heißt es: 
Art. 3 „Outre les chanoines titulaires l’archevöque cree des 
chanoines honoraires & volonte, soit pour concourir & 1a 
majeste du culte divin ou remplir divers offices soit & titre 
de distinction particuliere‘‘; Art. 81 ‚les chanoines hono- 
raires portent le möme habit de choer que les chanoines 
titulaires, ils sont admis & faire l’office & leur tour, s’ils 
en font la demande, ainsi qu’& remplacer un titulaire pour 
son service hebdomadaire; au besoin ils peuvent remplir 
les m&mes fonctions aupres de l’archeveque dans les cere- 
monies pontificales‘; Art. 82 „Les chanoines honoraires ne 
sont astreints ni & la residence ni & l’assistance quotidienne & 
l’office canonial; cependant ils doivent, autant qu’il le peu- 
vent, assister aux offices de la metropole les dimanches 
et les fetes. Ils n’ont pas droit d’assister aux assemblees 
ordinaires ou particuliers du chapitre. Ils sont admis aux 
assemblees generales, mais sans voix deliberative‘‘; Art. 83 
„Les chanoines honoraires ... . prennent place au choer 
apres les chanoines titulaires suivant l’ordre de leur in- 
stallation.‘“ Also einseitige Ernennung durch den Bischof, 
keine Residenzpflicht, wohl aber sollen die Honorarkano- 
niker nach Möglichkeit Sonn- und Festtags am Offizium 
in der Kathedrale teilnehmen, es sei denn, daß sie nur 


1) Neher II 3 1868 S. 436f. Der ganze Klerus von Guadeloupe 
(Basseterre) betrug 1868 neben Bischof und zwei Generalvikaren nur 
85 Priester, davon waren zehn ‚„chanoines expectants‘‘ des künftigen 
Kapitels, die aber jetzt schon die Kapitelskleidung trugen, und weitere 
siebzehn Ehrenkanoniker, also zusammen fast ein Drittel des Gesamt- 
klerus; in Martinique waren bei 80 Diözesanpriestern fünfzehn Ehren- 
domherren. 

2) Mit den Bemerkungen der Konzilskongregation dazu veröffent- 
licht in Analecta jur. pont. VI 1862 S. 2018f. 
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zum Zeichen besonderer Wertschätzung die Ehrenmitglied- 
schaft des Kapitels bekommen haben; sie sitzen jm Chor 
hinter den wirklichen Kanonikern und haben kein Stimm- 
recht im Kapitel, wenn sie auch zum Generalkapitel zu- 
gelassen sind.!) Weiteres wird bestimmt über die Art ihrer 
Installierung (Art. 83, weniger feierlich als bei wirklichen 
Kanonikern), über die Assistenz des Kapitels bei ihrem Tod 
und der vorhergehenden Krankheit (Art. 121f., wie bei den 
wirklichen Kanonikern) und anderes mehr; die Zahl wird 
nicht festgelegt, auch nicht der Kreis der bei der Auswahl 
zu berücksichtigenden Personen (es ist nur gelegentlich 
vom Seminarvorstand und von Pfarrern der Bischofsstadt 
die Rede, Art. 2 bzw. 125). Vor der Konzilskongregation 
beanstandete der Berichterstatter namentlich die einseitige 
Ernennung durch den Bischof und den Mangel einer be- 
stimmten Zahl in Artikel 3, „hinc sequitur ut praefatus 
articulus eatenus sit corrigendus, quatenus respicit capituli 
consensum in creatione, et numerum ejusmodi canonicorum 
ad aequitatem et mentem sacrorum canonum coercendum. 
In hoc siquidem valde deficitur in Galliis, cum 
canonici hujus speciei praegrandem in singulis capitulis 
numerum efforment, exiguus autem ubique titularium nu- 
merus habeatur, .... . ita ut vere titulus ejusmodi honori- 
ficentiae vilescat et ipsius ecclesiae dedecus merito sit perti- 
mescendum‘; nachher ist noch einmal gesagt, daß ‚‚nume- 
rus honorariorum in immensum excresceret‘; von den 
anderen Bestimmungen wurde manches, obwohl es den 
kanonischen Vorschriften nicht ganz entsprach, doch mit 
Rücksicht auf die besonderen französischen Verhältnisse 
zugelassen?) Das Resultat dieser Erwägungen zeigte sich 
bald nachher bei der Errichtung des Bistums Laval im 


ı) Bouixa. a. O. S. 157 vertritt die Auffassung, daß Ehrenkanoniker 
im Kapitel dann Stimmrecht haben, wenn ee sich um eine Änderung 
der Kapitelskleidung oder der Ordnung der Chorstühle handele, weil sie 
hieran ja berechtigt seien. Das erscheint ziemlich gegenstandslos; jetzt 
gilt Cod. jur. can. 411 $ 3. — Bezeichnend ist die Ähnlichkeit mit den 
entsprechenden, oben mitgeteilten Bestimmungen der Aachener Statuten 
von 1826, woraus sich deren französischer Ursprung ergeben dürfte. 


2) A.a. O. S. 2034 bzw. 2046. 
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Jahre 1855; die Bulle Pius IX. setzte fest, daß die Zahl 
der Ehrenkanoniker diejenige der wirklichen nicht über- 
schreiten dürfe, und daß sie kein Stimmrecht im Kapitel 
haben.!) Das galt natürlich nur für diesen Einzelfall, zeigt 
aber die Richtung der Kurie an.?) 

In der Bestimmung der genannten Statuten, daß die 
Ehrenkanoniker, wenigstens die am Ort der Kathedrale 
wohnenden (die anderen kommen hier von selbst nicht in 
Frage) nach Möglichkeit am Offizium der Sonn- und Fest- 
tage teilnehmen sollen, kommt wieder der Gedanke der 
italienischen Kanonisten des 17. und 18. Jahrhunderts zum 
Durchbruch, nur daß jetzt nicht mehr, wie bei den italieni- 
schen meist präbendierten Supernumeraren, eine Pflicht 
zur Teilnahme aufgestellt wird. Durch Beteiligung der 
zahlreichen Ehrenkanoniker am Chordienst würde die Kathe- 
drale wenigstens einigen Nutzen von ihrer Ernennung haben, 
der aber bei der überwiegenden Bestellung von auswärtigen, 
oft sogar nicht einmal der Diözese angehörigen Honorar- 
kanonikern von selbst wegfallen muß. Daher werden die 
französischen Ehrenkanoniker herkömmlich in zwei Gruppen 
geteilt, in residierende (d. h. am Ort der Domkirche woh- 
nende) und in auswärtige.) Die Unterscheidung ist aber 
nicht wesentlich, Bouix z. B., der überall die französische 
vigens disciplina bis ins einzelne berücksichtigt, macht sie 
gar nicht, er betont vielmehr des öfteren, daß die französi- 
schen Honorarkanoniker solche im eigentlichen Sinne ohne 
Rechte und Pflichten (canonici mere honorarii) seien *), wie 
ja auch im 18. Jahrhundert Durand nur davon spricht, 


1) Analecta jur. Pont. VI 1862 S. 2050: „fas autem esto, ut aliquo- 
rum canonicorum honorariorum numerus addatur, qui tamen titularium 
canonicorum numerum minime excedant nullamque vocem gestionemque 
in capitulo habeant‘“. 

2) Es ist übrigens die gleiche Bestimmung wie in der Errichtungs- 
bulle Leos XII. für die istrischen und dalmatischen Bistümer von 1828, 
8. 0. S. 224. 

2) So schon z. B. 1821 in dem Bericht des Kapitelsvikars Fonk 
über das Aachener Kapitel, Eichhorn a. a. 0. S. 3, es waren dort acht 
residierende und drei auswärtige; dann allgemein bei Neher I 1 S. 430f. 
für die einzelnen französischen Kapitel 

*) Z.B. S.149, 151, 154 a.a. 0. 
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daß die Ehrenkanoniker den Kanonikertitel bekommen und 
die ihm anhaftenden Ehren genießen!), während das Pro- 
vinzialkonzil von Bordeaux 1850, nachdem es, wie erwähnt, 
vor einer allzu ausgedehnten Aufnahme von Ehrenkano- 
nikern gewarnt hatte, bestimmte ‚et eo titulo debent prae- 
cipue capitulo aggregari, qui choro interesse possint et 
ecclesiae cathedrali inservire‘‘.?2) Vielleicht ist das eine 
Rückbildung aus der Mitte des 19. Jahrhunderts, eben der 
Zeit der französischen Provinzialkonzile, und geht auf eine 
Anweisung Roms zurück, daß nämlich, wie in Italien, die 
Honorarkanoniker nicht bloß die Ehre genießen, sondern 
auch der Kirche durch Teilnahme am Chordienst nützlich 
sein sollen. Daraus würde sich dann neben der Bestimmung 
von Bordeaux die gleiche Regelung in dem Statutenentwurf 
von 1850 erklären, auf der anderen Seite ebenso aber auch 
die Nichterwähnung dieser Eigenschaft bei Bouix, der die 
Entwicklung der ersten Jahrhunderthälfte darstellt. Jeden- 
falls betont die Konzilskongregation auf eine offenbar aus 
Frankreich kommende Anfrage (es wird darin auf Seminar- 
professoren und Pfarrer der Bischofsstadt exemplifiziert, 
die der Bischof von sich aus, ohne Mitwirkung des Kapitels 
zu Ehrenkanonikern bestellt hatte, und in den Anmerkungen 
der Kongregation dazu wird auf Frankreich verwiesen) in 
einer Entscheidung vom 6. Juli 1867, daß Ehrenkanoniker 
heutigentags „ad augendum divinum cultum et episcopi 
senatum decorandum‘“ bestellt werden, und zwar solle es 
im Zusammenwirken von Bischof und Kapitel geschehen.) 
Ob diese Bestimmung von Bordeaux Erfolg gehabt hat, weiß 
ich nicht, ich möchte es aber angesichts der nachher zu 
behandelnden römischen Erlasse Leos XIII. bezweifeln. 
Die ganze Unterscheidung ist übrigens, wie gezeigt, ziem- 
lich gegenstandslos, da auch die residierenden Ehrenkano- 
niker keine Pflicht zur Teilnahme am Chordienst haben. 
Nebenher geht eine andere Unterscheidung der fran- 
zösischen Ehrenkanoniker, nämlich in chanoines honoraires 
und chanoines d’honneur, die in der neueren Literatur ge- 
1)8.0.8.235. 2%) Coll Lac. IV S. 584. 
®) Mühlbauer III S. 4681. 
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macht wird, z. B. von Hinschius und Scherer.!) Danach 
sind die chanoines d’honneur auswärtige Prälaten meist 
anderer Diözesen, die ehrenhalber als Mitglieder eines Ka- 
pitels in der Liste geführt werden?), chanoines honoraires 
dagegen die gewöhnlichen Ehrenkanoniker, die diesen Titel 
als Auszeichnung erhalten, wobei die Kapitel durch Er- 
wählung der chanoines d’honneur sich eine Ehre erweisen, 
während die chanoines honoraires selbst durch die Er- 
nennung ausgezeichnet werden.?) 

Das wäre über die französischen Ehrenkanoniker zu 
sagen. Diese französischen Zustände herrschen seit dem 
19. Jahrhundert auch in den reichsländischen Bistümern ; 
Straßburg, das im 18. Jahrhundert wie die alten deutschen 
Kapitel organisiert war (seine Kapitulare waren stets zu- 
gleich Domherren in Köln) *), hatte 1900 bei zehn Domherren 
54 Ehrenmitglieder, von denen elf honoris causa ernannte 
auswärtige Bischöfe (darunter die von Münster und Trier) 
waren und 43 eigentliche canonici honorarii, davon vier aus 
anderen Diözesen®), in Metz waren 1900 dreißig Ehren- 
domherren, darunter der Patriarch von Babylon, der Bischof 
von Straßburg und andere auswärtige Bischöfe) Und 


1) Hinschius, Kirchenrecht II S. 84 Anm. 1; Scherer, Hand- 
buch I S. 593 Anm. 123; auch bei Schneider, Domkapitel S. 213f. 
Neher verwendet sie nur bei den Ehrenkanonikern von Guadeloupe, 
von denen er vierzehn als chanoines honoraires und drei als chanoines 
d’honneur bezeichnet, a. a. 0. II 3 S. 437. 

2) Vgl. die Ernennung „& titre de distinction particuliere‘ der 
erwähnten Statuten von 1850. 

3) In diesem Sinne scheint übrigens auch Schulte, Status S. 111, 
die Unterscheidung zu gebrauchen, er erwähnt 1865 beim Münchener 
Kajetanstift neben den wirklichen Kanonikern sechs canonici honorarii 
und einen ad honores und beim Metropolitankapitel in München drei 
canonici ad honores, darunter den Bischof von Passau, was also dem 
obigen Sinn entspricht (1842 war es außer diesem noch der Weihbischof 
und Dompropst von Regensburg); canonicus ad honores des Kajetan- 
stifts war der Hofprediger (Münchener Schematismus von 1842 8. IX 
bzw. 50). 

4) Vgl. Schumann, Europ. geneal. Handbuch 8. 161f. und 384. 

5) Baumgarten-Schlecht a.a. 0. S. 213; ähnlich war es 1915, 
vgl Krose, Handbuch V 1916 S. 333. 

%, Baumgarten-Schlecht S.203; 1916 waren es 21 Ehren- 
kanoniker, Krose VI 1917 S. 281. 
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ebenso folgte im 19. Jahrhundert, und das ist sehr beacht- 
lich, Belgien, dessen Konkordat von 1827 nichts über 
Ehrenkanoniker enthält!), dem französischen Beispiel; 1912 
waren z.B. in Lüttich neben zwölf wirklichen noch 34 Ehren- 
domherren, großenteils auswärtige, auch der Kardinal Vin- 
zenz Vanutelli in Rom und der armenische Patriarch in 
Konstantinopel, dann zehn Professoren an den verschiedenen 
Diözesanseminaren und acht Pfarrgeistliche.?) 


In schroffem Gegensatz zu Frankreich steht England. 
In der dortigen protestantischen Staatskirche zwar, die 
ja die äußere Kirchenverfassung der alten Zeit mit ihren 
Bistümern und Kapiteln bewahrt hat, gibt es heute, seit 
1841, in vielen Kapiteln neben den wirklichen auch zahl- 
reiche honorary canons, die als Pfarrer draußen weilen, 
aber von Zeit zu Zeit in der Kathedrale Gottesdienst halten 
und predigen müssen, was in so fern von Bedeutung ist, 
als die wirklichen Kanoniker dort nur drei Monate im Jahr 
Residenz zu halten brauchen.?) Für die dortigen, Mitte 
des 19. Jahrhunderts neu errichteten katholischen Dom- 


ı) Nussi, Conventiones S. 232; (Mercati) Raccolta S. 704 ft. 

3) Directorium Romanum ad usum Dioecesis Leodiensis, Lüttich 
1912, S.81f.; das Domkapitel des alten Reichsbistums Lüttich war 
wie die deutschen feudal und hatte kı.ne Ehrenkanoniker, vgl. Schu- 
manna.a. O0. S. 174f. — Nach Neher I 2 S. 106f. gab es 1865 in Belgien 
nur in Mecheln und Gent einige Ehrenkanoniker, bei den anderen Kapiteln 
verzeichnet er keine, auch Schneider, Domkapitel 8.213 weiß nur 
von Ehrenkanonikern in Mecheln; kann daraus etwa auf eine erst in 
den letzten Jahrzehnten vorschreitende Französierung der belgischen 
Kapitel geschlossen werden ? 


®) Durch Staatsgesetze (Viktoria 3 und 4) wurde im genannten 
Jahr die Verfassung der anglikanischen Kapitel neu geordnet, es wurde 
eine bestimmte Zahl von Stellen für residenzpflichtige Kanoniker, vier 
bis sechs bei jedem Kapitel, festgesetzt, neben denen bei alten Kapiteln 
zahlreiche Stellen von nicht residenzpflichtigen Kanonikern mit Kapitels- 
rechten bestehen blieben (einige wurden suspendiert); bei den jüngeren 
Bistümern, bei denen es keine präbendierten nichtresidierenden Kano- 
niker gibt, wurden gleichzeitig zur Unterstützung der wenigen residieren- 
den Domhberren je 24 Stelien für Ehrenkanoniker errichtet, die ohne 
Einkommen und ohne Mitgliedschaftsrechte sind; den Titel verleiht der 
Bischof. Vgl Felix Makower, Die Verfassung der Kirche von Eng- 
land, Berlin 1894, S. 316£. 
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kapitel aber, die aus Propst und zehn Kanonikern ohne 
Residenz und Präbende bestehen, ist durch das Provinzial- 
konzil von Westminster 1852 die Bestellung von Ehren- 
kanonikern ausdrücklich verboten worden, „canonicos mere 
titulares sive, ut ajunt, honorarios designari prohibemus‘“!); 
der nüchterne, praktisch gerichtete Sinn der Engländer 
lehnte derartige dignitates ventosae einfach ab, man hatte 
in der Diaspora an Wichtigeres zu denken. Daran ändert 
auch nichts das Dekret der Propagandakongregation vom 
7. Juli 1904, durch welches den englischen Bischöfen auf 
ihr Ansuchen die Befugnis erteilt wurde, resignierende Ka- 
noniker mit Zustimmung des Kapitels zu Ehrenkanonikern 
der betreffenden Kathedrale zu ernennen, übrigens mit der 
Beschränkung, daß deren nicht mehr als drei gleichzeitig 
vorhanden sein sollen?); hier wird alten verdienten Dom- 
herren, die ohne Präbendaleinkünfte und neben ihren son- 
stigen Amtsobliegenheiten den Bischof in der Diözesanregie- 
rung unterstützt haben, wenn sie durch jüngere Kräfte 
ersetzt werden wollen, der Titel und Rang ihres bisherigen 
Amtes belassen, genau so, wie es bei jedem Staatsbeamten 
der Fall ist. Das Ganze erinnert an den schon im 13. Jahr- 
hundert vom Hostiensis gewiesenen Weg, verdiente aus- 
scheidende Kanoniker zu Ehrenmitgliedern des Kapitels 
zu machen.?) 

In Irland und Schottland, wo die Domkapitel wie 
in England gebildet sind*), werden die Verhältnisse auch 
bezüglich der Ehrenkanoniker gleichartig sein) In Hol- 
land und Luxemburg gibt es jetzt einige Ehrenkanoniker, 


1) Coll. Lac. HI 8. 924, 0. XI n. 11. 

2) Acta Sanctae Sedis XXXVI 1904/05 S. 538. 

2) Vgl. die Ernennung Sixts von Lerchenfels zum Titularkanoniker 
bei seinem Ausscheiden aus dem Prager Metropolitankapitel 1617 in 
Anerkennung seiner Verdienste, oben S. 231, siehe auch die Bemerkung 
Durands, der die altgedienten Kanoniker zu Honorarkanonikern macht, 
oben S. 235. Ähnlich ist übrigens die im jüngsten bayrischen Konkordat 
vorgesehene Möglichkeit der Pensionierung von alten Domherren eine 
neuartige Bildung, Acta Ap. Sed. XVII 1925 S.47f., Art. 10, 1b. 

*) Hierüber unten ausführlicher. 

6) Neher I 2 S. 14f. schweigt von ihnen. 
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in zwei von den fünf holländischen Diözesen zusammen 
vier; das Utrechter Provinzialkonzil von 1858, das aus- 
führlich von den neuen Kapiteln handelt, sagt (anders als 
das von Westminster) nichts darüber!), eine feste Tradition 
fehlt noch. In Luxemburg waren 1900 zwei Ehrendom- 
herren.?2) Die skandinavischen Reiche kommen, weil ohne 
katholische Bistümer, nicht in Frage. 

Von den außereuropäischen Ländern ist zunächst Jeru- 
salem zu nennen, die dortige Patriarchalkirche hat Ehren- 
domherren, 1900 war z. B. der Münchener Dompropst 
Lechner dort Ehrenkanoniker?) In den Vereinigten 
Staaten von Nordamerika gibt es, wie schon eingangs 
‘erwähnt, keine Domkapitel (es ist ehemaliges Missionsland). 
In Mexiko und den südamerikaniächen Staaten, 
ebenso wie auf den Philippinen und den portugiesischen 
Besitzungen in Indien herrschen bezüglich der Kapitel 
die gleichen Verhältnisse wie im Mutterland.) Über See 
gab es in Mittelamerika im 19. Jahrhundert Ehren- 
kanoniker in den französischen Besitzungen Guadeloupe und 
Martinique, das wurde ja schon berührt, und (offenbar 
daher beeinflußt) auch in Port of Spain und Roseau, den 
Bistümern der benachbarten, gleichfalls zu den kleinen An- 
tillen gehörenden britischen Inseln Trinidad und Dominica, 
auch dort waren 1867, als noch keine Kapitel bestanden®), 
schon Ehrenkanoniker.®£) Endlich hatte in Kanada das 


1) Coll. Lac. V 8.785f.; auch Neher I 2 S. 122f. weiß nichts zu 
berichten. In Holland gibt es neben den im 19. Jahrhundert neu er- 
richteten katholischen Kapiteln noch das alte, nun jansenistische Dom- 
kapitel von Utrecht mit neun Kanonikern, Neher I 2 S. 123; wie es darin 
mit Ehrenkanonikern gehalten wird, weiß ich nicht. 

2) Baumgarten-Schlecht S.300; Geiger hat für Luxemburg 
von 1912 bis 1925 keinen Honorarkanoniker verzeichnet. 

®) Baumgarten-Schlecht S. 140. 

“) Vgl. o. S.185 Anm. 1 und Emil Friedberg, Lehrbuch des 
katholischen und evangelischen Kirchenrechts 6. Aufl. 1909 S. 203 Anm.17. 

6) Neher 13 S. 421. 

®) Vgl. die Verhandlungen des zweiten Konzils für die englischen, 
holländischen und dänischen Besitzungen in Westindien, Coll. Lac. IV 
S.1107f. c. VI n.1 (S. 1113f.): „sciant omnes nostri sacerdotes licet 
parochi vicarii vel canonici honorarii vocentur, sese ad nutum ordinarii 
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1841 errichtete Kapitel des Bistums Montreal von Anfang 
an neben sechs wirklichen noch fünf Ehrenkanoniker!); 
auch hier ist zu beachten, daß trotz der englischen Herr- 
schaft die Bevölkerung überwiegend französisch ist. 

Dieser Überblick möge genügen, um ein Bild von der 
Entwicklung und Ausgestaltung des Instituts der Ehren- 
kanoniker zu geben. Man sieht, daB der Begriff im Lauf 
der Zeit die verschiedenartigsten Wandlungen erfahren hat. 
Das zeigt sich auch deutlich in der Terminologie, richtiger 
in dem, wozu der Begriff Ehrenkanoniker in Gegensatz 
gestellt ist. s | 

Der italienischen Entwicklung entspricht die Gegen- 
überstellung honorarii und numerarii®), da hier die Ehren- 
kanoniker ja aus den minderberechtigten Supernumeraren 
hervorgegangen sind, wobei aber das Entscheidende nicht 
darin liegt, daß die Supernumerare etwa in grundsätzlich 
unbeschränkter Zahl hätten bestellt werden können (das 
‘war in Italien durchweg nicht der Fall, die Zahl der Honorar- 
bzw. Supernumerarkanoniker war hier meist fundations- 
oder statutenmäßig bestimmt), sondern darin, daß die Zahl 
‚der vollberechtigten Kanoniker festlag, denen gegenüber 
die Supernumerare als etwas Neues auftraten. Diese Gegen- 
überstellung paßt im anderen Sinn für die heutigen eigent- 
lichen Ehrenkanoniker, die in der Zahl grundsätzlich un- 
beschränkt neben die der Zahl nach normalerweise fest- 
stehenden wirklichen Kanoniker treten.?) Der böhmischen 
Entwicklung entspricht die Gegenüberstellung honorarii 
und residentes*); hier war der Ursprung der Honorar- 
kanoniker die Befreiung der zunächst noch im Besitz aller 


revoocabiles esse neque se jus ullum habere, ut sede vacante in admini- 
stratoris seu susceptoris nominatione sese inmisceant“. 

1) Notitia statistica delle missioni 8. 222: „vi d un capitulo oom- 
posto di sei canonici titolari, che convivono ool ves00Vo, e cinque onorarii”. 
Vgl auch Mejer, Propaganda I 8.378 und 539 cowie Neher II3 8.281 
Ann. 1. 

2) Vgl S. C. Conc. 1785 Fulginat., Mühlb. III 8. 464; 1860 Gori- 
tien., Lingen-Reuß 8. 538. 

®) So richtig in Leos XIII. Constitutio Illud est proprium vom 
29. Januar 1894, Acta Sanctae Sedis XXVI 1893/94 8. 449f. 

*) Schumann, Europ. geneal Handbuch 8. 190. 
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Kapitelsrechte bleibenden, grundsätzlich präbendeberech- 
tigten und aus Not nichtpräbendierten, Kanoniker von der 
Residenzpflicht. Diese Gegenüberstellung paßt für die heuti- 
gen Ehrenkanoniker nicht, die gar kein verpflichtendes 
Verhältnis zur Kapitelskirche haben, so daß ihre etwaige 
Residenz bei der Kirche ganz belanglos ist; sie wohnen 
teils am Ort der Kirche, teils auswärts. Nichtresidierende 
Kanoniker sind auch heute noch grundsätzlich vollberech- 
tigte Kanoniker ohne Präbende.!) Der französischen Ent- 
wicklung, bei welcher die Ehrenkanoniker wohl von vorn- 
herein um der bloßen Ehre willen ernannt wurden und nie 
eine Präbende oder ein Anrecht darauf besessen haben, 
entspricht die dort stets üblich gewesene Gegenüberstellung 
honorarii und titulares?), die auch der Codex juris canonici 
übernommen hat.?) Canonicus titularis ist der präbendierte 
Kanoniker, denn Titel bedeutet kirchenrechtlich seit alters 
die als Weihevoraussetzung geltende Sicherstellung des 
Lebensunterhaltes, und der gewöhnliche Titel war früher 
das Benefizium, die Pfründe.*) Auch Barbosa nennt die 
Inhaber einer Kanonikalpräbende titulares.) Das beruht 
auf der ursprünglichen Unzertrenntheit von Kanonikat und 
Präbende. Der Gegensatz zum titularis ist der nichttitulierte 
Kanoniker, der keinen Titel, d. h. keine Einkünfte aus 
dem Kanonikat und deshalb für gewöhnlich auch keine 
Pflichten und Rechte hat, so daß nur die Ehren übrig- 


1) Hierüber im folgenden Kapitel. 

3) Vgl. Hinschius I S. 84 Anm. 1, Analecta juris pont. VI 1862 
8. 2018; so auch in Straßburg, z. B. Krose II 1909 S. 449, und Lüttich, 
Direktorium 1912 S. 82. 

3) Can. 406 $ 3, 408 $ 1. Vgl. auch S. C. Conc. 1806 Mühlb. III 
8.482, 1836 ebenda 8. 465f. (titulares sive praebendati), Propaganda 
1840 Bull. Propag. S. 263 (titulares participantes), S. C. Conc. 1867 
Mühlb. III S. 468f., 1886 Acta Sanctae Sedis XVIII 1885/86 8. 587, 
1895 ebenda XXVIII 1895/96 S. 151, Rota 1913 Acta Ap. Sed. V 1913 
8. 926f. 

4) So noch jetzt Cod. jur. can. 974 $ 1 n. 7, 979£., vgl. auch o. S. 194 
Anm.1 (Urban II. 1095) und Hostiensis UI 5 $ 6 (a.2.0. S.230); 
s. auch die in voriger Anm. zitierten neueren Stellen, titulares sive prae- 
bendati, participantes. 

6)A.2.O0.UIn8 S.19. 
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bleiben. In so fern ist die Gegenüperstellung richtig, freilich 
trifft sie nicht eindeutig das Wesen; denn einmal sind Voll- 
kı.ıoniker ohne Präbende möglich!), anderseits fehlt den 
Ehrenkanonikern bisher wenigstens nicht notwendig die 
Präbende an der Stiftskirche; der springende Punkt ist 
vielmehr, wie gezeigt, das Fehlen der Kapitelsrechte. Zudem 
ist die Bezeichnung Titularkanoniker heute irreführend. Da 
Titel nämlich auch im kirchenrechtlichen Sprachgebrauch 
nicht ausschließlich die genannte technische Bedeutung hat, 
sondern daneben im gewöhnlichen Sinne üblich ist — man. 
denke nur an den Titularbischof, der nur die Weihe und 
den äußeren Titel, aber keine Jurisdiktion und keine Ein- 
künfte (also keinen Titel im kanonischen Sinne) hat?) —, 
so wird die Bezeichnung Titularkanoniker auch umgekehrt 
gerade für den Ehrenkanoniker gebraucht, der lediglich 
den Titel eines Kanonikats führt, ohne das Amt und die 
Einkünfte zu haben; das ist, wie schon erwähnt, in Öster- 
reich üblich (Josefs II. Dekret von 1788), ferner in Breslau, 
in Luzern, in Limburg und namentlich in den katholischen 
Kapiteln Englands (canonici mere titulares sive honorarii)?). 
In einem dritten Sinne endlich gebraucht Pius IX. in der 
Bulle über die Neuerrichtung des Bistums St. Gallen von 
1847) das Wort, hier bezeichnet titulares die nichtresidie- 
renden präbendelosen wirklichen Kanoniker, so wie es 
früher schon in Böhmen der Fall war®), während umgekehrt 
in Solothurn die residierenden präbendierten Nichtsena- 
toren so genannt wurden. 

Da der Gegensatz zum Honorarkanoniker jetzt im 
wesentlichen der Kapitularkanoniker ist (auf Residenz und 
Präbende kommt es nicht mehr an), so wäre es zweckmäßig 
gewesen, im Codex juris canonici anstatt von Titular- 
kanonikern etwa von Gremialkanonikern zu sprechen, wie 


1) Vgl. Cod. jur. can. 393 $ 3, hierüber unten mehr. 

32) Cod. jur. can. 223 $ 2, 348. 

s) Provinzialkonzil von Westminster 1852, s. o. 8. 261. 

*) Gareis-Zorn II S. XXX]IIf., hierüber s. im folgenden Kapitel. 

5) S.0. 8.226. In diesem Sinne verwendet auch Pöschl a.a. 0. 
8. 150 Anm. 1 das Wort bei Cod. jur. can. 408 $ 1; das ist jetzt natürlich 
eine falsche Deutung. 


266 Hermann Nottarp, 


es z. B. die Rota in einer Entscheidung von 1713 tut!), 
oder von Real- oder Aktualkanonikern?); die Konzils- 
kongregation spricht auch von canonici veri und effectivi.?) 
Im übrigen hat das neue Kirchenrecht aber die bei den 
durcheinandergehenden Bezeichnungen höchst notwendige 
Klärung gebracht. Jetzt steht eindeutig fest, was (und 
was allein) der canonicus honorarius ist, nämlich der ledig- 
lich mit dem Titel und den Ehrenrechten (Kleidung, ge- 
gebenenfalls Präzedenz) und mit einem Sitz im Chor be- 
gabte Geistliche ohne die Befugnisse und Pflichten der 
wirklichen Kanoniker und ohne Einkünfte aus dem Kano- 
nikat.*) Die französische Unterscheidung in chanoines hono- 
raires und chanoines d’honneur ist aufgegeben, auf das 
Motiv und den Zweck der Ernennung kommt es nicht mehr 
and); wohl nicht ohne Absicht gebraucht der Codex juris 
canonici durcheinander die Bezeichnungen canonicus ad 
honorem und canonicus honorarius®), was allerdings an- 
gesichts der sonstigen Klärung zu bedauern ist. 

Im Laufe des 19. Jahrhunderts ist ferner das Recht 
durch einige Einzelentscheidungen gefördert worden. So, 


ı) Novarien, Mühlb. III S.476f. „canonici de gremio capituli‘ 
und auf der anderen Seite „honorarii et supranumerarii, extranei & 
capitulo‘“. So jetzt üblich z. B. in Przemysl, Neher I 2 S. 253. 


2) So in Ungarn und Mähren üblich, vgl. z. B. Neher I 2 S. 242 
(Temezvar), 228 (Eperies), 262 (Kremsier); auch der Leitmeritzer Bischof 
Schleinitz stellte in der zweiten Hälfte des 17. Jahrhunderts Aktual- 
und Titularkanoniker gegenüber, vgl. Schlenz, Leitmeritz II S. 219. 


s) „Veri‘‘ z. B. 1766 Tolentin., Mühlb. II 8. 470, so auch schon 
der Hostiensis HI 5 de praeb. $ 3; „effectivi‘‘ z. B. 1860 Goritien,, 
Lingen-Reuß S.538f. Nardi nennt die Ehrenkanoniker entsprechend 
„fictitii“, vgl Bouix a.2.0. S.153. Auch die von Huller a.a. 0. 
S.87 ohne Quellenbeleg verwendete Gegenüberstellung ordinarii und 
honorarii ist zutreffend. | 

4) Cod. jur. can. 407 $2. Über die Ernennung eines Ehrenkanonikers 
cum jure successionis ad canonicalem praebendam primo vacantem vgl. 
S. C. Conc. 14. August 1880 Teracin., Analecta jur. pont. XX 1881 S. 8621. 

5) Auch das Lütticher Direktorium von 1912 z. B. verwendet die 
Unterscheidung schon nicht mehr, es spricht ausschließlich von chanoines 
honorairese, obwohl der Kardinal Vanutelli und der armenische Patriarch 
‚darunter sind. 

®) Can. 406 und 407 bzw. can. 408. 
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daß Ehrenkanoniker als solche inamovibel seien, obwohl 
sie ja kein Amt haben (d. h. also, daß ihnen nicht ohne 
Grund der Chorstuhl und das Recht auf die Kapitelskleidung 
entzogen werden kann)!), daß sie an ihrer Stellung dem- 
entsprechend auch eine „vera realis actualis et personalis 
possessio‘“‘ haben?), daß sie aber nicht gegen den Willen 
des Kapitels mit Stimmrecht begabt, d. h. zu wirklichen 
Kanonikern (wenn auch ohne Präbende) gemacht werden 
können?), und daß sie, weil keine wirklichen Kanoniker, 
auch von diesen nicht mit der Vertretung im Chordienst 
betraut werden können.*) Einmal, in ihrer Entscheidung 


1) 8. C. Conc. 1852, Anal. jur. pont. VI 1862 S. 2033; Bouix 
a. a. O. S. 157f., Correspondance de Rome III 1856 S. 595. Das gleiche 
gilt auch für die Honorarkanoniker in den mittelamerikanischen Missions- 
bistümern, die für sie ausgesprochene Amovibilität (s. o. S. 262 Anm. 6) 
bezieht sich nur auf ihr Amt innerhalb der Mission, nicht auf ihre Kano- 
nikerehren. 

*2) Rotaentscheidung vom 19. Februar 1913, Acta Ap. Sed. V 
1913 8. 128. 

s) 8. C. Conc. vom 17. Dezember 1836, Mühlb. III S. 465f.: „ca- 
nonicis honorariis praeter jus interveniendi choro ceterisque sacris functio- 
nibus, praeter honoris insignia, quae canonicis titularibus sine alicujus 
juris laesione sint communia, non posse tribui alia canoniae jura quae 
in receptione non fuerint eisdem a capitulo concessa, etiamsi ab episcopis 
ooncedi velint et obstinente capitulo concedantur“. In dem zur Ent- 
scheidung stehenden Fall hatte ein Bischof (welcher Diözese wird nicht 
gesagt) zur Hebung des Kultus an seiner Kathedrale mit Zustimmung 
des Kapitels vier Ehrenkanoniker ohne Präbende ernannt und dabei 
verlangt, daß diese in allem (abgesehen von der Präbende) den wirklichen 
Kanonikern gleichstehen sollten, alöo mit aktivem und passivem Stimm- 
recht im Kapitel und mit der Präzedenz nach dem Alter ihrer Ernennung 
(daher mit Vorrang vor später ernannten präbendierten Kanonikern), 
während das Kapitel ihnen jedes Stimmrecht versagte und ohne die Mög- 
lichkeit des Aufrückens die vier letzten Stühle im Chor zugestand und 
das auch gegen den Willen des Bischofs als Bedingung bei der Auf- 
nahme gesetzt hatte; die Kongregation entschied zugunsten des Ka- 
pitels. Vgl. jetzt Cod. jur. can. 411 $ 3, 394 $2, 393 $ 3. 

*) S. C. Conc. 4. Februar 1804 Montis Politiani, Mühlb. III S. 481; 
über einige liturgische Vorrechte der Honorarkanoniker vgl. die Ent- 
scheidungen der Ritenkongregation von 1875 und 1876, Analecta jur. 
pont. XX 1881 S. 284f. bzw. 250. Die französischen Ehrenkanoniker 
trugen, entgegen dem italienischen Brauch, ihre Kapitelskleidung auch 
außerhalb der Kathedrale, z. B. wenn sie in anderen Kirchen predigten; 
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vom 6. Juli 1867!), erwähnt die Konzilskongregation auch, 
obwohl die Anfrage nicht dahin ging, die Möglichkeit der 
Ernennung von Ehrenkanonikern ad episcopi senatum 
decorandum, wenn wirkliche Kanoniker (titulares) fehlen, 
und bemerkt dazu, daß über die Mitwirkung von präbende- 
losen ‚Honorarkanonikern‘“ im bischöflichen Senat bisher 
noch gesetzliche Bestimmungen fehlten; sie begab sich da- 
bei auf Glatteis und beachtete nicht, daß der Fall längst 
praktisch gelöst und geregelt war, nur sind Ehrenkanoniker, 
wenn sie den Senat des Bischofs bilden, eben keine 
Ehrenkanoniker mehr, mögen sie auch als solche bezeichnet 
werden.?) 


Endlich sind unter Leo XIII. und Pius X. auch einige 
gesetzgeberische Akte zu verzeichnen, die einzigen, die 
kirchlicherseits vor der letzten Kodifikation über die Ehren- 
kanoniker ergangen sind. Sie richten sich gegen den fran- 
zösischen Brauch, Ehrenkanoniker in zu großer Zahl zu 
ernennen und besonders auch Angehörige fremder Diözesen 
hierzu auszuwählen®), und gegen eine mißbräuchliche ita- 
lienische Praxis. Von den beängstigenden Zahlen der fran- 
zösischen chanoines honoraires war oben schon die Rede. 
Eine derartige Übung diente nur einem ungesunden Ehr- 
geiz und mußte die Eifersucht unter den Geistlichen för- 
dern, brachte auch, wenigstens soweit es sich um bistums- 
fremde Geistliche handelte, eine Gefährdung der Disziplin, 
indem der Bischof nicht mehr Herr über seinen Diözesan- 


die Ritenkongregation hat das 1875 gestattet, Analecta XIX 1876 S. 1014. 
So auch heute Cod. jur. can. 407 $ 1. 


1) Mühlb. III S. 468. 


*) Hierüber im folgenden Kapite. Vgl auch aus neuerer Zeit 
die Ausführungen über die Stellung und die verschiedenen Arten der 
Honorarkanoniker in den Rotaentscheidungen vom 19. Februar 1913, 
Acta Ap. Sed. V 1913 S.126f., und 31. Mai 1917, ebenda IX 1917 
S. 583, ferner ebendort VII 1915 S. 386 die Bemerkungen der Konzils- 
kongregation. 

3) Es ist beachtlich, daß schon in den siebziger Jahren des 19. Jahr- 
hunderts in Polen das französische Beispiel bezüglich der Extradiözessnen 
befolgt wurde, s. o. S. 247, ein preußischer Geistlicher ist Ehrenkanoniker 
eines polnischen Kapitels. 
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klerus blieb.) Daher war bereits auf dem Vatikanum 
beantragt worden, daß Extradiözesanen nur mit Genehmi- 
gung ihres Bischofs zu Ehrendomherren ernannt werden 
sollten?), und am 16. September 1884 erließ der Papst ein 
Generaldekret?), das, als es nicht genügend befolgt wurde, 
am 29. Januar 1894 in eindringlicher Form mit bitteren 
Klagen des Papstes über den unrechten Geist mancher 
jüngeren Kleriker erneuert wurde, die, wenn ihr eigener 
Bischof ihnen die auszeichnende Ernennung zum Ehren- 
kanoniker, weil unverdient, verweigere, zu einem fremden 
gingen und sie von diesem dann ohne Vorwissen ihres 
Ordinarius erlangten.*) Darin bestimmt der Papst, daß der 
Ordinarius des zu Ernennenden vorher gefragt und über 
die Privilegien und Insignien der Verleihung verständigt 
werden muß, deren Gebrauch örtlich auf die Diözese be- 
schränkt wird, und daß die Zahl der nicht zur Diözese 
gehörenden Ehrenkanoniker geringer sein muß als die Zahl 
der wirklichen Kanoniker der betreffenden Kirche.) Es 
ist im wesentlichen das, was jetzt im Codex juris canonici 
406 $ 2 und 3 und 407 $ 1 enthalten ist, nur mit dem Unter- 


1) Von den 89 Ehrenkanonikern, die Arras 1864 hatte, waren 76 
auswärtige, o. S. 254. 

s) Vering, Kirchenrecht S. 574 Anm. 6. 

8) Acta Sanctae Sedis XVII 1884 S. 554f. 

4) Acta S. Sed. XXVI 1893/94 S. 449f., Illud est proprium; darin 
„at temporibus nostris nonnulli sunt, qui pristinae institutionis imme- 
mores canonicorum collegia tamquam honoratorum ordines esse autu- 
mant, in quibus nullum onus sed dignitatis tantum et honoris tituli 
inhaereant. Ex quo fit ut, cum humanum sit onus defugere, honores 
et dignitates appetere, non parvus sit numerus eorum, qui studeant, 
saltem honoris causa, inter canonicos cooptari. Multae quidem ac plenae 
querelarum datae sunt ad nos literae ab episcopis, qui aegre ferunt hono- 
ribus et dignitatibus inhiare eos, qui sacerdotio aucti deberent aemulari 
charismata meliora, terrena despicere et non nisi in cruce Domini nostri 
Jesu Christi gloriari. Sacerdotes autem hujusmodi, plerique juniores, 
qui parum vel nihil in ecclesia bonum contulerunt, tamquam tirones 
gloriosi veteranorum insignia atque ornaments virtutis praemia appe- 
tentes, externos circumeant antistites, ut ab iis honoris insignia titulosque 
& suis negatos extorqueant .....  Complures sacrorum Antistites 
gravius conquesti sint ejusmodi honores ... . . . non raro ipsis Ordi- 
nariis insciis atque interdum haud dignioribus conferti . ... . . “ 

5) Ebendort S. 450. 
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schied, daß jetzt die Zustimmung des Ordinarius erforder- 
lich ist, während das Kapitel, dem der Betreffende als 
Ehrenkanoniker zugeschrieben werden soll, nicht mehr zu- 
zustimmen braucht- Und Pius X. verordnete in einem 
Motuproprio vom 21. Februar 1905, daß in Kapiteln, deren 
Mitglieder als solche kraft Privilegs die Rechte der Aposto- 
lischen Protonotare haben (den Gebrauch der Mitra u. dgl., 
das trifft hauptsächlich für Italien zu), die Zahl der Ehren- 
kanoniker, die ja der gleichen Vorrechte wie die wirklichen 
Kanoniker teilhaftig werden, höchstens doppelt so groß 
sein darf, wie die der wirklichen Kanoniker.!) 

Was die Ernennung der gewöhnlichen Ehrenkanoniker 
betrifft, so war sie anfangs Sache der Kapitel, dann wurde 
die Zustimmung des Bischofs für erforderlich erachtet, dar- 
auf ging die Bestellung auf den Bischof mit Zustimmung 
des Kapitels über?), bis dann das neueste Kirchenrecht 
den Bischof allein berechtigt, nach Cod. jur. can. 406 $ 1 
braucht er nur das betreffende Kapitel zu hören, so daß 
er auch gegen dessen Willen vorgehen kann.?) 

Das ist ein Sieg der französischen Auffassung, in Frank- 
reich wurden die Ehrenkanoniker im 19. Jahrhundert ja 
stets vom Bischof allein ernannt. Dies, ferner die grund- 
sätzliche Unbeschränktheit in der Zahl (Cod. jur can. 406 
$ 1, nur raro et caute)?), die Aufrechterhaltung der Befug- 


1) Acta Sanctae Sedis XXXVII 1904/05 S.490f. n. 38 und 55. 
In der Einschränkung der Zahl befinden sich die Erlasse in Überein- 
stimmung mit Josefs II. Erlaß von 1788 und den Ausführungen der 
älteren Kanonisten. 

3) So nach Leos XIII. Generaldekret von 1894. 

®) Um eine Einrichtung von Kanonikaten im technischen Sinne 
handelt es sich dabei nicht, so daß von der Notwendigkeit einer päpst- 
lichen Einwirkung keine Rede sein kann. Hinschius II S. 388 und 
nach ihm Hergenröther-Hollweck, Lehrbuch des katholischen 
Kirchenrechts 2. Aufl. 1905 S.414 Anm. 2 und Friedberg, Kirchen- 
recht S. 350 verlangen das, weil es eine Abweichung vom jus commune 
sei; Hinschius denkt dabei aber offensichtlich an präbendelose wirk- 
liche Kanonikate, die er mit anderen fälschlich als Ehrenkanonikate 
betrachtet, für solche ist auch heute noch besondere päpstliche Er- 
laubnis erforderlich, Cod. jur. can. 393 $ 3. 

*) Die Unbeschränktheit in der Zahl hat nur für Frankreich ge- 
golten, sonst. bestanden überall feste Zahlen. 
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nis zur Ernennung von Nichtdiözesanen, der Gebrauch der 
Kapitelsinsignien auch außerhalb der Stiftskirche!), das 
Nebeneinander der Bezeichnung als honorarii und canonici 
ad honorem, endlich die Benennung der wirklichen Kano- 
niker als titulares deuten darauf hin, daß zum mindesten 
die Kodifizierung der Bestimmungen über die Ehrenkano- 
niker, vielleicht sogar: der ganze Abschnitt über die Kapitel 
im neuen Kirchenrecht, unter französischem Einfluß ge- 
standen hat.?2) Das nimmt nicht wunder, die eigentlichen 
Ehrenkanonjker sind eben vorzüglich ein romanisches Ge- 
wächs. 


IL. 
Die nichtresidierenden Kanoniker. 


Und die preußischen Ehrendomherren ? Jedermann 
weiß, daß die Domkapitel in den alten preußischen Provinzen 
mit Ausnahme allein von Gnesen (also Köln, Trier, Münster, 
Paderborn, Breslau, Ermland, Posen und Kulm) neben wirk- 
lichen residierenden auch Ehrenkanoniker haben. Das be- 
ruht auf der Neuordnung der kirchlichen Verhältnisse in 
Altpreußen durch die Bulle De salute animarum vom 
16. Juli 1821 und ist die einzige konventionsmäßige Rege- 
lung dieser Art in Deutschland; in den anderen Konven- 
tionen von damals ist, wie früher erwähnt, nichts über 
Ehrenkanoniker enthalten. Die Bulle De salute®) bestimmt 


1) 8.0. S.267 Anm. 4. 

8) Französischen Ursprungs ist zweifellos auch die Bestimmung 
des Cod. jur. can. 370 $ 1, daß der Generalvikar die erste Stelle im Kapitel 
einnimmt und, auch wenn er nicht zum Kapitel gehört (vgl. hierüber 
neuestens S. C. Conc. 15. Dezember 1923, Acta Ap. Sed. XVI 1924 
8. 371f.), die Präzedenz vor allen Kanonikern genießt, selbst im Chor 
und bei Kapitelsversammlungen (s. 0. S. 254 Anm. 3); vorübergehend 
war auch in den Josefinischen Bistümern zu Ende des 18. Jahrhunderts 
dem Generalvikar die erste Stelle im Kapitel zugedacht (so nach den 
Erektionsbullen von Leoben, St. Pölten und Linz, dagegen schon nicht 
mehr in Budweis), auch nach dem Dalbergschen Entwurf eines Kon- 
kordates von 1804 sollte der Generalvikar neben Dekan und Scholaster 
Kapitelsdignität sein (Bastgen, Napoleons und Dalbergs Kirchenpolitik 
a.8.0. S.306f. Art. V). 

 ®) Hilling, Quellensammlung XIII S. 9f.; Schneider, Kirchen- 
rechtsquellen 8. 46. 
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nun folgendes: Art.9 bis 14 über die Zahl (in Breslau 
sechs, in den übrigen Kapiteln vier neben jeweils zwei 
Dignitären und acht, in Breslau und Köln zehn, sogenannten 
Numerardomherren und sechs bis acht Vikaren)!), Art. 17 
„singulis profecto ex primodictorum capitulorum canonicis 
honorariis, quos ad personalem residentiam et ad servitium 
chori minime obligatos esse declaramus, idem cum resi- 
dentibus canonicis aditus ad chorum et ceteras ecclesiasticas 
functiones patebit‘, sie haben auch die gleichen Insignien wie 
die Residierenden; Art. 19 „... . ulterius decernimus, tam 
praepositum parochialis ecclesiae s. Hedwigis civitatis Bero- 
linenss quam decanum commissarium ecclesiasticum in 
comitatu Glacensi pro tempore existentes inter honorarios 
canonicos Wratislaviensis cathedralis capituli esse cooptan- 
dos ..... Quilibet autem ex canonicis honorarüs in 
unumquodque ex antedictis capitulis cooptandus sumendus 
erit ex numero archipresbyterorum animarum curam in 
respectiva dioecesi laudabiliter exercentium‘‘; Art. 22 ,... 

. ad hujusmodi autem electiones (nämlich die Bischofs- 
wahl) jus suffragii habebunt canonici tam numerarii quam 
honorarü ... .“?); Art. 44 bis 49 über die Besoldung (für 
die Honorarkanoniker 100 Taler, für die Dignitäre 1200 bis 
2000, für die residierenden Domherren 800 bis 1500 Taler). 
Das wären die Bestimmungen der Bulle. Es sollen demnach 
Landdechanten zu Ehrenkanonikern mit Stimmrecht bei 
der Bischofswahl bestellt werden. Darin, daß 'sie keine 
Residenz- und Chorpflicht haben, unterscheiden sich diese 
preußischen Honorarkanoniker nicht von den gewöhn- 
lichen; aber ihre Besoldung und namentlich ihre Teil- 
nahme an der Bischofswahl, das ist etwas Neues?) und 
überhaupt etwas Einzigartiges. Es lohnt deshalb, dem Ur- 
sprung dieser Bestimmung nachzugehen. 


ı) Für Ermland wird eine spätere entsprechende Regelung vor- 
behalten, Art. 15; dort sind Ehrenkanoniker seit 1857. 

2) Danach ist die Angabe von Carl Groß, Lehrbuch des kath. 
Kirchenrechts 4. Aufl., Wien 1903, S. 135, daß den preußischen Ehren- 
domherren das Wahlrecht gewohnheitsrechtlich verliehen sei, zu 
berichtigen. 

2) Vgl. Feine, Reichsbistümer S. 11. 
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Die Genesis der neuen preußischen Kapitel beginnt 
mit einer von der Regierung für den König ausgearbeiteten 
Denkschrift vom 5. Mai 1818 (‚‚Hauptpunkte, über welche 
mit dem Oberhaupt der katholischen Kirche Konventionen 
zu treffen sein werden‘)}); in deren Punkt 9 heißt es, die 
Domkapitel seien nötig als Rat des Bischofs, deshalb sollten 
bei jedem Bischofssitz Kapitel errichtet werden aus zwei 
bis drei Dignitäten und einigen Kanonikaten, natürlich mit 
Residenzpflicht, adlige Geburt sei nicht erforderlich; von 
wahlberechtigten Ehrenkanonikern ist darin keine Rede.?) 
Der Ausgangspunkt für sie scheint mir auf der Frankfurter 
Konferenz von 1818 zu suchen zu sein, die von den süd- 
westdeutschen Staaten zwecks gemeinsamer Beratung über 
die Neuordnung des katholischen Kirchenwesens in ihren 
Gebieten beschickt wurde, und an der Preußen zwar offiziell 
nicht beteiligt war, deren Verhandlungen aber selbstver- 
ständlich auch von Preußen verfolgt wurden. Bereits in 
der ersten Sitzung vom 28. März 1818 wurde bei der Be- 
. ratung über die Frage der Bischofswahl erwogen, daB bei 
Erledigung eines Bistums der Wahlkörper aus dem Dom- 
kapitel und einer ihm an Zahl gleichen, ad hoc gewählten 
Abordnung aus den Landdechanten bestehen solle?) Dem- 
entsprechend enthielt die in den letzten Sitzungen im Juli 
1818 aufgestellte Deklaration in Art.5 die Bestimmung, 
daß der für die Bistumsbesetzung an die Regierung zu 
richtende Dreiervorschlag?) vom Domkapitel in Gemein- 
schaft mit mehreren Landdechanten aufzustellen sei.) 
Diese hier zum ersten Male geforderte Mitwirkung von 
Landdechanten, eine Erfindung der Frankfurter Kon- 


1) Mejer, Römisch-deutsche Frage II 2 S. 103f. 


2) A.a. 0. S. 104. Daß die Kapitel als Rat des Bischofs noch nötig 
seien, war eine Idee Wessenbergs, die von Rom nur ungern akzeptiert 
wurde; man befürchtete daraus eine unerwünschte Beschränkung der 
bischöflichen Gewalt. 


®) Emil Friedberg, Der Staat und die Bischofswahlen in Deutsch- 
land I, Leipzig 1874, S. 94. 
*) Eine Idee Wessenbergs, vgl Mejer a.2.0.1I 8.81. 


6) Mejer 11 2 S. 119, abgedruckt ebenda III 8.12 und Fried- 
berg I S. 97. 
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ferenz!), ist dem demokratischen Grundzug der damaligen 
nachrevolutionären Zeit entsprungen; die Landdechanten 
sollten als Vertreter der Pfarrer, diese als Vertreter des 
Volkes stimmen.?2) Die Frankfurter Deklaration wurde 
am 3. November 1818 dem preußischen Kultusminister 
Altenstein übersandt, bald darauf, im Januar 1819, wurde 
Preußen aufgefordert, an die Spitze des Unternehmens zu 
treten oder es wenigstens zu unterstützen?); die Akten- 
stücke wurden daher am 2. Februar 1819 gleichzeitig mit 
der Weisung, die erbetene Unterstützung zu gewähren, an 
Niebuhr, der damals die preußischen Geschäfte in Rom 
führte, zur Prüfung gegeben, der am 20. Februar seiner 
Regierung gutachtlichen Bericht erstattete. Darin heißt 
es in Punkt 4 ‚die Zuziehung der Landdekane zur Wahl 
des Bischofs hat etwas sehr Empfehlendes, und mit wenigen 
Modifikationen würde man hier auch unter anderem für 
uns darauf eingehen, nämlich wenn man Honorarkano- 
niker aus dieser Klasse einführte‘“‘.*) Damit treten wahl- 
berechtigte Honorarkanoniker zum ersten Male auf. Unter- 
dessen war die in Verfolg der Frankfurter Konferenz be- 
orderte Gesandtschaft in Rom in Tätigkeit getreten, am 
23. März 1819 hatte sie Antrittsaudienz beim Papst und 
überreichte die Deklaration®), am 21. Mai folgte die erste 
Besprechung mit dem Kardinalstaatssekretär Consalvi, der 
sogleich Bedenken wegen der Zuziehung von Landdechanten. 
äußerte, sie sei neu und ungewöhnlich.) Die offizielle 
Stellungnahme zur Frankfurter Deklaration, die sich in- 
haltlich mit der unverbindlichen Antwort Consalvis vom 
21. Mai deckt, erfolgte erst durch Note vom 10. August 
18197), worin Consalvi des längeren ausführt, daß bisher 


!) In den vor Beginn der Konferenz verfertigten „Vorbereitenden. 
Grundsätzen“ Wangenheims (vgl. hierüber Mejer II 2 S. 178) war da- 
von noch nichts enthalten. 

2) Vgl. den Gesandtschaftsebericht aus Rom vom 5. Juni 1819 bei 
Friedberg I S. 104, ferner Mejer 1II S.26 Anm. 2. 

%) Mejer II 2 S. 233, 2385. 4) Mejer II 2 S. 233f., bes. 239.. 

8) Mejer III S. 7f£. 

°), Friedberg I S. 103; Mejer III S. 12 „la novitä d’introdurre 
‚nella elezione del vescovo il basso clero“. 

?) Abgedruckt bei Friedberg II S. 94f. 


Ehrenkanonıker und Honorarkapitel 275 


allenthalben nur die wirklichen Domkapitulare (,‚i soli veri 
canonici dei capitoli cattedrali e mettropolitani‘‘) das Recht 
zur Bischofswahl gehabt hätten, selbst die neben ihnen in 
den deutschen Kapiteln vorkommenden Domizellarkano- 
niker hätten wie überhaupt kein Stimmrecht im Kapitel, 
so auch nicht bei der Bischofswahl gehabt; die Einführung 
einer Beteiligung des niederen Klerus, der nicht zum 
Kapitel gehöre, zeige eine gefährliche Tendenz, es werde 
damit ein Geist der Demokratie in die Kirche hinein- 
gebracht, der, wenn ihm einmal Eingang verschafft sei, 
weitergreifen und auch vor dem Haupt der Kirche, dem 
Papst, nicht haltmachen werde; das Aufkommen dieses 
demokratischen Geistes, der namentlich bei der Jugend 
der verflossenen Revolution grassiere, sei auch für die 
Fürsten gefährlich, deshalb sollten sie vor allem sich hüten, 
ihn durch Einführung in die Kirche zu stützen; außerdem 
werde bei der konkreten Bischofswahl leicht eine Majori- 
sierung der Domkapitulare durch die Landdechanten vor- 
kommen können, indem der eine oder andere Kapitular 
bei der Wahl fehlen, ein Landdechant ihr aber niemals 
fernbleiben würde und dergleichen mehr, alles recht faden- 
scheinige Bedenken.!) Über die mündliche Besprechung 
vom 21. Mai hatten die Gesandten sogleich nach Frankfurt 
berichtet, am 20. Juni erhielten sie von dorther die Weisung, 
daß auf die Mitwirkung der Landdechanten keinesfalls ver- 
zichtet, höchstens an Stelle von gewählten die dienst- 
ältesten Dekane als solche gesetzt werden könnten, womit 
das demokratische Aussehen ein wenig modifiziert wurde.?) 
Dann heißt es weiter darin: „Den zur Wahl zuzuziehenden 
Dechanten darf aber der Titel als Honorardomherren 
nicht erteilt werden, weil sie sonst nicht mehr, wie sie 
sollen, die Gemeinden repräsentieren würden.‘ Das ist 
entweder die Antwort auf Niebuhrs Vorschlag an die 
preußische Regierung vom 20. Februar 1819, der zweifellos 
zur Kenntnis der Frankfurter Konferenz gekommen ist (sei 
es direkt, sei es durch Mitteilung Niebuhrs an die Gesandten 


1) Vgl.Mejer III 8. 23£.; Friedberg I 8. 118£. 
8) Abgedruckt bei Friedberg II 8. 91f. 
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der Frankfurter in Rom; Preußen hatte Niebuhr ja an- 
gewiesen, dem Frankfurter Unternehmen Unterstützung 
angedeihen zu lassen!)); oder, was noch wahrscheinlicher 
ist, die Umbiegung der wahlberechtigten Landdechanten 
in Honorarkanoniker ist bei den Frankfurter Gesandten 
von Consalvi oder dessen Leuten angeregt worden, genau 
so, wie es in mündlichen Besprechungen vorher sicherlich 
gegenüber Niebuhr der Fall gewesen ist, wie sich das aus 
der Fassung in Niebuhrs erwähntem Bericht vom 20. Februar 
1819 ergibt?). Von sich aus ist Niebuhr schwerlich auf die 
Honorarkanoniker verfallen, die ja in Deutschland damals 
so gut wie unbekannt waren, und die nun hier in Rom 
offenbar als Ausweg gefunden wurden, denn dem Seelsorge- 
klerus konnte nach den angegebenen Bemerkungen Con- 
salvis ein Anteil an der Bistumsbesetzung eben nur durch 
seine Einfügung in das Domkapitel gewährt werden. 

In den oberrheinischen Bistümern ist, wie bekannt, 
die Ausführung auf diesem Wege unterblieben, weil die 
betreffenden Landdechanten, wie es in der erwähnten Frank- 
furter Instruktion an die Gesandten vom 20. Juni 1819 
heißt, mit der Ernennung zu Honorardomherren nicht mehr 
Repräsentanten der Gemeinden sein würden, was sie ja 
doch sein sollten. Das war ein zu starrer Standpunkt, 
auch als Ehrendomherren blieben sie ja doch Landdechanten 
und Pfarrer und vertraten als solche die Gemeinden. Preußen 
verfuhr vernünftiger; es machte sich den oberrheinischen 
Gedanken zu eigen und modifizierte ihn gemäß dem römi- 
schen Vorschlag. Allerdings gab es zunächst ein Zwischen- 
spiel: in ihrer Instruktion für Niebuhr vom 23. Mai 1820, 
in der die preußischen Pläne greifbare Gestalt annahmen, 
sprach die Regierung von Domizellaren anstatt von 
Honorarkanonikern, und dementsprechend meldete Nie- 
buhr am 22. Juli 1820 in einer Note an Consalvi, die Kapitel 
sollten zwei bis drei Dignitäten, acht Kanonikate und sechs 


I) Mejer I 2 S. 238. 

2) 8.0.8.274 „mit wenigen Modifikationen würde man hier 
(d. h. in Rom, seitens des Papstes) darauf eingehen, nämlich wenn man 
Honorarkanoniker aus dieser Klasse (der Landdechanten) einführte“. 
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Domizellarstellen haben, die Dignitäre sollten 2000, die 
Kanoniker 1200 bis 1000, die Domizellare 700 Taler Jahres- 
einkommen haben außer Wohnung und Garten!), und Con- 
salvi antwortete am 6. Oktober 1820 zustimmend?); dabei 
nahmen beide, Niebuhr und Consalvi, an, daß Preußen nun 
Domizellare alter Art wünsche, die den bisherigen deutschen 
Verhältnissen entsprechend ein Aufrückungsrecht in die 
Vollkanonikate haben sollten); tatsächlich hatte die Regie- 
rung aber, wie sie nachträglich sagte, „Honorarkanoniker“ 
ohne Aufrückungsrecht gemeint‘), worauf Niebuhr in der 
Note vom 16. Dezember 1820 an Consalvi bemerkte, die 
Domizellare (er gebraucht fälschlich diesen Ausdruck wei- 
ter°)) dürften nicht von selbst aufrücken®); das Mißver- 
ständnis wurde nach. Abfassung, aber vor Absendung der 
Consalvischen Note vom 9. Februar 1821, die noch von 
dem Aufrückungsrecht der Domizellare ausgeht”), münd- 
lich beseitigt.) So wurde das alte Verhältnis wiederher- 
gestellt, und in die Bulle kam die eingangs erwähnte Be- 
stimmung, daB jedem Kapitel vier Landdechanten zu- 
geschrieben wurden (in Breslau, außerdem noch der Propst 
von St. Hedwig in Berlin und der Glatzer Großdechant), 
die als Honorarkanoniker 100 Taler neben ihrer Pfarr- 
pfründe erhalten und den Bischof mitwählen.?) 

Die preußischen Ehrendomherren sind also nicht preußi- 
scher Initiative entsprungen, sondern verdanken ihr Dasein 


t) Mejer HI 1 S.114£., bes. S. 123. 2) Ebendort 8. 132£. 

®) Note Consalvis vom 9. Februar 1821, Mejer III 1 8.154, und 
Niebuhrs Antwort vom 20. März 1821, ebendort S. 167. 

4) Erläuterungen der Regierung an Niebuhr vom 23. November 
1820, Mejer IH 1 S. 162. 

8) Vgl. seinen Bericht vom 27. März 1821, Mejer III 1 S. 162. 

°) Ebendort 8. 144. ?) Ebendort S. 154. 

8) Bericht Niebuhrs an die Regierung vom 27. März 1821, ebenda 
S. 162. 

®) Die Herabsetzung ihrer Zahl (von sechs auf vier) und die erheb- 
liche Kürzung ihrer Bezüge (von 800 auf 100 Taler) hatte ihren Grund 
darin, daß, entgegen den ursprünglichen Absichten der Regierung, auf 
Wunsch Roms auch das Bistum Paderborn beibehalten wurde; um 
dessen Dotierung zu ermöglichen, wurde, da die Regierung neue Mittel 
nicht bewilligen wollte, eine entsprechende Einschränkung bei den 
anderen Kapiteln vorgenommen. 
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einem oberrheinisch-römischen, von seinen Urhebern aber 
abgelehnten Kompromiß. Aus dieser Entwicklungsgeschichte 
ergibt sich, daß sie nach den römischen Intentionen tat- 
sächlich gar nicht Honorarkanoniker, sondern wirkliche 
Kanoniker sind, nämlich wirkliche nichtresidierende 
Kanoniker. Denn nach Consalvis zitierter Note vom 10. Au- 
gust 1819 wollte Rom wie im alten Deutschland nur 
wirklichen Domherren das Recht zur Bischofswahl geben. 
Das folgt auch aus der Bulle selbst. Wenn es nämlich 
gewöhnliche Ehrenkanoniker sein sollten, dann hätte die 
Bestimmung ihrer Befreiung von der Residenz- und Chor- 
pflicht keine Bedeutung, es hätte ferner ihre Zahl nicht 
festgelegt zu werden brauchen, wie es doch geschehen ist. 
An einer Stelle bezeichnet die Bulle ihnen gegenüber die 
Numerarkanoniker als residentes!), und das ist sachlich 
richtig, die sogenannten Honorarkanoniker sind eben die 
nichtresidierenden, aber trotzdem wirklichen Kanoniker, 
wie denn die Bulle die Numerarkanoniker auch niemals 
gegenüber den Honorarkanonikern etwa als wirkliche Ka- 
noniker (canonici veri, actuales, reales, gremiales oder der- 
gleichen) bezeichnet, was doch nahegelegen hätte. Das ist 
m. E. kein Zufall. 

Nichtresidierende Kanoniker oder überhaupt nicht- 
residierende Geistliche hat es auch früher schon in der 
Kirche gegeben, im Corpus juris canonici findet sich ein 
besonderer Titel ‚‚de clericis non residentibus‘.2) Das sind 
aber solche, die ihre an sich bestehende Residenzpflicht 
nicht erfüllen wollen und deshalb Dispens nötig haben; die 
Residenzpflicht ist normalerweise ein Consecutivum der 
Pfründe. Derartige Dispense werden entweder ad hominem 
erteilt, für den Einzelfall, oder allgemein für den jeweiligen 
Inhaber einer bestimmten Stelle. Einzeldispense der erst- 
genannten Art waren in den alten deutschen Kapiteln an 
der Tagesordnung, da die Domherren hier meist Pfründen 
an mehreren Kirchen hatten; Befreiung von der Residenz- 
pflicht gibt es heute noch vielfach in den alten Kapiteln 


1) Artikel 17, a. o. S. 272. 
2) L.III t.4 in X. 
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der anglikanischen Kirche.!) Allgemeine Dispense wurden 
erteilt, wenn eine Pfründe dauernd anderen Zwecken dienst- 
bar gemacht wurde, z. B. für Schulen und Universitäten, 
wie es im Spätmittelalter sehr häufig war?), oder wenn die 
Pfründe ganz oder zum großen Teil aus den Einkünften 
einer Pfarrei bestand, die dem Kapitel inkorporiert, aber 
nicht so einträglich war, daß der Inhaber sich davon noch 
einen Vikar für die Ausübung der Pfarrseelsorge halten 
konnte?),. wie das im 19. Jahrhundert eine Zeit lang im 


1) 8.0. 8.260 Anm. 3. 

3) Heute noch u.a. bei den Kollegiatkapiteln Allerheiligen in Prag 
und St. Georg in Gnesen, s. o. 8.179 und Neher I 2 8. 266; Schulte, 
Status 8.25 „neque residentia sensu strioto locum habet neque miasa 
oonventualis‘‘, die Kanoniker wohnen aber in Prag; ebenso ist es mit 
den Gnesener Kanonikern, drei von ihnen sind Seminarprofessoren, 
vierter ist stets der älteste Domvikar, alle wohnen in Ginesen, haben aber 
keinen Chordienst. In dem Reformdekret des Emser Kongresses vorm 
26. August 1786 Art. 12 wird vorgeschlagen, allgemein den vierten Teil 
der Stiftspräbenden an Professoren oder geistliche Räte unter Befreiung 
von der Residenzpflicht zu vergeben (Höhler, Arnoldis Tagebuch 
a.8.0. 8.106). Auch bei den Verhandlungen zwischen Niebuhr und 
Consalvi spielte das eine Rolle, die Regierung verlangte, der Bischof 
müsse u. U. von der Residenzpflicht dispensieren können, damit eine 
oder die andere Domherrnstelle einem Universitätsprofessor verliehen 
werden könne (Mejer Il 2 8.144), und Rom zeigte sich entgegenkommend 
(Note Consalvis vom 28. März 1821, ebendort S. 160), was sich übrigens 
nur auf Bonn bezog, da ja für Münster und Breslau in so weit keine Schwie- 
rigkeiten bestanden; die Bulle bestimmt daher allgemein, daß je ein 
Kanonikat in Münster und Breslau für einen dortigen Universitäts- 
professor reserviert sei (Art. 19, 1924 war es in Münster Prof. Mausbach 
und in Breslau der jüngst verstorbene Prof. Nikel); für Köln wurden 
besondere Dispense erteilt, in den dreißiger Jahren des 19. Jahrhunderts 
war z. B. der bekannte Bonner Theologe Hermes zugleich Domherr in 
Köln. 1873 war übrigens auch der Gymnasialdirektor Wilken in Meppen 
wirklicher Domherr in Osnabrück, vgl. Preuß. Stastshandbuch 1873 S. 643. 


3) Nach dem römischen Recht des 5. und 6. Jahrhunderts mußten 
die Vorstände der übrigen Kirchen der Hauptkirche inkardiniert sein, 
und auch Chrodegang von Metz ließ in seiner Regel einzelne Kanoniker 
außerhalb an den Stadtkirchen, von der Kommunität getrennt, leben, 
die deshalb von den allgemeinen Kanonikerpflichten befreit waren 
(Mayer, Savigny-Zeitschrift Kan. Abt. VII 1917 8.19 und 27), vgl. 
auch Conc. Trid. Sess. XX1I c.3 de ref. über die wegen Innehabens 
*iner auswärtigen Seelsorgestelle abwesenden Kanoniker. 
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Limburger Domkapitel der Fall war, dem durch die Bulle 
Provida solersque vom 16. August 1821 aus Ersparnis- 
gründen außer der Limburger Stadtpfarre die Pfarreien 
Dietkirchen, Eltville und St. Bartholomäus am Dom in 
Frankfurt!) als Dotation für je ein Kanonikat inkorporiert 
worden waren mit der Bestimmung, daß die betreffenden 
Domherren in Limburg residieren und ihre Pfarrei durch 
einen Vikar versehen lassen sollten?); tatsächlich waren 
die Einkünfte der Pfarreien aber zu gering, so daß die 
Domherren von Anfang an mit Zustimmung des Exekutors 
der Bulle als nichtresidierende Kanoniker in ihren Pfarren 
blieben?); dieser Zustand dauerte bis 1868.) Diese nicht- 
residierenden Kanoniker haben nach wie vor alle Kapitels- 
rechte, deren Ausübung indessen praktisch oft ruht, da 
hierfür persönliche Anwesenheit am Kapitelsort erforder- 
lich ist. 

Die Residenzpflicht haftet, wie gesagt, an der Pfründe, 
daher präbendierte Kanoniker gegebenenfalls dispensiert 
sein müssen, während nichtpräbendierte Kanoniker schon 
aus diesem Grunde, wegen Mangels einer Präbende, nor- 


1) Vgl. hierüber neuerdings W. O. Nikolay, Die Beteiligung 
der freien Stadt Frankfurt an der Stiftung des Bistums Limburg, Frank- 
furt 1921, 8.28, 46f., 52. 


2) Art. 17 der Bulle, „..... super dictarum retentione paroecia- 
rum cum memoratis quatuor canonicis .. . . . dispensando, cum hoo 
tamen, quod curae animarum paroeciarum hujusmodi per idoneos vica- 
rios ab ordinario ..... sapprobandos et instituendos opportune pro- 
videstur“ (Hilling a. a. O. S. 85). 


®) Nach Schulte, Status S. 139 residierte 1866 der Kapitular- 
pfarrer von Eltville seit einigen Jahren in Limburg und ließ die Pfarre 
durch einen vicarius perpetuus versehen. 


4) Nach dem Regierungswechsel wurde 1866 die Dotation des Lim- 
burger Domkapitels von Preußen erhöht, worauf der dortige Bischof 
im päpstlichen Auftrag am 31. Oktober 1868 mit Zustimmung der Regie- 
rung die drei Pfarreien Eltville, Dietkirchen und Frankfurt von den 
Kanonikaten lostrennte (die Inkorporierung der Limburger Stadtpfarrei 
blieb) und die bisherigen Inhaber sie aufgaben und fortan mit eigener 
neudotierter Kanonikalpräbende in Limburg Residenz hielten; die Pfar- 
reien werden seitdem anderweit besetzt. Vgl. die Aktenstücke im Archiv 
für kath. Kirchenrecht XXI 1869 S. 342f. und bei Schneider, Kirchen- 
rechtsquellen S. 138f., 8. auch Scherer, Kirchenrecht I S. 573 Anm. 25. 
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malerweise nicht residenzpflichtig sind. Die Kapitelsrechte 
dagegen kommen nicht aus der Pfründe, sondern aus dem 
Kanonikat; wie früher ausgeführt, ist die Präbende kein 
Wesenserfordernis für ein Kanonikat, ‚„vocem in capitulo 
et stallum in choro et distributiones quotidianas et similia, 
non sunt ista accessoria ad praebendam sed ad canonica- 
tum“ sagt schon der Abbas Panormitanus.!) Daraus folgt, 
daß unpräbendierte nichtresidierende Kanoniker sehr wohl 
Kapitulare sein können und nicht notwendig Honorar- 
kanoniker ohne Rechte sind?); ich brauche aus früheren 
Zeiten nur an die böhmischen Titularkanoniker des 15. bis 
17. Jahrhunderts zu erinnern, jetzt finden sie sich noch 
neben einigen präbendierten residierenden Kanonikern in 
Bautzen®), ebenso besteht das Olmützer Domkapitel jetzt 
aus residierenden und nichtresidierenden Kanonikern*), das 
Kollegiatstift in Kruschwitz5) aber hat außer dem Propst, 
der Ortspfarrer ist, nur unpräbendierte auswärtige Kano- 
niker, die auf ihren Pfarreien sitzen, jedoch ohne daß diese 
dem Kapitel inkorporiert sind; es werden beliebige Pfarrer 
gewählt, das Kanonikat haftet also nicht, wie früher im 
Limburger Domkapitel, an bestimmten Pfarrstellen.®) 


1) De const. cap. Cum M. Ferr. n. 30 am Schluß, a. a. 0.I 8.25 v. 
Ähnlich De Luca, Theatrum veritatis XII de canonicis discursus 6 n. 11, 
a. a. OÖ. S. 336. 


%) Vgl. den hierüber vor der Konzilskongregation im Jahre 1836 
geführten Streit bei Mühlb. III S. 465f., „canonia esse jus spirituale, per 
quod aliquis habet subsellium in choro et locum sive vocem in capitulo‘“. 

3) S. o. S. 230. 

4) S.o. S. 201 Anm. 1 und Scherer, Kirchenrecht I S. 6571 Anm. 21; 
das Zahlenverhältnis ist vierzehn zu drei. Die Olmützer Nichtresidieren- 
den rücken in erledigte Residenzialpräbenden auf; der Unterschied 
gegenüber den früheren Domizellaren, an deren Stelle sie getreten sind, 
ist der, daß sie verdiente Priester aus der Seelsorge oder sonstigen kirch- 
lichen Stellungen sind, während vorher die adligen Domizellare junge, 
oft noch in den Studien begriffene unbewährte Leute waren; der Begriff 
des Nichtresidierens ist hier, wie in Prag und Gnesen (s. o. S.279 Anm. 2), 
nicht wörtlich zu fassen, 1920 war ein Nichtresidierender z. B. Professor 
an der theologischen Fakultät in Olmütz. 

5) S. o. 8. 175. 

°) Vgl. Schulte, Status 8. 83 sowie die verschiedenen Jahrgänge 
des Preuß. Staatshandbuchs, z. B. 1857 S. 469 (Pfarrer von Slawsk und 
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Und dies ist auch, wie früher schon kurz gestreift, der 
heutige Zustand der Domkapitel in Irland, England, Schott- 
land, Holland und Luxemburg. In Irland war trotz des 
(außer in Ulster) katholischen Bekenntnisses der Bevölke- 
rung die anglikanische Staatskirche unter Jakob I. (1603 
bis 1625) in den Besitz alles Kirchenguts gekommen, daher 
gingen in den meisten der 27 Bistümer die Domkapitel, 
weil den Katholiken nun alle Mittel hierfür entzogen waren, 
ein, ohne indessen kirchenrechtlich aufgehoben zu sein. In 
einigen erhielten sie sich jedoch als Körperschaften, die 
Kanoniker lebten aber, weil ohne Präbende, ebenso wie 
der Bischof von dem Ertrag einer Landpfarrei, die jeder 
versah (d. h., da auch die Pfarrgüter eingezogen waren, 
von freiwilligen Beisteuern der Pfarrkinder), so daß die 
Residenz- und Chorpflicht aufhörte. Derart haben sich 
z. B. die Kapitel von Dublin, Ossory, Cashel, Tuam er- 
halten.!) Durch die Gladstone-Bill von 1869 erfolgte zwar 


Parrchanie) und 1873 8. 431 (Pfarrer von Wreschen und Slawsk). — Die 
Angaben Schneiders, Domkapitel S. 189 Anm. 2 über die Kollegiat- 
kapitel in Laufen und Tittmoning (über diese s. o. 8.175), daß dort 
außer dem Dechanten und einem Kanoniker niemand residiere, die 
andern Kanoniker seien als Kuraten auf Nachbarpfarreien (ihm scheinen 
daher die beiden Kapitel nur noch ein „Ehreninstitut‘‘ zu sein), sind 
irreführend; nach Mayer-Westermayer a.a.0. III S. 405f. bzw. 719f. 
ist in beiden Stiften der statusmäßige Bestand: Dechant (Ortspfarrer), 
drei Kurat- und drei Inkuratkanoniker; von den Laufener Kuratkano- 
nikern versah 1874 einer von Laufen aus, wo er also residierte, Sonntags 
und an einigen Wochentagen die Filiale Leobendorf, aus deren Erträgen 
ein Inkuratkanoniker unterhalten wird, von den Tittmoninger Kurst- 
kanonikern ist einer im Nachbarort Asten exponiert, der jedoch in der 
Stiftskirche wöchentlich einmal und sonst an Festen aushilft, ein anderer 
versieht von Tittmoning aus Sonntags, an mehreren Festtagen und öfters 
in der Woche die Filiale Kirchheim; von den Trkuratkanonikaten waren 
1874 in Laufen eines, in Tittmoning zwei unbesetzt, dagegen werden 
außer dem Status in Laufen noch der Gefangenenanstaltseelsorger und in 
Tittmoning der Rektor der ehemaligen Augustinerkirche stets als (Ehren-?) 
Kanoniker geführt. Jetzt scheinen alle Stellen besetzt zu sein; in der 
Laufener Stiftskirche wenigstens waren 1913, wie ich zufällig persönlich 
feststellen konnte, sechs Beichtstühle mit den Namen von drei Kurst- 
und drei Inkuratkanonikern bezeichnet, dort ist auch täglich Konvent- 
samt und an Sonn- und Festtagen Vesper mit Komplet. 


!) Vgl. die schon früher erwähnte Notizia statistics delle missioni 


Ehrenkanoniker und Honorarkapitel. 283 


die Aufhebung der anglikanischen Staatskirche für Irland, 
wodurch der katholischen Kirche einige Besitzungen über- 
tragen wurden, jedoch änderte das an dem nun einmal 
bestehenden Zustand der Kapitel nichts, so,daß auch die 
nach und nach im 19. Jahrhundert wiederhergestellten, vor- 
her ausgestorbenen Domkapitel von dieser Art sind.!) Und 
sie dienten auch als Muster für die Domkapitel bei Neu- 
errichtung der englischen Bistümer Mitte des 19. Jahr- 
hunderts; das Provinzialkonzil von Westminster im Jahre 
1852 bestimmte auf Grund einer Ermächtigung durch 
Pius IX. von 18502), daß die präbendelosen Kanoniker in 
ihren sonstigen Ämtern in der Seelsorge oder dem Lehrfach 
verbleiben und deshalb von der Residenzpflicht befreit 
werden, daß sie aber monatlich einmal, nach Möglichkeit 
an einem Festtag, in der Kathedrale Chordienst halten 
müssen, bei welcher Gelegenheit die Kapitelsversammlungen 


oattoliche von 1843 S. 64f. (bei Mejer, Propaganda I S.496f.): „Du- 
blino, sede arcivescovile e primaziale dell’ Irlandis, residenza del arci- 
ve8scoVo, . . . . capitolo con 6 dignitä e venti due canonici senza rendite, 
che sono perö godute dal capitolo protestante‘‘; „Ossory, sede vescovile 
suffraganes, . ... . un capitolo con 5 dignitä e sette canonici; il capitolo 
protestante gode le rendite‘‘; „Cashel, sede arcivescovile, ... . . UN 08&- 
pitolo con 5 dignit& e 5 canonici senza rendite‘‘; „Tuam, sede arcivesco- 
vile, .....» un capitolo senza rendite‘“. Vgl auch Mejer, Propa- 
ganda I S.7f., 14, 33 und Neher I 2 S.28, 31. 


1) Vgl Schneider, Domkapitel) S.192. So neuestens Limerick 
vom 7. Januar 1912, Acta Ap. Sed. IV 1912 8. 176, und Dromore vom 
25. April 1918, ebendort X 1918 S. 235f.; das Dekret für Dromore be- 
stimmt, daß das Kapitel bestehen soll aus zwei Dignitären (Dekan und 
Archidiakon), deren Ernennung dem Papst vorbehalten ist, zwei Offi- 
zianten (Theologus und Pönitentiar) und fünf Kanonikern, deren Er- 
nennung dem Bischof zusteht; maßgebend für Privilegien und Rechte 
ist der Zustand der andern irischen Kapitel, im übrigen gilt das gemeine 
Recht jedoch mit folgender Einschränkung: „quoniam presbyteri in 
canonicos eligendi aliis ecolesiasticis muniis, praecipue cura animarum, 
distenti sunt, ac praeterea deficiunt in praesens canonicales praebendae, 
Semus. Dominus quousque erecti canonicatus congrus praebenda auoti 
non fuerint, eosdem capitulares a residentia in urbe episcopali et ab 
oneribus choralibus interes eximit et dispensat, exceptis diebus aliquot 
solemnioribus ab episcopo determinandie‘““. | 

2) Coll Lac. III S. 922. 
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stattfinden können.!) Nach gleichem Muster sind in den 
anderen genannten Ländern im 19. Jahrhundert Domkapitel 
geschaffen worden, ohne Präbenden und Residenzpflicht?), 
neuerdings ferner auch in Quebec durch Pius X. im Jahre 
1914, und in Montevideo durch Benedikt XV. im Jahre 1921 
an den dortigen Metropolitankirchen.?) In Honduras endlich 


1) Coll. Lac. TI S. 923f., cap. XI n. 1: „capitulum constabit ex 
decem canonicis et una dignitate‘‘; n.5 „dignitas in singulis capitulis 
praepositi titulo distinguetur‘‘; n. 8 „cum desint inter nos canonicales 
praebendae et canonici vel animarum curae vel juventutis institutioni 
in seminariis ut plurimum vacare debeant, ipsi canonici ab onere resi- 
dentiae et sacra officia in cathedrali peragendi auctoritate Pontificia 
eximuntur; dummodo quolibet mense semel chorum adire et divina 
officia peragere diebus per episcopum ineunte anno designandis, habita 
ratione, si fieri possit, solemnioris festi in eodem mense incidentis, cano- 
nici teneantur. Ea vero occasione capitulares conventus haberi poterunt. 
Episcopus vero praefiniet, quando apud ipsum conventus sit habendus, 
praesertim pro negotiis, circa quae ex 8. canonibus capituli sententia 
est exquirenda. Episcopi vero assensus obtinendus est, cum extraordi- 
nario canonici convenire ad capitulum velint.‘‘ Vgl. Archiv für kath. 
Kirchenrecht LII 1884 S. 395, 421, 452. 

2) Über Schottland vgl. Archiv für kath. Kirchenrecht LX1 1889 
S. 249; über Holland Coll. Lac. V S. 785f., Utrechter Provinzialkonzil 
von 1858 II cap. 5: durch Dekret Pius 1X. vom 23. Juli 1858 angeordnet, 
näher ausgeführt im Dekret der Propaganda vom 17. Juli 1858, bestehen 
sie aus Propst und acht Kanonikern, der Pönitentiar soll möglichst bei 
der Kathedrale residieren. Danach ist die Angabe Schneiders, Dom- 
kapitel S. 192, daß es in Holland keine Domkapitel gebe, zu berichtigen. 
Über Luxemburg vgl Baumgarten-Schlecht S.300 und Geiger 
XLVII 1925 S. 139, alles wie in Holland. 

®) Acta Ap. Sed. X 1918 S. 194f. bzw. XIII 1921 S. 489. In Monte- 
video besteht einstweilen nur die Pflicht, an Pontifikaltagen die kleinen 
Horen zu singen; in Quebec sind inzwischen für das aus drei Dignitären, 
zwei Offizianten und sieben Kanonikern bestehende Kapitel aus Diözesan- 
steuern und sonst Mittel flüssig gemacht worden (300 Dollar jährlich 
für jeden), so daß die Kapitulare jetzt unter Beibehaltung ihrer bis- 
herigen Ämter an Sonn- und Festtagen Chordienst in der Kathedrale 
abhalten (Entscheidung der Kouzilakongregation vom 14. Juli 1917, 
ebendort X 1918 S.194f.). Hier hatte im 17. und 18. Jahrhundert unter 
französischer Herrschaft bereits ein Kapitel bestanden, das jedoch von 
den Engländern unterdrückt worden war, Neher II 3 S.281 Anm. 1. 
Über das 1841 errichtete Kapitel von Montreal s. o. S. 263; das erste 
Provinzialkonzil von Quebec beschloß 1851 die Errichtung von Kapiteln 
an allen dortigen Bischofssitzen, wegen des großen Priestermangels er- 
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ist Ende des 19. Jahrhunderts das durch Schwund seiner 
Einkünfte verfallene alte Domkapitel von Comajagua (das 
nach spanischer Art für fünf Dignitäre, zwei Offizianten 
und zwei gewöhnliche Kanoniker (de gracia) gegründet 
worden, aber bis auf den damals 90jährigen Dechanten aus- 
gestorben war) auf Ersuchen des Bischofs nach englischem 
Muster, auf das ausdrücklich verwiesen wird, restituiert 
worden, in der Art, daß es nun besteht aus dem Dekan, 
drei aus den Einkünften der Kathedrale präbendierten und 
fünf nichtresidierenden Domherren ohne Präbende.!) 

Die Mitglieder dieser sogenannten zerstreuten Kapitel?) 
sind selbstverständlich wirkliche vollberechtigte Kano- 
niker, Kapitulare.®) Es ist deshalb falsch, sie als Honorar- 
kanoniker zu bezeichnen, wie das Hinschius*) und neue- 
stens selbst noch Haring?°) tun; auch die Konzilskongre- 
gation nennt in den Bemerkungen zu einer Entscheidung 
aus dem Jahre 1867°) die Mitglieder der neuzeitlichen Ka- 
pitel, in denen es keine präbendierten Titularkanonikate 
gibt (auf Irland oder England wird dabei nicht speziell 
Bezug genommen) irrig Honorarkanoniker, weil sie keine 
Präbende haben, sie hebt dabei aber hervor, Idaß sie sich 
von der bisher bekannten Art der Honorarkanoniker unter- 
scheiden; es sei eine nova institutio, deren leges erst noch 
zu bestimmen seien. Dem Ehrenkanoniker fehlt zwar 
normalerweise auch die Präbende an der Stiftskirche, ob- 
schon sie daran als Benefiziaten präbendiert sein können; 
was ihnen aber stets fehlt, das sind die Korporationsrechte 
im Kapitel, ohne die ein Kanonikat nicht denkbar ist; 


folgte aber zunächst nichts (Coll Lac. III S. 684f., Bericht an die Pro- 
'pagandakongregation von 1865); 1857 ist in Halifax ein Metropolitan- 
kapitel errichtet worden (ebenda S. 730f.). 

1) Acta Sanctae Sedis XXIV 1891/92 S. 547f., Entscheidung der 
Konzilskongregation vom 25. Januar 1892. 
2) So Scherer, Kirchenrecht I S. 5721. 

®) Vgl die S. 284 Anm. 1 angeführten Bestimmungen des Provin- 
zialkonzils von Westminster, ferner Coll. Lac. III S. 831: die irischen 
Kanoniker wählen bei Vakanz des Bistums den Kapitelsvikar. 

4) Kirchenrecht II S. 160 Anm. 6. 

5) Grundzüge des Kirchenrechts 3. Aufl. S. 286 Anm. 5. 

*) Mühlb. III S. 469. 
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wer die Kapitelsrechte hat, ist wirklicher, nicht Ehren- 
kanoniker, mag er auch ohne Präbende sein.!) Bei nicht- 
residierenden vollberechtigten Kanonikern muß daher die 
Zahl auch (abgesehen von dem Sonderfall eines capitulum 
non numeratum) verfassungsmäßig bestimmt sein, Ehren- 
kanoniker dagegen können, da sie keine kapitelmäßigen 
Rechte haben, grundsätzlich in wechselnder Anzahl ernannt 
werden. Die ‚zerstreuten‘‘ Kapitulare werden ad personam 
ernannt, nicht als Inhaber bestimmter Pfarreien, weshalb 
sie auch beim etwaigen Wechsel ihrer Pfarrstelle oder bei 
Resignierung oder Übernahme eines anderen Kirchenamts 
nicht ihr Kanonikat verlieren. Zwar entsprechen derartige 
Kapitel nicht dem bisherigen strengen Kirchenrecht, nach 
den Bestimmungen des Tridentinums durften Kanoniker 
z. B. keine Pfarrbenefizien, die dem Kapitel nicht inkor- 
poriert sind, innehaben?); die genannten Kapitel sind aber 
alle mit päpstlicher Genehmigung gebildet worden, so daß 
ihre vom gemeinen Recht abweichenden Verhältnisse sank- 
tioniert sind®). Das neue Recht sieht diesen Fall jetzt vor.?) 
Mit derartigen präbendelosen Kanonikaten kann bei jedem 
Bistum ein Domkapitel begründet werden, so daß es der 
Einrichtung der Diözesankonsultoren eigentlich nicht be- 
dürfte, die als Produkt des nordamerikanischen Missions- 
kirchenrechts Mitte des 19. Jahrhunderts entstanden und 
als Ersatz für etwa fehlende Domkapitel nun Bestandteil 
des gemeinen Rechts geworden sind.’) 


t) Oben wurde ausgeführt, daß die Aachener Ehrenstiftsherren 
u. U. im Kapitel mitstimmen; ihre Zuziehung hängt aber vom Gut- 
dünken des Propstes ab, ist also kein eigenes Recht, so daß sie bloß 
gewöhnliche Ehrenkanoniker sind. 

2) Sess. XXVII de ref. cap. 17. Die englisch-irische Form wird 
1892 von der Konzilskongregation etwas lahm damit gerechtfertigt, 
daß die Kanoniker dort ja kein Pfarrbenefizium im eigentlichen Sinne 
besitzen, weil es Missionsland sei (Acta Sanciae Sedis XXIV 1891/92 
S. 549). Heute, seit 1908, sind aber alle diese Gebiete nicht mehr Mis- 
sionsland. 

®) S.C. Conc. Terracin. 16. Februar 1788 (Mühlb. III S. 463): „recipi 
quidem valent canonici honorarii pontificis auctoritate sine praebenda‘“. 

*) Cod. jur. can. 393 $ 3, s. o. S. 186 Anm. 2. 

6) Cod. jur. can. 423f., neuerdings z. B. in Eupen-Malmedy und 
Danzig verwendet, Acta Ap. Sed. XIII 1921 S. 467 £. bzw. XIV 1922 S.312. 
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Den richtigen Namen für diese auf auswärtigen Pfarren 
oder in sonstigen kirchlichen Stellen sitzenden, aber voll- 
berechtigten Domherren fand man in der Schweiz. Hier 
bestehen nämlich (außer in Lugano, für das italienische 
Verhältnisse maßgebend sind) alle Domkapitel zum Teil 
aus präbendierten residierenden, zum Teil: aus unpräben- 
dierten nichtresidierenden Kanonikern, die hier Forensen 
oder foranei, auswärtige Kanoniker, heißen. Das nahm 
seinen Anfang in dem alten Reichsstift Chur. Das dortige 
Domkapitel hatte im Mittelalter 24 präbendierte residie- 
rende Kanoniker; infolge der Glaubensspaltung in Grau- 
bünden verringerten sich indessen die Kapitelseinkünfte, 
so daß aus der massa communis die Präbenden nicht mehr 
voll bestritten werden konnten; deshalb nahmen die meisten 
Dombherren damals unter Beibehaltung ihres Kanonikats und 
Fortbezug ihrer geschmälerten Präbende auswärtige Pfrün- 
den oder Stellen an (ganz so wie im hussitischen Böhmen), 
bis im Jahre 1598 durch den päpstlichen Nuntius Della 
Torre bestimmt wurde, daß fortan wenigstens sechs Kano- 
niker Residenz halten und dafür den alleinigen Genuß 
sämtlicher Einkünfte haben, die übrigen aber unter Be- 
freiung von der Residenzpflicht zwar ihre Kapitelsrechte 
behalten, jedoch keine Präbende beziehen sollten. Seitdem 
sind in Chur bis heute sechs Residenten (davon fünf Digni- 
täre und ein Kanoniker, der nun Sextar heißt) und achtzehn 
Nichtresidenten!); die residierenden Domherren müssen aus 
den nichtresidierenden genommen werden?), es besteht 
aber kein Aufrückungsrecht nach dem Alter, und bei dem 
Verhältnis von drei zu eins kommt natürlich auch nicht 
jeder zu einer Präbende. Dem Churer Domkapitel, das 


1) Seeholzera. a. O. S. 119£.; NeherI28. 142; vgl. auch Schnei- 
der, Domkapitel S.212 und Feine, Reichsbistümer S. 11, wo auch 
weitere Spezialliteratur über die Schweizer Bistümer angegeben. — Vorher 
war es ähnlich in dem für 24 Kanoniker bestimmten Kollegiatstift Bero- 
münster (s. o. S. 178) gewesen, das im 14. Jahrhundert infolge der Habs- 
burger Kriege verarmte, so daß die Chorherren lange Zeit draußen auf 
Pfarreien lebten (Fleischlin in Wetzer-Weltes Kirchenlexikon I? 1882 
S. 456.) 


3) Vering, Kirchenrecht 8. 578. 
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nicht säkularisiert wurde!), ist im Jahre 1823 das Kapitel 
des neuen, damals zunächst mit Chur realiter unierten Bis- 
tums St. Gallen nachgebildet worden, es hat neben sieben 
(seit 1847 nur fünf) residierenden Kanonikern acht foranei, 
die zum Kapitel gehören und ebenso wie die residierenden 
den Bischof wählen; dem Kapitel wurden alle Rechte des 
Churer Kapitels verliehen.?2) Gleichfalls zu Anfang des 
19. Jahrhunderts ist dem Churer Beispiel noch das alte 
Sittener Kapitel gefolgt, das aus vier Dignitären und 
zwanzig Kanonikern besteht, für die jetzt aber nur zwölf 
Präbenden vorhanden sind, so daß zwölf Kanoniker ohne 
Präbende als Pfarrer draußen im Land wohnen, die Digni- 
täre und acht Kanoniker, weil präbendiert, Residenz halten 
und den Chordienst in der Kathedrale versehen?) So ist 
ferner nach zwölfjährigen wechselvollen Verhandlungen 1828 
das neue Domkapitel des Bistums Basel in Solothurn ge- 
bildet worden, bei dem gleich zu Anfang der aus Er- 
sparnisgründen entsprungene Gedanke, die Kapitulare zum 
Teil aus Forensen zu bilden, vom päpstlichen Nuntius ge- 
billigt wurde.*) So ist endlich, ein Jahrhundert später, 


ı) Es war durch den Reichsdeputationshauptschluß 1803 der Eid- 
genossenschaft zugesprochen worden, seine Einkünfte waren aber im 
Verhältnis zu den aus der Säkularisation erfließenden staatlichen Ver- 
pflichtungen gering, so daß es im Schweizer Anteil tatsächlich vom Staat 
nicht aufgehoben worden ist, nur die Herrschaftsrechte zog Graubünden 
an sich, während Österreich auch die in Tirol und Vorarlberg liegenden 
Güter und Gefälle des Bischofs und des Domkapitels eingezogen hat. 
In der Schweiz haben Bischof und Kapitel von Chur also vermögensrecht- 
lich noch ihren alten Bestand, auch ist die alte Verfassung erhalten ge- 
blieben: der Bischof wird nach wie vor ohne Einwirkung des Staates 
vollständig frei vom Kapitel gewählt, für die Besetzung der Kanonikate 
gilt noch das Aschaffenburger Konkordat von 1448, also die alternativa 
mensium zwischen Papst und Kapitel unter Vorbehalt der vacatio per 
curiam (Seeholzer S. 32, 118f.). 

2) Bulle Pius VII. Ecclesias quae vom 4. Juli 1823 und Pius IX. 
Instabilis vom 12. April 1847, Gareis-Zorn II S. XIIf. bzw. XXXIIf£. 

®) Neher I 2 S. 150; Gareis-Zorn II S. 36; Schneider S. 212; 
Gabriel Meier in Wetzer- Welte XI? 1897 Sp. 373. Über die neueste 
Änderung in der Besetzung des Bistums und der Kanonikate in Sitten 
vgl. Archiv für kath. Kirchenrecht XCIX 1919 S.150f., ein Sieg des 
neuen gemeinen Rechts über 300 jährige Gewohnheiten. 

4) Fleinera.a.O. S.72, 66. Bereits in der Luzerner Übereinkunft 
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am 17. Oktober 1924, ein Domkapitel für das Bistum 
Lausanne geformt worden, indem das aus zehn Kanonikern 


zwischen den Kantonen Basel, Bern und Luzern vom 10. Dezember 1817 
zwecks Errichtung des neu zu bildenden Bistums Basel an St. Leodegar 
in Luzern (vgl. Walther Hofer, Das Verhältnis zwischen Kirche und 
Staat im Kanton Luzern, Luzern 1924, passim) begegnet der Plan, das 
Kapitel, in welchem Kanoniker aus allen beteiligten Kantonen sitzen 
sollten, neben Residierenden auch aus Forensen bestehen zu lassen, das 
Gehalt für einen residierenden sollte 2000, für einen nichtresidierenden 
1200 Fr. sein (Fleiner S. 219f.). Dieser Bern-Luzerner Plan ist trotz 
längeren Verhandelns in Rom nicht zur Ausführung gelangt. Bald nach- 
her, zuerst am 24. März 1818 nachweisbar, war derselbe Gedanke auch 
in dem parallel laufenden von Solothurn und Aargau betriebenen Plan 
der Neuerrichtung des Baseler Bistums in Solothurn zur Sprache ge- 
kommen (S. 59f., 60 Anm. 2); diese beiden Kantone stellten darauf 
am 13. Mai 1818 auf der Schönenwerther Konferenz einen Bistums- 
vertrag auf, wonach u. a. das zum Domkapitel bestimmte Solothurner 
Ursusstift von zehn auf zwanzig bis vierundzwanzig Kanoniker gebracht 
werden sollte (S. 59f.); kurz darauf trat Thurgau, 1820 auch Luzern 
und Bern nach endgültigem Scheitern ihres Planes bei (S. 60), worauf 
am 3. März 1820 der Langenthaler Vertrag geschlossen wurde (S. 61, 
abgedruckt S.247f.), nach welchem es den Vertragschließenden (sog. 
Diözesanständen) freistehen sollte, die ihnen zufallenden Kanonikate am 
Solothurner Domkapitel mit residierenden oder nichtresidierenden Chor- 
herren zu besetzen; gleichzeitig führte man eine neue Unterscheidung 
ein, indem nur ein Teil der Kanoniker das Stimmrecht in Diözesan- 
angelegenheiten und bei der Bischofswahl erhalten sollte (ob residierend 
oder nichtresidierend, sollte dafür gleichgültig sein, vgl. hierüber oben 
S.251f.), als Gehalt der stimmgebenden Domherren wurden 2000 Fr. be- 
stimmt, den nichtresidierenden wurden später in einer Konvention vom 
26. März 1828 nur 300 Fr. zugebilligt (Fleiner S. 253; also wie in Preußen 
viel weniger, als ursprünglich geplant war). In dem nun folgenden Langen- 
thaler Gesamtvertrag vom 28. März 1828 (S. 257f.) wurde festgesetzt, 
daß die zehn bisherigen Solothurner Kapitularen (von denen drei zu 
den neuen stimmgebenden Domherren genommen wurden) innerhalb 
des neuen Kapitels weiter eine eigene Korporation bleiben und das ihre 
Präbenden bildende alte Stiftsvermögen gesondert verwalten sollten; 
das war aber eine rein staatliche Anordnung und bezog sich nur auf die 
äußere Vermögensverwaltung, in der Errichtungsbulle des Bistums vom 
7. Mai 1828 (S. 267f.) hob der Papst das Kollegiatstift ausdrücklich auf 
zugunsten des neuen Domkapitels (,praevia extinctione collegialitatis 
in ecclesia .... St. Ursi et Victoris ..... praedictam ... . antes 
collegiatam ..... .. ad cathedralis gradum extollimus‘‘, nachher ist von 
den Kanonikern „prioris nunc suppressae collegiatae‘‘ die Rede). Im 
übrigen geht die Bulle von den früheren Abmachungen aus, „Capitulum 
Zeitschrift für Itochtsgerchichte. XLV. Kan, Abt. XIV, 
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bestehende, bisher exemte Kollegiatkapitel zu St. Nikolaus 
in Freiburg im Uechtland, dem Sitz des Bischofs, unter 
Erhebung zum Kathedralkapitel auf zwanzig Mitglieder 
verstärkt wurde, von denen aber wie bisher nur zehn den 
Genuß der bestehenden Pfründen haben mit Residenz- 
pflicht, während die übrigen ohne Kanonikalpräbende als 
nichtresidierende Domherren, aber mit allen Kapitels- 
rechten, neu eingeführt sind und ihren Platz im Chor er- 
halten haben; es sind die beiden Generalvikare von Lausanne, 
der Ehrengeneralvikar von Genf, der bischöfliche Offizial, 
der bischöfliche Kanzler, der Regens des Priesterseminars, 
ein Kollegiumsrektor in Freiburg, zwei auswärtige Dekane 
und ein Geistlicher an der Freiburger Liebfrauenkirche.!) 

Alle diese Forensen in den Schweizer Kapiteln sind 
zweifellos Kapitulare, das ergibt sich aus den Errichtungs- 
akten; die neue Freiburger Bulle bestimmt ausdrücklich, 
daß die Rechte, Privilegien und Funktionen, die das kano- 
nische Recht den Kathedralkapiteln zuschreibt, einzig und 
allein dem Gesamtkapitel gebühren, wie denn auch alle 
Kanoniker, residierende und nichtresidierende, in den Ka- 
pitelsitzungen ihren Platz nach der Reihenfolge ihrer Er- 


dividitur in praebendas duodecim residentiales et quinque forenses 


nuncupandas . . . .; residentiales chori servitio obstricti erunt .... .„, 
forenses residentiae non obligati ... . . Decem ex hisce decem et septem 
canonicis . . . . episcopi senatum constituent et utraque voce in capitulo 


et jure antistitis eligendi potientur.‘‘ 1830 wurde das Kapitel durch 
Hinzutritt von Aargau und Thurgau analog erweitert (Bulle De anima- 
rum salute vom 23. Mai 1830, Fleiner S. 277f., mit den gleichen Be- 
stimmungen) und blieb so bis 1874, s. o. S. 252 Anm. 2; seit seiner 
Wiedererrichtung im Jahre 1884 besteht das Kapitel in verkleinertem 
Umfang aus lauter Senatoren (S. 117f., 171). 

!) Acta Ap. Sed. XVII 1925 S.57f. und Ecclesiastica, Dokumente 
und Nachrichten zur zeitgenössischen Kirchengeschichte V 1925 S. 18, 
25f. (Übersetzung der Bulle). Die Bulle ist am 2. Januar 1925 dem 
Bischof zugestellt worden (Ecclesiastica a. a. O. S. 19), am l. Februar 
hat mit der Verkündung in Freiburg die Erhebung zur Kathedrale und 
die Erweiterung des Kapitels stattgefunden (ebendort S. 52). Die resi- 
dierenden Kanoniker (das alte Stift) bilden zur Verwaltung der Kapitels- 
güter, die ja sie allein angeht, auch ferner eine eigene juristische 
Person (Art. 5 der Bulle), genau so, wie es der Langenthaler Gesamtver- 
trag für das Solothurner Kapitel bestimmt hatte. 
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nennung haben, also durcheinander.!) Wenn der Schweizer 
Kirchenhistoriker Albert Büchi?) sie als Ehrenkanoniker 
bezeichnet, weil sie keine Kanonikalpräbende haben, so 
geht er von einem für die Jetztzeit nicht mehr geltenden 
Standpunkt aus; bisher ist es in der Schweiz nicht üblich 
gewesen, in ihnen Ehrenkanoniker zu sehen?), und in ganz 
richtiger Konsequenz haben, wie schon früher kurz erwähnt, 
jetzt, nachdem durch das neue Kirchenrecht jedem Bischof 
die Befugnis zur Ernennung von Ehrenkanonikern gegeben 
ist, einige dieser gemischten Schweizer Kapitel auch Ehren- 
kanoniker bekommen, so St. Gallen und Solothurn, so daß 
zu ihnen nun residierende, nichtresidierende vollberechtigte 
und Ehrenkanoniker ohne Rechte gehören.) Man denke 
auch an die Honorarkanoniker der neuen englischen Kapitel 
seit 1904.°) 

Um nun wieder zu den altpreußischen Kapiteln der 
Bulle De salute animarum zu kommen, so springt in ihrem 
Aufbau ohne weiteres die Ähnlichkeit mit den Schweizer 
Kapiteln in die Augen.*) Es ist immerhin verwunderlich, 
daß man bei den preußischen Unterhandlungen mit Rom 
nicht dem gleichzeitigen St. Galler und Solothurner Bei- 
spiel folgte, über das damals ja auch in Rom verhandelt 
wurde, und das doch sicherlich zur Kenntnis der preußischen 
Regierung gekommen ist; ja es ist doppelt verwunderlich, 
da Preußen selbst kurz vorher, im Jahre 1812, in Breslau 
ein Domkapitel gemischten Charakters gegründet hatte. 
Dieses ohne Mitwirkung Roms durch einseitigen Staatsakt 


1) Art.6 und 7 der Bulle, a.a. O. 8. 58. 

?) In Baumgarten-Schlecht a. a. O. S. 267 für St. Gallen, 8. 282 
für Sitten, dagegen nicht bei Chur und Solothurn. 

%) Hinschius II S. 84 Anm. 2 und 8. 657 Anm. 1 bezeichnet von 
einer an sich richtigen, nur hier tatsächlich nicht gegebenen Voraus- 
setzung aus die Solothurner Forensen als Ehrenkanoniker, er meint näm- 
lich irrtümlich, sie hätten keinen Anteil an der Bistumsregierung. 

%) 8. o. S. 251; so auch in Bautzen, o. S. 261. 

s, S. o. S. 261. 

e) So richtig bei Vering, Kirchenrecht S. 577 mit Anm. 6; Ha- 
ring a. 2.0. S. 2586 Anm. 5 stellt, ebenfalls nicht unrichtig, die preußi- 
schen sog. Ehrendomherren in Parallele zu den englischen Kapitularen, 
die er allerdings fälschlich als Honorarkanoniker ansieht. 
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entstandene Kapitel trat an die Stelle des im Jahre 1810 
bei der allgemeinen preußischen Säkularisierung staatlich 
aufgehobenen alten Breslauer Domkapitels, das aus sieben 
Dignitären, sieben residierenden präbendierten Kanonikern 
und vierzehn nichtresidenzpflichtigen Domizellaren (ohne 
Kapitelsrechte, aber mit Anwartschaftsrecht) bestanden 
hatte. Das neue Kapitel von 1812 veränderte die Zahl 
(vier Dignitäre, acht Kanoniker) und brachte an Stelle der 
Domizellaren nichtresidierende Kapitulare ohne Präbende, 
die alle Kapitelsrechte, aber kein Autrückungsrecht hatten, 
wenn auch tatsächlich schon bald in Nachwirkung der alten 
Gewohnheit zweimal nichtresidierende Kanoniker sogleich 
in freigewordene Präbenden eingerückt sind.!) Über die 
Entwicklungsgeschichte dieses neuen Kapitels sind wir, da 
die Lehmann-Graniersche Aktenpublikation nur bis 
1807 reicht?), noch nicht unterrichtet?); Preußen erkannte 


1) Eichhorn a.a.0. S.63f.; Herber, Statistik a.a.0O. S. 27; 
Hugo Laemmer, Institutionen des kath. Kirchenrechts, 2. Aufl., Frei- 
burg 1892, S. 176 Anm. 2; zwei der Residenzpfründen sollten für Bres- 
lauer Theologieprofessoren offenstehen. 

2) Max Lehmann, Preußen und die katholische Kirche seit 1640 
(Veröffentlichungen aus den preußischen Staatsarchiven If.) Leipzig 1878f. 

?) Vgl. aber den Bericht des Etatministers Schroetter an das Aus- 
wärtige Departement vom 5. Dezember 1796, Lehmann VII Nr. 393 
S. 495f., über die Errichtung eines Bistums in Wigry (Neuostpreußen): 
„Nach der allgemein eingeführten Sitte wird man zwar wohl schwerlich 
umhin können, auch ein Kapitel, aus 4-8 Canonici bestehend, zu er- 
richten. Indessen ist mir von einem bedeutenden Geistlichen .... . 
die Versicherung gegeben worden, daß, wenn S. K. M. diese Canonici 
mit einer Auszeichnung zu begnadigen geruhten, alsdann fast mit Ge- 
wißheit vorauszusehen sei, daß sich viele vermögende und schon mit 
Benefizien versehene Geistliche auch ohne das mindeste Einkommen 
zu solchen Canonicatsstellen drängen und wohl gar dieselbe aus eigenem 
Vermögen dotieren werden. Und so müßten denn auch künftig die 
Canonici dieses neuen Bistums mit Nebenpfründen (als Propsteien p.) 
begabt werden. Auf diese Art würde das Capitel Sr. Maj. keine anderen 
Kosten verursachen, als höchstens diejenige, welche zur ersten Ein- 
richtung der Wohngebäude erforderlich sein könnte.‘‘ Darauf die Ant- 
wort des Auswärtigen Departements vom 31. Dezember 1796 (ebenda 
S.496): „Sehr zweckmäßig finden wir E. E. erleuchtete Ideen wegen 
Errichtung eines Kapitels ohne alle Kosten, die allerdings Sr. K. M. 
gänzlich zu ersparen sein werden. Die bloße Kapitelsstelle und Würde 
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sehr bald, daß die Aufhebung des alten Kapitels etwas 
voreilig geschehen sei, schon am 4. Dezember 1810 teilte 
Hardenberg dem Breslauer Bischof mit, der Geheime Staats- 
rat v. Schuckmann sei beauftragt worden, gemeinsam mit 
dem Bischof einen Entwurf zur Neuorganisierung des Ka- 
pitels auszuarbeiten!) Die Neuerrichtung erfolgte am 
8. Juni 1812. Hier interessiert nur die dritte Gruppe, 
neben den Dignitären und den residierenden Domherren; 
im Jahre 1818 waren es nach dem amtlichen preußischen 
Staatshandbuch?) acht, darunter der Bischof von Ermland 
Josef von Hohenzollern, der Kammerherr v. Sedlnitzky (der 
spätere am Schluß seines Lebens protestantisch gewordene 
Breslauer Fürstbischof), der Propst von St. Hedwig in 
Berlin, der Landdechant von Glatz (die übrigen vier sind 
auswärtige Pfarrer und dergleichen); diese acht werden 
hier als „Domizellaren, canonici non residentes‘‘ den vier 
Prälaten®) und acht residierenden Domherren angereiht. 
Das Breslauer Kapitel von 1812 hatte nur kurzen Be- 
stand, 1821 wurde es infolge der Bulle De salute animarum 
durch das jetzige abgelöst. In Artikel 23 der Bulle wird 
von ihm gehandelt und dabei werden, das ist höchst be- 


und die Verleihung eines Ordenszeichens werden ein treffliches Mittel 
sein, verdiente dem Könige attachierte Geistliche zu belohnen und andere 
zur Nacheiferung aufzumuntern.‘‘ Vgl über die Errichtung dieses Bis- 
tums Hans Westerburg, Preußen und Rom an der Wende des 18. Jahr- 
hunderts (Kirchenrechtliche Abhandlungen von Stutz XLVIN), Stutt- 
gart 1908, S.19f. Für das 1798 auf Wunsch Friedrich Wilhelms DI. 
gleichfalls für das damals preußische Polen errichtete Bistum Warschau 
kamen derartige Erwägungen nicht in Frage, hier war ein reiches Koile- 
giatstift mit sieben Dignitären, zwölf Kanonikern und neun Vikaren 
vorhanden, das zum Kathedralkapitel erhoben wurde (Bulle Pius VI. 
Ad universam agri vom 16. Oktober 1798, Bull. Rom. Cont. VI 3 8. 3089f.). 
— Das alte Posener Domkapitel, das aus zehn Prälaten und dreiund- 
zwanzig Kanonikern bestand, ist 1810 zur Zeit des Napoleonischen Groß: 
herzogtums Warschau reduziert worden auf drei Prälaten, zwölf resi- 
dierende Kanoniker und sechzehn unpräbendierte Expektanten (Neher 
12 S. 365). 

ı) Heinrich Brück, Geschichte der kath. Kirche in Deutschland 
im 19. Jahrhundert I 2. Aufl., Mainz 1902, S. 195. 

2) A.a.0. S. 218 des Jahrgangs 1818. 

?) Später trat eine fünfte Dignität hinzu. 
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deutsam, auch diese Breslauer nichtresidierenden Dom- 
herren, die wohlgemerkt alle Kapitelsrechte hatten, als 
Honorarkanoniker bezeichnet.!) 

Wie aber kam man in Rom dazu, ihnen und daher wohl 
ebenso den neuen Honorarkanonikern der übrigen Kapitel 
diesen falschen oder wenigstens irreführenden Namen zu 
geben ? Offenbar nur, weil sie nicht hauptamtliche Kano- 
niker waren und nicht (wie das bei solchen Vorschrift gewesen 
wäre) bei der Kathedrale residierten, auch von den sonstigen 
Pflichten der Kanoniker (Chordienst namentlich) befreit 
waren und keine Vollpräbende bezogen.?) Sie waren für 
Rom eine neue Erscheinung, für die man den Namen finden 
mußte. Man sieht daraus zugleich auch, daß bei Abfassung 
der Bulle Rom für den Begriff Honorarkanoniker noch von 
der veralteten Auffassung des Mangels einer Präbende (bzw. 
einer Vollpräbende) ausging. Der Gegensatz Honorar- und 
Numerarkanoniker, wie ihn ferner die Bulle verwendet, 
paßt für die preußischen Verhältnisse gleichfalls nicht, 
höchstens wären die preußischen Honorarkanoniker den 
canonici supernumerarii secundae erectionis zu vergleichen, 
die finanziell schlechter gestellt waren als die älteren Ka- 
noniker, aber die Kapitelsrechte hatten. Die preußischen 
Ehrendomherren entsprechen in ihren Rechten aber durch- 
aus den Honorarkanonikern des Hostiensis, die keine Prä- 
bende, keine Residenz- und Chorpflicht, wohl aber die 
Kapitelsrechte hatten, und in so fern wäre der Name Ehren- 
domherr für sie nicht unberechtigt. Ich glaube indessen 
nicht, daß man in Rom damals an derartiges gedacht hat, in 
den römischen Entscheidungen jener Zeit wird, wenn es sich 
um Ehrenkanoniker handelt, niemals der Hostiensis zitiert. 


1) Hilling, Quellensammlung XIII S.20; so auch 1827 schon 
von Herber und danach bei Laemmer, s. o. S.292 Anm.]. 

2) Ähnlich dachte man übrigens 1818 in den Vorverhandlungen 
über die Errichtung des Bistums Limburg seitens der Stadt Frankfurt 
über die Stellung des Frankfurter Stadtpfarrers, der unter Beibehaltung 
seiner Pfarrei Domherr in Limburg werden, aber als Domberr kein Ge- 
halt beziehen sollte; in einem Gutachten des Frankfurter Syndikus Danz 
an den Senat der Stadt vom 12. August 1818 heißt es hierüber, „wenn 
der hiesige zeitige Dompfarrer stets wirklicher Domherr in Limburg 
sein soll, so ist das eine Ehrenstelle‘ (Nikolay a.a. O. S. 33). 
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Aus dem Charakter des ‚Breslauer Kapitels von 1812 
erklärt es sich auch, wie die preußische Instruktion an Nie- 
buhr vom 13. Mai 1820 dazu kam, die von Niebuhr als 
nicht vollpräbendierte Kapitelsmitglieder unter dem von 
Rom suggerierten Namen Honorarkanoniker vorgeschlage- 
nen Landdechanten zunächst als Domizellare zu bezeichnen, 
denen das Aufrückungsrecht fehlen solle!) ; wie soeben gezeigt, 
werden die Breslauer nichtresidierenden Kapitulare in dem 
von der Regierung herausgegebenen Staatshandbuch auch 
Domizellare genannt, der Begriff war der preußischen Regie- 
rung von früher’ her geläufig; auch ein Beweis dafür, daB 
die Honorarkanoniker der Bulle nicht nur nach den Inten- 
tionen Roms, wie oben ausgeführt, sondern auch nach denen 
der preußischen Regierung vollberechtigte Kapitulare wie 
in Breslau sein sollten.?) 

Als nichtresidierende Kanoniker nehmen die preußi- 
schen Honorare normalerweise an Kapitelversammlungen 
außer bei der Bischofswahl nicht teil. Das entspricht ganz 
dem damaligen gemeinen Recht, wonach zu Kapitelver- 
sammlungen nur die anwesenden Mitglieder zu berufen 
sind, es sei denn, daß gewisse aufgezählte Verhandlungs- 
punkte in Frage stehen, deren vornehmster die Bischofs- 
wahl ist.?2) Wenn die Bulle De salute animarum daher nur 
von der Bischofswahl spricht, so ist das lediglich eine aus- 
drückliche Festlegung dessen,was auch ohnehin praktisch 
Rechtens sein würde. So ist es auch für die Forensen im 
St. Galler Kapitel bestimmt, nur die residierenden Dom- 


1) S. o. S. 276. 

2) Etwas Ähnliches begegnet bei der damals von der österreichischen 
Regierung betriebenen Neubildung des Salzburger Domkapitels, die end- 
gültig 1825 zustande kam, tiber die aber schon mehrere Jahre vorher 
verhandelt wurde (Bastgen, Öst. Bist. S.254f.).. Auch hier wurden, 
wie oben 8.201 Anm. 1 gezeigt, neben zwölf residierenden noch zwei 
nichtresidierende unpräbendierte Kanoniker mit Stimmrecht eingeführt, 
die in der Bulle Domizellaren genannt (hier in so fern nicht ganz unrichtig, 
als sie ein Optionsrecht in vakant werdende Pfründen hatten; es waren 
aber keine Domizellaren im alten Sinn) und später fälschlich auch wohl 
als Honorarkanoniker angesehen wurden, so z. B. von Groß, Kirchen- 
recht a. a. O. S. 135. 

®) Vgl. 0.18, 28, 35, 42 X de elect. I 6. 
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herren bilden hier den Senat des Bischofs für die laufenden 
Geschäfte, die nichtresidierenden sind nur an der Bischofs- 
wahl beteiligt!), ähnlich ist es in Chur, auch hier besteht 
der Senat aus den sechs residierenden und nur einem 
Forensen?); aber auch in Solothurn, wo ja die Bestimmung 
anders gefaßt ist (die Forensen gehören sämtlich zum Senat) 
war es im Lauf des 19. Jahrhunderts so, daß nur die fünf 
in Solothurn residierenden Senatoren dem Bischof zur Seite 
standen.) Berechtigt zum Erscheinen und zur aktiven 
Teilnahme an den Kapitelversammlungen (außer wo es 
sch um die Verwaltung des Kapitelvermögens u. dgl. 
handelt, an der sie keinen Anteil haben) *), sind daher die 
preußischen Ehrendomherren, sie haben als Auswärtige nur 
keinen Anspruch, geladen zu werden.?) Es ist hierin bei 


I) Konkordat von 1845 Art.5, Gareis-Zorn Il S.198 und XXVIH. 
2) Baumgarten-Schlecht a. a. O. S. 259. 


3) Geiger a.a. OÖ. XLVII 1925 S. 187 (ebenso die früheren Jahr- 
gänge) bezeichnet daher, wenn auch falsch, nur die residierenden Solo- 
thurner als Domsenat; vgl auch den Bericht des Bischofs von Basel 
an die Konzilskongregation in deren Entscheidung vom 9. Juni 1855, 
Mühlb. III S. 361: „non possunt utique forenses, qui sunt per pagos 
dioecesanos dispersi ita, ut unus illorum in ultimis Helvetiae finibus 
residentiam habeat, advenire pro omnibus casibus per statuta expositis 
“20. .3 Bed ut toties convocentur non est necesse. Sunt illi foris; et 
sicuti Solodori non tenentur adesse nisi in casibus per bullam et decretum 
executionis bullae assignatis, ita non datur obligatio eos convocandi, 
nisi in iisdem casibus‘. 

4) Für das neueste gemischte Kapitel, Freiburg in der Schweiz, 
ist durch die Errichtungsbulle von vornherein bestimmt, daß in Ver- 
mögensangelegenheiten u. dgl. nur die präbendierten Kanoniker, und 
zwar als besondere Korporation, Stimmrecht haben, s. o. S. 290 Anm. 1. 


6) Vgl. z. B. den bei Friedberg, Bischofswahlen II S. 162 ab- 
gedruckten Erlaß des Kardinalstaatssekretärs Lambruschini an das 
Trierer Domkapitel vom 15. März 1837, worin ausgedrückt ist, daß die 
auswärtigen Ehrendonherren auch zu den der Bischofswahl vorher- 
gehenden Kapitelversammlungen hinzuzuziehen seien, wenigstens müsse 
ihnen deren Ergebnis vor der Wahl mitgeteilt werden. — Allzu 
ängstlich war man in Posen, wo man sich durch den Namen Honorar- 
kanoniker irreleiten Jieß und wußte, daß solche normalerweise keine 
Kapitelsrechte haben; auf eine Anfrage des Erzbischofs Dunin über das 
Recht der Ehrendomherren zur Teilnahme an Kapitelversammlungen, 
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den preußischen Kapiteln ähnlich wie beim Kardinalskolleg, 
auch dort sind nur die in Rom residierenden Kardinäle die 
ständigen Berater des Papstes und Mitarbeiter in der Zentral- 
regierung, die übrigen, die außerhalb Roms in der ganzen 
Welt zerstreut leben, gehören zwar auch verschiedenen 
Kongregationen und Kommissionen an, ihre Rechte werden 
praktisch aber nur in der Teilnahme an der Papstwahl, zu 
der alle berufen werden müssen und erscheinen sollen.!) 
Die preußischen ‚Ehrendomherren“ sind rechtlich also 
Forensen, nichtresidierende Kanoniker, keine Honorarkano- 
niker im technischen Sinne. Der Name Ehrendomherr ist 
irreführend, namentlich jetzt, wo durch das neue Kirchen- 


zum mindesten mit beratender Stimme, erfolgte vom Exekutor der Bulle 
(Bischof von Ermland) am 11. April 1832 auf Veranlassung des preußi- 
schen Zivilkommissars Schmedding ein verneinender Bescheid (Eich- 
horn a. a. 0. S. 93f.); der Exekutor selbst hatte anfangs nichts dagegen 
einzuwenden, und das war richtig, er ließ sich aber von Schmedding 
umstimmen, der befürchtete, daß der Erzbischof beabsichtige, die Ehren- 
kanonikate in die Hände des Posener Stadtklerus zu bringen (denn nur 
dann wäre ja eine Teilnahme an den Kapitelversammlungen praktisch 
möglich gewesen) und sie dadurch allmählich in Domizellarpfründen 
zu verwandeln. Diese Gründe sind nicht durchschlagend, weil von prak- 
tischen, nicht von rechtlichen Erwägungen ausgehend. Die Auffassung, 
daß den preußischen Ehrendomherren grundsätzlich alle Kapitelsrechte 
zustehen, vertreten z. B. auch Vering, Kirchenrecht S. 577; F. Heiner, 
Kath. Kirchenrecht I, Paderborn 1893, S. 325; Friedberg, Kirchen- 
recht S. 204 (er spricht von „Mitgliedsrechten ohne Residenzpflicht‘‘); 
Hilling in Buchbergers Kirchl Handlexikon I S. 1250; Gehrig 
88.0. S.88; vgl. im allgemeinen auch Hergenröther-Hollweck, 
Kirchenrecht a. a. O0. S. 325 „Ehrenkanoniker (honorarii, non residen- 
tiales) ohne Gehalt und Residenzpflicht, zuweilen aber mit den Rechten 
der wirklichen Domkapitulare‘‘. Auf dem engeren Standpunkt steht 
George Phillips, Vermischte Schriften II, Wien 1856, S. 325, der 
von den preußischen Ehrenkanonikern sagt, sie hätten nur teil an der 
Bischofswahl und den Ehrenrechten, nicht aber an den übrigen Pflichten 
und Befugnissen der Kanoniker, und anscheinend auch Godehard 
J. Ebers, Historisch-politische Blätter CXL 1907 S. 203f., der gegenüber 
den Honorarkanonikern die residierenden Domherren als ‚„‚sitz- und stimm- 
berechtigt‘ bezeichnet. Vgl. über die preußischen Ehrendomherren auch 
Ulrich Stutz, Der neuste Stand des deutschen Bischofswahlrechtes 
(Kirchenrechtliche Abhandlungen LVIII) Stuttgart 1909, S. 43, 130£. 


ı) Pius X. Constitutio Vacante sede vom 25. Dezember 1904 
Art. 33—36, im Anhang zum Cod. jur. can. 
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recht der Begriff mit bestimmtem Inhalt gemeinrechtlich 
festgelegt worden ist. Daher empfiehlt es sich, den preußi- 
schen Ehrendomherren nun den Namen zu geben, der ihnen 
zukommt, und sie als nichtresidierende Kanoniker zu be- 
zeichnen.!) Dabei ist auf den Umstand, daß sie eine ge- 
ringe Besoldung erhalten (nach der Bulle sind es 100 Taler), 
und zwar als Kanoniker, wodurch sie sich ebenfalls von 
den gemeinrechtlichen Ehrenkanonikern unterscheiden, gar 
nicht einmal ein so großes Gewicht zu legen; ich möchte 
darin nicht, wie es Hinschius, Huller und andere tun?), 
eine Präbende sehen, obschon es nach den ursprünglichen 
höheren Sätzen (800 Taler gegenüber 1000 bis 1200 für 
residierende Domherren) wohl so geplant war, sondern viel- 
mehr nur ein Pauschale für nötige Auslagen (Kapitels- 
kleidung, Reisen zur Bischofswahl u. dgl.).?) Jedenfalls hat 


1) So ist es z. B. (ob mit Absicht oder nicht, entzieht sich meiner 
Kenntnis) bezüglich Münsters in dem neuesten Jahrgang von Geigers 
Taschenkalender (XLVII 1925 S. 147) geschehen; so war es anfangs, bis 
in die vierziger Jahre des 19. Jahrhunderts hinein, auch in dem Preuß. 
Staatshandbuch bezüglich Breslaus (vgl. z. B. den Jahrgang 1828 S. 264, 
ebenso 1836 S. 294f., anderseits 1846 S. 353f.), beide Male ist anstatt 
von Honorarkanonikern richtig von nichtresidierenden Domherren die 
Rede. Wie sehr man sich aber schon ganz zu Anfang von dem Namen 
Honorarkanoniker, den die Bulle gebraucht, hat irreführen lassen, zeigt 
neben dem S. 296 Anm. 5 erwähnten Posener Fall auch die Bemerkung 
des preußischen Ministers Altenstein, der freilich kein Kanonist war, 
an den Exekutor vom 31. Juli 1826 anläßlich des gleich zu erwähnenden 
Aszensionsstreites, nämlich: die Bulle kenne keine nichtresidierenden 
wie die Breslauer Verfassung von 1812, sondern nur residierende und 
Ehrendomherren; die Benennung Ehrendomherr im Gegensatz zu Nume- 
rardomherren bezeichne schon, daß sie nicht wirkliche Mitglieder des 
Kapitels seien, und aus ihrer Befugnis zur Bischofswahl folge nicht die 
Richtigkeit der gegenteiligen Meinung; diese Befugnis sei ihnen als Aus- 
wärtigen außerordentlicherweise erteilt, um den Stand der Pfarrer, dem 
sie angehörten, zu ehren; wären sie Kapitelsmitglieder, so bedürfte es 
für sie zur Bischofswahl keiner ausdrücklichen Befähigung (Eichhorn 
S. 66f.). Die Unrichtigkeit dieses letzten und für Altenstein durchschlagen- 
den Moments ergibt sich ohne weiteres aus Consalvis oben wiedergegebener 
Feststellung, daß auswärtige Pfarrer (Landdechanten), nur wenn sie 
wirkliche Kapitelsmitglieder sind, Anteil an der Bischofswahl haben 
können, s. 0. S. 274£. 

2) Hinschius, Kirchenrecht II S. 83; Huller, Domkapitel S. 80. 

3) Vgl. die gelegentliche Feststellung in der Rotaentscheidung vom 
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Preußen auf diese Weise wie die Schweiz ohne nennens- 
werte Kosten größere Kapitel als Bayern und namentlich 
Hannover und die oberrheinischen Bistümer erhalten.!) Es 
ist übrigens beachtlich, daß einer der Breslauer Honorar- 
kanoniker nicht dem Bistum angehört, nämlich der jeweilige 
Großdechant von Glatz, das im Erzbistum Prag liegt.?) 
Die Ernennung der preußischen nichtresidierenden 
Domherren erfolgt mangels anderweiter Bestimmungen der 
Bulle wie bei den residierenden, d.h. soweit sie nicht ein- 
zelnen Stellen anhaften (Glatz, St. Hedwig-Berlin), bei Er- 
ledigung in geraden Monaten frei durch den Bischof, in un- 
geraden auf staatlichen Vorschlag?); so einstweilen auch 
heute noch, da diese Bestimmung als konkordatäre weder 
durch das neue Kirchenrecht (Cod. jur. can. 3), noch durch 
das neue Staatsrecht (trotz Art. 137 der Reichsverfassung 
und Art. 82 der Preußischen Verfassung) außer Kraft ge- 
setzt ist, mag sie hinsichtlich der Rechte des Staates 
auch ruhen. Die Bestellung geschieht, abgesehen wieder 
von Glatz und Berlin, quoad personam, bei den genannten 
Ausnahmen aber ratione offici; das hat zur Folge, daß der 
Propst von St. Hedwig und der Großdechant von Glatz, 
wenn sie ihre Stelle aufgeben, auch ipso facto ihr Kanonikat 


19. Februar 1913, Acta Ap. Sed. V 1913 S. 126f., mit Hinweis auf die 
preußischen Honorarkanoniker, deren Einkünfte nicht „ad beneficium 
constituendum‘‘, sondern „grati animi aut compensationis causa“‘ fest- 
gesetzt seien; vgl. auch die St. Galler Regelung, laut welcher die Forensen 
nicht wie in Solothurn und in Preußen ein Fixum erhalten, sondern 
jeweils nur Ersatz ihrer wirklichen Auslagen (Bulle Instabilis vom 12. April 
1847, Gareis-Zorn II S. XXXIV: „foranei ..... quoties in capi- 
tulum convocentur congruam toties gratificationem assequantur‘). 


ı) Vgl Haring, Kirchenrecht S. 259. 

2) Strenggenommen ist (oder war wenigstens 1821) auch Berlin 
nicht Breslauer Diözesangebiet, vgl hierüber meine Ausführungen in 
der Savigny-Zeitschrift Kan. Abt. IX 1919 S. 357f. Der Glatzer GroßB- 
dechant und der Propst von St. Hedwig in Berlin waren übrigens schon 
nichtresidierende Mitglieder des 1812 gebildeten staatlichen Breslauer 
Kapitels, 8. o. S.293; der Grund hierfür war wohl bei dem einen, ihn 
und damit indirekt die Glatzer Geistlichkeit an Preußen zu fesseln, 
bei dem andern, dem Pfarrer der Hauptstadt eine Ehrenstellung zu 
geben. 

®) Hinschius II S. 703. 
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verlieren, dagegen behalten die übrigen (wie das schon oben 
für die englischen Kapitel ausgeführt wurde, wie es auch 
für die Schweiz und die anderen genannten Länder gilt), 
auch wenn sie auf ihre Pfarrei resignieren oder auf sonstige 
ehrliche Weise aufhören, Landdechant zu sein, ihr Kanonikat. 
Denn die Bestimmung der Bulle, daß die Nichtresidierenden 
aus den Landdechanten genommen werden müssen!), möchte 
ich nicht in dem engeren Sinne auslegen, daß das Kanonikat 
nun auch an die Stellung seines Inhabers als Landdechant 
gebunden sei; der Betreffende muß nur bei seiner Erwählung 
zum Kanoniker Landdechant sein.?) Ein Aufrückungsrecht 
in die präbendierten Kanonikate steht den Nichtresidieren- 
den aber nicht zu, das hatte die Regierung vorher ausdrück- 
lich abgelehnt, die Bulle hat es infolgedessen auch nicht 
aufgestellt ; dahingehende Anfragen aus Breslau und Münster 
wurden mit Recht vom Exekutor ablehnend beschieden.?) 


Diese für Altpreußen gefundene Regelung machte bald 
Schule. Zunächst bei der Neuordnung des Salzburger Dom- 
kapitels. Dort wurde erwogen, die Inhaber der drei Unter- 
bistümer Seckau, Gurk und Lavant, die im ancien regime 
stets Salzburger Kapitulare waren und es auch als Bischöfe 
blieben, an der Erzbischofswahl zu beteiligen; deshalb 
schlug die österreichische Regierung vor, sie zu Ehren- 
domherren mit Stimmrecht bei der Bischofswahl zu machen, 
während der Erzbischof sie 1825 richtiger als wirkliche 
Kanoniker ohne Präbendaleinkünfte und ohne Residenz- 


1) Art.19 am Schluß, s. o. S. 272. 

2) Auf eine dahingehende Anfrage aus Posen wurde zwar vom 
Exekutor am 15. August 1829 nach Benehmen mit der Regierung in 
anderm Sinne geantwortet, daß nämlich das Ehrenkanonikat an sich 
mit dem Besitz des Dekanats verbunden sei, daß aber der Erzbischof 
bei einem wegen Alters oder Krankheit auf sein Dekanat resignierenden 
verdienten Ehrendomherrn die Beibehaltung des Kanonikats zulassen 
könne (Eichhorn S. 83f.). So lautet dementsprechend das Errichtungs- 
dekret für das Posener Domkapitel (Schneider, Kirchenrechtsquellen 
S.81f.; Eichhorn S.86 Anm. 2). 

®) Eichhorn S. 45 bzw. 63f. In dem Restitutionsdekret v. Spiegels 
für das Kölner Domkapitel von 1825 heißt es in $ 27 in dieser Hinsicht 
richtig: ‚‚nec honorarius transeat ad numerarios jure expectativae‘“ 
(Schneider, Kirchenrechtsquellen S. 71£.). 
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pflicht beim Dom und deshalb mit einem auf die Bischofs- 
wahl beschränkten Stimmrecht anerkannt sehen mochte. 
Diese Pläne sind indessen nicht zur Ausführung gekommen, 
da der Kaiser 1826 alles Derartige ablehnte.!) Ebenso wurde 
im Jahre 1829 ein Antrag des Erzbischofs von Gnesen und 
Posen, auch für das Gnesener Kapitel einige Ehrendom- 
herren zu bestellen, von der preußischen Regierung ab- 
gelehnt, weil das in der Bulle nicht vorgesehen sei; der Erz- 
bischof hatte sich erboten, aus eigenen Mitteln die Ein- 
künfte für zwei bis drei Ehrendomherren zu fundieren, und 
verwies bei seinem Antrag auf das Beispiel von Aachen, 
wo, trotzdem die Bulle es nicht bestimmt habe, Ehren- 
kanoniker zugelassen seien; dieser Hinweis ist aber irrig, 
in Aachen handelte es sich um gewöhnliche Ehrenkanoniker 
ohne Rechte, so daß es, wie der Exekutor gahz richtig 
sagte, dort eine harmlose Sache war, ob Ehrenkanoniker 
vorhanden seien oder nicht, während sie in Gnesen ja an 
der Bischofswahl beteiligt sein würden, was, von ä&llem 
anderen abgesehen, der Regierung nicht erwünscht war, 
weil der Wahlkörper in den vereinigten Erzbistümern Gnesen 
und Posen ohnehin schon stark genug war.?) Im folgenden 
Jahr erhielt aber das Münsterische Domkapitel zu den vier 
von der Bulle bestimmten durch Stiftung des Großherzogs 
von Oldenburg, dessen Land zum Bistum Münster gehörte?), 
noch weitere zwei Ehrendomherren mit Stimmrecht, näm- 
lich den jeweiligen bischöflichen Offizial in Vechta und den 
ältesten Landdechanten des Großherzogtums.?) Ferner hatte 


1) Bastgen, Öst. Bist. S.264f. Ähnliche Pläne tauchten 1849 
bei der Wiener Bischofsversammlung auf, wo auch, um die durch den 
beabsichtigten Wegfall der Domizellare in Olmütz und Salzburg ent- 
stehenden Lücken der dortigen Domkapitel aufzufüllen und eine größere 
Zahl von Wählern zu erreichen, gefordert wurde, Ehrenkanonikern das 
Wahlrecht zu geben (Coll. Lac. V N. 1369, XI 2). 

») Eichhorn S.83f., es waren bereits einundzwanzig Stimm- 
berechtigte (zehn Numerar- und vier Ehrenkanoniker in Posen und 
sieben Numerarkanoniker in Gnesen); wegen Aachen s. o. S. 250. 

®) Nicht auch die Nebenländer; von denen gehört Birkenfeld zu 
Trier, Lübeck zu den norddeutschen Missionen. 

*) Abkommen zwischen der Oldenburger Regierung und dem Exe- 
kutor vom 5. Januar 1830, das durch Verordnung vom 5. April 1831 
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in den zwanziger Jahren des 19. Jahrhunderts der Kurfürst 
von Hessen für das kleine Fuldaer Domkapitel drei Honorar- 
kanoniker ernannt, die vom Bischof mit Stimmrecht begabt 
im Jahre 1830 auch an einer Bischofswahl teilgenommen 
haben); sie standen indessen in Widerspruch zu dem Ab- 
kommen mit Rom und haben sich daher nicht halten. 
können.?) Bei der Redotierung des Limburger Domkapitels 


zum Fundamentalstatut der katholischen Kirche in Oldenburg erklärt. 
worden ist; laut $ 4 verpflichtet sich der Großherzog, mit Zustimmung 
des Königs von Preußen am Münsterischen Dom zwei Ehrenkanonikate 
mit den Einkünften und Rechten der übrigen dortigen Ehrenkanonikate 
zu stiften, die der Bischof von Münster an die obengenannten Stellen- 
inhaber vergeben solle (Schneider, Kirchenrechtsquellen S. 443f.); die 
Stiftung erfolgte am 4. Dezember 1830 (Eichhorn S. 50). Vorher hatte 
Oldenburg mit Nassau über einen Anschluß des Landes an das Bistum 
Limburg verhandelt, noch im Jahre 1822, nachdem durch die Bullen 
De salute animarum und Provida solersque bereits alles geregelt war; 
Oldenburg wollte dabei ein Vollkanonikat am Limburger Dom fundieren, 
außerdem sollten aber die sämtlichen Oldenburger Landdechanten (sieben 
bis acht) an der Bischofswahl beteiligt sein; das lehnte Nassau ab, weil 
es dadurch eine Majorisierung der Nassauer Stimmen befürchtete (Ni- 
kolay a.a.0. S. 17£.). 


1) Friedberg, Bischofswahlen I S.294; Stutz, Bischofswahl- 
recht S. 130. 

2) Für die Genesis dieser Fuldaer Ehrendomherren ist vielleicht 
wichtig das Gutachten des Hessen-Darmstädtischen Staatsrates v. Wreden 
von 1820 oder 1821, Friedberg a.a. O. II S. 111£f., bes. S. 114: „Dem 
neuen Bischof legte ja ohnehin der hl. Vater die Constituierung der neuen 
Domcapitel in die Hände. Was könnte also den Bischof hindern, in den 
Capitularstatuten festzusetzen, daß die Mitglieder des Domkapitels immer 
eine bestimmte Anzahl von Decanen als Repräsentanten des Clerus zu 
der Wahl mit berufen sollten? und was könnte den Landesherrn als 
Stifter der Capitel hindern, seiner Stiftung eben diese Bedingniß bei- 
zufügen? Wie viele Decane beizufügen seien (welches ohnehin schon 
in der Declaration festgesetzt ist), und ob ihnen allenfalls das Prädicat 
als Honorar-Canonici zu ertheilen sei, ist Gegenstand späterer Be- 
rathung. Bei dem Papste würde es dann genügen anzuzeigen, daß man 
die von ihm selbst genehmigte Art der canonischen Wahl, unter Über- 
einstimmung des Bischofs, seines Capitels und der Synode und mit 
landesherrlicher Bewilligung eingeführt habe. Den ritum electionis ihm 
vorzulegen, ist ebenso wenig nöthig, als es bei den älteren Concordaten 
Deutschlands für nöthig befunden worden ist. Die Domherren aber 
sind, ohne daß ihrem Wahlrecht etwas dadurch entgeht, per legem fun- 
dationis, per statuta capitularia und durch den auf die Statuten zu leisten- 
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im Jahre 18681) trat aber durch staatlich-kirchliche Über- 
einkunft der jeweilige Stadtpfarrer von Frankfurt a. M. 
wegen der geschichtlichen Bedeutung des dortigen Bartho- 
lomäusdoms (er war die Krönungskirche der früheren deut- 
schen Könige) als unbesoldetes neues Mitglied mit dem 
Recht der Teilnahme an der Bischofswahl in das Limburger 
Kapitel ein, das nunmehr aus dem Dekan, fünf residieren- 
den und einem nichtresidierenden Domherrn besteht?) 
Wenn die preußischen konventionsmäßigen Ehrendom- 
herren in Wahrheit wirkliche nichtresidierende Domherren 
sind, dann steht nichts im Wege, daß in Preußen die 
Bischöfe ihren Kapiteln jetzt nach den neuen Vorschrif- 
ten des Cod. jur. can. 406f. in beliebiger Zahl auch gemein- 
rechtliche Ehrenkanoniker (also ohne Stimmrecht bei der 
Bischofswahl) zugesellen; deren Ernennung würde keines- 
falls etwa in Widerspruch zu der Bulle als Vertrag stehen, 
da die neuen Ehrenkanoniker nicht zum Kapitel gehören 
und darum, um mit dem Exekutor zu reden, eine harmlose 
Sache sind, an der der Staat (auch abgesehen von der 
gegenwärtigen Neuregelung seines Verhältnisses zur Kirche) 
nicht interessiert ist. Ähnlich haben St. Gallen und Solo- 
thurn jetzt ja Ehrendomherren. Aber auch bisher schon, 
vor Inkrafttreten des neuen Kirchenrechts, hätte das m. E. 
ungefährdet geschehen können, da nach der römischen 
Praxis hierfür die Übereinstimmung von Bischof und Ka- 
pitel genügte, sofern nicht etwas anderes fundations- oder 
statutenmäßig festgesetzt war (das aber wäre allerdings 
der Fall gewesen, wenn die preußischen Ehrendomherren 
der Bulle tatsächlich Honorarkanoniker im eigentlichen 
Sinne wären). So hätte der Erzbischof von Gnesen also 


den Eid verbunden, dem Pfarrclerus den gesetzlichen und statuten- 
mäßigen Antheil an der Wahl einzuräumen.“ 

1) S. 0. S.280 Anm. 4. 

2) Schneider, Kirchenrechtsquellen S. 138f., auch Archiv für 
kath. Kirchenrecht XXI 1869 S. 342f. Die betreffende Stelle lautet: 
„paroeciae (Francofurtensis) parochus ipso jure sit canonicus honora- 
riug ecclesiae cathedralis (Limburgensis) .... . cum jure ferendi 
suffragium pro novi episcopi electione; ceteroquin salarium qua canoni- 
cus honorarius non percipiet‘“. 
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1829 mit Zustimmung seines Kapitels ruhig Ehrenkanoniker 
gewöhnlicher Art bestellen können, wie Aachen sie hatte, 
ohne daß die Bulle darüber etwas sagt; und 1866 hat es, 
wie Schulte!) berichtet, auch wirklich einmal einen Gnese- 
ner Ehrendomherrn gegeben. Der Fall liegt hier in so fern 
einfach, als Gnesen keine konventionsmäßigen Honorar- 
kanoniker hat. Aber Limburg, wo seit 1868 die gleichen 
rechtlichen Verhältnisse wie in den altpreußischen Kapiteln 
herrschen, hat, wie schon früher gezeigt, neben dem Frank- 
furter Stadtpfarrer wiederholt bis in die jüngste Zeit hinein 
gewöhnliche Ehrenkanoniker gehabt, wie das auch im Bautze 
ner Kapitel der Fall ist, auch dort sind Ehrenkanonikeı 
neben residierenden und nichtresidierenden Domherren.? 
Und von den altpreußischen Kapiteln hat Paderborn schoı 
gleich bei seiner Einrichtung im Jahre 1823 einen fünften 
also nichtkonventionsmäßigen Ehrendomherrn bekommen 
indem auf Wunsch des alten Fürstbischofs dessen Hof- 
kaplan, der Benediktiner Tegethoff, der als Ordensgeist- 
licher nicht Honorarkanoniker im Sinne der Bulle werden 
konnte, mit den Rechten eines Ehrendomherrn überzählig 
dem Kapitel beigesellt wurde; eine römische Proviste, wie 
‚sie die konventionsmäßigen Honorarkanoniker erhielten, ist 
für ihn, weil unnötig, nicht erfolgt.?) Breslau aber hat seit 
längerer Zeit bis heute neben den zwölf Numerar- und den 
sechs konventionsmäßigen wahlberechtigten Ehrenkanoni- 
kern gewöhnlich drei sogenannte Titulardomherren, die an 
der Bischofswahl nicht teilnehmen, also Ehrenkanoniker im 
gewöhnlichen Sinne.*) In der Bulle De salute ist über sie 


ı) Status a.a. O. S. 83. 2) S. 0. S.249 bzw. S. 251. 


®) L. Steinhauer, Zur Geschichte des Paderborner Domkapitels 
von 1800 bis 1830 (Zeitschrift für vaterländische Geschichte und Alter- 
tumskunde LXI 1903 zweite Abteilung) S. 193f.; das war eine vorüber- 
gehende Erscheinung. Krose, Kirchliches Handbuch XI 1923 S. 323 
verzeichnet für Paderborn jetzt abermals fünf Ehrendomherren neben 
elf residierenden; ich möchte das für ein Versehen halten, indem der 
verstorbene Vorgänger eines neuernannten Residenz- bzw. Ehrendom- 
herrn noch neben seinem Nachfolger aufgeführt worden ist. 


*) Vgl. Stutz, Bischofswahlrecht S. 43; Hilling, Personenrecht 
8.8. 0. S. 195; nach Baumgarten-Schlecht S. 181 waren es 1900 vier. 
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nichts enthalten, auch Herber in seiner 1826 (also bald 
nach der Neuordnung von 1821) erschienenen Statistik 
des Bistums Breslau weiß nichts von ihnen, ebenso die 
älteren Jahrgänge des Preußischen Staatshandbuchs. In 
diesem amtlichen Handbuch tauchen sie zum ersten Male 
im Jahre 1865 auf!), und zwar sind es zunächst zwei, 
der Feldpropst der preußischen Armee Peldram und der 
Generalvikar für den österreichischen Teil des Bistums 
Breslau in Teschen; auch Schulte berichtet 1866 von zwei 
Titularkanonikern.?) Von da ab sind sie dauernd und haben 
stets dem österreichischen Bistumsanteil?) angehört®), auch 
wurden sie bisher vom Kaiser von Österreich ernannt.’) 
Dies und der Name Titularkanoniker deutet auf ihre öster- 
reichische Herkunft hin.) Da sie erst in den sechziger 
Jahren des 19. Jahrhunderts auftreten, könnte man an das 
österreichische Konkordat von 1855 als ihren Ursprung 
denken; diese Quelle versagt aber, Artikel 22 des Konkor- 
dats, der das Recht zur Besetzung der Kapitelstellen 


1) A.a.0. S.445. 

8) Status S. 86, mit dem Zusatz „qui quondam fuerunt honorarii‘‘; 
das trifft für den Feldpropst Peldram zu, der vorher Propst an St. Hed- 
wig in Berlin und als solcher ja wahlberechtigter Breslauer Honorar- 
kanoniker war (Preuß. Staatshandb. 1863 S. 446); bei dem Teschener 
Generalvikar war das, soweit ich sehe, nicht der Fall. 


3) Dieser ist jetzt z.T. an Polen gefallen und in so weit durch das 
jüngste polnische Konkordat von Breslau losgelöst worden. 


“) 1868 ist es an Stelle des inzwischen Bischof von Trier gewordenen 
Peldram neben dem Teschener Generalvikar der Pfarrer von Friedek 
in Österreichisch-Schlesien (Preuß. Staatshandb. 1868 S. 453, vgl. auch 
ebenda 1873 S. 484); 1918 waren es nach Krose, Kirchl. Handb. VIII 
1919 S. 258 der Generalvikar des österreichischen Anteils und Pfarrer 
von Freistadt Apostolischer Protonotar Kolek (1902 ernannt), der fürst- 
bischöfliche Kommissar Neugebauer, Erzpriester und Pfarrer in Frei- 
waldau (1916 ernannt) und der Erzpriester und Pfarrer Sikora in Teschen 
(1917 ernannt). 

5) Nach Zeitunganachrichten ist Neugebauer (s. vorige Anm.) 1916 
vom Kaiser Franz Josef zum Titularehrenkanonikus an der fürstbischöf- 
lichen Kapelle in Breslau bestellt worden; das scheint bezüglich der 
Kapelle ein Mißverständnis zu sein, das Preuß. Staatshandbuch und 
Krose führen sie stets als zum Domkapitel gehörend auf. 


6) Vgl Josefs II. Erlaß von 1788, oben S. 221f. 
Zeitschrift für Rechtsgeschichte. XLV. Kan. Abt. XIV. 
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regelt!), enthält nichts über die Breslauer Titularkanoniker. 
Wie der österreichische Kaiser im 19. Jahrhundert zu den 
Kapiteln aller Bistümer seiner Monarchie Titularkanoniker 
ernannte, so wird er dieses Recht auch für Breslau, das 
wegen seines Hinübergreifens auf österreichisches Gebiet 
nicht mit Unrecht in so weit auch als österreichisches Bis- 
tum angesehen wird), verlangt und erhalten haben. Aus 
der Literatur ist nichts darüber zu ersehen. 


IV. 
Die Honorarkapitel. 


Die vorstehenden Darlegungen geben ein Bild von der 
mannigfachen Ausgestaltung geistlicher Korporationen.?) 


1) Nussi, Conventiones S. 310; Schneider, Kirchenrechtsquellen 
8. 174; (Mercati) Raccolta S. 821. 

2) Aus dem österreichischen Bistumsteil kamen zudem bisher die 
sehr reichen Einkünfte des Breslauer Bischofs, vgl. Schulte, Status 
S. 85. 

3) Dabei tritt deutlich die Ähnlichkeit der Kapitel mit unseren 
Universitätsfakultäten in die Erscheinung, deren Aufbau im Spätmittel- 
alter nach jenem Muster erfolgt ist. Beides sind autonome Kollegien, 
leben also nach selbstgesetzten Statuten; dem Begriff Kapitel im engeren 
oder weiteren Sinne (je nachdem, ob nur die Kapitulare oder neben ihnen. 
auch die übrigen Kanoniker und die Vikare dazu gerechnet werden) 
entspricht die engere und weitere Fakultät; in der engeren Fakultät 
sitzen, wie im engeren Kapitel, nur die stimmberechtigten Glieder, 
das sind die Ordinarien und die Vertreter der Nichtordinarien; die Ordi- 
narien entsprechen den präbendierten Kapitularen (canonici in floribus. 
et fructibus) mit Amtspflichten als Folge ihres Staatsgehalts (Präbende), 
die Nichtordinarienvertreter den unpräbendierten und darum von Amts- 
pflichten freien Kapitularen (auch sie sind als Privatdozenten jetzt meist 
in anderen beruflichen Stellungen, wie die Forensen). Die Extraordinarien. 
sind wie die canonici secundae erectionis (finanziell schlechter gestellt 


als die Ordinarien bzw. die canonici primae erectionis oder numerarii 


und ohne Stimmrecht, aber mit Amtspflichten); wie den canonici secundae 
erectionis ausnahmsweise alle Kapitelsrechte gewährt sind, so auch den 
bisher zu persönlichen Ordinarien bestellten Extraordinarien. Die 
Privatdozenten sind die zur Sicherung des Nachwuchses aufgenommenen 
Supernumorare oder Domizellare ohne Rechte mit geringen Pflichten 
(Abhalten von mindestens einer Vorlesung, sonst Verlust der Venia), 
um ihre Befähigung zu erweisen, und ohne Einkommen (canonici in 
pulvere, die am Chordienst teilnahmen), oder bei Lehrauftrag mit ge- 
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Die tausendjährige Entwicklung der Kapitel hat neuerdings 
aber noch eine weitere Erscheinung gezeitigt, die, wie ich 
schon eingangs sagte, bisher nicht beachtet worden zu sein 
scheint, nämlich die Honorarkapitel. Der Codex juris cano- 
nici schweigt merkwürdigerweise von ihnen, darum auch 
die neuere kirchenrechtliche Literatur!), und doch sind in 
den letzten Jahren, teils vor, teils nach Inkrafttreten des 
neuen Kirchenrechts, mehrfach derartige. Honorarkapitel 
errichtet worden. Ich lasse die Urkunden nach den Acta 
Apostolicae Sedis in ihren wesentlichen Teilen folgen. 


ringer Besoldung (canonici in herbis, semipraebendati, portionarii), Die 
Fakultätsassistenten zur Unterstützung der Ordinarien, mit Gehalt (als 
solche keine Dozenten), entsprechen den nicht zu den Kanonikern ge- 
hörenden, zu deren Unterstützung allgemein bestellten Vikaren, der 
persönliche Assistent eines Ordinariums dem für einen einzelnen Kano- 
niker bestellten Vikar. Und wie es Ehrenkanoniker gibt, so auch Honorar- 
professoren mit dem Titel und den äußeren Rechten der Ordinarien 
bzw. Kanoniker, ohne Gehalt und Stimmrecht und ohne Pflichten, 
aber mit der Befugnis zum Halten von Vorlesungen, wie der Ehren- 
kanoniker sein stallum in choro hat und am Chordienst teilnehmen kann. 
Der mit dem Professortitel geschmückte Privatdozent bisheriger Ob- 
servanz endlich, eine irreguläre Erscheinung, ist dem italienischen qua- 
lifizierten Honorarkanoniker mit Chordienstpflicht zu vergleichen, denn 
auch der Titularprofessor war als Privatdozent anders als der Honorar- 
professor, zum Halten einer Vorlesung verpflichtet. An der Spitze der 
Fakultät steht der Dekan, auch die regelmäßige Kapitelsdignität. Wie 
die Kanoniker haben auch die Professoren eine bestimmte, nur ihnen 
zukommende Kleidung (Talare); von der Präzedenz wage ich nicht 
zu reden. Wie bei den Kanonikern das Einkommen aus Präbende und 
Chordistributionen besteht (diese in ihrer Höhe von der größeren oder 
geringeren Betätigung des Kanonikers im Chor abhängig), so beim Ordi- 
narius und Extraordinarius aus Gehalt und Kolleggeld, am Kolleggeld 
(das gleichfalls von schwankender Höhe ist) nehmen auch die nicht- 
beamteten Dozenten teil, wie die Domizellare an den Chordistributionen. 
Als letztes ist noch auf die jeweils längeren Ferien (drei Monate für 
Kanoniker) als Vergleichspunkt hinzuweisen. 

ı) Z. B. Eduard Eichmann, Lehrbuch des Kirchenrechts auf 
Grund des Cod. jur. can, Paderborn 1923; Hilling, Personenrecht; 
Alb. M. Koeniger, Grundzüge des kath. Kirchenrechts, Bonn 1924; 
Pöschl, Lehrbuch a. a. O.; Haring, Grundzüge 1924; Dom. M. Prüm- 
mer, Manuale juris ecclesiastici 2. Aufl, Freiburg 1920. J. Leitner, 
Handbuch des Kirchenrechts 2. Aufl, Regensburg 1921f., hat das Per- 
sonenrecht noch nicht behandelt. 
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Zunächst 1912 für das französische St. Ferjeux im 
Sprengel von Besangon (nahe bei dem altwürttembergischen 
Mömpelgart): ‚„Bisuntina, Erectionis in Collegiatam ad 
honorem. Ssmus. Dominus noster Pius PP. X. decreto 
s. Congregationis Consistorialis diei 20. maii 1912 ecclesiam 
sanctis Ferreolo ac Ferrucio martyribus sacram in pago 
vulgo Saint Ferjeux prope Vesontionem perpetuum in 
modum titulo collegiatae ad honorem condecorare dignatus 
est, ita ut ipsius rector seu parochus pro tempore ejusque 
in animarum cura adjutores, statim ac ad suum cujusque 
officium obeundum legitime nominati sint eodemque mu- 
nere durante canonici honorarii nuncupari possint et v&- 
leant.‘‘!) 

Das ist nicht das Erektionsdekret selbst, sondern nur 
eine Mitteilung des Geschehenen, so daß das Dekret neben- 
herläuft und daher über die Einzelheiten nichts bekannt 
ist. Bei den folgenden Gründungen sind aber die Errich- 
tungsdekrete selbst veröffentlicht, nämlich für Murano 
bei Venedig, eine Constitutio Apostolica vom 10. Juli 19202): 
„Erectio collegiatae ad honorem“, auf Antrag des Patriar- 
chen von Venedig als Abbas der Pfarrkirche zu St. Donatus 
und Cyprianus in Murano. ,‚‚Per praesentes literas .... 
capitulum ad honorem in ecclesia ss. martyrum Donati et 
Cypriani erigendum statuimus ipsamque ecclesiam proinde 
ad collegiatae honorem evehimus cum omnibus juribus et 
privilegiis, quae capitulis collegialibus et ecclesiis collegiatis 
ad tramitem juris sunt propria et hisce speciatim servatis 
legibus, scilicet ut numerus capituli collegialis componen- 
tium definitus non sit, sed constet omnibus sacerdotibus, 
qui tam paroeciae ss. martyrum Donati et Cypriani quam 
paroeciae s. Petri martyris in oppido Murano adscripti 
parochi, vicarii, cooperatoris seu cappellani munere fun- 
guntur. Dignitates vero duae sint aeque principales, deca- 
nus videlicet et primicerius, et conferantur duobus parochis 
ecclesiarum, quas supra memoravimus, hac lege, ut decani 
titulo cohonestetur, qui antiquior sit possessione beneficii 


1) Acta Ap. Sed. IV 1912 8. 366. 
8) Ebendort XII 1920 S. 530. 
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parochialis, alter vero primicerius appelletur, ideoque va- 
cante paroecia & decano administrata primicerius decani 
titulum (im Text steht „tituli‘‘) assumet, novus curio pri- 
micerius vocabitur ....... Tum dignitates tum ceteri 
collegiatae canonici amovibiles erunt ad tramitem juris 
eodem modo ac ceteri parochi, vicarii, cooperatores seu 
cappellani, ita nempe, ut nullam ultiorem stabilitatem 
accipiant ex canonicatus honore, quo aucti sunt, atque 
statim ac ab officio parochi vicarii cooperatoris seu cappel- 
lani decedent, hoc ipso a dignitatis seu canonici honore 
cadent‘‘; weil die Dignitäre zugleich Pfarrer sind, verzichtet 
der Papst auf die sonst ihm ratione dignitatum zustehende 
Kollation und der bisher Besetzungsberechtigte behält auch 
fernerhin das Recht der Besetzung. Dann: ‚Juxta juris prae- 
scripts canonici quoque honorarü adscribi poterunt in capi- 
tulum.‘ Über die Pflichten heißt es: „Officium capituli et 
singulorum canonicorum erit 1) sacra celebrare in utraque 
ecclesia in festo ss. mart. Donati et Cypriani ao s. Petri 
mart., 2) adsistere Patriarchae Abbati vel ejus delegato, 
quoties ipse sollemnia pontificalia vel alias sacras suppli- 
cationes peragat in praefatis ecclesiis paroecialibus, 3) ad- 
sociare cadaver confratris ejusque funeribus interesse in 
ecclesia cui defunctus adnumerabatur.“ Die Präzedenz 
richtet sich nach dem Amtsalter des einzelnen innerhalb 
seiner Klasse (Pfarrer, Vikare, sonstige Geistliche), nur 
nimmt jeweilen bei Feierlichkeiten in seiner Kirche der 
' betreffende Pfarrer, mag er nun Dekan oder Primizerius 
sein, die erste Stelle ein, soll aber dann den anderen Dignitär 
zur Abhaltung der missa solemnis und der Vesper depu- 
tieren; bei den Pontifikalfunktionen des Abbas oder seines 
Delegaten in einer der beiden Kirchen haben die beiden 
Dignitäre abwechselnd den locus dignior.. Der Dekan, der 
ja der ältere der beiden Pfarrer ist, hat stets die Berufung 
und Leitung der Kapitelversammlungen, die abwechselnd 
bei einer der beiden Kirchen stattfinden sollen; nur wenn 
der Abbas selbst vorsitzen will, sollen sie in der Donatus- 
kirche abgehalten werden. Als Kleidung wird über dem 
Rochett eine Mozetta rubini coloris bestimmt, gleichmäßig 
für Dignitäre und Kanoniker, die aber nur bei eigentlichen 
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Kapitelveranstaltungen, denen das ganze Kapitel beiwohnt, 
getragen werden darf, nicht bei gottesdienstlichen Hand- 
lungen, die nur von dem Klerus einer der beiden Kirchen 
veranstaltet werden. | 
Dann folgen zwei Errichtungen aus dem Jahre 1922, 
beide in Frattamaggiore bei Neapel. Die erste Kon- 
stitution vom 15. Juli 1922, betreffend die Sosiuskirche!) 
trägt die Überschrift: ‚De erectione in collegiatam ad hono- 
rem ecclesiae paroecialis s. Sosii‘“ und berichtet, daß der 
Pfarrer dieser Kirche gebeten habe, ‚ut paroecialis ecclesia 
in collegiatam erigeretur in eaque capitulum constitueretur“ 
(also ein Kapitel schlechthin, nicht ad honorem, während 
bei Murano der Antrag des Patriarchen sofort auf Errich- 
tung eines capitulum ad honorem ging); der Papst aber 
hat beschlossen, „capitulum collegiale ad honorem‘“ (diese 
beiden Worte stehen in der Konstitution in Kursive) dort 
zu errichten und die Kirche ad collegiatae dignitatem (ohne 
Einschränkung) zu erheben, ‚‚ita ut ipsa collegiata ad hono- 
rem (kursiv) nuncupari atque talis haberi possit ac valeat, 
atque omnibus juribus et privilegiis, quibus aliae collegiatae 
ecclesiae (schlechthin, ohne Einschränkung) utuntur, fru- 
untur et gaudent, pariter utatur, fruatur et gaudeat, his 
tamen servatis legibus et conditionibus: Capitulum archi- 
presbytero constabit et decem aliis canonicis‘, es sind die 
bisherigen Pfarrgeistlichen der Kirche (Pfarrer und zehn 
Hilfspriester), der Pfarrer wird Archipresbyter als einzige 
Dignität mit Präzedenz, ‚‚et canonici renuntiabuntur ipsi 
decem sacerdotes, qui in praesenti ipsi ecclesiae deserviunt 
nomine et officio substituti, vicesubstituti (jeweils mehrere), 
tabularii et sacristae (jeweils einer); besondere Kapitels- 
kleidung, aber nur bei geschlossenem Auftreten anläßlich 
geistlicher Handlungen; ‚praebenda singulis erit ipsa pensio 
seu beneficium, quod ratione sui officii jn paroecia modo 
assequuntur“. Über die Besetzung: ‚in futurum tum 
archipresbyter-parochus tum canonici ad tramitem juris 
communis eligentur; canonici tamen amovibiles erunt ad 
nutum eodem modo ac ceteri vicarli cooperatores, ita nempe, 


1) Acta Ap. Sed. XV 1923 8. 137f. 
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ut nullam ultiorem stabilitatem accipiant ex canonicatus 
honore, quo aucti sunt, et statim ac ab officio quod obtinent 
decedunt, hoc ipso etiam a canonici honore cadunt“. Über 
die Pflichten: ‚quamvis autem matricis ecclesiae (s. Sosii) 
clerus in capitulum constituatur et ad aliquod chorale ser- 
vitium adigatur, nihilominus qua suum principale officium 
omnes semper habebunt et aestimabunt illud quod usque 
modo exercuerunt in paroeciae et animarum curae exercitio; 
et ideirco quoties aliquis hac de causa, sicut ex alia legitima 
ratione, a chorali servitio impeditus fuerit, qua praesens 
in choro habebitur‘‘, als Chordienst müssen an fünf Hoch- 
festen und den Kartagen das ganze Offizium, an den übrigen 
Festen (nicht Sonntagen) die kleinen Horen persolviert wer- 
den (das Nähere sollen die aufzustellenden Statuten regeln), 
mit Strafsetzung für Säumige, da mangels eines Kapitels- 
fonds keine Chordistributionen möglich sind. 

Vom folgenden Tag, den 16. Juli 1922, datiert die Er- 
richtung des anderen Kapitels in Frattamaggiore an 
der dortigen Empfängniskirche (S. Imm. Conc. B. M. V.).!) 
Anlaß der Errichtung dieses zweiten Kapitels war der 
Wunsch mehrerer Gläubigen, in der Kirche, die bisher nur 
einen Rektor hatte, durch Hinzustiftung weiterer Stellen 
für Geistliche ein Kollegium zu ermöglichen, dessen Mit- 
glieder ‚praeter officium laudes Altissimo persolvendi cate- 
cheticam populi institutionem tamquam praecipuam et 
permanentem obligationem curarent‘. Auch hier ging der 
Antrag auf Errichtung eines ‚collegium canonicorum“ 
schlechthin, der Papst jedoch beschließt, ein ‚capitulum 
collegiale ad honorem“ (kursiv) zu errichten und erhebt 
die Kirche ‚ad collegiatae dignitatem cum omnibus juribus 
ac privilegiis, quae capitulis collegialibus sunt propria“ 
nach Maßgabe näherer Sonderbestimmungen. ‚Capitulum 
sex canonicis constabit, quorum primus erit ipse, qui nunc 
est, ecclesiae rector, qui canonici prioris titulum nomenque 
assumet‘ als einzige Dignität mit Präzedenz vor den übri- 
gen, die, weil es neue Stiftungen sind, vom Bischof zu- 
nächst frei ernannt werden; für die Zukunft sollen alle 


1) Acta Ap. Sed. XV 1923 S. 141f. 
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Stellenbesetzungen ad tramitem juris communis geschehen 
mit Amovibilität der Inhaber wie bei St. Sosius und Murano. 
„Prioi onus incumbit curandi, qua rector ecclesiae, ea 
omnia quae ad ejus (ecclesiae) statum tum religiosum tum 
materialem spectant, et qua capituli caput vigilandi et 
providendi, ut omnes officia sibi debita adimpleant. Sin- 
gulis vero, vi fundationis et praesentis constitutionis offi- 
cium inerit explanandi pueris et adultis christianam doctri- 
nam seu catechesim; quod ministerium unus in matrice 
8. Sosii ecclesia (der anderen Kollegiatkirche), ceteri in 
singulis aliis civitatis parochialibus ecclesiis exercebunt 
juxta modum ab Ordinario prudenter statuendum, auditis 
interesse habentibus.. Omnes pariter parati erunt aut se 
disponent ad praedicationis ministerium et sacramentalium 
confessionum officium suscipiendum juxta prudens Ordi- 
nari judicium, servatis regulis a jure statutis‘‘, daneben 
ein ganz geringer Chordienst: am Patronatfest (Mariä 
Empfängnis) das ganze Offizium mit der ersten Vesper, 
sonst an den gebotenen Festtagen und einigen anderen vom 
Bischof festzusetzenden Tagen (nicht also an allen Sonn- 
tagen) die kleinen Horen, mit gesungener oder gelesener 
Konventualmesse, ferner an bestimmten Tagen die Pflicht 
zur Teilnahme an Prozessionen des Sosiuskapitels, dem im 
übrigen in obsequii signum alljährlich am Mariä-Empfäng- 
nistag vom Prior oder einem anderen Kanoniker namens 
des Kapitels eine dreipfündige Wachskerze geopfert werden 
muß. Zur Garantierung möglichster Erfüllung der Pflichten, 
„sive in catechesi tradenda aliove officio implendo sive in 
chorali servitio persolvendo‘“‘, wird eine Punktatur ein- 
gerichtet, die Nachlässigen verlieren dabei einen Teil ihrer 
Einkünfte, der den Eifrigen zuwächst. Weiter: ‚Dos col- 
legiatae ecclesiae, e qua canonici prioris ceterorumque cano- 
nicorum praebenda, congruae pro divino cultu et fabrica 
expensae desumendae sunt, ipsi erunt reditus, qui nunc 
habentur et oblationes fidelium, quarum administratio et 
opportuna divisio in singulos singulasque causas peragenda 
sit sub vigilantia ac dependentia episcopi pro tempore. 
Praebendam vero prior et canonici percipient in remune- 
rationem munerum quae auxilio ministerii parochialis exer- 
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cere tenentur.‘‘ Auch hier besondere Kapitelskleidung (für 
den Prior die Cappa magna) und das Recht zur Statuten- 
setzung. Bei gemeinsamem Auftreten beider Kapitel hat 
das an der Sosiuskirche den Vortritt.!) 

Endlich eine Gründung aus dem Jahre 1923 an der 
Pfarrkirche S. Mariae a ponte in Lavagna bei Rapallo 
(am Golf von Genua). Die Konstitution vom 18. Februar 
19232) ist ganz denen für Frattamaggiore nachgebildet. 
. Das Kapitel besteht aus dem Pfarrer und seinen drei Ge- 
hilfen, also im ganzen aus vier Kanonikern, von denen 
der Pfarrer mit dem Titel Archipresbyter Kapitelsdignität 
wird, die übrigen drei ‚„canonici ad honorem“ sollen ‚eodem 
modo ac ceteri canonici ad honorem“ (jetzt also fest- 
stehender Begriff) keine irgendwelche Stabilität ‚ex cano- 
nicatus honore quo aucti sunt‘“ erhalten. Hauptpflicht des 
Archipresbyters und der Kanoniker bleibt wie bisher die 
Pfarrseelsorge, „onus .... adjuvandi parochum in ser- 
vitio parochiae et animarum curae exercitio praesertim in 
ministerio confessionis et praedicationis ac doctrinae chri- 
stianae pueris adultisque explanatione‘‘; diese Seelsorge 
„omnes canonici semper habebunt et aestimabunt qua 
suum principale offiium ....‘, daneben eine Chordienst- 
pflicht wie bei St. Sosius in Frattamaggiore, keine täg- 
liche Konventualmesse, auch keine Pflicht der applicatio 
pro benefactoribus, es genügt die Pfarrmesse; wer durch 
Seelsorge behindert ist, gilt beim Chordienst als entschul- 
digt, für die Säumigen in chorali aliove ecclesiae et parochiae 


ı) Vielleicht war in Frattamaggiore das zeitlich frühere der Wunsch 
der Gläubigen, die Marienkirche durch Stiftung von Präbenden zur 
Kollegiatkirche zu machen, was dann, da die Marienkirche nur Rektorat- 
kirche war, zum Anlaß für den Pfarrer der Sosius-Mutterkirche wurde, 
nun auch für seine Kirche die Erhebung zur Collegiata zu erstreben, 
damit sie nicht, da ja Kollegiatkirchen den sonstigen Kirchen vorgehen, 
an Würde hinter der bisherigen Rektoratkirche zurückstehe. Daher 
dann wohl die sorgfältige Distanz in der Datierung der Urkunden (St. So- 
sius vom 15., Imm. Conc. am 16. Juli 1922), die Bestimmung über den 
Vortritt des Sosiuskapitels und die Rekognitionskerze (eine rechts- 
geschichtlich höchst interessante, ganz mittelalterlich gedachte Vor- 
schrift). 

2) Acta Ap. Sed. XV 1923 S. 258. 
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servitio sollen Geldstrafen (mulctae) festgesetzt, ferner soll 
aus den Gesamteinkünften ein Drittel abgesondert werden 
(entsprechend der für alle Kathedral- und Kollegiatkirchen 
geltenden Bestimmung des Cod. jur. can. 395 $ 1) und 
„ratione servitii praestiti, sive pro catechesi tradenda et 
ceteris operibus parochialibus sive pro chorali officio ad- 
implendo‘“ verteilt werden, wobei der Bischof bestimmt, 
welcher Teil für den Chordienst und welcher für die Kate- 
chese gelten soll. Die Pflichten des Archipresbyters als 
Rektors der Kirche und Kapitelsvorstand entsprechen denen 
des Rektors der Marienkirche in Frattamaggiore; Kapitels- 
kleidung bei geschlossenem Auftreten für Archipresbyter 
und Kanoniker juxta jus commune.!) Die Bestimmungen 
über die Dos und die Präbenden sind die gleichen wie für 
die Marienkirche in Frattamaggiore. 


Was ist nun ein capitulum ad honorem, eine ecclesia 
collegiata ad honorem ??) Nicht ein normales Kollegiat- 
kapitel, obwohl auch bei solchen die Erhebung der Kirche 
ad collegiatae (bzw. cathedralis) honorem geschieht, wegen 
des nunmehrigen Vorrangs dieser Kirchen vor den -Pfarr- 
kirchen.?) Der Unterschied liegt darin, daß bei gewöhn- 
lichen Kollegiatkirchen die Erhebung schlechthin g.schieht, 
erectio in collegiatam, während sie hier ehrenhalber vor- 
genommen wird, erectio in collegiatam ad honorem®), was 
schon gleich in den Überschriften der Konstitutionen hervor- 
gehoben wird.5) Anderseits handelt es sich bei den Honorar- 


1) Hier andere Fassung als bei Murano und Frattamaggiore, wo 
besondere Beschreibung; was jus commune ist, steht nicht fest, da der 
Cod. jur. can. 409 bezüglich der Kapitelskleidung auf ein päpstliches 
Indult oder die Bulla erectionis verweist, ohne näheres zu sagen. 

2) Über drei neueste Gründungen aus 1924 8. weiter unten. 

2) Vgl. z. B. aus neuerer Zeit Acta Ap. Sed. I 1909 S. 279, IV 
1912 S. 176, XI 1919 S. 337, XV 1913 S. 6534, XVII 1925 S. 58. 

4) Bei St. Ferjeux (oben S. 308) heißt es: „titulo collegiatae ad 
honorem condecorare dignatus est‘. 

5) S. o. im Text, anderseits Acta Ap. Sed. XI 1919 S. 337 bei einer 
normalen Kollegiatkirche: „De erectione insignis collegiatae ecclesiae“. 
Bei Lavagna könnte man zunächst im Zweifel sein; dem ohne Einschrän- 
kung gestellten Antrag, die Pfarrkirche ad collegiatae honorem zu er- 
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kapiteln aber auch nicht lediglich um die Ernennung von 
Ehrenkanonikern, wie man aus der Benennung der neuen 
Kanoniker (canonici honorarii in St. Ferjeux, canonici ad 
honorem in Frattamaggiore und Lavagna) zunächst ent- 
nehmen könnte, denn außer diesen hier sogenannten Ehren- 
kanonikern sind ja keine Kanoniker an den Honorar- 
kapiteln!), die canonici ad honorem bilden selbst das Ka- 
pitel; das ist in allen Dekreten hervorgehoben, d. h. sie 
haben die Kapitelsrechte, Sitz und Stimme in den Kapitels- 
versammlungen und das jus condendi statuta (so in den 
Konstitutionen für Frattamaggiore), was alles ja Ehren- 
kanonikern, wie früher gezeigt, nicht zukommt. Zum Über- 
fluß bestimmt die Konstitution für Murano noch, daß 
nach den Vorschriften des gemeinen Rechts auch Ehren- 
kanoniker ernannt werden können, also neben den durch 
die Konstitution bestimmten eigentlichen Mitgliedern des 
Honorarkapitels, woraus sich zweifelsfrei ergibt, daß die 
sogenannten canonici ad honorem, die eigentlichen Mit- 
glieder, trotz dieses Namens hier keine gewöhnlichen Ehren- 
kanoniker sind; andernfalls hätte die Bestimmung gar 
keinen Sinn?) Den Honorarkapiteln werden überhaupt 


heben, wird hier nämlich ohne Einschränkung stattgegeben, „nos an- 
nuendum precibus statuimus ao deorevimus sub hisce tamen legibus: 
capitulum quatuor canonicis constabit‘‘ usw., erst im fünften Absatz, 
nachdem vorher ausführlich von der Dignität, von der Bestellung der 
Kanoniker (ad tramitem juris communis), von deren Pflichten, jeweils 
ohne irgendeinen Zusatz gesprochen ist, heißt es: „ideoque canonici ad 
honorem renuntiabuntur illi tres sacerdotes‘‘, die bisher an der Kirche 
neben dem Pfarrer wirkten und deren Hauptamt auch weiterhin, wie 
gezeigt, die Seelsorge bleibt, und dann folgt im siebenten Abschnitt 
die Bestimmung über ihre Amovibilität wie in den übrigen Konstitutionen 
(die Worte „ad honorem‘“‘ sind hier nicht mehr in Kursive gesetzt). 
Die Überschrift lautet klar „Erectionis collegiatae ad honorem““. 


1) Bei der Annahme bloßer Ehrenkanoniker würde bezüglich der 
Honorarkapitel ein ähnlicher Zustand bestehen wie in Guadeloupe und 
Martinique, wo in den sechziger Jahren ja zahlreiche Ehrendomherren 
der noch gar nicht eingerichteten Kapitel vorhanden waren, was aber 
nur als vorübergehender Zustand gedacht war, die wirklichen Domherren 
für Guadeloupe waren bereits designiert, 8. o. S. 254. 

®) Die Bestimmung über die Ernennung von Ehrenkanonikern 
gemäß Cod. jur. can. 406f. in Honorarkapiteln findet sich nur in der 
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alle Rechte und Privilegien gewährt, die den Kollegiat- 
kapiteln gemeinrechtlich zukommen.!) Was sie aber von 
normalen Kollegiatkapiteln unterscheidet, ist im wesent- 
lichen folgendes: die Kanoniker haben als Hauptpflicht 
nicht den Chordienst, wie nach gemeinem Recht, sondern 
jeweils besondere den -Kapiteln an sich fremde Aufgaben 
(Pfarrseelsorge, Religionsunterricht); und zwar ist das ihre 
nunmehrige Pflicht als Kanoniker, so daß vom Chordienst 
fast ganz abgesehen ist. In so fern ähneln die Honorarkapitel 
dem irisch-englischen Typ. Es besteht ferner kein be- 
sonderes Kapitelsvermögen, jeder Kanoniker bezieht die 
Einkünfte, die er aus seiner sonstigen Stellung als Pfarrer, 
Hilfsgeistlicher u. dgl. hat; auch das entspricht wieder dem 
irisch-englischen Typ, nur mit dem Unterschied, daß bei 
den Honorarkapiteln bestimmte Stellen in Frage kommen, 
jedoch ohne daß irgendwie eine Inkorporierung vorgenommen 
wird. Anders als bei den irisch-englischen Kapiteln ist 
aber die Bestimmung, daß hier, bei den Honorarkapiteln, 
dieses Einkommen als Präbende des einzelnen und in seiner 
Gesamtheit als Dos des Kapitels gilt, während dort ja 
Präbenden fehlen. Des weiteren ist anders, und darin 
liegt die Eigentümlichkeit der Honorarkapitel, daß die Ka- 
noniker hier nicht ad hominem, sondern sämtlich nur 
ratione officii bestellt werden, als Inhaber des bestimmten 
Postens, und daraus folgt dann die Amovibilität der Ka- 
noniker dieser Honorarkapitel; nur solange sie die betreffende 
kirchliche Stellung, etwa als Hilfsgeistliche an der Pfarr- 
kirche, bekleiden, sind sie Kanoniker mit allen daraus 
folgenden Rechten; werden sie versetzt, was bei Hilfsprie- 
stern auch gegen deren Willen geschehen kann, dann ver- 
lieren sie ohne weiteres ihr Kanonikat und sind wieder 
einfache Kleriker. 


Konstitution für Murano, woraus aber nicht folgt, daß sie für die anderen 
Honorarkapitel nicht gilt; sie diente zur Klarstellung des Wesens der 
Honorarkapitel, ist dann aber als selbstverständlich in den späteren Kon- 
stitutionen nicht mehr aufgeführt. 

1) „Cum omnibus juribus et privilegiis, quae capitulis collegialibus 
et ecclesiis collegiatis ad tramitem juris sunt propria‘“‘ bzw. „quibus aliae 
collegiatae ecclesiae utuntur, fruuntur et gaudent‘, 8. o. S. 308 bzw. 
S. 310 und 3ll. 
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Daraus ergibt sich, daß mit der Errichtung eines 
Honorarkapitels an einer Kirche in erster Linie eine Ehrung 
dieser Kirche bezweckt wird!), und daß für die einzelnen 
canonici ad honorenm die Ernennung gar keine persönliche 
Ehrung bedeutet, wie das sonst bei Kanonikern und ge- 
wöhnlichen Ehrenkanonikern der Fall ist; denn nur solange 
sie der betreffenden Kirche angehören, haben sie hier die 
Stellung eines Kanonikers. Das ist eine grundsätzliche 
Neuerung; jedes sonstige Kanonikat ist, auch unabhängig 
von der Präbende, als solches ‚uti perpetuum beneficium 
habendum‘'?), so daß der Inhaber es nur ob culpam et via 
judicii verlieren kann; das gilt selbst für gewöhnliche Ehren- 
kanoniker hinsichtlich ihrer Ehrenrechte.?) Diese Amovi- 
bilität wird für die Kanoniker der Honorarkapitel als 
Grundsatz erstmals in der Konstitution für Lavagna 
ausgesprochen, ‚eodem modo ac ceteri canonici ad hono- 
rem‘ sollen die von Lavagna, nur solange sie an der Kirche 
in Lavagna angestellt sind, Kanoniker sein, während es bei 
Frattamaggiore und Murano nur heißt ‚„eodem modo ac 
ceteri vicarii cooperatores seu cappellani amovibiles erunt 
ad tramitem juris communis‘. 

Auf die bei Murano weiter noch vorhandenen Besonder- 
heiten, nämlich das Fehlen einer bestimmten Zahl von Kano- 
nikern und ihre Zugehörigkeit zu verschiedenen Kirchen, 
möchte ich nicht zu viel Gewicht legen; es sind Eigenschaften, 


1) In der Arenga der Konstitution für St. Sosius in Frattamaggiore 
wird hervorgehoben, daß es eine besondere Sorge des Papstes sei, die 
Pfarrkirchen „peculiaribus titulis ac praerogativis condecorare“; ähnlich 
auch bei Lavagnas. In Murano, wo der Patriarch von Venedig Abbas ist 
‚(der Abteititel ist der Donatuskirche dort 1918 durch Benedikt XV. 
unter Bestellung Cyprians zum Mitpatron verliehen worden in Erinnerung 
an die ihr früher untergebene, nun zerstörte Cypriansabtei in Murano, 
Acta Ap. Sed. X 1918 S. 477f.), erfolgte die Erhebung ad collegiatam 
wohl auch, um dem Abbas ein Kapitel zu verschaffen, das ihm bei Ponti- 
fikalfunktionen assistiere; daher gleichfalls wohl die über 
seinen Vorsitz in Kapitelsversammlungen. 


2) S. C. Conc. vom 7. Juli 1904, Acta Sanctae Sedis XXXVII 
1904/05 S. 638, mit Bezug auf die englischen Kapitel. 


®) 8.0. S. 266. 
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die auch bei Kapiteln gewöhnlicher Art hin und wieder 
begegnen.!) 

Maßgebend als Bestimmungsmerkmal ist also der 
Mangel von eigentlichen Kanonikalpräbenden (als Prä- 
bende gilt etwas anderes) und die Amovibilität der Kano- 
niker. Beides bewirkt, daß im konkreten Fall ein normales 
Kollegiatstift nicht zur Entstehung gelangen kann. Was 
eine Präbende, von deren Erlangung nach Cod. jur. can. 405 
$ 1 die Rechte und Pflichten eines normalen Kanonikats 
abhängen, als beneficium ecclesiasticum für Eigenschaften 
haben muß, sagt Cod. jur. can. 1438: „omnia beneficia 
saecularia ad vitam beneficiarii conferenda sunt‘‘, es gehört 
also objektive und subjektive Perpetuität dazu, was beides 
nach gemeinem Recht wohl bei Pfarrpfründen, nicht jedoch 
bei Hilfspriesterstellen gegeben ist. Damit eine Pfarrstelle 
zur Präbende wird, muß sie ferner dem Kapitel oder dem 
betreffenden Kanonikat inkorporiert werden, was nach 
Cod. jur. can. 1423 $ 2 nach Möglichkeit vermieden werden 
soll, ganz unabhängig selbst von etwaigen aus dem Staats- 
kirchenrecht einzelner Länder entspringenden Bindungen. 
Außerdem würde die Pfründe des Pfarrers in ihrer Vereinze- 
lung keine Kanonikalpräbende darstellen, da zu einem 
regulären Kapitel nach altem und neuem Recht mindestens 
drei Kanonikate mit den dazugehörigen Präbenden er- 
forderlich sind. Es sind also rechtliche Mängel vorhanden.) 


1) Ursprünglich waren alle Kapitel ohne bestimmte Mitgliederzahl, 
und noch jetzt sieht Cod. jur. can. 394 $ 1 diese Möglichkeit vor. Die 
Verschiedenheit der Kirchen begegnet z. B. bei dem Konkathedralkapitel 
von Modruß in Kroatien, dessen neun Kanoniker an drei verschiedenen 
Orten, je drei in Novi, Bribir und Buccari, residieren, dazu noch sechs 
Ehrenkanoniker (Neher I 2 S. 217; Baumgarten-Schlecht S. 651); 
Pius IX. hat ferner 1853 im damaligen Kirchenstaat ein Kollegiat- 
kapitel an der Blasiuspfarrkirche in Palombara Sabina errichtet, zu dem 
auch wie in Murano der Klerus der zweiten Ortspfarrkirche St. Aegidius 
gehört (Acta Ap. Sed. X 1918 S. 84f.). In Murano finden, trotzdem das 
Kapitel an der Donatuskirche errichtet ist, die Kapitelsverrammlungen 
abwechselnd in beiden Kirchen statt, anders in Palombara Sabina. 
Warum in Frattamaggiore, anders als in Murano, zwei Kapitel begründet 
worden sind, erhellt nicht ganz; vermutlich war der Klerus hier zahl- 
reicher als in Murano. 

2) Warum an der zweiten Kirche in Frattamaggiore nicht ein nor- 
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Derartiges ist früher genau beachtet worden. 1480 
z. B. hatte Sixtus IV. einigen privaten Stiftern die Errich- 
tung eines Kollegiatkapitels an der unmittelbar dem Papst 
unterstehenden Pfarrkirche St. Nikolaus in Reggio bei Mo- 
dena gestattet, das aus dem bisherigen Pfarrer als Propst, 
acht Kanonikern mit Präbende und vier Vikaren bestehen 
sollte; nachträglich verlangten die Stifter aber, daß die 
Kanoniker, wenn das Interesse der Kirche es nach ihrer 
Meinung als angezeigt erscheinen lasse, von ihnen abberufen 
und durch andere ersetzt werden könnten, also ad nutum 
amovibel seien; der Papst ging darauf ein, und um die 
Ausführung zu ermöglichen, widerrief er die Genehmigung 
zur Errichtung eines Kollegiatkapitels und ordnete nun 
durch eine zweite Bulle im Jahre 1481 an, daß an der 
Kirche ‚loco canonicatuum et praebendarum‘“ von den 
Patronen vielmehr acht amovible Welt- oder Ordenspriester 
neben dem als Pfarrer inamoviblen und präbendierten 
Propst jeweils als Partizipanten ohne eigentliche Präbenden 
bestellt werden sollten, um mit den vier gleichfalls amoviblen 
Vikaren oder Choristen zusammen den Chordienst in der 
Kirche zu versehen. So kam also kein wirkliches Kollegiat- 
kapitel zustande. Wegen der äußeren Ähnlichkeit mit 
einem solchen wurde der rechtliche Unterschied jedoch bald 
übersehen, im Volksbewußtsein zunächst galt das Kollegium 
als wirkliches Kapitel und die Geistlichen daran als Kano- 
niker, und später wurden sie als solche auch seitens der 
kirchlichen Behörden bezeichnet; nur einmal, im Jahre 1766, 
berichtet der Bischof anläßlich einer Visitation: ‚la colle- 
giata 6 composta di dodici sacerdoti; otto si chiamano 
canonici, ma abusivamente, perch&e nell' atto di fonda- 
zione, si dicono sacerdot), e gli altri quattro coristi‘‘, ohne 
indessen eine Änderung des tatsächlichen Zustandes herbei- 
zuführen. Hundert Jahre später beriefen sich die Geist- 


males Kollegiatkapitel errichtet worden ist, erscheint auf den ersten Blick 
nicht klar; dort waren an sich, da eine Neustiftung von Präbenden an 
einer Nichtpfarrkirche vorliegt, die Voraussetzungen für ein normales 
Kapitel gegeben. Vielleicht wirkte das Beispiel der süditalienischen 
Rezeptivkirchen nach, oder es handelt sich gar um eine solche (hier- 
über unten mehr). 
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lichen aber darauf, als sie sich nach der auf Grund des 
italienischen Kirchengesetzes von 1867 im Jahre 1875 er- 
folgten Einziehung ihrer Güter nach Rom mit der Bitte 
um Reduzierung ihrer Chordienstpflicht wandten und dabei 
namentlich ausführten, sie seien, weil keine Kanoniker im 
eigentlichen Sinne, nicht zur Persolvierung der täglichen 
missa pro benefactoribus verpflichtet; und die Konzils- 
kongregation entschied darauf im Jahre 1878, die Stiftung 
sei nicht als wirkliches Kollegiatkapitel errichtet worden, 
allerdings habe sie auf Grund einer mehr als hundert- 
jährigen Präskription trotz entgegenstehender Bestimmung 
des Stiftungsbriefs nunmehr als Kollegiatkapitel mit allen 
Rechten und Pflichten von solchen zu gelten, weshalb der 
Antrag abgewiesen wurde.!) 

Eine ähnliche Einrichtung mit amoviblen ‚„Kanonikern“ 
war das sogenannte Schneeherrenstift am Salzburger Dom, 
das 1631 vom Erzbischof Paris von Lodron als Kollegiat- 
stift für zwölf Mitglieder unter einem dem Domkapitel 
angehörigen Propst in der Kapelle B. M. V. ad nives im 
Dom errichtet worden war. Auch hier fehlten eigentliche 
Pfründen, die Geistlichen erhielten Manualstipendien (aus 
deren Kapital das Stift als solches fundiert war) und wurden 
jeweils mit dreimonatiger Kündigung vom Erzbischof an- 
gestellt. Zweck der Stiftung war die Aufrechterhaltung 
des Chordienstes im Dom, der von den feudalen, oft ab- 
wesenden Domherren lässig betrieben wurde; so bildeten 
die Schneeherren den zweiten Chor des Domes, außerdem 
assistierten sie dem Erzbischof bei Pontifikalfunktionen 
und waren Beisitzer jm geistlichen Gericht.?) Auch hier 


I) Mit den Dokumenten abgedruckt Analecta jur. pont. XVII 
1878 S. 882f. 

%) Vgl. Josef Mezger, Historia Salisburgensis, Salzburg 1692, 
S. 763f.: „illorum nominatio ab archiepiscopi nutu pendet ..... 
neque enim hoc canonicale collegium ex beneficiis collativis sed cappel- 
laniis manualibus constare voluit illustrissimus fundator. Dotem 
sane divitem tribuit centum et quinquagena florenorum millia, quae pro 
censu 7500 fl. rhen. statibus provincise consignavit; ex hoc censu pro- 
ventus et stipendia canonicorum.‘‘ Die Kanonikate waren also laut 
ausdrücklicher Vorschrift keine Benefizien, sondern cappellaniae mere 
manuales; die Errichtung war (nach dem Bericht des letzten Salzburger 
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in Salzburg galten die Schneeherren allgemein als Kano- 
niker!), der Unterschied von wirklichen Kanonikern zeigte 
sich aber bei der Aufhebung des Stifts im Jahre 1806, 
indem für seine damals achtzehn Mitglieder wegen deren 
Amovibilität keine Pensionen ausgeworfen zu werden 
brauchten, sie wurden einfach nach Kündigung entlassen.?) 


Fürsterzbischofs an die österreichische Regierung von 1806) gedacht 
als „gestiftete ständige Besoldung für die erzbischöflichen Kapläne, 
deren Dienst, Verriohtungen und Ernennung von der Willkür eines je- 
weiligen Erzbischofs abhängt‘ (vgl Bastgen, Öst. Bistümer S. 402, 
wo der Bericht abgedruckt). 


1) Vgl. x. B. Bastgena. a. O. S. 256 „F. X. Rieger, Konsistorialrat 
und Kanonikus von Maris-Schnee‘‘, S. 400 „Collegiatstift Maris-Schnee“ 
(Ministerialschreiben vom 9. September 1806), dann Schumann, Europ. 
geneal Handbuch $. 201 „Der Collegiatkirche B. M. V. ad nives Probst“, 
1752. 

8) Bastgen a.a.O. S. 34, 36, 42, 54, 62. — Die Schneeherren 
waren nicht etwa Salzburger Domvikare, deren gab es achtzehn außer- 
dem. Die Einrichtung eines zweiten Kapitels in der Domkirche, als 
jüngere Gründung neben dem Domkapitel und zu dessen Ersatz beim 
Chordienst, kam in Deutschland (vielleicht auch anderswo) häufiger vor; 
so z. B. in Trier, wo die zwölf Präbendaten der Liebfrauenkirche (Dom- 
annexkirche) seit dem 14. Jahrhundert ein Kollegium bildeten, das dem 
Domdechanten unterstand, und dessen Glieder im Dom neben den dortigen 
Vikaren und Altaristen den Chordienst gegen Anteil an den Präsenz- 
geldern versehen mußten (Bastgen, Geschichte des Trierer Domkapitels 
im Mittelalter, Veröffentlichungen der Sektion für Rechts- und Sozial- 
‘wissenschaft der Görresgesellschaft VII, Paderborn 1910, S. 170f.), ferner 
in Freising das Kollegiatstift St. Paul in der Domkirche (Schematismus 
von 1841 S. XVI), in Eichstätt der Willibaldschor (Schmidlin, Kirch- 
liche Zustände a.a. O0. II S.79 „Dr. Ge»rg Branden, Kanonikus des 
Willibaldschors im Dom‘“‘, 1589); im Lütticher Dom gab es, unabhängig 
von den Vikaren, noch zwei Nebenkapitel, die canonici 8. Materni und 
die canonici parvae mensae, die beide unter den Domherren im Chor 
saßen und canonici secundarii hießen (Josef Görres, Das Lütticher 
Domkapitel bis zum 14. Jahrhundert I Berlin 1907, S. 13f., 36f.).. Mit- 
unter waren auch die Domvikare selbst als Kapitel mit Dignitäten orga- 
nisiert, das als solches auch Korporationsrechte besaß; so war ee z. B. in 
Straßburg, wo die Vikare als sog. Hoher Chor (summus chorus) dem 
eigentlichen Kapitel (sog. Hohes Kapitel) an die Seite traten, erste Dignität 
war der Chorkönig, der die von Heinrich II. gestiftete Königspfründe 
versah (Neher I 1 8. 470f.); so auch im alten Aachener Münster, wo 
vierundzwanzig Vikare als Johannisherren ein Kapitel hatten, daneben 
gab es noch einige nicht zum Johanniskapitel gehörige Vikare (Nieder- 

Zeitschrift für Rechtsgeschichte, XLV. Kan. Abt. XIV, 
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Einrichtungen endlich, die ganz den eingangs erwähn- 
ten neuen Honorarkapiteln entsprechen, sind bereits im 
Laufe des 19. Jahrhunderts in Italien zu beobachten, wo 
verschiedentlich aus dem Klerus einer Pfarrkirche (Pfarrer 
und seinen amoviblen Gehilfen) ein Kollegiatkapitel ge- 
bildet worden ist, dessen Kanoniker abgesehen vom Pfarrer 
rechtlich nach wie vor bloß Kooperatoren waren; so wohl 
das 1853 von Pius IX. errichtete, 1918 von Benedikt XV. 
den veränderten Zeitverhältnissen angepaßte Kapitel von 
St. Blasius in Palombara Sabina!); von anderen Fällen aus 
den Jahren 1880 und 1884, in denen Pfarrgehülfen die 
Rechte von Kanonikern beigelegt worden sind, berichtet 
Geigel?). Auch das Kollegiatkapitel in Trau bei Spalato 
an der Adria bestand nach Neher 1865 aus einem Erz- 
priester (Pfarrer) und fünf Kapitularkooperatoren.?) 

Das sind Beispiele, die sich bei systematischem Nach- 
suchen zweifellos werden vermehren lassen; die Literatur 
gibt leider wenig Aufschluß darüber.) Alle die genannten 


rheinisch-westfälischer Kreiskalender 1770 S. 27f.); auch die zweiund- 
zwanzig Vikare an St. Gereon in Köln bildeten ein eigenes Kapitel (eben- 
dort S.60, s. auch o. S. 219). Das alles waren aber, anders als in Salz- 
burg, Inhaber von Benefizien und deshalb inamovibel. 

1) S. o. 8.318 Anm. 1. Da dessen Einkünfte durch die staatliche 
Säkularisierung von 1867 bis auf die für die beiden Pfarrer und je einen 
Gehilfen notwendigen eingezogen worden sind, bestimmte Benedikt XV. 
am 3. Februar 1918, daß es fortan den tatsächlichen Verhältnissen ent- 
sprechend auch de jure aus vier Kanonikern, nämlich den beiden Pfarrern 
und deren Gehilfen bestehen solle; einziger Dignitär ist der Pfarrer 
von St. Blasius; jeder Pfarrer muß in seiner Kirche den Pfarrgottes- 
dienst halten, die beiden Gehilfen (Kanoniker) müssen ihren Pfarrern 
in der Seelsorge so beistehen, ‚ut Codex juris canonici vicariis coope- 
ratoribus praecipit‘‘; der Chordienst, und zwar allein in der Blasiuskirche, 
ist beschränkt auf Hochamt und Vesper an den gebotenen Festtagen 
und sonstigen besonders feierlichen Tagen des Jahres und die Funk- 
tionen der Karwoche (Acta Ap. Sed. X 1918 S. 8Af.). 

%) Italienisches Staatskirchenrecht a. a. O. S. 128 Anm. ]l. 

®) Statistik a.a. 0. 12 S.211. Vgl. ferner Acta Ap. Sed. I 1913 
S. 125f., das Kollegiatkapitel in Fontana Lira bestand 1789 aus „archi- 
presbytero curam animarum gerente et quatuor canonicis, quibus onus 
incumbit illum coadjuvandi“. 

*) Anders ist es mit den im 17. Jahrhundert errichteten beiden 
oberbayrischen Kapiteln Laufen und Tittmoning, jedes, wie schon früher 


Ehrenkanoniker und Honorarkapitel. 323 


Institute sind trotz Besitzes der Kapitelsrechte keine Ka- 
pitel im eigentlichen Sinne, gleichwohl verlautet nichts von 
ihrer etwaigen Bezeichnung als capitula ad honorem. Das 
Verständnis für die Notwendigkeit einer besonderen Be- 
zeichnung derartiger Kapitel zeigte sich bei den kirchlichen 
Stellen, soweit ich sehe, zuerst in Süditalien Ende des 
19. Jahrhunderts. Ich habe folgende Beispiele gefunden. 

In Francavilla Fontana (zwischen Taranto und Brindisi) 
war das aus fünf Dignitären und fünfzehn Kanonikern 
bestehende Kollegiatkapitel infolge staatlicher Aufhebung 
durch allmähliches Wegsterben der Mitglieder im Jahre 
1884 auf einen Dignitär und vier Kanoniker zusammen- 
geschrumpft, die alt und krank waren, so daß zu befürchten 
war, daß das Kapitel bei deren baldigem Wegfall ganz 
aussterben und aufhören würde; um das zu verhüten, er- 
nannte der Bischof mit Zustimmung der verbliebenen Kano- 
niker von den achtundzwanzig an der Kirche wirkenden 
amoviblen Partizipanten drei zu Dignitären und sieben zu 
Kanonikern mit Chordienstpflicht und Sitz und Stimme 


erwähnt, mit Dekan und sechs Kanonikern, von denen drei als Kurat- 
kanoniker dem Dekan in der Pfarrseelsorge beistehen, während die übrigen 
drei als Inkuratkanoniker ursprünglich nur für den Chordienst bestimmt 
waren; im 19. Jahrhundert wurden hier auf sämtliche Kanonikate, ob- 
wohl sie fundiert sind (wenn auch nicht in getrennten Präbenden), in 
einer kirchenrechtlich nicht ganz einwandfreien Weise gewöhnlich nur 
Provisoren ernannt, also amovible Verwalter (so Münchener Schematis- 
mus 1841 S. 36 bzw. % für 1840; Mayer-Westermayer a.2.0. I S. 719f. 
bzw. III S. 4058 für 1874 bzw. 1880; Baumgarten-Schlecht aa. 0. 
8. 141 für 1900); hier ist ohne rechtlichen Grund rein tatsächlich der 
Zustand eingetreten, der bei den anderen erwähnten Beispielen von 
Rechts wegen besteht. Einzelne amovible Kanoniker sind ferner die 
französischen Generalvikare, die während ihres Amtes zum Domkapitel 
gehören, ebenso der für den oldenburgischen Teil der Diözese bestellte 
Offizial des Bischofs von Münster in Vechta, der als solcher ad nutum 
des Bischofs steht und daher bei Abruf ebenso wie die Generalvikare in 
Frankreich das ihm kraft Amts gebührende Kanonikat verliert, wäh- 
rend der Propst von St. Hedwig in Berlin und der Stadtpfarrer von Frank- 
furt (bzw. jetzt Dompfarrer, denn neuerdings ist Frankfurt in mehrere 
Pfarreien aufgeteilt), die gleichfalls ratione officii Kanoniker sind, als 
Pfarrer subjektive Perpetuität haben, so daß sie das mit ihrem Amt ver- 
bundene Kanonikat nur durch freiwilligen Verzicht verlieren (natür- 
lich auch bei Strafentsetzung u. dgl.). 
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im Kapitel, jedoch ohne andere Einnahmen, als sie bisher 
schon hatten und ohne Veränderung ihrer Stellung, und 
nannte sie Ehrenkanoniker bzw. Ehrendignitäre.!) Nach 
Aussterben der alten Titularkanoniker besteht das Kapitel 
jetzt nur aus diesen sogenannten Honorarkanonikern, die 
aber alle Kapitelsrechte haben, also keine Ehrenkanoniker 
im gewöhnlichen Sinne sind. Sie gleichen den vorher er- 
wähnten Pseudokanonikern von St. Nikolaus in Reggio, 
die ebenfalls (wie De Luca, von ähnlichen Fällen aus- 
gehend, es im 17. Jahrhundert definiert) kein Kanonikat 
„in titulum collativum‘‘ hatten; ‚„canonicus‘, sagt er?), 
„dicitur ille, qui habeat canoniam in titulum collativum 

., non autem, qui sine aliquo titulo (wenn auch 
participans de massa communi und admissus ad gremium) 
solam habeat nuncupationem impropriam ac abusivam de 
facto, quae non facit canonicum‘‘; sie waren keine nor- 
malen Kanoniker, traten aber wie solche auf Der Begriff 
Honorarkapitel, capitulum ad honorem, der hier noch 
nicht vorkommt, begegnet amtlich zuerst 1905 in einer 
gleichfalls auf Süditalien bezüglichen Entscheidung der 
Konzilskongregation. Als Tatbestand lag ihr zugrunde das 
Verlangen des Klerus an der dem Domkapitel auf Gozo 
(neben Malta) inkorporierten Pfarrkirche St. Georg in Borgo, 
zu einem collegium canonicorum konstituiert zu werden; 
sämtliche Geistliche waren amovibel, die Pfarrobliegenheiten 
versah ein Domkapitular. In diesem Antrag, der aus dem 
Jahre 1895 stammt, wird das erstrebte Kapitel richtig 
collegium honorarium genannt, nachher in den vor der 
bischöflichen Kurie in Gozo geführten Verhandlungen auch 
collegium canonicorum ad honorem, und in der endgültigen 
Entscheidung der Konzilskongregation vom 29. Juli 1905, 
die aus rein äußeren Gründen (nämlich wegen Fehlens 
der Zustimmung des Domkapitels, dem die Kirche gehörte) 
die Errichtung verbot, heißt es: „. . . . non esse lo- 


1) Acta Sanctae Sedis XVIII 1885 S.585f. Der Fall gelangte 
aus einem hier nicht interessierenden Grund vor die Konzilskongregation, 
dadurch ist er bekannt geworden. 

2) Theatrum veritatis et justitiae a. a. O. XII S. 356f., Discursus 19 
de canonicis n. 5f. 
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cum erectioni capituli .... ad honorem in ecclesia 
8. Georgü.‘“!) 

Daß hier bei einer süditalienischen Kirche der Begriff 
Honorarkapitel verwendet wird, ist kein Zufall. In Süd- 
italien nämlich ist dieser Begriff, allerdings nicht von offi- 
zieller kirchlicher Seite, bereits vor einem Jahrhundert ge- 
funden worden; er entstammt dem sizilisch-neapolita- 
nischen Staatskirchenrecht. Das unterschied damals 
genau zwischen einer ‚collegiata vera e propria‘‘ und einer 
„collegiata disemplice onorificenza‘ oder ‚in quanti 
agli onori“. Hier in Süditalien waren und sind sehr ver- 
breitet die sogenannten ‚‚chiese ricettizie‘‘, im Patronatrecht 
stehende Kirchen privater Stiftung und weltlichen Cha- 
rakters (enti laicali), an denen es keine eigentlichen Pfründen 
gibt und deren partecipanti, gewöhnlich ohne festbestimmte 
Zahl (daher ecclesia receptiva oder recepticia genannt), als 
Kollegium mit Korporationsrechten organisiert in der Kirche 
Chordienst abhalten, ohne indessen rechtlich ein Kapitel 
von Kanonikern zu sein?) Wenn nun, wie das häufig 
vorkam?), eine solche Kirche, deren Kollegium in seiner 
äußeren Erscheinung einem Kanonikerkapitel ähnelte, von 
der kirchlichen Behörde zur collegiata erhoben und ihre 
Geistlichen zu Kanonikern gemacht werden sollten, dann 
widersprach der Staat, weil die Kirche dadurch ihren Cha- 
rakter verändert haben würde; denn damit wären die parte- 


1) Analecta ecclesiastica XIII 1905 8. 329f. 

2) Vgl. über diese Kirchen Geigel, Italienisches Staatskirchen- 
recht S. 128 Anm. 2, ferner über die Stellung und die Pflichten der Kle- 
riker an ihnen eine Entscheidung der Konzilskongregation von 1876, 
Analecta jur. pont. XV 1876 S. 980f. und aus älterer Zeit De Luca, 
Theatrum XII S. 356f. Disc. 19, 21, 22; dort in 21 (S. 361f.) die Defi- 
nition: „quoddam improprium collegium seu congregatio ... . aliquo- 
rum simplicium preebyterorum ...., qui .... ad instar ecclesiae 
collegiatae illi (der betreffenden Kirche) inserviunt ac de quadam massa 
communi participant, dictumque consortium propris habet statuta‘; 
die Kleriker werden nicht in titulum collativum providiert (Disc. 22, 
8. 364). 

%) Vgl hierüber Francesco Scaduto, Erezione delle collegiate 
e concessione delle insegne competenza (Beiträge zum Kirchenrecht, 
Festschrift Emil Friedberg zum 70. Geburtstag gewidmet), Leipzig 1908, 
S. 2451. 
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cipazioni zu Pfründen geworden, deren Besetzung nach den 
Vorschriften des gemeinen Rechts hätte vorgenommen wer- 
den müssen (in titulum collativum), so daß an Stelle der 
bisher privaten, der Laienverwaltung unterliegenden ricet- 
tizia nun eine Öffentliche, der geistlichen Gerichtsbarkeit 
unterworfene Kirche getreten wäre. Das aber ließ der Staat 
damals nicht zu, er gestattete vielmehr nur, daß die Er- 
hebung zur Kollegiatkirche und die damit verbundene Ver- 
leihung der Kapitelsinsignien an deren Klerus ehrenhalber 
vorgenommen wurde, und betonte stets und bei allen Ge- 
legenheiten den ‚‚carattere puramente onorifico della tras- 
formazione in collegiata ........ e perciö le parte- 
cipazioni della ricettizia non fossero diventate canonicati, 
e che quindi alla nomina per le medesime ....... 
non fossero applicabili le norme per la nomina ai canoni- 
cati“.!) Auch diese reinen Honorarkapitel hatten dann 
alle Kapitelsrechte, insbesondere die Autonomie, und glie- 
derten sich später zu den partecipanti noch Ehrenkanoniker 
im gewöhnlichen Sinne an.?) 

Hier ist also der Begriff des capitulum ad honorem, 
wie er im offiziellen Kirchenrecht neuerdings in den Kon- 
stitutionen für Murano, Frattamaggiore und Lavagna be- 
gegnet, bereits vollkommen ausgebildet. 

Um eine solche Rezeptivstiftung, die anstatt an einer 
privaten Kirche selbständig zu sein, auch einer bestehenden 
öffentlichen Kirche (Pfarr- oder Stiftskirche) angegliedert 
sein kann?), handelt es sich bei den achtundzwanzig Parti- 
zipanten der genannten Kollegiatkirche in Francavilla Fon- 
tana (hier also neben einem wirklichen Kapitel). Dem 
trug der Bischof Rechnung, als er einen Teil der Geist- 
lichen zu Kanonikern machen wollte: wenn sie ihre Parti- 
zipantenstellung behalten sollten — was jetzt wesentlich 
war, da Rezeptivstiftungen, weil privater Kompetenz, nach 


1) Scaduto a.a. O. S. 251. Zahlreiche Beispiele ebendort S. 253f. 

?) Scaduto S. 262f. von 1835, „canonici sopranumeri e semplice- 
mente d’onore senza aver parte o preferenza alla collegiata‘‘ gegenüber 
den „sacerdoti anziani componenti quella communia“, 

®) Geigel, Ital. Staatskirchenrecht S. 128 Anm. 2 und De Luca, 
Disc. 19 de canonicis a. a. O. XII S. 356f. 
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dem Gesetz von 1867 nicht wie die Kollegiatkapitel der 
staatlichen Aufhebung unterlagen!) —, dann konnten sie nur 
honoris causa, nicht wirklich Kanoniker werden ; der Bischof 
nannte sie deshalb Ehrenkanoniker, zu einer Zeit, als 
dieser Begriff noch nicht gesetzlich festlag und daher viel- 
gestaltig war; so wurden ja auch noch im Jahre 1912 die 
Kanoniker von St. Ferjeux genannt. Neuestens geht auch 
Rom selbst diesen Weg, die beiden jüngsten. bisher von mir 
noch nicht berücksichtigten Honorarkapitelerrichtungen 
betreffen nichts anderes als die Umwandlung von Rezeptiv- 
in Kollegiatkirchen, jetzt aber auch offiziell nur durch 
Erhebung zur collegiata ad honorem, wie es früher das 
Staatskirchenrecht wollte. So geschehen durch Pius XI. 
am 20. November 1924 hinsichtlich der beiden Kirchen 
St. Peter und Paul bzw. St. Sebastian in Acireale auf 
Sizilien. An diesen Kirchen bestanden unter einem Rektor 
je eine communia von Geistlichen, die ein capitulum 
collegiale zu bilden wünschten; der Papst stimmte zu 
und errichtete an jeder Kirche jetzt ein capitulum col- 
legiale ad honorem unter Erhebung der Kirche zur 
collegiata mit allen Rechten, die den Kollegiatkapiteln 
zustehen. Für die Zukunft wird die Zahl der Mitglieder 
für jede Kirche begrenzt auf den Dekan und zehn Kano- 
niker; der Dekan soll jeweils vom Papst, die Kanoniker 
sollen vom Bischof bestellt werden, alle sind amovibel; 
der Dekan ist stets rector ecclesiae. Aufgabe der Kano- 
niker ist wie bisher die Aushilfe bei der Seelsorge und 
Katechese in den Kirchen der Stadt nach Anordnung 
des Bischofs. Über den Chordienst sollen die Statuten 
befinden; die Vermögensverwaltung und die Verteilung 
der Einkünfte bleibt wie bisher, nur soll jetzt ein Drittel 
der Einkünfte zu Präsenzen verwandt werden.?) 


1) Vgl. hierüber z. B. die Verhandlungen der Synode von Neapel 
aus dem Jahre 1882 im Archiv für kath. Kirchenrecht LI 1884 S. 77£ 

2) Beide Konstitutionen vom gleichen Tage, Acta Ap. Sed. XVII 
1925 S. 92f. bzw. 94f., im Aufbau und Inhalt sind sie der zweiten für 
Frattamaggiore nachgebildet. Diese Urkunden wurden nach der ersten 
Drucklegung vorstehender Arbeit veröffentlicht; sie bilden eine wert- 
volle Bestätigung der gefundenen Ergebnisse. 
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Im neapolitanisch -sizilischen Staatskirchenrecht wurde 
im 18. und 19. Jahrhundert ferner stets dann einer Kirche 
die Anerkennung als collegiata vera et propria vorent- 
halten, wenn ihre Erhebung (wie das gleichfalls häufig 
vorkam) nicht vom Papst, dem dieses Recht seit Kle- 
mens VIII. als Reservat zustand, sondern nur vom Bischof 
vorgenommen worden war. Scaduto behandelt diese 
Fälle eingehend.!) Derartige Erhebungen wurden vom 
Staat gleichfalls nur in quanti agli onori anerkannt.?) 
Auch das hat Rom jetzt aus Zweckmäßigkeitsgründen 
übernommen, wie eine neue Konstitution Pius XI. vom 
20. Oktober 1924, betreffend die Pfarrkirche St. Maria 
de eleemosyna in Albavilla bei Catania auf Sizilien zeigt. 
Dort befand sich ein collegium sacerdotum, das sola 
Ordinarii auctoritate als Kapitel errichtet war, weshalb 
der Bischof nun beim Papst beantragte, es zu einem 
verum et ordinarium capitulum zu erheben; der Papst 
bewilligt das, schafft aber selbst auch bloß ein capitulum 
collegile ad honorem, womit die Kirche offiziell 
kirchenrechtlich das wird, was sie vorher vom Stand- 
punkt des Staates aus gewesen war, eine collegiata ad 
honorem, freilich kirchlich mit allen Rechten anderer 
Kollegiatkirchen.?) 

Bei diesen Fällen zeigt sich unzweifelhaft die Über- 
nahme des bisher nur staatskirchenrechtlichen Begriffs einer 
lediglich honoris causa erfolgenden Umwandlung in Kano- 
nikate in das offizielle Kirchenrecht. Und als man auf 
diese Weise (es werden sicher im 19. Jahrhundert noch 
ähnliche Fälle vorgekommen sein) den Begriff des capi- 
 tulum ad honorem einmal in die Kirche eingeführt hatte, 
machte man ihn sich temporum ratione habita zu eigen, 


1) A.2.0. S. 245f. 
2) Scaduto, ebendort (es war eine Verleihung der Insignien). 


2) Acta Ap. Sed. XVII 1925 S. 89f. Das Kapitel besteht aus 
vier Dignitären (Propst, Kantor, Thesaurar und Dekan), acht Kano- 
nikern und acht Mansionariern; Propst ist der jeweilige Pfarrer, die 
übrigen Dignitäre, die Kanoniker und Mansionarier sollen nach gemei- 
nem Recht bestellt werden; alle Einkünfte, auch die aus der Dos, 
sollen als Präsenzen verteilt werden; Chordienst nach den Statuten. 
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um ihn mit dem hervorragend praktischen Blick, der das 
Kirchenrecht immer ausgezeichnet hat, in der späteren Zeit 
an amtlicher kirchlicher Stelle auch in anders gearteten 
Fällen zu verwenden, überall da, wo aus tatsächlichen oder 
rechtlichen Gründen (in erster Linie beim Mangel von Prä- 
benden, die in titulum collativum hätten verliehen werden 
können) die Errichtung eines normalen Kapitels nicht in 
Frage kam; so bereits in dem erwähnten Falle der Georgs- 
kirche in Borgo, bei dem die Unselbständigkeit der Kirche 
im Wege stand und es sich ausschließlich um amovible 
Pfarrgehilfen handelte. Und zwar sowohl vor als nach 
Inkrafttreten des neuen Kirchenrechts, das hierüber ja 
keine Bestimmungen enthält. Die erste nachweisbare, 
von der kirchlichen Zentrale ausgehende Errichtung eines 
Honorarkapitels auf neuer Basis (1912 in St. Ferjeux) 
ist in Frankreich erfolgt, da, wo kurz vorher alles Kirchen- 
gut vom Staat eingezogen worden war, so daß die In- 
korporierung des Pfarrgutes zwecks Bildung eines Prä- 
bendalvermögens auf wunüberwindliche Schwierigkeiten 
gestoßen wäre!) Wo die Verhältnisse günstiger lagen, 
wo insbesondere genügendes und zur Bildung von Prä- 
benden freies Vermögen vorhanden war, da schritt man 
auch jetzt noch zur Errichtung von Kapiteln im alten 
Sinn, so 1909 in Jatiba in Spanien.?) Das war unter der 


1) Strenggenommen fehlen eigentliche Präbenden auch in allen 
im 19. Jahrhundert nach der staatlichen Aufhebung neu errichteten 
Domkapiteln in Deutschland, Frankreich usw., wo ja überall den Dom- 
herren lediglich ein Staatsgehalt gewährt wird; jedoch wird offiziell 
darüber hinweggesehen. 

2) Acta Ap. Sed. I 1909 S. 279f.; dort hatte an der Marienkirche 
vom 13. Jahrhundert her ein Stiftakapitel bestanden, das 1851 durch 
das spanische Konkordat kirchlicherseits aufgehoben wurde, wobei aber 
der an der nunmehrigen Pfarrkirche angestellte Klerus (Pfarrer und 
zwanzig Geistliche) den Chordienst beibehalten hat; weil genügend 
Einkünfte vorhanden sind (so die Motivierung), hat der Papst nun auf 
Bitten des Pfarrers die Kirche wieder zur Kollegiatkirche mit Kapitel 
erhoben, das aus einer Dignität (mit dem in Spanien üblichen Titel Abt), 
zehn Kanonikalpräbenden und zehn Benefizialpräbenden für Vikare 
bestehen soll; der Abt hat die cura animarum über die Pfarre, in der 
Pfarrseelsorge sollen drei von den Benefizisten ihn unterstützen; alle 
haben Residenzpflicht und müssen täglich Chordienst halten, für jede 
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Herrschaft des alten Rechtes. Ebenso verfuhr man 1919, 
also unter dem neuen Recht, in Sao Sebastiao in Brasilien.t) 
Im ganzen ist das capitulum ad honorem aber die beweg- 
lichere Form und darum schon jetzt vielleicht beliebter, 
wenngleich sie nicht überall angebracht erscheint, nament- 
lich nicht für Kathedral- und Metropolitankapitel, bei denen 
die Kanoniker zugleich den Senat des Bischofs bilden und 
es deshalb auf die Auswahl ihrer Person besonders an- 
kommt; hierfür sind amovible Vikare nicht am Platz. 
Darum sind z. B. 1918 in Monreale auf Sizilien und 1921 
in Montevideo Kapitel mit inamoviblen Kanonikern ge- 
bildet worden, trotzdem, namentlich in Montevideo, zu- 
nächst noch keine genügenden Mittel für Präbenden vor- 
handen sind; es wurde der irisch-englische Typ befolgt.?) 
Von derartigen besonderen Fällen abgesehen, scheint 
mir die Einrichtung der Honorarkapitel aber eine Zukunft 
zu haben, sie verdient jedenfalls beachtet zu werden. Neben 
den Kanoniker alter Observanz (mit oder ohne Präbende) 
und den Ehrenkanoniker im gewöhnlichen Sinne ist der 
amovible Kanoniker eines Honorarkapitels getreten, der 
jetzt als Typ ausgebildete canonicus ad honorem.?) Aus 
diesem Grunde ist es bedauerlich, daß der Codex juris 
canonici bei den Ehrenkanonikern keine feste Terminologie 
hat, indem er sie, wie oben schon berührt, promiscue als 
canonici honorarü und canonici ad honorem bezeichnet; 
die neueren Konstitutionen für die Honorarkapitel haben 


Stelle wird durch Aufteilung des Kirchenvermögens eine Präbende 
dotiert, außerdem wird ein Fabrikgut ausgeschieden. 


3) Acta Ap. Sed. XI 1919 S. 337; es war eine der in Südamerika 
häufigen gut dotierten privaten Bruderschaftskirchen, an der zahlreiche 
aus dem Vermögen der Bruderschaft unterhaltene Geistliche nach einer 
Stiftung von 1764 den Chordienst abhielten; die Kirche wird nun zur 
Kollegiatkirche, und zwar zur insignis (s. o. S. 186) erhoben und aus 
dem chorus cappellanorum ein Kollegiatkapitel mit sechzehn Kapitularen 
und acht Chorbenefiziaten zu deren Unterstützung errichtet (s. o. S. 178 
und S. 185 Anm. l). 

2) Acta Ap. Sed. X 1918 S. 414 bzw. XIII 1921 S. 489; über Monte- 
video 8. 0. S. 284: 

9) Vgl. die Konstitution von Lavagna, „eodem modo ac ceteri 
canonici ad honorem‘“‘, o. S. 313. 
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die auch hier zunächst unsichere Terminologie!) befestigt 
und sprechen nun konsequent von canonici ad honorem, 
wenn die amoviblen Kanoniker der Honorarkapitel gemeint 
sind, während die gewöhnlichen Ehrenkanoniker in ihnen?) 
als honorarii erscheinen. Es empfiehlt sich daher, die Be- 
zeichnung canonious ad honorem hinfort nur für die Mit- 
glieder der Honorarkapitel zu verwenden. 

Die Honorarkapitel, sagte ich, haben eine Zukunft. 
Vielleicht ist diese Einrichtung auch für Deutschland nutz- 
bar zu machen. Hier sind ja, wie eingangs erwähnt, alle 
Stiftskapitel bis auf die wenigen dort genannten Überreste 
staatlich säkularisiert worden. Das berührte natürlich zu- 
nächst nicht ihre kirchliche Existenz, eine Selbstverständ- 
lichkeit, die auch der Reichsdeputationshauptschluß von 
1803 (die staatsrechtliche Grundlage der Säkularisation) 
anerkannte, indem er ausdrücklich das Fortbestehen der 
aufgehobenen Stifte als geistliche Institute erklärte.?) 
Gleichwohl hörten sie bald tatsächlich zu bestehen auf, 
die Zahl der Mitglieder verringerte sich von Jahr zu Jahr, 
da neue wegen der Sperrung der Einkünfte nicht auf- 
genommen werden durften, und der Chordienst schlief ein, 
vielfach wurde seine Beibehaltung sogar von der Auf- 
hebungskommission verboten.*) Auf den in den italienischen 


1) Vgl die honorarii in St. Ferjeux. 

2) Vgl. die Konstitution für Murano, o. 8. 309. 

®) Art. 53, 62; vgl. Ebert, Territorialismus 8. 58, s. auch o. S. 240. 

4%) Vgl z. B. Lehmann-Granier, Preußen und die kath. Kirche 
a.8.0. IX Nr. 612, betreffend das Severistift in Erfurt. Wessenberg 
beklagte sich in einer dem Wiener Kongreß im April 1815 überreichten 
Flugschrift (Die deutsche Kirche, ein Vorschlag zu ihrer neuen Begrün- 
dung; abgedruckt bei Mejer, Römisch-deutsche Frage I S. 238f.) dar- 
über, daß die Regierungen die alten Domkapitel infolge der staatlichen 
Säkularisierung auch in ihrer kirchlichen Eigenschaft als gänzlich auf- 
gelöst betrachten, was natürlich falsch sei, wozu aber deren Mitglieder 
zum Teil selbst den scheinbaren Vorwand geliefert hätten, indem sie 
sich, was auch sonst mit Unwillen beobachtet wurde (vgl. z. B. Mejer I 
8. 344 die Äußerung des Bamberger Vikariatsrats Frey von 1811), nach 
dem Erlöschen ihrer politischen Existenz gern auch jeder aus der kirch- 
lichen Verfassung hervorgehenden Verpflichtung entzögen, die nicht 
durch den Reichsdeputationshauptschluß berührt sei. Über das kirch- 
liche Fortbestehen der staatlich aufgehobenen deutschen Kapitel äußerte 
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Kapiteln nachher gefundenen Ausweg der Zuziehung von 
residierenden Ehrenkanonikern zur Chordiensthilfe kam 
man nicht, da bei dem bald eintretenden Priestermangel 
die Zahl der hierfür verfügbarer Geistlichen, anders als 
im priesterreichen Italien, zu gering war, auch, wie schon 
angedeutet, der Sinn für die Erhabenheit des Chordienstes 
zu damaligen Zeiten völlig geschwunden war. So kam es, 
daß die Chöre der Stiftskirchen verstummten und diese 
günstigenfalls zu gewöhnlichen Pfarrkirchen wurden.!) 

Die in letzter Zeit mächtig anschwellende liturgische 
Bewegung legt nun den Gedanken nahe, einige dieser Stifts- 
kirchen, namentlich solche von hervorragender allgemein- 
geschichtlicher Bedeutung, wieder zu beleben. Ich denke 
da etwa an die herrlichen Dome von Xanten, Erfurt, Soest, 
Frankfurt oder auch an die verwaisten Kathedralen Kon- 
stanz, Freising, Worms, Minden. An ihnen neue Kollegiat- 
kapitel im eigentlichen Sinne mit Präbenden zu errichten 
erscheint selbstverständlich aussichtslos; sie wären aber 
würdig, collegiatae ad honorem zu werden, um dadurch 
ihre alte Ehre zurückzuerhalten.?) So könnte in Erfurt 
z. B. der Stadtklerus (außer den fünf Domgeistlichen sind 
es noch sieben Pfarrer und ein Vikar bei einer immerhin 
bescheidenen Seelenzahl) leicht zum Kapitel an der Stifts- 
kirche B. M. V. zusammengeschlossen werden, etwa aus dem 
Propst, acht Kanonikern (der Dom- und die Stadtpfarrer) 
und vier Vikaren bestehend, jeder ohne Änderung seiner 
Stellung und bisherigen Pflichten, ohne Änderung auch 


sich auch Consalvi in einer Note vom 24. September 1819 an die Frank- 
furter Konferenz, auf der man davon ausging, es gebe in Deutschland 
keine Kapitel mehr; Consalvi antwortete darauf treffend, „wenn ein 
Kapitel dadurch untergehen sollte, daß man ihm die Güter nimmt, so 
müßte auch ein Mensch, der sein Vermögen verliert, dadurch sterben‘“ 
(Mejer 11I S. 43). 


1) Anders war es außer in Italien auch z. B. in Spanien (e. o. S. 328 
Anm. 1) und in Irland, wo sich einige Kapitel trotz Verlustes ihrer 
Einkünfte erhalten hatten (s. o. S. 282). 

2) Bei der Erhebung der Sebastianskirche in Acireale zur colle- 
giata ad honorem betont der Papst in der Arenga, daß besonders die 
historisch berühmten Kirchen geehrt zu werden verdienen (Acta Ap. 
Sed. XVII 1925 S. 94). 
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seines aus dem verschiedenen selbständig bleibenden Pfarr- 
gut herrührenden Einkommens; dessen Chordienst könnte 
darin bestehen, etwa Sonntags und an Festtagen nach Ab- 
haltung des Pfarrgottesdienstes (der in allen Kirchen dort 
auch jetzt schon in der Frühe stattfindet) das von den 
kleinen Horen umrahmte Hochamt und nachmittags die 
Vesper gemeinsam im Dom zu begehen. 1802 bestand das 
Domstift in Erfurt aus Propst (einem Mainzer Domherrn), 
Dekan, zehn Kanonikern und acht Vikaren; da das alte Ka- 
pitel erst 1837 staatlich aufgehoben wurde!), ist die hundert- 
jährige Präskription noch nicht eingetreten, so daß eine 
direkte Fortsetzung des alten Kapitels vorliegen würde. 
Ähnlich könnte vielleicht aus dem Frankfurter Stadtklerus 
ein Honorarkapitel am dortigen Bartholomäusdom gebildet 
werden. Auch die genannten ehemaligen Kathedralen 
könnten auf diese Weise wieder zu einem Kapitel kommen, 
ihr jetziger Zustand als Pfarrkirche erscheint ihrer Ver- 
gangenheit nicht angemessen. Daß bei ihnen jetzt meist 
nur eine geringe Zahl von Geistlichen in Frage kommt, 
ist kein Hinderungsgrund, von den italienischen Kollegiat- 
kirchen haben manche auch nur drei bis vier Mitglieder; 
sie alle können durch auswärtige Ehrenkanoniker gewöhn- 
licher Art verstärkt werden. Der Chordienst müßte natür- 
lich gering sein. 

Andere der genannten Kirchen oder auch sonstige dieser 
Art, für die ebenfalls nicht schon ein zahlreicher Klerus 
am Ort verfügbar ist, könnten auf andere Weise ein Kapitel 
erhalten, nämlich durch Verpflanzung emeritierter oder 
sonst privatisierender Geistlicher, die jetzt ja mangels ge- 
eigneter Emeritenhäuser in den einzelnen Diözesen meist 
für sich allein leben. So denke ich mir Xanten oder Soest, 
beides ruhige Orte, als geeignete Stätten hierfür. Die alten 
Geistlichen müßten veranlaßt werden, die ihnen gemäß 
Cod. jur. can. 1429?) oder (wo das vorgesehen ist) nach 


1) Es blieb 1803 zunächst unangetastet, weil seine verhältnismäßig 
geringen Einkünfte nicht für die zu zahlenden Pensionen ausgereicht 
hätten (G. Richter, Quellen und Abhandlungen zur Geschichte der Abtei 
und Diözese Fulda XI 1923 S. 89 Anm. 3). 

:) Vgl. hierzu die Entscheidung der Konzilskongregation vom 
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Maßgabe der Staatsgesetze zu gewährende Pension bzw. 
ihre sonstigen Einkünfte am Ort der Stiftskirche zu ver- 
zehren und ihr tägliches Brevieroffizium, zu dem sie ohne- 
hin verpflichtet sind, mit den anderen gemeinsam in feier- 
licher Form in der Kirche zu persolvieren. Dafür erhielten 
sie dann, zugleich auch als Auszeichnung für ihr früheres 
Wirken, die Ehre des Kanonikats, und blieben im Verband 
des Kapitels vor Vereinsamung bewahrt; in die alten 
Stiftskirchen aber, die oftmals (wie namentlich Xanten) 
noch ihre vollständige Ausstattung aus der Stiftszeit haben, 
würde neues und heute ohne Zweifel freudig begrüßtes 
Leben kommen. Ich glaube, daB manche der alten Herren 
von einer solchen Gelegenheit gern Gebrauch machen wer- 
den; es wird ihnen dabei keine zu große Last aufgebürdet, 
da für den Außendienst an diesen Kirchen der jüngere 
Pfarrklerus wie bisher vorhanden ist. Auch hier wäre die 
geeignete und mögliche Form das Honorarkapitel, da ja 
keine Präbenden bestehen; jeder bringt seine eigene Pension 
mit und verzehrt sie, bei seinem Tod hört sie auf und der 
Nachfolger, bringt wieder die seinige mit. Für ein solches 
Kapitel braucht natürlich auch keine feste Mitgliederzahl 
bestimmt zu werden, es kommen so viel wie sich melden 
(also eine ecclesia recepticia im modernen Sinne), die im 
Cod. jur. can. 100 $ 2 vorgeschriebene Mindestzahl von 
drei Mitgliedern wird bei der Gründung und auch nachher 
sicher stets vorhanden sein; kommen zu viel, so wird anders- 
wo ein neues Kapitel begründet, es sind alte Stiftskirchen 
genug vorhanden. Es würde damit ein auch früher schon, 
allerdings in umgekehrter Richtung verwirklichter Gedanke 
gepflegt werden; seit dem Anfang des 19. Jahrhunderts sind 
nämlich manche Kollegiatkapitel unter Beibehaltung ihrer 
Verfassung zu Emeritenanstalten bestimmt worden, wie 
Beromünster und St. Verena in Zurzach in der Schweiz!); 
auch die österreichischen Bischöfe verlangten auf der Wiener 
Konferenz 1849, daß die Kollegiatstifte der Monarchie mög- 


ll. November 1923, Acta Ap. Sed. XV 1923 S. 454 und Archiv für kath. 
Kirchenrecht CIII 1923 S. 162f. 

1) Durch Konkordate der Kantone Luzern und Aargau mit Wessen- 
berg 1806 bzw. 1613 geschehen. 
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lichst als Ruhesitze für bewährte Seelsorger Verwendung 
finden sollten.!) 

Von diesen Gesichtspunkten aus verdient bei uns das 
neue Institut der Honorarkapitel beachtet zu werden, so 
wie auch die moderne liturgische Bewegung ihm freund- 
lich gesinnt ist. Die Kanoniker der Honorarkapitel ebenso 
wie die am Chordienst teilnehmenden und zur Auffüllung 
schwacher Kapitel bestellten gewöhnlichen Ehrenkanoniker 
nützen der Kirche. Für die Ehrenkanoniker französischer 
Prägung dagegen gilt, wenn ihre Ernennung nicht (wie es 
das neue Kirchenrecht vorschreibt) raro et caute erfolgt, 
das, was schon Fagnani von den dignitates ventosae ge- 
sagt hat: sie nützen im allgemeinen nichts und sind geeignet, 
die Eifersucht unter dem Klerus zu erwecken.?) 


1) Von den sieben Mitgliedern des Hildesheimer Domkapitels war 
nach Krose, Kirchliches Handbuch 1X 1920 S. 276 im Jahre 1920 der 
jüngste 61 jährig, die folgenden 67-, 68-, 73-, 74-, 75-, der Dekan 86jährig! 
‘In St. Denis bei Paris bestand 1864 nach Neher I 1 8.431 ein kaiser- 
liches Kapitel mit fünfundzwanzig Kapitularen, das eine Zufluchtsstätte 
altersschwacher und resignierter Bischöfe war; vgl. über dessen spä- 
tere Schicksale Card. Dominique Ferrata, Mömoires III, Rom 1920 
8. 25f., und dazu demrächst in den Abhandlungen der Preußischen 
Akademie der Wissenschaften, Phil.-hist. Klasse 1925, Ulrich Stutz, 
Die päpstliche Diplomatie unter Leo XIII. nach den Denkwürdigkeiten 
des Kardinals Domenico Ferrata. 

2) Fagnani a. 2.0. III 8.85 de praeb. 13 n. 22, er nannte das 
eine „abusiva dignitas, cujus effectus alius non est, quam ut invidiam 
generet et scandalum seminet inter fratres“. 
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v1. 


Zwei Bischofskapitularien der Karolingerzeit. 


Ein Beitrag zur Kenntnis der bischöflichen Gesetz- 
gebung des neunten Jahrhunderts. 


Von 
Herrn Dr. phil. Paul Willem Finsterwalder 


in Berlin. 


Zu den altbekannten Capitula episcoporum karolingi- 
scher Zeit!), deren Veröffentlichung dem Editionseifer des 


1) Verzeichnet sind sie von A. Werminghoff, Neues Archiv XXVI 
1901 S. 665—670; Nachträge dazu XXVII 1902 S. 576—578. Aus diesem 
Verzeichnis sind zu tilgen außer der Epistola canonica (Neues Archiv 
XXVI 1801 8. 670; XXVII 1902 S. 578) auch die sog. Statuta s. Bonifatü 
(Neues Archiv XXV1 S. 667 ff.), wie Seckel in seiner vierten Studie zu 
Benedictus Levita (Neues Archiv XXIX 1904 S. 308 ff.) gezeigt hat. Die 
Handschrift von Corbie, aus der d’Achöry die Statuta Bonifatii ent- 
nommen hat, befindet sich jetzt als Cod. II. 4°. membr. 5 (Dubrowskische 
Sammlung) in der Öffentlichen Bibliothek zu Petersburg; vgl A. Halban- 
Blumenstok, Die kanonistischen Handschriften der kais. öffentl. Biblio- 
thek in St. Petersburg (1895; S.-A. aus der D. Z. f. Kirchenrecht Bd. V 
Heft 2) S. 68. — Zu Theodulf von Orleans (Neues Archiv XXVI S. 667) 
ist nachzutragen, daß der Codex Suessonicus, der das Stück ‘Sancitum 
ut missa’ enthält, jetzt als Handschrift Phillipps 1764 der Preuß. Staate- 
bibliothek in Berlin gehört. — Die Statuten Hincmars von Reims vom 
10. Juni 856, zu denen Werminghoff (Neues Archiv XXVI S. 669) 
keine Hs. nennt, stehen in der Hs. Florenz, Laurenziana XX 48, BL19b. — 
Die Ansprache ‘Ideo vos fratres ad hoc colloquium convocavi’, die 
V. Krause (Neues Archiv XIX S. 121—125) aus cod. Monac. lat. 3853 
8. X, BL. 123b—126b, abgedruckt hat, ist wohl nicht ein sermo ‘synodalis’, 
wie Krause und Werminghoff (Neues Archiv XXVI S. 670) meinen, 
sondern, wie der Inhalt ohne weiteres zu ergeben scheint, die allocutio 
eines Presbyters (und zwar Erzpriesters oder Landdekans) auf einer 
Pfarrkonferenz. — Der cod. Andaginensis monasterii s. Huberti, aus dem 
Martene und Durand VII 23, Mansi XIII 109% die Capitula XVII 
(mutila) ‘Primitus ergo quae’ herausgegeben haben (Neues Archiv XXVII 
1902 S. 577) ist identisch mit dem cod. Ashburnhamensis Barrois 43 
(Neues Archiv IV 1879 S. 612). — Die XXII (XX1) Capitel, die in MG. 
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-XVII. und XVIII. Jahrhunderts!) verdankt wird, sind erst 
in unserm Jahrhundert weitere Ausgaben von ungedruckten 
Diözesanstatuten hinzugekommen. Im Jahre 1902 hat 
A. Werminghoff zwei von ihm entdeckte Bischofskapitu- 
larien bekanntgemacht: (Waltcaudi episcopi Leodiensis) 
Capitula XVIII ‘De ordine baptisterii’*) und Episcopi 
cuiusdam Capitula XXX ‘Presbiteri ecclesiarum’ 3) Im 
Jahre 1904 hat E. Seckel die 70 Jahre zuvor von H. Knust 
entdeckten Capitula XXXVII episcopi cuiusdam Frisingen- 
sia ‘Volumus ut secundum regulam’ ediert, und auf ihre Be- 
ziehungen zu Benedictus Levita hin untersucht.*) Neuer- 
dings gelang es dem Spüreifer E. Seckels ein weder be- 
kanntes noch gedrucktes Bischofskapitular aufzufinden. 
Da ich mit den Vorarbeiten zum dritten Konzilienband der 
Monumentsa Germanise Historica beauftragt wurde, der 
auch die Capitula episcoporum bringen wird, machte der 
leider zu früh Dahingegangene mich auf seinen Fund auf- 
merksam und stellte mir in uneigennütziger Weise, nachdem 
die von ihm selbst beabsichtigte Bearbeitung unverwirk- 
licht blieb, die auf seine Veranlassung für die Monumenta 
Giermaniae gefertigte Photographie der betreffenden Blätter 
der Hs. zur Herausgabe für den Konzilienband zur Ver- 
fügung. 

Gleichzeitig mit dieser Herausgabe, die schon jetzt aus 


Capitularia I 106. 107. stehen, sind wahrscheinlich Capitula a sacer- 
dotibus proposita (so Boretius; vgl Werminghoff, MG. Conc. II 228), 
die dann wohl durch königlichen Beschluß zum Capitulare erhoben 
wurden (so Böhmer-Mühlbacher, Reg. Imp. ®I p. 152 Nr. 369), und 
nicht, wie von Hörmann meint (Z.Sav.St. K.A. III 1913 S. 427) ein 
bischöfliohes Capitulare. Vier Hs. dieses Stücks, die Werminghoff 
und Hörmann (a. a. O.) übersahen, sind verzeichnet MG. Capitularia II 
p. XIV, bei und in Note 1. 

1) Die Erstausgaben sind in den Jahren 1601, 1615, 1629, 1664, 1075, 
1677, 1713, 1715, 1733, 1766 erschienen. 

2) Neues Archiv XXVII 1902 S. 578—580. 

») A. a. O. S. 580-588. Ein drittes Stück, die Capitula VIII 
(mutila) “Ut in sinodo’ (Neues Archiv XXVII 1902 8. 588-590), ist 
nur fragmentarisch erhalten, ein unbedeutender Auszug aus den Capitula 
Herardi Turonensia. 

*) Neues Archiv XXIX 1904 S. 287—294; vgl 8. 277 fl. 
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dem Umstande geboten wird,!) weil das Erscheinen des ' 
Konzilienbandes durch die derzeitige schwere Zugänglich- 
keit der französischen Archive für die deutsche Wissen- 
schaft sich noch länger hinausziehen wird, lege ich ein 
weiteres, bisher weder bekanntes noch überhaupt erwähntes 
Capitulare vor, das ich im Verlauf meiner Arbeiten an den 
Bußbüchern in einer Hs. der Halitgarschen Sammlung, Cod. 
Sangall. 679 s. X, gefunden habe. Erreichen diese Capitula 
an Umfang auch nicht die von Seckel gefundenen, so 
übertreffen sie diese an rechtlichem Inhalt. 


I. 


Capitula XV episcopi cuiusdam Franciae 
occidentalis, inc. 'Notissimum fratres karissimi. 


l. Überlieferung. Das Capitulare ist enthalten in 
der Hs. Rom, Bibl. Vat., Regin. Lat. 612 (früher 1373 und 
136).2) Die Hs.?), im ganzen aus 94 Blättern bestehend, 
wurde in drei ‘Abteilungen’, von drei verschiedenen Händen 
geschrieben.?) Die hier allein interessierende erste Abteilung, 
Bl. 1-71, fällt zeitlich zwar später als 858 (Mai 16), aber 
sicher °) noch in das IX. Jahrhundert. Das Capitulare steht, 
auf BI. 62°, Zeile 19 bis Bl. 68°, Zeile 7. Von dem sonstigen 
mannigfaltig-bunten Inhalt der Hs.°) verdienen hier er- 
wähnt zu werden die Formulae Salicae Merkelianae (Bl. 1® 
bis 34*)?), die Exzerpte aus Benedictus Levita, Buch II 


1) Eine eingehende Untersuchung des gesamten Quellenkreises der 
Capp. Episcoporum werde ich in Kürze vorlegen. 

2) Vorbesitzer unbekannt. Vielleicht ließe sich einmal an Hand der 
alten französischen Bibliotheksnummern die (nordfranzösische ?) Biblio- 
thek ermitteln, aus welcher sie in den Besitz der Königin Christine ge- 
langt ist; vgl. auch Montfaucon. 


8) Über die Hs. vgl E. Seckel, Benedictus Levita decurtatus et 
excerptus (Festschrift für H. Brunner 1914) S. 418. 461 ff. und die darin 
S. 418 N. 1. 4 zitierten Erwähnungen; dazu M. Tangl, Neues Archiv 
XXXIX 1914 S. 507—509, nebst Tafel. 

*) J. Merkel, Z. f. Rechtsgesch. I 1861 S. 19. 

5) Tangl a.a. O. S. 507. 

®) Vgl. namentlich Merkel a. a. O. S. 194ff. 

?) Ed. K. Zeumer, MG. Form. p. 241—263. 
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(Bl. 58°—62®)1), die Capitula Herardi episcopi Turonensis 
858 (Bl. 68*—70®)?), zwei Formulae Parisienses (Bl. 71).2) 
Mit Recht schließt Zeumert) aus dem Inhalt, soweit er 
— wie in den vorstehend genannten Stücken — lokale 
Färbung aufweist, daß das Manuskript in Westfranken, und 
zwar in der Kirchenprovinz entweder von Paris (Sens ?) oder 
von Tours geschrieben ist.®) 

In der einzigen genaueren Beschreibung der Hs., über 
die wir bisher verfügten, werden unsere Capitula XV mit 
den Capitula Herardi zusammengeworfen.?) Dies mag der 
Grund sein, warum die Capitula XV Cod. Vat. reg. lat. 612 
in keinem einzigen der vielen Verzeichnisse von Capitula 
episcoporum aufgeführt sind, die seit 1861 gegeben wurden.?) 
Die Capitula episcoporum der römischen Hs. sind 1914, 
nachdem Seckel bereits damals?) sie als selbständige, nicht 
edierte Schrift erkannt hatte, die von den in der Hs. auf 


1) Dazu Seokel, Ben. Lev. decurtatus 8. 462. *°) Siehe Note 6. 

s) Ed. ZeumerL c. p. 263. 264. 4) Zeumer L c. p. 240. 

5) Erwähnt werden 1. von den Ballerini, in: Disquisitiones de 
antiquis collectionibus canonum Pars IV c. 9 $ 7 in fine (Migne 56, 314) 
nur die Capitula Herardi der Hs. mit der fragwürdigen Behauptung: 
‘“ubi plura capitula simul coeunt oonficiuntque capita XLVT. Unseres 
XV. Kap. wird nicht gedacht. — 2. Autor saec. XVII, De capitularibus 
diatriba bei Mai, Scriptorum veterum nova collectio VI (Romae 1832) 
App. 146—160, insb. 151ff. — 3. Archiv XII 298. — 4. Merkel a.a.O. 
194 ff. s. Anm. 4 S. 338. 

*) Nach Merkel S. 195 stehen nämlich BL 62-70 „die Kapitel 
des Bischofs Herard von Tours in zwei Abteilungen; die erste 'Notissi- 
mum fratres karissimi’ ... . . und 15 Paragraphen; die zweite ‘In nomine 
soliusg ego Herardus’ .. . . und 46 Paragraphen“. Von ’'den Capitula 
Herardi besaß Merkel offenbar keine präzisen Vorstellungen; wie er 
auch keinen Druck angibt, den er benutzt hätte. Daß er kritiklos auch die 
erste “Abteilung” der Capitula dem Herard zuschrieb, hat wahrscheinlich 
seinen Girund in der Notiz, die ein Benutzer — wohl des XVII. Jahr- 
hunderts — auf BL 63® der Hs. zum Beginn von c. 1 unseres Kapitulars 
beischrieb: ‘Capitula HERARDI TVR PONTIF.’ 

?) Vgl z.B. F. Walter, Kirchenrecht, 14. Aufl. 1871 $ 90; A. L. 
Richter, Kirchenrecht 6. Aufl 1867 8. 83fl.; 8. Aufl 1886 8. 76 N. 5; 
Friedberg, Kirchenrecht $ 37 II; Scherer, Kirchenrecht I 1885 S. 229; 
Sägmüller, Lehrb. d. kath. Kirchenrechts ? I S. 160; [Werminghoff 
a. a. O. (s. oben 8. 336 N. 1) nennt Merkel nicht]. 

%) Brunner - Festschrift S. 418 Anm. 3. 4. 
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sie folgenden bekannten Capitula Herardi c. 1—49 scharf zu 
scheiden seien, für den Apparat der Monumenta photo- 
graphiert worden.!) Auf dieser mir vorliegenden Photo- 
graphie beruht der untenstehende Abdruck. 


Der überlieferte Text weist in der — auch in andern 
Stücken als den Capitula?) fehlerhaften — Hs. mehr oder 
weniger schwere Mängel auf. Die grammatischen Verstöße 
sind nur da von mir verbessert, wo an einem Schreibfehler 
nicht zu zweifeln war. Im übrigen muß es eine offene Frage 
bleiben, inwieweit die grammatischen Fehler dem Verfasser, 
inwieweit sie dem Abschreiber zur Last fallen. Aber auch 
wenn man geneigt ist, in weitgehendem Maße mit den 
Fehlern den Abschreiber zu belasten, und von ihnen den 
Verfasser zu entlasten, werden trotzdem auf dem Verfasser 
einige grobe Verstöße sitzen bleiben.) Eine Eigentümlich- 
keit des Abschreibers, der das Geschriebene offenbar nicht 
verstanden hat, besteht darin, Buchstaben®), Silben®) und 
Wörter®) wegzulassen, letzteres auch ohne Veranlassung 


1) Die Capitula Herardi sind in Cod. Vat. reg. lat. 612 nicht etwa 
vollständig enthalten und nur (statt in 140) in 46 Kapitel eingeteilt; 
vielmehr sind sie Fragmente entweder von vornherein gewesen oder 
durch Blätterverlust geworden. Aus der Photographie, die nur bis BL 70* 
(statt 70) reicht, ist ersichtlich, daß cap. 1—-37 sich auch in der Ein- 
teilung genau mit der Ausgabe (Baluze, Capitularia I 1283) decken. 
Die oben 8. 339 N. 5 mitgeteilte Angabe des sonst so gut orientierten 
Bruder Ballerini entspricht also nicht dem tatsächlichen Befund. 


2) So z. B. auch in den Exzerpten des Benedictus Levita. 

®) So: adherere aliquid (c. 4); operam dare aliquam rem (c. 6); 
oblivisci alicui rei (oc. 15; freilich demgegenüber auch: alicuius rei in c. 12); 
templum zweimal als Maskulinum konstruiert (c. 5). 

*%) Praef. N.g; c. 3: N. b. o (quem = que, wo die Vorlage hatte 
quie);c.4N.c;0.8N.h (aratrum statt baratrum); ce. 8N.m; oe. 11 
N.g;c. 12 N.L 


5) Praef. N.a.k;c.5N.b;c.8 N. h (domiticum statt sodomiticum); 
9 N.a;c.11XN.h. 

6) Praef. N.c. N.o.8;0c.2N.a;0.10N.d;c.11XN.c;c. 13 N. e; 
c. 14 N. a. b. Einige Male war der Schreiber im Begriff, ein Wort aus- 
zulassen, bemerkte aber selbst noch die Omission; so war c. 3 N. a: 
“custodia’; c. 7 N. d: ‘cum’; c. I1 N. o: “iuramentis’ in Gefahr, über- 
sprungen zu werden. 
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durch Homöoteleuton. So ergab sich einmal!) die Not- 
wendigkeit, die unzweifelhaft im Text stehende Ziffer XVI 
zu emendieren in: ufrique sexui. An einigen Stellen läßt 
sich streiten über die beste Art?), an andern über die Not- 
wendigkeit oder Unzulässigkeit einer Emendation.?) An 
vielen Stellen ‚liegt die Notwendigkeit der Emendation auf 
der Hand. Wo der Abschreiber reinen Unsinn schreibt *), 
kann der sprachlich gewandte und sachlich meist wohl- 
unterrichtete Verfasser nicht dasselbe geschrieben haben. 

Die korrupten Stellen (wozu Verstöße gegen die Gram- 
matik nur zählen, soweit sie nicht der Grammatik des 
Vulgärlateins des IX. Jahrhunderts zuzutrauen sind) waren 
großenteils leicht zu erkennen und zu beseitigen, wenn aller- 
dings die Annehmbarkeit mancher anderer Emendationen 
dem Urteil der Fachkenner unterstehen muß. 

2. Charakter. Der Verfasser nennt sein Erzeugnis 
nicht, wie z. B. Theodulf°), ein Capitulare, sondern ein 


)0.2 N.c. 

2) VgLz.B.o.8N.e;c.8N.f;0.10N.e;c. 15 N. b (siehe auch 
Kommentar). 

3) Praef. N. p (‘honor’ nicht zu ändern; es bedeutet hier die Aus- 
stattung der Kirche = ornatus; s. Komm. zu Praef. N. 3 8. 351); co. 6 
N. g ('homini’ haltbar, wenn ‘propicium’ substantivische Bedeutung 
haben kann); 0.8 N.g (se. unten); 0.8 N.i ("laicos’ schwerlich zu 
halten) e8. auch N. 4 S. 360; . 11 N. n;c. 12 N. e. 

4) Praef. N. m: scelarata- (statt: scelera ita); N. q: et que (statt: 
atque = atque); N. t: tormentea (statt: medicamenta; in Frage käme, des 
Reimes wegen [unten S. 342 N. 9] höchstens ein anderes, auf -enta endi- 
gendes Wort). c. 1 N. a: diximus (statt: duximus); N. b: propatibulo 
(statt: propatulo); o. 2 N. g: corpore et (statt: et corpore); o. 4 N. a: 
sacerdotes (statt: sacerdotales, oder sacerdotum ?); 0. 5 N. a: peractio 
(statt: peracta); N. d: domum (statt: demum); N. e: constructa (statt: 
consecrata); c. 6 N. d: sodo ohorum (statt: sodomorum); N. f: voluit 
(statt: noluit); N. h: domini propicium hospicium (statt: non prebet 
hospiti hospitium); o. 7 N. b: accensum (statt: accessum); N. c: fuit 
(statt: fiat); c. 8 N. h: ad (statt: ab); c. 10 N. a: cum (statt: quam); 
N. f: subiecest (statt: subiacebit, oder subicietur ?); o. 11 N. e: ut (statt: 
in); N. f: quae (statt: quod); N. m: illius (statt: illis); oc. 12 N. c: et qui 
(statt: qui); co. 12 N. d: absque (statt: atque); N. e: ut (statt: et); c. 13 
N. b: quidem (statt: qui deo); N. o: quibus (statt: quod is?); c. 15 N. a: 
Credo quidem (statt: oredidi quidem ?, oder: Credidi quondam ?). 

$&) Capitulare primum c. 21 (Migne 108, 191 ff.). 
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„opusculum‘ oder eine „admonitio‘.!) Seiner ganzen Hal- 
tung nach steht das opusculum in der Mitte zwischen einer 
bischöflichen Allokution auf der Diözesansynode (sermo 
synodalis)?2) und einem Gesetzgebungsakt (statutum syno- 
dale)?3), genauer noch müßte man seinen ‘Stil’ charakteri- 
sieren als eine Vermengung von Allocution, Statut, Mahn- 
rede und Gesetz. Unverkennbar ist es keine Kompilation, 
sondern ein Originalwerk. Der Redner im Verfasser hat 
stilistisch den Sieg über den Gesetzgeber davongetragen.*) 
Unser Bischof will nicht nur befehlen, sondern zunächst 
überzeugen. Er erläßt fast keine Norm, ohne ihr eine ein- 
dringliche Motivierung®) mit auf den Weg zu geben. Seine 
Redekunst arbeitet mit rhetorischen Fragen®), mit gut ge- 
wählten Bildern’), mit passenden Analogien des weltlichen 
Rechts und anderer weltlicher Dinge.) Er verschmäht 
weder die Reimprosa®), noch effektvollen Satzschluß !°), spart 


1) Epilog c. 15. 

#2) Anrede in Praef. und Epilog: fratres karissimi, duleissimi. Bei- 
spiele edierter Sermone in Neues Archiv XIX 1894 S. 121. 

*) Wie Theodulf, Capitulare primum. 

4) Vgl. damit den “Begründungsstil’ des Jonas von Orleans in der 
Relatio (M.G. Capit. II p. 26ff.), die Zitier- und Exzerpierungswut bei 
Hincomar. 

6) In anderer Art als bei den Statuta ecolesise antiqus und den 
Bischofskapiteln. Vgl Homilia Leo. IV. Neues Archiv VI 1881 8.192. 652. 

°% c.1 fin, c. 5 med, co. 7, 0. 8 Abs. 2, oc. 10 fin, c. Il fin, co. 13. 

7) Z. B. Navigationsinstrumente c. 3 Abs. 4, Feuer in den Kleidungs- 
stücken co. 7, Stehen an der Öffnung eines tiefen Brunnens c. 7, abgesehen 
von allegorisierender Deutung der Bibel und den massenhaft vorkom- 
menden bildlichen Ausdrücken. 

s) 2. B. König — Kaiser — Beamter c. 5; weltlicher Machthaber: 
Veruntreuung — Zehnthinterziehung c. 10; irdischer — himmlischer 
Bräutigam c. 13. 

9) Besonders deutliche Fälle: Praef. $ 3 descendit — introivit — 
apparuit — sancivit — edidit — dedit — precepit. $ 3 med. polluti — 
(& peccatis) abluti (oulturis) .... $3 fin. felicitate — iocunditate. 
$ 4 tormenta — [medica]menta. c. 1 subsidium — remedium. c. 5 oleum 
consecrstionis — sacrificium laudis. c. 6 premium dilegit — detrimen- 
tum . . . neglegit. c. 6 propicium — hospicium. c. 6 viantibus — parienti- 
bus ... domino — domicilio. c. 8 $ 2 in. denuntiat — certat. o. 8 
Abs. 2 fin. audiet — edificet — condempnet. c. 11 levissimum — gravissi- 
mum. c. 12 veniant . . plangentes — redeant agentes. c. 15 laboramus — 
adquiramus. 
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die Superlative nicht!) und kokettiert mit seltenen und ge- 
suchten Worten?), auch Fremdwörtern?), nicht zu vergessen 
die Gewandtheit, die er in der Variation der Initien beweist.*) 
Jedenfalls zeigt sich zur Genüge, daß in unsern Capitula 
das rhetorische Element stärker hervortritt als z. B. 
bei Theodulf. | 

Freilich gibt er sich — wenn ihm nicht ein Abschreiber 
einige böse Streiche gespielt hat — manche grammatische 
Blößen, auch vom Standpunkt der karolingischen Gram- 
matik aus (was schließlich unsere mittelalterliche Philologie 
entscheiden mag).®) 

Einem Bischof, der von seiner Gesetzgebungsgewalt 
Gebrauch macht, sind die Hände gebunden, wie ja unser 
Verfasser sein Motto deutlich umreißt: ‚non nostra, sed 
dei et antiquorum patrum auctoritate‘‘.)’). Mit kühnen 
Neuerungen würde er die Schranken der ihm gezogenen 
Befugnis überschreiten. Was er allein leisten kann, sind 
Einschärfung und Ausführungsbestimmungen des gelten- 


10) Vgl z. B. Praef. $ 1 fin. $ 4 letzter Satz. o. 3 $ 4 fin. usf. 

1) Praef. $ 1 notissimum (karissimi); $ 3 coongruentissima; $ 4 aequis- 
simo; $ 4 certissimum; $ 4 citissime; $ 4 amarissima; co. 1 fin. minime = non; 
©. 2 Abs. 2 castissima; co. 3 Pernecessarium; c. 3 Abs. 4 certissimum; o. 4 
minime, acerrime; c. 5 sapientissimus; o. 5 manifestissime; co. 6 potissi- 
mum; c. 8 Abs. 2 parvissimus; co. 9 vilissimas; co. 10 fin. citissime; o. 11 
vilissimis, paucissimis; c. 11 levissimum, gravissimum, miserrimi; o. 13 
inanissimum; c. 15 dulcissimi. Vgl zu diesem ‘superlativistischen’ Stil 
Jonas von Orleans in Relatio epp. 829 (M.G. Capit. II 26ff.). 

2) Praef. $ 1.3 novellus (statt novus); $ 2 libare; $ 3 conspicabilis; 
$ 3 maceratio; $ 4 honor (= Ausstattung); co. 1 fin., o. 12 in., oc. 14 med. 
cernere (für videre); c. 1, o. 7 med., c. 13 propatulum; co. 2 dulcorare; 
c. 2 Abs. 2 inguinamentum; co. 3 Abe. 1, c. 4 qualiter (= ut); c. 6 fin. 
viantes; c. 7 in. viscarium (Leimrute); c. 7 med. tractio (Versuchung); 
c. 8 Abs. 1 vorago; c. 8 Abs. 1 devotio; c. 8 Abs. 2 vacuitas; c. 10 Abs. 1 
<. 10 fin. grandis (statt magnus); c. 11 nocivus; c. 12 alleviare; c. 15 in. 
opusculum. 

®) Praef. $2 hypocrisis; $ 4 phalera; c. 3 Abs. 4 pelagus; c. 8 Abs. 1 
barathrum; c. 4. 5 fin. basilica. 

*) Vgl. das Initienverzeichnis hinter dem Text, unten S. 349. Keines 
dieser Initien findet sich bei Gratian, Theiner, Vatasso, Migne. 

&) Vgl oben S. 340 Anm. 3. 6) c.7 fin. 

?) Vgl. Hinschius, Kirchenrecht V S. 157ff. bei allgemeinem 
“Charakter” der kirchlichen Gesetzgebung; Sägmüller I? 8. 128f. 
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den Rechts und der überkommenen — vigens oder dormiens 
— disciplina. 

Als Gesetzgeber verzichtet unser Bischof auf alle 
Originalität. Zu jedem der XV Capitula lassen sich Sach- 
parallelen aus dem kanonistischen Stoff der karolingischen 
Zeit beibringen.!) Quellenzitate als solche bringt der Ver- 
fasser nicht, keine Canones werden zitiert, d. h. wörtlich 
exzerpiert, im Gegensatz etwa zu Hincmars Capitula mit 
ihrer prunkenden Gelehrsamkeit. Zitiert wird nur die Bibel, 
die auch häufig verdeckt benutzt ist.) Dennoch kennt er 
die Canones, auch finden sich einige wörtliche Anklänge an, 
Berufungen auf die regula canonica.?) Gerade in diesem 
Gegensatz zu kompilatorischen Arbeiten liegt der besondere 
Reiz der Aktualität solcher Gelegenheitsgesetzgebung, wie 
wir sie hier vor uns haben. Capitula dieser Art gab der 
Bischof für die Tagesbedürfnisse, wo sich ein Mißstand 
herausstellte. Daher hängt der Inhalt der Capitula, ähnlich 
wie bei den Konzilien, grundsätzlich von zufälligen Mo- 
menten ab. 

War aber der Verfasser ein brauchbarer Kanonist, ein 
gewandter Rhetor, so steht es um seine theologische Orien- 
tiertheit etwas bedenklicher. Zwar ist er bibelbelesen und 
weiß auch in verdeckter Form®) sich des Bibelwortes zu 
bedienen. Aber anderseits ist dieses Variieren und diese 
Mißhandlung der Bibelstellen®) sonst durchaus nicht üblich, 
und vor allem leistet er sich doch bedenklich unrichtige Be- 
hauptungen über Bibelinhalt. Daß Moses einen Tempel 
gebaut®), Balac durch Alkohol gesiegt”), Jesus dem jüdi- 
schen Volke den Untergang vorausgesagt®), mit der Geißel 


!) Vgl die Sachparallelen zu Anfang eines jeden Kapitels in den 
Noten zum Text. 

8) 2. B. Praef. $ 1, dazu N. 1 des Textkommentars; $ 3 N. 1]; 
c.1N.2,N.4;,c.2 N.3. 14 und so in zahlreichen Fällen. 

®) Zitiert: auctoritas canonum c. 2; sententia canonica c. 3; insti- 
tutio canonum c. 5; auctoritas patrum c. 5. 7. 10. 14. 

*%) Oben Anm. 2. 

5) Vgl. die gewaltsame Interpretation der als Begründung zu c. 6 
(hospitalitas) angeführten Stelle aus Luc. 24, 13. 19 und auch c. 8. 

ec. 6. N)co8. ©) c. 2 Abs. 1. 


Zwei Bischofskapitularien der Karolingerzeit. 345 


die Priester aus dem Tempel getrieben haben sollt), ist 
ebenso fragwürdig wie das, was er über das Wirtshausbe- 
suchsverbot?), die Sonntagsfeier?), das Zehntgebot) in der 
Bibel gefunden haben will. 

Der Inhalt der Capitula läßt, wenn wir auch keinen 
Plan des Verfassers irgendwo ausgesprochen finden, eine 
Systematik nicht verkennen. Die Praefatio bringt in ganz 
eigenartiger Weise eine Motivierung für den Erlaß der 
Capitula.. Sie beginnt mit geschichtsphilosophischen Ge- 
dankengängen, die einen Ablauf des historischen Ge- 
schehens nach vier Weltaltern dartun wollen.) Auf das 
erste Zeitalter der lex naturalis®) folgt das des mosaischen 
Gesetzes”), und als die Menschheit gegen dieses wie gegen 
das erste sich auflehnte, brachte Christus ‘novella mandata’, 
die ein Zeitalter des Evangeliums heraufführen sollten.®) 
Aber auch nur wenige, die Märtyrer, erfüllten die Ansprüche 
dieser Zeit, und nunmehr naht in der immer mehr verkom- 
menden Gegenwart das letzte Zeitalter: der Untergang der 
Welt.?) Und die Erkenntnis dieses Herannahens zwingt den 
Bischof zur Mahnrede. Es folgt dann der pragmatische In- 
halt nach folgender Anordnung: 

I. Pflichten des Bischofs!P) c. 1. 

II. Pflichten der Kleriker c. 2—8: 

l. Vorbildlicher Lebenswandel, Keuschheit.!!) 

. Sorge für Kirchengebäude und Zubehör.!?) 
. Sorge für Pfarrhaus.) 
. Meßfeier nur an geweihtem Ort.%) 
. Gastlichkeit.!®) 
. Meiden des Frauenverkehrs.!®) 


Sa m»W X 


1) c.2 Abe. . 2) c. 8 Abe. 2. 8) co. 14. 4) c. 10. 

6) Diese Zeitaltereinteilung ist eine durchaus persönliche unseres 
Verfassers. Sie folgt nicht dem sonst naheliegenden Vorbild Isidors, 
dessen Einteilung nach den sechs Schöpfungstagen sie ignoriert. Vgl. 
Isid. Hisp. Chron. (Migne 88, 1018 ff.), auch Wattenbach, Geschichts- 
quellen, 7. Aufl. 1904 S. 94. 


©) Praef.$l. ?) Praef.$2. ®) Praef.$3. °) Praef. $4. 
»)0.l. 202 903 904 Mo 10.6, 
18) 0.7. 
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7. Meiden von Päderastie, Besuch der Tabernen 
und öffentlichen Märkte.!) 
III. Pflichten der Laien c. 9—14: 
. Ehrung der Priester.?) 
. Zehnt.?) 
. Verbot des Schwörens.t) 
. Verbot der Kirchenstörung.5) 
. Verbot der Bigamie.°) 
. Gebot der Sonntagsheiligung.”) 
Hieran schließt sich mit c. 15 ein Epilog, der mit trivialem 
Gedanken wenig bringt. 

Im ganzen wäre also neu nur die Bestimmung c. 4 über 
das Pfarrhaus und die (anfechtbar begründete) über den 
Wirtshausbesuch der Laien c. 8. Interessant ist die Über- 
sicht über die Strafen, welche gegen denjenigen, der diese 
Normen übertritt, angedroht werden. Der Verfasser hält 
sich durchaus innerhalb seiner wohlgekannten Kompetenz, 
indem er nirgends weltliche, sondern nur geistliche Strafen 
vorsieht. 

Als Sanktionen werden aufgeführt: 

Praefatio: aeterna tormenta. 
c. 1 Verlust des Seelenheils. 
c. 3 göttliche Strafe (?). 
c. 4 vindicta secundum canonicam sententiam 
(= arbiträre Strafe). 
. 6 göttliche Strafe. 
.7 privatio officiorum (= Absetzung, Amts- 
verlust). 
c.8 $ 1. paenitentia digna. 
c.8 $ 2. ministerium amittere (= Absetzung). 
c. 9 Verlust der göttlichen Gnade. 
C 
c 


SU mMWDD 


9 0 


. 11 göttliche Strafe. 

. 13 Höllenstrafe. 
Soweit in c. 9. 11. 13 für die Laien geistliche Strafen im 
Diesseits und Jenseits zu erwarten sind, soll sich dennoch 


1) c.8. 2) c.9. 3) c. 10. cell. 5) c. 12. 
)c.13. No. 14. 
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keineswegs die von der Kirche aufzuerlegende Exkommuni- 
kation bzw. Zwangsbuße erübrigen, wenngleich ihrer nicht 
besonders gedacht ist. 

3. Entstehungsverhältnisse. Der Ort bzw. die 
Gegend der Entstehung unserer Capitula läßt sich nicht 
mit völliger Bestimmtheit festlegen. Manche Anhaltspunkte 
lassen den Schluß zu, daß sie in Westfranken, vielleicht 
in der Erzdiözese Tours entstanden sind. Dazu würde 
stimmen, daß die ‘alten’ Kirchen (‘olim constructae’)!) eher 
im Westen als im Osten des Frankenreiches zu finden sind. 
Der ‘rex’?) paßt auch für Westfranken seit dem Vertrage 
von Verdun. Bei der Lokalisierung in Westfranken würde 
sich auch am leichtesten die unklare Stellung des Verfassers 
zu der Teilung des Zehnten?) erklären, da der Westen zwi- 
schen Drei- und Vierteilung noch schwankte, als im Süd- 
osten (Bayern) sich schon die Vierteilung durchgesetzt 
hatte.*) Ein Hauptargument dürfte aber der Zusammen- 
hang sein, in welchem unsere Capitula in der Hs. sich finden. 
Hier stehen sie in einem zweifellos westfränkischen Über- 
lieferungskreis: Formulae Salicae, Formulae Parisienses®), 
Benedictus Levita, Capitula Herardi Turonensis. 


Auch für die Zeit der Entstehung sind wir auf Schlüsse 
angewiesen, welche Hs. und Kapitelinhalt zulassen. Nach 
diesen wäre die Abfassung unserer Capitula um das Jahr 
850 anzusetzen. Ohne Zweifel gehören sie noch zu den 
sog. älteren’ Capitula. Diese bringen im Gegensatz zu den 
‘jüngeren’ Capitula, reinen Kompilationen®), den vorhande- 
nen Rechtsstoff nicht in einfacher Wiedergabe, sondern ver- 
arbeiten ihn in neue selbständige Form”), begnügen sich vor 
allem nicht mit dem Vorhandenen und liefern auch eigne 
stoffliche Meinungen. Vorlagen führen sie bei ihrer Ver- 


1) Praef. $ 4. 2) 0.85. | 

®) c. 10. Vgl. dagegen x. B. Hincmar (Mansi XV 480 co. 16). 

%) Vgl dazu den Kommentar zum Text Anm. 1, uıiten S. 363. 

5) Zeumer 2.2.0. 

©) Vgl. Radulf (Migne 119, 703—726) Herard v. Tours (Migne 
121, 763—774) Atto von Vercelli (Migne 134, 27—52). 

n) Vgl S. 356 Anm. l. c. 4 Sorge für das Pfarrhaus und co. 8 Der 
Wirtshausbesuch der Laien. 
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arbeitung nicht an, wenn sie diese nicht — was selten ist — 
wörtlich übernehmen.!) 


Für unsere Datierung spricht zunächst das Alter der 
Hs. selbst?), ferner die Stellung unseres Textes vor den 
Capitula Herardi von 858. Die stilistischen Einflüsse, die 
auf die Aachener Synode von 836 hinweisen?®), bleiben im 
Rahmen unseres Ansatzes. Anderseits gehen die fränkischen 
Sachparallelen für die einzelnen Bestimmungen über das 
Jahr 875 nicht hinaus. Dazu treten als weitere wichtige 
innere Argumente zu den oben?) auch zur Ortsbestim- 
mung angeführten: ‘alten’ Kirchen, ‘rex’? — weil nach 843 
dem Verfasser näherliegend als etwa “‘imperator’r — und 
Zehntverteilung noch andere. 


Die Raubzustände, deren hier) gedacht wird, sind nicht 
unter Karl dem Großen bzw. Ludwig dem Frommen, son- 
dern erst unter Karl dem Kahlen hervorgetreten. Die 
Disziplinlosigkeit des Klerus®), die Resignation des Vor- 
gesetzten?) passen eher in die angenommene Zeit wie auch 
die als strafwürdig bezeichnete Verhöhnung des Klerus.®) 
Vor allem aber scheint das düstere Gegenwartsbild in der 
Praefatio den Spiegel zu bieten für den Verfall des Reichs. 
und die chiliastische, eschatologische Stimmung der Jahre. 
gegen 850. 


Auch den Verfasser mit voller Bestimmtheit fest- 
zustellen, dürfte schwierig sein. Sicher ist der Verfasser ein 
Bischof, vielleicht — nicht notwendig — ein Erzbischof als 
Haupt der Provinz. Dafür zeugt das Selbstbewußtsein, mit 
dem er seine bischöfliche Würde und Machtstellung betont: 


1) Vgl Neues Archiv XXIX 1904 S. 323 Anm. 5. S. 326; Wasser- 
schleben, Beiträge (1839) S. 42. 


®) Alter der Ha.: IX. Jahrhundert. 

3) c.9 vgl. Anm. 4 S. 361. *) Oben Anm. 1 S. 347. 

6) Vgl z. B. das Synodalschreiben der Bischöfe an Ludwig auf der 
Synode in Mainz 847 (Hefele, Konziliengesch. IV® 8. 125). 

®) c. 15. ”) c. lin. 

8) Vgl. die pseudoisidorischen Fälschungen, die übrigens ohne jeden 
Einfluß auf unser opusculum geblieben sind (anders bei Herard von 
Tours, vollends bei Atto von Vercelli). 
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*Nobis vero, quibus regendi gregis dominici cura 
committitur’!), 

“Nulli dubium est, quin loco fungamur apostolicae 

dignitatis’?), 

den sacerdotes (auf einer Diözesansynode ?) Befehle erteilt.?) 
Regelmäßig schreibt er ‘Nos’ und unterbricht nur ausnahms- 
weise, wo der Redner ihn überkommt, diesen “Wir’-Stil 
durch den ‘Ich’-Stil. Mehr können wir nicht feststellen, da 
für genaue Zeit und Diözese dieses Bischofs sich uns keine 
Anhaltspunkte bieten. Möglicherweise wäre auf Herard 
von Tours oder eher einen seiner Vorgänger) zu schließen, 
da er erst 856 Erzbischof wird. Vielleicht aber käme auch 
Erchanrad von Paris in Frage. 

Auffallen könnte es, daß unser “opusculum’ ohne Ein- 
fluß auf die Gesetzgebung seiner Zeit geblieben, und augen- 
scheinlich überhaupt nicht trotz des allgemeinen literarischen 
Gebrauchs jener Tage von Kompilatoren benutzt worden 
ist. Wahrscheinlich darf man es dem Grunde zuschreiben, 
daß eben das Rhetorische zu sehr überwiegt, und in eine 
Zeit, wo ein Regino und andere schrieben, nicht recht hinein- 
paßt. Vor allem aber ist der Ertrag an festen sichern Normen, 
wie sie jener Zeit erwünscht und auch notwendig waren, 
trotz der vielen Worte zu gering.°) 

1) c.1. 2) Ebenda. 8) c. 2. c. 7 fin. 

*) Amalricus (a. 849-855) 1 

8) Initienverzeichnis: 


Cernimus et aliud c. 12. 
[Corpora sua debent oc. 2 (Abs. 2). 
Credo (Credidi) quidem opusculum c. 18. 

Est et aliud c. 10. 
Hospitalitatem diligere c. 6. 

Iam non semel 0.7. 

Inimico generis 0. 8. 

Laici homines venerari 0.9. 

[Libros necessarios oc. 3 (Abs. 4). 
[Luminaria per c. 3 (Abe. 5). 
Mansiones sacerdotales c. 4. 
Monemus primo c. 2. 

Multa sunt in c. 11. 


fol. 62, 


fol. 63 a. 
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Cod. Rom. Bibl. Vat. reg. lat. 612 fol. 62P ft. 


($ 1) Notissimum, fratres karissimi, quod adhuc novello 
mundo habuisset Deus collectionem ecclesiae non modicam, 
quae fideliter in multis domino servivit naturali oboediens 
legi, id est: quod!) sibi* non vellet fieri, nulli faceret.!) Quo 
statu longius producto viciavit humana progenies hanc 
legem; coeperuntque sibi ipsis vivere, rapinis deservire, 
adulterino cumcubitu delectari. 

($ 2) Et quia tempus a Deo prefinitum mittendi filium 
suum non erat, dedit per Moysen legem, cuius terrore mala 
resecarentur et bona nutrirentur atque uni Deo serviretur. 
Cuius etiam || precepta inutiliter violavit humana temeritas, 
ita ut innocentum sanguis effunderetur, habendi cupiditas 
inardesceret®, hypocrisis, (id° est) subdola fraus, multos“ 
falleret atque summo Deo derelicto quidam® idolis iuxta 
morem gentilium litarent. 


($ 3) Tunc prefinito consilio et prescientia Dei unica 
proles patris aeterni de celis descendit, uterum virginis 
introivit atque homo inter homines conspicabilis® apparuit. 
Et quecumque per angelos patriarchas et prophetas® ante 
mandaverat, vera esse sanctivit novella atque congruentis- 


a) si R(feginensis). b)inardescit R. °) id est] deest R. 4) multas R. 
6) quadam R. f) ditarent R!. 8) conpicabilis R. h) pro|prohetas R. 


Nec non et illud c. 14. 
Nihilominus patet c. 13. 

Nos vero quibus oc. 1. 
Notissimum fratres Praef. 
Pernecessarium duximus 0. 3. 
[Presbiteros tabernas c. 8 (Abs. 2). 
[Scimus angelorum c. 3 (Abs. 6). 
Scimus etiam quosdam 0.5. 

[Signa decora c. 3 (Abs. 2). 
[Vestimenta ecclesiastica c. 3 (Abs. 3). 


1) Vgl. Tob. 4, 16: ‘Quod ab alio oderis fieri tibi, vide ne tu ali- 
quando alteri facias’. In der Fassung ist dieser Satz im Mittelalter auch 
sonst vielfach umgebildet worden. Vgl. z. B. Theodulfi Capitulare primum 
cap. 14 (Migne 105, 195) und Capitulare alterum (Migne 105, 210 
2. 3—5). 
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sima mandata edidit et generi humano! dedit nullumque 
gentilem, si tamen uni Deo credere vellet, excipi precepit.!) 
Et qui ab initio mundi diversis idolorum culturis eramus 
polluti, facti sumus ipso innovante a peccatis abluti et per 
ipsius gratiam adoptivi fili. Cuius dignitatis culmen pars 
quaedam dignis meritis tenere studuit, in tantum, ut se 
Christiana religione morti tradere non dubitarent, carnis 
macerationem parvipenderent, ignes, carceres, verbera, 
bestiarum morsus et diversorum tormenta generum quasi 
ludicra deputarent. Unde contigit, ut quia terreni regni 
dispezerunt* felicitatem, regnant cum domino in aeterna 
iocunditate. 

($ 4) Nostris siquidem temporibus, termino‘ pro- 
pinquante mundi iuxta euuangelicam veritatem?) innumera 
crebrescunt scelera”, sta” ut secundum ferotium bestiarum 
(morem”) non pauci humanum siciant sanguinem, ecclesias 
quoque Dei, quae (a°) catholicis viris olim fuerant con- 
structae et ornate, destruunt et rebus expoliant. Et ho- 
norP®) give || pretiosa metalla, quae divinis cultibus fue- 
rant mancipata, diripiuntur et inde mulierum ornamenta 
et equorum fabricantur falere et, quod vilius atque‘ 
sordidius" est, canum fiunt monilia.*) Si autem illi, quos 


l 


ij) humani R!. k) disperunt R. l) terminum R. m) scelera 
ita] scelarata R. n) deest R. 0) deesi R. pP) lectio certa. q) et 
que R. r) sordidus R. 


1) Vgl. etwa Matth. 28, 19: Euntes ergo docete omnes gentes etc. 
Matth. 24, 14: ‘in testimonium omnibus gentibus’. 

2) Vgl. z. B. Matth. 16, 27. 28; 24, 14 ff. — ‘ecclesiae... .olim... 
constructae] spricht für westfränkische Herkunft der Capit. Kirchenraub] 
weist auf die Zeit nach Karl dem Großen und Ludwig dem Frommen. Vgl. 
Seckel, Art. Pseudoisidor in RE. ? XVI, bes. S. 283/84. 

®) honor —= Ausstattung. 

%) Von der schimpflichen Art der Verwertung und Entwertung des 
(geraubten oder sonst) entwendeten Kirchengutes ist im Quellenmaterial 
nur selten die Rede. So z. B. in der Epistola canonica (5. Jahrh. oder 
Anfang des 6. Jahrh.) c. 10 fin. — Migne 56, 893; Maaßen, Geschichte 
der Quellen des kan. Rechts 1870 Bd. I S. 394 —, wo davon gesprochen 
wird, daß verheiratete Priester ‘de sacris vestibus mulierum vel filiarum 
suarum ornamenta faciant'. So ferner ausführlicher in dem Synodal- 
schreiben des Konzils von Douzy (871 September 8) an Papst Hadrian II. 


fol. 63, 
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superius!) feliciter vivere et mori diximus, aequissimo re- 
tribuente Deo aeterna consecuti (suni") praemia: qui talia 
agunt, quae istis temporibus fieri cernimus, certissimum 
est, quod. aeterna suscipiant tormenta, nisi citissime con- 
versi fuerint ad amarissima (medica)menta*. 

Cap. I. Nos vero, quibus regendi gregis dominici cura 
committitur, talia cernentes tacere nefas duximus*, ne forte, 
si tacuerimus summo et aeterno pastori’), qui animam suam 
pro ovibus posuit?), pro taciturnitate dampnandi appa- 
reamus.?) In propaztulo® clamat prophete sententia dicens: 
Sit) tu adnontiaberis impio impietatem suam et ille fuerit 


s) deest R. t) tormenta R. 
Cap. I. :®) diximus R. b) propatibulo R. 


— Migne 126, 637 — über die Verbrechen Hincmars von Taon: Inter- 
missa nihilominus ratione de auro, et gemmis quamplurimis et pre- 
tiosis et multis ac variis ornamentis ex auro et gemmis compositis, quibus 
Pardulus episcopus . . . altare s. Marise Laudunensis ecclesise pulchre 
satis ornavit: quod iste defabricavit et, sicut ministeriales ipsius ecole- 
sise dicunt, inde umgas ad spatas et balteos et calcaria atque ligaturas 
hosarum, quas hosobindas dicunt, fieri iussit et suo fratri et quibus sibi 
placuit, dedit. Sed et de auro purissimo ex calice..... Nec non et de 
alio auro, verum et de argento ipsius ecclesiae, sed et de casulis pretiosis, 
quas dedit, quibus visum fuit. Neo non et de sacrato panno optimo ex 
altare s. Mariae, quem ad saeculares usus dedit .... Vgl.auch Epist. 
canonica c. 10 (Migne 56, 893). 

1) Praef. 83. 

2) Anfang fast wörtlich wie Theodulf Capitulare primum cap. 1 
(Migne 105, 192). Vgl. Jo. 10, 11. 15: “Bonus pastor animam suam dat 
pro ovibus suis; ... . (15)... . et ego agnosco patrem et animam meam 
pono pro ovibus meis. 


®) Daß das Schweigen des Bischofs der Sünde und dem Verbrechen 
gegenüber als strafwürdige Mitschuld erscheint, ist ein geläufiger und 
vielfach zum Ausdruck kommender Gedanke. Als Beleg kann z. B. auf 
Hincmar verwiesen werden — Migne 125, 789ff. —, der sich auf Bibel- 
stellen und Canones etc. beruft. Vgl. auch Jonas 1, 18 post init.; Neues 
Archiv XIX 1894, 5, 122 med. ‘pro taciturnitate” (sermo synodalis des 
Cod. Monac. lat. 3853). 


*) Vgl. Ezechiel 3, 19: “Si autem tu annuntisveris impio et ille non 
fuerit conversus ab impietate sus et a via sua impis: ipse quidem in 
iniquitate sua morietur, tu autem animam tuam liberasti’. Vgl. weiter 
Neues Archiv XXVII 1902, S. 581 oben (dort gekürzt). 
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conversus, animam eius salvasti; si autem te clamante 
converti noluerit, ille peribit in sua impietate et tu salvaberis, 
quia clamasti. Nulli dubium est, quin loco fungamur 
apostolice!) dignitatis. Loquitur ipsa veritas de quibusdam, 
qui volunt videre® pastores, sed non sunt: “Mercennarius?) 
fugit, quia mercennarius est’; qui pro questu temporali 
sacerdotes esse cupiunt, animabus vero lucrandis non 
vigilant. Audaciter dico?): horribile detrimentum sibi 
adquirit, qui homines cernit peccare et minime clamat. Quid 
»prodest timere, ne perdat aliquis temporale subsidium, si 
pro hoc amit ||tit anime remedium ?) fol. 648. 


Cap. 1I.°) Monemus primo et ex canonica auctoritate 
iniungimus sacerdotibus — qui et nobis sunt subiecti et 
habent sub se plebem subiectam, pro qua rationem sunt 
reddituri®), sicut nos pro illis —, ut tales (se*) exhibeant 
subiectis® suis (utrigue se)xui® omnique aetati’), qualiter 
exemplum bonum cuncti ab illis accipiant. Sciant, quia 
sal®) esse debent terrae cuius tactu animalia dulcorentur in 


0) == videri. 
Cap. II. ®) dest R. db) subiectos R!. °) utrique se — supplevi; 
zuüu= XVIR. 


1) Daß die Bischöfe Nachfolger der Apostel sind, ist ein feststehender 
Satz (Hinschius II 8.38). Vgl. auch Theodulf Capitulare primum cap. 1 
— Migne 108, 192 —. 

2) Jo. 10, 13: “Mercenarius autem fugit, quia mercenarius est’ .. . 

3) audaciter dico] vgl. unten cap. 6 fin.: "Audeo dicere’, also keine 
Synodalbeschlüsse. ; 

*) Varistion des Gedankens von Matth. 16, 26: Quid enim prodest 
homini si mundum universum lucretur etc. 

6) Cap. II. Vgl. Neues Archiv XXVII 1902 S. 580/682. 

©) Vgl z. B. Hebr. 13, 17: ... . Ipei (praepositi vestri) enim per- 
vigilant, quasi rationem pro animabus vestris reddituri’ .... Vgl 
Matth. 12, 36; Röm. 14, 12; 1. Petr. 4, 5. Die Ermahnung der Priester 
zu vorbildlichem Leben kehrt häufig im Quellenmaterial wieder; vgl. 
Theodulf Capitulare primum cap. I; Homilia Leonis IV. praef. (= Com- 
monitorium cuiusdam episcopi, vgl Neues Archiv XXVI, 1901, S. 666 A.1)- 

?) Zur Emendation vgl MG. Conc. II 189, 19: ‘omnis aetas omnis 
sexug ; MG. Conc. II 260, 4: “unicuique sexui’; MG. Conc. II 405, 30. 
787, 20. 795, 5. 799, 21. 809, 12: ‘uterque sexug'. 

®) Vgl. Matth. 5, 13 in. ... “Vos estis salterrae ... Vgl. Heran- 
ziehung der gleichen Stelle auch bei Theodulf Capitulare primum cap. 1. 
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animo. Scimus, quod dominus populo Iudaico interitum 
denuntians statim templum ingressus flagellum vertit ad 
sacerdotes!), ac si patenter ostenderit“, quod plebis detri- 
mentum pro sacerdotum imminebat negligentia. 

Corpora?) sua debent servare castissima iuxta illud: 
“Omni?) tempore sint vestimenta candida’, id® est® ab omni 
libidinis inquinamento nitida. Et alias dominus per pro- 
phetam: “Mundamini’*), inquid, ‘qui fertis vasa domini.. 
Magno errore decipitur, qui corde! et® corpore® pollutoP 
sanctissimum corpus Christi audet contingere sacrisque 
altaribus ministrare. 

Cap. III5) ($ 1) Pernecessarium duximus admonen- 
dum esse, ut sacerdotes de* custodia basilicarum suarum 
emendacius quam actenus agant?, qualiter eas construant 
et cooperiant, quantum ornacius potuerint. 

($ 2) Signa decora ad convocandum populum habeant. 

($ 3) Vestimenta ecclesiastica, quantum cultiora potu- 
erint, preparent, qualiter ornata et religiose Deo cum illis 
ministrent. 


d) — ostenderet. e) id est vel idem R. f) immundo adden- 
dum? 8) corpore et R. h) Istterae — uto minus clare scriptae in R. 
Cap. III. ®) de basi R!. b) ngat R. 


1) Vgl Jo. 2, 14ffl. Richtig wiedergegeben bei Theodulf a. a. O. 
cap. 10. Der Verfasser scheint in den Verkäufern der Opfertiere Priester 
zu sehen. Übrigens hat Christus nirgends dem jüdischen Volke — ‘oppi- 
dum Jerusalem’ bei Luc. 21, 20 ff. — den Untergang verkündigt. 

8) Über Keuschheit der Priester in kultischem Sinne vgl. z. B. Conc. 
Carth. II 3%0 co. 2 (‘qui sacramenta contrectant’) Conc. Carth. 419 c. 25 
DH. (‘qui sacra nupteria contrectant’); ferner Neues Archiv XXVII 
1902 S. 581 o. 2; Bened. III, 378; Fris. c. 5. 11 (Neues Archiv XXIX 
1904 S. 288/289). Begründung ähnlich bei Theodulf. 

®) Eccle. 9, 8 in.; wörtlich genau wiedergegeben. 

*) Isai. 52, 11 fin.; ebenfalls wortgetreues Zitat. 

s) Cap. III. Parallelen: $ 1 Kirchenbaufürsorge (custodia basili- 
carum: construere, cooperire). Parallelen: Hincmar cap. magistr. et dec. 
(Migne 125, 778 u.), cap. 4fl.; — $ 2 Glocken: Fris. c. 13; $ 3 Kirchliche 
Gewänder: Ghärbald c. 9; Fris. c. 13; Neues Archiv XXVII 1902 S. 579 
c. 15, S. 6582 c. 6; Hom. Leo. IV. c. 1 Neues Archiv XXVII 192 S. 582 
c. 6; S. 376 c. 7; — $ 4 Bücher: Fris. c. 32, 3; Neues Archiv XXVII 1902 
S. 582 0.7; cf. c. 20; Ghärbald c. 9; Hom. Leo. IV. c. 13. — $ 5 Lichter: 
Fris. c. 13; Hincmar c. 12 Migne 125, 779; Neues Archiv XIX 1894 
S. 120 c. 1. Begründung auch so bei Theodulf. 
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($ 4) Libros necessarios et correctos!), quanto plus 
potuerint, perquirant. Certissimum est, quod nec navis in 
pelago absque instrumentis nauticis valet gubernari nec 
ministerium ecclesie absque his, que superius diximus, 
valet || peragi. fol. 64b. 

($ 5) Luminaria per ecclesias cum magno studio debent 
preparari, unde sicut audivimus, aliqui actenus neglegenter 
egerunt.. 

($ 6) Scimus angelorum esse frequentiam?), ubi domini- 
cum conficitur corpus. Nec aliter credendum est, nisi ut 
fregentent ministri, id est angeli, ubi dominus fuerit illorum 
et noster qus® est® dominus lesus Christus in trinitate per- 
fecta manens,. 


Cap. IIII. Mansiones sacerdotales*, quae basilicas® 
debent adherere?) propter opportunitatem frequenter eundi, 
religiose et nitide?) debent esse, qualiter et sacerdos cum 
suis ministris oportune et nitide in eis valeat degere et, si 
eliqui ex subdita plebe, sicut frequenter faciunt, in eas 
introierunt, delectentur in eis° et placeat plebi religiosa 
conversatio sacerdotis. Si autem aliquis temere contra hanc 
admonitionem stare presumpserit et minime, quae iubemus, 


©) qui est] quem R. 
Cap. 1IlI. %) sacerdotes R. b) ad basilicas vel basilicis scr.? 
c) ei R. 


1) libri correcti] of. Fris. c. 3; Bened. II 377 fin. ; Admonitio generalis 
789; Radulf c. 5: "bene correctos’ (Migne 119, 706). 

2) Die karolingische Theologie hält an dem Glauben der frequentia 
angelorum beim Abendmahl fest, und der Verfasser wiederholt also hier 
einen geläufigen Gedanken. Vgl z. B. Regino I 59 (canon inc. aber echt): 
. . . “Ubi enim corpus domini consecratur, ubi angelorum praesentis non 
dubitatur adesse ... ., ein Satz, der sich übrigens fast wörtlich bei 
Theodulf a. a.O. c. 10 findet. Vgl auch Jonas, Inst. laic. p. 268a. 2708; 
Aachen 816 c. 145; MG. Conc. II 420, 20; Neues Archiv XIX 1894 8. 124 
unten. 

3) Cap. IIIl. (Pfarrhäuser.) Nähe der Kirche: Hom. Leo. IV. c. 1; 
Neues Archiv XIX 1894 S. 120 c.2(= Wawra, De Reginone Prumiensi 
p. 3, p. 124 med.). 

4) Sauberkeit vgl. Herard c. 86; Neues Archiv XXVII 1904 S. 583 
c. 16 = Neues Archiv XIX 1894 S. 120 c.2; Wawra p. 3; Radulf c. 9 in. 
Migne 119, 707. 
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adimpleverit, sciat acerrime de eo vindictam adiuvante 
Christo nos facturos secundum canonicam sententiam.!) 


Cap. V.2) Scimus etiam quosdam sacerdotes missas 
celebrare in locis illis, in quibus dedicatio solempniter 
peracta® non est; quod multum videtur inreligiosum® et 
fidei Christiane contrarium. Regi aut principi terreno vel 
cuilibet potestati ut domus ad habitandum fiat apta, ante 
preparata et nitida efficitur: et aliquis miser aeterni Dei 
ministerium &udet peragere in illo loco, qui ab episcopo 
secundum patrum precendentium instituta?) consecratus 
non est? Quur non recolunt, quod Jacob), sanctus patri- 
archa, erexit || lapidem®) in titulum, cui primum infudit 
oleum consecrationis, deinde obtulit sacrificium laudis®); 
Moyses’), sanctus .et prophetarum eximius constructo 
templo primo consecravit eum°, deinde peregerunt sacer- 
dotes in eo sacrificia solempnia; Salomon®) rex sapientissi- 
mus et sacerdos, sacrificato templo mirabili dedicavit eum°, 
tunc demum® sacrificia peragi iussit? Auctoritas canonica 
super hoc manifestissime clamat. lIdcirco precipimus et 


Cap. V. ®) peractio R. b) religiosum R. c) vir corrigendum. 
d) domum R. 


1) Also arbiträre Strafe (nur für Pfarrhäuser!). Darüber nichts bei 
Hinschius. 

2) Cap. V (Messelesen). Über Messelesen in nicht geweihter 
Kirche Hom. Leo. IV. c. 16. Vgl. Hinschius V S. 245 N. 1a. A. 

3) S. Hinschius IV S. 326, s. unten 8.357 Anm. 7. Zum Folgen- 
den vgl. Capit. Karoli M. v. 769 (MG. Capit. 146) c. 14 u. Relatio v. 829 
(MG. Conc. II 641 Z. 10); Ben. Lev. III 431. 

4) Vgl Gen. 28, 18fl.: .... ‘Iacob .. tulit lapidem ... et 
erexit in titulum, fundens oleum desuper ... (20) .. Vovit etiam 
votum dicens ... (22) .. cunctorumque quae dederis mihi, decimas 
offerram tibi’. 

6) RE.® XII 130. 

e) Cf. Bened. II 176; MG. Form. p. 257, 25; cf. 1 Mac. 4, 56. 

7) Vgl. Exod. 26 (Bau des Tabernaculum) Exod. 30, 26 (Weihe des- 
selben). — Einen Tempel hat Moses bekanntlich nicht gebaut; “templo’ 
zu ‘tabernaculo’ zu emendieren dürfte nicht angehen. Der Unsinn bleibt 
auf dem bischöflichen Verfasser sitzen. 

8) Vgl. 1. Reg. c. 6, c. 7,13 ff. (Tempelbau\: 1. Reg. c. 8 (Tempel- 
weihe). 
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omnino ex canonum institutis!) iniungimus, ut nullus 
presumat celebrare missam in basilica illa, quae consecrata® 
non est. 

Cap. VI.2) Hospitalitatem diligere cunctis necessarium 
est ut admoneamus. De quo quosdam neglegenter agere 
absque dubio scimus. Omnes homines hospitalitatem 
debent operam dare, sed potissimum sacerdotes. In euuan- 
gelio dominus dicit, quod sit dicturus in fine mundi: “Hospes?) 
fui, et collegistis me’. Valde adquirit bonum premium, qui 
hospitalitatem diligit, et magnum detrimentum, qui eam* 
neglegit. Loth‘) de Sodomorum® incendiis ideo meruit 
liberari, quia angelos in hominum effigiae® in hospicio 
suscepit. Ipse dominus Iesus Christus, qui apparuit disci- 
pulis suis duobus5) noluit® se illis manifestare, antequam 
ei ostenderent hospitalitatem, sicut illic scriptum est: “Et ®) 
coegerunt illum dicentes: Mane nobiscum.’” Audeo dicere: 
non habet sacerdos, sicut illi necesse est, dominum® pro- 
picium, qui in domo sua (non! prebet hospiti‘) hospicium. 


e) constructa R. 

Cap. VI. ®) eum R. db) sodo ohorum R. c) effugiae R!. 
d) voluit R. e®) domini R. f} non prebet hospiti] sta correxi exenpli 
gratia; domini propicium R. 


1) Daß die Messe nur in geweihten Kirchen (basilicae) gefeiert 
werden darf, haben die canones häufig und seit früher Zeit verfügt. 
Vgl Hinschius IV 8.187 ff., 326; Statuta Bonif. co. 2; Theodulf a. a. O. 
c. 11; Haito Cap. c. 14 (MG. Capit. 1 63); Radulf c. 3; MG. Capit. II 41 
c. 46; Bened. Lev. I 178; II 102. 201. 208a; III 136. 165 (rubr.). 396. 431 
rubr.; Add. 1I 12; Add. III 70; Hom. Leo. 1V. c. 16; Neues Archiv XIX 
1894 S. 120 0.2; Neues Archiv XXIX 1904 S.311 Anm. 3; vgl. auch Neues 
Archiv XLI 1917 S. 202. 251. 253 und Bened. Lev. Buch III c. 396b mit 
Neues Archiv XXXV 1910 S. 208ff. 

3) Cap. VI. Gastlichkeit aller, besonders der Priester, Wanderern 
und Notleidenden gegenüber; vgl. dazu Jonas 2, 29; 1. Tim. 3, 2; Neues 
Archiv XXVII 583 c. 16; Ben. Lev. II 378 fin.; Adm. gen. 789; MG. 
Capit. I 60 c. 75; Frankf. 794 c. 35; MG. Conc. II 169, 28; Paris 829 
c. 14; MG. Conc. II 621, 9; Theodulf a. a. O. 1c.25; Hom. Leo. IV. c. 28; 
Hincmar 852 c. 10 (Migne 125, 775); Radulf c. 11 (Migne 119, 708). 


®) Matth. 25, 35 fin.: ‘..... . hospes eram et collegistis me’. 
*) Vgl. Gen. 19. 5) Luc. 24, 13. 
®e) Luc. 24, 29 in., wörtlich wiedergegeben. 
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Sciat, quod propter se solum non dedit illi Deus domum: 
omnibus viantibus et necessitatem pacientibus debet eam 
facere communem, si vult a domino recipi in aeterno 
domicilio. 


Cap. VII.*!) Iam non semel precipimus?) — non nostra 
sed Dei et antiquorum patrum?°®) auctoritate — sacerdotes 
nullum habere acces || sum® cum mulieribus, cum personis 
videlicet illis, in quibus suspicio mali oriri potest. Scimus 
nunquam deesse viscarium®), decipulam atque laqueum 
diaboli®) si fuerit cum clericis feminarum frequentia. Quis 
umquam ignem vestimentis miscuit, ut ea inlesa perman- 


Cap. VII. &®) V | desectis litteris II R. b) accensum R. 


1) Cap. VII. Verbot des Verkehrs mit Frauen; Mainz 852, MG. 
Capit. II 33 co. 12; mehrere Tatbestände: vgl. Hinschius V 8. 260; 
Radulf co. 16. &) kein Zusammenwohnen (habitare) mit Frauen — vgl. 
Theodulf Capit. I o. 12; Capit. II c. 6 (Migne 105, 209 Z. 37 ff.). — b) kein 
Besuchen, weder des Priesters im Haus, wo Frauenversuchung droht, 
noch der Frau im Haus des Priesters. Cf. Radulf L co. 

*) precipimus: Also nicht das erste Diözesanstatut dieses Bischofs! 
(C£. auch das Cap. Sangall unten c. 5. 7 S. 377, 378). 

3) Decrete der alten Väter (Hinschiusl 8. 131f.): Nicaea 325 co. 3; 
MG. Conc. U 10; Rom 743; 12 oc. 1.2 (Strafe: ‘sacerdotii sui privetur ho- 
nore'); 31 c. (1).2; 35; Soissons 744 c. 8; 191, Friaul 796 c. 4; 210, 3; Risp. 
Fris. Sal 800 c. 17. Auffallend ist bei diesem letzten Zitat (also Ost- 
franken!) die teilweise wörtliche Übereinstimmung: Ut nullus ex olero 
feminam secum in domo habitare permittat propter suspicionis 
causam nNiSßi . « « « « - 088, qQuae BusBpicionis malas effugiunt, sicut in 
Niceno concilio continentur ..... . Diese Wortübereinstimmung, an 
sich wohl Zufall, läßt auf eine gemeinsame Quelle schließen. Ferner: 
Mainz 813 c. 49; MG. Conc. DO 272; 300 c. 23; Aachen 816 c. 39; Cono. 
II 360; Rom 826 co. 15 (MG. Conc. I1 574); Paris 829 (Conc. II 641) o. 46 fin. ; 
Aachen 839 (Conc. II 713) 'c. 11 (Degradation). Vgl. auch: Fris. c. 5a; 
Neues Archiv XIX S. 120 c. 2 und XXVII S. 582 c. 8; Hincmar 852 
(Migne 125, 780ff. c. 21); Ghärbald c. 1; Ben. Lev. I 89. 176. 218. 324 
(laqueus); III 186. 376. 378. 452 med. ; Add. III 117; Add. IV 78; Homilia 
Leo. IV, c.1; Lex Baiuw. I 12 (LL. III 277). Eine wohl nicht gesuchte 
Wortparallele enthält unser Text: nullus sacerdos .. . ad domum, in 
qua femina est .. . nunquam accedat zu C. Theod. XVI 2, 20 in. 
(ohne Interpr.): Ecclesiastici ... . viduarum ac pupillarum domos non 
adeant. 

4) Gradenwitz, Laterculi p. 274. 

5) laqueum diaboli] z. B. bei 1. Tim. 3, 7 fin. 
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eissent? Quis in ore putei profundi firmo gressu absque 
pavore stare potest! Nunquam vero, quia periculum in 
propatulo est, precipimus, ne occasio fiat° in aliquo peccandi: 
nullus sacerdos feminam secum“ habitare permittat; ad 
domum in qua femina est, unde tractio esse potest, nun- 
quam accedat, nec ipsa ad domum sacerdotis; in domo sus 
cum religiosis viris comedat et bibat® secundum preceptum 
Pauli apostoli: “Bonum!) habeat testimonium ab his, qui’ 
sunt intus, et ab his, qui ‘sunt foris’. Sciat aliquis in diooesi 
nobis a Deo commissa, si se ab hoc non custodierit, privan- 
dum ab omni sacerdotali officio.?) 

Cap. VIII. ($ 1)®) Inimico generis humans* instigante 
inventium fuit scelus, quod sodomiticum® dicitur ab eo, 
quod propter hoc civitates in Sodomis consumpte celeste 
sulphure et igne fuerunt°.*) Est peccatum inrationabile et 
nimium“@ vitandum, videlicet ut® aliquis cum masculo se 
polluat®. Propter hoc scimus destructa regna et°) in po- 
testatem extere gentis redacta. Custodiendum’! ab hoc 
unusquisque‘ Christianorum. Ideo commendamus et 
iniungimus ut in quo fuit® poenitentia digna superveniente 
nunquam sit. Et qui hoc Christo adiuvante ppllutus non 


6°) fuit R. d) se ha cum Ri. e) bibit R. 

Cap. VIII. ®) humano R!. b) domiticum A. 6) = oelesti. 
d) nimie R. °) ut — polluat] s#a ve} ubi — polluit ser.; ut — polluit B. 
f) Custodiendum — unusquisque] Custodiendus — unusquisque ve} Custodien- 
dum — unicouique scr.? 8) nihil videlur inserendum, neque sine, quia 
jalsum, neque in eo, quia superfluum est. 


1) 1. Tim. 3, 7 in.: ‘oportet autem illum (episoopum) et testimonium 
habere bonum ab iis, qui foris sunt’ ..... 

2) Über Amtseverlust, Absetzung vgl. Hinschius V 8. 52. 

?) Cap. VIII ($ 1): Sodomie (und Bestialität). Dazu Hinschius 
V 8.176 N. 4.5; IV S. 701/702 N. 2; 8. 719 N. 4; Admon. generalis von 
789 0.49 (= MG. Cap. I 60); Theodulf Cap. alt. oc. 7 (Migne 105,2 10) 
und 26 (l.c. 214), beidemal Laien angehend; Rudolf’ von Bourges (c. 850) 
0. 43 (Migne 114, 962); Ben. Lev. I 82; III 143 und Add. II c. 21; Add. IV 
160; Paris 829; MG. Conc. II 634, 17 co. 34. 

*) Vgl Gen. 19, 24. 25: ‘Igitur dominus pluit super Sodomam .. . 
sulphur et ignem a domino de caelo (25) et subvertit civitates has . . .”. 

$) Vgl. Bened. Lev. III 143; Add. HI 21; IV 160; Neues Archiv 
XLI 1917 8. 213 Anm. 8. 
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est, caveat dehinc, ne baratrum®!) tantae voraginis flam- 
masque tante devotionis cognoscat. 

($ 2) Presbileros! tabernas?) non ingredi debere scrip- 
tura sancta?) manifeste denuntiat et non solum presbi- 
teros || sed omnes laicos*) ab* hoc contubernio repellere 
certat. Quis nesciat, quod in loco tali nihil umquam audiet 
quod aedificet, sed potius quod condempnet? Ibi sonant 
adversantium hominum inter se iurgia, ibi lites ex parvissi- 
mis rebus solent exoriri grandes. Antiquus siquidem et 
callidus hostis per has multos! secum ad infernum detraxit 
homicidia” suadendo, adulteria et diversa crimina ministran- 
do. Ecce, quod Balac rex per exercitum suum agere non 
potuit per tabernas egit.°) Legimus multa milia hominum 
divina ultione perempta, quoadusque Finees sacerdos 
zelatus masculum et feminam pugione peremit".°) Et est 


h) aratrum R. i) Presbitteri R. k) ad R. I) multas R. 
m) homicida R. 2) perellimit R, duabus litteris erasis, quae fuisse viden- 
tur et. 


1) baratrum] vgl. Ben. Lev. III 400 Rubr. und Neues Archiv 
XLI 1917 ebenda. 

s) Vgl MG. II 168, 18; Frankf. 794 o. 19; 256, 12 (= Laod. 24 
Afr. 7); Reims 813 co. 26. 

- ®) Ein Verbot des Wirthausbesuchs durch Priester kennt die Bibel 
nicht. Denn Stellen wie Luc. 21, 34 gehen nicht direkt gegen den Tabernen- 
besuch. Eph. 5, 28. Allerdings finden sich auf Autoritäten gestützte Vor- 
schriften über ein zurückgezogenes Leben dee Klerus in den c. 19. 20 des 
Conc. Parisiense 829 MG. Conc. II 625 ff. (d. h. Jonas von Orleans, vgl 
Simson, Ludw. d. Fromme I 316 u. Exc. IV 8. 381), aber hier handelt 
es sich in erster Linie um die Residenzpflicht des Pfarrgeistlichen, trifft 
also ein längeres Verlassen der Pfarre zu unkirchlichem Zwecke. 

%) sed omnes laicos]. Natürlich muß es heißen: olericos. Denn 
einmal fordert dies das „omnese‘“‘, da Presbiter keine Laien sind, und 
andererseits die Analogie von Regino I 58. Laien ist in den Rechtsquellen 
nirgends der Wirtshausbesuch verboten. 

6) Mit der biblischen Erzählung wird hier etwas sehr frei um- 
gesprungen! Vgl. Num. 22, 7. 9; 24. 25 und Num. 31, 15. 16; Apoc. 2, 14. 

6) Num. 25, 6—9: ‘Et ecce unus de filiis Israel intravit ... . . ad 
scortum Madianitidem . . . (7) . Quod cum vidisset Phinees ... ., 
surrexit . . . . et arrepto pugione (8) ingressus est post virum Israelitem 
in lupanar et perfodit ambos simul virum scilicet et mulierem ... . 
Et occisi sunt XXIIH milia hominum’. „Lupanar“ (Lasterhöhle) und 
„taberna‘“‘ scheint also für unsern Bischof ungefähr dasselbe zu sein. 
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simile malum° mercatus publicos adire sacerdotes, quia 
numquam absque lesione anime inde revertetur, qui talibusP 
vacuitatibus inaniter operam dederit. Ideo precipimus, ut 
nullus sacerdotum? ad tabernas!) aut ad forum publicum?) 
accedere presumat, si ministerium suum pro hoc amittere?) 
non vult. 

Cap. VIIIHI.*) Laici homines venerari debent sacerdotes 
Dei, per quorum officium baptisma consecuntur, paeniten- 


0) male R!. pP) sequiiur in R rasura quinque fere litierarum. 
a) sacerdotem R. 


1) Über Besuch von taberna vgl. Hinschius V 8. 263 N. 2. Das 
Aufsuchen von Wirtshäusern war den Klerikern seit alters verboten, 
Can. apost. 53; Laodic. (350 1) cap. 24; Afric. 7 = Conc. Karth. III (397) 
c. 27; MG. Capit. II 33 cap. 13; MG. Conc. II 168 cap. 19; 266 cap. 26; 
282 cap. 44; 289 cap. 21; 301 cap. 29; 304 cap. 43; 364 cap. 60; 369 cap. 90. 
Ferner Theodulf Cap. primum c. 13; Radulf c. 19; Fris. c. 11; Hincmar 852 
(Migne 125, 780) oap. 20; Ghärbald cap. 4; Neues Archiv XXVII S. 583 
o. 17; Neues Archiv XIX 1894 S. 120 c. 2; Hom. Leo. HI c. 25. 

2) Über Märktebesuch (mercatus, forum, nundinae): Hinschius 
1 8.133 N.7. Weit seltener als das Tabernenverbot. Vgl. Stat. eccl. antiq. 
(5. Jahrh.) cap. 28. 34 (Dist. 91 c. 4); Conc. Elibertanum (Bruns I, 2 p. 4) 
c. 19. Das Verbot, die nundinae zu besuchen, findet sich auch in einer 
um etwa 270 stattgehabten Synode zu Karthago, allerdings hier aus dem 
Grunde, um in weitgehendstem Maße die Gemeindemitglieder (Kleriker 
und Laien) vom weltlichen Verkehr mit den Bigamisten abzuschließen. 
Vgl Seckel, Karth. Inschrift CIL. 25045 S.-Ber. Berlin (1921) n. 4 
8. 1006 N. 77—78; MG. Capit. II 33 cap. 10; MG. Conc. II 282 co. 21 
und c. 44; Fris. o. 11. 17. 18; Neues Archiv XXVII 583 c. 17; Radulf 
0. 19; Ben. Lev. I 326. 

®) Absetzung als Strafe: Hinschius V S. 52ff. Ebenfalls verhängt 
diese Strafe co. 34 der Stat. eccl. antiq. (Migne 56, 884) = Karth. III 
c. 48 (Migne 84, 204). (Vgl c. 47 Cod.) 

*) Mit ‘Laici hominee’, cap. IX, beginnt ein deutlich hervorge- 
hobener neuer Abschnitt, handelnd über die Pflicht der Laien zum 
‘venerari sacerdotes’ = “honorem debitum impendere. Charakteristisch 
als erste Pflicht an die Spitze gestellt. Gegensatz "despicere, contumeliis 
appetere, trucidare. Vgl Jonas 2, 20; (Luc. 10, 16; 1. Tim. 5, 17); MG. 
Cono. 11 743 c. 35; 713 c. 34 (10) = Conco. Aquisgr. 836 cap. II B c. 10 (34): 
‘Vestrum autem erit precipere laicis, ut ipei congruum eis (presbiteris) 
et debitum inpendant honorem .... Trotz der Jonasphrase 
dürfte hier in der wörtlichen Übernahme eine erkenntliche Bezugnahme 
auf die Aachener Synode zu finden sein. Sachparallelen bei Ben. Lev. I 
270. 322. II 104. 176 fin, 302, III 143 fin. 


fol. 66b. 
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tiam accipiunt et benedictionem; et quando necessitas 
incubuerit, eorum visitationibus recreantur.  Tempore 
angustiae desiderant eos videre; tempore iocundo nonnulli 
608 dispiciunt, in tantum ut multis contumeliüs eos appetant;; 
et sicut vilissimos ex plebe crudeliter et inreverenter* 08 
trucidant. Nos vero, quia periculum istud grande esse 
conspicimus, hortamur, ut honorem debitum sacerdotibus 
laici inpendant, a contumeliis cessent, quia Deum non potest 
habere propicium, qui vicarium illius crudeliter insequitur. 
Et nisiP eos, ut dignum est, venerati fuerint, in celesti patria 
honorem desiderabilem habere minime potuerunt. 


Cap. X.!) Est et aliud malum, quod tacere ausi non 
sumus, videlicet || de decimarum exhibitione quam”* dominus 
et in veteri lege?) et in novo testamento?) fortiter precipit. 
De omnibus siquidem, quae possidet plebs tam in® qua- 
drupedibus?) quam et in omni adquisitione sive labore®) 
suo, novem partes® illi concessit Deus“, decimam abs ulla 
diminutione ad ecclesiam dari precipit sup potestate epi- 
scoporum et sacerdotum.?) De qua decima (quid®) fieri 


Cap. VIIll. ®) reverenter R. b) inisi R. 
Cap. X. ®) cum R. b) laocuna?!: "praediis quam in’ ad d.? 
°) parti R. d) do—coepit R, “dominus’ scribere volens? 6) deest R. 


1) decimarum exhibitio: Hauck ®? I 137 ff. II 122ff.; Perels, Der 
kirchl. Zehnt im Karolingerreich S. 11 ff.; Stutz, Benef.-Wesen I $ 17. 18 
S. 240 und ZSav. RG. XXIX 1908 S. 180ff.; Hinschius V S. 220 N. 8; 
Loening II 676ff.; Fris. c. 25. 29; Ben. Lev. s. u. 


*) Alttestamentliches Zehntgebot ist bekannt, vgl. MG. Conc. II 
Index p. 906; Jonas 2, 19; Radulf c. 21; Homilis de decimis (Baluze Il 
1376). 


®) Ein neutestamentliches Zehntgebot gibt es nicht, trotz der Er- 
wähnung in Matth. 23, 23; Luc. 11, 42; Gal. 6, 6; 1. Kor. 9, 13; Hebr. 7, 2. 

*) Blutzehnt: vgl. MG. Conc. II 741, 20; MG. Capit. I 19, 5. 86, 20. 

5) Personalzehnt: (ex collaboratu vgl. Wetzer u. Welte XII, 1890) 
MG. Conc. II 251, 15; Neues Archiv XIX 1894 8. 125 oben; Theodulf 
Capitulare I cap. 35. (Nie allgemeine Einrichtung. Nur selten erwähnt 
c. 66 C. XVI qu. 1.) Vgl. Viard, Hist. d. 1. dime eccl. Dijon 1909. 
p. 101. 104 ff. und die weitere Literatur. 

6) Zehnt sub potestate episcoporum et sacerdotum: vgl. MG, 
Capit. 1178 o. 4; Anseg. I 143; Reg. 1 43. 33 (dos ecclesiae); Ben. Lev. 
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debeat, a sanctis patribus constitutum est!). In euuangelio 
legimus dixisse phariseum illum, qui recte eatenus vixerat: 
“Decimas®) do omnium quae possideo.’ Perdendum! est, 
si aliquis alicui potenti quamlibet rem defraudat; cui 
periculo subiacebit®, quia tanto acrius a Deo iudicabitur, si 
aliquid de omni decima sua fraudatus fuerit? Quantum 
constat, quia nihil in terra fit, quod dominus non videat, 
qui occultas cogitationes hominum conspicit??) Ideirco 
expresse® omnibus iniungimus, ut cum grandi studio deci- 
mas de omnibus, quae possident, citissime donent. 

Cap. XI.t) Multa sunt in hoc mundo nociva, quae 
pollulant ex carnis humang miseria*, inter® que? iuramenta, 
quae in hac terra inrationabiliter aguntur° et° multas 

f) vel "Pertimescendum’ vel tale quid scr. (Periculosum? Periclitandum?). 
8) vel subiciatur?; subieceat R. b) expresso R. 

Cap. XI. ®) miserise R. b) inter que] interque R. °) aguntur 
et] agunt R. ; 


1 45. 154. 173. 194 (‘donare’. So auch Capit. I 83. II 460, 1). II 19. 41. 
192. 299. Add. III 19. 82. Add. IV 127. Von der dos ecolesise handelt 
auch Tolet. III 589 c. 19. 


1) Über die Verwendung des Zehnts geht unser Verfasser mit der 
Berufung auf die "sancti patres’ etwas sehr oberflächlich hinweg. VgL 
hierzu Gelasius 0.27 (Migne 67, 310) u. Simplicius c. 2 (Migne 67, 322); 
Stutz, Kirchenrecht S. 304/06; Risp. 7998 MG. LL. III 468 c. 13 und 
Salzb. 807 MG. LL. III 479; Hefele III S.619; Neues Archiv XXIX. 1904 
8. 281 Anm. 2, S. 282; Nantes = Ben. III 375; Reg. 1, 353. Interessant 
ist die Stellung Benedikt Levitas zum Teilungsmodus der Zehnt, indem 
er bald keinen angibt I 45. 194. III 214. 306. Add. III 83, bald die 
Dreiteilung I 209. Add. IV 87, bald die Vierteilung annimmt III 3786. 
Add. IV 58. 144, ohne Stellung zu nehmen zur Zwei- oder Vierteilung. 
Vgl Neues Archiv XXIX 1904 S. 286 N. 1—3; Theodulf DI 5; vgl MG. 
Index Capit. v. decimae p. 61l o unten. 

8) Wörtlich Luc. 18, 12 fin. 

3) Anklang an die Bibel, aber keine wörtliche Entlehnung. Vgl 
z. B. Matth. 9, 4. 12, 25; Luc. 5, 22. 6, 8. 9, 47. 11, 17 eto.; Job 42, 2; 
Eccle. 42, 20. 

*) Behandelt das Schwören = Fiuchen kasuistisch: bei Deus caeli, 
angeli, sancti, bei caelum — rex caeli etc., terra — sanctorum corpora, 
orestura — creator. Vgl Herard c. 132; Neues Archiv XXVII 8. 585 
o. 26; Jonas 2, 25; Ben. Lev. Add. II 22. III 94. IV 68. 147; MG. 
Conc. DI 52 c. 7. 210 co. 1@. 292 co. 43. 670 0. 2 (C. 22 q. 1 0. 9). 


fol. 67a. 


364 P. W. Finsterwalder, 


animas ad interitum deducunt. Audivimus*iurare® fre- 
quenter@ Deum caeli, angelos eius omniumque sanctorum 
merita in® vilissimis et in paucissimis rebus. Quod‘ videtur 
illis qui iurant illum, levissimum; sed nos scimus, quia 
valde est gravissimum. Dominus namque in euuangelio 
precipit dicens: “Sit®!) autem sermo vester est est et non non; 
quod amplius est, ex malo est” Et iterum ipsa veritas: 
‘Nolite®) iurare per celum, quia sedes Dei est, nequae? per 
terram, quia scabellum pedum eius est, neque per caput 
tuum, in quo non potes facere capillum aut ex nigro album 
aut ex albo'nigrum’. Et nunc multi* miserrimi et infelices 
parvipendunt! iurare caelum, sed iurant per regem caeli || et 
omnes caelestes et angelicas virtutes. Et parvum illis” est 
iuramentum terrae, nisi iurent omnium sanctorum corpora. 
Si autem dominus per creaturam iurare peccatum esse dixit, 
quale peccatum est iurare per creatorem, et falso iurare ? 
Nomen" quippe Dei et angelorum sive omnium sanctorum 
cum magna reverentia debent” ab hominibus nominari. 
Siautem in multiloquio veritate adtestante?) peccatum non 
deest, in multo iuramento periurii crimen nunquam deerit. 
Unde et precando commendamus et commendando pre- 
camur, ut omnes a vanis et inlicitis abstineant iuramentis° 
si cum° domino volunt habere locum in patria celesti. 


Cap. XII.) Cernimus et aliud in hac* ecclesia, quod 
non absque periculo est. Scilicet? quando ad ecclesiam 


d) iurare frequenter] frequenter iurare R. e)ut R. f) quae R. 
8) Si R. b) quae R. i) album R. k) multis R. I) parvipen- 
dunt R. m) jllins R. n) Nomen — debent] Nomen — debet vel No- 
mina — debent scr.? 0) si cum iuramentis si cum R. 


Cap. XII. ®) sequitur in R rasura quinque litterarum: “fie? db) Si 
licet R. 


1) Matth. 5, 37 mit folgender Abweichung: ‘quod autem his abun- 
dantius est, a malo est’. 

2) Matth. 5, 34—-36: ‘Ego autem dico vohis non jurare Omnino neque 
per caelum, quia thronus Dei est . . . (36) per caput tuum surareris, quia 
non potes unum capillum album facere aut nigrum.’ 

®) Prov. 10, 19 in.: “In multiloquio non deerit peccatum.’ 

*) Behandelt ungebührliches Betragen in der Kirche. Vgl. dazu: 
MG. Conc. 11 671, 10ff. (accumulare). 665 fin.; Ben. Lev. II 176. 195. 220, 
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audire missarum solempnia conveniunt, non, sicut decet, 
religiose se agunt. Ingressi namque ecclesiam causa orationis 
obliviscuntur peccatorum suorum et detrahunt aliis, rixas 
excitant, vaniloquiis inserviunt, ab otiosis sermonibus non 
se conpescunt, qui° ante oculos divine magistatis@ trementes, 
inclinati atque® humiles peccata sua debent confiteri et! 
pro eis domino supplicare. Talia agentes, ut superius 
diximus, pocius ea accumulant quam minuent; et qui 
alleviati® peccatorum pondere ad domum propriam redire 
debuerant, graviores atque deteriores recedunt®. Ob it 
precipimus, ut amplius haec neglegentia! non fiat, sed 
religiosi ad ecclesiam cuncti veniant* peccata sua plangen- 
tes, et honeste redeant Deo gratias agentes. 


Cap. XIIL!) Nihilominus patet inmanissimum* scelus 
in his, qui® Deo? dicatas feminas matrimoniosibi coniungunt, 
et de his, qui aliorum uxores accipiunt nec non qui proprias 
uxores dimittunt et inrationabiliter ipsis viventibus alias 
sortij|untur. Revera quando mulieri — aut virgini aut fol. 67b. 
vidug — sacra vestis in capite ponitur?), aeterno Deo sponsa) 
consecratur. In propatulo est, si mortali homini sponsa 
subripitur, quod® is° iracondus in ultionem contumeliae 
inlate efferatur. Si magnum sibi adquirit mortalis homo, 


c) et qui R. d)== maiestatis. ®)absque R. fJut BR. E)ains.? 
b) recipiunt R!, recediunt R?. i) neglegentiam R. k) veniunt R!. 

Cap. XIII. ®) inmanissimus R. b) qui deo] quidem R. °) quod 
is] quibus R. 


377. — 240 (accumulare) —; Jonas 1,13 (p. 269/70); Theodulf Capitulare 
I c. 10 (vaniloquia der Kleriker); Radulf c. 2. 3 fin. 

!) Vgl. Herard c. 130; Cap. Andegav. (Wawra, De Reginone Pru- 
miensi) c. 4; Jonas 2, 8. 13. Verfasser unterscheidet zwei Gruppen: 
a) Heiraten von feminae Deo dicatae (verboten und nichtig. Über 
Nichtigleit spricht sich c. 13 nicht aus). Vgl. MG. Conc. 11 35 c. 9. 13 c. 6. 
657 oc. 8; Ben. Lev. I 226 (385). II 311. 412. 424. III 294. 338. Add. III 81; 
Freisen 8.686/7. 688; Scherer, AKRQ. 65, 384 und b) Ehe des Ledigen 
mit Ehefrauen bzw. Ehe des Verheirateten mit einer Ledigen (Bigamie). 
Vgl. Hinschius V S. 170 N.4; Freisen S. 769ff.; MG. Conc. II 35 c. 9; 
Ben. Lev. 179. 300. II 63. 87.209.235 fin. III 73.382; Jonas 2, 13; Theodulf 
Cap. II 21. — Unser Verfasser bringt hierzu keine rhetorische Begründung. 

2) Freisen S. 683 Anm. 18. 

®) Geläufige Vorstellung vgl. u. a. Rouen c. 10. 
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mortali homini contumeliam inferendo, periculum, deterius 
supplicium meretur, qui omnipotenti Deo incestu!) con- 
tumeliam inferre conatur ? Et hoc, quod nefas est, et peri- 
culum (in) infernum trahens, iniungimus ne fiat; sed legitti- 
mis utatur® matrimonüs quicumque vult, ne propter rem 
inlicitam infernum: paciatur Christianus tanto precio re- 
demptus.?) 


Cap. XIIII.3) Nec non et illud ad memoriam redit, 
quod dominus in veteri lege sabbato abstinere ab omni 
opere precepit?), in novo autem testamento diem domini- 
cam magna veneratione haberi iussit®); eo namque die 
Christus surrexit®) a mortuis?), qui est dominus totius 
creaturae, et ab hoc dominica vocatur*. Videmus siquidem 


d) deest R. e) utantur R. 
Cap. XIIII. ®) vocitatur R. 


t) Hinschius V S. 173ff. (N. 11. 1); Rouen (ca. 850) (= Regino 
2, 165) co. 10 fin.: sogar ‘reus maiestatis’ (= Dist. 27 c. 9, Pseudo-Hiero- 
nymus?). Vgl. auch Gelasius c. 20 (DH.) = Regino 2, 163; Innoc. I 
oc. 19 (DH.) = Reg. 2, 170 (= C. 27 qu. 1 c. 10). Über die Echtheit dieses 
Canons vgl. Hist. Aufs. für Zeumer 1910 S. 619fl. 

2) Vgl. 1. Cor. 6, 20 in: ‘Emti enim estis pretio magno’ . . .; 1. Cor. 
7, 23 in: ‘Pretio emti estis . . .’; 1. Petr. 1, 18. 19: . . . redemti estis . . 
(19) ... .. pretioso sanguine. 

2) Sonntagsheiligung: Scherer II S. 685; RE. ® XVIII S. 521; 
Hinschius V S. 205 N. 8 mit Zitaten; MG. Capit. II 41 cap. 45. II 644 
N. 1 mit Zitaten. Auch Index Capit. z. B. sub mercatus, dies; Fris. c. 12; 
Leo IV. c.53; Theodulf 124; Radulf c. 26; NA. 27,586 c. 27; Cap. Andegav. 
(Wawra)c.5; Ben. Lev. 165. 153. 340. II 189. 205. 380. III 276. Add. II 11. 

4) Sabbatruhe im alten Testament: Exod. 20, 10. 23, 12. 31, 14. 
34, 21. 35, 2; Levit. 23, 3; Deut. 5, 14. 

°) Diese Behauptung ist nicht zutreffend. Zum Sonntag überhaupt 
vgl. aus dem N. T. etwa Apoc. 1, 10. Vorsichtiger drückt sich das Conc. 
Parisiense 829 aus in c. 50 (MG. Conc. II 643, 13 ff.): “Christianorum porro 
religiosae devotionis, quae ut creditur ex apostolorum traditione 
immo ecclesise auctoritate descendit, mos inolevit, ut ob memoriam 
dominice resurrectionis diem dominicum venerabiliter atque honorabiliter 
colat.” Cf. MG. Conc. II 194 (Matth. 28, 1). 

®e) Diese Auffassung wird ganz allgemein zur Begründung der Sonn- 
tagsheiligung verwertet: z. B. MG. Conc. II 643 c. 50; Neues Archiv XIX 
1894 S. 125; Theodulf Capitulare I c. 24; Ben. Lev. II 205; auch bei 
Beda, De tempor. ratione c. 8. 

?) Vgl. Matth. 28, 1fl. 
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eo die multos non abstinere ab opere!), sicut (aP) sanctis 
patribus institutum est.?2) Cernimus etiam ipso die mercatus 
publicos celebrari?); quod nimis videtur inlicitum, ut dum 
quis debuerat divinis .deservire preceptis, deserviat suis 
mertimoniis. Ideo precipimus, ut hoc amplius non fiat, nec 
cum plaustris nec cum quadrupedibus operatio®); sed sit 
cunctis dies dominicus venerabilis et ab omnibus hominibus 
colatur, sicut sanctorum (patrum°) institutio®) admonet. 

Cap. XV. Credo* quidem* opusculum istud displicere 
aliquibus. Nunc confido, quod nunquam displicebit viris 
catholicis; sed cum haec vilis® sint?® verba aul|dierint fol. 682. 
unusquisque, si ita egerit ut decet, introrsus ad semetipsum 
revertetur et considerabit, quod ob nihil aliud in hac ad- 
monitione laboramus, nisi ut Deo animarum fructus ad- 
quiramus. 

Interim, dulcissimi fratres, pro me non dedignemini 
preces fundere, quia ego, dum vita comes fuerit®), vobis 
nunquam valeo oblivisci. 


b) dest R. °) deest R. 

Cap. XV. ®) Credo quidem] Credidi quidem ve} Credidi quondam 
ser.? b) vilis sint] sta R (lectio certa) ex: subcincta? subscinta cor- 
ruptumf 


1) (sancti patres!) Vgl Conc. II 580 c. 30. 296 c. 15. 557 c. 9. 194 
c. 13. 643 co. 50. 256 o. 35. 270 co. 37. 283 co. 50. 292 c. 40. 252 c. 16. 

%) sancti patres, vgl Hinschius IV S. 288fl. 

®) Noch nicht schlechtweg verboten 809 (MG. Capit. I 149 c. 8); 
anders ibid. p. 182 c. 2. Vgl. dazu Hinschius IV 8. 291 N. 5 (Mainz 
813 eto.); Conc. Mog. 813 o. 37; Anseg. 1, 139; MG. Conc. II 580 c. 30. 
296 c. 15. 643 o. 50. 256 c. 25. 270 co. 37. 292 0.40. 252 c. 16. 643 c. 50; 
MG. Capit. 161 co. 81. 149 c. 8. 174 c. 15. 304 0. 9; Ben. Der. 1270; Loening 
I S. 438; Hinschius IV S. 290 N. 3. 

*) Exakte Belege sind mir nicht bekannt. Vgl. Conc. Matiscon. 
585 co. 1. 

s) Vgl. Ann. 1. 

©) Vgl. 4 Reg.4,16:'. . . sivita comes fuerit’”. Vgl Gen. 18, 10. 14; 
Neues Archiv XLI 1917 S. 487, 2. Der Epilog enthält nur einen trivialen 
Gedankengang. Vgl den metrischen Briefschluß in Formulse Augienses 
(‘Reichenau’) Coll C, epist. 24 (um. 840) (MG. Form. p. 375) ‘Esto mei 
memores; sum vestri’ etc. 
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II. 


Capitula XI. episcopi cuiusdam Franciae 
orientalis Sangallensia, inc. “Ut decani primum’. 


1. Überlieferung. Die Capitula stehen in der Hs.!) 
Sanct Gallen, Stiftsbibliothek 679, Pergament, X. Jahr- 
hundert, 228 Seiten kleinquart (20,5x13,5 cm), pag. 217 
bis 221. Erwähnt werden sie nirgends, auch nicht in Scherrers 
Katalog. Die Hs. selbst ist wegen Halitgar, dessen Samm- 
lung sie ebenfalls (vollständig) enthält, aufgeführt bei 
Maaßen, Bibliotheca VI, S. 212, Maaßen, Geschichte I, 
864, Schmitz, Bußbücher II, S. 256 N. 1. Die Hs. 
enthält nach einer Formel für die Wasserprobe (Papst 
Eugens II.)?) Halitgars von Cambrai Sammlung in sechs 
Büchern (mit vorangehender Korrespondenz zwischen Ebo 
von Reims und Halitgar)?), eine Kanonensammlung in 
63 Titeln, anscheinend nur Auszüge aus der Dionyso- 
Hadriana, an die sich unsere Capitula®) anschließen. 

Der Text der Capitula ist nicht fehlerfrei; tiefer greift 
die Verderbnis nur cap. 4 N. b, cap. 7 in. (wo ‘vasa’ aus- 
gelassen ist), cap. 9 N. a (wo “diptinis’ aus paläographischen 
Gründen nicht zu “diptichis® oder ‘dipticis’ verbessert 
worden ist, sondern nur zu ‘diptitiis’), cap. 10 N.c (wo das 
zweite ‘vel’ durch die Sache wie durch die Grammatik 
gefordert wird). Wäre ‘vel’ = ‘sogar’, so müßte statt des 
zweiten ‘vel’ einzusetzen sein: “presbiter. Grammatische 
‘Fehler’ sind wohl teils der Korruption der Überlieferung, 
teils dem Vulgärlatein zuzuschreiben. 

2.Charakter. Ganz anders wie bei dem zuerstgenann- 
ten “opusculum’ zeigt dieses Capitulare einen streng ge- 
schäftsmäßig juristischen Charakter, ohne rhetorischen 
Schmuck, ohne alle Floskeln. Die Initien sind demgemäß 
recht einförmig geraten. Der Gedanke kommt nicht über- 


ı) Vgl. die ausführliche Beschreibung der Hs. in der Beilage. 

2) Gedruckt bei Mabillon, Vet. Anal. I 47”—52; MG. Form. 617; 
Scherrer, Verzeichnis der Hss. der Stiftsbibliothek von St. Gallen, Halle 
1875 8. 222. 

?) Maaßen, Bibliotheca lat. I. VI S. 212 erwähnt nur Halitgar. 

*) S. 217—221. 
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all, aber doch fast durchweg klar zum Ausdruck. Bei 
cap. 10 kann auch die Überlieferung an der Unklarheit 
schuld sein. 

Sachlich bringt das Capitulare einige wenige Normen, 
die aber teilweise neu, teilweise sehr interessant sind. So 
die Instruktion für den Dekan!), über Diptycha?), über 
Büßerliste?) (worüber man aus dem IX. Jahrhundert so 
wenig weiß), Strafen‘). Natürlich sind auch diese Bestim- 
mungen keine fundamentalen Neuerungen des Kirchenrechts. 

Anders als beim Verfasser der Capitula in Vat. reg. 612 
verraten unsere Capitula nichts von einer umfangreichen, 
gedanklich und wörtlich souverän verarbeitenden Bibel- 
kenntnis. Nur ein einziges Bibelzitat wird gebracht.>) 
Auch Canones werden nicht wörtlich aufgenommen, aber 
der Hinweis findet sich einmal®), auch Bezugnahme auf ein 
imperiale decretum, d. h. auf die berühmte Vorschrift über 
den unus mansus von 819.”) Der zweimal vorkommende 
Hinweis ‘sicut sepe’®) kann auf Canones von Reichs- oder 
Provinzialsynoden gehen, aber ebenso gut auf Diözesan- 
statuten sei es eines Vorgängers, sei es des Verfassers 
selbst — trotz nicht ‘constituimus’ —. Der Inhalt gliedert 
sich folgendermaßen: 

I. (decani).?) 1. Allgemeine Dienstpflichten derselben .!°) 
— 2. Bericht auf dem Send über die geistliche Tätigkeit und 
die Kirchenverwaltung der Pfarrer.!!) — 3. Mahnung pflicht- 
vergessener Pfarrer (Aufzählung ihrer kleineren Standes- 
pflichten: sie haben zu meiden: ebrietas, Frauenverkehr, 
Verschwendung, Unmanierlichkeit, Unordentlichkeit im 
Pfarrhaus, Lässigkeit im Dienst, geschäftiges Umherlaufen 
auf Märkten und Messen, Herumtreiben an unpassenden 
Orten), gegebenenfalls Bericht darüber an den Bischof.1?) — 

II. (Verwaltung.) Verboten ist die Besitzstörung im 
Zehntrecht ohne bischöfliche Entscheidung'?), die Zins- 
entrichtung vom unus mansus mit zwei Knechten unter be- 
sondere Strafe gestellt.!14) — Das Bischofsviertel des Zehnten 


1) Vgl. unten Anm. 3 S. 375. 

2) c.9. 8) 0.8. 4) 0.8. 5) 0.3, 6) 0.8. T) 0.6. 
6%) 0.5.7. ®) c. 1—3, cf. o. 10. 2) c.7. 11) 0.2. 

12) 0. 3, cf. o. 10fin. 18) 0.4. 14) 0.6. 


Zeitschrift für Rechtsgeschichte. XLV. Kan, Abt, XIV. 
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soll, wenn die bischöfliche Visitationsreise ausfällt, der 
fabrica ecclesiae zuwachsen.!) — Pflicht des niedern Klerus 
zur Sorge für Kultusgewänder, Geräte und Bücher, und 
Vorlegung (?) derselben auf der Diözesansynode.?) — 
Führung einer Liste der (öffentlichen) Büßer und ihrer 
Verbrechen, Aufsicht über deren BußBleistungen durch die 
Presbiter. Öffentliche Rekonziliation.®) — Diptycha (Libri 
vitae) der Lebenden und Toten gehören auf den Altar jeder 
Pfarrkirche.*) Sie haben zu enthalten: Die Namen der 
Gläubigen a) der Bischofskirche, b) der betreffenden Pfarr- 
kirche. — Es ist verboten, einen Büßer aus einer andern 
(fremden) Pfarrei “in ecclesiam suscipere’.°) Ebenso ist es 
nicht gestattet, einen Kleriker der Bischofskirche oder einer 
fremden Pfarrei anzunehmen, d. h. an der Pfarrkirche an- 
zustellen.®) — Pflicht des Priesters zur Abhaltung von 
Gottesdiensten in jeder Pfarrkirche bei Vereinigung mehre- 
rer Pfarreien in einer Person.) 

Diese Inhaltsangabe zeigt ohne weiteres, daß wir es 
hier mit einem nur an den Klerus gerichteten Capitulare 
zu tun haben, und zwar mit der offensichtlichen Einteilung: 
I. c. 1—3 ad decanos, II. c. 4+—11 ad presbiteros. An die 
Laien richtet sich keine einzige der Bestimmungen. Es 
genügt daher nach der Auffassung des Verfassers auch, 
wenn die beiden einzigen — arbiträren — Strafbestimmun- 
gen des Capitulare nur die allgemeine Fassung haben: 
“cannonica auctoritate coercere’ c. 4, und “canonice feriri 
c. 5, da er die genaue Kenntnis derselben bei den Klerikern 
voraussetzen kann. 

Ill. Entstehungsverhältnisse. Mehrere Anhalts- 
punkte ergeben eine gewisse Wahrscheinlichkeit dafür, daß 
unsere Capitula in Südostfranken entstanden sein 
müssen. 
| Zunächst ist zu nennen der Fundort der Hs.: Sanct 
Gallen, sowie der Umstand, daß die Hs. mit der Aufzeich- 
nung eines Rituals für die Wasserprobe (siehe unten Be- 
schreibung der Hs. in der Beilage) beginnt. Denn eine Auf- 


1) 0.6. 2) c.?. ıc.8. %c.9. 6) c. 10. 
®e\ c. 11, cf. c. 2. 3. 
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zeichnung der neuen Form des Wasserordals, wie sie zwischen 
P. Eugen II. und Ludwig I. vereinbart worden sein soll, 
mußte in jenen Gegenden besonderes Interesse haben, wo 
die alte Form desselben schon früh gesetzlich in Gebrauch 
war.!) Der übrige Inhalt der Hs. steht unserer Annahme 
nicht entgegen, wenn er an sich auch farblos ist. Denn 
Halitgars Sammlung war sehr verbreitet, auch in Ost- 
franken, die weiter anschließenden Auszüge aus der Dionyso- 
Hadriana können zur Lokalisierung nichts beweisen. Wich- 
tigere Argumente erschließt uns der Inhalt der Capitula 
selbst. Aufzeichnungen über die Visitationsquart?) finden 
wir nur noch in den Statuta Frisingensia®), den Capitula 
Haitonis*) und in c. 3 der Synode von Mainz 852°), also in 
ostfränkischem Gebiet. Auf eine Diözese von größerer 
Ausdehnung als die westfränkischen läßt aber auch das 
reichgegliederte Aufsichts(und Hilfs)personal schließen, das 
unserem Bischof zur Seite steht: der archidiaconus°) 
(= Bischofsvertreter), die missi’) (nicht = archidiaconi, 
vielleicht canonici), die decani®) (sind presbiter, da sie in 
c. 2 von ‘collega’ sprechen), und endlich die canonici.) 
Anderseits ist es ebenfalls auf die Größe des Amtsbezirks 
zurückzuführen, wenn unsere Capitula eine Ämterkumula- 
tion bei Pfarreien im Gegensatz zu dem gerade unter Lud- 
wig d. Frommen hiergegen einsetzenden Kampf ausdrück- 
lich dulden !P), da bei der räumlichen Ausdehnung ein merk- 
barer Mangel an Seelsorgern für die einzelnen Gemeinden, 
die meist auch noch wegen ihrer Armut die pekuniären 
Lasten einer eignen Pfarrei nicht tragen konnten, sich fühl- 


ı) Vgl. Brunner, RG. II 8. 410, der bei der Hexenprobe des Pactus 
Alamannorum H c. 35 den Gebrauch der Wasserprobe vermutet. 

2) An der Dreiteilung, wie sie feststellten Braga II (563) c. 7; Tolet. 
IV (633) o. 33. VII (646) c. 4. IX. (655) c. 6; Emerita (655) c. 14; Tolet. 
XVI (693) c. 5, halten noch die Capitula a sacerdotibus proposita (802) 
c. 7 (MG. Capit. I 106) und das Conc. Turon. 813 c. 16 fest. So auch 
Theodulf II c. 5 (= Migne 108, 208 C). 

®) Statuta Frising. (a. 799. 800) co. 73. 

4) Haito, Cap. eccl. (807-823) co. 15. Vgl. Stutz, Gesch. S. 215 
und 241 N. 20; Neues Archiv XXIX 1904 S. 281 Anm. 2. 

8) c. 3 fin. (MG. Capit. II 183). %) c.10. N 0.4.6. 

3) 0.1.2.3. 10. ®) 0.2. 2) co. 11. 
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bar machte, wie aber auch selbst die Einkünfte der tituli 
allein für den Presbiter zum Unterhalt nicht genügten. 
Vielleicht darf man auch darauf hinweisen, daß die genaue 
Einzelaufführung der zu meidenden rüden Sitten (oder Un- 
sitten) des Klerus!) — Trunksucht und Proletenhaftigkeit — 
weit eher auf den bajuwarischen Südosten zutreffen, als 
auf das damalige westliche Frankenreich. 

Wichtiger erscheint für die Lokalisierung (wie Zeit- 
ansetzung) unsrer Capitula dann noch ein nicht zu ver- 
kennender inhaltlicher Parallelismus mit den Capp. Frisin- 
gensia?), deren Heimat mit Sicherheit in Südostfranken 
zu finden ist.?) Hierbei wäre auch darauf hinzuweisen, daß 
unsere Capitula auch hier mit den c. Fris. übereinstim- 
mend ausschließlich die “presbiter’-Terminologie haben (im 
Gegensatz etwa zu den westfränkischen oben mitgeteilten 
capp. des Cod. Vat. Reg. 612), bei denen die ‘sacerdos’-Ter- 
minologie vorwiegt. 

Die Zeit, bzw. das Jahr, in welchem unsere Capitula 
verfaßt sein können, ist nicht scharf zu fixieren. Jedoch 
darf man vielleicht mit einiger Sicherheit ihre Abfassung 
in die erste Hälfte des IX. Jahrhunderts setzen. 

Zu dieser — allgemeineren — Zeitbestimmung zunächst 


1) c. 3 (bayrische Urwüchsigkeit ?). 


2) Beide beziehen sich auf die Verhältnisse des Klerus: Fris.: 
1. Hierarchie (3. Archipresbiter). II. Verwaltung. Sang.: I. Dekene. 
II. Presbiter. Im einzelnen: 


Fris. Sangall. 

Stellung der Archipresbiter c. 8. Stellung der decani c. 1—4. 

14. 35. 37. 
Unbefugtes Ansichbringen von Kir-- Unbefugte Anmaßung des Zehnt- 

chen c. 16. empfangs c. 4. 
Kumulation (verboten) c. 33. Kumulation (erlaubt) c. 11. 
Verbot der Aufnahme fremder 

Kleriker c. 20. c. 10. 
Kultgegenstände c. 13. 0.7. 
Standespflichten des Klerus c. 5. 

11. 18. 32. 6. 24. c. 3. 35. 
Zehnt (für Visitation des Bischofs) 

c. 29. c. 4. 6. 


3) Seckel in Neues Archiv XXIX 1%4 S. 281. 
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gelangen wir durch Betrachtung, daß auch unsere Capitula 
Sangallensis, wie oben die des Cod. Vat. reg. 612 ihrer ganzen 
Gestalt und Form nach zu den ‘älteren’ Capitula zu rech- 
nen sind, deren Abfassungszeit über die erste Hälfte des 
IX. Jahrhunderts nicht hinausgeht.!) 

Aber auch für einen engern terminus post quem bietet 
unser Text einen Anhalt. Zunächst erlaubt die Bestimmung 
über Vierteilung der Zehnten?) eine Setzung in den Anfang 
des IX. Jahrhunderts, da wir diesen Teilungsmodus im 
Südosten seit 800 vorfinden. Weiter kennt der Verfasser 
die öffentliche Buße?), was uns bereits über das Jahr 
813 hinausführt.*) Schließlich läßt die Vorschrift über den 
“unus mansus’°) die Kenntnis der Anordnung von 819®) 
voraussetzen. Der in Verbindung mit ihrer Erwähnung 
vom Verfasser gebrauchte Ausdruck ‘sicut sepe iniunctum est’ 
muß Anlaß geben, die Abfassung einige Zeit nachher anzu- 
nehmen, wofür auch die im Text umschriebene Stellung der 
“decani' zu sprechen scheint.) Einen weiteren Anhalts- 
punkt gestattet uns das Alter der Hs. selbst, die jedenfalls 
nach 827 geschrieben sein muß. Denn das erste Stück, das 
Wasserordal, welches nach einer Vereinbarung zwischen 
Eugen II. und Ludwig I. in neue Form gebracht worden 
ist, veranlaßte Ludwig, die bisherige Form des Ordals im 
Wormser Cap. Miss. c. 12 von 829 aufzuheben. Eugen starb 
827.3) Diesen Argumenten gegenüber wird unsere Annahme, 
daß die Capitula nicht vor 830 abgefaßt sind, nicht dadurch 
beeinträchtigt werden, wenn der vom Verfasser zugelassene 
cumulus beneficiorum?) in den ca. 820 verfaßten Capitula 
Frisingensia 1°) als ‘consuetudo’ bereits verboten ist. Denn: 


1) Wasserschleben, Beitr. 1839 S. 42; Neues Archiv XXIX 1904 
8. 325 N. 5. 326. 


2) 0.6. 3) 0.8. 
4) Conc. Aachen 813 o. 25 (8) (MG. Capit. II 175 [174)). 
8) 0.8. 


©) Aachen 819 c. 10 (MG. Capit. I 277). 

?) Das älteste Zeugnis für ihr Vorkommen in Ostfranken. Vgl auch 
c. 5 über die ‘duo’ mancipia. 

8°) Vgl. MG. Capit. U 16 und 7 c. 5; Brunner a.a.0. II S. 4ll. 

®\ oc. 11. 

10) 0.33; Neues Archiv XXIX 1904 S. 283; Hinschius III S. 245. 
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necessitas non habet legem. Auch für den terminus ante 
quem gestattet wiederum das Kapitel über den zinsfreien 
unus mansus einen Schluß. In dem ‘imperiale decretum’, 
auf welches sich der Verfasser beruft!), wird ebensowenig 
von den ‘duo’ mancipia etwas erwähnt, wie in der Anord- 
nung des “synodale decretum’, das er im Auge hat.?) Einen 
zinsfreien mansus mit vier mancipia kennt erst die zweite 
Hälfte des IX. Jahrhunderts, seit 852.?) Einer Ansetzung 
unserer Capitula auf die Zeit von ca. 830—850 dürfte also 
nichts entgegenstehen. 


Über den Verfasser selbst, dessen Name vielleicht in 
der Rasur der Überschrift gestanden haben kann, ist nichts 
Bestimmtes zu sagen. Sicher ist nur, daß wir keine Synodal- 
beschlüsse vor uns haben, sondern die Anordnungen eines 
Einzelnen, eines Bischofs. Wenn man auch nicht ohne wei- 
teres ‘volumus*), monemus?) “auris innotescere nostris’®) als 
Pluralis maiestatis ansehen muß, so kann die Anordnung über 
die Visitationsquart “quae peragrando parrochiam nostram 
nobis debetur’”) und die Vorschrift über die Vorlegung der 
Kultusgeräte ‘nobis aut missis nostris®’ darüber keinen 
Zweifel lassen, daß ein einzelner Bischof anordnet. Daß 
wir es mit einem energischen und auch praktischen Bischof 
zu tun haben, beweist seine Anordnung über die geistliche 
Versorgung mehrerer Pfarreien bei Klerikermangel?) (bzw. 
Armut der tituli). 

Auch diesem Capitulare, wie dem ersten, war kein 
sichtbarer Einfluß auf die Quellengeschichte des kano- 
nischen Rechts beschieden. 


1) Ludwigs d. Frommen von Aachen 819 c. 10 (MG. Capit. I 277). 
2) Meaux 845 c. 63 (MG. Capit. II 413). 

3) Vgl. unten Anm. 8 8. 377. 4) c. 3. 6. 11. 0.7. 

%) c. 3. N c. 6. 8) c. 11. | 
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Cod. Sangall. 679 p. 217—221. 
ISTI®* SVNT CAP//Py////]° >. 

13) Ut decani?) primum semet ipsos* sollicitudine p- 317. 
instruant, qualiter ceteris documento?, ////// et exemplis 
prodesse *) valeant. 

11.°) Et ipsi tempore constituto ad sinodum venientes 
nobis referre usque quaque faciant, quomodo unusquisque 
collegarum ®) suorum* in sacro ministerio decertet, videlicet 
in discendo® plebeP”) unde prosit, et in augmentando° 
ornamentis“ ecclesie®) famam vel qualem coptineat. 


Ä (Insor.) ®) = Ista b) = capitula 6) sequiiur rasura usque in 
finem lineae ; fuit: sacerdotibusf vel: decanis et presbiteris? 
Cap. I. ®) ipsum S(angallensis)!. b)sequilur rasura paucarum litterarum. 
Cap. II. ®) suarum 8. db) = docenda plebe rd = doocendo ple- 
bem. 6) augmentanda $', d) augmentando ornamento ve) augmen- 
tandis ornamentis. 


1) In der Rasur stand nach der üblichen Terminologie vielleicht 
der Verfassername. Vgl. Neues Archiv XXVII 1902 S. 578. 

2) Über vorbildliche sollicitudo = Amtseifer der Dekane. 

®) decanus: plötzliches Hervortreten der (Land-) Dekanieen in der 
Mitte des IX. Jahrhunderte Hinschius Il S. 269ff.; Stutz, Gesch. d. 
Kirch.R. in Holtzendorff-Kohler, Encycl. IV S. 306. Die Rechtes- 
stellung dieser Landdekane — es sind mehrere in einer Diözese — tritt in 
unsern Capitula deutlich hervor. Älteste Quellen — nach Hinschius — 
für das Vorkommen der Decani: Conc. Tolos. 844 co. 3 Baluze II 21; 
Walter III 16; MG. Capit. 1I 256) und Hincmar Capit. archidiac. 8. .? 
(Migne 125, 799) und Capit. XII (856) (Migne 125, 777). Über- 
sehen ist das Conc. Cennomense von 840 (MG. Conc. II 785, 1), wo es 
in der praefatio heißt: ‘ut ... . . unusquisque decanus nomina de suis 
iunioribus conscripta in nostra per singula tempora sinodo deferat . .’ 
Es liefert also hiernach der decanus der Diözesansynode jährlich das 
schriftliche Material zur Ergänzung der Diptycha auf Grund der Auf- 
zeichnungen seiner 'iunioree’, d. h. jüngeren Kollegen (Gehilfen: Hin- 
schius II 107 N. 4 arg.). Der im Conc. Teatinum (Italien!) genannte 
decanus (MG. II 791, 3) ist Kapitelsdekan. 

4) Anseg. II 6. 

5) Bericht des decanus auf dem Send über das ministerium seiner 
Kollegen. Vgl. c. 10; Neues Archiv XXVII S. 583 c. 14; oben 9.352 o. 3. 

*) Hincmar sagt: ‘compresbiter’ (vgl. Hinschius II 8.187 N. 7). 

?) Theodulf Capit. primum c. 28; Radulf c. 13; Anseg. I 160. 

®) D. h. Kontrolle über Verwendung der Fabrikquarta. Neues 
Archiv XXVII 1904 S. 543 o. 14. 


p- 218. 
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Il1.!) Quod si forte aliquis claudicans?) quoquo* modo 
extiterit, scilicet si ebrietatiP deditus®), si contubernio 
feminarum ®) assuetus, si prodigus°) || si moribus incomptus®) 
et domu° sua turpiter versans”?), segnisque ab officio®), si® 
nondenis“?) vel mercatis®) sedulus absque necessitatis causa 
discurendo vel in aliquo, unde reprehensibilis digne videri 
possit, quod minime decet!P): volumus, ut secundum domini 
preceptum!!) semel, bis terque a decano ammoneatur; et si 
se corrigere nequaquam voluerit, antequam fama eius 
nequitie inolescat, decanus auribus innotescere studeat 
nostris.1?) 


1111.13). Ut nullus presbiter audeat decimam collige* 
sui quaque® siP ad suam pertinet® eccleseam, recipere, 


Cap. III. ®) quoque 8. b) ebrietate $. 0) domus 8. d)si 
nondenis (= nundenis)] su — coepit 8. 
Cap. III. ®) = collegae. b) quasi ... pertineret scr.P. 


1) Disziplinarbefugnisse der decani gegen 'claudicantes’ Presbiter. 

%) claudicare = gegen die Disziplin verstoßen. 

?) Aufzählung der Disziplinarvergehen der Presbiter. Zu ebrietas: 
Neues Archiv XXVII S. 585 c. 23; Theod. I 13; Ben. Lev. II 200. III 
218. 270; Neues Archiv XIX 1894 S. 120 c. 2; ebenda 119 ‘nimis’; Ghärb. 
0. 8; Leo IV c. 22; Hinschius V S. 263 N. 4. 

4) Neues Archiv XIX 1894 S. 119 und oben 8.358 c. 7. 

5) Keine anderweitigen Belege. 

e) Radulf c. 7 fin.: ‘compositis moribus ... . clarere‘. 

?) Vgl. oben S. 355 c. 4. 

®) Zu allgemein, um Belege zu geben. 

®) Vgl. oben 9,361 c. 8 a.E. 

10) Eine Art clausula generalis. 

11) Matth. 18, 15—17. — Mahnung: Neues Archiv XXVII 1904 
S. 585 c. 23. 

12) Also wie Archipresbiter keine Strafgewalt, vgl. Hinschius 
II S. 269 X. 2. 

182) Verbot der unbefugten Empfangnahme des Zehnts durch einen 
Priester für seinen Kollegen (der diesem rechtlich oder faktisch [Besitz] 
zusteht). Vgl. Hinschius V S.239 N. 10; Perels S. 35. Sachparallelen: 
Regino Notitia p. 23 Nr. 50. Anmaßung von Zehnt: Ben. Lev. I 50. 115. 
III 198; Theodulf Capit. primum c. 14; Radulf c. 15 med. MG. Conc. II 57 
c. 7 Capit. II. Index s. decima I 178, 30. 
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priusquam res ipsa coram nobis ac missis!) nostris definie- 
tur. Quod si fecerit, sciat se canonica auctoritate coercen- 
dum.?) 

V.2) Ut nemo* presbiterorum, sicut sepe inibitum ?) est, 
de uno manso?°) iuxta sinodaleP®) et imperiale?”) decretum, 
et duobus mancipiis®) censum alicui persolvat. Si vero 
de || inceps quis® transgressor huiuscemodi interdicti exsti- 
terit, noscat se canonice feriendum fore. 


Cap. V. ®) vel ne quis scr.?; ne 8. b) sinadale 8. ©) quod 8. 


1) Es handelt sich wohl um missi, die an Ort und Stelle das Beweis- 
material gesammelt haben. "missi archiepiscopi’ werden erwähnt in einem 
Schreiben Ludwigs des Frommen: 816 (MG. Conc. II 1 p. 462). Im übrigen 
findet sich zu den kirchlichen missi reiches Material im Index MG. Capit. 
p. 663. Vgl. Stutz, Kirchenrecht S. 308. Nichts bei Hinschius und 
Richter. 

?) Hinschius VS. 3. 

®) Diese Bestimmung über Bestrafung des Priesters für Konnivenz 
gegenüber dem Zinsforderer ist bisher unbekannt. 

*) Vgl. c.7: ‘'sicut iam sepe iniunctum est’ (wohl schwerlich schon 
von unserm Autor, wahrscheinlich von Vorgängern). So auch oben 
8. 358 o. 7: ‘Iam non semel precipimus’. 

5) Stutz a.a.O. S. 254-256. 278f.; Neues Archiv XXVII 1901 
S. 583 c. 15; Neues Archiv XIX 1894 S. 110; Ben. Lev. I 100. 174. 214. 
I 118. 124. Add. IV 98. 163. MG. Capit. I 333 c. 4. 

e) sinodale . . decretum] Conc. Meldense 845 c. 63 (“mancipia’ ohne 
Zahl genannt) (MG. Capit. II 413); MG. Capit. I 333 n. 4 (Ludwig 
d. Fromme): beruft sich bereits auf canonum auctoritas. 

?) imperiale ... decretum] Ludwig 818/819 MG. Capit. I 277 c. 10 
(wo, im Gegensatz zu unserer korrekten Formulierung, nichts von zwei 
Knechten erwähnt wird). 

°) duo mancipia zinsfrei: Ludwig d. Fromme MG. Capit. I 333 c. 4. 
II 60 c. 1 (a. 832 für Italien). quattuor mancipia seit Mitte desIX. Jahrh. 
(ca. 852). Vgl. Stutz S.226, 49. 255, 62*. 278ff.; Schmid, Recht der 
Gründung und Ausstattung von Kirchen, Ztschr. d. Sav.-St., Kan. Abt. 
XIV 1924 S. 54f.; Hincmar, Capp. magistris et decanis c. 2 (Migne 
125, 777) (Schroers 459 N. 8: bald nach 852); Privileg Johannes VIII. 
(J.-W. 3182) datum in Conc. Trec. 878 (Mansi XVII 355); Conc. Colon. 887, 
c.4 (Mansi XVIII 47); Conc. Met. 893 c. 4 (Mansi XVIII 79); Regino 
App. I c. 43 = Reg. 124 = Anseg. I 85 = Capit. 819; Ivo II 174; 
Conc. Wormat. 868 c. 50; Regino Notitia p. 20 Nr. 14; Neues Archiv 
AXVII 1901 S. 583 c. 15. Nur ‘mancipia’ in Conc. Meldense 845 c. 63 
(s. oben Anm. 6) und Sendgerichtsanweisung, Neues Archiv XIX 1894 
8. 119 oben; c. 1 S. 120. 


p. 219. 
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VI!) Preterea volumus, quod?) quarta pars decime, 
que iuxta censuram canonicam?) peragrando parrochiam *) 
nostram nobis debetur, si contigerit aliquando posse (nos*) 
non peragrare, eam in ornatu ®) quolibet® quisque?) ecclesie 
sug nobis aut missis®) nostris ostendat.?) 


VII”) Monemus etiam, ut sacris vestibus®) et libris®) 
(ad*) divinum peragendum officium, sicut iam sepe in- 
iunctum?) est, unusquisque plenius se’) quam actenus 
emendare®)!0) satagat, quatenus tempore sinodali cum 
his omnibus, que in hoc capitulo continentur, ornatus 
occurrat!!), videlicet cum alba!?), casula, stola, manipulo et 


Cap. VI. ®) deesi 9. d) quodlibet 8. 
Cap. VII ®) deest 8. 


1) Die Bestimmung enthält eine bisher unbekannte Festsetzung: 
1. Visitationsquart des Bischofs. 2. Nichtverwendete Jahreserträge 
fallen an die fabrica ecclesiae. 

2) Die grammatische Konstruktion ist verfehlt: quod quarta pars 
...08M .. . gquisque ... . ostendat. 

3) censura canonica] 8) Vierteilung: Gelasius c. 27 DH.; vgl. Stutz, 
Kirchenrecht S. 297; Benef.-Wes. I $ 17.18; Ztschr. d. Sav.-St. X XIX 1908; 
Neues Archiv XXVII 1901 S. 583 c. 14; Bened. Lev. III 375. Add. IV 
67. 58; Riculf c. 11; Mainz 847 c. 10. b) Bischofsteil ist Visitationakosten- 
fonds. Die Visitationsquart geht wohl auf einen verlorenen ostfränkischen 
Kanon zurück. Mainz 852 c. 3 fin. (nicht Mainz 847 c. 10). Vgl. auch 
Fris. c. 29 ‘quartam ad recipiendum episcopum observet’ und MG. Capit. 
II 186 oben ‘ad susceptionem pertineat episcopi'. Offengelassen ist der 
Teilungsmodus oben 8. 363 c. 10 med. Vgl. auch Perels S. 50. 

%) Nicht seltener Ausdruck (a. 813. 829). 

6) ornatus ecclesiae] = Kirchenfabrik. 

®) Visitationsbefugnis der Bischofsboten vgl. ‘'Königsboten’ bei 
Brunner. 

?) Behandelt die Pflicht der Priester zur Anschaffung, Instandhal- 
tung, Vorzeigen der kirchlichen Gewänder, Geräte und Bücher auf dem 
Send. Vgl. Fris. c. 29; Ghärb. o. 9; Neues Archiv XIX 1894 S. 120 o. 1; 
Radulf c. 5. 

8) Konstruktion: ‘vestibus et libris ... . se... . emendare. 

®) Vgl. zu c. 5 und S. 375 Anm. 4. 

10) Vgl. Neues Archiv XIX 1894 S. 120 c. 1; Ghärb. c. 9. 

ıl) Vgl. Theodulf Capit. primum c. 4. 

12) Kirchliche Gewänder: oben S. 354 c. 3,3; Hincmar (Migne 125, 
und .c.4ff.). alba: RE. ? X 528, 18ff.; Riculf 889. casula: RE. ? X 778 
629, 13fl. stola: RE. ® X 528, 57fl. manipulus: RE. ? X 528, 44ff. 
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zonal), calicem® et patenam‘, missali, martyrologium® et 
conpotum® nec non et libello predica || tionis'?)®), quoniam 
sine his fungi sacro officio pleniter nequaquam posse vi- 
detur.*) | 

VIII. Ut nomina penitentum eorumque scelera unus- 
quisque in scedula describet* 5) et iugiter previdere ®) satagat, 
qualiter peniteani® quatenus testis tempore reconciliacionis 
esse valeat.”) 

VIIII.®2) Ut unusquisque presbiterorum nomina canoni- 


b) = oaliccoe °) = patena. d) = martyrologio] martyr |logium &. 
e) = oonputo f) pdica Il cationis 8. 
Cap. VIII. ®) = describat b) peniteantur S$. 


Seit dem VIII. oder IX. Jahrhundert als liturgisch nachweisbar. zona: 
such cingulum genannt, RE. ® X 528, 38 ff. 


1) Kirchliche Geräte: Abendmahlskelch und Abendmahlsschüssel 
RE. ® 

%) libellus praedicationis — lectionarius? Vgl. Ghärb. c. 9 (MG. 
Capit. I 243). 

8) Unter den hier aufgeführten gottesdienstlichen Büchern sind 
nicht erwähnt die Bußbücher. Vgl. oben 8.354 c.3, 4; Regino, Notitia p. 26. 

4) Der Schlußsatz enthält ausnahmsweise eine Begründung (schlicht, 
und nicht im Stile etwa der ‘instrumenta nautica’ wie oben S. 355 
0.384). 

5) Liste der öffentlichen (nur diese?) Büßer und ihrer Verbrechen. 
(813!) Priester hat die Büßer zu beaufsichtigen und tempore reconcilia- 
tionis (Gründonnerstag) als Zeuge über ihre Führung aufzutreten. Vgl. 
Hinkmar (abgedr. bei Hinschius II 187) 856 c. 1 (Migne 128, 790). 
Diese Bestimmung ist der bisher älteste Beleg für eine derartige Listen- 
führung. 

e) Aufsicht: Hinschius V 1 S. 98. 254 N. 1. 117 c.5; vgl. Neues 
Archiv XXVII 584 c. 18 ‘per brevem’. 

?) Schmitz I 72. 78. II 103. 

8) Jeder Priester soll Diptycha führen und auf dem Altar liegen 
haben mit den a) nomina canonicorum ceterorumque fidelium des 
Bischofs (Domklerus), Lebende wieTote. b) nomina illorum (i. e. fidelium 
oder canonicorum?) parrochie, Lebende wie Tote. So ist wohl der Text zu 
verstehen, daß es sich erstens nur um Kanoniker oder den sonstigen 
Klerus nebst Anhang der Bischofskirche handelt (fideles nostri), und 
ihr Recht (nicht das aller Parrochianen der Bischofskirche) auf Fürbitte 
durch jeden Pfarrer der Diözese findet so seine Erklärung. Entsprechend 
ebenfalls zweitens bei den Pfarrkirchen. Wohin käme man sonst bei den 
Toten ? — Vgl die Formulare des Aldrich von Le Mans 840 (MG. Conc. 


p. 220. 


p. 221. 
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corum!) ceterorumque fidelium nostrorum?), tam viventium 
quam et mortuorum, nec non et illorum parrochie?®), de- 
functorum atque viventium, in diptifiis* scripta super 
altare habeat. 

X.) Ut nullus presbiter alterius parrochiam adiens* 
presumat in ea sine licentia — si adsumus, nostra; sin 
autem, archidiaconi®) nostri — quempiam(in®) ecclesiam 
suscipere. Neque vel nostrorum® clericum (vel@) alterius 
parrochie® sine consultu nostro aut archidiaconi audeat?! 
recipere.®) || Quod si fecerit, volumus, ut decanus statim 
nobis innotescat.’?) 


Cap. VIII. ®) diptinis 8. 
Cap. X. *) audiens 8. b) dest 8. 0) suppl. clericorumf 
d) deest 8. 0) parra — coepit 9. t) autdeat 8. 


II 787/8: Mönche, Klerus und dessen fratres, sorores, familiares (= Hö- 
rige?). — Von 'Gebetsverbrüderungen’ (vgl. Scherer II S. 876 N. 16) 
handelt unser Kapitel nicht. Sachlich sind die zu kultischem Gebrauch 
auf dem Altar liegenden Diptychen ‘die Listen, die während des Gottes- 
dienstes in der eucharistischen Fürbitte zur Verlesung (? — cf. Le Mans) 
kamen, mit den Namen der betreffenden Geistlichen und weltlichen 
Obrigkeiten’, ferner der sonst aufgeführten Personen. Vgl RE.® XI 
446 es. v. ‘Liber vitae'; Probst, Die abendländische Messe vom 5. bis 
8. Jahrh. (Münster 1896) S. 184ff. 244 ff. 305 usw.; Rietschel, Lehrb. 
d. Liturgik (Berlin 1900) 8. 231ff.; Binterim, Denkwürdigkeiten IV 2 
Anhang S. 60ft. 

ı) Hinschius II S. 54ff. Im IX. Jahrh. war die vita canonica 
die Regel. 

2) Bei der Bischofskirche vgl. S. 379 N. 8. 

3) Der Landkirchen ebenda. 


4) Verboten ist den Priestern suscipere (in) ecclesiam (d. h. Auf- 
nahme in die Kirchengemeinschaft, Zulassung zur Privatbuße, oder 
Rekonziliation eines Privatbüßers) irgendeines Angehörigen einer fremden 
Pfarrei ohne ausdrückliche Erlaubnis des Bischofs oder Archidiakons,. 
Vgl. hierzu Hinschius V S. 239 N. 11 und Ben. Lev. II 131. 161. III 
48. 67. 

6) Hinschius II S. 187ff. In jeder Diözese nur einer. 


%) Kein Priester darf ohne Erlaubnis des Bischofs oder Archidiakons 
einen pfarreifremden Kleriker ‘recipere’, d. h. anstellen oder zu den 
gottesdienstlichen Funktionen zulassen. Z.B. Calc. c. 13; Conc. Turon. 
813 c. 13; Hinschius V S. 239 N. 4. Vgl. auch Fris. c. 20; Ben. Lev. 
1 177. Add. IV 125; Ghärb. c. 18: “Ut nullus presbiter clericum accipere 
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XI.!) Volumus, ut unusquisque, qui duas vel tres habet 
ecclesiss?), in unaquaque alternatim diebus dominicis in 
nocte maneat ac vespertinale et matutinale officium?®) 
decenter peragat. 


Et ipsi tempore c.2 
Monemus etiam ut 0.7 
Praeteree volumus quod 0. 6 
Quod si forte 0.3 
Ut decani primum o.1 
Ut nemo presbiterorum c.B 
Ut nomina poenitentum c.8 
Ut nullus presbiter alterius co. 10 


Ut nullus presbiter audeat c. 4 
Ut unusquisque presbiterorum c. 9 
Volumus ut unusquisque c.1l 


presumat de aliena parrochia’. Haito c. 13; Theodulf I 15: ‘Hoc quoque 
modis omnibus prohibemus, ut nullus vestrum alterius clerioum sollicitet 
aut recipiat . . .’; Capit. Andegav. (Wawra, De Reginone p. 2) c. 13; 
Radulf o. 15; MG. Concilia II 369, 15 = Conc. Afric. 21 und II 17, 10 = 
Conc. Rom. 743 c. 11 fin.; Conc. I 635 c. 36: Rubrik; Mainz 852 c. 18. 
(Vgl. auch Karlmanni Capit. 742 c. 4 [MG. Capit. I 25. 45].) 


7) Meldepflicht des decanus vgl. oben c. 2. 3. Dazu Neues Archiv 
XXVIH 1906 S. 585 c. 23 (ebrietas); vgl. auch oben S. 376 Anm. 12. 


1) Pflichten des mehreren Kirchen vorstehenden Priesters zum 
abwechselnd zu haltenden Gottesdienst. 


2) Pluralität der Kirchen (Beneficien): zugelassen: Hinschius 
II S. 243ff.; Stutz S. 256 N. 66; Neues Archiv XIX 1894 S. 118 c. 15 
und Coll. Saviniana IX. 255; verboten: Hinschius III 8. 245 N.3 am 
Ende. V 8. 244 N. 1; RE. ®II 8.594; MG. Capit. II 41 c. 44; Fris. 
c.33; Ben. Lev. I 215. I1 73. 75b; Hom. Leo. IV c. 38; Regino I 277; MG. 
Conc. II 642 c. 49; vgl. Hefele 4°, 8.64. Vgl. auch Neues Archiv XXXIV 
1909 S. 337. 


®) Nur Vesper und Mette, von Messe nichts gesagt (RE. ? XX 594 ff. 
XII 33). An Landkirchen, wo sonst Diakon und Priester bestellt sind 
und wochenweise im Kirchendienst abwechseln, fand zu dieser Zeit noch 
keine tägliche Messe statt. Vgl. Hefele II S. 876 und Conc. Tarrag. 
516 c.7. 
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Bellage. 
Beschreibung der Hs. Sangallensis 679. 


St. Gallen, Stiftsbibliothek 679, Pergam., X. Jahrh., 228 Seiten 
klein 4° (20!1/, x 131/, cm) enthält: 
1. S. 1, ursprünglich leer. Beginnt: 
‘Istu iudicium creauit omnipotens deus, quis verus est et quia 
dom papa eugenius constituit eum et dom impr Ludouuicus uoluit 


illum obseruare’ etc. Ritus betr. Wasserprobe. “Adiuro te homo’ 
etc. = MG. Form. p. 617fl. 


2. S. 2—152. Halitgars (817—--831) 6 Bücher (Buch 6 inc. "Addidimus 
etiam huic’ beginnt S. 123): 

a) Ebo an Halitgar ‘Non dubito — frater. Vale. Can.-Basn. 
II 2 p. 88. 

b) Halitgar an Ebo "Postquam uenerande — difficultas. Valete’. 

c) Praefatio, inc. "Quamuis originalia — poterit prodesse'. 

d) Kapitelverzeichnis zu Buch I usw. Ende des Ganzen: ‘. . pae- 
nitentiam potestatem habet. EXPLICIT LIBER SEXTVS. 


(Zu a&—d von Maaßen nicht erwähnt, s. oben S. 368.) 


3. S. 152—217. Eine systematische Canonessammlung in 53 Titeln 
(= Auszüge aus der Dionysiana?). INCIPIVNT CAPITULA 
(= Dion. Rubriken) CANO NUM. 


I. De excommunicatis = Dion. Nic. 5 rubr. 
II. De examinatione = Nic. co. 9. 
III. De fugitiuus (sic!) cleric et peregrinis. 
IIII. De subintroductis mulieribus = Nic. o. 3. 
V. De usuris accipientibus = Nic. c. 17 usw. bis 
S. 213. LI. Si quis clericus ordinatur, moueri debet constituta servare. 
et ut corporibus mortuorum eucharistisa non detur neo 
baptisma. et ut persingulos annos per omnes provincias ad 


consilium (!) metropolitani conveniatur = Dion. Carth. 
18 rubr. 

LII. Quod non oporteat absolute quoslibet ordinari = Dion. 
Chalc. 6 rubr. 


LIII. Quod non oporteat clericos habentes aduersus invicem 
negotia, proprium episcopum relinquere et ad secularia 
negotia convalere = Dion. Chalc. 9 rubr. 

EXPLICIYNT CAP. 


Seite 156ff. Der Körper der Sammlung. In den Titeln meist (nicht 


immer) mehrere Canones. Der Stoff ist scheinbar rein von pseudo- 
isidorischen Fälschungen. Anfang des Textes: 
De excommunicatis: In Niceno concilio Cap. V. (Über- 
setzung bei Dion.) De his qui communione privantur seu ex 
clero seu ex laico ordine etc. 


FE  _ EEE 4 En A 
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Ende des Textes (im 53. Titel): 
Caü Cartaginense concilio cap XXXIII. [= Conc. Carth. HI 
o. 49f.] = Carth. c. 32 Dion. 

Si quis clericorum pauper promotus (aus Dion. H Rubr.).. . si 
autem ipsis proprie aliquid liberalitate alicuius uel successione 
cogitationis (! scr. cognationis) obuenerit, faciant inde quod 
/ 217 / (eine Lücke, die durch Homoioteleuton die Worte ‘pro- 
posito congruit; quod si a suo’ ausgefallen sind) preposito 
retrorsum exorcitaverint honore ecclesiastico indigni tamquam 
reprobi iudicentur. ® 

EXPLICIT SCARSVM CANON. 


4. 8. 217—221 (222?) das hier vorgelegte Capitulare episcopi cuius- 
dam. 
‘1STI SVNT CAP... . officium decenter peragat.’ 


5. Es folgt: 
Videte fratres karissimi qualis debet esse penitentia . . . . usw. 
(p. 222) coram te feci (Lücke, größerer Anfangsbuchstabe) 
Uouete et reddite ... . . (Unter den Gelübden: ‘ut vinum per 
annus (!) aliquos non bibat; ... ut carnes non comedat). 
Bricht ab: ‘. . operibus fructuosis. Auertende’ // (Defekt). 
Also wohl eine oder zwei Predigten, die mit den vorhergehenden 
Capitula nichts zu tun haben. 


6. 8. 223—228 Theologisches. 
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vi. 


Summen und Glossen. 


Beiträge zur Literaturgeschichte des kanonischen 
Rechts im zwölften Jahrhundert. 


Von 


Herrn Dr. jur. Josef Juncker 
in Leipzig. 


Daß die Summen zu Gratians Dekret, die aus der 
Bologneser Schule stammen oder sich dem Bologneser Vor- 
bild anschließen, nicht als Vertreter der Schriftgattung an- 
gesehen werden können, deren Namen sie jetzt, allerdings 
zufolge eines schon im ausgehenden 12. Jahrhundert auf- 
kommenden Sprachgebrauches tragen, hat bereits Maaßen?) 
gleichzeitig als erster, der sich mit ihnen eingehend be- 
schäftigte, erkannt. Der von ihm zutreffend gekennzeich- 
nete Umstand?) ist für jeden, der eine der gedruckt vor- 
liegenden Summen auch nur kursorisch durchgeht, so offen- 
kundig, daß für diesen Ausgangspunkt unserer Unter- 
suchung der nähere Beweis durch einen allgemeinen Hin- 
weis auf die Werke selbst ersetzt werden darf. Zweifelhaft 
kann nur sein, ob die mediävistische Forschung, deren 
Gegenstand in erster Linie die Hebung der Schätze mittel- 
alterlicher Jurisprudenz und ihre Auswertung für die juri- 
stische Dogmengeschichte bleiben muß, sich nicht mit der 
fraglichen Erscheinung als gegebener Tatsache abfinden 
sollte. Sie könnte zwar zunächst auch füglich davon ab- 
sehen, daß die bisherigen Erklärungsversuche®) für eine 


1) Kleine Beiträge zur Kenntnis der Glossatorenzeit in Bekker 
und Muthers Jahrbuch des gemeinen deutschen Rechts II (1858) S. 237 ff. 

2) A.a.O. und für einen besonderen Fall eingehender in seiner 
Abhandlung über Paucapalea, Wiener Sitz.-Ber. XXXI S. 49]. 

°) Vgl. Maaßen, Kleine Beiträge a.a.O0. und dazu Singer, 
Summa Decretorum des Magister Rufinus.. Einleitung S. LXXXI 
Anm. 5 und 6. 
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auf den ersten Blick rein literarhistorische Eigentümlich- 
keit nicht in vollem Umfange befriedigen, und sich auch 
damit bescheiden, daß die sehr dringliche Aufgabe einer 
formalen Analyse noch nicht recht gewürdigt und noch 
viel weniger in Angriff genommen worden ist.!) Wenn es 
sich aber herausstellen sollte, daß die Zusammensetzung 
der Dekretsummen ein grundlegendes quellenkritisches Pro- 
blem aufrollt, das unser gesamtes Forschungsgebiet be- 
trifft, insbesondere auch den Umfang der von jeder Einzel- 
untersuchung zu berücksichtigenden Überlieferung, so dürfte 
damit zugleich die Notwendigkeit, dieses Problem in den 
Mittelpunkt der Betrachtung zu rücken, unmittelbar er- 
wiesen sein. Zweck des vorliegenden Aufsatzes ist es, die 
einschneidende Bedeutung aller einschlägigen Fragen her- 
vorzuheben. Darüber hinaus kann in Anbetracht der außer- 
gewöhnlichen Kompliziertheit der Fäden, die die Erzeug- 
nisse der Glossatorenschule miteinander verbinden, nur ein 
bescheidener Versuch beigetragen werden, Einzelheiten klar- 
zustellen, Forschungsziele herauszuarbeiten und Wege zu 
weisen, die geeignet sind, zur Erkenntnis der so glanzvoll 
und erfolgreich aufstrebenden Juristengenerationen des 
12. Jahrhunderts zu führen. 

So wie uns die frühesten von der Rechtsquelle getrennt 
überlieferten Werke über Gratians Dekret vorliegen, bilden 
sie offenbar ein Konglomerat von zwei ganz verschieden- 
artigen Bestandteilen: Ausführungen, die theoretisch zu- 
sammenfassend den Stoff in scharfer und prägnanter 
„Summierung“ einheitlich darzustellen sich bemühen, stehen 
Erläuterungen gegenüber, die fortlaufend aus den einzelnen 
Worten des Quellentextes den Anlaß zu Bemerkungen ent- 
nehmen, welche ansich wieder allen literarischen Gestaltungs- 
formen zugänglich sind, die Glossen aufzuweisen vermögen.?) 
Mit dieser Antithese knüpfen wir, um das uns beschäftigende 
Problem in seinem ganzen Umfang darlegen zu können, an 


!) Eine rühmliehe Ausnahme macht nur Singer, der a.a.O. auf 
einzelne Erscheinungen in bezug auf Rufins Summe aufmerksam 
gemacht hat. 

2) Vgl. hierzu Maaßen und Singer an den im Vorstehenden 
angegebenen Stellen. 


Zeitse' rilt für Rechtsgeschichto. XLV. Kan, Abt. XIV. 
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Ergebnisse einer Entwicklung an, die sich auf dem Gebiet 
der älteren Schwesterwissenschaft des römischen Rechts 
deutlich erkennbar abgespielt hat. Es soll, was nach den 
bahnbrechenden Forschungen von Pescatore und Seckel 
auch gar nicht mehr möglich sein dürfte, natürlich nicht 
bestritten werden, daß der Ursprung aller Stilformen, deren 
sich die Jurisprudenz des 12. Jahrhunderts bedient, also 
auch die Anfänge der Summenliteratur, in Glossen zu 
suchen und zu finden ist. Da aber (von anderen Gründen 
abgesehen) die sehr bald einsetzende und immer stärker 
werdende zweifellos parallele Entwicklung der kanonisti- 
schen Literatur auf die Stilgattungen der legistischen Ar- 
beiten zu exemplifizieren gebietet, muß darauf hingewiesen 
werden, daß hier die summa, indem sie von der einzelnen 
lex!) zu den Titeln der justinianischen Rechtsbücher?) auf- 
steigt, zum Träger einer zusammenfassenden Darstellungs- 
und systematischen Denkweise wird, die, wenn auch nicht 
immer in bezug auf Tiefe®), so doch hinsichtlich des Um- 
fanges ein geschlossenes Bild zunächst einzelner, bereits 
vorgezeichneter Rechtsgebiete herauszuarbeiten sich zur 
Aufgabe stellt. Es ist nur eine Folgeerscheinung dieser 
Tendenz, wenn Titelrubriken des Corpus iuris, zu denen 
ursprünglich die Summen gewiß in keinem anderen Ver- 
hältnis als in demjenigen standen, das durch die lex oder 
das einzelne Wort ihres Textes als Anknüpfungszitat für 
Glossen veranschaulicht wird‘), sehr bald die Bedeutung 
von Inhaltsüberschriften annehmen und somit für die Dar- 
stellung das werden, was sie für die byzantinischen Kom- 
pilatoren®) an sich waren. Durchaus folgerichtig ist es 


1) Vgl. hierfür das Beispiel bei Pescatore, Glossen des Irnerius 
(1888) S. 57. 

2) In Betracht kamen hauptsächlich die Titel des Codex, der im 
Mittelpunkt des Unterrichts stand, vielleicht auch weil für ihn das be- 
kannte Verbot der const. Deo auctore, C. I. 17.1. $12 und Tanta (A2öwxev) 
$ 21 nicht galt. 

®) Die Distinktionen sind ihnen auch als Schriftgattung zweifellos 
um ein beträchtliches überlegen. 

*) Vgl. unten S. 394 mit Anm. 3. 

®) Ich möchte, um einem Mißverständnis vorzubeugen, die Be- 
merkung nicht unterlassen, daß ich mich keineswegs mit Pringsheims 
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demnach auch, daß sich die Summa mindestens gegen Auf- 
nahme von Erörterungen einzelner Textworte spröde ver- 


Versuch einverstanden erklären kann, die Arbeitsweise der Glossatoren, 
insbesondere die von ihnen ausgebildeten und benutzten Schriftgattungen 
auf den Einfluß zurückzuführen, den die Byzantiner durch Vermittlung 
des Corpus iuris ausgeübt haben. Wenn Pringsheim in seiner sonst 
verdienstlichen Schrift: Beryt und Bologna (Festschrift für Otto Lenel, 
1923) S. 284 meint, daß „die Glossatoren weniger bei den Römern, 
als vielmehr bei den Byzantinern Geist und Art ihrer Arbeit gelernt 
haben“, so ist dies zweifellos nicht richtig. Der „Geist‘‘ der Bologneser 
ist durchaus eigenartig und, soweit er Form und Technik ihres Schrift- 
tums beeinflußt, durch das Zeitalter bedingt. Als wesentliches Bildungs- 
element haben die hellenistischen Begriffsschemata nur durch Vermitt- 
lung der Scholastik auf sie eingewirkt. Um dies zu erhärten, bedarf es 
nicht einmal des Hinweises auf die charakteristische Entstehungs- 
geschichte des Dekrets und der Dekretalensammlungen. Die Bemühungen 
der Glossatoren gelten den Justinianischen Rechtsbüchern in ihrer Ge- 
samtheit, ohne daß zur Zeit der geringste Anhaltspunkt für die Annahme 
gegeben wäre, daß sie mit mehr Neigung, Verständnis und Erfolg bei 
den Kompilatoren als bei den römischen Klassikern gelernt hätten. 
Es ergab sich aus der Lage der maßgebenden Rechtsquellen, daß ihre 
Stellung derjenigen glich, die in den Rechtsschulen insbesondere des 
Orients gegenüber den Schriften der Klassiker eingenommen wurde, 
z. T. eingenommen werden mußte. Hieraus erklärt sich aber auch zur 
Genüge die nachweisbare Verwandtschaft in der Behandlungsweise des 
Stoffes. Für die Glossatoren ergab sie sich ohne weiteres aus der un- 
vergleichlichen geistigen Energie, die auf Beherrschung und Durch- 
dringung der gewiß nicht leicht zu bewältigenden Materie gerichtet war, 
auf dem Wege der Beeinflussung durch Schriftwerk am allerwenigsten 
lehr- oder lernbar ist und in der Person eines Mannes sofort zu meister- 
hafter Beherrschung führte. Massenhafte Parallelstellensammlungen (für 
die Pringsheim a.a.O. S.259 seltsamerweise nicht Irnerius namhaft 
macht, vgl. Pescatore, Z.S.St. Rom. Abt. XXXITH 524°) sind das 
erste sichtbare Ergebnis, aus dem sich alles Kommentieren wissenschaft- 
lichen Charakters entwickeln konnte und entwickelt hat. Wenn auch 
für das einzuschlagende Verfahren die Quellen selber Lehrmeister sein 
konnten, so fällt dies, wie ich glaube, nicht entscheidend ins Gewicht 
und wird nur als ein weiteres anregendes Moment von Bedeutung ge- 
wesen sein. Beachtenswert wäre es immerhin. Daß aber einzelne Worte 
und Bezeichnungen (als solche nicht absichtlich und in größerem Zu- 
sammenhang) sich als interpoliert erweisen, beweist sprachgeschichtlich, 
daß sie den Byzantinern geläufig, bei ihnen vielleicht beliebt waren, 
darüber hinaus aber insbesondere für die Geschichte der Schriftgattungen 
gar nichts, selbst wenn man die Richtigkeit des Interpolationanachweises 
unterstellt, der sich doch auch für Pringsheim oft in sehr vorsichtig 


388 Josef Juncker, 


hält. Noch weit weniger wäre es mit ihrer Wesensart ver- 
einbar gewesen, ihr selbständige, aneinander angereihte 
Wortkommentare einzuverleiben. 


ausgedrückten Vermutungen erschöpft. Daß bei den Glossatoren die 
technische Benennung für Erzeugnisse ihrer Literatur sich erst geraume 
Zeit nach deren Ausbildung und Handhabung einstellt, sei gegenüber 
einzelnen Parallelen Pringsheims nur nebenbei erwähnt. Um Be- 
einflussung wahrscheinlich zu machen, müßte von der Interpolation 
in der ihr eigentümlichen Form ausgegangen und ihr Schicksal bei den 
ersten Glossatoren nachgeprüft, oder aber die Art der Glosse im Einzel- 
fall womöglich am Anknüpfungszitat in den Quellen rückwärts verfolgt 
werden. Es zeigt sich jedoch z. B., daß die sogen. Collectio de contutoribus 
auf die Peters, Oströmische Digestenkommentare (Ber. d. Kgl. Sächs. 
Ges. d. Wiss. Bd. LXV) S. 22 ff. zuerst hingewiesen hat (vgl. dazu Prings- 
heim a.a.O. S. 220ff.), in der Bologneser Distinktionenliteratur, soweit 
wir sie kennen — und das ist doch schon in recht erheblichem Umfang 
der Fall —, der Sache nach nicht wiederkehrt, und daß dieses einzige 
Beispiel einer möglichen Vorlage der Form und der Sprache nach an die 
Distinctiones Glossatorum in ihrem architektonisch so schönen und scharf 
bestimmten Aufbau nicht im entferntesten heranreicht.e. Noch viel 
weniger ließe sich etwa behaupten, daß Martinus mit seiner Distinktion 
Interesse quandoque (vgi. Seckel, Distinctiones Glossatorum [Fest- 
schrift für F. v. Martitz) S. 314 ff. und Pescatore, Z.S.St. Rom. Abt. 
XXXIII S. 500; dazu vorläufig Helßig, Katalog der lat. und deutschen 
Hss. der Univ.-Bibl. Leipzig S. 12) bei den Redaktoren des Justiniani- 
schen c. un. C. 7,47 in die Schule gegangen ist. Weshalb nach Pringe- 
heim a.a.O. S. 211 die Kodexglossen für die Untersuchung nicht heran- 
gezogen werden sollen, ist übrigens ebenso unverständlich, wie es für 
die Begründung seiner These unzulässig erscheint, andere als früh- 
bologneser Belege (etwa bis Mitte des 12. Jahrhunderts) heranzuziehen. 
Für eine der byzantinischen Art entgegengesetzte Charakteristik der 
Glossatoren wäre noch manches zu sagen, doch kann darauf an diesem 
Ort nicht näher eingegangen werden. Erwähnt sei nur noch, daß, wenn- 
gleich es von allergrößter Bedeutung auch für die heutige Dogmatik ist, 
wie sich römische Rechtssätze einerseits und spezifisch byzantinische 
Gedanken andererseits bei den Legisten und sehr bald auch bei den 
Kanonisten auswirken, mir die schroffe Antithese: ob Rom oder Byzanz, 
weder richtig noch sehr fruchtbar zu sein scheint. Pringsheim macht 
ja selber eine ganze Anzahl Vorbehalte geltend, läßt sie jedoch völlig in 
den Hintergrund treten. Stellt man aber die beiden stärksten Faktoren 
späterer Entwicklung doch einander gegenüber, so dürfte es schlechter- 
dings unzulässig sein, Gaius und dessen in unverfälschter Form in Justi- 
nians Institutionen übergegangene Fragmente seines gleichnamigen Wer- 
kes einfach unberücksichtigt zu lassen. Daß das Institutionen-Lehrbuch, 
aus der Glanzzeit römischer Jurisprudenz stammend, das erste und 
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Selbst wenn dies auf Grund des bereits veröffentlichten 
Materials möglich wäre, so kann doch hier nicht nebenbei 
die Entwicklung im einzelnen gekennzeichnet und ihre viel- 
leicht durch den Ausgangspunkt traditionell bedingte Grenze 
erörtert werden. Für die Charakterisierung juristischer Dar- 
stellungskunst im Hinblick auf Abfassung von Summen, 
der die Bologneser Kanonistik bei ihrem Entstehen be- 
gegnet, genügt es hervorzuheben, daß zufolge einer nur 
aus der urwüchsigen Kraft eines schöpferischen Zeitalters 
verständlichen Gestaltungsgabe innerhalb von vermutlich 
knapp zwei Menschenaltern die Meisterschaft im Rahmen 
des Erreichbaren den Rechtequellen gegenüber gewonnen 
ist. Den Beweis hierfür liefert Bulgarus, der seine Schrift 
De iudiciis vor dem 29. Mai 1141!), also spätestens in den 


einzige seiner Art war, und daß es in klassischer Zeit keinen Rechts- 
unterricht in Schulen gegeben hat, wird wohl Pringsheim selbst nicht 
ernstlich behaupten wollen, da doch das Gegenteil so gut wie sicher ist. 
Autodidakten sind auch in bezug auf die von ihnen regelmäßig als selbst- 
verständlich vorausgesetzten Elementarkenntnisse, denen übrigens auch 
wir die sichersten Stützen unserer Interpolationenforschung verdanken, 
die römischen Juristen samt und sonders nicht gewesen. Wenn sie zu- 
nächst geniale Praktiker waren, so bestand doch ihre Genialität gerade 
darin, daß sie intuitiv auch die Theorie förderten; anders ist m. E. die 
langwährende Blütezeit klassischer Jurisprudenz gar nicht erklärlich. 
Daß sie auch andere als praktische Interessen hatten und ihren Zeit- 
genossen übermittelten, beweist die umfassende Literaturbenutzung und 
der Umfang ihrer schriftstellerischen Tätigkeit. Über die im einzelnen 
gehandhabten Stilformen hat man jedoch bisher gar nicht unternommen, 
Klarheit zu schaffen (vgl. Seckela. a. O. S. 2855) und ein entsprechender 
Versuch dürfte gegenwärtig kaum Aussicht auf Erfolg haben, nachdem 
von der an sich schon reichlich fragmentarischen Überlieferung die Inter- 
polationenforschung sehr vieles mit Recht, manches vermittels zweifel- 
hafter Erwägungen in die nachklassische Zeit rein handwerksmäßiger 
Praxis und in die byzantinische Periode versetzt hat. Um so weniger 
dürfte Anlaß vorhanden sein, sich über das Wesen juristischer Schrift- 
gattungen bei den Römern auf Grund eines eine Gesamtanschauung 
unmöglich machenden Quellenkreises eine exklusive, aber doch not- 
wendigerweise unsichere, nicht unvoreingenommene Vorstellung zu bilden 
und ihr zuliebe das Sichere, das wir nun einmal glücklicherweise besitzen, 
einfach beiseite zu lassen. 

1) Von v. Schulte, Die Summa des Paucapalea (1890) S. XV erst- 
mals beobachtet. Vgl. dazu Seckel, 2.S.St. Rom. Abt. XXI S. 276; 
Kantorowicz, das. XXXI S. 15. — Für Wahrmund scheint leider 
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Jahren publizierte, in denen auch Gratians Dekret als ab- 
geschlossenes Werk an die Öffentlichkeit trat.!) 


auch im letzten Heft seiner „Quellen“ IV. 1 u. 2 (1925) die neuere 
Literatur nicht zu existieren. Eine bisher unbekannte Hs. auch Cod. 
Mus. Brit. Reg. 11. B. XIV. 


ı) Vgl. als letzte größere Arbeit über die Entstehungszeit des 
Dekrets Gaudenzi, L’etä del Decreto di Graziano (Studi e Memorie I 1 
8. 67 fi. [1909]). Weitere Literatur bei Stutz, Kirchenrecht $ 26, 2.S.St. 
Kan. Abt. I S.2. — Über Beziehungen Gratians zu den Legisten seiner 
Zeit nach oder gar vor Abfassung des Dekrets wissen wir unmittelbar 
so gut wie nichts. Auf eine Urkunde (Gloria, Cod. dipl. Padovano II 1 
Nr. 419), in der Gratian neben Walfredus (über ihn s. Seckel, Distinctiones 
Glossatorum S. 363°) im Jahre 1143 zur Entscheidung eines Prozesses 
vom päpstlichen Legaten herangezogen wird, hat Neumayer, 2.S.St. 
Germ. Abt. XX 252 hingewiesen. Die Quelle, aus der Johannes Teuto- 
nicus die Nachricht entnimmt, daß Jacobus der Verfasser von Pars VIII 
undIX inC. XVIg.3 sei (vgl. Reich, Entwicklung der kan. Verjährungs- 
lehre, Berlin 1880), scheint sehr trüb zu sein (dicitur!). Nachweisbar 
ist m. W. nur, daß seit Johannes Faventinus (eine Hs. der Summa des 
Stephanus Tornacensis konnte ich leider für diese Arbeit nicht benutzen) 
die Autorschaft Gratians bezüglich der genannten Abschnitte in Ab- 
rede gestellt wird. Ich stelle wegen der Bedeutung dieser Frage die mir 
bekannten Zeugnisse kurz zusammen. Johannes Faventinus (Cod. Frankf. 
Stadtbibl. Nr. 52 fol. 88 r. 2) berichtet zu C. XVIq.3D. Gr. p. co. 15 obici 
non potest. accipe assumptionem longe inferius in fine huius paragra(fi) 
hanc sed sola prescriptio(!) etc. omnia que in medio ponuntur 
non a magistro sed ab alio constituta sunt. odio petentis usw. Simon 
von Bisignano ignoriert den Verdacht und schreibt (Cod. Bamb. Can- 38 
S. 65 Sp. 1)ade.L $ potest usque ecclesiis (He.: eds darüber der Korrek- 
tor: clericis) obici non potest sed sola prescriptio xxx annorum et dein- 
ceps; descendit (L: as?) in fine tercij (!). $. et postea lecto c. quod ibidem 
sequitur redeas (Hs.: uideas!) ad hunc locum, scilicet Item (!) prescriptio- 
num. et sic litteram ordinabis. Die Summa Lipsiensis nimmt dagegen den 
Bericht des Johannes auf (Cod. Lips. 986 fol. 185 vo. 2) ad e. l.: accipe 
assumptionem longe inferius in fine $ huius sed sola prescriptio etc. 
omnia que sunt in medio posita non a[b] magistro sed ab alio iniuncta 
sunt. Ähnlich Huguccio (Cod. Lips. 985 fol. 187 vo. 1) ad e. l. ecclesie 
obici non potest. sed sola: usque illuc pendet. sic enim (Ha.: ü) est 
continua litera magistri. postea omnia que imponuntur interserta sunt non 
a gratiano sed ab alio. accipe igitur ibi assumptionem scilicet sed sola 
prescriptio annorum et deinceps —. Daß Huguccio an anderer 
Stelle, vgl. Maaßen, Paucapalea (a.a. O0.) S.452, bezüglich der Ab- 
fassungszeit des Dekrets die Lehrtätigkeit des Jacobus zum Vergleich 
heranzieht, mag die Wandlung der traditionellen Geschichte zu der 
Fassung veranlaßt haben, die sie in der Glossa ordinaria aufweist. — 
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Die für unsere Betrachtung erforderliche Vergleichs- 
grundlage gewinnen wir jedoch erst mit der Feststellung, 
daß infolge der Befähigung zur Abfassung von Summen 
sich für die zivilistische Literatur auch ein neues Feld der 
Betätigung eröffnet. Es kann hier dahingestellt bleiben, 
ob die Erkenntnis dieser Möglichkeit als unmittelbare Er- 
rungenschaft der Bologneser Schule anzusprechen ist und 
mag immerhin als möglich gelten, daß innerhalb ihres enge- 
ren Kreises der auch sonst gegenüber der Fülle der Er- 
zeugnisse zum Durchbruch gelangende Trieb, gleichartiges 
zu sammeln, den -Anstoß dazu gegeben hat, für die Zwecke 
einer Gesamtdarstellung die ursprünglich allein boden- 
ständige Form der Glosse zu verlassen. Sicher ist aber 
jedenfalls, daß das erste uns bekannte Erzeugnis solch zu- 
sammenfassender Arbeit, die Summa Trecensis (gegen Mitte 
des 12. Jahrhunderts entstanden)!), ihr Ziel unter Verwen- 


Die Glossenhss., die ich gesehen habe, schweigen entweder über diese 
Angelegenheit oder bringen in ihren jüngeren Schichten Beme 
die mit Johannes Faventinus oder Simon (so Cod. Phill. fol 152 r. 2) 
oder sonstigen Äußerungen Huguccios (so Cod. Haen. 18 fol. 154 r. 2 
‘ad v. prescriptionum: — et no(ts) quod non per omnis hio servantur 
verba legis nec etiam senssus nisi forte secundum opinionem aliquorum 
dominorum. Odio —) übeinstimmen. — Näheres über diese Frage und 
den Einfluß der legistischen Erzeugnisse auf Gratian und die magistri 
decretorum der Frühzeit bleibt besonderer Untersuchung vorbehalten. 
— Persönliche Beziehungen sind nur zwischen Stephanus Tornacensis 
einerseits, Wilhelmus de Cabriano (! s. unten 8. 392°) und Albericus 
andererseits bekannt (vgl. v. Schulte, Die Summa des Stephanus 
Tomacensis S. XXIII Note 1 und 5), dagegen scheint mit ziem- 
licher Sicherheit aus den Dekretzitaten bei den Legisten hervorzugehen, 
(daß sie dem Werk Gratians bald nach seinem Erscheinen Beachtung 
geschenkt haben: für Bulgarus vgl. Savigny, Geschichte IV 8.475, 
für Martinus Pescatore, Glossen des Irherius S. 59, für Albericus 
und Placentin Savigny a.a.O. S. 6532, 538, für Johannes Bassianus 
und Otto vor allem Seckel, 2.S.St. Rom. Abt. XXI S. 287ff., 290 ff., 
306, 310; Distinctiones Glossatorum S. 391 (u), 386 (95), 397 (101 $ 5, 
86), für Cyprianus Savigny a.a.O. S.561. Die ständige Zitierform lautet: 
in decretis. Zu beachten sind unter anderem die Quaestionensammlungen 
‚der Legisten vgl. Bibliotheca juridica medii aevi I (Ed. altera. Additiones) 
S. 479 fl. Collectio Gratianopolitana, über die jedoch ohne Kenntnis der 
Wiener Quaestionensammlung des Johannes Bassianus (vgl. Seckel, Di- 
stinctiones Glossatorum S.363?) ein abschließendes Urteilnicht möglich ist. 
1) Ed. Fitting, Summa Codicis des Irnerius, 1894. Fittings Ver- 
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dung von Bologneser Material zu erreichen sucht. Was 
neu hinzukommt, dürfte in der Regel durch das technische 
Hilfsmittel des Sammelns bedingt sein; denn wo der Kom- 
pilator eine ihn befriedigende zusammenfassende Darstel- 
lung eines Kodextitels findet!), übernimmt er sie ohne 
weiteres; im übrigen stellt er, möglichst ohne sich selber 
in literarische Unkosten zu stürzen, aus vorhandenen con- 
tinuationes titulorum?®), kleineren Summen, Distinktionen 
und anderem Glossenmaterial eine leidlich geschlossene 
Übersicht über den Inhalt der Titel zusammen. Aber auch 
innerhalb dieses Rahmens bleiben einzelne kleinere Stücke 
der Kompilation als solche deutlich erkennbar, wenngleich 
auf Grund des uns bisher bekannten Materials sich nicht 
feststellen läßt, ob die Sammeltätigkeit den Verfasser dazu 
anregt, für ihn fühlbare Lücken aus Eigenem zu ergänzen, 
womöglich ganze Summen selbständig abzufassen.?) In 


suche (a. a. 0. S. XXX, 2.8.St. Rom Abt. XVII 8. 24ff., Lo Codi S. *13ff., 
*29ff.), mindestens das Jahr 1149 als unbedingt sicheren terminus ante 
quem nachzuweisen, sind in dieser Zuspitzung nicht überzeugend. Vgl 
Besta, L’Opera d’Irnerio I S.223®, 219; Pescatore, Kritische Bei- 
träge IV S.127ff., dazu noch Patetta, Studi Senesi XIV S. 134ff; 
Kantorowicz, Z.S.St. Rom. Abt. XXX S. 203 Note 10. 


1) Vgl. dieoben S. 388 Anm. angeführte Distinktion Interesse quando- 
que des Martinus = VII, 31 der Summa und die dort genannte Literatur. 

2) Sie zeigen bereits bei Irnerius Ansätze für Erweiterung zu 
Summen. Vgl. die Beispiele bei Pescatore, Glossen des Irnerius $S. 62 ff. 

®) Für die Begründung des entworfenen Bildes kann auf die grund- 
legende Arbeit von Pescatore, Kritische Studien auf dem Gebiet 
der civilistischen Literärgeschichte (Beiträge Heft IV) 1896, S. 79ff., 
insbes. S. 98—140 verwiesen werden. Vgl. auch das in Seckels Di- 
stinctiones Glossatorum S. 349 Anm. 1 Nr. 1 enthaltene Urteil. — Über 
die aus dem engsten und offiziellen Kreise Bologneser Schulkontinuität 
stammende erste Summa Codicis, als welche die des Johannes Bassianus 
zu gelten hat, ist ein Urteil ohne Kenntnis der Brüsseler Hs. auf Grund 
der knappen und nicht immer zuverlässigen Angaben d’Ablaings (vgl. 
Seckel, Distinctiones Glossatorum S. 407 8, ®) nicht möglich. Nicht 
ausgeschlossen ist es, daß sich hierfür eine umfassende Heranziehung der 
Casus in Codicem (Summae?) des Wilhelmus de Cabriano als nötig er- 
weist, da dieser, wie mir voreinigen Jahren Seckel mündlich auf Grund 
neuerer Funde mitteilte, Lehrer des Johannes Bassianus gewesen, also 
als Zwischenglied unter die Schulhäupter einzureihen ist. Ohne das 
Corpus Glossarum wird ja ohnehin eine abschließende Klärung nicht 
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der Legalfolge der Kodextitel aneinandergereiht entsteht 
demnach das neuartige Gebilde aus Einzelsummen, die in 
ihrer oben skizzierten Eigenart als leidlich geschlossener 
Stilform keine Wandlung erfahren, insbesondere aber auch 
für sich keine Vertiefung aus der Vereinigung zu einer 
Gesamtdarstellung als Gewinn buchen können. 

Das Bewußtsein, daß nunmehr eine das ganze Rechte- 
buch umfassende Darstellung verfügbar ist, scheint — dem 
eben Ausgeführten durchaus entsprechend — den Autoren 
selbst und auch ihren Zeitgenossen noch nicht recht ge- 
kommen zu sein. Denn sogar dort, wo mit einer durchaus 
anzuerkennenden Selbständigkeit gerechnet werden muß, 
wie bei der Kodexsumme des Rogerius!), kann es dem 
aufmerksamen Beobachter nicht entgehen, daß sich die 
Erörterungen sehr eng an den Inhalt des justinianischen 
Titels — natürlich nur in Auswahl — anschließen; eine 
Erscheinung, die man als innere Abhängigkeit von der 


erreichbar sein. Als nicht unwahrscheinlich kann vorläufig gelten, daß 
Johannes eigene Glossen, mindestens solche größeren Umfanges, in seine 
Summa nicht übernimmt, da er auf sie als ergänzende zusammenfassende 
en verweist. Vgl. die stattliche Reihe von Beispielen, die sich 
den Angaben d’Ablaings, Z.8.St. Rom. Abt. IX 1 8. 21, 24, 27fl. ent- 
nehmen lassen. Nicht unbeachtet darf ferner bleiben, daß Johannes 
hinsichtlich der Stilform bereits von Placentin beeinflußt wird, den er 
keineswegs ignoriert. Vgl d’Ablaing a. a. O. S. 38; Seckel, Distinctio- 
nes Glossatorum S. 398 (103). Für Azo gilt jedoch wieder die Vermutung 
kompilatorischer Tätigkeit, auch wenn man über ihn nicht so scharf 
wie Pescatore, Z.S.St. Rom. Abt. XXXIH 8.540 *, 541 ff. urteilt. 
Er hat nicht nur die Summa des Johannes ausgeschrieben, sondern auch 
sonst vieles bloß zusammengetragen. Vgl hierfür d’Ablaing a. a. 0. 
8.21, 24, 28, 20; Seckel, Distinctiones Glossatorum 8. 3371, 345 ®, 
389 (b), 398 ?, 407/408, 40B8ff. (zusammenfassend Anm. 4). Für die 
Summe Codicis sicherlich nur kompiliert sind ferner eingestreute einzelne 
Leges-Summen, wie sich dies schon aus versäterischen (Infra- und) Supra- 
zitaten ergibt (worüber hier nichts Näheres ausgeführt werden kann). 
Vollends der Charakter einer bloßen Collectio summarum, wie sie Seckel 
8. 8.0. S. 398 (105) treffend nennt, hat die Digestensumme. Wer dies 
bezweifelt, kann durch den bloßen Hinweis auf die Continustiones titu- 
lorum, die sich oft auf einen eben behandelten Titel beziehen, der gar 
nicht aufgenommen ist, und Form und Inhalt vieler Zitate belehrt werden. 
1) Vgl hierzu bes. Pescatore, Beiträge IV 8. 133 ff., der ihn mit 
Recht gegen die grundlose Herabsetzung durch Fitting verteidigt. 
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Kommentar- (d. h. Glossen-) form!) bezeichnen kann. Ohne 
auf Einzelheiten einzugehen, mag nur darauf hingewiesen 
werden, daß die continuationes titulorum in der Regel auch 
stilistisch nicht auf das abstellen, was der Verfasser, sondern 
auf das, was Justinian im vorangehenden Titel (oder einer 
Mehrzahl von solchen) zur Darstellung gebracht hat und 
in dem nunmehr zu behandelnden bestimmt.2) Bei gewissen 
Titeln wird sogar (was allerdings nur ganz vereinzelt vor- 
kommt), zunächst wie bei den leges durch Glossen, hier ein 
Wortkommentar zur Inhaltsüberschrift geliefert.?) Selbst 
Placentin, der den Hinweis auf den verordnenden Kaiser 
in diesen symptomatischen Übergangsphrasen regelmäßig 
durch in der ersten Person Pluralis gehaltene oder noch 
persönlichere Wendungen ersetzt, sich ferner als kühner 
Neuerer nicht scheut, zur Vervollständigung der Gesamt- 
darstellung Summen über Digestentitel aufzunehmen‘) und 
auf diese Weise auch der Form nach die den früheren Ar- 
beiten noch zugrunde liegende unmittelbare Bezugnahme 
des Gesamtwerkes auf das Rechtsbuch ausschaltet®), sagt 


1) Doch liegt nur ganz selten Veranlassung vor, an eine Zwischenform, 
die sich der Lectura nähert, zu denken. Wieder anders ist über die Samm- 
lung von (meist Leges-) Summen zu urteilen, die es, wenn ein Schluß 
aus den von Fitting, Z.S.St. Rom. Abt. XXVI S. 332 ff., 339 ff. edierten 
Bruchstücken zulässig ist, ebenfalls gegeben hat. 

2) Mir scheint diese Deutung auch mindestens in vielen Fällen 
am nächsten zu liegen, in denen in einem Satzglied Justinian Subjekt 
ist, im anderen aber unpersönliche Fassung gewählt wird. Im einzelnen 
wird jedoch das Urteil darüber differenziert werden müssen. Pescatore 
hat übrigens in seinen Beiträgen Heft IV S. 74ff. eine reiche Sammlung 
von Redewendungen zusammengestellt, aus denen hervorgeht, daß auch 
in Glossen continuationes titulorum in der 1. oder 2. Person Pluralis 
stilisiert erscheinen. — Entscheidende Bedeutung möchte ich diesen 
formalen Indizien ebensowenig wie Pescatore a.a.O. S. 71 beimessen; 
doch glaube ich, daß dieser Punkt für das ausgehende 12. Jahrhundert 
symptomatisch wird, wenn man zum Vergleich Placentin heranzieht, 
der in seinem konstanten und konsequenten Vorgehen m. E. auch hier 
als bewußter Neuerer anzusehen ist. 

s) Vgl. Rogerii Summa Codicis, Ed. (altera). Bibliotheca iuridica 
medii aevi Bd. I (1914) I, 10; II, 12; IV, 1, 22. 

4) Vgl. Summa Codicis, Ed. Moguntise 1536 S. 380 ff. 

s) Ihm folgt regelmäßig, wenn auch nicht gleicherweise folgerichtig. 

Pillius in der Summa trium librorum. Auch bei Azo ist Placentins Ein- 
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in den Schlußversen des Prologs: summas codicis dictabo!) 
und behält diesen auch seinen Zeitgenossen anscheinend 
allein geläufigen Sprachgebrauch in gleicher Weise in der 
die eigene literarische ‚Laufbahn schildernden Vorrede zur 
Summa trium librorum bei.?2) Daß er die Arbeit seines Vor- 


fluß erkennbar; die Tendenz tritt aber hier kaum in Erscheinung. Für 
die Summa des Johannes Bassianus fehlt es zur Zeit an jeglicher Urteils- 
grundlage. — Über Placentins Summa vgl. Tourtoulon, Placentin I 
8. 228ff. (über dieses Buch vgl. Seckel, Deutsche Lit.-Zeitung 1898, 
Spalte 244). 

1) Pescatore, Beiträge Heft 2 (1889) S. 14 (Cod. Haen. 10 fol. 23 
r. 1 allerdings bereits: summam). Ebenso heißt es im Exordium der 
Institutionensumme: satagunt has Institutionum summas addiscere, 
quas Placentinus composuit usw., vgl. Fitting, Juristische Schriften 
des früheren Mittelalters S. 218, doch erscheint bereits im Prolog der 
Kodexsumme die parallele Arbeit als summa institutionum (vgl. Pesca- 
tore, Beiträge Heft 2 S. 15 Zeile 20). 

2) Wie man sich aus jedem Druck überzeugen kann, heißt es hier 
fünfmal hintereinander codicis (institutionum) summas (oder summis). 
Im Schlußsatz steht jedoch (ob auch in Hess., kann ich zur Zeit nicht 
nachprüfen): trium librorum codicis titulos utiles et digestorum quos 
nostre summe prime non complectuntur; dagegen in der für die erste 
Redaktion der Summa zu IV 58 (De ediliciis actionibus) verfaßten Vor- 
rede wie sonst immer der Plural (vgl. Tourtoulon, Placentin I S. 293, 
wo jedoch im übrigen entweder Lesefehler vorliegen oder der überlieferte 
Text der Emendation bedarf). — Die Durchsicht eines verhältnismäßig 
reichhaltigen Materials gestattet mir, die Vermutung zu äußern, daß 
die Verwendung des Ausdrucks summa für die gesamte Zusammenstellung 
von Einzelsummen sich aus der Form der Zitate herausgebildet hat. 
Selbst für Placentin, der die Titelangabe bei seinen Verweisungen als 
unnötigen Ballast wegläßt, dürfte zu unterstellen sein, daß er deren 
Kenntnis und Ergänzung durch den Leser voraussetzt. Um ein Bild 
der Entwicklung zu gewinnen, vergleiche man etwa die von Tour- 
toulon, Placentin I S. 260! insbesondere S. 261! angeführten Zitate 
(ich habe eine große Anzahl von Zitaten am Cod. Haen. 10 nachgeprüft: 
sie weisen alle die nämliche Fassung auf) mit denjenigen des Johannes 
Bassianus bei d’Ablaing a. a. O. S. 24ff., wo die Titelangabe stets sorg- 
fältig beigesetzt wird. Untersucht man daneben Pillius, für dessen schwan- 
kenden Sprachgebrauch die bei Seckel a. a. O. S. 367 (358) mit Anm. 3 
abgedruckten Stellen symptomatisch sind, und benutzt etwa als Ver- 
gleichsgrundlage seinen von Savigny, Geschichte IV S. 240 angeführten 
Verweis auf eine Titelsumme von D. 45. 1 (etwas anderes kommt gar 
nicht in Betracht) des Wilhelmus von Cabriano, so erkennt man, wie 
der fragliche Bedeutungswandel sich hat vollziehen können. 
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gängers nur als „codicis summe & frogerio initiate‘‘ kennt, 
ist demnach selbstverständlich und stimmt bestens mit der 
Tatsache überein, daß die Handschriften dieses Werkes 
trotz sonst starker Divergenzen in der Überschrift nur von 
summe, nicht aber von einer Summa zu berichten wissen. 
Entspricht es der tatsächlichen literarhistorischen Ent- 
wicklung, daß die zivilistischen Summen jedenfalls noch 
bis ins letzte Viertel des 12. Jahrhunderts hinein als Samm- 
lungen von Einzelsummen angesehen wurden, liegt der 
Grund für diese Anschauung darin, daß die Einzeldarstellun- 
gen formal in bezug auf das Rechtsbuch, stilistisch hinsicht- 
lich der literarischen Gattung und sachlich im Vergleich zu 
den anderen Stücken des Sammelwerkes in sich abgeschlos- 
sen waren, und ist es ferner richtig, daß die Genesis dieser 
summae titulorum mindestens für die frühesten derartigen 
Erzeugnisse!) dadurch zu ergründen ist, daß man ihnen 
die Glossen, die sie wörtlich oder nach Umgestaltung in- 
haltlich in sich aufgenommen haben, als Spiegelbild ent- 
gegenhält?), so wäre es überaus merkwürdig, wenn die 
gleiche Betrachtungsweise nicht auch der gleichzeitigen 
kanonistischen Literatur gegenüber am Platze wäre.®) An 
das überlieferte Material müßte mit einer entsprechenden 
Fragestellung herangetreten werden, selbst wenn die Sum- 
men zum Dekret dieselbe Stilreinheit wie die legistischen 
aufweisen könnten, und wenn sie in demselben Maße wie 
diese sich von der Wortfolge der Einzeltexte auch als An- 


I) Für die späteren kompliziert (oder vereinfacht) sich das Problem 
dadurch, daß sie bereits an Hand einer oder mehrerer Vorlagen arbeiten. 
Die Tätigkeit der Verfasser erstreckt sich dann je nach ihrer Individualität 
auf bloße Übernahme, Umformung des gegebenen Stoffes, ergänzende 
Sammlung aus fremden und eigenen Arbeiten und Abfassung ganz 
neuer Zusätze. 

2) Wobei sich mitunter Totalidentität, d. h. Erstpublikation als 
Glosse anderer Verfasser oder eigener Provenienz herausstellen kann. 

3) Über die Umstände, aus denen auf unmittelbare sachliche Be- 
einflussung in allen ihr im Mittelalter zur Verfügung stehenden Erschei- 
nungsformen zu schließen ist, kann hier Näheres nicht mitgeteilt werden. 
Was ich dazu fand, hoffe ich im Zusammenhang mit Untersuchungen 
über römisches Recht bei Gratian vorlegen zu können. Bezüglich der 
nachweisbaren fortwährenden persönlichen Berührung zwischen Legisten 
und Kanonisten vgl. oben S. 390 Anm. 
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ordnungsprinzip befreit hätten. Nun ist beides zweifellos 
nicht der Fall: die einschlägigen kanonistischen Arbeiten 
sind disparaten Inhalts und ein dem Umfang nach nicht 
unwesentlicher Teil ihres Bestandes erläutert lediglich ein- 
zelne Worte des Dekrettextes, ohne auch nur im geringsten 
den Zweck zusammenfassender Darstellung zu verfolgen. 
Mit dem schärferen Heranrücken an die reine Kommentar-, 
d. h. für Bologna im 12. Jahrhundert die Glossenform 
wächst die Dringlichkeit des Problems. Gegen unverhüllte 
Herübernahme von Glossen als solchen können nach Aus- 
weis der uns vorliegenden Summen am allerwenigsten vom 
Standpunkt des Stilempfindens der ersten Dekretisten Be- 
denken obgewaltet haben, und für den heutigen Beobachter, 
der mit unvoreingenommenem kritischen Blick die Überliefe- 
rung mustert, ist es kaum denkbar, daß Erläuterungen, die 
in vollem Umfange und ganz unverkennbar Glossencharak- 
ter haben, anders denn als Beischrift zum Dekrettext ent- 
standen sind.!) 


1) Auf formale Indizien, insbesondere die Zitiermethode, wird 
wenigstens bis auf weiteres kein entscheidendes Gewicht gelegt werden 
können, anders als bei legistischen Schriften, insbesondere Summen 
(als selbständige Schriftwerke), in denen der Ausschluß der Infra- und 
Suprazitate stets folgerichtig durchgeführt erscheint, Abweichungen also 
ganz augenfällig Einverleibung einer Glosse beweisen. Vgl oben S. 392 
Anm. 3; als weiteres Beispiel etwa Seckel, Distinctiones Glossatorum, 
8. 204, 365 (32). Doch bedarf diese Frage gerade bezüglich der Summen 
des Jo. Bassianus (vgl. d’Ablaing a.a. O. S. 26, 28) und des Azo einer 
besonderen eindringlichen Prüfung. — Bei den Dekretisten wird man mit 
der Möglichkeit rechnen müssen, daß der Brauch, Quellenstellen mit Supra 
und Infra anzuführen, ursprünglich auf Übernahme der von den Legisten 
verwendeten Form beruht, da die ständige Angabe der Zahlen für diezitierte 
Distinktio, Causa oder Quaestio eine so bequeme Orientierung ermöglicht, 
wie sie den weniger mit dem Rechtsbuch Vertrauten die bloße Anführung 
des justinianischen Titels nie zur Verfügung zu stellen vermag. Infra 
und Supra zu sagen oder zu schreiben, ist eigentlich überflüssig und höch- 
stens als didaktisches Hilfsmittel von Wert, um den Schülern die Lage- 
verhältnisse der einzelnen sedes materiae zueinander besser einzuprägen. 
Trotzdem bilden diese Zitate auch in den Summen der Bologneser kano- 
nistischen Schultradition eine Regel, deren nicht selten vorkommende 
Ausnahmen, soweit ich beobachten konnte, keine besondere Bedeutung 
haben und keine Schlüsse rechtfertigen. Vielleicht führt aber weitere 
Forschung und systematische Prüfung zu besserer Erkenntnis. Doch 
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Im bisherigen Schrifttum ist das prinzipielle Problem 
des Verhältnisses zwischen Summen und Glossen m. W. 
überhaupt noch nicht aufgeworfen worden. Es ist dies 
weiter nicht verwunderlich, wenn man bedenkt, daß seit 


wird man wohl schon jetzt sagen können, daß auch die Form, in der die 
Quellenbelege erscheinen, darauf hindeutet, daß im Sinne ihrer Verfasser 
diese Summen nicht anders als mit gleichzeitig aufgeschlagenem Dekret- 
exemplar lesbar gedacht waren. — Aufgefallen ist mir, daß im Gegensatz 
zu allen anderen Werken (ausgenommen die Summa des Sicardus, die 
hier Ähnlichkeit aufweist) im Stroma des Rolandus gerade die Infra- 
und Suprazitate die seltene Ausnahme bilden: ich habe bei näherer 
Durchsicht, bei der mir kaum eine entgangen sein dürfte, nur folgende 
Stellen der Ed. Thaner nctieren können (der Kürze halber seien nur 
die Seitenzahlen genarnt): S. 57, 68, 69, 193 und dazu, wenn auch nicht 
in der stereotiypen Fcrm, 129. Außer Betracht müssen hier natürlich 
die Anführungen bleiben, in denen es (übrigens auch nur ungefähr zwölf- 
mal) in superioribus, (sub)sequentibus capitulis oder ähnlich heißt. 
Hervorzuheben ist ferner als Merkwürdigkeit, daß auf S. 118 in C. XXVII 
q. 1 Kapitel aus genau dem gleichen Dekretabschnitt mit caus. XXVII 
qu. 1 cap. usw. im Gegensatz zu dem sonst angewandten caus. ead. 
qu. ead. zitiert werden, und zwar gerade innerhalb der Ausführungen, 
die als selbständiges Stück in den Distinctiones Tubingenses erscheinen, 
was Seckels Distinctiones Glossatorum S. 295 mit allem Vorbehalt ge- 
äußerten Zweifel über die Herkunft des Abschnittes im Stroma zu stützen 
geeignet ist. Ähnlich, wenn auch nicht ganz so seltsam, ist die Form 
der Quellenbelege auf S.203ff. in den einleitenden Erörterungen zu 
C. XXXV, wo es ebenfalls, entgegen dem sonst festgehaltenen Brauch, 
nie eadem causa heißt. — Die Summa Parisiensis und die unter französi- 
schem Einfluß stehenden Arbeiten habe ich noch nicht näher unter- 
suchen können; die Distinktionen des Cod. Bamb. can. 17 fol. 75 r.—95 r. 
wenden die Zitierform mit und ohne Supra (resp. Infra) ziemlich gleich- 
mäßig an, doch bedarf die interessante Zusammenstellung nach jeder 
Richtung eindringlicher Prüfung. — Schließlich sei hier noch auf die 
Zitiermethode Bernhards von Pavia hingewiesen, der Dekretstellen nie, 
Dekretalen dagegen immer mit Infra und Supra anführt, wovon sich 
jeder mühelos bei Laspeyres, Bernardi Papiensis Faventini ep. Summa 
Decretalium überzeugen kann. Wenn allerdings in der Summa de electione 
(nicht aber in der summa de matrimonio) a.a. O. S. 307 ff. bis auf drei 
korrekte Anführungen: infra extra (Titel bekanntlich nach Coll. Par. II) 
zu lesen ist, so hält es schwer, gegenüber dieser rätselhaften Zitierform 
nicht an Korruptel infolge Nachlässigkeit der Schreiber (J statt J, 
vgl. dazu Juncker, Z.S.St. Kan. Abt. XIII S.331f.) zu denken. — 
Aufmerksame allseitige Beobachtung der Überlieferung wäre zur Klärung 
dieser Fragen sehr erwünscht. 
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den hoffnungsvollen Ansätzen bei Maaßen!) und der auf 
verhältnismäßig breiter handschriftlicher Grundlage ver- 
suchten orientierenden Darstellung durch v. Schulte?) die 
Beschäftigung mit der kanonistischen Glossenliteratur des 
12. Jahrhunderts fast völlig zum Stillstand gekommen ist?), 
dafür aber um so mehr die Summen im Vordergrund aller 
Betrachtungen gestanden haben.t) Die Folge davon war, 
daß auch in quellenkritischen Einzelfragen die allgemein 
übliche Betrachtungsweise merkwürdig unsicher und un- 
bestimmt blieb. Wäre es zulässig, von den bisher gefallenen 
Äußerungen auf eine herrschende Meinung zu schließen, 
so müßte sie auf die Formel gebracht werden, daß bei 
identischer oder nah verwandter Überlieferung die Priorität 
und ausschließliche Authentizität für den Text der Summa 
in Anspruch zu nehmen ist. So heißt es in der Regel, ganz 
gleich, ob eine Glosse signiert ist oder nicht, sie sei der 
Summa entnommen, entlehnt, von ihr abhängig, aus der 
Summa geschöpft oder aus ihr exzerpiert.5) Gefördert wird 


1) Beiträge zur Geschichte der jur. Literatur des Mittelalters, 
Wiener S.-Ber. XXIV S. 10ft.; Paucapales, Wiener S.-Ber. XXXI S. 457 fi., 
486 ff. 

2) Die Glosse zum Dekret Gratians, Denkschriften der Wiener 
Akademie XXI (nach Separatdruck angeführt). Trotzdem alle zur Ge- 
nüge bekannten Mängel der Schulteschen Arbeitsweise auch dieser Ab- 
handlung anhaften, so ist sie doch für jeden, der sie mit der nötigen Vor- 
sicht benutzt und nachprüft, ein sehf wertvolles Hilfsmittel. 

®) Trotz zahlreicher Bemühungen konnte ich der Schrift von 
Leicht, Per la storia della Glossa al decreto di Graziano (1905) nicht 
habhaft werden. 

*) Daß dies für die Forschung keinen Schaden bedeutet, soweit 
es sich um zuverlässige Editionsarbeiten handelt, wird weiter unten 
anzumerken sein. 

5) Vgl v. Schulte, Glosse S. 5, 10 (unten), 33ff., 45 ®, 46; ferner 
Summa des Stephanus Einleitung S. VII (die dort zitierte Glosse steht 
such, und zwar gleichfalls mit fte. signiert, im Cod. Guelf. Helmst. Nr. 33 
fol. 238 r. 2). Für Paucapalea argumentiert aber v. Schulte umgekehrt 
aus dem Vorkommen von Stellen in der Summa auf die Autorschaft 
bezüglich der Glosse, vgl. Glosse S. 6, 36; Summa des Paucapalea 8. X, 
während S. XI Note 1 die Frage unentschieden bleibt. Richtige Er- 
kenntnis bezüglich der Summa Lipsiensis hatte der Cod. Lips. 986 un- 
mittelbar ermöglicht. Vgl. v. Schulte, Die Summa decreti Lipsiensis. 
Wiener S.-Ber. LXVIII S.40ff., bes. 44 ff. (Sonderdruck S. 6ff., 10ff.). 
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dieser Irrtum durch die zweifellos unrichtige und für die 
Forschung geradezu verhängnisvolle Anschauung, es seien 
die uns in Dekrethandschriften erhaltenen vorjohanneischen 
Glossen!) als einheitlicher Apparat von einem Manne redi- 
giert oder verfaßt. Das verleitet auch dazu, von der Ab- 
fassungszeit einer Dekretglosse zu sprechen, wo doch nichts 
anderes erörtert werden kann als die vom literarhistorischen 
Standpunkte frühest mögliche Entstehungszeit einer be- 
stimmten Glossenschicht, wie sie der handschriftliche Be- 
fund darbietet. Weshalb eine Hs. gerade die in ihr ent- 
haltenen Glossen wiedergibt, eine andere bisweilen mehr, 
bisweilen weniger, eine andere ganz oder stellenweise gar 
keine enthält, wird sich zwar ebenso wie bei Hss. mit vor- 
accursischen Glossen kaum je ergründen lassen. Zweifellos 
ist es aber, daß wir dort, wo uns die Überlieferung keinen 
einheitlichen und vollständigen Apparat erhalten hat (und 
das dürfte abgesehen von der Arbeit des Johannes Teutonicus 
kaum je oder doch nur in den allerseltensten Fällen zutreffen), 
wir es regelmäßig mit Glossenmassen zu tun haben, die in 
ihrer Filiation auf Vorlagen der auch zeitlich verschieden- 
sten Provenienz zurückgehen. Dies gilt nicht nur, wie 
offenkundig, für Glossenreihen, die sich infolge ihrer rein 
örtlichen Anordnung als von verschiedenen Schreibern in 
mehr oder weniger erheblichen Zeitabständen nacheinander 
in das Dekretexemplar eingetragen erweisen, nicht nur für 
Glossen, die von verschiedenen Händen (soweit sie sich 
nicht lediglich ablösen ?)) geschrieben sind, sondern auch für 


Vgl. ferner Singer, Summa des Magister Rufinus, Einleitung S. LXIff., 
mit den Anm. 79, 80, 84, während seine Darstellung bezüglich der Ent- 
stehung von Rufins Werk immerhin auch andere Möglichkeiten offen 
läßt, und schließlich Gillmann, Archiv £. kath. K.-R. XCII (1912) 
S.201ff. und bes. S. 210, wenn auch andererseits die Ausdrucksweise 
auf S. 204 und Arch. f. kath. K.-R. XCIII (1913) S. 450 eigentlich nur 
als Annahme unmittelbarer Verfasserschaft gedeutet werden kann. — 
Nicht unterlassen möchte ich, darauf hinzuweisen, daß sich viel vorsich- 
tiger Maaßen äußert und weit eher geneigt ist, die von mir vertretene 
Anschauung für die richtige zu halten. Vgl. Paucapalea S.459 und bes. 488, 


1) So möchte ich sie im Anschluß an den Sprachgebrauch, der 
für voraccursische Glossen feststeht, benennen. 
3) Wie die Arbeit unter mehreren Schreibern, mitunter in ver- 
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diejenigen Glossenmassen (mit identischen Schriftzügen), 
die rein äußerlich den Eindruck erwecken, als wollten sie 
in ihrer säuberlichen Folge einen einheitlichen Apparat dar- 
stellen. Auch wo in solchen Glossenmassen einzelne Glossen 
mit derselben Sigle signiert sind, andere aber nicht, ist 
große Vorsicht bei der Schlußfolgerung auf denselben Ver- 
fasser am Platz. Ebenso rechtfertigen gelegentlich vor- 
kommende Interpolationen!) noch keineswegs den Glauben, 
daß einzelnen Glossenreihen oder -massen in ihrer Gesamt- 
heit eine besondere redaktionelle Tätigkeit zugute gekommen 
ist. Bei Glossenforschungen muß man sich durchaus daran 
gewöhnen, jede einzelne Glosse zunächst für sich, ihr Vor- 
kommen in verschiedenen Hss. mit oder ohne Sigle und 
ihre sonstige Verbreitung zu untersuchen. Erst eine solche 
Betrachtungsweise liefert die Grundlage für methodisch 
richtige Verwertung der Glossen sowohl für literarhistorische 
als auch quellenkritische Zwecke. 


Ist demnach einerseits die Art, Dekrethandschriften 
zu bewerten, für die bisherige Forschung ein Hemmnis 
gewesen, die Quellen in ihrer wahren Bedeutung zu Worte 
kommen zu lassen, so wurde andererseits das uns beschäf- 
tigende Problem dadurch verdeckt, daß man mit Hilfe 
einer neutralen Charakterisierung die auffällige Zusammen- 
setzung der Summen erklären wollte. Um trotz ihres dis- 
paraten Inhalts auf sie eine einheitliche Formel und eine 
passende literarische Kategorie als Bezeichnung anwenden 
zu können, ist es in den letzten Jahrzehnten üblich ge- 
worden, sie als Lecturae anzusprechen.?2) Aber abgesehen 
davon, daß die Publikation von Kollegheften durch die 
Autoren selber m. W. für das 12. Jahrhundert jedenfalls 
nicht mit genügender Sicherheit nachweisbar ist?) und es 


schiedenen Teilen derselben Hs.verschieden, möglicherweise je nach der 
Vorlage verteilt wurde, können wir natürlich bestenfalls nur vermuten. 

!) Vgl unten 8.4654, 471? g.E. 

2) Vgl x. B. v. Schulte, Summa des Paucapalea. Einleitung 
8. XIH, besonders aber Singer, Summa decretorum des Magister Ru- 
finus. Einleitung 8. LXXXIf. 

®) Völlig unbestimmbar sind die von Fitting, Z.S.St. Rom. Abt. 
XXVI S.339 ff. edierten Bruchstücke. Vgl. dazu oben 8. 3941. Zur Lectura 

Zeitschrift für Rechtsgeschichte, XLV. Kan. Abt. XIV, 
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dringend wahrscheinlich sein dürfte, daß Erörterungen, die 
während des mündlichen Vortrags oder für ihn konzipiert 
wurden, durch Eintragung in das für die Vorlesung be- 
nutzte Exemplar des Dekrets eine literarische Gestalt ge- 
wannen, der gegenüber die Publikation in Summenform 
nur eine redaktionelle und weiter ausführende Tätigkeit 
bedeutet, verschiebt die veränderte Bezeichnung unser Pro- 
blem, ohne es einer Lösung näherzubringen. Denn wenn 
nunmehr auch infolge der Vorstellung, die wir mit der 
Schriftgattung Lectura verknüpfen, die bunte Folge von 
selbständiger Darstellung, Wortkommentar und allen zwi- 
schen diesen Extremen gelegenen Zwischenstufen verständ- 
lich wird, so gilt es doch erst recht zu ergründen, ob die 
Lehrtätigkeit, der die Summen Herkunft und Form ver- 
danken, ihren unmittelbaren literarischen Niederschlag nicht 
in doppelter Form gefunden hat. Und es harren nach wie 
vor alle Fragen der Lösung, die sich aus mehrfacher Re- 
daktion und Publikation und des hierbei obwaltenden sach- 
lichen und zeitlichen Verhältnisses ergeben. 

Sicherer Ausgangspunkt jeder Untersuchung wird frei- 
lich der nicht anzuzweifelnde Umstand bleiben müssen, 
daß die Summen, die uns als besondere Schriftwerke vor- 


Digesti veteris des Cod. Sess. 43 (von d’Ablaing, 2.8.St. Rom. Abt. IX 
8. 35ff. zuerst bekanntgemacht und beschrieben) vgl. Seckel, Di- 
stinctiones Glossatorum S. 403 8, 409 ®, Über die von d’Ablaing a. a. O. 
S. 33 ff., 41 besprochene Lectura Institutionum ist es mir mangels Kennt- 
nis der d’Ablaingschen Hs. auf Grund seiner knappen Angaben und 
des von mir untersuchten Cod. Univ.-Bibl. Leipzig Nr. 921 nicht mög- 
lich, ein Urteil abzugeben. Es dürfte aber sogar unwahrscheinlich sein, 
daß hier die unmittelbare Nachschrift eines von Johannes Bassianus 
gehaltenen Kollegs vorliegt; noch viel weniger kann Joh. B. eine Arbeit 
veröffentlicht haben, die sich in dem von d’Ablaing beschriebenen 
Zußtand befindet. Die Annahme, daß (unter anderem) seine Glosse 
von einem seiner Schüler vorgetragen und besonders hervorgehoben 
wurde, behebt vielleicht alle Schwierigkeiten der Charakterisierung. Die 
von d’Ablaing a.a.O. S. 28 mitgeteilte interessante Stelle über bereits 
bestehende Divergenzen der Überlieferung bezüglich des Fundortes einer 
Johanneischen Glosse kann in der Leipziger Hs. leider nicht nachgeprüft 
werden, weil die in Frage kommenden Glossen auf fol. 160 vo. 2 (unterer 
Rand) rücksichtslos wegradiert worden sind. Im übrigen ist die Hs. 
von großem Interesse, insbesondere auch für Pillius (näheres darüber an 
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liegen, als solche von ihren Urhebern abgefaßt und heraus- 
gegeben worden sind. Dafür zeugen in entscheidender 
Weise sowohl Fassung als auch ständige handschriftliche 
Überlieferung und Verbreitung; und an dieser sicheren 
Grundlage für die Beurteilung mindestens der formellen 
Autorschaft haben alle Bestandteile des kritisch hergestellten 
Textes nach bewährter Anschauung vollen Anteil. Sowenig 
aber hier ein genereller Zweifel auch nur möglich erscheint, 
ebensowenig ist es angebracht, der Überlieferung in Glossen- 
form das Vertrauen zu versagen und ihr dort, wo sie sich 
mit dem Inhalt der Summen wörtlich deckt, diesen in 
anderer Fassung wiedergibt oder ihm gar widerstreitet, 
lediglich deswegen primären Wert abzuerkennen und ihr 
nur abgeleitete sekundäre Bedeutung beizulegen. Dies gilt 
zunächst für signierte Glossen, insbesondere dann, wenn 
die Sigle mehrfach bezeugt ist. Aber auch diejenigen in 
Dekrethandschriften enthaltenen Stücke, deren Verfasser 
nicht unmittelbar aus der glossenmäßigen Überlieferung 
nachgewiesen werden können, haben bis zum Beweis des 
Gegenteils als selbständige literarische Erzeugnisse zu gelten. 
Und wenn hier bezüglich der Frage nach dem Autor die 
Forschung durch die parallele Überlieferung in Summen- 
werken eine wesentliche Unterstützung erfährt, so bietet 
der Vergleich schon wegen der (wie allgemein anerkannt) 
in erheblichem Umfange auf tralatizischem, zum Gemein- 
gut gewordenem Material fußenden Arbeit der Summisten 
doch nur eine, wenn auch sehr wertvolle Handhabe für 
die literarhistorische Erkenntnis.!) Es braucht kaum her- 
vorgehoben zu werden, daß der demnach oft zu beschreitende 
Weg, den man im übrigen auch sonst stets zu gehen hat, 
um vollen Einblick in die Verbreitung und Wirkung der 
einzelnen Lehren zu gewinnen, nicht zu einem Vorurteil 
zugunsten der Priorität der Summen und noch viel weniger 
zu der Anschauung verleiten darf, daß die dogmatische 


anderem Ort). — Bekannt ist übrigens, daß weder Azo noch Odofredus 
ihre Vorlesungen selbst publiziert haben, ein entsprechender Brauch 
also auch in der ersten Hälfte des 13. Jahrhunderts noch nicht bestand. 

1) Die parallelen Untersuchungen legistischer Erzeugnisse ent- 
behren im allgemeinen einer gleich umfassenden Stütze. 


404 Josef Juncker, 


Entwicklung für die Jurisprudenz des 12. Jahrhunderts 
ohne Kenntnis der Glossen aufgedeckt werden kann. Alles, 
was wir von Bologneser Arbeitsmethode auf Grund der 
uns vorliegenden Erzeugnisse der Schule wissen, begründet 
vielmehr die entgegengesetzte Vermutung. Überliefert ist 
zunächst die Nachricht, daß die Sammlung von Parallel- 
stellen verwandten oder gegensätzlichen Inhalts in die 
früheste Zeit wissenschaftlicher Behandlung des Dekrets 
zurückreicht!), und daß ebenso, wie dies bei den römischen 
Rechtsbüchern in Übung stand?), solche ersten Versuche, 
alle für eine Einzelfrage bedeutsamen canones (oder andere 
Autoritäten) stets bereit zu haben, ihren Niederschlag in 


ı) Summa Parisiensis (um 1170) D.I c.1 (Cod. Bamb. can. 36 
fol, 1 r.): Distincetiones apposuit (Hs.: -ouı) in prima parte et ultima 
pauca palea et concordancias atque contrarietates notavit in margine 
sic: infra, supra tali causa vel distinctione. (Siehe Maaßen, Paucapalea 
a.8. 0. S. 465, 486.) — Über die bekanntlich bestrittene Frage, ob die 
Einteilung der Prima pars von Gratian selber oder erst von Paucapalea 
herrührt, vgl Singer a.a.0. S.XCIf. Das von Gillmann, Arch. 
f. kath. K.-R. XCIH S. 366 ! nachgetragene Paucapaleazitat bei Huguccio 
steht genau gleichlautend (bis auf die hier poco palea lautende Namens- 
form) in der Leipziger Huguccio-Hs (Cod. Univ.-Bibl. 885 fol. 103 vo. 2). 
Es scheint, daß schon zu Lebzeiten der Männer, die sehr bald nach dem 
Erscheinen des Dekrets gelehrt haben, über dessen Entstehungsgeschichte 
also genau hätten informiert sein können (z. B. Rufin) und es wohl auch 
waren, in Bologna selbst unkontrollierte legendenhafte ' Vorstellungen 
Gemeingut der Schule wurden. Ihren Wahrheitsgehalt kritisch nach- 
zuprüfen, ist heutzutage überaus schwer, und ohne neues Material ist 
Förderung unserer Erkenntnis kaum möglich. Vgl. auch oben S. 390! und 
zu den Gedanken, die sich die ersten Dekretisten über die Gliederung 
von Gratians Werk machten, Sohm, Altkath. K.-R. (Festschrift für 
Wach) 8. 12ff., 36 ff. Was von Gratians eigenem Arbeitsplan zu halten 
ist, kann hier nicht erörtert werden, ebensowenig aber auch, ob und 
wie weit seinegelegentlichen Äußerungen tragfähige Grundlagen für dies- 
bezügliche Hypothesen sind. Vgl. Stutz, 2.8.St. Kan. Abt. VIII 8.240 fi. 
— Die Nachricht der Summa Parisiensis bezüglich der Parallelstellen- 
sammlung durch Paucapales erscheint aber nach jeder Richtung als 
durchaus glaubwürdig; sie ist bis jetzt m. W. auch noch nicht angezweifelt 
worden. Auch ich habe keinerlei Bedenken, ihr in vollem Umfange zu 


vertrauen. Im übrigen kann die Frage der Zitatenglossen als solche 


im Rahmen dieser Untersuchung nicht aufgerollt werden. Einiges dar- 
über unten S. 4222, 4601-2, 

3) Vgl. Pescatore, Glossen des Irnerius S. 37, 68. Kantorowicz, 
2.8.St. Rom. Abt. XXX S. 222, 2701. 
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Zitatenglossen fanden. Über Wert und Bedeutung dieser 
Arbeiten hat bereits Maaßen!) das Nötige gesagt: sie 
haben die wissenschaftliche Behandlung des kanonischen 
Rechts eingeleitet und ermöglicht, und nichts ist natür- 
licher, als daß Erörterungen, die sich an sie knüpften?®), 
insbesondere die solutiones contrariorum ihnen auch un- 
mittelbar beigefügt wurden, daß ein tieferes Eindringen 
in den Stoff sich an derselben Stätte und in derselben 
Form abgespielt hat, die schon für diese Vorarbeiten cha- 
rakteristisch waren. Mir scheint, daß es keinen auch nur 
einigermaßen zureichenden Grund für die Annahme gibt, 
daß die Bologneser Dekretistenschule mit der Fixierung 
und Mitteilung solcher Ausführungen bis zur Veröffent- 
lichung und Vervielfältigung besonderer Kommentarwerke 
gezaudert hätte, um sie ihnen dann erst für glossenmäßige 
Verbreitung zu entnehmen. Nicht viel anders kann es 
sich mit Worterklärungen verhalten haben, deren Bestim- 
mung es lediglich war, dem Leser des Dekrets das Ver- 
ständnis des Textes zu erleichtern, zumal uns auch dies- 
bezüglich ein Bericht über die Tätigkeit des ersten be- 
kannten Dekretisten, Paucapalea, vorliegt.?) 


1) Paucapalea (a. a. O.) S.487. Vgl. dazu auch Juncker, Collectio 
Berolinensis, Z.S.St. Kan. Abt. XIII S. 344 ®, 

:) Die Verweisungen auf andere leicht zugängliche Texte können 
im Sinne ihrer Urheber, die sich bei der Arbeit ganz gewiß dtwas gedacht 
haben (mindestens, daß die angeführte Stelle nach einer bestimmten 
Richtung für die Auslegung der in Frage stehenden „auctoritas‘‘ von 
Bedeutung sei), nicht gut anders denn als Belegstellen für noch nicht 
formulierte Kommentare angesehen werden. — Der Sache nach brauchten 
sich die Kanonisten nur an Gratians Methode zu halten (vgl. Stutz, 2.S.St. 
Kan. Abt. I S. 3ff.), die ihnen den Weg wies, um über ihn hinsusgehend 
sein Werk zu vertiefen; der Form nach liegt, wie man wohl mit Sicherheit 
annehmen kann, Nachahmung der bereits ausgebildeten legistischen 
Tradition vor. Vgl. Maaßen, Paucapales (a. a. 0.) 8.480. — Wenn 
der herangezogene Beleg nicht allgemein zugänglich war, so blieb nichts 
anderes übrig, als entweder ihn auf dem Rand der Hs. am maßgebenden 
Ort auszuschreiben, von wo aus er in den Text gelangen konnte und oft 
sehr bald rezipiert wurde (Palese), oder aber eine besondere Extra- 
vagantensammlung anzulegen, deren primitivster Typus uns in manchen 
Dekretanhängen erhalten ist. 

3) Vgl die Stelle der Summa Parisiensis (bei Maaßen, Paucapalea 
(a.0. 0. S.486) zu D. XI 0.4 Vincat rationem aut legem. Hacc 
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Ist es demnach geboten, das Glossieren auch als literar- 
historische Erscheinung mit den Anfängen der Bologneser 
Kanonistenschule zusammenfallen zu lassen, so wäre es 
doch gerade für unser Problem von sehr großem Wert, 
näheren Einblick in die bei den Glossatoren allgemein üb- 
lichen Publikationsmodalitäten zu gewinnen. M. W. läßt 
sich aber leider diesbezüglich auch für die Zeit, die über 
die Mitte des 12. Jahrhunderts erheblich hinausgeht, weder 
etwas Bestimmtes quellenmäßig feststellen, noch auch etwa 
auf einer einigermaßen sicheren Grundlage vermuten. Die 
unter Berufung auf Tankreds Vorrede zu seinem der Compi- 
latio tertia beigefügten Apparat!) von Savigny (Geschichte 
des r. R. im Mittelalter III S. 558) sehr scharf und begriffs- 
mäßig wohl richtig formulierte Definition, die Glossen seien 


est vera littera; sed quis paucapalea glosavit: rationem id est vetus t., 
jus naturale, et legem id est scriptam, in quibusdam libris est hoc in- 
sertum. Ein weiteres Beispiel für den hier berichteten Vorgang ist mir 
kürzlich zu D. V co. 4 (Ad eius vero concubitum usw.) aufgefallen. Wäh- 


rend Cod. Trer. 908 (fol. 10 r. 2) zu eius die erläuternde Glosse: enixe .&. . 


des Paucapalea (vgl. Schulte, Summa des Paucapalea S. 12) als Inter- 
linearglosse enthält, lautet der Text des Kapitels in Cod. Guelf. Helmst. 33 
fol 2r. 1: Adenixe usw. Demnach hat auch hier eine frühere Interlinear- 
glosse den richtigen Text verdrängt (Textkritik gegen Gratian auf Grund 
von Ivos’ Dekret [vgl. die Friedbergsche Ausgahe L c. Anm. 30] kommt, 
gar nicht in Frage). 

1) Vgl.v.Savignya.a.O. Anm.aund v.Schulte, Literaturgeschichte 
der Comp. ant., Wiener S.-Ber. LXVI S. 74 (Sonderdruck); Geschichte I 
S. 244: — Sed super praesenti tertia compilatione apparatum non feci, sed 
audiendo atque legendo quaedam in libro meo notavi, quae scolares quidam 
absque conscientia mea de libro meo extraxerunt et pro apparatu tertia- 
rum illud mihi intitulaverunt. Nunc autem docendi officio ad multorum 
instantiam reassumto presentem tertiam compilationem cum diligentia 
domino favente glosabo et constitutiones concilii proxime celebrati et 
jura a domino Innocentio papa III. post XII. annum edita tam in appa- 
ratibus a me factis quam in hoc, quem ordinare dispono, diligentissime 
collocabo. (Eine Hs. zur Nachprüfung des Schulteschen Textes steht 
mir gegenwärtig leider nicht zur Verfügung.) — Auf die von Odofred 
mitgeteilte Klatschgeschichte über Albericus (vgl. Savigny, Geschichte 
Bd. IV S. 227 mit Anm. h dazu S. 293) legt anscheinend Savigny 
selber in diesem Zusammenhang kein Gewicht. Sie beweist auch nur, daß 
der Besitz des Handexemplars eines Lehrers für die Schüler das sicherste 
Mittel war, dessen gesamten Glossenmaterials habhaft zu werden. 


MEERE. ; cm |, (ut un (ff Akte a ui 7 " nn Fan y 


Summen und’ Glossen. 407 


„diejenigen Erklärungen, welche ein Jurist seinem Exemplar 
des Textes in der Absicht beigeschrieben hatte, daß sie!) 
so wie andere Bücher erhalten, abgeschrieben und verbreitet 
werden sollten“, hilft uns schon deswegen nicht weiter, 
weil Tankred weder klassischer Zeuge für die Gepflogen- 
heiten früherer Glossatorengenerationen ist, noch Zeugnis 
für sie ablegen will; besonders aber auch deswegen nicht, 
weil er ein für seine Zeit wohl einzig dastehendes feines 
Gefühl für Wahrung geistigen Eigentums bekundet und 
betätigt.) Da die Savignysche Definition kein einziges 
tatsächliches Merkmal ergibt?), das, auf die handschriftliche 


1) Natürlich gleichzeitig mit dem Text. 

2) Seine Apparate sind wegen der außerordentlich großen Zahl 
der mit Siglen versehenen Glossen eine Fundgrube für die Forschung. 
‚Ich habe seine Angaben an der Glosse zur Comp. I im Verhältnis zu 
Vincentius Hispanus des öfteren nachgeprüft (und zwar nach Cod. lat. 
Berol. [Staatsbibl.] Nr. 231, Cod. Lips. Nr. 968 einerseits und Cod. Lips. 983 
andererseits). Wo seine Siglen nicht in vollem Umfange (von leichten 
Überarbeitungen insbes. Kürzungen abgesehen ?) durch Cod. Lips. 983 
bestätigt werden, liegt dringender Verdacht vor, daß diese Hs. nicht 
den reinen Apparat des Vincentius enthält (der natürlich auch in erheb- 
lichem Umfang fremdes Gut, insbes. Ricardus Anglicus verwertet). 
Daß es mit der Glosse zur Comp. I hier eine besondere Bewandtnis hat, 
geht schon aus dem Umstand hervor, daß auf fol. 18 r. 2 zu I. 18.9 und 10 
und zu I. 19.1 und 2 der Apparat des Tankred mit allen seinen Siglen 
aufgenommen wird. — Im Cod. Lips. 983 ist, was hier nur nebenbei an- 
gemerkt sei, auch die Comp. II glossiert; dies verschweigt v. Schulte, 
Literaturgeschichte der Compilationes antiquae a.a.O. S.26 (Sonder- 
druck). Näheres darüber bei anderer Gelegenheit. 

®) So sieht sich denn auch Savigny gezwungen, mit der Möglich- 
keit zw rechnen, daß die Glossen bisweilen nur nachgelassenes Werk 
waren, schränkt aber sehr bald (a. a. O. S. 560) seine Ansicht selber ein 
und meint durchaus zutreffend, daß „die Glossen in den Vorlesungen 
ohne Zweilel gewöhnlich mit enthalten‘ waren und „durch diese teils 
veranlaßt, teils auch zuerst und am allgemeinsten verbreitet‘‘ wurden. 
— Als Merkmal für die Autorschaft kennt Tankred offenbar auch nur 
die Sigle, wie aus den Ausführungen hervorgeht, die den oben S. 406! ab- 
gedruckten unmittelbar vorausgehen. Sie lauten: — ad multam instan- 
tiam sociorum meorum meliora et utiliora de dictis apparatibus colligens, 
et ex ingenio meo quaedam interserendo, sicut ex signis glosularum 
singularum demonstratur, primas et secundas decretales, prout 
melius potui glosulavi. Die auch für Tankred ausschlaggebende Be- 
deutung der Siglen folgt ferner aus der von Schulte a.a. O. weiter 
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Überlieferung angewendet, zu einem positiven Ergebnis 
führen könnte, hat Pescatore!) es mit vollem Recht aus- 
drücklich abgelehnt, sie seinen Untersuchungen zugrunde 
zu legen. Wenn er sich aber schon in bezug auf Irnerius 
hauptsächlich auf die Siglen als sicherstes Herkunftsezeichen 
verlassen konnte, so versagt doch gerade diese Stütze für 
die ersten 20—30 Jahre, die auf das Erscheinen des Dekrets 
folgten, nach dem heutigen Stand unseres Wissens der 
kanonistischen Literaturgeschichte ihren Dienst, und wir 
sind für diese Spanne der Entwicklung fast ausnahmslos 
auf die Geschichte der einzelnen Glosse, insbesondere auf 
die Kritik ihrer Verbreitung und ihres Inhalts angewiesen. 
Wo dem Text beigefügte, auf ihn bezügliche Erörterun- 
gen sich auf breiter handschriftlicher Grundlage nach- 
weisen lassen, wo sie insbesondere Gegenstand weiterer 
glossenmäßiger Verarbeitung geworden sind, wird man auch 
beim Fehlen jeglicher Sigle und trotz identischer oder ver- 
wandter Überlieferung in Summen ruhigen Gewissens auf 
selbständige Entstehung als Glosse schließen dürfen. Die 
Frage, ob die Veröffentlichung durch Übergabe des Dekret- 
exemplars zum Zwecke der Abschrift, ob sie mündlich 
(d. h. dietando aus bereits erfolgter Niederschrift oder 
durch freien Vortrag)?) erfolgte, wird dabei am besten mit 
einem bedingungslosen ignoramus zu beantworten sein. 
Auf Grund allgemeiner Erwägungen mag schließlich 
noch darauf hingewiesen werden, daß sich die ersten Dekre- 
tisten das wirksamste und aussichtsreichste Mittel, ihren 
Meinungen möglichst weite Verbreitung zu sichern, schwer- 
lich haben entgehen lassen. Und dieses Mittel war un- 
bestreitbar die Vervielfältigung der formulierten Sätze als 
Glosse gleichzeitig mit dem Text. Wenn demgegenüber 


abgedruckten Stelle, in der allerdings nicht unterlassen wird, auf das 
vitium scriptoris aufmerksam zu machen. Hinweisen möchte ich schließ- 
lich auf die für die Glossenkritik sehr wichtige Ausführung: „Si — vo- 
luissem, alienas glosas mihi presumpsissem ascribere, aut de loco ad 
locum, sicut quidam fecerunt, inutiliter transmutare. (!) 

1) Glossen des Irnerius 8. 2f. 

2) Letzteres bei mehrfacher fast identischer Überlieferung sehr 
unwahrscheinlich. 
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allerdings auch der Ursache nachgeforscht werden muß, 
weshalb schon im ersten Jahrzehnt der Bologneser Kano- 
nistenschule die einflußreichsten magistri decretorum ebenso 
wie mit Glossen so auch mit Sammelkommentaren an die 
Öffentlichkeit traten, die trotz z. T. allerengsten Anschlusses 
an Gratians Werk die äußere Verbindung mit ihm preis- 
gaben, so gestehe ich, daß: ich für diese Erscheinung einen 
durchschlagenden Grund nicht namhaft zu machen weiß. 
Buchtechnische Zwangslagen wird niemand für maßgebend 
halten, der weiß, wie unendlich viel bei sparsamer Schrift 
und gehöriger Ausnutzung der margines und der Inter- 
linearräume auf einer Folioseite untergebracht werden 
kann.!) Es dürfte vielmehr näher liegen, die Tatsache in 
Betracht zu ziehen, daß für das theologische Studium be- 
reits in größerer Zahl Werke im Gebrauch waren, die unter 
dem Namen eines Magisters kursierten und in denen dieser 
seine nicht immer originellen Lehrmeinungen zusammen- 
faßte.2) Wenn auch dies mögliche Vorbild einheitliche und 


1) Vgl. hierzu besonders Pescatore, Glossen des Irnerius S. 51. 
Auf kleinerem Folioformat (35 x 22 om) als die (für mich als Vergleichs- 
grundlage besonders naheliegende) Codex-He. Cod. Lipe. 883 dürfte 
Gratians Werk kaum je geschrieben worden sein, da sonst ein Normal- 
band nie ausreichend gewesen wäre. Aber auch auf den in solchem Fall 
notwendigerweise schmaleren Rändern hätten Kommentare wie der 
Rufins mühelos untergebracht werden können. In späteren, auf Ein- 
tragung von Glossen im voraus berechneten Handschriften, wie z. B. dem 
Cod.Trev. 908, dürfte selbst die Summa des Huguccio (die umfangreichste 
ihrer Art) bequem Aufnahme gefunden haben. — Wie mir Seckel vor 
einigen Jahren mündlich mitteilte, hat er in letzter Zeit einen Pracht- 
kodex gefunden, dessen Blattrand so bemessen war, daß Erzeugnisse 
aller Gattungen, insbes. sogen. Kleinschriften, eingetragen werden konnten 
und auch eingetragen wurden. 

2) Über die Entwicklung auf diesem Gebiet sind die grundlegenden 
und orientierenden Arbeiten von Denifle, Archiv für Literatur und 
Kirchengeschichte des Mittelalters I S.584ff. und Grabmann, Ge- 
schichte der scholastischen Methode II S.21ff., 157fl., 222f., 250ff. 
nachzuschlagen. Für weitere vergleichende literarhistorische Nachfor- 
schungen, die ich denen überlassen muß, die mit der gesamten theologi- 
schen Literatur des frühen 12. Jahrhunderts vertraut sind, möchte ich 
der grundsätzlichen Bedeutung wegen darauf hinweisen, daß die Summa 
des Paucapalea zu einem nicht unerheblichen Teil lediglich die Dicta 
Gratiani wörtlich vorträgt und, soweit dies der Fall ist, ein Sentenzen- 
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geschlossene Darstellungsform aufwies, stilistisch also nicht 
nachgeahmt wurde!), so mag es doch anregend auf die 


werk im ursprünglichen Sinn des Wortes darstellt. — Bezeichnend ist 
ferner der in einer Handschrift enthaltene (vielleicht auch erhaltene) Titel: 
Stroma Rolandi ex decretorum corpore carptum. Vgl. Thaner,’ Summa 
Magistri Rolandi S. XLI (v. Schulte, Geschichte I S. 116 erwähnt 
wohl zu Unrecht alle Hss. in diesem Zusammenhang. Der nach Mitteilung 
von Sachsse, Deutsche 2.f.K.-R. II 2 S. 257, 259ff, jetzt noch heran- 
zuziehende Cod. Berol. lat. 462 enthält ebenso wie die Grenobler Hs. 
Nr. 627 nur den Tractatus de coniugio). 


1) Es ist nicht uninteressant festzustellen, daß in bezug auf Gefühl 
für gleichmäßige Stilisierung aller Bestandteile seines Stroma Roland 
Vorgänger und Nachfolger in der Abfassung von Kommentarwerken 
erheblich überragt. Abrupte Worterklärungen sind mir bei ihm nicht 
aufgefallen; mit großem Geschick versteht er es, alles, was er zu einem 
Kapitel zu sagen hat, in den Dienst einer Darstellung einzufügen, die 
den wesentlichen Inhalt der Stelle hervorzuheben sich bemüht. Quellen- 
text und eigene Ausführungen werden oft miteinander verwoben, einzelne 
erläuternde Worte so eingesetzt, daß sie den Leser nicht aufhalten, 
sondern sich dem Satzgefüge anpassen. Oft gibt Roland nur Summarien, 
die man sich als Notabilien an den Rand des Dekrets geschrieben denken 
kann, wie denn auch die Prima Pars bei ihm lediglich in der Sammlung 
solcher Aussprüche besteht. Nicht selten lehnt er ausdrücklich eine 
Erklärung als überflüssig ab (programmatisch auf S. 189 der Ed. Thaner: 
In manifestis est transcurrendum, in dubiis immorandum). Überall er- 
kennt man den auf Herausarbeitung der wesentlichen Gedanken gerich- 
teten starken Willen des überlegenen Meisters, was auch aus den sehr 
zahlreichen, knapp stilisierten Distinktionen hervorgeht. Die Kommentar- 
form wird zwar regelmäßig gewahrt, trotzdem aber oft ganze Kapitel- 
reihen lediglich als Belegstellen verwertet. Man fühlt im Stroma den 
künftigen Verfasser der Sentenzen, die aber ihrerseits (natürlich nur 
im Eherecht), wie mir scheint, auch bezüglich der v’orm der Darstellung 
sich dem Einfluß der früheren Arbeit nicht ganz entzogen haben. Näheres 
müßte sorgfältig beobachtet und klargestellt werden. Zur Entstehungs- 
zeit von Stroma und Sentenzen siehe Heyer, Z.S.St. Kan. Abt. II 
S. 392 ff. — Vgl. auch oben S. 397 Anm. 1. — Ein bisher m. W. über- 
sehenes Rolandzitat mag hier nachgetragen werden. Es steht in der 
Summa Lipsiensis (Cod. Lips. 986 fol.6r.2) zuD.5 c.4: — bonarum 
mentiumetc. J.XXII q. II Cum humilitatis(c.9) Cc. set ibi de certis hie 
de occultis que nescit an commiserit, vel in penitentia ubi non culpa 
est culpa. que precesserit agnoscenda est, vel agnoscere id est timere 
culpas preteritas ut exponit rollandus. vel tunc culpam nostram ubi 
non est culpa cognoscimus, cum penalitates presentes que culpa carent 
— (seqq. = Ruf.) dolendo recordamur et hec consonat littere culpas 
preteritas non presentes agnoscere ubi culpa presens non est. An- 
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Bologneser magistri decretorum gewirkt haben. Ergänzend 
tritt hinzu, daß auch bei den Legisten die rasche Ent- 
wicklung der Summa über den Rahmen der Glosse hinaus 
potentiell die Gestalt der Monographie, der selbständigen 
Abhandlung erreicht hatte.!) Und schließlich dürfte auch 
die verhältnismäßig große Zahl der historiae eingewirkt 
haben, durch deren ausgiebige Heranziehung der Lehr- 
kursus über die decreta mit der cathedra magistralis in 
divina pagina aufrecht erhalten wurde.?2) Vom Standpunkt 
solcher Zusätze gesehen, waren die ersten Summen gleich- 
zeitig Florilegien von Bibelstellen zu ergänzendem Gebrauch 
gegenüber ausschließlicher Begründung der Lehre durch 
canones. Ich möchte selber bei dieser Gelegenheit nicht 
unterlassen, darauf hinzuweisen, daß (abgesehen von der 
auch bezüglich der historiae äußerlich festgehaltenen Kom- 
mentarform?®)) für die ersten 2—3 Jahrzehnte nach dem Er- 


scheinend aus verwandter Quelle wird Roland in der Summa ‚„Antiqui- 
tate et tempore“ an gleicher Stelle zitiert. Vgl. Singer, Summa des 
Magister Rufinus 8. CLXI ® und Beiträge II (Arch. £f. kath. K.-R. 
LXXIII S. 69). 

1) Vgl. oben S. 389f. Seckel, Distinctiones glossatorum S. 313 
Anm. 2 gibt Kunde von einer 84, Spalten (!) füllenden Summa de dote 
des Martinus. Auch im Cod. Mus. Brit. Reg. 11. B. XIV. üherliefert. 

2) Historiae sind mir als Glossen in Dekrethandschriften noch 
nirgends begegnet. Eine einzige Ausnahme betrifft die erst von Stephanus 
auf- und von Johannes Faventinus übernommene, zu D. 6 D. Gr. p. 0.3 
ad v. ad turrem edificandam über den Turmbau zu Babel (Gen. 11, 3—9): 
sie steht (nur) im Cod. Phill. 1742 (Stastsbibl. Berlin) auf fol.5 r.1 ohne 
Verweisungszeichen im Text. Auch die beiden Stephanusglossen ad 
v. cain und nemroth finden sich unter anderen an derselben Stelle. Ebenso 
wie die beiden Glossen könnte auch die historis darauf zurückgehen, 
daß sie Stephanus selber in sein Dekretexemplar eingetragen hatte. — 
Eine Eigentümlichkeit des Cod. Trev. 906 besteht bezüglich der historise 
darin, daß offenbar die Hand der spätesten Glossenschicht (vgl 
v. Schulte, Glosse S. 21 unten; Heyer, 2.S.St. Kan. Abt. II S. 338 ff. 
Anm. 4) durch Verweisungszeichen im Text und auf freiem Platz am 
Rand mit roter Tinte hinzugeschriebenem „hystoria‘‘ die Stellen kennt- 
lich macht, an denen eine solche nachzulesen ist. Ob die Stellen sich 
stets mit denen der Summen decken, habe ich nicht nachgeprüft; an 
einigen ist dies der Fall . 

®) Die später (unseres Wissens frühestens vom Anfang des 13. Jahr- 
hunderts an) als abgesonderte Zusammenstellungen kursierenden historiae 
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scheinen des Dekrets wohl im Auge behalten werden muß, 
daß die in diesem Aufsatz vertretene Anschauung nur auf 
(allerdings umfangreiche) Teile der Summen Anwendung 
finden kann. 

Einen bestimmten Namen hat die Frühzeit der Bolog- 
neser Schule für die ihrem Kreis entstammenden zusammen- 
fassenden Werke ebensowenig, wie in ihnen eine einheit- 
liche Stilform festgehalten wird. Soweit wir unterrichtet 
sind, bezeichnet Roland die ihm bekannte Arbeit des Pau- 
eapalea als rationes!), seine eigene möglicherweise selber 
dagegen als stroma.?2) Summa scheint nach seinem Sprach- 
gebrauch?) das zu sein, was Boncompagnot) fast 90 Jahre 
später ohne Rücksicht auf die inzwischen völlig veränderte 
Terminologie definiert) als: que textum continuat et ex- 
ponit, wobei sowohl an die sich an die Lektüre der Quellen- 
stelle anschließende erläuternde Zusammenfassung, als auch 


decretorum (vgl. v. Schulte, Literaturgeschichte der Comp. antiquae, 
Wiener S.-Ber. LXVI. Sonderdruck S. 104; Glosse S. 84; Geschichte 
I 194, II 84) scheinen auch nur Exzerpte aus den ersten Summen zu 
sein. Sie zeugen von dem ständigen Gebrauch dieser Erzählungen beim 
Unterricht und von ihrer Beliebtheit und sind dadurch notwendig ge- 
worden, daß sie in die nach Johannes Faventinus verfaßten Summen 
nicht mehr aufgenommen wurden. 


1) Vgl. Ed. Thaner S. 162. Hinter dem Namen sc .nt ein für 
uns erkennbarer Sinn, eine bestimmte Charakterisierung nicht vermutet 
werden zu können. Insbesondere läßt sich keine Parallele zu den als 
rationes dietandi bekannten Lehrbüchern (Ed. Rockinger, Quellen 
zur bayrischen und deutschen Geschichte IX 1 S. 9ff. und 53ff.) finden, 
auf die Maaßen, Paucapalea (a. a. O.) S. 492 aufmerksam gemacht hat. 

2) Vgl. oben S. 409 Anm. 2. 

3) Vgl. die allerdings wohl auch einzige Stelle in der Ed. Thaner 
S.118 Zeile 9 von unten. 

4) Bibliotheca juridica medii aevi II S. 258; dazu Seckel, Z.S.St. 
Rom. Abt. XXI S. 324 ff.. 334. 

6) Oder als Definition seiner Vorlage entnimmt. Über eine Spur, 
die auf frühere als das Erscheinungsjahr der Rhetorica novissima (1235) 
zu datierende Arbeit hinweist, vgl. Seckel a.a. O0. S. 327. Eigenes 
Produkt sind die von Boncompagno mitgeteilten Definitionen schwerlich. 
Der wesentliche Gegensatz zum Sprachgebrauch bei den summae titu- 
lorum liegt wohl darin, daß diese als Einleitung, d. h. vorher zu lesende 
Erörterung gedacht sind, die Erklärung des Textes aber seiner Lektüre 
notwendigerweise folgt (continuat et exponit). 
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an die erklärende Paraphrase gedacht werden kann.!) Eben- 
falls in auffälliger Übereinstimmung mit Boncompagno 
(a.2.0.: commentum est generalis expositio super textum)?) 
heißen die umfangreicheren theoretischen Ausführungen 
jedenfalls seit Rufin meist documentum?°), während Jo- 
hannes Faventinus wohl im Anschluß daran den Werken 
seiner Vorgänger generell den Namen commenta beilegt.*) 
Mit summa wird anscheinend lediglich eine Kompilation 
von (gekürzten) Quellenstellen bezeichnet.5) In dem Sinne, 
in dem er in der gleichzeitigen legistischen Literatur ge- 
bräuchlich ist, -kommt der Ausdruck summa, soweit ich 
sehe, zum ersten Mal nachweisbar und auch hier nur ganz 
vereinzelt bei Stephan von Tournai vor.°) Johannes kennt 


1) Darüber, daß solche summae namentlich bei Roland vorkommen, 
der in der Einfügung erläuternder Worte in den wiedergegebenen Text 
besonderes Geschick beweist, vgl. oben S.410!. Dergleichen Paraphrasen 
kommen auch in legistischen Schriften vor, vgl Seckel, Distinctiones 
Glossatorum S. 324 (75); sie finden sich aber auch als Glossen in Dekrethas. 
und unterscheiden sich in ihrer Zusammensetzung und äußeren Gestalt 
durch nichts von den Summenwerken, obgleich sie ihnen nicht entlehnt 
sind. Weiteres darüber unten S. 469 fi. 

2) Vgl dazu die Schrift De verbis quibusdam legalibus $ 67 (Ed. 
Patetta, BiblL jur. medii aevi II S. 131db) und für diese Seckel 
8.8.0. 8. 232 fl. 

3) Vgl Singer, Summa des Magister Rufinus. Einleitung Seite 
LXXXII mit Noten. Vgl. auch die folgenden Anmerkungen. 

4) Vgl. v.Schulte, Rechtshandschriften (Wiener S.-Ber. LVII) 
8. 580. Ebenso der Cod. Frankfurt StadtbiblL Nr. 52. Als gleichwertig 
wird im Prologus der Summa, wo sich die Bezeichnung findet, auch 
commentaria gebraucht. Der generelle auf jede Art und Form der Er- 
klärung anwendbare Ausdruck lautet expositio. — Ohne jede Beziehung 
auf die literarische Gattung kommt, soweit ich sehe, distinctio allgemein 
für jede umfangreiche theoretische Ausführung nur selten vor. Anders 
anscheinend Singer a.a.O. S. LXXXIII mit Anm. 13. 

6) Vgl Singer a.a. 0. S. 37 Zeile 1: (D. 16 0. 3 et 4) breviarium 
‚est interpositum. Breviarium hic dicitur brevis summa ubi breviter 
conciliorum capitula vel gesta continentur. Illud dico breviarium 
id est summa. Aus Rufin wird die Stelle von Johannes Faventinus über- 
nommen (Cod. Frankf. fol.7 r.2). Vgl den Prolog der Abbreviatio In- 
stitutionum $ 2i.f,, 4i.f. bei Conrat, Geschichte I S. 5205 (Ed. Pa- 
tetta, Bibl. jur. medii aevi II S. 1208) und dazu Seckel a.a.0. 
8. 231 ff. 

®) Vgl. v. Schulte, Die Summa des Stephanus S. 185 (Zeile 15 
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und verwendet ihn jedoch daneben und, von der Rufin 
entlehnten Stelle abgesehen, noch ebenso wie Roland!) und 
charakterisiert demgegenüber einmal eine kurze Erklärung 
als glosa?), wobei nicht die Art der Ausführungen, sondern 
lediglich deren Umfang für die Wahl des Ausdrucks aus- 
schlaggebend gewesen sein kann. Bei Simon von Bisignano 
finden sich für umfangreichere theoretische Erörterungen 
die Ausdrücke documentum und summa nebeneinander, 
während der letztere. bereits dazu dient, auf Dekretkom- 
mentare im ganzen zu verweisen.?) 


v.u.). InC.IIg. 6c.41 85: Si attendas summam in principio questionis 
et hanc legem ( ? Johannes Faventinus nach Cod. Frankf. fol. 54 r. 2: in hac 
lege!) inter ius scriptum et ius litigatoris distinguas (Cod. Frankf.: -es). 

1)C.XVI q.3 c.6 (Cod. Frankf. fol. 87 r.2): Quod si eandem 
basilicam non concludit ita quod ei adiaceat vel ipsa in eo iaceat 
(bis hier = Rufin) ete. vel possumus sub eadem summa planjus legere 
hoc modo (Summa Lipsiensis [Cod. Lips. 986 fol. 184 v. 1], im übrigen 
identisch, hat statt des Satzes die Wendung: vel hoc modo lege) placuit 
nobis inspectores suos (!].: viros) mittendos utique ita iudicaturos 
ut diocesis de qua controversia habetur sit possidentis episcopi, 
scilicet fulgentij; eius sit in qua tamen si provisus limes ab istis viris 
justis signis monstraverit basilicam de qua usw. 

3) C.XVI q.3 c. 10 (Cod. Frankf. fol. 87 vo.2) ex die quo talia 
scribendo decreverunt id est per scriptam translationem firmaverunt 
vel diffinierunt. et talis glosa facienda perpenditur ex eo quod sequitur 
diffinita reliquerunt —. 

®) Für den Gebrauch von documentum für zusammenhängende 
theoretische Erörterungen und von summa im Sinne von Kommentar- 
werk beziehe ich mich der Kürze halber auf die von Schulte, Zur Ge- 
schichte der Literatur über das Dekret Gratians I. (Wiener S.-Ber. LXIII) 
S. 26—28 des Sonderdruckes mitgeteilten Stellen. Unentschieden bleibt 
ebenso wie bei den Zitaten des Placentinus (dessen Summa Codicis in 
erster Redaktion der Simonschen Summa zeitlich ziemlich genau ent- 
sprechen dürfte, worauf hier besonders aufmerksam gemacht werden soll. 
Vgl. Seckel, Distinctiones Glossatorum S. 373°), ob im Sinne jener 
Generation nicht huius questionis oder ähnliches hinzuzudenken ist. 
Vgl. dazu oben S. 595 Anm.2. Die letzte von Schulte mitgeteilte 
Erörterung zu De cons. D. IV c. 31 (Hs.: huius distinctionis!) hat Simons 
eigene Summa zur Distinctio im Auge, wo über diversi, die diverso 
modo sentiunt berichtet wird (Cod. Bamb. can. 38 S.105 Spalte 2). 
Seine eigenen einleitenden Darstellungen zu den Distinktionen des tertia 
pars bezeichnet Simon jedenfalls selber mit summa. Cod. Bamb. can. 38 
S.97 Spalte 2: de ecclesiarum consecratione etc. et nota quod 
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Die vorstehend kurz skizzierte Entwicklung der Ter- 
minologie zeigt, daß aus ihr, soweit die uns interessierende 
Zeit der Frühblüte kanonistischer Wissenschaft in Frage 
steht, kaum etwas geschlossen werden kann.!) Wir wenden 


verba hic posita non gratiani set felicis pape sunt licet ejus non sint 
nomine intitulata. Ut autem manifestum fiat quod proponimus et legen- 
tibus luce clarjus elucescat, in singulis di(stinctionibus) summatjm volu- 
mus prius summam exponere et tandem prosequendo singula eadem 
diligentissime declarare. — Bisher ist mir nur eine Glosse aufgefallen, 
die ihrem Wortlaut nach Veranlassung gibt, sie als Summa zu bezeichnen, 
und zwar in Cod. Phill. 1742 (Berliner Staatsbibl.) fol.258 vo.1zu C.XXXV 
q.5 c.2. Sie ist eine wohlgelungene knappe Angabe des Kapitelinhalts 
‚und lautet: $ Summa huius capituli est quod illi imperiti — a diversis 
initiis numerare incipientes; (Siglensurrogat).. Den Verfasser ausfindig 
zu machen, ist mir nicht gelungen, doch gehört die Glosse zu derjeni- 
gen Schicht, die aus dem Ende der siebziger und dem Anfang der acht- 
ziger Jahre stammt. — S. auch Bernhards Summa de electione. 
Ed. Laspeyres S. 315 ($ 9). 

ı) Das hier Mitgeteilte ist natürlich nicht das Ergebnis planmäßiger 
Nachforschungen, sondern stellt nur zusammen, was mir im Verlauf meiner 
Untersuchungen aufgefallen ist. Es wäre indes von Wert, wenn in Zu- 
kunft auch von anderer Seite auf solche Dinge geachtet würde. (Vgl. 
dazu neustens Gillmann, Arch. f. kath. K.-R. CIV 8.28 Anm.) Ins- 
besondere wäre von Interesse festzustellen, ob sich bereits bei Huguccio 
ein einheitlicher Sprachgebrauch ausgebildet hat. Es kommt hierfür 
insbesondere die Art in Frage, wie er andere Schriftsteller anführt. 
In bezug auf ihn selbst befolgt z. B. die Glosse des Cod. Lips. 983 zur 
Comp. I (s. oben $. 407?) keine bestimmte Terminologie. Er wird einige 
achtzig Mal angeführt, meist mit der Sigle y (= u. — in einigen Fällen 
durch Vergleich mit dem Tankredschen Apparat sicher identifiziert), 
mitunter auch mit yg oder üg (selten hu. oder hug.); von diesen Zitaten 
lauten 8: dicit (recitat) in summa mit genauer Angabe der Stelle nach 
dem Dekret entweder vor oder nach den Worten in summa. Die anderen 
sind entweder ganz unbestimmt oder bezeichnen nur die Quellenstelle. 
Einmal, und zwar Comp. I. I 35. 2 ad v. suo prelato in der Glosse $ hic 
habes unam rationem quare clericus non suum iudicem per consensum 
suum facere non potest — wird eine Glosse zitiert: reprobatur glosa .y. 
quam habes XI. Q. I super c. quicumque (35) que sic incipit id est de- 
ponatur. Expressum est quod non potest consentire in iudicem non suum 
nec renuntiare foro I(nfra) de foro com(petenti) ex (l.: si) diligenti }. II]. 
(Comp. III. II 2.4 = X. IN 2. 12). Was die genannte Dekretale an- 
belangt, so ist ihre Fassung und ihr Gedankengang derart, daB man 
meinen könnte, sie lehne sich unmittelbar an Huguccios Ausführungen 
zu C.III q.1 c. 14 ad v. expetere, besonders in des Magisters Schluß- 
argumentation an. Das Dekretzitat dagegen ist sicher falsch; denn die 
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uns deshalb nach der Vorbereitung durch Erwägungen all- 
gemeinerer Natur den Quellen zu, um an ihnen die vor- 
getragenen Anschauungen nachzuprüfen. Im voraus sei 
bemerkt, daß die Untersuchung sich in der Hauptsache 
auf eine Vergleichung der Glossen mit Wortlaut und Inhalt 
der Summen stützt, daß also die ersteren in den Vorder- 
grund gerückt sind, und daß ich nirgends von der Analyse 
der einzelnen Summenbestandteile ausgegangen bin. Dies 


Stelle gibt keine Veranlassung zu den hier in Frage stehenden Ausfüh- 
rungen und in der Summa stehen sie auch nur zu c. 42 und 43 und trotz 
aller Weitläufigkeit so, daß sich ein Gegensatz zu dem, was im Cod. Lips. 
983 gelehrt wird, gar nicht herauskonstruieren läßt, insbesondere auch 
nicht in c. 43 ad v. locum id est dignitatem vel ordinem quod est de- 
ponatur. Et hoc indistinecte usw. Dagegen findet sich im Cod. Guelf. 
Helmst. 33 fol. 105 r. folgende Glosse zu C.43 ad v. amittat $ Id est 
deponatur (!) et hoc verum est indistincte in criminali causa; nec depo- 
nitur propter illud crimen, set propter temeritatem, quia voluit et appe- 
tiit purgari coram iudice seculari. In civili vero datur ei optio ut vel 
deponatur vel perdat quod evicit, quia in civili per consensum potest non 
suum facere suum. ar. III Q. VI Pulsatus (c. 3); set in criminali etiam si velit 
non potest ar. III Q. VI Non liceat (c. 14). Quare in civili (de)ponitur? quia 
post litem contestatam coram ecclesiastico iudice hoc fecit, quod habetur 
per hoc quod dicitur cum in ecclesia id est postquam coram eccle- 
siastico iudice. Item si clericus talis a seculari iudice in criminali causa 
fuerit absolutus, potest postea de eodem crimine accusari coram iudice 
ecclesiastico; potest in illius odium et quia sententia nulla fuit. Si vero 
fuerit dampnatus tenebit sententia non ex se, cum nulla fuerit, sed propter 
temeritatem eius; nam etiam sententia heretici tenet ar. XXIII Q. VII 
Quicumque (c.1) et XXIIII Q. I Quisquis (c. 38). — Im einzelnen nachzu- 
weisen, daß die Anklänge an Huguccios Ausführungen sehr zahlreich sind, 
würde hier zu weit führen. Mir scheint, daß bis auf weiteres angenommen 
werden muß, Huguccio habe ursprünglich (im Anschluß an Vorgänger) die 
Glosse des Cod. Guelf. geschrieben, in der Summa aber seine Anschauung 
modifiziert. Dies nur als Beispiel dafür, daß Huguccios großer Kommentar 
nur auf Grund seiner eigenen glossierenden Tätigkeit literarhistorisch 
und kritisch gewürdigt werden kann: einige der von Gillmann in dem 
Aufsatz über die Abfassungszeit der Dekretglosse des Clm. 10244 ab- 
gedruckten und im Cod. Bamb. can. 13 nachgewiesenen Glossen stehen 
ebenso in anderen Hss. — und auch Vorgänger dürften keine geringe 
Rolle spielen, wenn erst eine Musterung an Hand umfangreichen Glossen- 
materials möglich sein wird. — Die Sigle N. kommt übrigens im Cod. 
Guelf. ebenfalls an Stellen vor, an denen Huguccio gemeint sein 
kann; ein abschließendes Urteil wird auch hier wohl erst nach Ver- 
gleichung anderer Hss. mit N.- und H.-Glossen gefällt werden dürfen. 
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schien mir nicht nur das methodisch richtige Verfahren 
zu sein, sondern auch dasjenige, das am ehesten zum Ziele 
zu führen geeignet ist. Der umgekehrte Weg hätte eine 
sorgfältige und genaue Zergliederung der Summen zur Vor- 
aussetzung, eine Aufgabe literarhistorischer Kritik, die nicht 
nebenher Gegenstand einer Untersuchung sein kann. Ihre 
Lösung würde zwar auch unser Problem wesentlich fördern ; 
aber wie es einerseits sehr zweifelhaft ist, ob nach irgend- 
einer Richtung hin endgültige Klärung ohne umfassende 
Heranziehung der Glossen erwartet werden kann, so müßten 
doch andererseits mit Notwendigkeit auch Fragen auf- 
geworfen werden, die mit der unsrigen im ersten Stadium 
der Untersuchung kaum vereinbar erscheinen. Insbesondere 
würde die zunächst erforderliche Einfühlung in die ver- 
schiedenen Darstellungsweisen, die die Entwicklung von 
Paucapalea bis zu Rufin und Johannes Faventinus, den 
Vergleich der Stroma des Rolandus mit den einschlägigen 
Partien von dessen Sentenzen umfassen müßte!), das von 
uns im Interesse der Quellengeschichte erstrebte Ziel in 
weite Ferne rücken. 

Dieses Ziel läßt sich aber an der Hand von Dekret- 
handschriften mit vorjohanneischen Glossen selbständig er- 
reichen. Denn schon der Vergleich von einer verhältnis- 
mäßig nur geringen Anzahl solcher Hss., die zu unter- 
suchen mir bisher vergönnt war?)®), läßt den ganz bestimm- 


1) Vgl. oben S. 409ff. mit Anmerkungen. 

3) Dies und insbesondere die Möglichkeit gleichzeitiger Benutzung, 
die sich als außerordentlich förderlich erwies, verdanke ich den be- 
teiligten Bibliotheksverwaltungen. Zu besonderem Dank verpflichtet 
bin ich der Berliner Staatsbibliothek für langfristige Verleihung und 
der Leipziger Universitätsbibliothek für verständnisvolle und entgegen- 
kommende Gewährung aller erwünschten Erleichterungen. 

%) Es sind dies: a) Cod. Berol. (Meerman) lat. 96 (Phill. 1742). 
Vgl Rose, Verzeichnis der lateinischen Handschriften der Kgl. Biblio- 
thek zu Berlin I. Die Meerman-Handschriften des Sir Thomas Phillips, 
1893, und dazu Juncker, Die Collectio Berolinensis, Z.S. St.Kan. Abt. 
XIII S.285ff. Eingehende Ergänzungen der Beschreibung hoffe ich 
sowohl zu dieser als zu den folgenden Hss. in Bälde nachliefern zu können. 
Für die Zwecke der vorliegenden Untersuchung genügen einige Fest- 
stellungen bezüglich der Glosse. Im Cod. Phill. zerfällt sie in drei sich 

Zeitschrift für Rechtsgeschichte. XLV. Kan.Abt. XIV. 
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ten Eindruck gewinnen, daß die in Glossenmassen ent- 
haltenen Bestandteile, die infolge identischen oder nah ver- 
wandten Wortlautes in Summen nachzuweisen sind, sich 
nicht als Niederschlag der Tätigkeit obskurer Benutzer 
ansprechen lassen, selbst wenn man diese Tätigkeit in die 
ersten Jahrzehnte nach Erscheinen der Summen verlegt. 
Ich halte es wenigstens für ganz unwahrscheinlich, daß 
dann ein dem knappen Zeitraum wissenschaftlicher Ent- 
wicklung!) entsprechend reichhaltiges Glossenmaterial ?) 


deutlich voneinander abhebende Schichten. Sie werden hier mit I, II 
und III bezeichnet. Die erste enthält ausschließlich Material aus der 
Dekretistenschule bis etwa zu den sechziger Jahren des 12. Jahrhunderts, 
die zweite wiederum bietet aus dieser Zeit so gut wie gar nichts, ist da- 
für aber für die folgende Periode bis etwa zum dritten Laterankonzil 
sehr bedeutsam. Die dritte Schicht kennt diese zeitliche Trennung nicht, 
geht also auf eine Vorlage zurück, die selber schon Material mehrerer 
Entwicklungsstufen enthielt, und zwar mindestens bis zur Wende des 
12. Jahrhunderts. Die Eintragungen der drei Schichten lassen sich fast 
immer genau sondern: die Reihenfolge ist oft schon rein örtlich festzu- 
stellen. An der ersten Schicht ist nur ein Schreiber beteiligt (helle Tinte), 
die zweite verdanken wir mindestens drei Händen, die sich zeitlich 
kaum voneinander trennen lassen (meist helle, öfters aber auch schwarze 
Tinte) und sich in die Arbeit wahrscheinlich geteilt haben, die dritte 
ist im Gegensatz zu den beiden ersten in einer kleinen, fast stets schwarze 
Tinte verwendenden Schrift eingetragen, die bereits dem ausgehenden 
13. oder dem 14. Jahrhundert angehören dürfte und bezüglich der Ent- 
zifferung mitunter Schwierigkeiten bietet. — b) Cod. Haenel 18. Vgl 
Helßig, Katalog der lateinischen und deutschen Handschriften der 
Univ.-Bibl. Leipzig. III. Die juristischen Handschriften. 1905. (Dazu 
Seckel, Historische Vierteljahrsschrift 1907, Heft 1 S. 72ff.). Die Glosse 
besteht aus zwei Schichten (hier mit I und II bezeichnet), die sich zwar 
hinsichtlich der Schrift, der räumlichen Anordnung und auch bezüg- 
lich des Alters sondern, aber im Material selber keine scharfe Trennung 
erkennen lassen. — c) Cod. der Stadtbibliothek Trier Nr. 906. Vgl. 
Beschreibendes Verzeichnis usw. IX. Heft. Kentenich, Die juristi- 
schen Handschriften. 1919 (dazu Seckel, Zentralblatt für Biblistheks- 
wesen XXXVI S. 273 fl.). — d) Cod. der Bibliothek Wolfenbüttel, Helmst. 
Nr. 33. — Zu den beiden zuletzt genannten Hss. vgl. vorläufig noch 
v. Schulte, Glosse S. 10ff., 21ff.; zur ersten auch Heyer, Z.S.St. 
Kan. Abt. II S. 338 ?, 341 4 Die erforderlichen Ergänzungen sind für 
unser Problem nicht wesentlich. 


1) Es handelt sich um ungefähr 20—25 Jahre. — Ich möchte nicht 


unterlassen zu bemerken, daß mir in den ältesten Glossenschichten 
bisher nirgends eine Spur von Gandulfus begegnet ist. 
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gleichmäßig in Handschriften wiederkehren würde, deren 
verschiedene Provenienz schon dadurch offenkundig wird, 
daß ihre Glossenmassen gelegentlich bereits hinsichtlich 
der Johannes von Faenza zugehörigen Glossen!) regelmäßig 
aber für die späteren Dekretisten eine verschiedene Zu- 
sammensetzung aufweisen. So ist es mir z. B. auch ohne 
Kenntnis der Cod. lat. Mon. 4505, auf den v. Schulte 
wegen Übereinstimmung mit der Summa als möglicher- 
weise den Glossenapparat des Paucapalea enthaltend auf- 


2) Im Vergleich zu dem von Irnerius und den vier Doktoren Ge- 
leisteten erscheint es allerdings gering. Doch darf nicht außer acht ge- 
lassen werden, daß es sich, wie bereits betont, um einen nicht halb so 
langen Zeitraum handelt, daß der Stoff nicht in demselben Maße zu einer 
gleich intensiven juristischen Einzelexegese reizte, und daß die Lebens- 
arbeit der ersten Dekretisten nicht einzig dem Lehramt und der mit 
ihm zusammenhängenden literarischen Tätigkeit gewidmet war. Mit 
der Bischofswürde, die ihnen zuteil wurde (für Paucapalea vgl. Mocci, 
Documenti inediti sul canonista Paucapalea in den Atti della R. Acad. 
di Torino XL, S. 316ff, für Roland s. Thaner, Summa $S. XXXIfl., XL; 
Gietl, Sentenzen S. XIVff.; für Rufin Singer, Summa S. LXVIII, 
LXXVIIIf., CXIVfl.) dürfte in der Regel auch ihrem kanonistischen 
Schaffen ein Ziel gesetzt gewesen sein. Was uns dagegen aus der sich 
unmittelbar anschließenden Periode (deren Anfänge wahrscheinlich schon 
in die sechziger Jahre des 12. Jahrhunderts zu versetzen sind) in Dekret- 
handschriften überliefert ist, steht an Umfang, Eigenart und Lebhaftig- 
keit der Darstellung schwerlich hinter den besten Erzeugnissen der 
zivilistischen Glossenliteratur zurück. 


1) Wie dies aus der vortrefflichen von Maaßen, Beiträge (Wiener 
S.-Ber. XXIV S. 10ff.) gelieferten Beschreibung der Innsbrucker Dekret- 
handschrift (Univ.-Bibl.) Nr. 90 hervorzugehen scheint. Vgl. auch 
v. Schulte, Glosse 8. 3ff., der jedoch eine mit secundum lo. signierte 
Glosse anführt. Wiedergefunden habe ich sie an der von Schulte 
zitierten Stelle sonst nirgends (auch in verwandter Fassung nicht). In 
den Codd. Guelf. fol. 236 r. 2 und Haen. fol. 243 r.1 steht überein- 
stimmend eine, die die entgegengesetzte auch von Simon von Bisignano 
ausdrücklich bekämpfte Anschauung vertritt. Inwieweit das unsignierte 
Glossenmaterial des Cod. Oenip. Johannes zum Verfasser hat, müßte 
erst festgestellt werden. Wo die Hss. in erheblichem Umfange Schichten 
mit späteren (über die 60 Jahre hinausgehenden) Stücken überliefern, 
fällt dem Faventiner in der Regel ein beträchtlicher, wenn auch nicht 
immer gleich großer und gleichmäßig wiederkehrender Anteil zu. — 
Soweit ich sehe, ist dagegen bereits Gandulfus sehr ungleich vertreten; 
ebenso Cardinalis; regelmäßiger wiederum Bazianus. 
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merksam macht!), möglich festzustellen, daß alle acht 
Glossen, die er aus der Innsbrucker Dekreths. mitteilt?), 
in erheblichem Umfange verbreitet waren. 

Lehrreich ist gleich die erste zu D.6 c.1: in den Coda. 
Trev. (fol. 10 vo.1) und Guelf. (fol.2 r.2) mit Paucapaleas 
Summa bis auf die Schlußwendung (et ex eo indigestio sequi- 
tur statt indigestus efficitur) identisch, wird sie möglicher- 
weise durch Rufin selber?) wiederum in bezug auf die letzten 
Worte gekürzt und verdeutlicht (— gravatur stomachus et 


1) Die Glosse zum Dekret Gratians S.9fl. In gleicher Richtung 
müßten die von Maaßen a.a.O. S. 125 angeführten Münchner Has, 
untersucht werden. Ebenso der Cod. Bibl. nationale 3884 (vgl. v. Schulte, 
Paucapalea S. XVIII !), der Cod. 127 (Darmst. 2513) der Kölner Dom- 
bibliothek, aus dem Heyer (Z.S.St. Kan. Abt. II S. 337 ®) die in Aus- 
sicht gestellten Proben leider noch nicht mitgeteilt hat. Ebenso käme 
der Cod. Nr. 64 von Monte Cassino in Frage, bezüglich dessen -Datierung 
auf 1146 oder auch nur auf ungefähr Mitte des 12. Jahrhunderts Gau- 
denzis Zuversicht (L’etä del decreto di Graziano in Studi e Memorie 
per la storia dell’ Univ. di Bologna I S. 88 ff.) schwerlich auf Zustimmung 
rechnen kann: ihr steht die Beurteilung der Schriftzüge in Biblioteca 
Casanensis II S. 170ff. entgegen („characteris latinis saec. XII vel se- 
quentis ineuntis‘‘), die mir nach Ausweis der kurzen aber vortrefflichen 
Schriftprobe daselbst wohlbegründet und keineswegs zu vorsichtig zu 
sein scheint. Die übrigen von Gaudenzi beigebrachten Gründe, deren 
Gewicht ich nicht verkenne, lassen mit Sicherheit nur darauf schließen, 
daß die Vorlage resp. die Vorlagen (für die Memorialverse usw.) sehr 
alt waren und z. T. möglicherweise unmittelbar den vierziger Jahren 
entstammen. Aus den von Gaudenzi (a.a.0. S.93) mitgeteilten 
Glossen ist kaum ein Urteil zu gewinnen, insbesondere auch nicht aus 
der Solutio der contrarietas. Da das im Text bezogene Kapitel gar nicht 
angegeben wird und die Parallelstelle offenbar verderbt ist, läßt sich 
die Glosse in anderen Hass. nur vermutungsweise suchen. Eine noch« 
malige genaue Prüfung wäre dringend erforderlich. Auf die Hypothesen 
Gaudenzis bezüglich des y-Schnörkels, in den die triangularen Nota- 
bilien auslaufen, kann hier nicht eingegangen werden. Der Hinweis 
auf Pescatore, Kritische Studien IV 8.191 dürfte vorerst genügen. 
Bemerkt sei nur, daß es sich auch in Dekrethss. um eine der allerhäufigsten 
Erscheinungen handelt (vgl. z. B. auch Maaßen a.a.0O. S.135), der 
eine andere als rein ornamentale Bedeutung nicht beigemessen werden 
kann. — Die Darmstädter Dekreths. (Landesbibl- Nr. 907) ist, soweit 
ich sie untersucht habe, für unsere Frage unergiebig. Über ihre Glosse 
und den Anhang werde ich bei anderer Gelegenheit berichten. 

3) Die Glosse zum Dekret Gratians S. 5fl. 

®) Vgl. Singer, Summa des Magister Rufinus S. 18 Zeile 5 v. u. 
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cibis i.e. So auch Cod. Hazn, [II] fol. 2 vo.2, wo noch die 
Parallelstelle I. de con. di. II. Si quis per [c. 28] hinzuge- 
fügt wird) und erfährt im Cod. Oenip.!) eine leichtere, im Cod. 
Phill. (III fol. 4 vo. 1) eine stärkere Umgestaltung?), ohne daß 
in den Summen diese Abänderungen zu finden wären.?) 

An die zweite Glosse (zu D. 11 c. 5) lehnen sich die 
späteren Summen überhaupt nicht oder nur stückweise 
und nicht wörtlich an*), während sie in den Codd. Trev. 
(fol. 12 vo. 1), Guelf. (fol. 4 r. 1) und Haen. (II fol.5 vo. 1) 
in Variationen erscheint, die zwischen dem Summentext 
und dem Text des Cod. Oenip. schwanken.) 


1) Vgl v. Schulte a.a. 0. 

®) ad v. crapula $ crapula fit ex nimia habundantia oiborum quasi 
cruda epula, quia non bene possunt tante diversitates ciborum digeri. 

3) Joh. Faventinus (Cod. Frankf. fol. 4 r.1): crapula enim est 
inmoderata voracitas; sicut enim que fit ex potu ebrietas dicitur, it& 
ingurgitatio que fit ex cibo crapula appellatur. et dicitur crapula quasi 
seqq. Ruf. — Summa Lipsiensis (Cod. Lipe. 986 fol. 6 vo. 1) aliquando 
ex crapula que est i. v. que ex cibo fit, sicut ebrietas dicitur ingurgitatio 
que ex potu oritur. 

4) Bei Joh. Faventinus (Cod. Frankf. fol. 5 vo. 2) folgt auf secreta 
reperitur (cf. Singer, Summa S. 28 Zeile 16 v. 0.): hoc modo hostiam 
puram, hostiam sanctam, hostiam inmaculatam. Item ibidem ascriptam, 
ratam, rationabilem; veltrifaria digesta id est ter ordinata et pro- 
lata, quia sub triplici silentio eucharistia oonsecratur, quorum primum 
est usque ad sanctus, secundum (cf. Stephanum Ed. Schulte p. 20) u. 
ad o. d. tercium u. ad a. d. — Die Summa Lipsiensis (Cod. Lips. 986 
fol. 9 r. 1) hat folgende Ausführungen: vel trifaria digesta id est ter 
ordinata, quia — (== Joh. Faventinus bis auf conficitur statt conse- 
cratur). Hoc nec in ve. nec in no. t. invenitur, licet alias inveniatur in 
dictis sanctorum patrum. Vel ideo dicit trifariam digesta, quia a tribus 
sunt ibi in unum verba congesta: a dictis evangelicis, a dictis apostoli- 
cis, a dictis sanctorum patrum unde subiungit nam non modo etc. 
Vgl. die folgende Anmerkung. 

5) Auf Wiedergabe der Minutien verzichte ich, da sie für unser 
Problem bedeutungslos sind. — Cod. Phill. (fol. 6 vo. 2) hat in II ad v. salu- 
tifere $ Novi testamenti; vel neo novi nec veteris ubi hoc expresse tra- 
deretur, get per misterium ut in ezechiele. — und in III ad v. triphariam 
$ Quia per trinum crucis numerum (He. ; nüm) maxime fiunt signa, vel quia 
ibi sic dicitur: hostiam puram, hostiam sanctam, hostiam inmaculatam; 
vel quia secretum misse constitutum est ex verbis dominicis, apostolicis 
et sanctorum patrum, vel sub triplici silentio: primum usque ad sanctus, 
II. (usque) ad orationem dominicam, III. usque (ad)agnus dei. sive(? He.: ’f) 
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Die dritte (von Rufin nicht berücksichtigte) Glosse 
(zu D. 30 c. 17) kehrt wörtlich im Cod. Trev. (fol. 26 r. 2) 
wieder!) und erhält möglicherweise infolge einer Glossen- 
addition des Stephanus einerseits im Cod. Phill. (III fol. 22 
r. 2)2) anschließend an den unveränderten Text, anderer- 


et ibi habemus (Hs.: hm) verba ascriptam, ratam, rationabile(m). — Ich 
teile diese Erörterungen nur mit, um zu zeigen, wie kompliziert sich 
mitunter die Fragen der Filiation erweisen. Kann man bei Stephanus 
und, auf ihn zurückgehend, bei der Summa Lipsiensis (insbesondere wenn 
in der Hs. ein Stück hinter agnus dei ausgefallen sein sollte) allenfalls 
noch von einer unmittelbaren Benutzung Paucapaleas (Erweiterung 
durch Voranstellung, Kürzung durch Wegfall des Schlusses) sprechen, so 
scheint doch die Glosse des Cod. Phill. ganz selbständig z. T. aus eigenen, 
z. T. aus fremden Elementen zusammengesetzt, wobei Paucapales nur 
im zweiten und im letzten Satzglied durchschimmert, während der 
Stephanustext noch ferner steht und lediglich in invertierter Reihenfolge 
und knapper Fassung wiederzufinden ist. Man wird sich demnach die 
einzelnen Bestandteile schwerlich aus Summen zusammengesucht denken 
dürfen. Das mit der Summa Lipsiensis übereinstimmende, sonst nirgends 
wiederkehrende Stück kann bei der bekannten Tatsache, daß diese aus 
Glossen schöpft, von vornherein mit groBer Wahrscheinlichkeit für glossen- 
mäßigen Ursprung in Anspruch genommen werden. — Vgl. auch die Glossa 
ordinaria, deren aus Paucapalea und Stephanus entlehnte Ausführungen 
im Cod. Trev. mit Jo(hannes Teutonicus) signiert sind. 


1) Weggefallen sind nur infolge Nachlässigkeit des Schreibers die 
beiden letzten Worte: hoc novum. 
2) Die Hs. bietet folgendes Bild: neben D. 30 c. 17 sind folgende 

Zitatenglossen der ersten Schicht eingetragen: 

I(nfra) d. L Confirmandum (65) cc. 

I(nfra) C. XXVI gq. ult. Sacerdos (q.7 c. 6) (cc). 

I(nfra) d. LXXVI Utinam (c. 11) cc. 
Links neben der ersten Verweisung steht das Zeichen o und mit dem- 
selben Zeichen versehen darüber: Set ibi agitur de penitentia sollempni 
que fieri a clericis interdicitur; hic autem de ea que simpliciter est publica 
id est manifesta et non sollempnis, que etiam presbiteris depositis in- 
iungitur. — Ebenso Cod. Haen. L c. ad v. publicam mit den Zitaten: 
I(nfra) XXVII Q.I Virginibus (c. 14); I(nfra) di. L. Confirmandum. 
Illud (c. 65, 66) cc. [[Solutio]] Set — usw. mit dem Schluß: presbiteris et 
aliis clericis iniungitur ut S(upra) d. prox. Presbiter (D.28c.9!!). Vgl. 
hierzu die Summa des Stephanus Ed. v. Schulte S. 46, deren Text von 
Jo. Faventinus mit dem Zusatz ut supra dietum est übernommen wird. — 
Im Cod. Phill. fügt die Hand der dritten Glossenschicht unmittelbar an 
iniungitur die Glosse des Paucapalea hinzu, und zwar mit: vel (!) hic de cle- 
ricis, ibi de laicis, vel illud usw. bis novum und beschließt das Stück mit: 
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seits — unter Wegfall der auf das Wort laicis folgenden 
Ausführungen — im Cod. Guelf. (fol. 15. vo.2) nach weiterem 
Lösungsversuch, im Cod. Haen. (I fol. 23 vo. 1) nach einigen 
Übergangsworten eine Lösung im Sinne Stephans.!) 

Die vierte Glosse des Cod. Oenip. läßt sich nach Schul- 
tes Angaben a.a.O. nicht ohne weiteres Paucapalea zu- 
schreiben, da bei Nachprüfung der Hs. der nicht abgedruckte 
Anfang möglicherweise den ganzen Text des Hieronymus 
als Inhalt der Glosse nachweisen wird. Das würde dem 


vel intelliguntur (-g) dies remissionis in quibus [[non]] jeiun(i)Jatur. Die 
Eintragung geht demnach auf eine Dekreths. zurück, in der dieser Zu- 
satz zur Glosse des Paucapales sich bereits vorfand. Vgl hierzu wieder 
die Summa Lipsiensis in der folgenden Anmerkung. — Ich benutze 
die Gelegenheit zur Bemerkung, daß in den Has. die solutiones keines- 
wegs immer unmittelbar auf die contrarietates folgen; es bleiben viel- 
mehr in der Regel alle beigezogenen Quellenstellen beisammen. Ob 
dies genetisch zu erklären oder nur durch Rücksichten auf eine für das 
Auge gefällige Ausgestaltung der Blattränder (insbesondere bei spärlicher 
Glossierung) bedingt ist, wage ich nicht zu entscheiden. Ich glaube 
jedoch annehmen zu dürfen, daß der zweite Grund mindestens auch 
ins Gewicht gefallen ist, da in vielen Fällen das Bild, das die Has. bieten, 
sich auch dann nicht ändert, wenn die ursprünglich wenig zahlreichen 
Quellenstellen einen erheblichen Zuwachs erhalten und sich dadurch 
die räumliche Trennung zwischen der Solutio und der Stelle, auf die 
sie sich bezieht, vergrößert. Dagegen ist es wiederum in anderen Fällen 
(bes. im Cod. Guelf.) unmittelbar erweislich, daß die erste Vorlage nur 
das Zitat der gegensätzlichen Quellenstelle enthielt, die ausführende 
Glosse aber erst später aus einer anderen Vorlage ergänzt wurde Man 
trifft vielleicht das Richtige, wenn man das Nacheinander des zeitlichen 
Ursprungs ebenso in Betracht zieht wie die Technik der Glossenschreiber. 
— Die Codd. Hasen. und Guelf. gehen im Gegensatz zu den anderen Has, 
auf Vorlagen zurück, in denen auch die älteste Schicht der Zitatenglossen 
bereits Verweisungszeichen auf Textworte hatte. Hieraus ergibt sich 
insbesondere für Cod. Haen., bei dem außerdem der Raumkunst der 
‚Schreiber infolge reichlichen Glossenmaterials andere Hilfsmittel zu Ge- 
bote standen, in der Regel ein abweichendes Bild. Befriedigend zu lösen 
wären die einschlägigen Fragen nur, wenn es in allerdings mühseligster 
und entsagungsvollster Arbeit gelänge, die Entwicklungsgeschichte der 
Zitatenglossen aufzudecken und die gewonnene Erkenntnis auf jede Ha. 
anzuwenden. 

2) Cod. Guelf.: ad v. quinquagesimam Iinfra) XXVI Q VIL 
Sacerdos. contra(rium) argumentum (dann eine Zitatenglosse ad v. recto 
vultu und darunter durch Linie von argumentum bis Solutio die Zu- 


424 Josef Juncker, 


Cod. Phill. (I fol. 63 vo. 2) entsprechen, der mit Jeronimus 
in primo libro contra iovianum. Artemisia usw. beginnt. 
Vgl. auch die Summa Rufins (Ed. Singer S. 192 Zeile 14 
v.o.), wo dieser Illustration des Wortes mausoleum un- 
vermittelt und ohne ersichtlichen Grund ein Hinweis auf 
die Struktur des Dekretkapitels voraufgeschickt wird. 


Die fünfte Glosse (zu C. XXIII q. 8 c. 23) erscheint, 
wenn sie von Paucapalea selber anfänglich identisch mit 
der Summa zusammengestellt worden ist, nicht nur im 
Cod. Oenip., sondern auch in den Codd. Phill.!), Trev.2) 


sammengehörigkeit darstellend) $ Solutio. hic de clericis, ibi de laicis; 
vel istud per illud est [est] abrogatum; vel ibi dies remissionis dicuntur 
tempus ieiuniorum. Cod. Haen. ad v. non prosternant. I(nfra) XXVI 
Q. VII. Sacerdos 60. Set hio de presbiteris et olericis, ibi vero de laicis 
intelligit; vel nullum est contrarium quia ibi loquitur de diebus remissionis 
qui in XL (l.: quadragesima) sunt, hic de diebus L (l.: quinqusgesime) 
qui sunt exultationis.. Joh. Faventinus (Cod. Frankf. fol. 13 vo.2) non 
prosternant Infra contre usw. übernimmt die Ausführungen Stephans 
wörtlich (wo der richtige Text ebenfalls dies remissionis vocantur lauten 
dürfte); dagegen bringt die Summa Lipsiensis zunächst Paucapaleas 
Ausführungen: (Cod. Lips. 986 fol. 23 r.1) per omnes dies pasche, 
usque ad L. diem. J. XXVI Q. VI(I) Sacerdos cc. at istud de clericis, 
illud de laicis intelligi potest (cf.-Cod. Haen.!!); vel istud (!) generale, 
illud (!) speciale; vel illud vetus, istud novum. Vel melius dies remissio- 
num ibi vocantur dies ieiuniorum quibus peccata remittuntur in quibus 
possunt genua flecti, quod hic fieri negatur (!). Set nonne posset aliquis 
si oflerre deberet vel percipere (Cod.: precipere) corpus Christi genua 
flectere in hiis diebus? Posset (ut) quidam [ut] dicunt. Der Schlußsatz 
dürfte darauf beruhen, daß der Verfasser in seiner Vorlage statt n negatur 
fi negatur las! 


1) Fol. 187 vo.2 ad v. xenones (Verweisungszeichen von späterer 
Hand) $ Xenodoxium est locus venerabilis ubi pauperes suscipiuntur 
a quo loco habitatores xenones vocantur. $ bephotrophium est 1. in quo 
pauperes et infirmi homines pascuntur. $-orphanotrophium est 1. v. 
in quo parentibus orbati pueri pascuntur. $ geronchocomium est L v. 
in quo pauperes et propter senectutem solam infirmi homines curantur. 
$ pochotrophium (!) est l. in quo infantes aluntur. Glossenschicht IH 
fügt hinzu: asisterium dicitur L in quo recipiuntur vidue vel quelibet 
vetule que asistunt ecclesiis. 

2) Fol. 164 r.1. (Hier und in den folgenden Anmerkungen, soweit 
mit Cod. Phill. identisch, abgekürzt mitgeteilt.) Verweisungszeichen 
neben dem Text (obere Randglosse). $ X. est l. v. in quo peregrini su- 
scipiuntur. Nosochomium est locus in quo egroti homines curantur. 
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und Guelf.!), durch weitere Worterklärungen vermehrt, die 
direkt oder durch Zwischenquellen vermittelt, aus Julians 
Epitome c. 32 entlehnt wurden. Die nahe Verwandtschaft 
untereinander und mit den Summen?) ist wohl nur diesem 
Umstand zuzuschreiben, da genaue Übereinstimmung nir- 
gends vorliegt, eine solche insbesondere bezüglich der 
Reihenfolge der Erklärungen nicht festzustellen war. Am 
wahrscheinlichsten dürfte jedoch sein, daß die Glosse in 
jeder uns überlieferten Gestalt ursprünglich aus Einzelglossen 
zu den Textworten: xenones, ptochotrophis, brephotrophia, 
orphanotrophia und gerontocomia zusammengeflossen ist. 
Darauf deutet auch der Umstand hin, daß im Cod. Phill. 
jede Worterklärung mit dem $-Zeichen ausgestattet wird 
und daß im Cod. Haen.?) nur zwei Einzelglossen (und die 
eine auch nur als Bruchstück) mitgeteilt werden.*) 


Orphanotrophium est L in quo pueri o. p. nutriuntur. Ieronthooomium 
(vom Korr. am Rand nachgetragen) est 1. in q. p. et p. e. solum (!)i. h. 
pascuntur. Bephotrophium est 1. i. quo p. et i. h. ponuntur (!). 

ı) Fol. 160 r. 1 ad r. Xenodosia (!) $ Xenodochium est 1. v. in 
quo peregrini p. recipiuntur. pachotrophium (!) est 1. ubi pauperes et 
i. pascuntur (!!) Geronthoconium est L v. in q. senes debiles reficiuntur. 
bephotrophium est 1. ubi iuvenes infirmi substantantur (!). Orphanotro- 
phium est L. v. in q. pueri p. o. aluntur. lepotrophium (!) est l. in q. in- 
fantes nutriuntur (a. Hd.) ut J. aüt. de rebus ecclesie alieh. velnon alieü. 

3) Joh. Faventinus stimmt nach Cod. Frankf. fol. 103 vo. 1 (bis 
auf entstellte Wiedergabe der griechischen Worte) fast wörtlich mit 
Rufin (Ed. Singer S. 413) überein. Einzelheiten interessieren hier nicht. 
Ähnlich ist es um die Summa Lipsiensis (Cod. Lips. 986 fol. 217 vo. 1) 
bestellt, deren Text noch mehr durch die seltsamsten Wortungeheuer 
entstellt ist. In Betracht kommt nur folgender Abschnitt: Xenodus 
est L loco ut dicunt habitatoree. n ppllantur (?) xenones. phocostrophus 
est L v. in quo pueri ablata (-ti ?) (?) a parentibus pascuntur. bephotro- 
phium est locus in q. p. et i. pascuntur. lIeront(ocomium) est L ubi 
infirmi (propter) senectutem solam curantur. Orphanatrophium est L v. 
ubi orphani infantes orbati p. aluntur. Nasoconnium (!) est L ubi infirmi 
pascuntur, quilibet suscipiuntur et curantur. 

®) Fol. 186 vo.1 ad v. Xenones (II) $ locus ubi pauperes sub- 
stantantur (!) — ad v. pachotrophia II $ ubi orphani. 

*) Vgl ferner den Libellus de verbis legalibus bei Fitting, Jur. 
Schriften 8. 203, die Excerpta codicis Vaticani Reg. 435. $ 36, Ed. Pa- 
tetta (Bibl jur. medii aevi II p. 134*) und außerdem die bei Singer, 
Summa S$. 413d zitierten. 
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Die sechste Glosse (zu C. XXIV q.2 c. 6) steht gleich- 
lautend in den Codd. Phill.t), Haen.2) und Guelf.?); ferner 
mit dem Zusatz: vel tabule ubi eorum imagines depin- 
gebantur im Cod. Trev.*). Demgegenüber hat Rufin5) den 
ganzen Satz im Imperfekt, während Johannes Faventinus. 
mit dicunt quidam quod eingeleitet Paucapaleas Worte 
genau wiedergibt, mit alii dicunt über eine andere Er- 
klärung berichtet und schließlich hinzufügt: nonnulli dipti- 
cas dicunt esse tabulas, womit der Zusatz des Cod. Trev. 
zu vergleichen ist.®) 

Die siebente Glosse (zu C. XXV q.2 c. 16) steht, mit 
 Paucapaleas Summe wörtlich genau übereinstimmend, im 
Cod. Phill.?); die achte (zu C. XXVII q.1 c.5) kehrt in 
etwas kürzerer Fassung ebenfalls im Cod. Phill.®) wieder 
und erscheint im Cod. Guelf.?) im Sinne der Ausführungen 


1) Fol 193 r.1 ad v. dipticis (I). 

:) Fol. 191 r.2 (II auf dem äußersten Blattrand) $ diptice usw. 
Worauf die Variante sarcofago (statt catalogo) beruht, vermag ich nicht 
zu sagen. 

3) Fok 174 r.2 ad v. in sacris dictis (vgl Friedberg a.a.0. 
Note 88) scripserunt: Interlinearglosse zu dictis: id est scriptis. Marginal- 
glosse: $ alias dicticis (!) et sunt dicetice columpne ubi ymagines nobilium 
in suo cathalogo ponuntur. | 

*) Fol.167 vo.2. °) Ed. Singer S. 420 Zeile 12 ff. mit Anmerkung. 

*%) Cod. Frankf. fol.112 v.2. dipticis. dicunt quidam quod diptice 
sunt columpne ubi ymagines patıum in suo cathalogo ponuntur; alii 
dicunt dipticas esse matriculas id est generales quasdam in ecclesia 
cartulas, in quibus ncmina et cıdines clericorum ecclesie continentur; 
nonnulli usw. 8. oben. — Die Summa Lipsiensis (Ced. Lips. fol. 224 vo, 2) 
wiederholt fast wörtlich (Schreibfehler: columba statt columpne, secundo 
statt suo. — a} = alii; generales quasdam cartas in ecclesia — a} statt 
nonnulli) die Ausführungen des Johannes. 

'?) Fol.190 r.2. Das Fehlen von prius est im Cod. Oenip. darf, 
falls der Schultesche Text in Ordnung ist, unbedenklich als Schreiber- 
versehen beurteilt werden. Cod. Phill im letzten Satz richtig: pragma. 

8) Fol. 206 vo. 1 (II) $ Exomolegesis (!) grece quod latine inter- 
. pretatur confessio, aut enim confessio laudis aut peccati dolentis et 
misericordiam postulantis. 

®) Fol. 187 vo. 1 $ Exomoloyson confessio interpretatur; et ponitur 
hic pro penitentia, pars pro toto. Est enim confessio maxima pars pe- 
nitentie. Diese Glosse ist auf dem äußersten Blattrand nachgetragen. 
In der Hs. steht als I-Gl. noch: id est confessio; pars pro toto. Ferner 

als besondere Glosse $ Id est confessione[m] facta sui et satisfactione, 
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in der Summa Rufini gekürzt und ebenfalls in knapper 
Fassung abgewandelt. 

Ich muß es mir versagen, die Reihe dieser kleinen 
Glossengeschichten!) aus meinem Material zu verlängern. 
Sie mögen nur als Beispiele dienen, die, um ein Vielfaches 
zu vermehren, jedem ein leichtes sein wird), der die Mühe 
einer hierauf abzielenden Handschriftenvergleichung nicht 
scheut. Es spricht m. E. alles dafür, daß sich bei weiterem 
Durchforschen von Hss. auch für Paucapalea eine sehr er- 
hebliche Anzahl von Glossen wird feststellen lassen, ob- 
gleich er nach Ausweis seiner Summa und als erster Dekre- 
tist nicht gerade zu den ergiebigsten Autoren gehört.?) 
Das bisher Ausgeführte dürfte jedoch auch schon jetzt 
genügen, um wahrscheinlich zu machen, daß die Wand- 
lungen, die einzelne Glossen in der Frühzeit der Bologneser 
Kanonistenschule durchgemacht haben, sich an Ort und 
Stelle, d. h. auf den Rändern der Dekretexemplare oder 
den Interlinearräumen abspielten, und daß die Ausführungen, 
die jetzt dort zu finden sind, nicht auf dem Umweg über 
die Summenliteratur Gestalt gewannen. Ist dem so, und 
berücksichtigt man ferner die nachweisbare Verbreitung 
solcher Erzeugnisse, so wird man schwerlich in Abrede 
stellen können, daß die Glossen von Anfang an unmittel- 
bares, ja sogar primäres Betätigungsfeld der Dekretisten 
gewesen sind und nicht abgeleitetes, aus zweiter Hand stam- 
mendes Gut darstellen. 


scilicet penitentia. Pars enim hic ponitur pro toto; sinodochice con” 
fessio enim pars est penitentie. 

t) Die mit den von Pescatore, Glossen des Irnerius S. 22ff, 82 
2.8.St. Rom. Abt. XXXIII S. 523ff. erörterten Erscheinungen auf zivi- 
listischem Gebiet in Parallele zu setzen sind. 

2) Ich habe die von Schulte aus dem Cod. Oenip. abgedruckten 
Stücke nicht nur deshalb zur Illustration gewählt, weil sie mir gestatteten, 
das Zeugnis einer mir nicht bekannten Hs. mitzuverwerten, sondern 
um dem Verdacht zu entgehen, daß ich für meine Anschauung besonders 
günstige Fälle ausgesucht hätte. 

®) Eine Sigle für Paucapalea ist uns bisher nicht bezeugt. Ich halte 
es aber nicht für ausgeschlossen, daß die einzige mit p. signierte Glosse 
des Cod. Oenip. (vgl. v. Schulte, Glosse S. 4) ihm angehört und demnach 
hier die Sigle auf ihn geht. Vgl. seine Summa (Ed. Schulte) S. 54 Zeile 5. 
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Versucht man die weitere Entwicklung in den Dekrethss. 
selber näher zu verfolgen, so zeigt sich denn auch gleich, 
daß die Ernte ganz beträchtlich reichhaltiger wird, wenn 
man nach Glossen sucht, die mit der Summa des Rufinus 
übereinstimmen.!) Ich fand z. B. im Cod. Phill. zur Prima 
Pars nach eingehender Durchsicht der Glossenschicht I nicht 
weniger als ca. 180 Ausführungen, die sich meist wörtlich 
mit dem Text der Singerschen Edition decken. Das 
Zahlenverhältnis in den anderen Teilen des Dekrets ist 
nicht ungünstiger. Zieht man außerdem die letzte Glossen- 
schicht (III) zum Vergleich heran, so gewinnt nicht selten 
die parallele glossenmäßige Verbreitung sogar dem Um- 
fang nach entscheidendes Übergewicht über die Stellen, 
die nur in der Summa zu finden sind. Sowohl aus Raum- 
rücksichten, als auch aus sachlichen Gründen wähle ich 
jedoch zur Veranschaulichung der Sachlage einen Dekret- 
abschnitt, in dem die Glossenschicht III kein nennens- 
wertes Material beisteuert. Es fehlt mir vorläufig für sehr 
vieles, was ich hier (ohne systematische Prüfung) fand, an 
der erforderlichen Möglichkeit, gleichwertige Glossenmassen 
auch anderer Hss. der Beurteilung zugrunde zu legen. 

Ich lasse demnach eine knappe Analyse des zu D. 16— 21 
Gefundenen folgen.?) 


1) Daß das von mir bisher gesammelte Material in bezug auf Roland 
so gut wie völlig versagt, könnte auf Zufall sowohl hinsichtlich der ge- 
prüften Hss., als auch der untersuchten 'Dekretabschnitte beruhen. 
Anderenfalls läge es sehr nahe, das gänzliche Fehlen von Glossen, die 
im Stroma wiederkehren, einfach darauf zurückzuführen, daß Roland 
nicht glossiert hat, was übrigens seiner Darstellungsweise, wie sie oben 
S. 410! zu charakterisieren versucht worden ist, durchaus entsprechen 
würde. Sollten sich meine Beobachtungen als richtig erweisen (über 
Lehrmeinungen, die weder im Stroma noch in den Sentenzen wieder- 
kehren, wird allerdings des öfteren berichtet), so dürfte auch arg. e 
contrario gestattet sein zu folgern, daß, wenn wir in den Hss. Glossen 
finden, die mit Paucapaleas, Rufins und anderen Summen übereinstim- 
men, dies nicht darauf beruht, daß sie von Zeitgenossen oder folgenden 
Generationen aus den Summen abgeschrieben wurden, sondern darauf, 
daß diese Autoren selber die Glossen verfaßt haben. 

2) Das meiste ist dem Cod. Phill. (I) entnommen, in dem die kurzen 
: Glossen jedoch sehr oft in einer von der Haupthand abweichenden und 
weniger geübten Schrift eingetragen sind. Sie von der ersten Glossen- 
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D.16 (Einleitung) $ In hac distinctione nimis invo- 
luta!) contrarietas ponitur. Postquam — quod ex illo 
capitulo demonstratur: Isidorus ete.?) (Codd. Phill. fol. 10 r., 
Trev. fol. 15 r., Guelf. fol. 6 r.).®) 

c.4 ad v. eorum $ Id est apostolorum de quibus statim 
dieturus est.t) 


schicht, zu der sie an sich nicht gehören, abzutrennen, hätte aber für 
unsere Frage keinerlei Bedeutung. — Eingehend herangezogen ist ferner 
auch die dritte Glossenschicht (zur zweiten vgl. oben S. 417°, unten 457°) 
und der Cod. Haen. In dem letzteren liefert das meiste dessen Glossen- 
schicht II; Abweichungen sind entsprechend dem auch sonst geübten Ver- 
fahren durch I (= erste Glossenschicht) angegeben. — In den Anmerkun- 
gen teile ich Glossen mit, die zu Ausführungen der Summa Rufini wahr- 
scheinlich in irgendeinem Verhältnis stehen, das hier nicht näher unter- 
sucht werden kann. Sie verstärken jedoch den Eindruck, entweder daß 
bereits Rufinglossen vorlagen, die nur eine Wandlung erfahren, oder 
daß sie auf noch frühere Glossen (anderer) zurückgehen, die auch Rufin 
in der Summa verwendet hat. Anderes wieder schien mir zum Abdruck 
geeignet, weil es zur Beleuchtung der Erscheinung dient, die Pescatore, 
2.8.St. Rom. Abt. XXXII S. 523ff. mit dem Sprichwort „Wo Tauben 
sind, da fliegen Tauben zu‘ treffend charakterisiert. — Für unbedingt 
vollständige Mitteilungen bezüglich der Codd. Trev. und Guelf. kann 
ich nicht einstehen, da ich bei der Durchsicht nicht alles notiert habe. 
Vollständigkeit in der Mitteilung von Varianten, die für die Zwecke 
dieses Aufsatzes bedeutungslos erschienen, ist nicht angestrebt. — 
Sämtliche Hss., in denen die betreffende Glosse steht, sind nur bei 
der ersten angegeben; in allen folgenden wird (ohne Folioangabe) nur 
der Codex genannt, in dem sie außer Cod. Phill. zu finden sind. 


1) So gleichlautend in allen Hess. gegenüber der Wendung satis 
intricata in der Summa und bei Johannes Faventinus. 

%) Die Fassung der Glosse in allen Hess. bestätigt den Text der 
Pariser Summenhs. (der besten; vgl. Singer a.a.O. S. XLIII), den 
Singer hier zu Unrecht fallen läßt. Gemeint ist der zweite Absatz des 
vierten Kapitels. — Die Codd. Trev. und Guelf. lassen auf etc. überein- 
stimmend: Item opus basilii capadotii episcopi folgen, womit sachlich 
auf die entsprechende Stelle des c. 7 verwiesen wird. 

®) Vgl. fortlaufend Singers Rufinausgabe von S.35 an und Bei- 
träge II (Arch. f. kath. K.-R. LXXIII) S. 79ff. — Wegen der Anfüh- 
rung von Hss. vgl. oben S. 428 Anmerkung 2 a.E. 

*) Zu c. 1 hat Glossenschicht III (o. V.) $ apocrifa dieitur virgo 
& latendo quia semper in camerjs absconditur. sic quedam scripture di- 
cuntur apocrife eo quod latet auctor earum sicut liber iob, tobie, judith, 
hester et machabeorum et parabole salomonis. et quedam alie ut passio- 
nes sanctorum. — Ccd. Trev. hat dagegen folgende mit Stephans Summa 
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ad v. ordo $ Id est in primo ordine; hoc in liminari 
pagina illius libri, quem ego condidi, ubi continentur cano- 
nes inserti et ubi continetur qualiter — concilia.!) 

2)ad v. ordinem $ Nam eius contilii — auctoritate.?) 

D. Gr. ante c.6 ad v. ait $ In septima sinodus existens 
(Cod.. Haen.t)). 

c.6 ad v. in Christo $ Nam opera virtutum que fecit 
scilicet mortuos suscitando, super aquas ambulando non 
dicebant vera opera sed tantum fantastica (Cod. Haen.°) 
— nicht im Cod. Phill.®)). 


zu vergleichende Glosse ad v. apocrifa $ Liber dicitur apoerifus ab apos 
quod secretum dicitur et graphos quod scriptura interpretatur, quasi non 
in publico legendus seu recipiendus; vel cuius a(u)ctor ignoratur vel si 
scitur non recipitur set reprobatur. Dicuntur etiam quidam libri qui 
in ecclesia leguntur apocrifi eo, quod in canone sanctorum librorum 
non computantur: id est nec inter libros legis, nec inter prophetas, nec 
inter agiographos ut liber tobie et iudith et liber sapien(tie) et liber jesu 
filii sirach et forte liber machabeorum.;. (Siglensurrogat!). Späteste 
Glossenschicht: unde dicitur apocrifus id est occultus vel secretus, scilicet 
cuius a{u)ctor ignoratur. — Zu c.3 hat Cod. Haen. ad v. itinerarium 
$ Itinerarium dictus est liber ille quia continet actus petri, quos per 
orbem itinerando peragit; vel quia agit de itinere id est de actione huius 
mundi (Hs.: huiusm’i korr. in -mödi). — Cod. Phill. (III) ad el: quem 
librum debuit (!) fecisse petrus dum predicaret, vel qui tractat de jtinere 
unjus diei ut liber exameron de constitutione VI. dierum, vel qui tractat 
de itinere id est peregrinatione huius vite. — Neben D. 15 c. 3 $ 29 ($ 28 
bis 81 bilden in der Hs. — unter der Rubrik $ Que vero opuscula vel 
qui libri sint inter apocrifos computandi und der Inskription: Idem 
Gelasius ait. — einen besonderen Abschnitt): quod fecit petrus dum 
predicaret: ita fingunt hereticj; vel qui tractat de jtinere unius diei 
vel de itinere id est peregrinatione huius vite. 

1) Cod. Phill. III (Interlinearglosse; im folgenden I.-Gl.) ad e. v. 
In alia parte libri ethimologiarum que non continetur hic. — Cod. Haen. 
ad v. insertus $I (dest) in principio libri nostri continetur qualiter con- 
cilia celebrentur. 

2) Cod. Haen. ad v. breviarium $ Id est liber sub brevitate hoo 
continens (vgl. oben S. 413°). 

2) Cod. Haen. ad e. v. $ Ut ordo tractus temporum ordini et 
gestorum responderet. Simile C. de novo codice faciendo ($ 2). 

4) Existens in septima sinodo. 

6) Ferner ad e. v. $ humanitatis non divinitatis. 

*) Doch steht in III eine längere Ausführung, die teilweise an 
Rufins Worte anklingen. Vgl auch die folgende Glosse des Cod. Trev.: 
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(8 3) ad v. Item sancta $ Predicta repetit ut — adiciat 
(Cod. Haen.).!) 

%)c.7 3)(o. V.) $ Quinta et sexta dieitur sinodus non 
serie temporis set ordine a{u)ctoritatis (Cod. Haen. ad v. 
quinta).*)5)®) 


$ Asserebant isti Christum quidem secundum humanitatem opera infirmi- 
tatis humane exercuisse ut esurire, algere et huiusmodi; miracula vero 
que agebat non esse divine virtutis, immo fantastica et falsa .;. . 

1) Cod. Trev.: $ Quod dixerat repetit ut numerum constitutorum 
canonum ponat. — ad v. synodus $ Superhabundat nominativus (Hs. : nts) 
iste sinodus, set repetitur propter interpositionem. Bar. (Bazianus). 
Cod. Haen.: $ Superfluunt isti nominatim, set repetuntur propter longam 
interpositionem. Cod. Phill. (II) ad v. monoscelitas (I.-GL) Id est unam 
voluntatem habet. S(imon)! 

2) Zu D. Gr. p. c. 6. Cod. Haen. (I. Verweisung im Text nicht 
gefunden) $ No(ta) eandem sinodum dici propter eosdem patres et est 
ar. quod eadem sit principalis et appellationis causa, cum idem sit nego- 
tium et eadem persona litigantium ar. II Q.VI[1]. Si quis in quacumque 
(D. Gr. p. c. 39). Auch Cod. Guelf. hat (mit kleinen Lücken) die ganze 
Glosse bis zum Wort litigantium. — Cod. Phill. (III) (o. V.) $ Infra 
eodem sexta (c. 9) contra. Quid siinterim fuerunt mortuj X vel VIII (!) 
eruntne idem concilium ? Erunt ar. D. de iudiciis. Proponebatur (D. 5. 
1. 76) ubi dicitur quod idem populus est modo rome qui quondam fuit. 
Dicitur etiam ibi quod si aliqua navjs totiens reparata sit, quod nihil 
sit ibi de principio navjs dicitur tamen eadem navjs. Cod. Trev. 
$ Nota eandem esse sinodum, que iterum congregata est tempore 
alio, propter eosdem congregatos. Numquid similiter eadem erit causa 
propter eosdem iudices et eo(s)dem accusatores et testes, sive in eodem 
negotio quod alias tractatum est sub eisdem sive pro alio? ar. J. C. 
XXXI. C. penult. infi. (Q. 2 c. 4?) videtur (? Hs.: d.) idem iuditium .;.. 

®) Cod. Haen. ad v. universalis $ Due fuerunt et una; due dualitate 
celebrationis, una unitate celebrantium. Apud constantinum fuit .V. et 
apud iustinianum .VI. quamvis alternatim ponantur ut utraque .VI. 
quia fuerunt sub eisdem patribus et idem canones ab eisdem promulgati. 
— Diese Glosse steht auch im Cod. Guelf. $ Et due usw. und ebenso 
im Cod. Trev., wo sie mit C(ardinalis) signiert ist. In allen benutzten 
Hess. (auch im Cod. Darmst.) steht folgende Glosse: $ Prima sexta syno- 
dus nullos fecit canones, unde postea congregati idem, aliam fecere 
synodum in qua canones fecerunt, que dicitur sexta similiter propter 
eo(s)dem qui affuerunt. (Nach Cod. Trev. mitgeteilt, sonst meist kor- 
rumpiert; in den Codd. Haen. und Guelf. mit Zusätzen, im Cod. Phill. III 
anschließend die oben S. 430°. erwähnte Ausführung.) 

*) Cod. Haen. ad v. sexta $ Ordinem pervertit; nam debuit dicere 
quinta sub constantino, sexta sub iustiniano. — Fast identisch auch im 
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c. 8 (o. V.) })$ Hoc ideo ait quia — et constan(tino 
politano) octavo. 

ad v. item nicenum $ Id est secundum nicenum con- 
cilium. 

D.17?) c.6 ad v. sacerdotum $ Episcoporum (Cod. 
Haen.; nicht im Cod. Phill.). 

ad v. decreta $ Id est statuta (Cod. Phill. II; im Cod. 
Haen. ohne id est). 

ad v. insanissimi $ Si potestis quasi dicatur numquam 
potestis (Cod. Phill. III 1.-G1.). 

ad v. consultatio $ Consultatio est quando iudex de 
aliquo negotio disputat?) — interrogat (Cod. Haen.).*) 


Cod. Guelf. und ebenso im Cod. Trev. mit dem Zusatz: pater enim precessit 
filium .;. . Cod. Haen. ad v. VII (Korr!) $ Quidam libri habent sexte, set 
falsum est, nam aliter sexta synodus dubitaret dehiis que egerat velagebat. 

&) Vgl. hierzu ferner c. 8 Cod. Phill. (II) ad v. primum $ Dignitate 
ut infra di. e. Prima annotatio (c. 11). — Zu c. 9. Cod. Phill. (III) 
(o. V.). Infra $u(lt). Prima contra (gemeint ist ebenfalls c. 11); set ista 
prior fuit auctoritate, illa tempore. 

©) Cod. Haen. ad v. non fecerunt $ Fecerunt quidem, set non, sicut 
cetere, quia non plenarie. — Fast identisch im Cod. Guelf. und ebenso 
mit C(ardinalis) signiert im Cod. Trev. — (o. V. im Text) $ Quid’ quod 
sancti patres in sinodo congregati dicunt, quod quinta et sexta canones 
non fecerunt et statim sequitur 8sacros canones conscripsimus; num- 
quid vere dici potest sexta synodus canones fecit et non fecit ? — Fast 
identisch im Cod. Guelf. und mit Bar. (Bazianus) signiert im Cod. Trev. 


1) Cod. Haen. adv. diurno $ Quia uno die factus est, vel uno die potest 
jegi, vel quia docet quid inde sit agendum (vgl. die Summa des Stephanus). 

2) Cod. Phill. (III) (o. V. als Einleitung): est concilium generale (1!) 
quando archiepiscopus congregat de omni archiepiscopatu suo, de quo 
dieitur (di.) XCII. Si quis episcopus (c. 8; c. 5?), est contra particulare 
cum episcopus convocat omnes de episcopatu suo unde habemus (di.) 
XXXVII. Quando (c.2); cum autem simpliciter dicitur concilium 
intelligendum est de generali. — Ebenda zu c. 3 (o. V.): hec sunt: aucto- 
ritas congregandorum conciliorum, depositiones episcoporum; und eben- 
falls hierzu eine umfangreiche Tabelle der Reservatrechie, die den Aus- 
führungen des Simon von Bisignano entspricht. — Zu c. 4 (o. V.) XXIII 
Q. V De Liguribus (c. 43) qui a romana ecclesia auctoritateın non habeat, 
vel in qua aliquid generaliter constituatur. 

®) Cod. Phill. bis disputat Glossenschicht II, der Rest von der 
späteren Hand der Glossenschicht I angefügt. — Cod. Haen.: dubitat (!). 

*) Cod. Haen. fügt den Satz hinzu: qua pendente nichil est 
innovandum II Q. I Nomen (c. 12). Vgl. die Summa des Paucapalea! 
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D. Gr. p. 0.6 (o. V.)!) Infra II Q. VII $ Item cum 
balaam cc. Ibi enim — responderet. Set ibi forte de alio 
Simacho agitur vel de eodem Simacho in alio (?) aliud?) 
faotum intelligitur ex umilitatis itaque dispensatione. — 
Übereinstimmend Cod. Oenip. (vgl. v. Schulte, Glosse 
S.7); Cod. Haen. (I) hat dagegen nach eodem Simacho: 
hie [[illi]] et [[h]]ibi (verderbt ?), anschließend aber: Set 
illud ante bis statuerunt den ganzen Rufinschen Text.?) 

D.18 c.2 (o. V.) Hoc ideo dicit quia — cognoscitur 
(Cod. Haen. ad v. Fraternitatem $ Quia — dinoscitur). 

c.3 (o. V.) $ Simultas dicitur privatum hodium (Cod. 
Haen. — odium; set hic ponitur pro controversis; zu Cod. 
Oenip. vgl. v. Schulte a.a. O.).t) 

c..4 ad v. qui dies $ Id est mensis, sinecdoche?) 
enim est. 


ad v. decimus $ Apud nos december est decimus, apud 
ebreos ianuarius.®) 


1) Cod. Haen. ad v. (immunis et) liber. 

®) Cod. Phill: aliudollud. 

3) Cod. Haen. ($ 3) ad v. misericordiam $ Nam de rigore iuris de- 
bebant deponi ut J. VIII. Q. III. Nonne (c. unic.). — Cod. Guelf. ad 
e. v.: Infra C.DH Q. IH. Si quis episcopum (c. 4) contra. Solutio: ibi 
agitur de iusticia, hic de misericordia. — Cod. Haen. (I) ($ 4) ad v. Si- 
machi: I(nfra) di. XCVI. Bene quidem (c. L) ubi tamen non scripeisse[t] 
sed respondisse legitur. — Die Parallelstelle steht auch im Cod. Phill I 
und wird von OH ad v. Mediolanensis wiederholt. In I findet sich auch 
das Zitat: I(nfra) C. VIII. Q. III. Nonne! — Bei Rufin ist der Satz, 
der das Kapitel Bene quidem aus D. 96 anführt, nichts als die Umschrei- 
bung der Tatsache, daß eine Parallelstelle angemerkt wird!! 

4) Cod. Trev. (jüngste Glossenschicht) (I.-Gl.) id est controversiie. jta 
&accipitur hic; proprie simultas dicitur latens et inveteratum odium. 
h(uguccio ?). — Cod. Guelf. (I.-Gl.): id est latentibus odiis. 

s) Hs.: sinodechese. — II ade. v. $ Id est XV. die mensis octobris 
quem perberiton greci nominant; hec est correpta (L: -cta) littera. B.L 11. 
Cap(itulo) Propter utilitates (= Simon von Bisignano Cod. Bamb. can. 38 
8.6 Sp. 1: — correcta L inb. —). Vgl dazu Cod. Haen. ad v. grecos $ alia 
litera B. 1. Propter utilitates. scilicet quem greci yperberiton nominant 
— Zu Cod. Oenip. vgl v. Schulte a.a.O.). 

©) Cod. Haen. ad v. invenitur $ Apud hebreos ianuarius mensis 
decimus invenitur ut di. LXXVI. Jeiunium (c.7) apud latinos olim 
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ad v. causis $ In provintiali concilio terminandis (Cod. 
Haen. — iudicio t. diffiniendo vel cognoscendo ut Infra III 
Q. VI Quamvis [c. 7]).') 

c.7 (o. V.) Capitulum istud vel superioribus preiudicat 
vel locale est; pro latissimis scilicet provintiis de quarum 
extremis finibus episcopi semel tantum in anno possunt 
convenire (vgl. Rufin zu 0.2 g.E.). 

(o. V.) I(nfra) XII Q. II Fraternitas (c. 11) cc.?2) Set 
illud ex mansuetudine — ex rigare; vel illud generaliter 
de furtis, hoc specialiter de metropolitanis et episcopis. 
Vel sicut quidam astruunt in odium rapacitatis index debet 
cogere metropolitanum quadruplum solvere; ipse tamen 
clericus cui dampnum datum est, non debet nisi simplum 
recipere (Cod. Trev.).?)*) 


decembris ut di. LXXVI. Huius (c. 6); set nunc octobris sicut apud 
grecos. — Ähnlich Cod. Guelf. 


1) et cognoscendo non diffiniendo fügt die dritte Glossenschicht des 
Cod. Phill. der ursprünglichen Glosse hinzu. — Codd. Trev. (I-GL), 
Guelf.: $ Cognoscendo, diffiniendo a summo pontifice. 

%) Dieses Zitat steht in einer Gruppe von Parallelstellen; mit der 
Solutio wird es durch Verweisungszeichen verknüpft. Im Cod. Haen. (I) 
steht ad v. quadruplum nur Infra XII. Q. II. Fraternitas. cc. 


®) Cod. Phill. IH läßt auf recipere noch den Satz folgen: vel ibi 
dicitur quod non debet recipere cum aucmento, scilicet indebito. — 
Glossenschicht II hat ad v. quadruplum die Bemerkung: $ hec enim 
(L.: est?) pena concussionis de qua dicitur infra XXIII. Q. I. Miliftare 
c.5)[a. Hd.: C.IQ. ult. Statuimus], die entweder Simon von Bisignano 
zum Verfasser hat, oder (was wahrscheinlicher ist) von ihm lediglich in 
seine Summa übernommen wurde: Cod. Bamb. can. 38 S.6 Sp.1. Quo- 
niam quidem etc. usquesolvat quadruplum. hec est — Militare (über 
& steht nach der von mir benützten Photographie auf Rasur (?) das 
Zeichen /!, dann folgt:) ä; (atque?) ej credimus quadıuplum istud solven- 
dum, a quo constat esse acceptum. — Dagegen haben Codd. Guelf. und 
Trev. folgende Glosse: Ad instar enim criminis concussionis ut infra XXIII. 
Q. I. Militare. condempnandus est metropolitanus in quadruplum; 
ex dispensatione tamen non recipiet episcopus nisi simplum. Est enim 
dispensatio juris — iudicis — litigantis. — Es bedarf keines Kommen- 
tars, um zu zeigen, daß die Verbindungsfäden hier von Glosse zu Glosse 
und nicht von Summa zu Glosse laufen! 


*) Cod. Phill. II zu c.9 ad v. necessiate $ Que in dampno vi- 
tando non autem in lucro captando consistat ut C. 1. VIII[I] Qui 
potiores in pi. h. 1. ult. (C. 8. 17. 12, cf. $8). Vgl. Summa d. Stephanus. 
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c. 10 (o. V.) Infra C. IIII Q. V c. 1 (Quisquis; c. unio.) 
cc.!) Set ibi de accusato — agitur. 

D.19 c.1adv.rescripserunt $ Hoc scilicet quod sequitur. 

ad v. haud $ Pro non. 

c.3 ad v. diffinire (I.-Gl.) $ Id est nobis dare licentiam 
diffiniendi. 

c.7 ad v. porte $ Id est heretice — tra(h)unt. 

c.8 ad v. procul sit $ Id est avertat deus. 

ad v. vox $ Id est auctoritas — representata sunt. 

ad v. perstringitur (1.-Gl.) $ Id est evacuatur. 

$ vel Spiritus sanctus perstringitur id est evacuatur (!). 

2)ad v. ut (invidos): ut confirmet ipse apostolus in epi- 
stula ad philipenses.?) 

ad v. predicare $ Dicens: quidam propter invidiam — 
gaudebo. 

ad v. malo $ Scilicet invidie; et hoc videlicet non 
debere?) — que predicet.®) 

ad v. curiosa (I.-Gl.) Id est studiosa.®). 

(0. V.) $ Jd est agatius (fortgesetzt von II) qui a gelasio 
et felice — erat.”) 

8\c. 10 ad v. eius $ Id est eius maximi. 


1) Auch hier hat Cod. Haen. ad v. ecclesie nur Infra UII. Q.V. 
Quisquie. €c. 

2) Cod. Phill (III) ad v. Ego plantavi (I.-GL) predicando ad fidem 
converti. — ad v. Apollo (I.-GL) $ Episcopus corinthiorum baptizando. 
3) Cod. Phill. (III) ad v. invidos (I.-GL) pseudo apostoloe. 

%) He.: -i. 

s) Cod. Phill. (III) ad e. v. (I.-GL) Id est invidia. — ad v. et hoc 
ipse (I.-Gl.) $ Id est eodem malo, scilicet invidie (!), — ad v. predicare 
(I.-GL) $ Apostolus dissuadendo vel diabolis suggerendo. 

e) Fortgesetzt von III mit: vel iure (? Hs.: curf) vacans — ad v. 
imaginetur (I.-GL III) id est per imaginem non per veritatem intuentur. 

?) Cod. Phill. (III) ad v. papa felice (I.-GL) contra achatium; 
hic enim a gelasio papa et felice papa pro heresi — erat ut infra c. prox. 

®) Auf die zu c. 9 in den Hss. vorhandenen Glossen tiber die Frage, 
ob es sich um einen canon datae oder dandae sententiae handelt, ist, 
hier nicht einzugehen; dagegen möchte ich eine Glosse ad v. revocare, 
die Beziehungen zu Rufins Äußerungen zu co. 9 und 10 aufweist, nicht 
übergehen. Sie lautet im Cod. Haen. (I): J. I. Q. VII. Conven(ientibus) 
(c.4) cc. Solutio; laudabile est revocare ad fidei unitatem hereticum 
quod benedictus voluit; sed anastasius achatium non fuisse hereticum 
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ad v. neque hi $ Istud ex rigore in odium maximi 
factum est; ceterum ex — Tecipiuntur ut infra C.I Q.I. 
Quod pro ne(cessitate) (c. 41) et Q. ultima Convenien(ti- 
bus) (c. 4). 

D.21. D. Gr. ante c. 1 (neben $ 3 steht auf dem 
Blattrand die zu c. 2 genau ebenso wiederkehrende Ver- 
weisung .Y. cc.?2) Daneben:) Infra di. LXVII Corepiscopi. 
(c. 5) hie dieitur quod LXXII discipulos dominus instituit, 
infra vero hac eadem distinctione illo c. In novo (c. 2) 
habetur quod duodecim discipuli LXXII discipulos elege- 
runt. Set pulcre dominus fecisse dieitur quod ipsi apostoli 
fecerunt, qui?) non nisi in Christo et per istum et (in) ipso 
hoc egerunt; vel de aliis LXXII discipulis inferius tractatur. 
(Gleichlautend im Cod. Haen. I mit den inden Anmerkungen 
angegebenen Varianten. Vgl. die Summa Rufini zu c. 2!) 

c.1*) ($ 12) ad v. dant $ Id est publice penitentem 
non reconciliant; unde et paraclitus id est consolator dicitur. 


asserebat que fecerat confirmando; et ita latenter volebat eum iam 
mortuum revocare ut ecclesia ei communicare(t), ut post mortem et(iam) 
non haberetur pro heretico. Unde eius errorem fovere non dubitabatur. 
— Der Anfang der Glosse kehrt auch im Cod. Trev. wieder (wo die contra- 
rietas zweimal, und zwar das erste Mal ohne Solutio steht); die Fort- 
setzung nach benedictus voluit lautet aber: dampnabile vero est eundem 
ad honorem revocare in heresi persistentem. 


1) Zu D.20 D. Gr. ante c.1i. f. ad v. locum morentur hat Cod. 
Haen. folgende Glosse $ Hinc presumitur probabiliorem esse partem 
que[n] nititur canone, quam que auctoritate augustini vel ieronimi 
nisi in casu ut XXXVI Q. II $ ult. — Vgl. Cod. Phill. (II) zuc. lad v. 
per quos iudicant: ar(gumentum) hinc collige in decisione causarum 
preponi debere canones contiliorum ceteris (Hs.: ceptis) scriptis. s(imon). 

2) Diese Form auf eine contrarietas innerhalb derselben Distinktio 
oder Quaestio zu verweisen kehrt im Cod. Phill. (I) des öfteren wieder 
und scheint mir einem durchaus ursprünglichen Verfahren zu entsprechen. 
— Cod. Haen. hat ad v. instituit: I(nfra) eadem di. In novo. cc. 
I(nfra) di. LXVIII Corepiscopi, [cc], worauf mit Set die im Text abge- 
druckte Glosse folgt. 

3) Cod. Haen.: quia. 

4) Mit Stephans Ausführungen zu $ 1 ist folgende Glosse des Cod. 
Phill (II) zu vergleichen: Infra di. XCVIIII c.1 co. Set ibi istorum 
nominum eignificationis proprietas retinetur; dum archiepiscopos et me- 
tropolitanos quemadmodum primates et patriarchas eandem formam 
'tenere asserit, diversitas dumtaxat in nominibus ostendit, quod etiam 
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($ 15) ad v. porro $ Idest longe, magna scilicet alta voce. 

c.2 ad v. pari Infra C. XXIII Q. I. Loquitur (c. 18). 
infra C. II. Q. VII. Puto (c. 35) cc. infra di. LXXX o.II 
cc.!) Set?) sciendum quod honor maior et potestas atten- 
ditur aliquando ex dignitate ordinis®), interdum ex digni- 
tate dispensationis.*) Petrus ergo ex prerogativa ordinis®) 
maiorem potestatem ceteris coapostolis®) non habebat; ex 
dispensationis autem dignitate omnes apostolos anteibat, 
quia ipse aliis pre ceteris queque offitia dispensabat. Hanc 
autem poterit diffinitionem”) avertere quisquis XXV di. 
c. I perlectis®), ubi de archipresbitero et archidiacono agitur 
(Codd. Haen. I, Trev.).?) 

c.5 (0. V.)1°) Infra C.II. Q. VII. Oves (c. 13) cc.!!) Set 
reprehensio alia — posterior etiam est minorum que ibi 


ex distintione LXXX secundo (Hs. : II)capitulo innuitur. Hic autem, in 
patriarchi(!) nomine primas quinque sedes tantummodo comprehendens, 
appellatione archiepiscopi religuos primates inproprie conclusit. Io(hannes 
Faventinus). Besonders hervorzuheben ist jedoch die z. T. wörtliche 
Übereinstimmung dieser Glosse des Johannes mit seinen eigenen Aus- 
führungen in der Summa. Dort (Cod. Frankf. fol 8 vo. 1) heißt es: 
presidet tam (Hs.: tü) metropolitanis in(fra) d. XCIX c.1 [[c]] cc. 
Ibi enim dicitur quod primates et patriarche quemadmodum archiepi- 
scopi et metropolitani eandem formam tenent, licet diversa sint nomina; 
hic vero distinguitur inter metropolitanos et archiepiscopos. Set ibi 
istorum nominum propria significatio retinetur quod in d. (Hs.: b.) 
LXXX [[d]] secundo oc. innuitur; hic autem in patriarche nomine pri- 
marum quingque sedium episcopos comprehendens, appellatione archi- 
episcopi reliquos primates inproprie conchusit, metropolitanos proprie 
posuit. — Glosse und Summa bieten hier ein schönes Beispiel für die 
Illustration der typisch differenzierten Darstellungsart. 

ı) In den Codd. Trev., Haen. steht nur die letzte Stelle. 

2) Cod. Trev.: Solutio. Set; Cod. Haen.: Solutio. 

3) Cod. Haen.: consecrationis. 

%) Cod: Haen.: vel administrationis. 

5) Cod. Haen.: vel consecrationis. *) deest Cod. Haen. 

?) Codd. Haen., Trev.: Hanc autem distinctionem poterit. 

8) „to 1;— Codd. Trev., Phill: legitur. 

®) Cod. Haen. ad e. v. $ ar. quod omnis episcopus sit par apostolico 
ratione ordinis et consecrationis. Ideptisch im Cod. Guelf. und Trev. 

10) Cod. Haen. ad v. reprehendendam. 

1l) Sowohl Cod. Phill. (allerdings II) als auch Cod. Haen. schicken 
noch als contrarietates vorauf: Infra C. VIIII Q. HI Si autem (c. 6) 
und Supra C.II Q. VII Sicut i(nquit) (Codd.: Sicuti) (c. 46). 
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permittitur. (Cod. Haen. I mit folgender Fortsetzung: vel 
quod ibi dieitur sic intelligitur: quamvis recte videantur 
reprehendenda, scilicet a maioribus non & subditis.) 

c.8 (0.V.)t) Infra C.XV. Q. VII. Si autem (ce. 5) cc. 
Set ibi de clericis qui sunt a diacono et infra agitur, hic 
vero dicit clericos inferioris gradus non quoslibet infra epi- 
scopum clericos, sed solummodo presbiteros et diaconos 
qui sine plurium episcoporum presentia condempnari non 
valent ut infra e. c. (Cod. Haen. I). 

Als weitere Beispiele für die Art, wie dasjenige, was 
man mit indifferentem Namen als Rufinmaterial bezeichnen 
kann, in vorjohanneischen Glossenmassen vertreten ist, 
mögen hier noch folgende Stellen analysiert werden.?) 


1) Cod.Haen.ad v.episcopi.—Solutio. Set —; Cod.Phillad v.inferioris. 

2) Es ist übrigens festzustellen, daß die mit R oder r signierten 
Rufinglossen sich nicht als weiter verbreitet nachweisen lassen als die 
unsignierten. Es scheinen im Gegenteil die letzteren weit öfter vor- 
zukommen. Dies dürfte jedoch seinen Grund in dem Zufall der Über- 
lieferung haben, der (wie kaum hervorgehoben zu werden braucht) auf 
die Erhaltung der Glossen ganz anders eingewirkt hat als auf die Wah- 
rung der Siglen. Denn daß die ersten Dekretisten es verschmäht hätten, 
ihre Erzeugnisse auch mit der Autorität ihres Namens auszustatten, 
liegt dem Gedankenkreis und dem Selbstbewußtsein des ganzen Jahr- 
hunderts so fern, daß es trotz der überaus dürftigen Zahl der uns als 
signiert bekannten Glossen jener Frühzeit nicht angenommen werden 
darf. — Von den Glossen, die v. Schulte a.a.O. S. 44ff. aus dem Cod. 
Oenip. hat abdrucken lassen, fand ich nur die fünfte im Cod. Phill 
(fol 116 vo.) wieder, d. h. diejenige, die nach Tanon, Nouvelle revue 
historique XIII S. 698 auch in der Pariser Hs. Bibl. nat. Nr. 14317 
Aufnahme gefunden hat. Von den übrigen steht lediglich die achte, 


und zwar in kürzerer Fassung ($ Id est fornicator ut ar. supra XXX Q.1.. 


Si quis sad.) in den Codd. Trev. (fol. 189 r. 2) und Guelf. (fol. 202 vo. 2; 
hier auch ohne ut und supra, aber hinter Si quis mit einem sinnlosen, 
wohl aus einer unregelmäßigen Abbreviatur für sacerdos entstandenen 
co behaftet). Sonst habe ich nur die in den Nrn. 7 und 9 bei v. Schulte 
vorkommenden Parallelstellen notieren können. Hervorzuheben ist je- 
doch, daß die Glosse Nr. 1 (a. a. O.) zwar öfters wiederkehrt, ihr R aber 
nur infolge eines kaum verständlichen Irrtums (den auch Singer a. a. O. 
8. LXII Note 80 nicht bemerkt hat) als Sigle angesehen worden ist. 
Es bedeutet nichts weiter als R(esponsio — im Cod. Phill. [III] fol 7 r. 
steht: R’); und an seine Stelle tritt im Cod. Trev. (fol. 12 vo.2) und im 
Cod. Darmst. (fol.6 r.2: hier vom Korrektor über den Zwischenraum 
zwischen predicaret und beatus geschrieben): Solutio! Bezüglich der 
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Fassung stimmt Cod. Phill mit Cod. Oenip., Cod; Trev. dagegen mit 
Cod. Darmst. überein; alle drei von mir eingesehenen Hass. haben aber 
den Zusatz: vel non fuerunt alii quo (Trev.: quantum) ad institutionem 
quia sub eodem (Phill: Christo) fuerunt, nam et Paulus licet impar 
non fuerit meritu (Darmst.: intuitu, Phill: prerogativa) meritorum, 
minor (deest Trev.) tamen fuit forma et dignitate offitiorum. Hierauf 
folgt im Cod. Phill. noch: vel alius apostolus jd est coftrarius, sicut illud 
ad corinthos scilicet quis vobis aliud predicaverit, id est contrarium, 
anathema sit. — Die vierte Glosse steht nur in der jüngsten Glossen- 
schicht des Cod. Trev. (fol 101 vo. 1); ihr geht aber eine Erörterung 
unmittelbar vorauf, die nichts als eine paraphrasierende Erweiterung 
darstellt und mit Petisti h.’ (huguccio ?) casum istum sic ponit beginnt. 
— Eine weitere Verbreitung läßt sich gegenüber diesen Glossen für die 
beiden von MaaBen, Paucapalea (a. a. O.) S. 458 ff. aus dem Cod. Oenip. 
bekannt gemachten signierten Stücke nachweisen. Die erste dieser 
Glossen (zu D.86 c. 6) steht in den Codd. Phill. (fol 57 vo. 1), Haen. 
(fol. 60 r.1) und Gwuelf. (fol. 44 vo. 1), die zweite in den Codd. Phill. 
(fol 62 r. 1) und Guelf. (fol. 48 vo. 1), und zwar bezüglich beider Fälle 
in allen bemerkenswerten Varianten durchaus übereinstimmend mit 
dem Cod. Oenip. gegen den Text der Summa. — Ebenso zahlreich sind 
die Nachweisungen, die sich für die von v. Schulte a.a.O. S. Tff. bei- 
gebrachten (Rufin)glossen anführen lassen. Die Glosse zu D.12 o. 11 
steht in den Codd. Phill. (fol. 7 vo. 2), Trev. (fol 13 r. 2), Haen. (fol 6 
vo.1), die zu C.I q. ult.c.25 (zu den vorhergehenden vgl die Analyse 
oben S. 433) in den Codd. Phill (fol. 82 vo. 2), Haen. (fol 87 r. 1 — con- 
firmatur), Guelf. (fol. 66 vo. 1 — confirmatur a canone). Lehrreich ist 
ferner die Glosse zu C.I q.3 c. 4 (Codd. Phill. fol 78 r. 1, Haen. fol 81 
r. 2): Infra C. XV Q.IIII c. 1 (Cod. Haen.: Possessiones) 55. Set (Cod. 
Haen.: Solutio) hic monasteria — (natürlich: maiores ecclesie) — dubi- 

wur. Im Cod. Haen. folgt hierauf: ve(l) casualiter hoo dictum est ex 
dispensatione, vel potius nullum est contrarium: monachi en'm a principio 
ecquisierant illa altaria (Hs.: altera) et eorum erant et ideo prescriptio 
non erat eis necessaria. Im Cod. Guelf. (fol. 82 r. 1) hat die Glosse fol- 
gende Gestalt: ad v. triginta: Infra. XVII] Q. III c. 1%. Set hoc non 
Pro prescriptione, set ex speciali concessione cum illicite sit talis redemptio 
ut XVI Q. ult. Decimas quas (q. 7 c. 7) et supra e. Q. 1. Nullus episcopus 
(ec. 124) (und von anderer Hand hinzugefügt:) vel monasteria non mo- 
nachorum cenobia, set quelibet canonicorum (maioris) ecclesie intelli- 
guntur; vel forte monachi a principio iuste acquisierant et ideo pre- 
scriptio non erat eis necessaria. Wie sich hier alles um einen Kern herum- 
gruppiert, der m. E. gar nicht anders denn als ursprüngliche Glosse 
gedacht werden kann, bedarf keiner Erörterung. Zur Vervollständigung 
des Bildes mögen hier noch die kurzen Glossen des Cod. Trev. (fol 75 r. 1). 
Platz finden: ad v. simoniace $ Ex parte episcoporum, nam alii non emunt 
set redimunt suum. Isti non possidebant alienas decimas Bet suas redi- 
mebant. C(ardinalis); ad v. gepius $ Scilicet iuste, unde non est neoessaria 
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D.5 c.4. ad v. Bonarum.!) $ Infra C. XXL. Q.L. 
Cum humilitatis (c. 9) cc. Set ibi de certis — demonstrat?), 
cum dicitur quia sepe etc. Überall, wo mir diese Glosse 
bisher begegnet ist (außer Cod. Phill. fol. 4 r. 2, in den 
Codd. Trev. fol. 10 r. 2, Haen. fol. 2 vo. 2 und Guelf. fol. 2 
r. 1), weist sie übereinstimmend gegenüber dem Text der 
Summa die Lesarten (ich nenne nur die wichtigeren): loqui- 
tur?) (statt agitur) und quando presentem (statt cum p.) 
auf; in allen, außer Cod. Phill., steht hinter der contrarietas 
aber zunächst folgende, im Cod. Darmst.*) als selbständige 
Glosse erscheinende Ausführung: Solutio. hie dicitur de his 
que®) ignoramus nos comisisse de quibus dolere debemus®), 


prescriptio. C(ardinalis) Infra XVI Q.II Vitis (o.1); ad v. triginta 
$ Subaudi etiam XXX. Unde episcopi prescripeisse videntur, quorum 
nomine possidebatur. Set quia simoniaoe possiderunt non prescripserunt. 
C(ardinalis); ad v. possidenda $ Quia semel data ulterius repeti vel 
auferri non possunt. — Bemerkt sei noch, daß die Glosse zu C. XII 
q. 2 c. 42 in den Codd. Phill. (fol. 132 vo.) und Guelf. (fol. 117 r. 1) gegen- 
über dem Text der Summa dieselben typischen Varianten aufweist wie 
der Cod. Oenip.! — Schließlich ist noch zu erwähnen, daß im Cod. Trev. 
fol. 9 vo.1) zuD.3D. Gr.p.c.3 ad v. ne fiant folgende, m. W. sonst nicht 
nachweisbare Glosse steht: $ Sicut moyses permisit fieri ne funderetur 
sanguis innoxius. Rfufinus?) und daß im Cod. Phill. (fol. 45 r.2) zu 
D. 62 c. 1 hinter das in einer Gruppe von Parallelstellen befindliche Zitat 
der Glossenschicht I: Infra C.1 q. 1. Ordinationes (c. 113) eine andere 
Hand derselben Glossenschicht den weiteren Beleg: Si quis abse, Kufi- 
nus?) geschrieben hat. Die Stelle ist in Si qui & pse(udoepiscopis) zu 
emendieren, wie der Vergleich mit der Summa Rufini zu C.1 q.1c.40 
lehrt, wo auf D. 62 c. 1 Bezug genommen wird. Ebenso signiert, dabei 
ähnlich verderbt und zusammengesetzt eine Parallelstelle auf fol. 38 
vo. 1 neben D. 50 c. 39. 


!) Ohne Verweisung in den Codd. Trev. und Guelf. 

2) Cod. Haen.: — ant. Im folgenden Cod. Haen. = Cod. Haen. I. 

®) Ebenso aber auch die Summa des Johannes Faventinus (Cod. 
Frankf. fol. 3 vo. 2), wo — von Stephanus (vgl. Ed. Schulte S. 15) her- 
rührend — in Übereinstimmung mit der Glosse des Cod. Haen. hinter 
loquitur der Satz: vel ita intelligitur (Cod. Haen. — it) in penitentia 
ubi culpa non est culpa, que precessit agnoscenda est et deflenda (Cod. 
Haen.: et d. est) eingeschoben wird. Vgl. auch den Text der Summa 
Lipsiensis oben S. 410! g. E. 

*) Cod. Nr. 907 der Darmstädter Landesbibliothek fol. 3 vo. 1. 

6) Cod. Darmst.: dicit de illis que. 

°) de quibus d. debemus fehlt im Cod. Trev. 
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sicut cum!) manducando?), bibendo?) committimus quod 
tamen nescimus), ut infra de his [de quibus]( ?) certioramur. 
Cum enim quis scit5) se non homicidium commisisse, non 
debet humilitatis causa mentiri. Velaliter; ibi de certis usw. 

D.6 c.1 adv. veris $ Id est per effectum — fedatur 
(Codd. Phill. 4 vo. 1, Haen. II fol. 2 vo. 2, Trev. fol. 10 r. 2, 
Gruelf. fol. 2 r. 1). 

D.8 c.1 (o. V. im Text)®) $ Si iure humano dicitur 
hec villa mea est etc. cum ius humanum ius sit, relinquitur 
”)quod iure hec villa mea sit, illa tua. Si vero iure, non 
ex iniquitate®) quid est itaque quod alibi habetur — iudi- 
catum est.) In allen glossenmäßigen Überlieferungen !°) 


1) Fehlt in den Codd. Haen. und Trev. *) Cod. Trev.: commedendo. 

®) Cod. Darmst.: loquendo, was Cod. Haen. hinter bibendo einfügt. 

*) Cod. Haen.: id est de his quibus certi sumus. — De his fehlt 
in den Codd. Trev. und Guelf. — Cod. Guelf.: certionamur. 

5) Der Schluß lautet im Cod. Darmst.: homicidium se non com- 
misisse, humilitatis causa se homicidam esse mentiri non debet; 

®) Obere Randglosse; das Verweisungszeichen bezieht sich auf die 
Parallelstelle: Supra di. 1. Ius autem (!c.6). Im Cod. Haen. steht das 
Zeichen neben der ersten Zeile des Kapitels, im Cod. Guelf. i. f. ad v. 
ipsa iura. 

?) Cod. Guelf.: quod hec villa mea est. Si vero —. 

®) Cod. Trev.: equitate quidem. itaque (offenbar Schreibermiß- 
verständnis). 

®) Im Cod. Guelf. schließt sich unmittelbar folgender Kommentar 
an: vel per iniquitatem, id est per sollicitudinem, unde facite vobis amicos 
d’icia mona (?) iniquitati(s id est) sollicitudinis. vel per. id est propter, 
vel per ini(quitatem), id est preter equitatem. Ähnlich klingt der Schluß 
einer im Cod. Phill. (III) enthaltenen Glosse ad v. humano: et iure etiam 
canonum, quod hic sub humano comprehendit ne sit contra XXIII 
q. VII c.1; sed XII q.1; dilec(tissimi c. 2) contra. p(er) iniquitatem, id 
est sollicitudine humane. 

10) Wie wenig isoliert sich dergleichen Erörterungen in reichhaltige- 
ren Sammlungen vorjohanneischer Glossen ausnehmen, möge durch eine 
Auswahl aus Glossen veranschaulicht werden, die sich in Hss. an der 
gleichen Stelle zusammenfinden und die zum Teil kaum erheblich jünger 
sein werden als die Ausführungen Rufins. So steht im Cod. Trev. (fol. 10 
vo.2)zu D.6D.Gr.p.c.3 i. f. ad v. oppressor (Verweisungszeichen von 
anderer Hd.) $ Nonne oppressio memroth fuit violenta? quomodo ergo 
ab ea initium habuit ius? aut quo iure tenebantur alii exinde esse sub- 
iecti? Respondeo: Dei iuditio fit ut aliquando tradatur aliquis in (dar- 
über ut mit einem Verweisungszeichen, zu demB. l. 1 Fratres gehört) 
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(Codd. Phill. fol. 5 r. 2, Haen. II fol. 3 vo. 1, Trev. fol. 11 
r.1, Guelf. fol. 2 vo. 2) deutet sowohl der der Summa gegen- 


manus alterius sive volentis opprimere sive nolentis usw. in sehr um- 
fangreichen Ausführungen. — Zu D. 8 c.1 findet sich das Folgende 
unter den beiden Parallelstellen J. XII q.1 Scimus (c.9) und J. XII 
q. 1. Dilectissimis (c.2): $ Nonne Dominus filiis israel dedit terram 
canaam ? et habrahe dixit: leva oculos et terram quam vides dabo tibi? 
Nonne ecclesiatico iure aliquid alicuius est? Quare ergo non divino? 
Respondeo: Omnia Dei sunt. Iure divino nichil meum, nichil tuum, 
ne cum Deo particepe iure con(auf Rasur)simili dicaris. Aliter enim 
dicitur ius de divino iure, aliter de humano. J. XII (g. II?) c.1 (2) .; 
— Darunter weitere Parallelstellen, deren erste J. XIII q.II c. 1 ist und 
weiter: $ hoc est ius divinum quod scriptura nobis innuit, ut unum solum 
omnium possesso(rem) esse sciamus scilicet Deum, nichil alterius pro- 
prium .;. — Ohne Verweisungszeichen (Cod. Phill. III ad v. irritum D. Gr. 
p. c.1;0.V. im Cod. Darmst. fol.4r.2 undCod. Trev. Inallen Hss. mit nur 
geringfügigen Varianten): Hoc non videtur verum, nam iure naturali omnes 
homines sunt liberi, postea consuetudine et iure gentium sive lege intro- 
ductum est ut servi essent illi quiin bello caperentur, vel aliis modis hoc 
observatur. Ergo non prevalet ius nature. Set notandum quod ius natu- 
rale aliud continetur in scriptis aliud non continetur. Ius itaque naturale 
scriptura insignitum consuetudini prevalet. — Und, um diese Anmerkung 
nicht noch mehr anschwellen zu lassen, nur noch ein Beispiel aus Cod. 
Phill. (II) ad v. iure humano $ Siiure humano hoc meum est, illud tuum, 
ergo non iure canonico. Set ius humanum hic dicitur omne ius ab homi- 
nibus inventum unde et canonicum concluditur, vel iure humano hoc 
meum est etc. quantum ad primam inventionem vel confirmationem, 
jure canonico quantum ad secundam. Diese Glosse ist (wenn sie ihn nicht 
selber zum Verfasser hat) von Simon von Bisignano benutzt; denn in 
seiner Summa (Cod. Bamb. can. 38 S. 4 Sp. 2) ist zu lesen: Quo iureetc. 
usquenonneiurehumano. Si iure humano — (genau übereinstimmend 
bis canonico; dann) secundum canones ergo nullus potest dicere hoc 
meum, ergo nec prescriptione se defendat. Set — in (statt con) cludi- 
tur. vel iure humano hoc meum est etc. quantum ad — secun- 
dam. Item non videtur stare posse quod hic dicitur, scilicet quod 
nullus posset dicere: hic servus meus, ille vero tuus, nisi essent (zu Un- 
recht in esset korrigiert) principum Iura ante (? Hs.: a). Ante constitu- 
tiones principum ius servitutis [[t]] ceperit a noe, set per principum 
jiura omnes humane constitutiones intelliguntur que sunt principum 
non inventione sed confirmatione Omnia enim nostra fecimus ait prin- 
ceps (C. Deo auctore $ 6 i. f.). Auch der Schluß klingt an eine Glosse 
desselben Cod. Phill. (II) an. (Von der Wiedergabe verwandter Stücke 
muß ich absehen) ad v. fecerunt $ per confirmationem quia et ante hoc 
licebat, unde omnia fecimus nostra.. — Zum Schluß sei noch erwähnt, 
daß auch zum D. Gr. p. c.1 die Bemerkung Rufins übereinstimmend 
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über selbständig redigierte Anfang, als auch das überein- 
stimmende Fehlen des Satzteils sicut supra ex verbis Gra- 
tiani perpenditur darauf hin, daß wir es hier mit einer 
ursprünglichen Rufinglosse zu tun haben.!) 

D.9 c.6 (o. V.) $ Ieronimus cc in secundo prologo?) 
bibliothece (Codd. Phill. fol.5 vo. 2, Haen. II fol. 4 vo.1, 
Trev. fol. 11 vo. 2). Im Cod. Trev. wird hinzugefügt: Set illud 
secundum modernum tempus, istud secundum antiquum. 

D. 32 c.3 (o. V.?) nach Parallelstellen) Infra de con. 
di v. In omnibus (c. 34) cc, Infra C. XII q.1 c. III®) cc. 
Set hic de clericis coniugatis — quod ex sequenti capitulo®) 
conici potest scilicet ®)Preter hec. So lautet die Glosse 
in den Codd. Phill. (fol. 23 vo. 1), Trev. (fol. 27 r.2) und 
Haen. (fol. 24 vo. 2); im Cod. Guelf. (fol. 16 vo. 2) nimmt 


in den Codd. Phill. und Trev. in folgender Gestalt erscheint: ad v. ad- 
versa (Cod. Trev. o. V.) $ Id est preceptis vel prohibitionibus contra- 
dixerint, propter quod de communi omnium (fehlt Cod. Trev.) posses- 
sione et una libertate aliisque (Cod. Trev.: et aliis) multis oppositio eva- 
cuatur. Quia et si scriptis (Cod. Trev.: -tum) aliter comprehensum sit, 
non tamen propteres iuri naturali detrahitur, quod talia non precepit 
vel interdicit set solummodo perfectioni consulendo (Cod. Trev.: — 
suetudo) demonstrat. 

1) Schwierigkeiten macht nur das Nebeneinander von alibi und 
der folgenden Belegstelle, das mir nicht recht zum Stil einer Glosse zu 
passen scheint. Man wird sich aber wohl die Glosse in der Gestalt von 
Rufin geschrieben zu denken haben, wie sie für eine Glosse des Cod. Trev., 
die ich oben zu Beginn der vorigen Anmerkung mitgeteilt habe, erhalten 
ist. (Als reine Zitatenglosse ist das o. Dilectissimi sehr oft zu D.8 c. 1 
zu finden.) Vor allem ist aber hier der Gegensatz zwischen dem un- 
bestimmten und dem genauen Hinweis auf andere Quellenstellen bei 
weitem nicht so störend wie bei den solutiones contrariorum, wo die 
Einleitung über „alibi‘‘ enthaltene Äußerungen berichtet, die Lösung 
aber nur die angeführte Konträrstelle im Auge hat. In der hier in Frage 
stehenden Glosse nimmt die weitere Erörterung auf den Inhalt des 
zitierten Kapitels nicht näher Bezug., Vgl unten S. 446f., 4521. 

2) Cod. Trev.: in primo titulo.. 

®) Cod .Haen. ad v. stipendia; Cod. Guelf. ad v. exterius. 

“) Cod. Haen.: In ecclesia (1). — Beide contrarietates stehen (nur 
in umgekehrter Reihenfolge) in allen Überlieferungen; auch in der Summa 
des Rufinus! Die Codd. Trev. und Haen. schicken als dritte Infra C. X 
q. 1. Hanc (c. 15) voraus. 

5) Cod. Trev.: ex sequentibus. 

*) Cod. Haen.: pot hec. Cod. Trev.: Preter hec autem. 
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sie in ihrer zweiten Hälfte folgende Gestalt an: — con- 
tinentibus; vel ibi de regularibus, hic de secularibus.!)?) 

c. 5 (o. V.)?) Infra di. LXXXI. Si qui presbiteri (c. 15), 
Supra di. XXVIII c. ult. cc., Infra C. 1 q. 1 Multi c. 84) cc. 
Infra c.XV q. ult. (8) c. ult. cc.*) Set aliud est quando 
crimen est vel notorium vel pene®) notorium nec sacerdos 
diffitetur crimen cui pertinaciter heret, aliud quando sim- 
pliciter est manifestum et ipse infitiatur. De primo hic 
dicitur, de secundo ibi agitur (Codd. Phill. fol. 23 vo. 1, 
Haen. fol. 24 vo. 2).°)?) 


1) Johannes Fav. hat hier den Text des Stephanus (Ed. Schulte 
S.47fl.); es heißt jedoch (Cod. Frankf. fol. 14 r. 2) nach communi: 
Signatur cc. Infra C. XII q. 1 co. Necessaria et Infra de con. di. v. o. 
In omnibus. Ibi enim dicitur quod clerici omnes simul debent oomedere 
atque dormire. Set —. | 

*) Die Summa Lipsiensis (Cod. Lips. 986 fol. 24 vo. 1) hat offenbar 
diese Glosse in der Fassung des Cod. Guelf. benutzt. Sie schreibt: eccle- 
siastica regula. Hinc habes quod clericus coniugatus non potest comam. 
nutrire, nec arma movere, neo ad modum laici vivere, sicut neo degra- 
datus ut LXXX]I. Dictum (c.8) et XX Q. III. Eos (c. 3); et qui in talom 
manus inicit sacrilegus est. Duo signantur contraria 1 XII Q.1. Necesse 
(L: -aria) (c.3). Infra de con. di. V. In omnibus. In hiis dicitur quod 
omnes si[[lr]]mul clerici in refectori[[c]]o commedere debent, nichil 
exterius accipere. Set ibi de continentibus, hic de coniugatis; vel ibi de 
regularibus canonicis hic non. 

®) Cod. Haen. ad v. quem seit. 

4) Cod. Haen. hat in der hierher gehörigen Gruppe von Parallel- 
stellen in gleicher Reihenfolge alle im Cod. Phill. genannten und schiebt 
nur hinter presbiteri als erste contrarietas Infre di. LXXXIII $ Quam- 
quam (D. Gr. p. c. 6) contra und hinter Multi Si iustus (c. 30) ein. Eine 
zweite Zitatengruppe, die unter dem gleichen Verweisungszeichen zu c. 5 
zusammengefaßt wird, ist mit einer ähnlichen im Cod. Guelf. verwandt. 

8) Vel notorium vel pene fehlt im Cod. Haen. 

®) Cod. Guelf. (fol. 16 vo. 2) hat ad v. missam zu denselben contra- 
rietates (in bezug auf Causa I heißt es Q. 1 in multis capitulis, auch 
wird sonst statt c. ult. der Kapitelanfang genannt), nach Einfügung 
weiterer Belege (vgl. oben Anm. 2 a. E.), insbesondere mehrerer Parallel- 
stellen nur folgendes: Solutio: illa c(apitula) locuntur de occultis, ista 
de manifestis. Vgl. dazu wieder die Summa Lipsiensis nächste An- 
merkung a. E. 

?) Johannes Faventinus hat bis peniteat (vgl. Ed. Singer S. 74 
Zeile 13 v. o.) wörtlich den Rufintext der Summa, leitet aber mit den 
für seine Stellungnahme bezeichnenden Worten: Porro quidam inepte 
dicunt canonem istum zu den Ausführungen Stephans (Ed. Schulte 


— 1 —— 


rn 17 nn 
f op SV Beer u 


Summen und Glossen. 445 


c.8 (o. V.) Infra e. di. Placuit (c. 13) co. 
ad v. Lectores $ Id est in minoribus ordinibus con- 
stituti (Cod. Phill. fol. 24 r. 1). 


S. 48 Zeile 5 v. o.) über, die er bis concubinam habere (und auch im weite- 
ren Verlauf des Kommentars) übernimmt. — Die im Text wiedergegebene 
Glosse stammt wohl kaum von ihm, wenn auch die unklare Unterschei- 
dung zwischen notorium und simpliciter manifestum seine später den 
Angelpunkt der Streitfrage bildende Distinktion $ Factum manifestum 
et notum aliquando actu transit — aliquando ipea operis perseverantia 
se omnibus evidenter ostendit — (Io. Codd. Trev. fol. 81 r., Haen. II 
fol 88 vo; o. 8. in Cod. Phill III fol. 84 vo.;zu C.II q.1 c. 17) viel- 
leicht angeregt hat. Die Glosse des Johannes ad v. iudubitanter ist uns, 
mit fremdem Zusatz eingeleitet, im Cod. Trev. fol. 27 r. 2 erhalten. Vgl 
v. Schulte, Glosse 8. 42. Die Stelle lautet: $ Id est per sententiam in 
eum ordine iuditiario latam a prelato suo. Et si enim alias crimen sit 
publicum, reputatur tamen occultum quousque ordine iuditiario fuerit 
publicatum, sicut et iudex, quamvis crimen aliter noverit, inscius tamen 
reputabitur quousque testibus reus convincatur legitimis ut Infra XI 
q. II. Quamvis (c. 75) et c. Eorum qui (75). Vel secundum Io(annem) 
canon iste sententiam suspensionis inducat (!) et ille Infra di. LXXXI. 
Si qui presbiteri (c. 15). Iste quoque date sententie est et non dande, 
quod patet ex eo quod dicitur infra prox. c. „precipimus et omnino 
contradicimus ut missam non cantet‘“ etc. Nichilominus et ille date 
sententie esse convincitur ex verbo illo „interdicimus“ etc. (D. 81 c. 15). 
Constans est ergo neminem eius missam audire debere, quem scit in- 
dubitanter concubinam habere, id est qui palam sibi aliquam copulaverit 
ut Infra prox. c., cum tempore ipso iure ab omni sacerdotalis offitii 
executione sit suspensus, quippe cum nec ab episcopo [[i]] suspensi debeat 
offitium audiri. Nec sibi obloquitur nicolaus infra XV (q.ult.) c. ult. cum ibi 
loquatur de his qui in occulta fornicatione sunt deprehensi, vel sola 
concubinatus infamia respersi, hic vero de his qui publice ducunt con- 
cubinas. Nec obstat quod dicitur ab urbano canon iste propter causam 
(korr. aus sententiam) datus: cum eadem causa urgente necesse est ut 
eadem prohibitio perseveret. Jo. — Interessant ist hier wieder ein Ver- 
gleich mit der Summa Lipsiensis (Cod. Lipe. 986 fol. 24 vo.1) Nullus 
missam audiat. Multa hic signantur contraria quia sacramenta ecclesie 
nec etiam in malis virtutis sue effectum amittunt ut di. LXXXIII[[T]] 
$ Quamquam cc., InfraIQ.I. Si iustus cc. et Multi, Infra XV. Q. ult. 
cc, in (l.: et) di. XXVII. Consulendum ©. Set prima contraria 
tria ita possunt solvi ut dicatur quod sacerdotum tälium misss non 
debet audiri, non quin sacramenta ab eis confecta vera non sint, set ut 
cum viderint se ab aliis contemptos erubescant et ad penitentiam festi- 
nent et correctionem. Quantum contrarium sit potest (suprascr. & corT.) 
solvi ut illud intelligatur de occultis hic de manifestis. nec in hoc casu 
usw. — nota quod dicit io(annee) quod canon iste date sententie est, quod 
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(Verweisungszeichen !)neben dem Kapitel) $ Ita hoc 
dieit quasi exorciste et acoliti, qui ordines post lectoratum 
traduntur, uxores ducere non possunt. Sed sciendum — 
ordines exercitatur (Cod. Phill. 1. c.). Als Glosse zu diesem 
Kapitel steht also die Erörterung, auf die Rufin hier ver- 
weist und die er bereist zu D. 31 c. 10 wiedergegeben hat. 

c.11 (o. V.)?) Infra di. LX Nullus ®)in episcopum 
(c.4) cc. Set illud — adiectus est (Codd. Phill. fol. 24 r. 2, 
Haen. fol. 25 vo. 1). In beiden Überlieferungen der Glosse 
heißt es *)in primitiva; ebenso fehlt übereinstimmend der 
Satzteil subdiaconi autem adhuc non erant. Da Rufin 
einen weiteren Lösungsversuch mit Vel aliter einführt und 
dieser nicht die sonst übliche überaus knappe Fassung des 
ersten aufweist, liegt es hier besonders nahe anzunehmen, 
daß in der Summa nur zwei Stücke verschiedener Pro- 
venienz aneinandergereiht werden (womit natürlich über 
die Frage der Verfasserschaft noch nichts gesagt ist) und 
daß das erste ursprünglich als Glosse entstanden ist. 

c. 145) (o. V.) Infra C.XXVIIg. II. Multorum (c. 20) cc. 
Set®) hic de ea agitur — modernum tempus. So in den 
Codd. Phill. fol. 24 r. 2, Trev. fol. 28 r. 2 und Guelf. fol. 17 
r.2; doch lautet der Schlußsatz in der Trierer Hs.: vel 
istud [[ius]] secundum ius antiquum, illud secundum ius 
modernum; in der Wolfenbüttler dagegen kürzer: vel illud 
(secundum) antiquum ius, hoc secundum modernum. — 
Auch hier ist es von Bedeutung, genau darauf zu achten, 


colligit ex verbis illis c. sequentis precipimus et contradicimus, nec missa 
talis sacerdotis debet audiri, qui palam concubinam habet, cum ipso 
iure sit suspensus. Gfandulfus) [[dicit]] dande sententie est, quia debet 
precedere ammonitio ut LXXXI. Si quils] presbiter(i), extrav. Sicut 
(vgl. Coll. Sangerm. IX. 41) Quidam dic[[e]junt, quod si cessare noluerit 
sacerdos post ammo(ni)tionem tunc debet abstineri;et dicunt quod loquitur 
de regularibus per hoc quod dicitur in sequenti c. ut simul manducent. 


1) Von späterer Hd. mit schwarzer Tinte nachgezeichnet (weil 
verwischt ?) oder nachgetragen; es steht jedoch zweifellos schon ur- 
sprünglich vor der auf dem oberen Rand des Blattes eingetragenen Glosse, 

2) Cod. Haen. ad v. tribus. 

3) Cod. Haen. führt das Kapitel nur mit Nullus an. 

*) Im Cod. Haen. fehlt est vor in. 8) Cod Trev. ad v. nubere. 

%) Codd. Trev. und Guelf.: Solutio. 
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daß in der Summa Rufins die gegensätzliche Stelle ihren 
glossenmäßigen Ursprung zur Schau trägt. (require infra!) 
und sich in herkömmlicher Weise in den Rahmen der So- 
lutio einfügt, der vorhergehende Satz mit seinem videtur 
contrarium quod habetur alibi (!) stilistisch aber eine Son- 
derexistenz führt. 


D. 40 D. Gr. a. c. 1. Neben dem Text ein Verweisungs- 
zeichen, das gegen Ende des c. 1 mit cc wiederholt wird.) 
Dazu: Set ibi non de illustratione vite set scientie intelli- 
gendum est, quam quisque discretus homo maiorem accipit 
ex eo quod ad sacerdotium ascendit. Cod. Phill. fol. 28 vo. 1 
und Cod. Haen. fol. 30 vo. 1, wo aber die Ausführung mit 
Infra prox. cap. in fine cc. eingeleitet und am Schluß: 
et presertim ad apostolatum hinzugefügt wird. 

D.45 c.5 (o. V.)?2) Infra C. XXIII. q. VI Iam vero 
(c.4) cc. Set?) coactio alia est per corporalem violentiam 
que hic — de renato*) agitur (Codd. Phill. fol. 31 vo. 2, 
Haen. fol. 34 r. 1, Guelf. fol. 23 r. 2). 


c. 11 (o. V.)®) Infra C. XXIII q. IIII Inter querelas 
(c.27) cc., Infra C. XXIII q. v De occidendis (c. 8) cc., 
Infra di. prox. Seditionarios (c. 8) cc.) Set”) multum 
interest — iniurie querimonia deferenda .;.. In ihrem ganzen 
Umfang ist die Glosse in den Codd. Phill. fol. 32 r. 2 und 
Haen. fol. 34 vo.1 ( —est deferenda) erhalten, in beiden 
Überlieferungen aber mit folgender Umstellung: — pro pro- 
pria emendanda°) offensa non quidem spiritualem penam 
®)ei, qui leserat, inponet sicut in eo capitulo habetur Inter 
querelas, nec corporis novissimum supplicium inportabit 
ut in illo capitulo demonstratur De occidendis, nec mem- 


1) Cod. Haen. ad v. bene vivendi. 

2) Cod. Haen.; Solutio. Set — Cod. Guelf.: Solutio. 

3) Cod. Haen. und Guelf.: Solutio. 

*) Im Cod. Guelf. ist agitur weggefallen. 

5) Cod. Haen. ad v. Et qui. 

*) Im Cod. Phill. wird die Glosse durch Verweisungszeichen an die 
letzte Stelle angeknüpft, im Cod. Haen. (und Guelf.) an die mittlere. 

?) Cod. Haen.: Solutio. Set. 8) Cod. Haen. — do offensam. 

®) Die folgenden Worte im Cod. Haen. verderbt: anathematis 
eius qui 8e leserat inpone sicut in illo capud (1!) intelligitur Inter. 
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brum mutilabit ut Infra!) C. XXIII q. ult. capitulo!) His 
a quibus?), set castigatione verberum cohercebit quemad- 
modum hic —.?) Im Cod. Guelf. fol. 23 vo. 2 nimmt die 
Glosse folgende Gestalt an: Solutio. Si habet legitimam 
potestatem in eum iniurias proprias potest verberibus pu- 
nire ut hic, set non ultimo supplicio ut in oontra(rio) De 
occidendis, nec etiam pena spirituali ut in contra(rio) Inter 
[[cetera]] querelas; vel pro levi causa non debet uleisci 
propriam iniuriam ut in contra(rio). (!) Vel si iniuria sibi 
illata ipsum tantum tangat et non 6cclesiam, non debet 
ipsam ulecisci; si vero tangat ipsum et ecclesiam potest. 


c.11 (o. V.)*) Infra C.XX q. III Presens (c. 4) cc.5) 
Set®) alii coguntur — agitur?”) de secundo®) hic dicitur. 
Überliefert in den Codd. Phill. fol. 32 r. 2, Haen. fol. 34 vo. 2, 
Guelf. fol. 23 vo. 2 (hier mit dem Anfang: Solutio. quoad 
salutem eternam, vel ab inicio, vel ibi coguntur appetere 
quod non elegerunt —), und zwar stets mit der Variante: 
— comitem delectationem?) quod habetur in —. 


D. 50 c. 311°) (0.V.)!!) Infra di. LXXXI Ministri (Hs.: 


!) Infra und capitulo sind im Cod. Haen. weggefallen. 

2) Cod. Haen. fügt hier folgenden Satz ein: Set fortassis spirituali 
pena que a fraterna (Hs.: frantua) communione ‘separat puniet ut I 
q. VII. Si quis ab (c. 20), vel eum castigatione —. 

3) Von der Anführung in den Glossen übereinstimmender, aber 
geringfügiger Varianten sehe ich ab. 

*) Cod. Haen. ad v. invitis; Cod. Guelf. ad v. prestantur. 

8) Codd. Haen. und Guelf. haben beide (ersterer vor zwei anderen) 
die weitere contrarietas Infra XXIII Q. V. Ad fidem (c. 33). 

°) Cod. Haen.: Solutio. Set —. 

?) Cod. Guelf.: intelligitur; Im Cod. Haen. stehen die Worte pre- 
gens clericus nach agitur; sie fehlen ganz im Cod. Guelf. 

8) Codd. Haen. und Guelf.: de s. vero. 

9) Cod. Phill.: committere d. cf. Ed. Singer S. 108 31; Cod. Guelf.: 
delectone. 

10) Auch die unmittelbar voraufgehende Solutio in bezug auf C.I 
q. 1. Sicut Christus (c. 75) steht in den Codd. Pbill. und Haen. (ad v. 
baptizare). Sie lautet: Set ibi contra hereticos — prohibetur und erhält 
im Cod. Haen. den Zusatz: vel ibi ieronimus (Hs.: ierunt) non statui[[i]}t 
sed rogat. 

11) Codd. Haen. und Guelf. ad v. ministrare. 
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-ter) (c. 19) Set hic altaris!) — que?) minima officia sunt 
in ecclesia (Codd. Phill. fol. 37 vo. 2, Haen. fol. 40 vo.]l, 
Guelf. fol. 27 vo. 2).?) 

D. 54 o. 13 (o. V.)*) Infra C. XVII q. IIII Iudas (c. 34) 
cc. Set hic de eo agitur — se esse christianum (Codd. Phill. 
fol. 41 r. 2, Haen. fol. 44 vo. 1, Guelf. fol. 30 r. 2).) 

D.68 c.1 (0.V.®)) Infra C. I q. ultima. Daibertum 
(c. 24)”) cc. Set qualiter hec contrarietas terminetur in 
eadem causa iusta idem capitulum supra invenitur in illo 
$ breviter.?) Erhalten ist diese Glosse in den Codd. Phill. 


1) Cod. Phill: -ii; Im Cod. Haen. steht (unter anderen Schreiber- 
versehen) unmittelbar hinter LXXXI. Ministerium altaris non prepe- 
rati’. Im Cod. Guelf. lautet der Anfang: Solutio: hic non intelligitur 
ministerium altaris preparatio vel sacrorum vasorum oblatio, in quibus 
scramentum altaris oelebratur, set —. 

2) Explicit im Cod. Guelf.: que ministerio (mißverstandene Ab- 
kürzungen!?) fiunt in ecclesia. 

2) Unter anderem Rufinmaterial habe ich zu D. 50 noch folgendes 
notiert: im Cod. Phill zu c. 38 als I.-GlL ad v. canonice beginnend: $ Id 
est secundum — peniteat; zu c. 44 Contrarietas und Solutio mit folgendem 
gegenüber der Summa selbständigen Anfang: Si enim nullum est pecca- 
tum nisi voluntate commissum, quomodo homicidium non voluntate 
factum erit punitum, cum non sit peccatum. Set largo et stricto — 
primo capitulo; zu c. 58 Contrarietas mit Set ibi de eo — intruditur. 
In den Codd. Phill. und Haen. steht zu c. 58 Contrarietas mit der Lösung: 
Ibi namque astulpho — propter quod iste ad sacerdotium venire pro- 
hibetur; zu c. 60 Contrarietas (im Cod. Phill. nur durch Zeichen ange- 
deutet, im Cod. Haen.: Infra e. di. Placuit [c. 68] cc) mit Set illud ex 
necessitate, hoc autem ubi necessitas non perurget; zu c. 63 Contrarietas 
(C.OI q.3 c.4) mit Set hoc generaliter — Eos. 

4) Cod. Guelf. ad v. Mancipia; Cod. Haen. ad v. libertatem. 

s) Im Cod. Guelf. lautet die Glosse: Set ibi agitur de eo de quo 
dubitatur ipsum esse christianum, hic agitur de eo de quo certum est 
ipsum esse christianum. 

%) Cod. Haen. ad v. semel oonsecratus; Cod. Guelf. ad v. iterum 
con8Becrari. 

?) Cod. Haen. hat die beiden gegensätzlichen Stellen: De con. di. 
IV. Non licet (c. 107) und C.I q. 1 Si quis confugerit (c. 52), dagegen 
fehlt das Kapitel Daibertum zweifellos nur, weil eg der Schreiber über- 
gangen hat. Es wird von II unter dem gleichen Verweisungszeichen 
nachgetragen; dahinter steht: ibi in forma ecclesie. 

s) Im Cod. Guelf. (fol. 36 vo.2) lautet die ganze Glosse in miß- 
verständlicher Kürze: Solutio ut supra (!); vel hoc in odium hereticorum 
factum est. 
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(fol. 49 r. 1) und Haen. (fol. 52 vo. 1). Zu Cod. Guelf. vgl. 
S. 449 Anm. 6 und 8. 

D. 81c. 14. Neben dem Kapitel ein Verweisungszeichen 
mit cc, das zu c. 12 genau übereinstimmend (von anderer 
Hd.) angebracht ist. Daneben: !)Set illud de penitentibus, 
istud de contumatibus; vel hic ?) dicit (de) communione eucha- 
ristie, set (Hs.: .s.) ibi sotietatis?®) fidelium. — Die überein- 
stimmende und ursprüngliche glossenmäßige Überlieferung 
tritt hier mit seltener Deutlichkeit in die Erscheinung, weil 
die gegensätzliche Quellenstelle ‚„Presbiter‘‘ der gleichen 
Distinktio ständig mit Supra eingeführt wird®), während 
sie in der Summa des Rufinus das erörterte Kapitel, c. 14 
dagegen die angezogene contrarietas bildet. Dem entspricht 
auch der überall zutreffende Gebrauch von illud, istud, 
sio und ibi. — Die Glosse lautet im Cod. Haen. (fol. 57 vo. 2) 
im wesentlichen genau ebenso wie im Cod. Phill. (fol. 55 
r. 1); im Cod. Guelf. (fol. 42 r. 1) hat sie dagegen folgende 
Fassung: Set hic loquitur de inpenitente, ibi de penitente, 
vel communione fratrum, non christianorum. Und ebenso, 
nur erweitert, im Cod. Trev. (fol. 56 r. 2) Infra di. prox. 
Presbiter si for. (D. 82 c. 5) cc.5) $ Speciali fratrum sed 
non & communione communi, id est laicali ut Supra cc. 
III. c(apitulo).e) Vel istud de impenitenti, illud de peni- 
(tenti); vel istud de communione sacramentorum, illud de 
communione fildelium).?)®) 


1) Codd. Haen. und Guelf. ad v. communione privetur. Im Cod. 
Trev. ist das Verweisungszeichen (wie auch an anderen Stellen vieles) 
anscheinend sehr sorgfältig und sauber abgewaschen (nicht ausradiert), 
um Verwechslungen mit dem Apparat des Johannes Teutonicus zu ver- 
hindern (oder Platz für ihn zu schaffen). Vgl. auch unten Anm. 7. 

2) hic fehlt im Cod. Haen. 3) Cod. Haen. — tem. 

4) Im Cod. Haen. wird Supra e. Presbiter (c. 12) cc., im Cod. Guelf. 
Supra di. e. Si quis clericus (c. 10). I.di. e. Presbiter (c. 12) angeführt. 
Die Zitierform der letzten Stelle ist durch Kontamination zweier Belege 
(Supra d.e. Presbiter und Infra di. prox. Presbiter, vgl. unten Anm. 5) 
entstanden, wenn nicht lediglich ein Versehen des Schreibers vorliegt. 
— Zu Cod. Trev. vgl. den im Text wiedergegebenen Wortlaut der Glosse. 

6) Kommt als contrarietas auch in einer Zitatengruppe des Cod. 
Phill. zu c. 12 vor. 

®) D.h. das Kapitel „Presbiter‘. 

?) Die Zeile endet mit fi-; ob auf der (oder den) folgenden, die für 
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D. 86 c.4 (o. V.)!) Infra C.II q. VII Nos (c. 4l) cc. 
Set illud — hoc ex?) auctoritate prelature?) (Codd. Phill. 
fol. 57 vo. 1, Haen. fol. 59 vo. 2 und Guelf. fol. 44 vo. 1).*) 

D.93 c.1 (o. V.)®) Infra C. VI q. II Si tantum (c. 2)®) 
Solutio. Set illud generaliter de aliis episcopis, istud spe- 
cialiter pro summo privilegio de romano pontifice intelli- 
gitur.”) So lautet der Anfang der Glosse in den Codd. Phill. 
(fol. 61 r. 2), Haen. (fol. 63 r. 2). Sie wird im Cod. Phill. 
von der Hd. der Glossenschicht II folgendermaßen fort- 
gesetzt: vel de eo dicit quem per sententiam notavit, qui 
a nemine potest absolvi nisi ab eo; quod non est in ceteris 
excommunicatis. Im Cod. Haen. lautet der Schluß: aliter 
in persona clementis sicut et petri ecclesia finguntur, que 
si fuerit alicu(i) inimica, procul dubio ei non esse communi- 
candum intelligitur. Vel ibi (l.: hic) de condempnato per 
excommunicationem, ibi non (Hs.: na). — Im Cod. Ghuelf. 
(fol. 47 vo. 2) besteht die Glosse lediglich aus den Worten: 
Solutio: hoc speciale est in summo pontifice, vel hic loqui- 
tur de precise excommunicatis.®) 


Aufnahme der Glossa ordinarie abgewaschen sind (vgl. oben 8. 450%), 
mehr als die Ergänzung des Wortes gestanden hat, läßt sich nicht genau 
erkennen, ist aber unwahrscheinlich. 

8) Die Glosse macht den Eindruck, aus zwei ursprünglich ver- 
schiedenen Glossen zusammengesetzt zu sein. 


1) Codd. Haen. und Guelf. ad v. subditie. 2) Fehlt im Cod. Haen. 

®) Die Solutio besteht im Cod. Guelf. lediglich aus den Worten: 
Set hoc factum est ex humilitate, wobei hoc nur die herangezogene 
contrarietas bedeuten kann. 

4) In allen 3 Hess. übereinstimmend auch contrarietas und solutio 
(Set illud — precipitur) zu c. 6. Vgl auch die Glossa ordinaria. 

5) Cod. Haen. ad v. quibus ipse; Cod. Guelf. ad v. ab eo cui. 

®) Cod. Guelf. schickt, wohl nur infolge eines Schreiberversehens, 
Infra VII Q.1 Scire (c. 7) als weitere contrarietas voraus. 

?) Die Varianten des Cod. Haen. (pre statt pro und intelligatur 
statt -itur) sind lediglich Schreibfehler. 

8) Zur Veranschaulichung des Umstandes, wie nahe es liegt, sich 
die alternativen Lösungen (besonders dann, wenn sie ihrem Umfang 
und der Art nach verschieden ausgeführt sind) daraus zu erklären, daß 
ihre einzelnen Bestandteile verschiedener Herkunft sind, teile ich hier 
den Inhalt der Summa des Johannes Faventinus (Cod. Frankf. fol. 36 
vo.2) kurz mit: ut nobis dicat. Postes — ei communicetur (= Stephanus, 
vgl. Ed. Schulte, nur daß es ibi enim dicitur quod heißt). Set hic dicitur 
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C.II q.1c.7 ad v. dato sacramento!) Infra C. XXII 
(q. ultim.) c. ultim(o) (22) cc., Infra (e.) q. V ce. I, II(I) cc. 
Set ibi pro levi causa hoc fieri interdicitur?), hic pro magno 
negotio per advocatum offerri?) permittitur.*) In den Codd. 
Phill. (fol. 83 vo. 1) und Haen. (fol. 87 vo. 2) im wesentlichen 
untereinander und mit der Summa des Rufinus überein- 
stimmend, scheint die Glosse im Cod. Trev. (fol. 80 r. 2), 
wenn auch umfangreicher, so doch aus einer Anzahl ein- 
facherer und deshalb vielleicht auch ursprünglicherer Ele- 
mente zusammengesetzt. Sie lautet: Solutio. Set ibi ex 
levi causa hoc fieri prohibetur, hic ex magna permittitur. 
Vel per se prohibetur, per alium permittitur. Vel de suis 
rebus prohibetur, de ecclesiasticis permittitur. Vel de man- 
dato summi pontificis permittitur, alias non. Cod. Guelf. 
(fol. 67 r. 1) bringt wieder kürzere, aber zugleich frühere 
Glossen stärker verarbeitende Ausführungen: Solutio. Ex 


de eo quem constat reum criminis, ibi de eo de quo non constat. Vel 
hic intelligimus sicut inimicum —- (= Stephanus) communionis persone 
proprie. Vel speciale est hoc in summo pontifice, illud in aliis episcopis 
generaliter optinet. ITuxta. — Die Summa Lipsiensis (Cod. Lips. fol. 77 
vo. 2ff.) lehntsich zunächst an Joh. Faventinus an: sed nec loqui. Signa- 
tur cc. Infra VI — potest, alii ei communicabunt etsi episcopus non 
communicet. Set hic loquitur de eo — non constabat. Vel speciale 
est quod hic dicitur in summo pontifice, de episcopis secus est ut ibi 
dicitur. Vel hic loquitur de eo qui inimicus est quia excommunicatus 
publice, cuius nomen scribi debet ut ab aliis vitetur ut XI q. III Cure 
(c. 20); ibi autem loquitur de eo cui episcopi communio est subtracta. 
Item signatur contra XI q. III Quibus (c. 27). Ibi dicitur quod quibus 
episcopi non communicant nec alii communicare debent, quod verum 
est de illis quibus episcopi non communicant, quia sunt excommuni- 
cati. citius —. 

1) o. V. im Cod. Trev. — Cod. Phill hat vor den contrarietates 
die Parallelstelle C. unde vi. Si quando (C. 8. 4. 9) von der Hd.der zweiten 
Glossenschicht, von der auch das Verweisungszeichen herrührt. — Auch 
hier findet sich in der Summa Rufini das merkwürdige Nebeneinander 
von alibi und darauffolgendem genauen Zitat. 

%) Cod. Haen.: -atur. 

3) offerri fehlt im Cod. Haen. 

4) Die Hd. der dritten Glossenschicht fügt hinzu: vel ibi ne fiat 
laico, sed hic permittitur fieri episcopo. Nec datur laico sed pet (permit- 
titur?) defensori qui erat clericus. In sacramento pro expensis creditur 
episcopo sed cum taxatione iudicis. C. unde vi. L si quando (C. 8. 4. 9). 
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levi causa, vel sine auctoritate maioris.!) Vel forte iste 
in presentia legati iuraverat, vel per advocatum fieri per- 
mittitur.?) 

C. VIII q.1 c.16. In Höhe der die Worte Nulla hic 
populi usw. enthaltenden Zeile ein Verweisungszeichen 
mit cc, das in gleicher Gestalt neben c. 15 (in Höhe der 
Zeile mit hoc attendente) steht.?)*) Set ibi devoti — veniens 
reprobatur°); (Codd. Phill. fol. 113 r. 1, Haen. fol. 119 vo. 2). 


c.18 (o. V.)®) Infra C. XXIII q. 1 Quid”?) cul(patur) 


1) Dem Sinn entsprechend wäre zu ergänzen ibi (oder hoc; auf 
die gegensätzlichen Stellen bezogen) prohibetur. 

2) Johannes Faventinus übernimmt in der Summa lediglich die 
Ausführungen Rufins; in der Summa Lipsiensis (Cod. Lips. 986 fol. 105 
v.1) heißt es: dato sacramento per procuratorem, et ita solutum est 
contrarium illud Infra e. Q. V c. let XXII Q. ult. Nullus. Vel pro levi 
causa non debet episcopus iursre ut ibi dicitur, pro magna potest ut 
hic dicitur. Auch bei Huguccio bilden anscheinend die Glossen den 
Grundstock eines Teils der Ausführungen, und zwar zu C. XX1I q.5 c. 
Nullus (22) (Cod. Lips. 985 fol. 233 vo.2) Nullus usque laico. S(upra) 
(He.: ..) DI Q.I In primis (c.7) Set ibi ianuarius non fecit iuramentum 
laico sed legato apostolice sedis; vel ibi pro magna causa et utilitate ecclesie 
(Anklang an Joh. Faventinus, der pro magno ecclesie commodo statt 
negotio schreibt) fieri permittitur, hic pro levi inhibetur. Vel loquitur 
secundum antiqua tempora quando presbiteri in causa non iurabant 
ut IIQ. V Siquis preebiter (c. 4); velnon prohibet iuramentum calumpnie, 
vel quod in iudicio iniungitur a iudice, licet hoc non debeat fieri sine 
licentia episcopi, set prohibet extra iudicium clericum iurare laico. 
Quid ergo dicemus de imperatore cui episcopi faciunt iuramentum fideli- 
tatis? Talis consuetudo approbatur ab ecclesia presertim ea ratione, 
quia multum lederentur ecclesie si omnia regalia deberent a[djmittere, 
ex Quo episcopi pro eis iuramentum [iuramentum]) fidelitatis nollent 
exhiberee Quidam tamen dicunt quod imperator non simpliciter et 
omnino est laicus propter sacram unctionem qua est inunctus. Set 
hec omnia superflue hic inquiruntur cum hoc capitulum potius in e0 
casu intelligatur, cum clericus infamatus debet se purgare iuramento —. 

2) Im Cod. Trev. ist neben c. 15 zu lesen: Infra prox. c. cc. 

4) Cod. Haen. ad v. adclamatio. Supra e. Licet ergo (c. 15) Cc. 

5) Im Cod. Phill. fügt hier die zweite Glossenschicht mit Ver- 
weisungszeichen Supra e. q. Licet ergo. hinzu! — Cod. Haen. schließt 
mit vehemens (!) reprehenderunt. — Vgl. die Glossa ordinarie ad v. 
acclamatio. 

6) Cod. Guelf. ad v. non semper. 

?) Cod. Phill.: Quod; ebenso aber korrigiert Cod. Haen. 
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(c.4) cc. Set dei arbitrium — set potestatis approbatio .;. 
(Codd. Phill. fol. 113 r. 1, Haen. fol. 120 r. 1, Guelf. fol. 97 
r. 1, Trev. fol. 104 vo. 2). Im Cod. Haen. sind, was aus der 
Verwirrurig der im Text nicht wiederkehrenden Verweisungs- 
zeichen hervorgeht!), zwei Glossen zu der gleichen contre- 
rietas zusammengeschrieben, da der angegebenen Lösung 
die folgende unmittelbar voraufgeht: Set illud a Deo per- 
mittente, istud a Deo approbante. 

c. 22 (o. V.)?2) Supra di. XXVIII c. ultimo. cc. Set 
iudicare prelatos populi dicuntur non iuditü (Hs.: -ium) 
potestate, set melioris facti comparatione (Codd. Phill. 
fol. 113 r. 2, Haen. fol. 120 r. 1, Guelf. fol. 97 r. 2).2)*) 


I) Das eine steht neben der contrarietas, das zweite neben der Zeile, 
auf der unsere Glosse beginnt. 

*) Codd. Guelf., Haen. ad v. in populis; und hier als erste contra- 
rietas noch Supra di XXI. Nolite (c. 5). — Als weitere gegensätzliche 
Stellen folgen in’ den Codd. Haen. und Guelf. auf die Glosse, mit gleichem 
Verweisungszeichen wie sie versehen, 8. VI Q. I. Oves (c. 9) und 
8. II. Q. VII. In sancta (0.4). 

®) Vgl. auch die Glossa ordinaria zu dieser Stelle. Wie dies bereits 
aus der Fassung, in der er den Satz wiedergibt, hervorgeht, hat Johannes 
Teutonicus die Glosse und nicht die Summa des Rufinus benutzt, in 
der die contrarietas nicht angeführt und die (z. T. wörtlich überein- 
stimmende) Äußerung deshalb auch nicht in der Form der Solutio wieder- 
kehrt. — Es ist, wie dies nur nebenbei bemerkt sein mag, durchaus 
unwahrscheinlich, daß Johannes Teutonicus Summen ausgebeutet hat, 
wo ihm als Vorlage bereits Glossen zur Verfügung standen. 

“) Zu 0.23 steht im Cod. Phill. (zweite Glossenschicht) folgende 
Glosse: Supra V q. V. Non vos (c. 1) cc. Solutio. Non est iudicandum 
cum habetur spes correccionis per privatam admonitionem ut hic; tunc 
autem iudicandum est cum nulla secreta commonitione corrigi poseint. 
Vgl. hierzu die Summa des Joh. Faventinus (Cod. Frankf. fol. 66 r. 1) 
ego neminem Supra videtur contra(rium) C. V q. V. Non vos. Ibi 
enim dicit(ur) quod non est celandum crimen alterius, hic celat ambrosius. 
Solutio. Celandum est, id est non publice manifestandum est, cum est 
spes correctionis per privatam admonitionem sicut hic; iudicandum 
est cum iam nulla secreta ammonitione corrigi potest. — Es ist mir 
leider z. Z. nicht möglich nachzuprüfen, ob sich diese Ausführungen 
bereits bei Stephan finden. Anderenfalls läge einer der seltenen Fälle 
vor, in denen sich von Johannes selbständig verfaßte Partien der Summa 
als Glossen nachweisen lassen. — Cod. Haen. hat ad v. neminem nur 
8.V Q.V. Non vos. ©6; dagegen steht sowohl im Cod. Haen. als auch 
im Cod. Guelf. (fol. 97 vo. 1) ad v. nomino die Glosse $ ar. latentia peccata 
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C.X q.1 co.1 (o. V.)!) Infra C.XVI q. VII Nemini 
(c. 40) cc. Set aliud est segregare — prohibetur?) .;. (Codd. 
Phill. fol. 116 r. 2, Haen. fol. 122 vo. 2, Guelf. fol. 100 r. 2). 

Als letzte Beispiele seien nur noch die Solutiones zu 
C.XXXIV (q.1 et 2) angeführt. c.1 (o. V.)?) Supra 
C. XXXII q. V Puto (c. 16) cc. Set illud — mortuus esse 
(Codd. Phill. fol. 255 vo. 2, Haen. fol. 242 vo. 1, Trev. fol. 213 
vo. 1, Guelf. fol. 236 r. 1). In der Wolfenbüttler Hs. be- 
ginnt die Glosse mit $ Quoad maiorem penitentiam. secun- 
dum n.*) — Contrarietas und solutio schließen sich unmittel- 
bar an: offensichtlich sind hier zwei Glossen verschiedener 
Herkunft lediglich aneinandergereiht worden.’) 


c. 3 (o. V.)®) Supra C. XXXII q. 1 Quod autem 


non (fehlt im Cod. Haen.) habere vindictam, quis ecclesia non iudicat 
nisi de manifestis; occulta enim soli Deo relicta sunt. Darunter (Cod. 
Guel£.: ut) 8.II Q.I. Nomen (c.12), 8. VIQ.I. Omnia (c.7) 8. di XXX. 
Erubescant (c. 11). Unter dem gleichen Verweisungszeichen im Cod. 
Guelf.: S. V Q.V. Nonvos. €c. Set illud de manifestis istud de occultis 
intelligitur. — Vgl. auch hierzu die Glossa ordinaria. 

1) In den Codd. Guelf. und Haen. ad v. diocesiana. 

2) Auch hier ist es lehrreich, darauf zu achten, daß gegenüber dieser 
in sich geschlossenen Bemerkung die weiteren Ausführungen Rufins in der 
Summa sich zwangslos und am natürlichsten als ausführlichere Erläute- 
rung und Weiterspinnung bereits gegebener Gedanken erklären lassen. 

®) In den Codd. Guelf. und Haen. ad v. inculpabile. 

4) Vgl. hierzu oben S.4151a.E. Es ist mir z. Z. leider nicht möglich 
nachzuprüfen, wie sich hier diese Sigle zu Huguocios Summe verhält. 

5) Vgl. auch oben S. 454. Beispiele für diese Erscheinung lassen 
sich aus Hss. mit Glossenmassen, deren Material über die siebziger Jahre 
des 12. Jahrhunderts hinausgeht, mit Leichtigkeit in großer Zahl bei- 
bringen. Vgl etwa die von Gillmann, Arch. f. kath. K.-R. XCIV 
8. 439 aus Cod. lat. Monac. 11244 und Cod. Bamb. can. 13 mitgeteilte 
Glosse zu C.IV q.2 et 3c.3 $4. Dieser Umstand ist beim Urteil über 
Verfasserschaft bez. der einzelnen Stücke stets sorgfältig zu beachten, 
und zu prüfen. Vgl. unten S. 466%. | 

®) Cod. Guelf. ad v. non potest. — Als weitere Konträrstelle haben 
slle Hess. vorher S.C. XXVII q. II. Desponsatas (c. 46), Codd. Quelf. 
und Hasen. außerdem 8. C. XXXII q. VII. Apostolus (c. 3). Alle 
wiederholt Cod. Guelf. ad e. v.; dazu di6 nachgetragene Glosse: Solutio. 
Istud non obtinet. Vel hic loquitur de desponsatis per verba de futuro, 
ibi per verba de presenti. Vel auctoritate sua; vel secundum veterem 
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(o. 16) 6c. Set!) istud Ieronimi — tenendum (Codd. Phill.256 
r.1, Trev. fol. 213 vo. 2, Haen. fol. 242 vo. 2, Guelf. fol. 236 
r.2). In den beiden zuletzt genannten Hss. hat die Glosse 
folgenden Zusatz: vel hoc dixit ad terrorem ut oitius rediret, 
vel secundum vetus testamentum vel nisi peracta penitentia 
vel saltem incepta ut XXXII Q.I Si quis uxorem (c. 4) 
I(n) ex. Si quis par(rochianorum).?) Vel non potest: non?) 
quia non possit si ille voluerit eam revocare, set quia non 
poterit maritum ad hoc compellere, id est non habet pote- 
statem petendi restitutionem prioris viri ar. supra XXVII 
Q.I(I) Agatosa (co. 21)et (X)XXIIQ.I De benedicto; (c. 5).*) 


1) Cod. Quelf.: S. (1) — Von Set ab Glossenschicht II im Cod. 
Phill. 

2) Comp. I. IV. 20.6. Vgl Juncker, Collectio Beroliensis. 2.S.St. 
Kan. Abt. XITI S. 416., Tabelle zu Nr. 96c. — Bis hierher wörtlich 
übereinstimmend auch die von Thaner, Wiener S.-Ber. LXXIX S. 219 
(Nr. 7) mitgeteilte Glosse. — Vgl. noch Cod. Phill. (II) ad v. penitentie 
&$ Nec post penitentiam tales copulantur adulteri. C(ardinalis). 

3) Dieses non fehlt im Cod. Haen.; die zahlreichen Schreibfehler 
dieser Hs. teile ich nicht mit, da sie nirgends den Sinn des Textes be- 
rühren. Den nach Cod. Guelf. wiedergegebenen Wortlaut habe ich still- 
schweigend nur an zwei Stellen korrigiert (incepta statt -ti und potest 
für pt). 

4) Interessant ist auch hier ein Vergleich mit der Summa Lip- 
siensis. (Joh. Faventinus hat den Rufintext mit einem Zusatz, der hier 
nicht in Betracht kommt.) Ihre einschlägigen Ausführungen lauten 
(Cod. Lipe. 986 fol. 257 vo. ff.) non potest reconciliari Supra XXXII 
Q. I. Quod autem. 00. et Q. VII. Apostolus (c.3) cc. Set huic (He.: 
hinc) derogatur per illa. Vel dicatur quod non poterit reconciliari ante 
peractam penitentiam, vel quantum ad legem veterem non potest, vel 
non potest de iure suo petere eum. Prior tamen potest recipere si velit. 
Quidam tamen intelligunt hoc c. de spons, que si secundo viro iuncta 
fuerit carnaliter non potest ad priorem redire, que interpretatio nulla 
est cum quis hoc c. continuatur illi c. Omnes (Hs.: omis), ubi certum 
est quod de eadem muliere loquitur, que priori nupta erat marito, tum 
quia si de rapta loqueretur, posset eam recipere si vellet ut Supra 
C. XXVII Q. II. Raptor (c. 33). — Vgl Cod. Phill. (II) (o. V.) $ Prior 
potest eam accipere si vult, ipsa autem non potest reconciliari quantum 
in se est. — ad v. maritus $ Separatam dato libello repudii non poterat 
olim vir revocare etiam si vellet, nec aliam poterat ducere quia viri 
erant ca (?) quare uxores propter feditatem poterat dimittere. Set 
contra videtur huic illud quod aug. dieit $.C. XXXIII (q. II) Cap. 
Si quod verius (9) G(andulfus). 
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Betrachtet man auf der Grundlage dieses von den Hss. 
dargebotenen Tatbestandes die Ausführungen in der Summa 
des Rufinus, so dürfte die Vermutung unabweislich sein, 
daß der gegebene Anknüpfungspunkt für die weiteren Er- 
örterungen sowohl für ihn, als auch für die mitgeteilten 
Glossenadditionen eine ursprüngliche Glosse gewesen ist: 
sie ist uns in den Codd. Phill. und Trev. noch in ihrer ersten 
Gestalt erhalten.!) Bereits der auf die Pönitenz bezügliche 
Zusatz ist, späteren (aber immer noch Rufinschen) Ur- 
sprungs. Es schieben sich davor andere Lösungsversuche 
ein und völlig verschieden von den Gedankengängen Rufins 
sind die Wege, die die Glossenaddition im übrigen be- 
schreitet.?) 

Ohne besondere Mühe würde sich die Reihe der im 
vorstehenden gebotenen Nachweise um ein Vielfaches ver- 
mehren lassen. Mein eigenes Material ist nur bezüglich 
des ersten Dekretteils (und C. I und II) und nur für den 
Cod. Phill. (I und II) vollständig; aus dem, was mir zu 
Gebote steht, habe ich wiederum (ohne Rücksicht auf die 
von mir vertretene Auffassung und nach bereite, und zwar 
durchaus willkürlich getroffener Auswahl) nur das aus- 
gesucht, was ich mit mehrfacher handschriftlicher Über- 
lieferung belegen kann, und selbst dort, wo die Berliner 
und die Haenelsche Handschrift übereinstimmen?), habe 


!) In beiden Has. steht auch (o. V.) zu Beginn des Kapitels $ Hoc 
capitulum continuatur vel subiungitur ei quod est supra C. XXXII 
q. VII. Omnes. 

2) Aus welcher Zeit sie stammt, läßt sich auf Grund meines Materials 
nicht ermitteln. Sie hat jedenfalls bereits der Summa Lipsiensis als 
Vorlage gedient, die bekanntlich und nachweislich Glossen in erheb- 
lichem Umfang verwertet. Der umgekehrte Vorgang kommt m. E. 
gar nicht in Betracht. Auch das Dekretalenzitat führt nicht weiter: 
es ergibt als terminus post quem (I. 13162) das Jahr 1163; doch ist, 
wie wir sehen werden, bei der Verwertung dieses Umstandes Vorsicht 
geboten, da sich die Anführung von Dekretalen nicht selten als Inter- 
polation herausstellt. Die Belegstelle fehlt zwar in der Summa Lip- 
siensie, steht aber in der oben S. 456? angeführten Glosse. 

) Ihr Glossenmaterial ist im übrigen verschieden, da die hier fast 
ausschließlich in Frage kommende erste Glossenschicht des Cod. Phill 
im wesentlichen nur Rufinmateriel oder Stücke enthält, die noch früher 
(Paucapalea) anzusetzen sind, während die erste Glossenschicht des 
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ich in der Regel darauf verzichtet, die betreffenden Stellen 
namhaft zu machen. Wenn ich dagegen den solutiones 
contrariorum besondere Beachtung geschenkt habe, so war 
dies m. E. methodisch schon deswegen erforderlich, weil die 
Beweisführung ohne Rücksicht auf ihren Erfolg zunächst 
die Gebiete kritisch zu berücksichtigen hat, für die eine 
ursprüngliche Grundlage in der technisch rein glossen- 
mäßigen Anführung der Parallelstelle sich von selbst dar- 
bietet, und zwar in gleicher Weise sowohl für Summen 
als auch für Glossen. Innerhalb dieses Rahmens glaube 
ich aber durch die zahlreichen (auch in sonst nebensäch- 
lichen Dingen möglichst vollständig mitgeteilten)!) Bei- 
spiele auch denjenigen ein objektives Urteil ermöglicht zu 
haben, die Handschriften mit vorjohanneischen Glossen 
auf unser Problem hin noch nicht untersuchen konnten. 


Daß es sich aber tatsächlich um ein Problem handelt, 
und zwar um ein solches, das unsere Anschauung über die 
Frühzeit der kanonistischen Literatur zum Dekret wesent- 
lich mitbestimmen muß, kann m. E. nicht in Abrede ge- 
stellt werden. Es sei gestattet, kurz zusammenfassend die 
Gesichtspunkte hervorzuheben, die das endgültige Urteil 
zu beeinflussen geeignet sind. Entscheidend fällt zunächst 
ins Gewicht, daß hinsichtlich ihrer Verbreitung im Ver- 
gleich mit den (signierten) Erzeugnissen der zeitlich sich 


Cod. Haen., der beinahe der ganze Vergleichsstoff zu entnehmen war, 
zahlreiche (z. T. signierte) Glossen des Johannes Faventinus und auch 
solche des Bazianus überliefert. Auch Dekretalen Alexanders III. werden 
als Extravaganten (ohne Titelrubrik) in erheblichem Umfange in den 
Zitatenglossen angeführt, was auf dieselbe Entwicklungsstufe hinweist, . 
auf der die zweite Glossenschicht der Berliner Hs. steht. 


1) Eine Ausnahme habe ich nur bezüglich der Glossen des Cod. 
Guelf. gemacht, wo die beteiligten Schreiber (von zeitlich erheblich 
verschiedenen Schichten läßt sich schwerlich reden) nicht entsprechend 
der von ihnen benutzten Vorlage auseinandergehalten worden sind. Kurz 
zusammenfassend möchte ich hier nur bemerken, daß die erheblich ge- 
kürzten solutiones sich durchwegs von anderer Hand zu den bereits ein- 
getragenen Konträrstellen als meist flüchtig hinzugeschrieben erweisen, 
während die mit anderen Hss. genau übereinstimmenden Stellen zum Teil 
auf die Glossenhaupthand zurückgehen, zum Teil aber auf einen anderen 
ebenso wie sie sorgfältiger arbeitenden Schreiber. 
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unmittelbar anschließenden Literatur, für die der glossen- 
mäßige Ursprung von niemandem angezweifelt wird und 
angezweifelt werden kann, die hier in Frage kommenden 
Glossen keinerlei Besonderheiten aufweisen.!) Sie kommen 
ebenso häufig vor und erscheinen zwanglos als ein Glied 
der Entwicklung, die man auf den Blatträndern glossierter 
Handschriften des 12. Jahrhunderts (zivilistischen und kano- 
nistischen) zu finden und zu erkennen gewohnt ist. Auf- 
fallend ist ferner die ständige Wiederkehr von Varianten, 
die mitunter den Text so stark beeinflussen, daß die Glossen 
im Verhältnis zur parallelen Überlieferung in der Summa 
eine übereinstimmend selbständige Form aufweisen. Zu 
diesen Gründen für eine frühe und unabhängige Existenz 
der Glosse gesellen sich die, die für ihre Priorität sprechen. 
Hier kommt vor allem in Betracht, daß die Glosse stets 
unmittelbar an die Konträrstelle anknüpft, während in den 
Summen die solutio oft von der herbeigezogenen Belegstelle 
getrennt wird, um vorerst deren Inhalt darlegen zu können. 
Dementsprechend fällt auch der Umstand besonders ins 
Gewicht, daß die Glosse als ihrem Wesen nach ursprüng- 
liches Erzeugnis in der überwiegenden Anzahl von Fällen 
eine erheblich kürzere Ausführung gibt, für die sich bei 
Übernahme in die Summa erweiternde Zusätze erläuternder 
und ergänzender Art als notwendig herausstellten. Dagegen 
läßt sich kein triftiger Grund ins Feld führen, um wahr- 
scheinlich zu machen, daß zwecks Übertragung auf die 
Blattränder der Dekrethandschriften die in Summen etwa 
bereits enthaltenen Darlegungen hätten gekürzt werden 


1) Zu beachten ist ferner, daß sich dem Inhalt und der Form 
nach auch kein Unterschied gegenüber gleichartigen Glossen nachweisen 
läßt, die m. W. in Summen nicht zu finden sind. Ein solches ausschließen- 
des Urteil bezüglich dieser Stücke ist jedoch gewagt, da ich selber nur 
einige (wenn auch die hauptsächlich in Frage kommenden) Summen 
zum Vergleich heranziehen konnte, identische Ausführungen möglicher- 
weise an Stellen stehen, wo ich sie weder vermutet noch gesucht habe 
und uns schließlich vielleicht auch nicht alle Summen jener Zeit über- 
liefert sind. Ich habe daher grundsätzlich darauf verzichtet, entsprechende 
Beispiele anzuführen und für die Beweisführung zu verwerten. Sie 
werden aber, sobald eingehende Durchforschung des ganzen Quellen- 
kreises möglich sein wird, ebenfalls ein wichtiges Indiz abgeben. 
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müssen. Auch sind diese Ausführungen meist anderer Art 
und anderen Inhalts als die Glossenadditionen, deren Ent- 
stehung man sich schwerlich anders denn als Zusätze zu 
bereits als solche vorhandenen Glossen vorstellen darf. Er- 
kennt man schließlich einerseits bei schärferer kritischer 
Prüfung die Stellen in den Summen, an denen einer früheren 
lediglich übernommenen Ausführung neue Erklärungen an- 
gereiht werden, so läßt sich, wie bereits angedeutet wurde, 
andererseits für die Glossenform das Bild eines selbständigen 
und rein glossenmäßigen Wachstums entwerfen. Die Ent- 
wicklung führt hier in folgerichtigem Gang von der bei- 
gezogenen contrarietas, die in den Handschriften auch dort!) 
nicht fehlt, wo man die Lösung des Gegensatzes vergeblich 
sucht, zur solutio und von dieser oft zu Glossenadditionen.?) 


1) Man kann wohl ausnahmslos sagen, soweit es sich um eine ent- 
sprechend reichhaltige Zitatenglosse handelt. Daß sie die Grundlage 
aller späteren Arbeiten gewesen ist, wird nicht nur dadurch offenkundig, 
daß nicht selten von dem Schreiber einer späteren Glossenschicht oder 
wenigstens von anderer Hand aus anderer Vorlage die solutio der contra- 
Stelle hinzugeschrieben wird, sondern geht auch daraus hervor, daß 
einheitlich abgeschriebene Glossenmassen neben dem isolierten contra- 
Zitat dieses noch einmal zusammen mit der solutio wiedergeben. Das 
kann nur dadurch erklärt werden, daß hier bereits Vorlagen verschiedener 
Entwicklungsstufen und Schichtung infolge einheitlicher Abschrift in- 
einandergeschoben worden sind. 

2) Gegen etwaige kritische Zweifel sei vorläufig vorbeugend be- 
merkt, daß aus dem Fehlen von ‚„Solutio‘‘ und seinem Ersatz durch 
„Set‘‘ kein Indiz für Herübernahme der Glosse aus den Ausführungen 
der Summe zu entnehmen ist. Richtig dürfte nur sein, daß Rufın stets 
sed anwendet ohne Rücksicht darauf, ob die betreffenden Sätze in einer 
Glosse oder seiner Summe stehen (vgl. auch die signierten Glossen des 
Cod. Oenip. bei Maaßen a.a.O. S. 458). Das ist aber auch gelegentlich 
(nicht ständiger) Sprachgebrauch des Johannes Faventinus in Solutiones, 
die in seiner Summe nicht wiederkehren, so z.B. C.XVIq.1c.32 adv. 
eligi: Supra VII Q. I. Hoc nequaquam (c. 45) cc. Set ille ad penitentiam 
descendit, hic merita augere proposuit quod ubi non exprimitur, ex varietate 
relictarum administrationum presumitur. Io. (Codd. Guelf. fol. 130 vo. 2, 
Haen. fol. 149 vo. 2, 0.V. Phill. fol. 147 r. 2, ad v. monachicam Trev. fol. 131 
vo.1). Unsigniert steht diese Glosse nur im Cod. Trev.; doch ist die Sigle 
hier wahrscheinlich der Fortsetzung der Glossa ordinaria zum Opfer ge- 
fallen, deren Schreiber folgendes hinzufügt: ad administrationem (!); hoc 
plene distinguitur extra. [[III]]J(!) De renunciat(ione). Post translat(ionem) 
(Comp. 111. I. 8. 5). Vgl. die Glossa ordinaria selbst. — Spätere Schreiber 
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Erweist sich demnach auf Grund allgemeiner Er- 
wägungen über die Arbeitsweise der ersten Hälfte des 
12. Jahrhunderts und auf Grund des im einzelnen geführten 
Nachweises die vorgetragene Anschauung auch nur für eine 
Kategorie literarischer Erzeugnisse als richtig, so kann gegen 
die formelle und ursprüngliche Verfasserschaft in bezug 
auf Glossen m. E. auch nirgends mehr ein prinzipieller Ein- 
wand aus der Tatsache hergeleitet werden, daß sich die 
nämlichen Ausführungen wörtlich gleichiautend oder nahe 
verwandt in einer Summe finden. Von sorgfältiger Prüfung 
der Einzelfälle ganz abgesehen, bleibt natürlich auch stets 
die Frage offen, ob Übernahme fremden oder eigenen Gutes 
in den zusammenfassenden Kommentaren vorliegt. In dem 
von uns bisher ausführlicher behandelten Fall des Rufinus 
wird man angesichts des Umstandes, daß die Summa 
spätestens knapp zwei Jahrzehnte nach Bekanntwerden 
des Dekrets und den Anfängen der Schule, die es zur 
Grundlage der kanonistischen Lehre macht, erschienen ist, 
sich in der Regel!) dabei beruhigen können, daß Rufin 
selber der Verfasser derjenigen Glossen ist, die er später 
dem Kommentar einverleibt, der sein wissenschaftliches 
Lebenswerk zusammenfassend darstellt und wohl auch 
abschließt. 

Für die weitere Untersuchung übergehe ich alles, was 
ich aus meinem Material bezüglich Stephans von Tournai 
zur Unterstützung meiner Ansicht beibringen könnte. Ich 
muß eingehende Erörterungen schon deswegen zurück- 
stellen, weil ohne besondere Vorarbeiten zur Zeit die Glossen 


haben oft, wie aus den in den oben angeführten Einzelfällen angegebenen 
Varianten ersichtlich, entweder Solutio vor Set gesetzt oder dieses Wort 
durch das erstere einfach ersetzt. — Daß in den ältesten Glossenschichten 
die fraglichen Stücke meist ohne Verweisungszeichen stehen, scheint 
mir eher ein Argument für als gegen den ursprünglichen Glossencharakter 
zu sein, da die ältesten Parallelstellensammlungen selber nie Verweisungs- 
zeichen haben und die Anknüpfung der Glosse an ein „contrarium‘“ 
die Bezugnahme auf ein bestimmtes Textwort keinesfalls erfordert. 


1) D. h. soweit nicht bestimmte, aus dem Gang der Darstellung 
selber zu entnehmende Gründe auch eine andere Möglichkeit erkennen 
lassen oder nahelegen. Nur selten kommt entscheidend eine Sigle zur 
Hilfe. Vgl oben S. 4382. 
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nirgends mit einem zuverlässigen Text der Summa!) ver- 
glichen werden können, glaube diese Lücke der Darstellung 
jedoch auch deswegen in Kauf nehmen und vertreten zu 
dürfen, weil ich mir dessen bewußt bin, daß die Anzahl 
der angeführten Beispiele für sich allein die Beweisführung 
nicht entscheidend fördern kann. Es wird aber auch wohl 
niemand übersehen, daß bei der überragenden Bedeutung, 
die der Wirksamkeit des Rufinus für die Frühzeit der 
Kanonistik zukommt, die auf seine Summa bezüglichen 
Ausführungen symptomatische Bedeutung hinsichtlich der 
Arbeitsweise der ganzen ersten Periode gewinnen, und da 
das Ziel vorliegender Untersuchung sich darauf beschränkt, 
die grundsätzliche Bedeutung der Glossen für die Zu- 
sammensetzung der Summen zu klären, so dürfte dieVer- 
sicherung genügen, daß sich auch die Tätigkeit Stephans 
in den in Frage kommenden Glossenmassen in ähnlicher 
Weise wie für Rufin, wenn auch vielleicht nicht mehr in 
gleichem Umfange?), nachweisen läßt.?) 

Erheblich schwerer fällt es dagegen ins Gewicht, daß 
ich mir bei der literarhistorischen Beurteilung der Summa 
des Johannes Faventinus Zurückhaltung auferlegen muß. 
Wenn auch in den Kommentaren des Rufin und noch viel 
mehr in dem des Stephanus bereits zusammenfassende 
Arbeiten von Vorgängern als Vorlage benutzt und aus- 
geschrieben worden sind, so geschieht dies doch in der 
Summa des Johannes Faventinus in einem solchen Um- 
fange, daß man sehr wohl der Meinung sein kann, er hätte 


1) Daß die Schultesche Ausgabe auch dort, wo sie nicht in gänz- 
licher Verkennung pflichtgemäßer Editionsgrundsätze sich statt eines 
Textes mit einem allgemeinen Hinweis auf Rufin, Roland oder Paucapalea 
begnügt, keineswegs als brauchbare Grundlage für die Forschung, ins- 
besondere für quellenkritische Untersuchungen angesehen werden kann, 
ist so sehr berechtigte communis opinio, daß ich auf Literaturnachweise 
verzichten zu dürfen glaube. Vgl. die Angaben Singers, Summe des 
Magister Rufinus S. XLVIlI Anm. 11. 

2) Was darauf beruht, daß Stephan in der Lage ist, in viel aus- 
gedehnterem Maße Summisten auszubeuten, als sein unmittelbarer Vor- 
gänger Rufin. 

8) Einzelnes ist gelegentlich z. B. oben S. 399°, 411?, 4222, 4294, 
432! mitgeteilt worden. 
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für die spärlichen eigenen Ausführungen weitere Vorarbeiten 
als diejenigen, die schon von anderen geleistet und in Sum- 
men zusammengetragen waren, gar nicht benötigt, An- 
regungen zur Abfassung von Zusätzen seien lediglich aus 
dem Ineinanderfügen der Werke Rufins und Stephans aus- 
gegangen.!) Andererseits steht fest, daB Johannes überaus 
zahlreiche, inhaltlich wertvolle, selbständige und in der 
Folgezeit allgemein beachtete und verwertete Glossen ver- 
faßt hat?), daß er also in bezug auf diese Arbeit an Ori- 


1) Ob diese Arbeitsweise, die gegenüber der Glosse eine ganz anders 
geartete Einstellung zur Schau trägt und von der bisher üblichen dadurch 
abweicht, daß sie die bereits bekannten Gesamtkommentare zur wesent- 
lichen und ständig beibehaltenen Grundlage der Darstellung macht, von 
den Zeitgenossen als etwas grundsätzlich Neues angesehen wurde, und ob 
deshalb im Anschluß an die Kompilation des Johannes das Wort Summa 
als technische Bezeichnung für solche Werke üblich wurde, kann natür- 
lich nur vermutet werden. Zeitlich würde dies zu dem Aufkommen 
der neuen Terminologie gut passen (vgl oben S. 414° und mit besonderer 
Anwendung auf Johannes die Distinctiones Bambergenses bei v. Schulte. 
Zur Geschichte der Literatur über das Dekret III. Wiener S.-B. LXV, 
S. 65 [Sonderdruck S. 45] nach der Hallenser Hs., die mit Cod. Bamb. 
can. 17 [fol. 85 vo. 2] genau übereinstimmt). In diesem Zusammenhang 
scheint auch der Ausspruch des Johannes Andrese (in seiner Additio 
zum Prooemium des Speculum des Guil. Durantis) eine besondere literar- 
historische Bedeutung zu gewinnen. Er lautet: — ex Ioanne Faventino, 
qui in sua lectura Decreti, quae illo tempore Summae nomen arripuit, 
et hucusque servavit — (Ed. Basil. 1574). Man ist zwar geneigt, diese 
Worte zunächst dahin auszulegen, daß mit summa schlechthin stets 
das Werk des Johannes Fav. gemeint sei, aber dann würde wohl der 
Nachsatz: et hucusque servavit für die Mitte des 14. Jahrhunderts uh- 
richtig werden und der Gegensatz Lectura — Summa nicht zu seinem 
Recht kommen. 4 

2) M.E. sind alle mit Io. signierten Dekretglossen aus der hier in 
Frage kommenden Zeit dem Johannes Faventinus zuzuschreiben. Da- 
für sprechen zunächst die überaus zahlreichen Fälle (auf die hier-im ein- 
zelnen nicht eingegangen werden kann), in denen sich aus Zitaten solche 
Glossen unmittelbar als sein Eigentum nachweisen lassen. Ganz undenk- 
bar ist es aber ferner, daß bei den Tausenden von Io.-Siglen, die uns 
erhalten sind, nicht ein einziges Mal ein Zusatz vorkommen sollte, der 
einen anderen Johannes als den Faventiner Bischof spezifiziert, wenn 
eine Verwechslung überhaupt im Bereich der Möglichkeit gelegen hätte. 
Wenn in diesem Zusammenhang (vgl bes. v. Schulte, Glosse S.18, 38) 
ein Johannes Hispanus genannt wird, so ist darauf zu entgegnen, daß ein 
Kanonist dieses Namens als (vielleicht etwas jüngerer) Zeitgenosse des 
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ginalität und Fülle des Gebotenen von keinem seiner Vor- 


gänger und Zeitgenossen in den Schatten gestellt wird.!) 


Inwieweit die in den Glossen vertretenen Ansichten die 
Bearbeitung der Summa beeinflußt haben, wird Gegen- 
stand besonderer Nachforschungen sein müssen, die nur 
auf Grund einer analytischen Edition der Summa mit Er- 


Johannes Faventinus bis zum Beweis des Gegenteils in das Reich der 
dem Johannes Andreae unterlaufenen und von ihm verschuldeten Miß- 
verständnisse zu verweisen ist. Außer seiner Notiz und der bloßen Er- 
wähnung bei Durantis (im Speculum) findet sich von Jo. Hispanus nir- 
gends eine Spur. Zwar äußert auch v. Schulte, Geschichte der Quellen I 
S. 149 Zweifel an der Existenz dieses Dekretisten, schreibt ihm aber 
doch auf der folgenden Seite aus ganz unhaltbaren Gründen die Summa 
Lipsiensis zu. Dagegen hat bereits Heyer, Z.S.St. Kan. Abt. II S. 394, 
dem ich mich aus hier nicht näher darzulegenden Erwägungen anschließe, 
Einspruch erheben; ebenso vorher schon Saltet, Les reordinations 
S. 334 3, 

1) Es mutet deshalb denjenigen, der Johannes aus seinen Glossen 
kennt, seltsam an, wenn er stets geringschätzig als Plagiator gebrand- 
markt wird: niemand ist in der Folgezeit stäıker ausgebeutet worden 
als gerade er! — Ich glaube im übrigen sehr vorsichtig zu schätzen, 
wenn ich angebe, daß sich aus seinen Glossen eine „Summa‘‘ zusammen- 
stellen ließe, die mindestens gleichen Umfang hat wie seine Kompilation 
aus Rufin und Stephanus. Schließlich ist gegen die Verwendung des 
Wortes Plagiat im heutigen Sinne schon deswegen Einspruch zu er- 
heben, weil Johannes auf den kompilatorischen Charakter seiner Summa 
selber aufmerksam macht und die Absicht, sich betrügerischerweise 
fremdes Gut anzueignen, bei ihm nirgends zu erkennen ist (vgl. auch 
Singer a.a.O. S. XLVI). Man verkennt aber, wie ich glaube, auch 
die historisch allein zutreffende Anschauung, wenn man Männer, die 
um die Mitte des 12. Jahrhunderts wissenschaftlich und ihrer Lebens- 
stellung nach auf der Höhe des Lebens gestanden haben, als Plagiatoren 
bezeichnet. Wer in jener Zeit die Qualifikation, eine Autorität zu sein, 
für sich in Anspruch nehmen konnte — und Johannes ist von Zeit- 
genossen und Nachfolgern stets als Autorität behandelt worden —, der 
verlieh fremden Ausführungen durch das Gewicht seiner Stimme auch 
dann neue Kraft, wenn er sie im Wortlaut unverändert vortrug. Be- 
zeichnend ist eine Glosse, die ich im Cod. Haen. 10 fol. 23 r.2 zur Summa 
Codicis des Placentinus fand, und zwar zur Einleitung (vgl. Pescatore, 
Beiträge II S. 15 Zeile 15) ad v. Iste liber $ Iustiniani dicitur ad differen- 
tiam gre(goriani), theodosiani et hermogeniani; vel dicitur iustinieni 
ratione compositionis sicut decreta gratiani, nam omnia et merito nostra 
facimus cum eis a nobis omnis (Hs.: -nibus) inperciatur auctoritas. 
pilllius). Es wird hier zwar lediglich die o. Deo auctore $ 6 zitiert (vgl. 
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folg in Angriff genommen werden können.!) Aber schon jetzt 
lehrt eine lediglich vorläufige Prüfung der Frage zweifels- 
frei, daß Johannes eigene Glossen in nennenswertem Um- 
fang seiner Summa nicht einverleibt hat.?) Ob dies eine 
zutreffende Erklärung durch die Annahme erfährt, daß. 
Johannes in dem für uns erkennbaren großen Maßstab erst 
nach Abfassung der Summa zu glossieren begonnen hat, 
muß dahingestellt bleiben, wenngleich die Gründe, die 
v. Schulte?) für diese Ansicht beibringt, als unrichtig be- 
zeichnet werden dürfen.) Aber wie dem auch sei, für die 


oben S. 441°), der Zusammenhang, in dem dies geschieht (decreta gra- 
tiani!), ist zu auffällig, um nicht auch ein Kennzeichen für die Auffassung 
des 12. Jahrhunderts abzugeben. — Ob die Glosse die Sigle pi. zu Recht 
führt, und ob sie zur Summa des Placentinus geschrieben wurde, konnte 
ich nicht näher prüfen. Sie verdient aber m. E. auf jeden Fall Be- 
achtung. 

1) Ich bin demnach, im Gegensatz zu Gillmann, Arch. f. kath. 
K.-R. LXXXIX S. 460 ?, der Ansicht, daß eine solche Arbeit von sehr 
großer Bedeutung wäre. Sie setzt allerdings eine gute Edition der Summa 
des Stephanus voraus. Eine Wiedergabe der wörtlich entlehnten Partien 
ist natürlich nicht erforderlich, ee würde gegebenenfalls Mitteilung er- 
heblicher Varianten genügen. — Leider fehlt in der Rufinausgabe von 
Singer das für mühelose Handhabung des Textes für quellenkritische 
Zwecke unbedingt erforderliche Hilfsmittel der Zeilenzählung. 

3) Keinerlei Anhaltspunkte ergibt die Einleitung, die Johannes 
seiner Summa voranschickt (vgl. v. Schulte, Rechtshandschriften 
Wiener 8.-Ber. LVII S. 580). Mit „quam ex his que a doctoribus audivi, 
quamaque ex illis que ex proprio ingenio elicui‘'können zwar Erörterungen 
gemeint sein, die als Glossen (johanneische und solche anderer Dekretisten) 
entstanden sind, aber ebensogut auch nicht aufgezeichnete Meinungs- 
äußerungen, die erst in der Summa schriftlich fixiert werden sollen. 

3) Die Glosse zum Dekret Gratians S. 36, 43. — Geschichte der 
Quellen I 8. 138 ff. 

4) Daß die Einleitung zur Glosse, die v. Schulte a.a.O. dem 
Johannes Faventinus zuschreibt, nicht von ihm stammt, hat bereite 
Heyer, 2.S.St. II 8. 338 4 zutreffend bemerkt. Insbesondere läßt es 
sich, soweit ich sehe, für keinen einzigen Fall nachweisen, daß Johannes 
Dekretalen Alexanders III. zitiert hätte. Die einzige Stelle, die meines 
Wissens v. Schulte aus dem Cod. lat. Mon. 10244 anführt (Glosse S. 17 
unter Nr. 5), ist aus Kontamination zweier Glossen entstanden, von denen 
nur die zweite Johannes zugeschrieben werden kann, wie ein Vergleich 
mit den Überlieferungen in den Codd. Haen. und Trev. beweist. Im Cod. 
‚Haen. (fol. 159 r. 1) steht ohne Sigle nur der erste Teil der Glosse des 
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Beurteilung der literargeschichtlichen Entwicklung ist der 
Umstand. daß die Tätigkeit des Summisten im Vergleich 


Cod. lat. Monac. bis sicut dignum. Ähnlich, nur viel kürzer ist eine: 
sachlich übereinstimmende Glosse im Cod. Trev. (fol. 139 vo. 2) adv. Si 
quis suadente. Sie lautet: $ Hec constitutio multas exceptiones (habet) 
sicut in decreto alex. III. Sicut dignum est continetur (o. 8... Ebendort 
steht aber als besondere Glosse ad v. absolvere das mit Io. signierte 
Stück $ Ex hoc verbo — solvere posse. Io. Interpoliert ist im Cod. lat. 
Monac. auch die von Schulte a.a.O. S. 15, 91° (!) mitgeteilte Glosse zu 
C.XIq.3c. 2483 adv. anath. Es ist nach übereinstimmender Überliefe- 
rung in den Codd. Trev. (fol.112 vo.2) und Guelf. (fol. 107 r.2) das Stück 
immo — si quis suadente (Schulte a. a. O. Zeile 4-6 der Glosse) nicht 
johanneisch, was übrigens auch aus seinem Inhalt ohne weiteres hervor- 
geht. Hier läßt sich an einem hübschen Beispiel verfolgen, wie die 
Interpolation entstanden ist. Der in beiden Hss. signiert überlieferten 
Glosse ($ Ego puto eum —!) werden folgende unsignierte Bemerkungen 
hinzugefügt; Cod. Guelf.: huic glose derogatum est per C. XVII Q. IIH. 
Si quis suadente (!!) (c.29) et per generalem consuetudinem; in Cod. 
Trev. steht von späterer Hand: huic glosule derogatum est per decretalem 
de sen. exco. Cum non ab homine 1. II (Comp. II. V. 18. 3), quia statim 
ex quo Scit eum esse excommunicatum, statim tenetur eum vitare ut 
dicitur in eadem decretali. — Ein Kommentar zu diesem Tatbestand 
erübrigt sich. Die Glossen der Münchener Hs. scheinen, wie sich dies 
ja auch aus den bei Gillmann, Die Abfassungszeit der Dekretglosse 
des Clm. 10244 unter Heranziehung des Cod. Bamb. can. 13 verschiedent- 
lich mitgeteilten Stellen (vgl. bes. Arch. f. kath. K.-R. XCII S. 205 ff.) 
ohne weiteres ergibt, nur mit großer kritischer Vorsicht und unter sorg- 
fältiger Heranziehung anderer Hss. verwertet werden zu dürfen. — In 
allen anderen (übrigens seltenen) Fällen, in denen ich Dekretalenzitate 
in johanneischen Glossen gefunden habe, ließ sich immer unter Heran- 
ziehung anderweitiger Überlieferung der Nachweis der Interpolation. 
führen. Vgl. auch unten S.471°®g.E. Ein einziges unanfechtbares Extra- 
vagantenzitat ist mir in einer Glosse zu C. II q. 5 c. 16 (Cod. Trev. fol. 83 r.2, 
wo die Paleae fehlen) begegnet, und zwar ad v. se nolle periurare (in der 
Ha. fälschlich zu c. 18 ad v. perpetrare feci) $ Hinc argue quemlibet 
minus integri status vel ignotum a testimonio ferendo vel purgationis. 
participio auctoritate iudicis posse repelli. Quomodo enim iudex scire: 
poterit eum se nolle peierare, cuius famam vacillare non dubitat, vel 
cuius mores et conversationem prorsus ignorat? Remotiores ergo ex- 
cluduntur cum sit mentio vicinorum. Argue quoque ex eo quod diecitur 
se periuare, quod prugationis participes in animam suam iurare debent 
(Hs.: -eat). Simile I. XXXIII q. 1. De his (c. 2), Idem etiam ex quo- 
dam extra. Qualiter frater. conicitur, in quo forma purgationis taın prin- 
cipalis persone quam sociorum apertius continetur. Et nota — (auch 
weiter sehr umfangreiche Glosse) — retroacte vite evidens turpitudo. 
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zu der des Glossators Johannes sich in Formen abspielt, 
die durch anfängliche Anlage der Arbeit und die dabei 
befolgte Arbeitsweise sich grundsätzlich voneinander unter- 
scheiden, von außerordentlicher Bedeutung, und es darf als 
wahrscheinlich angesehen werden, daB die künftige For- 
schung auch an diese Tatsache wird anknüpfen müssen, 
um zu einem klaren und befriedigenden Urteil über die 
Dekretistenliteratur zu gelangen. 

Der einzelne vermag bei der Fülle der noch zu be- 
wältigenden Vorarbeiten nicht viel, und ich muß und kann 
mich aber auch für unsere Zwecke darauf beschränken, 
anzugeben, wie selten ich trotz eifrigen Nachforschens auf 
identische Überlieferung beim Vergleich von Glossen und 
Summa gestoßen bin. 

Ein lehrreiches Beispiel des engsten hier anzutreffenden 
Verwandtschaftsverhältnisses ist bereite oben S. 436* mit- 
geteilt worden. — Im Cod. Trev. (fol. 63 r.2) steht zu D. 95 
c. 3 ad v. crismate folgende Glosse: $ Id est unctione habito 
respectu non ad rem ipsam set ad nominis ethimologiam. 
Non enim crismate sed oleo unctionis ar. I. VII q. 1 Petisti 
(c.17)et1. XXXIgq.1 Hac (c.9). Io.!) In der Summa steht 
(Cod. Frankf. fol. 37 vo. 1/2) nach einer zunächst Stephan 
(bis baptizandorum, vgl. Ed. Schulte S. 116), dann Rufin 
(Set aut huic ordini — permittitur, vgl. Ed. Singer $. 190) 
entlehnten Darstellung folgender Passus: Vel ad interpre- 
tationem vocabuli crisma enim unctio sonat et est tangere 
crismate id est unctione. Et est hic crisma pro oleo 


convincit ut B. XVI. Nobilis. Io. Die Extravagante Qualiter frater ist 
demnach lediglich die Palea c. 17 derselben Causa und quaestio. Vgl. 
dazu Gillmann, Arch. f. kath. K.-R. LXXXVIIH S. 470 (Nr. 15 mit 
Anm. 1). Dagegen teilt Johannes in einer Glosse zu C. XVI q.3 0.15 
ad v. cathedre den Wortlaut der von Gratian nicht aufgenommenen 
Schlußsätze einfach mit: $ Sane si episcopi — sequentur aut duorum. 
Hoc est ex eodem capitulo. Io. (Cod. Trev. fol. 135 vo.1). Vgl. zu diesem 
Trennstück Juncker, Collectio Berolinensis, 2.S.St. Kan. Abt. XIII 
S. 390 und 418 (Tabelle zu Nr. 98). 

1) Im Cod. Guelf. (fol.49 vo.1) steht ad e. v. folgende verwandte 
Glosse $ Id est unctione secundum interpretationem nominis ut VII Q. I. 
Petisti, vel oleo. Et est synodoche, pars pro toto (Zusatz von anderer 
Hd.:) vel largo modo accipitur ut I. XXXI Q. I. Hao ratione. ar. 
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positum tantum. scilicet pro parte totum per sinodechem 
ut illud — quam multum glomerantur aves ubi frigidus 
annus estum fugat!) — annum pro hieme posuit. Namnon 
penitentibus hec littera —. Mit den folgenden wie- 
derum Rufin entiehnten Ausführungen der Summa steht 
die Glosse ad v. non penitentibus in nur sehr entfernter 
Beziehung. Sie lautet: $ In originali habetur nam peni- 
tentibus etc. quod de cathecuminis egrotantibus intelli- 
gendum; nam preter dona baptismi cetera sacramenta in- 
fidelibus credi non possunt. Hic sensus ex superiori parte 
tractatus, unde hoc c. sumptum est manifeste innuitur. 1o.?) 
Nicht signiert ist dagegen die unmittelbar vorhergehende 
Glosse ad v. dictum est, die zur Summa des Rufinus in 
nächstem Verwandtschaftsverhältnis steht und folgender- 
maßen lautet: $ Si de penitentibus legitur intelligamus 
sollempniter penitentes, quibus ante peractam penitentiam 
omnia sacramenta denegantur nisi extrema necessitas coege- 
rit. Ergo et hoc nisi desperatus fuerit. — Bisher ist mir 
nur ein einziges Mal Entlehnung aus einer Rufinschen 
Ausführung in Glossen des Johannes begegnet. Es handelt 
sich um folgendes Stück?) zu C. XXIII q.1 c.2 ad v. 
Nescivi fratres®) oder intelligerent®): Supra®) XXII. Q.II 
Nec?) (c. 13) ar. cc. Solutio. Quod de paulo hic dicitur, 
quod®) (Hs.: hic) etiam de abraam dicitur, quod mentitus 
fuerit pueris suis qui remanserunt cum asina, sic solvitur 


ı) Hs.: — giant — fugidus. Vgl. Verg. Aen. 6, 311; dazu Servius, 
Ed Thilo II. S. 54 Vers 309. 

#2) Vgl. dazu eine Glosse des Cod. Guelf. (fol. 49 vo. 1) ade. v. (I.-GL] 
id est inpenitentibus (vermittels Verweisungszeichen auf dem Rand fort- 
gesetzt) $ Alia litera pe(nitentibus). Nisi auctoritate maioris vel in magna 
necessitate. Vel pe(nitentibus), id est cathecuminis, quia cum baptis- 
mum non habeant, quod est ianua sacramentorum ut 8. di. XXXII. 
$ Verum (D. Gr. p. c. 6), alia sacramenta eis dari non debent. 

?) Dreimal, und zwar stets signiert überliefert in den Codd. Trev. 
(fol 151 r. 2), Haen. (fol. 172 r.2) und Guelf. (fol. 153 vo. 1). 

*) Cod. Guelf. 

5) Cod. Haen. — Im Cod. Trev. ohne Verweisungszeichen. 

®) Cod. Haen.: prox(ima) C. 

?) Cod. Guelf. infolge Schreiberversehens: Ne quis. — Ich gebe den 
Text nach der korrekteren Wolfenbüttler Hs. Die Varianten sind be- 
deutungslos. 8) So die Codd. Haen. und Trev. 
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ut dicatur eos licet mentitos fuisse, non tamen pecasse — 
sapparebant; et hec sola mendacia culpa carent ut ait aug. 
in libro que(stionum) (v.) et no(vi)!) t(estamenti). Io. Der 
vorstehend nicht mitgeteilte Satz findet sich bei Rufin in 
der angeführten Konträrstelle; dort und genau ebenso wie 
bei Rufin aber auch in der Summa des Johannes (Cod. 
Frankf. fol. 97 vo. 1). 

Sonst habe ich bis jetzt in Glossen des Johannes 
Faventinus nie mehr als kurze Anklänge an Sätze, die 
sich in der Summa finden, entdecken können und auch 
solche Fälle sind verhältnismäßig selten.?)®) Überaus inter- 
essant sind demgegenüber die paraphrasierenden Glossen, 
die in genau derselben Gestalt, wie sie in Summen (als 
einer ihrer Hauptbestandteile) erscheinen, sich auf den 
Rändern der Dekrethandschriften eingetragen finden. Ich 
führe ein möglichst kurzes Beispiel aus C. XXXV q. 2 et 3 
c. lad v. De affınitate an, das außer im Cod. Phill. (fol. 257 


1) Soalle Ha.! Nur Cod. Trev. hat: libro q. 11 (L: v.) et. no. t. 

2) Selten sind auch die m. W. unsigniert überlieferten Glossen, die in 
die Summa aufgenommen worden sind. Erwähnt sei folgende, mir aus drei 
Has. (Phill. II fol 260 vo. 2, Guelf. fol 241 vo. 2, Trev. fol. 219 vo. 1)bekannte 
Glosse ad v. secularium legum C. XXXV q.8 c.1. $ Incestas enim 
nuptias contrahentis (Guelf. -ium) pena est confiscatio tam dotis quam 
ceterorum, exilium et cinguli (Cod. Trev.: -lum) si quo potitur spoliatio 
et verberatio (Cod. Trev.: si humilis est ut Inaut. De incestis et inutilibus 
nuptiie $ Sancimus [Nov. XII $1]). In der Summa heißt es (Cod. Frankf. 
fol. 128 vo. 1): secularium legum secundum quas iniustas nuptias con- 
trahentium pena est confiscatio tam ceterorum bonorum quam dotis et 
cinguli si quo potitur expoliatio, exilium, verberatio. Abgesehen von 
der Frage, ob dieser Satz schon in der Summa des Stephanus zu finden 
ist, handelt es sich im wesentlichen jedoch hier sicher um Bologneser 
Gemeingut. Vgl die Schrift De verbis quibusdam legalibus $ 53. 
Ed. Patetta (BiblL jur. medii aevi II S. 1310). Dazu oben S. 413°. 

3) Bisher ist mir nur eine Glosse (die einzige dieser Art überhaupt) 
vorgekommen, die ich selber, so wie sie uns erhalten ist, für eine Ent- 
lehnung aus der Summa des Johannes halten möchte. Sie steht nur im 
Cod. Phill. (II) foL 45 r.2 zu D.63 c. 1 (o. V.) (von einer Hd., die mit 
den Schriftzügen der Haupthd. der zweiten Glossenschicht sehr nah 
verwandt ist, eingetragen) und lautet: $ Quidam ius patronatus habent 
in ecclesiis quidam non. Item ecclesiarum quedam habent collegium 
quedam non. Item habentium collegium quedam est prelata alteri 
quedam non. Laici ergo qui non habent ius patronstus nunquam de- 
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r.2) auch im Cod. Guelf. (o. S.) (fol. 237 r. 2) steht.!) Es 
lautet: $ 2)Id est de affinibus primi generis placuit obser- 
vare, ne iungantur usque ad septimam generationem, 
derivatam?) subaudi per gradus cognationis non per 
gradus qui sunt ex parte appositionis. Vere septem sunt 
gradus cognationis in quibus affinitas observatur. Namt) 
hereditas etc. usque ad septimum gradum id est usque 
ad quartum decimum gradum legalem, qui est septimus 
secundum canones ut in Q. V. c. II. Io. Noch bemerkens- 
werter als diese Erörterung in Glossenform (die keinesfalls 
eine vereinzelte, wenn auch keine sehr häufige Erschei- 
nung darstellt), ist der Umstand, daß sie in der Summa 
des Johannes auch nicht in ähnlichen Ausführungen zu fin- 


bent interesse (electioni) nisi ut in principio d. diximus (!!). Qui ius 
patronatus habet, si ecclesialm) collegium non habet fatiet ipse eleccio- 
nem, si collegium habet erit unus de eligentibus ut J. C. XVI q. ult. (7). 
Decernimus (c. 32) et C. XVIII q.I (so auch Cod. Frankf. statt II). 
Abbatem (c. 4). Si vero ecclesia prelata est alteri ut episcopatus, 
in illis (Cod. Frankf. nullus) laicus de eligentibus non (von der Hd. der 
Glossenschicht III darübergeschrieben) esse debet, nisi forte fundaveri[n]t 
eam vel locupletaverit. Bis auf geringfügige Varianten steht diese kunst- 
gerecht durchgeführte Distinktion ebenso in der Summa; wenn nun auch 
in der Glosse erst von der Hd. der Glossenschicht III der Schlußsatz: in 
quo casu secundum quosdam (Cod. Frankf.: ut quidam dicunt) principes 
sepe admittuntur hinzugefügt worden ist, so läßt sich doch der Passus: 
ut in principio di. diximus kaum anders denn als Bestandteil einer Summa 
erklären. Zwar fehlt gerade dieser Satz in der Summa Lipsiensis (Cod. 
Lips. 986 fol. 60 r.1), die die Distinktion mit einer Umstellung, jedoch im 
wesentlichen identisch (Anfang: Laicorum quidam habent patronatum) 
überliefert, aber bis auf weiteres wird die Glosse kaum anders als oben 
geschehen zu charakterisieren sein. 


1) Die Summa Lipsiensis (Cod. Lips. 986 fol. 260 r. 1/2) übernimmt 
teilweise (und mit Umstellung) die Ausführungen der Summa des Jo- 
hannes. Von unserer Glosse dürfte sie im übrigen kaum beeinflußt sein. — 
Die Sätze ad v. observare und succederent der Summa des Johannes 
stehen als Glossen im Cod. Phill. (II) (VI statt hos!). Vgl. unten 
S. 4711. 

%) Cod. QGuelf. schickt Id est propinquitate voraus. 

8) Cod. Guelf.: denumeratam. 

%) Cod. Guelf.: Nam etiam. 

6) Außer solchen mit Jo(hannes Faventinus) signierten habe ich 
gleichgestaltete Glossen gefunden, deren Sigle Gandulfus und Bazianus 
als Verfasser ausweisen. Vgl. dazu oben 8. 410!, 412f. 
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den ist!), und daß im Cod. Trev. fol. 214 vo. 2 zum gleichen 
Kapitel ad v. cognationis nur ihr letzter Bestandteil $ Id 
est usque usw., und zwar ebenfalls mit Io. signiert wieder- 
kehrt. Es liegt auf Grund dieses Tatbestandes überaus 
nahe anzunehmen, daß der Prozeß, demzufolge durch Zu- 
sammenstellung von Einzelglossen Summen entstehen, mit- 
unter bereits auf den Rändern der Dekrethandschriften 
einsetzt.?) 


ı) Im Cod. Frankf. fol 126 r. 1 steht De affinitate con(sangui- 
nitatis) id est que consanguinitatis est — (= Rufin) procedit usque 
inseptimam. Istud dsque inclusivum est. observare ne scilicet infra 
hos gradus inventi carnaliter copulentur. hereditas rerum id est 
facultas temporalium per legales instrumentorum diffinitiones, 
id est per legum sanciones que loquendo de successionibus de instrumentis 
quibus deferuntur, id est testamentis et codicillis loquuntur, id est us- 
que ad septimum et etiam ultra, sed infra non subsistit. succede- 
rent (Hs.: -dr) ab intestato. 

3) Ein kurzes Beispiel möge hier vorläufig die Art und den weiten 
Umkreis veranschaulichen, in dem die Glossen des Johannes die Dekret- 
literavur der auf ihn folgenden Generation durchsetzen. Im Cod. Phill. (II) 
fol. 134 vo. 1 findet sich zu C. XII q.2 c. 70 ad v. non exeat folgende 
Glosse, die, wie sich herausstellen wird (obgleich die Sigle fehlt), ihn 
zum Verfasser hat. Sie lautet: $ Hinc collige calicem sacratum hon esse 
dandum pagano dicenti se occisurum captivos nisi ei detur. Pernitiosa est 
enim hec (Hs.: hic) dispensatio ut nos committamus minima ne aliiincidant 
in maiora. Supra di. XIIII Quod ait (c. 1). Quibusdam tamen placet 
in contrarium Infra XXIII q. III). $ Item ab aliquo (D. Gr. p. c. 1). 
— In der Summa habe ich eine Spur dieser Ausführungen nicht ent- 
decken können. (Zu dispensatio usw. vgl jedoch das Stroma Rolandi 
Ed. Thaner S.141 Z.13.) Es heißt dort (Cod. Frankf. fol.75 r.2): forma 
id est calix, quo misticum poculum id est Christi sanguis sumitur, in sua 
forma non vendatur private persone, licet ecclesie possit vendi in eadem 
forms, quod notatur per hoc verbum exeat, non enim de ecclesia exire 
videtur cum alii ecclesie venditur. Dagegen läßt sich die Summa Lip- 
siensis (Cod. Lips. 186 fol. 161 vo. 2) bereits folgendermaßen vernehmen 
(über Simon von Bisignano wird aus bestimmten Gründen besonders zu 
berichten sein): non exeat Q(uasi) d(icat) non debet vendi [[ptate]] per- 
sone private in illa forma. Set queri solet an calix sacratus dandus sit 
pagano cum minatur captivum occidere nisi detur. Et periculose ad- 
mittitur huius(modi) compensacio ut nos committamus minima, ne alij 
committant maiora ut supra di. XIIII. Quod ait. Quidam tamen ex 
equitate dicunt hoc faciendum esse, quibus gratianus consentire videtur 
Infra [X]JXXIII Q. III $ Item si ab aliquo. Item queritur an si quis 
capt(ivjus iuraverit se soluturum usw. Huguccio (Cod. Lips. 985 fol. 143 
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Mit diesem Beispiel schließe ich die Darlegung alles 
dessen, was mir für die Frühzeit der Dekretistenschule 


vo. 1) äußert sich ähnlich und scheint den gleich noch zu erörternden 
Glossen näher zu stehen: — sed ecce laicus aliquis forte christianus 
vel paganus vult occidere captivos nisi dentur ei vasa sacrata in eadem 
forma. Sunt ei danda? g(andulfus) dixit quod sic et gratianus videtur 
idem innuere ut [X JXXILI q. II $ Item ab aliquo. Set credo non esse 
danda ut hic dicitur: nulla enim compensatione alicuius boni est peccan- 
dum ar. di. XIIII Quod (Hs.: qui) ait et XXII q. II Primum (c. 8) 
et XXXII q. VIII c. 1 unde sequitur nec ad usus nefarios —. Von 
den Glossen sei zuerst die des Cod. Guelf. (fol. 118 vo. 2) erwähnt. Sie 
lautet (o. V.; Parallelstellen ad v. vel seculorum, darunter): $ ar. quod 
non debet vas sacrum in sua forma dari infideli etiamsi dicat aliter se 
velle captivos occidere. Secundum quosdam dandum est. Secundum 
G{andulfum). Secundum jo(annem) non quia non est ea compensatione 
peccandum ut ar. di. XIIII Quod ait, I(nfra) (!) XXXII Q. VIII ce. 1. 
Sed gra(tianus) videtur consentire ut detur ut I(nfra) XXIII Q.III 
& Item ab aliquo ar. contra. Item si hec est ratio quare vasa sacra Con- 
flantur scilicet ne in manus secularium veniant, ergo si qua vendantur 
ecclesie, non veniant in usus nefarios. — Im Cod. Haen. (fol. 138 vo. 
oberer Rand) ad v. forma hat offenbar eine Kontamination zweier Glossen, 
einer paraphrasierenden und einer anderen stattgefundenen, die zwischen (') 
der des Cod. Trev. und der des Cod. Guelf. steht: $ Quod non debet vas 
ecclesiasticum servata forma dari infideli etiamsi diceret se [non] inter- 
fecturum captivog. et vocantur nefarii infideles ar. cc. XXIII Q. III[I] 
Item ab aliquo. exeat. quasi dicat ambr(osius): si volueris vendere 
potueris confracta et conflata, si vero volueris vendere forma servata 
tunc non: non exeat de ecclesia, non permitto ut aliter vendantur; 
vel non exeat. id est non vendantur private persone. unde sumitur 
ar. quod ecclesie etiam (in) forma sua vendi possunt, non enim dicuntur 
exire de ecclesia si enim ecclesie vendantur. Quod si paganus captivum 
nolit dimittere nisi vas unciatum in sua forma ei detur, secundum 
quosdam dandum. G(andulfus) (? vgl. den Wortlaut des Cod. Guelf.!). 
Secundum Io(annem) non; non est enim ea conpensatione peccandum 
ar. di. XIIII Quod ait et XXXII Q. VIII c.1. Gra(tianus) videtur con- 
sentire ut detur [ut videtur] ut I(nfra) usw. = Cod. Guelf. bis auf Schreib- 
fehler. Vgl. auch die (durch Lese- oder Druckfehler ?) bis zur Unkennt- 
lichkeit entstellte Glosse des Cod. Monac. 10244 bei Schulte, Glosse 
S. 16. — Zum Schluß sei noch die Glosse des Cod. Trev. (fol. 121 vo.1) 
erwähnt: (o. V.) $ Quid si paganus captivum nolit dimittere nisi vas 
unciatum in sua forma ei detur? Secundum quosdam dandum, 
secundum Io. non; non est enim ea compensatione peccandum ut 
di. XIIII Quod ait. ar. I. ex Super eo. f. VI et C. XXXII q. VIII 
C.1. XNonne simon(ia) committitur si calix in sua forma vendatur ? 
Nonne calix sacratus est sicut ecclesia? — Die angeführten, in einem 
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bisher zu finden vergönnt war. Eine endgültige Lösung 
des Problems wird gewiß nur auf Grund. systematischer 
Durchforschung einer erheblich größeren Anzahl von Dekret- 
handschriften mit vorjohanneischen Glossen erhofft werden 
können.!) Es ist auch zuzugeben, daß bei dem für die 
Summen so charakteristischen Nebeneinander von ausführ- 
lichen und eindringenden dogmatischen Untersuchungen 
und Wortkommentar die Beeinflussung von Autoren, denen 
sowohl Summen als auch Glossen vorgelegen haben, mög- 
licherweise ein mannigfach verschlungenes Bild ergeben 
wird. Soweit jedoch die Frühzeit der Dekretistenschule in 


Punkt ständig (z. T. wörtlich) wiederkehrenden Äußerungen sprechen 
eine so deutliche Sprache, daß ich vorläufig auf jede weitere Bemerkung 
verzichten kann. Bezüglich der letzten Glosse sei bemerkt, daß ihre 
beiden letzten Sätze den Anfang einer anderen im Cod. Guelf. ent- 
haltenen Glosse zu c. 69 bilden, und daß das Dekretalenzitat, das 
aus der Satzkonstruktion der Zitatenreihe herausfällt, den Stempel 
einer Interpolation trägt. Vor allem ist aber darauf zu achten, wie 
des öften (aber bei weitem nicht immer) im Cod. Trev. die Extra- 
vaganten mit Folioangabe, also nach einer besonderen Dekretalensamm- 
lung angeführt werden, und zwar reichen die Zitate von Folio 1—11; 
auch Kolumnenangaben kommen mitunter vor. Näheres über diese 
Sammlung bei anderer Gelegenheit. — Ich benutze diesen Anlaß, um 
ein ärgerliches Versehen in meinem Aufsatz über die Collectio Beroli- 
nensis (2.S.St. Kan. Abt. XIII S. 347?) richtigzustellen. Brug. 41, 3 ist 
eine Dekretale Urbans III., meine Bemerkung am Ende der genannten 
Anmerkung demnach gegenstandslos. Hingewiesen sei ferner darauf, daß 
Sangerm. II. 9. 1 identisch mit Brug. 12, 7 ist, was Singer, Neue Bei- 
träge über die Dekretalensammlungen (Wiener S.-Ber. CLXXI) S. 148 
offenbar übersehen hat. — Ferner ist a. a. O. S. 406 (Nr. 126) zu lesen: 
fraternitati(s). 

i) Die Literatur- und Dogmengeschichte des kanonischen Rechts 
befindet sich in der gleichen Lage wie die parallele zivilistische Forschung, 
von der sie im Endergebnis ohne Schaden für beide Disziplinen kaum 
getrennt werden kann. Nur ein corpus glossarum des kanonischen Rechts, 
das allerdings durch eine Reihe zuverlässiger Summeneditionen vor- 
zubereiten und zu ergänzen wäre, kann im Verein mit dem legistischen 
corpus glossarum eine „wirkliche Kenntnis der Inkunabeln moderner 
europäischer Rechtswissenschaft‘‘ vermitteln (vgl. Seckel, Distinctiones 
Glossatorum S. 332 ®). Daß an einem solchen Sammelwerk theologische 
und juristische Literatur- und Dogmengeschichte in gleichem Umfange 
interessiert sind, ist ebenso offenkundig wie der Umstand, daß es sich 
um eine wahrhaft akademische Aufgabe handelt. 
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Frage kommt, glaube ich auf Grund des vorgelegten Mate- 
rials behaupten zu dürfen, daß die Wechselwirkung, mit der 
gerechnet werden muß, im wesentlichen nur den Summen 
zugute gekommen ist. Ich würde allerdings vorläufig die 
Anschauung, zu der ich auf Grund meiner Quellenstudien 
gekommen bin, mehr als Anregung zu weiteren Beobach- 
tungen in der angegebenen Richtung denn als festen Aus- 
gangspunkt für ein neuartiges Forschungsziel betrachten, 
wenn es mir nicht wenigstens für einen Fall gelungen wäre, 
die herkömmliche Arbeitsweise der Dekretisten in erheb- 
lichem Umfange aufzudecken und die Priorität der glossie- 
renden Tätigkeit nachzuweisen. Dieser Fall betrifft die 
Summa des Simon von Bisignano, auf deren Bedeutung 
für unser Problem ich bereits in meinem vorjährigen Auf- 
satz über die Collectio Berolinensis!) hinweisen durfte, und 
über die demnächst in einer besonderen Untersuchung zu 
berichten sein wird. 


1) Z.S.St. Kan. Abt. XIII S. 286 Anm. 5 und 328 Anm.4 a.E. 


Miszelle. 


[Das älteste kölnische Offizialatsstatat (1806—1881)..] Hans 
Foerster hat in dieser Zeitschrift (XI [1921] 254350) letzthin über 
„Die Organisation des erzbischöflichen Offizialatsgerichts zu Köln bis 
auf Hermann von Wied‘ gehandelt. Dabei galt als das älteste noch 
erhaltene Organisationsstatut dieser bischöflichen Behörde eine Ver- 
ordnung, die unter Wilhelm von Gennep (1349—1362) vom Offizial des 
Jahres 1356 herausgegeben und vom Erzbischof unter dem 12. August 
bestätigt worden war.!) 

Es ist freilich im Anfang dieser Verfügung deutlich zu lesen, daß 
sie bereits eine Vorgängerin hatte, die schon unter Heinrich II. von 
Virneburg (13061332) in Kraft gesetzt worden war. Dieses frühere 
Statut (quedam statuta) sollte nach der ausdrücklichen Erklärung von 
1356 nunmehr erneuert und ergänzt werden?) Um so schmerzlicher 
war e8 für die Forschung, daß dieses ältere Stück bisher als verschollen 
gelten mußte, zumal die Urkunden und Akten aus den Tagen Hein- 
richs II. durch das Regestenwerk von Wilhelm Kisky, das allgemeine 
Hochschätzung gefunden hat, völlig aufgearbeitet zu sein schienen.®) 
Doch alle, auch die beste Menschenarbeit bleibt Stückwerk. Diesem 
Schicksal ist auch Kisky trotz der glänzenden Sorgfalt und Sauberkeit 
seiner Methode nicht entgangen. Schon heute kenne ich allein zehn 
Statuten von Diözesansynoden des Virneburgers, die Kisky verborgen 
geblieben sind, obwohl die entsprechenden Handschriften, zum Teil 
wenigstens, in Köln ruhen.*) | 

Dazu kommt nunmehr als elfte im Bunde die verloren geglaubte 
Offizialatsordnung Heinrichs II., die Vorurkunde für 1356. Ich fand sie 
kürzlich auf dem Historischen Archiv der Stadt Köln in einer Papier- 
handschrift des 15. Jahrhunderts, die gerade vom Stadtarchivar Prof. 


1) Vgl. W. Stein, Akten zur Geschichte der Verfassung und Ver- 
waltung der Stadt Köln im 14. und 15. Jahrhundert (Publikationen der 
Gesellschaft für Rheinische Geschichtskunde X), Bonn 1895, II 672—679. 

2) Stein II 672: Heinrich von Virneburg quedam statuta edidit salu- 
bria, que nos ..... aliqua ipsis addendo innovamus. 

°) W. Kisky, Die Regesten der Erzbischöfe von Köln im Mittelalter 
IV (1804—1888) (Publikationen der Gesellschaft für Rheinische Geschichts- 
kunde XXI), Boun 19185. 

*) Dazu gehört =. B. Codex 184 der Kölner Dombibliothek; vgl. 
Ph. Jaffe etG. Wattenbach, Eoclesiae Metropolitanae Coloniensis codices 
manuscripti, Berolini 1874, bösg. i 
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Dr. H. Keußen aus einer fremden und falschen Umgebung herausgeholt 
worden war.!) 

Leider ist das Statut ohne Datum. Aus der Einleitung erfahren 
wir lediglich, daß es auf Heinrichs II. Anordnung aufgestellt worden 
ist, der es denn auch in der Schlußformel bestätigt und in Geltung setzt.?) 
Alle Versuche, die Abfassungszeit innerhalb des Pontifikates Heinrichs 
von Virneburg (1304—1332) enger zu umgrenzen, scheitern an der Un- 
möglichkeit, andere Verfügungen des Erzbischofs über seinen geistlichen 
Gerichtshof mit unseren Bestimmungen zu vergleichen und hierdurch 
ein Vorher oder Nachher festzulegen.?) Auch erscheint unter den kölni- 
nischen Offizialen dieser Epoche kein so überragender Kopf, dem wir 
ohne weiteres diese erste Organisationsarbeit am erzbischöflichen Offi- 
zialat zutrauen und zuschreiben könnten. 

. Denn darin liegt vor allem die Bedeutung unserer wiedergefundenen 
Ordnung, daß sie mit höchster Wahrscheinlichkeit das älteste, auf ge- 
setztem Recht beruhende Statut des kölnischen erzbischöflichen Offi- 
zialatsegerichts darstellt. Niemals beruft man sich im Kölner Rechtsleben 
der späteren Zeit trotz aller Traditionsfreudigkeit auf Satzungen, die 
über die Regierung des Virneburgers hinaus nach rückwärts gingen. 

Bis dahin war in Köln nach Gewohnheitsrecht .verfahren worden. 
Durch Nachahmung und Übung, in. Anlehnung an das fortschrittliche 
Gerichtswesen in benachbarten Diözesen entstanden, erhielt das bischöf- 
liche Offizialat durch Heinrich II. zum ersten Male von seinem Ordinarius 
ein geschriebenes Gesetz. Das war verhältnismäßig früh — etwa fünfzig 
bis achtzig Jahre nach den Anfängen des bischöflichen Offiziale, der im 
Februar 1252 zuerst urkundlich auftritt?), verbältnismäßig früh auch 
im Vergleich zu anderen Bistümern, in denen das neue Gericht schon 


1) In ihrer neuen Aufstellung trägt sie die Signatur: Erzstift Köln 
A 5; unser Stück findet sich fol. 2937”— 387. Auch in diesem Codex sind 
eine große Reihe von kölnischen Dizesanntatuten erbalten, die bisher un- 
gedruckt geblieben sind. 

2) Vgl. unten im Abdruck die Arenga und Absatz XIL 

®) Heinrich hat zwar in seinen überaus zahlreichen Verordnungen, die 
meist auf den Bistumssynoden publiziert wurden, des öfteren gelegentlich 
sein Offizialat erwäbnt, aber auf eigentliche Organisationsmaßnabmen, wie 
sie Foerster 267 annimmt, bin ich bisher nicht gestoßen. 

*) Magister Andreas sculasticus sancti Severini Coloniensis, officialis 
domini archiepiscopi Coloniensis, omnibus presentes littbras inspecturis 8.i.D. 
— so beginnt im Februar 1252 die erste Urkunde, die von einem kölniachen 
Bischofsotfizial zu berichten weiß. Besonders wertvoll ist dieses Stück durch 
sein Siegel, das zum Glück prachtvoll erbalten ist. In seiner Legende zeigt 
es eine Wage, das Symbol der Gerechtigkeit, mit der Beischrift: Andreas 
scolasticus 8. Severini; die Umschrift des Rundsiegels lautet: Sigillum offi- 
cialis archiepiscopi Coloniensis et apostolice redis legati,. Düsseldorf — 
Staatsarchiv, Köln-St. Kunibert 61; eine Abschrift des 15. Jahrhunderts 
auf Pergament ebenda, Köln - Weiße Frauen; ebenso Copiar saec. AV 
B 82f. fol. Tv. R.Knipping, Die Regesten der Erzbiscl:öfe von Köln im 
Mittelalter (Publikationen der Gesellschaft für Rheinische Geschichtskunde 
XXI), Bonn 1909, Ill 229 nr. 1660 kennt nur die letztgenaunte Kopie 
Hiernach ist Foerster 269 zu berichtigen, der die „erste Erwähnung‘ des 
köluischen Bischofsotfizials dem Jahre 1258 ruweist. 
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länger in Tätigkeit war. Es sind zwar bisher nur noch wenige Offizialats- 
ordnungen veröffentlicht worden; wenn ich recht sehe, ist keine von 
ihnen älter als die kölnische aus den Tagen Heinrichs von Virneburg.!) 
Selbst die Erzdiözese Mainz, die auf deutschem Boden im Verein mit 
ihren Suffraganen Speier, Worms, Konstanz und Straßburg in der Ein- 
führung des Offizialats an der Spitze marschiert?), muß darin hinter 
Köln zurückstehen. Für Speier, dessen Quellen am besten bekannt 
sind, datiert die älteste Gerichtsordnung vom 16. Januar 1466.°) 

Der Text unserer Kölner Satzung ist in der einzigen Handschrift, 
die bisher ans Licht gelangt und um 1400 entstanden ist, leidlich in 
Ordnung; sie hat wenigstens nicht melir Lese- und Schreibfehler, als sie 
in solchen Kopien aus dieser Zeit eine mißliche Gewohnheit sind. Unser 
Abdruck gibt genau den überlieferten Wortlaut wieder; offenbare Ver- 
sehen jedoch, die aus dem Zusammenhang oder durch Vergleich mit 
dem Statut von 1356 festgestellt werden konnten), sind zwar im Text 
verbessert, in den Anmerkungen aber angezeigt worden. 

Ihrem Inhalt nach, der hier nicht auseinandergelegt und erläutert 
werden kann, stellt unsere Verfügung in der Hauptsache ein Gerichts- 
verfassungsgesetz dar, in das allerdings auch vereinzelte Regeln für das 
Verfahren hineinverwoben sind. Vor allem wird den einzelnen Beamten 
des Offizialats, das bereits in einer Ausgestaltung erscheint, wie sie in 


ı!) N. Hilling, Die Offiziale der Bischöfe von Halberstadt im Mittel- 
alter (Kirchenrechtl. Abhandlungen hreg. von U. Stutz, 72. Lleft), Stuttgart 
1911, 101 Anm. 1 kündigt die Herausgabe solcher Texte au; in seiner Dar- 
stellung verwendet er einige aus deu Jahren 1439, 1442, 1498, 1497 und 
1499. Nach W.E. Schwarz, Die Reform des bischöflichen Offizialats in 
Münster durch Johann von Hoya (1573), Zeitschrift für vaterländische Ge- 
schichte und Altertumskunde Westfalens 74 (1916) 10 sind die ältesten 
Statuten des Münsterschen Offizialats „spurlos verschwunden‘. 

2) Zu einer ersten Einführung in die wichtigen, aber schwierigen Pro- 
bleme des süddeutschen Offizialats vgl. O. Riedner, Das Speierer Offizialats- 
gericht im dreizehnten Jahrhundert, Erlanger jur. Diss., Speier 1907, 24ff. 
und L. Ober, Die Entstehung des biscböflichen Hofrichteramtes in Straß- 
burg, Straßburger Diözesanblatı 28 (1909) 814—329; 349—8359; 427—430; 
den Beginn einer kritischen Haltung gegenüber diesen Ergebnissen s. bei 
Hilling 5 Anm. 8; 6 Anm. 1; 7 Anm. 1; 14 Anm. 4. 

®) O. Riedner, Die geistlichen Gerichtshöfe zu Bpeier im Mittelalter 

(Görres-Gesellschaft zur Pflege der Wissenschaft im katholischen Deutsch- 
land. Veröffentlichungen der Sektion für Rechts- und Sozialwissenschaft, 
26. Heft), Paderborn 1915, II 73—91. Der berühmte Ordo Antequam, 
den Riedner 8—48 gleichfalls veröffentlicht und in das Jahr 1260 verlegt, 
kommt bier nicht in Betracht ; er gehört in die Reihe der bekannten Ordines 
iudiciarii, die am besten als Lehr- und Lernbücher des römischen und kano- 
nischen Zivilprozesses bezeichnet werden. 
4) Die Münchener Handschrift, aus der das Statut von 1356 durch 
ßBtein abgedruckt wurde, ist ungefähr gleichaltrig; sie gehört ins Jahr 1898. 
Stein ll 672. Durch einen Vergleich des Kölner mit dem Münchener Text 
‘ergeben sich für den letzteren eine Reihe von Verbesserungen; ich führe nur 
die wichtigeren auf: Stein II 672 Zeile 12: predicte statt perdicte; 678 
Zeile 16: sub suo certo signo; 25: ambabus; 84: tunc statt et cum; 36: 
in suo registro; 89: salvo ut citati; 42: contumacie; 44: pro contumacia 
recognita; 674 Zeile 19: eis a clientulis; 24: alios. 
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anderen Diözesen, z. B. in Halberstadt, niemals erreicht wurde!), Aufgabe 
und Zuständigkeit angewiesen und gegen andere Dienststellen abgegrenzt. 

Es liegt noch zu wenig Vergleichsmaterial vor, um die Frage zu 
beantworten, ob unser kölnisches Statut eine Originalarbeit darbietet 
oder entsprechend den manchmal geübten legislativen Methoden dieser 
Zeit einer Vorlage nachgeschrieben worden ist. Man könnte wohl am ehe- 
sten an Abhängigkeit von westlichen Diözesen denken, wo das Offizialat 
schon von den beiden letzten Dezennien des 12. Jahrhunderts an von 
Reims aus in einem raschen Siegeszug begriffen ist.?) Das Erzbistum 
Trier kennt das neue Institut sicher schon seit 1221?); für das benach- 
barte Lüttich habe ich mir gar als das früheste Zeugnis eine Urkunde 
von 1204 notiert.*) 


In der Tat findet sich denn auch eine überraschende Überein- 
stimmung unseres Statuts mit einer ÖOffizialatsordnung aus dem kölni- 
schen Suffraganbistum Utrecht.5) Hier lauten einige Regeln, z. B. für 
den Siegler und den Audientiar®), fast wörtlich so, wie sie in der Kölner 
Satzung unter I 1, I 2, II1 und 1I2 zu lesen sind.?”) Dagegen habe ich 
keine Parallelen zu den Teilen festgestellt, die nur dem Statut von 1356 
eigen sind. 

Leider ist dieser Gleichklang zwischen Utrecht und Köln nicht ein- 
deutig. Denn die Utrechter Verfügung stammt erst aus dem Jahre 1466. ®) 
Auf den ersten Blick wird man daher, der zeitlichen Folge entsprechend, 
an eine Anleihe Utrechts bei Köln denken. Es kann jedoch auch sehr 
gut anders sein. Zunächst besteht die Möglichkeit, daß beide Texte 
überhaupt nichts voneinander wissen, sondern aus einer anderen, dritten 
Überlieferung stammen. Weiterhin darf man auch nicht übersehen, 
daß die Utrechter Ordnung von 1466 bei ihrer reichen Ausgestaltung 


os 


1) Hilling 124. 

2) Vgl. statt anderer immer noch P. Fournier, Les officialites au 
moyen äge, Paris 1880, lss., obgleich eine Neubearbeitung,- die das neu- 
edierte gewaltige Urkundenmaterial Frankreichs ausschöpfen müßte, dringend 
zu wünschen wäre, Einen bescheidenen Anfang in dieser Beziehung macht 
Ed. Fournier, Les origines du vicaire general, Paris 1922, besonders 52 sg, 
Eine Besprechung dieses Buches soll in dieser Zeitschrift folgen. 

®) Urkundenbuch zur Geschichte der jetzt die Preußischen Regierungs- 
bezirke Coblenz und Trier bildenden mittelrheinischen Territorien bearb. 
von L. Eltester u. A. Goers, Coblenz 1874, 11I 151 nr. 176. Der Offizial 
hat noch kein Amtssiegel; er benutzt noch seinen Stempel als Trierer Dom- 
dechant. Koblenz- Staatsarchiv, Kurtrier-Domkapitel 385; vgl auch 
Riedner, Offizialatsgericht 22 Anm. 4; Hilling 4. 

*) Anaiectes pour servir & l’histoire ecclesiastique de la Belgique 17 
(1881) 31 s. nr. 59; die uächste Erwälmung im Jahre 1214 bei L. Devillers, 
Descriptions analytiques de cartulaires et de chartriers accompagndes du 
texte de documents utiles & l’histoire du Hainaut, Mons 1865, 1158 nr. 5ll. 

s) J.G.C. Joosting en 8. Muller Hzn, Bronnen voor de geschie- 
denis der kerkelijke rechtspraak in het bisdom Utrecht in de middeleeuwen, 
’S-Gravenhage 1919, VJ 4—18. 

*) Joosting-Muller VI 5 nr. 6%; 6 Nr. 6b, 10, 11. 

7) Vgl. unten im Text. 

®) Joosting-Muller VI 4. 
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sicherlich nicht die älteste und ursprüngliche Form eines Offizialats- 
statuts für dieses Bistum darstellt, daß vielmehr der einfachere Prototyp 
Erweiterungen und Veränderungen erfahren hat, wie wir sie gerade 
in Utrecht auch nach 1466 noch gut beobachten können.!) Von dieser 
Urform könnte dann unser Kölner Text entlehnt sein. 


Vielleicht verrät er auch noch an zwei Stellen, daß er auf fremdem 
Boden entstanden ist. Im Absatz II 2 wird zweimal als die Gerichts- 
stätte des Offizials die aula episcopalis genannt.?) Das ist für die Kölner 
Ausdrucksweise ganz ungewöhnlich; wo ein Erzbischof gebietet, muß 
es heißen und heißt es auch sonst regelmäßig aula archiepiscopalis.?) 
So ist es denn auch ordnungsgemäß zu lesen in I 2 unseres Statuts*) 
und durchgängig in seiner Erweiterung von 1356.°) Ob diese Schreib- 
weise des episcopalis nur einen Flüchtigkeitsfehler unseres Kopisten 
bedeutet, der in seiner Vorlage archiepiscopalis vor sich hatte, oder 
ob mehr dahinter zu suchen ist? Möglich sind beide Fälle, obgleich ein 
Versehen nicht so ganz leicht zu erklären sein möchte. Wahrscheinlicher 
klingt die Annahme, daß er richtig gelesen und geschrieben hat, nämlich 
aula episcopalis, und daß diese Bezeichnung in dem Statut Heinrichs 
von Virneburg irrtümlich stehengeblieben war, als es von einem fremden 
bischöflichen Gericht für die Erzdiözese Köln übernommen und in seinen 
Titulaturen der neuen Heimat angepaßt wurde. Vielleicht sind die 
beiden episcopalis-Wendungen noch die einzigen stillen Zeugen einer 
vorkölnischen Epoche unseres neuentdeckten Statuts, das dann nach 
den früheren Darlegungen aus Utrecht nach Köln gelangt sein könnte. 


Doch das sind vorläufig nur und nichts mehr als Möglichkeiten, 
die künftiger Forschung erst ihre Rätsel entschleiern dürften. 


Um so sicherer steht es fest, daß unser Statut aus der Zeit Hein- 
richs 1I. den Grundstock abgegeben hat für die weit umfangreicher® 
Verordnung Wilhelms von Gennep aus dem Jahre 1356, die, wie schon 
gesagt wurde, sich auch selbst als eine Erneuerung und Ergänzung ihrer 
Vorläuferin vorstellt. Diese Erneuerung ist buchstäblich durchgeführt 
worden, indem die ältere, von einigen Veränderungen abgesehen, ganz 
in die jüngere Fassung aufgenommen wurde. Von den 39 Abschnitten, 
die für 1356 in dem Abdruck bei Stein gezählt werden, werden 19 fast 
wörtlich durch das frühere Statut gebildet®); auch in den Absätzen 
Nr, 12, 13 und 16 sieht man deutlich die Anlehnungen an den älteren 
Text, der hier jedoch stärkere Wandlungen hat ertragen müssen. 


1) Vgl. die Statuten von 1470, c. 1506, c. 1520 und c. 1540 bei 
Joosting-Muller VI 20-99, die trotz aller Wandlungen immer wieder 
ältere Bestimmungen wörtlich mitschleppen. 

?) 8. weiter unten im Abdruck. 

®) Vgl. statt anderer nur H. Keussen, Topographie der Stadt Köln 
im Mittelalter (Preisschriften der Mevissen-Stiftung Il), Bonn 1910, II 292f. 
mit der dort angeführten Literatur. 

#) S. unten im Text des Statuts. s) Stein II 6738 nr. 2 und 5. 

*%) Es sind bei Stein Il 672—679 die Absätze ur. I—10 (die erste 
Hälfte), 11, 15, 19, 33—36, 88 und 39. 
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Nunmehr ist es möglich, die Entwicklung der kölnischen Offizialats- 


organisation richtiger als bisher zu beurteilen. Das Statut des Jahres 
1356 wird allerdings dabei in ein wesentlich anderes Licht gerückt. Man 
unterscheidet jetzt deutlich in ihm eine ältere und eine jüngere Schicht, 
man sieht den Fortschritt von der einen zur anderen Stufe. Jetzt ist 
auch Foersters Darstellung, die ohnehin schon auffällige Schwächen 
zeigte, an vielen Stellen bereits überholt. Um nur auf zwei Punkte hin- 
zuweisen: seine Einteilung der Gerichtsnotare in vier Klassen!) ist erst 
das Werk der Reform von 1356; in unserem Statut ist nur von zwei 
Grupren die Rede?) Und wenn Foerster weiterhin schreibt?®): „Die 
Zahl der beim Kölner Offizialatsgericht tätigen Advokaten wird nicht 
genau angegeben‘, so wird man das fürderhin auch nicht mehr sagen 
können. Wie unser Statut ausweist, hat Heinrich von Virneburg dafür 
einen numerus clausus eingeführt, der auf zehn festgelegt wird*), eine 
Zahl, die unter Wilhelm von Gennep vielleicht schon wieder aufgegeben 
wurde.) 

Doch die Erörterung solcher Einzelheiten liegt bereits jenseits 
unserer Aufgabe, eine erste Einführung in den neuen Text zu bieten. 


29 Incipiunt rubrice statutorum curie Coloniensia.®) 


Primo de officio sigilliferi curie Coloniensis,. 
II. De officio audientiarii eiusdem ourie. 
III. De officio advocatorum. 
IIII. De officio notariorum et procuratorum. 
V. De officio notariorum simplicium. 
VI. Ne pactum fiat de sallario inter socios dividendo. 
VII. Ne notarii simplices® publici in causis, quibus sunt procuratores, 
advocati vel consilium dant, exerceant huiusmodi officium. 
VIII. Ne aliquis socios curie ratione patrocinii offendat et ne aliquis 
prestet® auxilium. 


2 simplici b prestetur. 
1) Foerster 811. 2) Vgl. unten IV und V. 
s) Foorster 325. %) S im Text III. 


®) Stein II 674 nr.8. Ich sage vielleicht, weil es auch denkbar 
wäre, daß dem Abschreiber, der einige Inhaber dieses Amtes aus seiner Zeit 
an dieser Stelle mit Namen einführt, die Zahl zelım nur versehentlich aus- 
gefullen ist. 

°) Über die Beschaffenheit des handschriftlichen Textes und seine 
Wiedergabe an dieser Stelle vgl. oben 8. 477. Die Rubriken, die wahr- 
scheinlich nicht ursprünglich sind — fehlen sie doch sogar noch in der 
Erweiterung von 1356 —, sind mit roter Tinte geschrieben. Die Zahlen 
dazu stehen nur in der Kapitelübersicht, die vorausgeschickt wird; ich babe 
sie mit eckigen Klammern auch in den Text gesetzt. Auch die Ziffern für 
die Unterabteilungen rühren vom Herausgeber ber. Von einer Wiedergabe 
von Varianten aus dem Statut von 1356, die übrigens belanglos sind, habe 
ich der Einfachheit halber abgesehen, zumal sie in dem Druck bei Stein im 
Bedarfsfalle bequem aufgesucht werden können. So bringen denn die An- 
merkungen zu unserem Text lediglich diejenigen Lesarten der Kölner Hand- 
schrift, die ich durch bessero glaubte ersetzen zu müssen. — Die Buchstaben 
c und t sind in der heute üblichen Orthographie verwendet. 
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IX. Ne fiat pressurs in ‚oonsistorio et de officio custodis roliquiarum. 
X. Qualiter socii curie prediote iuraverunt officia sus exercenda. 

XI. Hortatio ut litigare volentes ad ooncordiam potius inducantur 
quam ad litigandum. 

XH. Qualiter dominus ofßßcialis promisit ordinstionem inviolabiliter 
observare. 

XHi. Qualiter dominus archiepiscopus ordinationem et statuta curie 

Coloniensis oonfirmavit. 


Inoipiunt statuta ourie Coloniensis. g0r 

In nomine Domini. Amen. Universis presentis visuris et audituris, 
offcialis curie Coloniensis salutem cum notitia veritatis. Ad || evitandum 
diversas abusiones, falsitates varias et vitia, que circa aotus et Prooessus 
iudiciales in curis Coloniensi prediota oommittebantur hactenus et fiebant, 
et ut litigantibus iustitia reddatur expedite, de speciali mandato reverendi 
patris et domini nostri domini Henrici sancte Coloniensis eoclesie archi- 
episcopi*, matura deliberatione prehabita, interveniente etiam oonsilio 
diligenti maiorum et peritorum advocatorum et personarum ourie eiusdem, 
ad utilitatem rei publice curiam eandem ordinandam duximus et in quan- 
tum nobis possibile est melius reformandam. 


[I.] De officio sigilliferi. 

[1.] In primis igitur statuimus et ordinamus, quod sigillifer diete 
curie pro tempore existens in officio suo oircumspectus sit, diligens et 
fidelis nec sigillet® litteras per aliquorum manus scriptas, nisi per infra- 
scoriptorum°® notariorum iuratorum manus scoripte sint et signis eorum 
consuetis signate. 

[2.] Item quod ipse singulis diebus consuetis de mane hora consueta 
et in pulsu vesperarum ad aulam archiepiscopalem veniat legitimo im- 
pedimento cessante, super quo suam conscientiam oneramus, abinde non 
recessurus nisi hii, qui pro litteris sigillandis ibidem venerint, commode 
sint expediti. 

[3.] Item statuimusd, quod in causis, in quibus sigillifer ante diffini- 
tivam sententiam vel® quandocumque alias expensas taxaverit et ius 
suum sive sallarium huiusmodi ratione taxationis a parte receperit, hoc 
sub suo certo signo seu sub sigillo curie in scriptis parti tradat, ut, si 
contigerit post sententiam iterato dictas expensas taxari, de hoo# novum 
sallarium non exigat || vel recipiat, sed® sallario suo semel recepto oon- 90 v 
tentus existati illud defalcando. 


[ILL] De offioio audientiarii 
[1.] Item statuimus et ordinamus, quod audientiarius dicte curie 
pro tempore existens in officio suo sit providus, diligens et fidelis, ita 
quod non signet aligpas litteras oontumacie vel licentiatorii nisiX ad diem 


® archiepiscopous Pöaigillifer  infrascriptorees di Statuimus item 
® et ! aliquas 8 hoc] fehlt hogeu i exigat k nisi] fehlt. 
Zeitschrift für Rechtsgeschichte. XLV, Kan. Abt, XIV, 
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citationis vel prefixionis a nobis facte et videat et examinet ipsas cita- 
tiones et recessus. 

[2.] Item quia sepe contingit, quod ambabus partibus® scilicet actore 
et reo in aula episcopali presentialiter® constitutis altera ipsarum alteram © 
fraudulenter preveniendo ipsam procurat im registro audientie pro con- 
tumace@ signari, ordinamus et statuimus, quod dictus audientiarius 
quibuslibet diebus non feriatis hora Prime vel circa veniat ad aulam 
episcopalem et ibidem nomina citatorum, qui ibidem comparuerint, 
ac® ipsorum, ad quorum adinstantiam[!] citationes sunt emisse, ac? liti- 
gantium coram nobis fideliter signet in suo registro usque ad illam horam, 
qua contumacie dabuntur; tunc alta voce et intelligibili pronuntiet 
eadem nomina tam citantium quam citatorum; si ambo comparuerint, 
ipsorum nomina in suo registro cancellet, alias absentis partis nomen 
in contumaciam ponat et consignet, sic quod ammodo a data presentium 
ultra quindenam post 8 dictam horam nullius absentis nomen in suo regi- 
stro ponet et scribet, hoc tamen salvo, ut citatib ad instantiam curie 
quandocumque registrentur. 

[3.] Item dictus audientiarius non signet aliquas absolutionis 
litteras impetrandas in penam contumacie actoris citati cum litteris 
et instrumentis et non comparentis, nisi prius querat ab impetrante, 
an sit pro contumacia recognital, pro re iudicata vel manifesta pro offensa 
excommunicatus, nec signet aliquas tales absolutionis litteras nisi solum 


$1’abX excommunicato pro contumacia || impetratas vel nisi super hoc & 


nobis receperit mandatum speciale. 

[4.] Item caveat diligenter, ne una et eadem die vel hora signet 
contraria &acta scilicet contumaciam pro actore et licentiatorium pro 
Treo pretextu uniuscitationis vel recessus!; et si contrarium fecerit, extunc 
eundem audientiarium teneri volumus parti, que ex hoc lesa fuerit, 
ad interesse et expensas. 


[III.]) De officio advocatı. 


[1.] Item statuimus ordinando, quod in dicta curia Coloniensi 
sub certo numero sint advocati decem, quorum numerum augmentabimus, 
si facultas se obtulerit et nobis videbitur expedire. Qui tantum duobus 
fungantur officiis scilicet advocatie et auditionis positionum testium 
et probationum — excepto tabellionatus officio, quod hii, qui ex hiis 
tabelliones publici fuerint, exercere valeant ubicumque sub distinctione 
tamen que infra sequitur —, ita quod ipsi advocati exnunc in antea in” 
huiusmodi officiis suis sint fideles; neo assumant aliquas malas causas”, 
que eis a suis clientulis recitate? et exposite male et inique videbuntur, 
etP in quacumque parte litis senserint evidenter huiusmodi causas assump- 
tas esse malas et iniquas, eas? dimittant nec prestent ultra patrocinium 
in eisdem”. 


. ® personis b principaliter © alteram] fehlt d contumacie 
0 ad f ad 8 per hcitari i recognito k ab] fehlt 
I unius citationis unius vel recessus m in) fehlt n causas) fehlt 


° clientibus recitare p et] fehlt 4 eas) fehlt T eadem. 
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[2.] Volentes etiam libellos, positiones, articulos, exceptiones et 
processus alios per dictos advocatos seu procuratores de advocatorum 
alicuius consilio et consensu conficiendos seu formandos sigillis eorum 
sive signis per ipsos advocatos & tergo signari, ut, si aliquis litigantium 
coram nobis per imperitiam alicuius advocatorum huiusmodi seu de- 
fectum scientie dampnificatus vel neglectus fuerit in causa sua, ipse 
advocatus de hoc convictus* iuris ordine servato teneatur eidem ad satis- 
factionem expensarum, dampnorum et interesse diete cause®. 


[TITI.] De officio notariorum et procuratorum. 


Item ordinando statuimus, ut etiam sub certo numero sint || notarii 81 v 
et“ procuratores in dicta curia Coloniensi, qui tantum tribus fungantur 
officiis, scilicet notarie et procurationis et auditionis positionum testium 
et probationum, tabellionatus officio publico sibi salvo. 


[V.] De officio notariorum simplicium. 


Item statuimus et ordinamus, quod sint notarii simplices certo 
numero, qui tantum notarie utantur officio. 

Volentes quod quilibet predictorum suo officio seu officiis, ut pre- 
mittitur, sit contentus, nullus ipsorum sibi officium alterius usurpando; 
nec numerus dictorum procuratorum et notariorum augeatur, sed si 
aligquem ipsorum cedere vel discedere forte contigerit, elius in ipsius 
locum substituatur. 


[VL] Ne pactum fiat de sallario auditionis dividendo. 


Item statuimus et ordinamus, quod non fiat aliquod pactum sive 
conventio inter personas predictas de aliqua parte sallarii auditionis 
et inter auditorem et illum, qui eum elegit in auditione, dividenda, ne 
aliquis auditor pretextu participationis predicti sallarii eligatur. Nec 
valeat aliqua examinatio positionum testium aut probationum receptio, 
ymmo ipso iure nulla sit, nisi appareat sub signo nostro et sigillo curie 
super hoc facta commissio ® auditori, decernentes exnunc ut extune irritum 
et inane, si oontrarium contigerit attemptari. 


[VII.] Ne notarii publici in causis, quibus sunt pro- 
curatores vel advocati, exerceantf officium tabellionum. 
Item statuimus, quod dicti tabelliones publici in causis sive negotiis, 
ubi ipsi sunt advocati sive procuratores seu consilium dant publice vel 
occulte, non exerceant huiusmodi tabellionatus officium nec instrumenta 
publica faciant quoquomodo. 


[VIII] Ne aliquis socios curie ratione patrocinii offendat. 


Item statuimus et ordinamus, quod nullus clientulus verbis vel 
factis per se vel per alium seu alios aliquam de dictis personis curie 


a de convinctis b cause] ecclesie © et] fehlt d parte] 
fehlt e Commisso { exerceantur. 
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ser nostre 00088ione patrocinii, || defensionis® seu perseoutionis alicuius cause 
offendat, turbet vel molestet. Contrarium facientes sententiam excommu- 
nicationis, quam in hiis soriptis ferimus contra ipsos, incidant ipso facto. 
Neo aliquis dietarum personarum curie nostre se de causis talium intro- 
mittat eas® traotendo aut defendendo quoquomodo, sed quam primum 
offensa huiusmodi commisss fuerit, advocati, procuratores et° notarii 
deserant diotas causas dietorum maleficiorum neo eas tractent vel defen- 
dant aut consilium prestent in eisdem, doneo domino nostro archiepiscopo 
Coloniensi predicto, nobis et leso de offensa huiusmodi coondigne fuerit 
satisfactum. Hec autem etiam per quamlibet@ diotarum personarum 
curie nostre universis suis clientulis ante susceptionem causarum suarum 
volumus intimari, ne postmodum super restitutione sallarii rixa vel 
dissensio inter ipsos advocstos et procuratores et eorum clientulos oriatur. 
Quicumque vero de predictis advocatis, procuratoribus et notariis se 
huiusmodi offensionibus et molestationibus non opposuerit toto pPoese 
aut eis consenserit, consilium, auxilium, opem vel operam aut favorem 
adhibuerit per se vel per alium publice vel occulte, ipsum quam® exnuno 
ut extuno propter hoo excommunicamus in hiis scriptis et nichilominus 
officiis, ad que in dicta ouris Coloniensi assumptus fuerat, exnuno priva- 
mus eundem, volentes quod eisf perpetuo sit privatus, et declaramus 
tamquam iuramenti sui violatorem ipsum periurum et infamem. 


[IX.] Ne fiat pressura in consistorio et de 
officio custodis reliquiarum. 


Prasterea ® ut iudicia in consistorio nostro Coloniensi per nos et ad- 

VOCa408 Curie nostre sine pressura exeroerit valeant commode et tractari, 

82vinhibemus sub pena excommunicationis late sententie in hiis soriptis, 

ne aliquis || tempore iudicii alius preter advocatos prediotos nisi specialiter 

a nobis vocatus locum sive hostium dicti oonsistorii introire presumat. 

Custodi etiam reliquiarum sive iuratorii et ostiario dieti consistorii nostri 

de quolibet iuramento sive testium sive aliorum in iudicio nostro pre- 

stando unum obulum legalem vel pro ee duos Hallenses durante paga- 
mento Coloniensi solvendos presenti sibi pro sallario deputamus. 


[X.] Qualiter olerioi ourie iuraverunt officia sua 
fideliter exercenda. 


Que quidem persone in nostra presentia constitute iuraverunt 
tactis sacrosanctis evangeliis, quod! exnuno in antea predicta sua officia 
pro posse et nosse et sine dolo fideliter exercebunt et quod huius- 
modi ordinationem nostram fideliter observabunt, item quod falsam 
litteram non scribent neo sigilla curie falsa apponi facient, et si quid* 


talium vel similium intellexerint, illud nobis vel sigillifero nostro reve- 
labunt. 


& offensionis. b eos < et] feblt d pro qualibet © quem 
f eos 8 propterea h exercere i gacrosanctis que. k quem. 
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[(XI.] Ut litigare volentes ad conoordiam potius 
inducantur quam ad litigandum. 
Hortamur insuper in Domino omnes personas supradictas, ut liti- 
gantes seu litigare volentes potius ad ooncordiam et compositionem 
amicabilem quam ad litigandum inducant. 


[XII.] Dominus officialis promisit ordinationem 
et confirmationem inviolabiliter observare. 

Nos itaque ordinationem et statuta huiusmodi tam provide quam 
rite faota promisimus et promittimtus, quantum in nobis est, inviole- 
biliter observare, iniungentes et precipientes personis prediotis omnibus 
et singulis sub pena excommunicationis® late sententie in hiis scriptis 
et privationis officiorum suorum necnon sub virtute ab ipsis prestiti 
iuramenti, ut premissa omnia et singula pro posse et nosse sine dolo 
diligenter et fideliter adimpleant et observent. 

In ouiys rei testimonium sigillum predicti domini nostri archi- 
episcopi unacum sigillo officialis curie Coloniensis predicte presentibus 
litteris est appensum, 


(XIII) Qualiter dominus archiepiscopus ordinationem 
confirmavit. 

Et nos Henricus Dei gratis sancte Coloniensis ecclesie archiepiscopus» 83? 
sacri imperii per Italiam archicancellarius, huiusmodi ordinstionem» 
reformationem et statuta et alia premissa approbantes et ratificantes 
a0 e&, prout rite facta sunt, tenore presentium confirmantes, precipimus 
et mandamus ea omnia et singula, quia de mandato nostro speciali et 
scitu facta sunt, per personas in eis contentas sub penis supradictis et 
aliis per nos, si opus fuerit, infligendis firmiter observari et® sigillum 
nostrum unacum sigillo officialis curie nostre predicte in premissorum 
testimonium et roboris firmitatem apponi fecimus huio scripto. 


& excommunicationis) fehlt b et) fehlt. 


Köln a. Rh. F. Gescher. 
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Carl Mirbt, Quellen zur Geschichte des Papsttums und 
des römischen Katholizismus. 4. verbesserte und wesentlich 
vermehrte Auflage, Tübingen, Verlag von J. C. B. Mohr 
(Paul Siebeck), 1924, XXXII u. 650 8. 8°. 


Das von Theologen, Historikern und Juristen in gleicher Weise 
vielgebrauchte Quellenwerk, dessen 3. Auflage 1911 Heinrich Boehmer 
im 2. Bande dieser Abteilung 1912 (S. 361 ff.) besprochen hat, ist nun 
in 4. Auflage erschienen. Zwischen beiden Auflagen liegt der Weltkrieg und 
alles, was er mit sich brachte, liegt insbesondere aber auch die völlige Um- 
gestaltung, die das katholische Kirchenrecht formell durch das Zustande- 
kommen und Inkrafttreten des Codex iuris canonici erfahren hat. Da 
kann es nicht wundernehmen, wenn das Buch, das den Katholizismus 
als Ganzes in seiner Geschichte bis auf die Gegenwart nach ausgewählten 
Quellenstücken darzustellen bestrebt ist, eine erhebliche Erweiterung 
seines Umfanges erfahren mußte, wollte der Herausgeber nicht, was 
vielleicht zum Teil möglich gewesen wäre, an dem bisherigen, namentlich 
dem nachreformatorischen. Stoff Kürzungen vornehmen. So hat der 
Umfang des Buches um rund 150 Seiten, um nahezu 200 Nummern zu- 
genommen. Druck, Quellenwiedergabe, Ausstattung, Literatur- und 
sonstige Nachweise sind im allgemeinen in gleicher Weise gut und sorg- 
fältig wie in den bisherigen Auflagen. 

Gewiß wird jeder, der das Werk länger in Gebrauch hat, dies und 
jenes vermissen, würde manches anders gemacht, manches weggelassen, 
anderes hinzugefügt haben, wird auch hin und wieder Mängel in den 
Literatur- und sonstigen Angaben finden. Aber das ist nur natürlich. 
Wenn die Sammlung „nunmehr so erweitert ist, daß sie den Versuch 
darstellt, den gesamten Katholizismus in seinen wichtigsten und charakte- 
ristischsten Lebensäußerungen zu umspannen“ (Vorwort S. VII), so kann 
ein so weitaussehendes Unternehmen auch dem in jahrzehntelanger Lehr- 
und Forschertätigkeit erfahrenen Herausgeber nicht auf den ersten Schlag 
restlos geglückt sein. Seine Anerkennung wird dem Werk, wie es jetzt 
vorliegt, niemand versagen können. 

Es sei nun gestattet, auf Änderungen und Erweiterungen in der 
neuen Auflage einzugehen und dabei einige Wünsche vorzuPringen, die 
dem Kanonisten am Herzen liegen werden. Grundsätzlich sei auf die 
Besprechung der 3. Auflage durch Heinrich Boehmer verwiesen 

(Kan. Abt. 2 S. 361 fi.). 
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Für das Altertum wird man es begrüßen, daß jetzt weitere Teile 
der Aıdayn Aufnahme gefunden haben (Nr. 18—22 S.6ff.), daß die 
Quellen zur Geschichte der Päpste Julius I., Damasus und Bonifatius I. 
um gerade kirchenrechtlich wichtige Stücke vermehrt worden sind 
(Nr. 121 8. 48; Nr. 133, 135 8. 55f; Nr. 153—155 8. 67£.). Wenn reichs- 
rechtliche Quellen zu den Christenverfolgungen Aufnahme finden sollen, 
so wäre vielleicht außer dem bekannten Pliniusbrief und dem Trajanschen 
Reskript (Nr. 23£.) auch an das des Kaisers Hadrian (bei Euseb. IV 9) 
und an die Edikte zur Dezischen und Diokletianischen Christenverfolgung 
. zu denken. Zu dem Korneliusbrief an B. Fabius von Antiochia, der die 
Verhältnisse des stadtrömischen Klerus behandelt (Nr. 64 S. 27), ist an 
Literatur übersehen Stutz, Die röm. Titelkirchen und die Verfassung 
der stadtröm. Kirche unter P. Fabian, diese Ztschr. Kan. Abt. 9, 1919, 
8. 288 ff. 

Auch für das Mittelalter sind gerade rechtsgeschichtlich wich- 
tige Ergänzungen gebracht: Nr. 237 8.117f. Teile der Capitulatio de 
partibus Saxoniae (nach der neuen Ausgabe von Schwerin); Nr. 238f. 
8. 118f. zum Verhältnis Karls d. Gr. zu Leo III.; Nr. 306£. 8. 162f. 
Beschlüsse des I.eund des II. Laterankonzils; Nr. 355 S. 195 Gregors IX. 
Bulle „Rex pecificus“ von 1234, welche die Übersendung des Liber 
Extra an die Universitäten Bologna und Paris begleitete; Nr. 323 S. 174f. 
und Nr. 371 8. 200f. Stellen aus den Bullen „Venerabilem‘‘ 1202 und 
„Apostolica sedes‘‘ 1300, die bekanntlich das Kaisertum und das Wahl- 
recht des Kurkollegs aus der apostolischen Vollgewalt ableiten, An- 
schauungen, die, wie Hiltebrandt vor kurzem ‚gezeigt hat (vgl. unten 
8. 600), noch zu Ende des 17. Jahrhunderts bei Begründung der neunten 
Kurwürde an der Kurie lebendig waren. Auch das Renser Weistum 
und die Constitutio „Lioet iuris‘‘ von 1338 finden sich jetzt in der Samm- 
lung (Nr. 383f. S. 223f.) sowie die Stelle aus der Sessio XXXITI des 
Baseler Konzils über die Konzilssuperiorität (Nr. 399 8. 233). 

Für die neuere Zeit seien an wichtigen neu aufgenommenen rechts- 
geschichtlichen Quellen nur erwähnt: die sog. Ferdinandeische Deklara- 
tion, die dem in erweiterter Form wiedergegebenen Augsburger Reli- 
gionsfrieden beigefügt ist (Nr. 437 S.285f. Hier wie bei Nr. 518ff., 
Westfäl Friede, vermisse ich einen Hinweis auf den am besten zugäng- 
lichen vollständigen Abdruck bei Zeumer, Quellensammlung® 1913); 
Art. V $ 52 IPO. über das Corpus Evang. und das Corpus Kath; 
Art. 103 des Wiener Kongresses über die Wiederherstellung des Kirchen- 
staates und „Kard. Consalvis Grundsätze für ein deutsches Konkor- 
dat‘“ vom April 1815 (Nr. 565f. S. 426). 

Das und anderes bedeutet ohne Frage eine wertvolle Bereicherung 
der Sammlung auch für den Kanonisten. Daß der Herausgeber abeicht- 
lich (8. VoOI) das Schwergewicht der Quellenbelege auf den Anfang und, 
worüber gleich noch zu sprechen, auf den Endpunkt der Entwicklung 
gelegt hat, ist durchaus zu billigen. Wenn hier Wünsche geäußert werden 
sollen, so wären es vor allem drei Gebiete, die mir ergänzungsbedürftig 
erscheinen: Einmal das Eigenkirchenwesen, das bekanntlich den Bau 
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der mittelalterlichen Kirche tief beeinflußt hat. Es ist nur durch das 
Aschener Kirchenkapitular von 819 (Nr. 245 S.122) und Hinkmars 
Colleotio de ecolesiis et capellis (Nr. 251 8. 126 ff.) beleuchtet und würde 
durch Aufnahme einiger älterer Urkunden zum langobardischen, fränki- 
soben oder bayrischen Eigenkirchenrecht in viel helleres Licht treten 
(vgl. Stutz, Benefizialwesen I 8. 112ff., 134 ff., 196ff.; Eigenkirchen- 
vermögen, Gierke-Festschrift S. 1187); Den Übergang zu Nr. 817 
(8.172 = c. 16 X de iure patr. 8, 38), der bekannten Dekretale Alexan- 
ders III., die den Patronat als ius spirituali adnexum bezeichnet, müßten 


dann die Gratianstellen gegen das Eigenkirchenrecht bilden (Eingang - 


von pars I zu CXVI q. 7 und dictum post o. 30 ebd., vgl. Stutz, diese 
Ztschr. Kan. Abt. 1, 1911, S. 1fl.).. Ferner würde ich die Beziehungen 
der Klöster zur Kurie im hohen M.A. für wert erachten, in einigen Ur- 
kunden berücksichtigt zu werden (vgl. G. Schreiber, Kurie und Kloster 
im 12. Jahrhundert, 1910; viel Material z. B. in Braokmanns Germania 
pontificia). Und drittens scheint mir die Dekretalengesetzgebung der 
großen Päpste, namentlich Alexanders III. und Innozenz III., die eigent- 
liche Schöpferin des kanonischen Rechtes, nicht ausreichend und auch 
nicht gerade ih den charakteristischesten und bedeutunßsvollsten Stücken 
herangezogen zu sein. Schließlich möthte ich noch anregen, an Stelle 
der m. E. durchaus entbehrlichen neuhoohdeutschen Übertragung einiger 
Sachsenspiegelstellen (Nr. 344 ff. S. 188£.) die Parallelstelle zu SSp. I 1 
aus dem Schwabenspiegel (Laßberg S.d4f.), die päpstliche Fassung 
der Zweischwertertheorie enthaltend, aufzunehmen. 


Bezüglich des 19. Jahrhunderts hat m. E. eine so stark gekürzte 
Wiedergabe des bayrischen Konkordats von 1817 wenig Wert (Nr. 570 
S.428). Großenteils nur mit Überschriften wiedergegeben und verbunden 
mit einer nur sehr unvollständigen Wiedergabe des bayr. Ediktes vom 
22. Juli 1818 kann eskaum richtig gewürdigt werden. An Literatur zum 
Konkordat wäre nachzutragen: Anton Doeberl, Die bayer. Konk.-Ver- 
handl. i. d. J. 1806 u.7. Mit einem Anhang ungedr. Aktenstücke auf Grund 
der vatikan. Archive dargestellt. Histor. Forsch. u. Quellen, hrsg. v. 
J. Schlecht, H. 7/8, Freising 1924.1) Einer Beseitigung des Kon- 
kordates für die nächste Auflage möchte ich aber nicht das Wort 
reden. Diese wird hoffentlich das neue Konkordat vom 29. März 1924 
(„Inter Sanctam Sedem et Bavariae rempublicam sollemnis conventio‘‘) 
in unverkürzter Wiedergabe bringen (veröffentlicht in den Acta Apl. 
Sedis vom 24. Januar 1925 p. 4lss. und dem Ges. u. VO.BL f. d. 


!) Dieses Werk im vorliegenden Bande besprechen zu lassen, wurde 
uns durch den Verlag Datterer & Co. unmöglich gemacht, der uns ein Re- 
zensionsexemplar mit dem Bemerken verweigerte, die Schriftleitung könne 
das Buch, wenn sie es rezensiert sehen wolle, kaufen (!). Man weiß wirk- 
lich nicht, ob man über dieses Ansinnen oder über die Kurzsichtigkeit eines 
solchen Bescheides mehr staunen soll. Jedenfalls tut ein Autor, dem an 
dem Bekanntwerden und an der Verbreitung seines Geisteswerkes etwas livgt, 
gut, einen Verlag zu meiden, der auf solchem Standpunkte steht. 


Die Red. U. St.u. H.E.F. 


re ten 
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Freistaat Bayern vom 22. Januar 1925 8. 53f£, beidesmal in deut- 
scher und italienischer Sprache) und so wertvolles Vergleichsmaterial 
liefern können. — Von den Zirkumskriptionsbullen und Wahlbreven 
enthält die Sammlung nur die altpreußischen (De salute an. Nr. 574 
im Auszug und Quod de fid. Nr. 575). Da sie noch heute die Grundlage 
des geltenden Rechtes und mithin für die notwendig gewordenen neuen 
Vereinbarungen bilden, wäre ein möglichst vollständiger Abdruck auch 
der auf Hannover und die Oberrhemische Kirchenprovinz bezüglichen 
Bullen und Breven wohl von Nutzen gewesen und dürfte es, mindestens 
als Vergleichsmaterial, auch für die folgende Auflage bleiben. Die Kurie 
hat jedenfalls den Standpunkt, den sie zunächst nach der Staatsumwäl- 
zung einnahm (Allokution Benedikts XV. vom 21. November 1921, 
Mirbt Nr. 667 S.627£.), daß nämlich diese Vereinbarungen hinfällig 
geworden seien, praktisch nicht betätigt und auch theoretisch nicht 
wiederholt. Ich vermisse einen diesbezüglichen Hinweis bei Nr. 667.}) 
— Zur Geschichte des französischen Kirchenkonfliktes möchte ich doch 
die Aufnahme der beiden Enzykliken „Vehementer‘‘ und „Gravissimi‘‘, 
die nur in den Literaturangaben zum Trennungsgesetz erwähnt sind, 
empfehlen, jedenfalls aber Abdruck der Enz. „Maximam gravissimamque““ 
vom 18. Januar 1924 und des vereinbarten Statutenparedigmas für die 
Associations Dioosaines (beide Acta Apl. Sedis 1924 p. las, 19ss.), die 
gleichfalls, wohl weil der Druck schon zu weit fortgeschritten war, nur 
notiert sind, dringend ans Herz legen. — Unter der Literatur zu Nr. 648 
8. 502, Verbot der Exklusive bei der Papstwahl durch die Const. „Com- 
missum nobis‘‘ vom 24. Januar 1904, fehlt Stutz, Bischofswahlrecht 
1909, Exkurs 62 8. 231 ff., bei Nr. 6850 (S. 503) Const. „„Provida‘‘ Stutz, 
Zum neuesten Stand des Katholischen Mischehenrechtes im Deutschen 
Reiche, Stuttgart 1918. 


Die schwierigste Frage war für den Herausgeber sicherlich die, 
wie sich die Quellensammlung zur Entwicklung der Kirche in und nach 
dem Krieg, insbesondere zum Codex, verhalten solle Vierzehn wichtige 
Quellenstücke aus den Pontifikaten Benedikts XV. und Pius XI., den 
Weltkrieg, die Mission, die Mischehenfrage u. a: betreffend (Nr. 659672, 
8.517 ff.), haben Zunächst neu Aufnahme gefunden. Dem Lettischeh 
Konkordat vom 80. Mai 1922 (Acta AplL 8. XIV, 1922, p. 577es.), als 
dem ersten der Nachkriegskonkordate, hätte ich ebenfalls einen Abdruck 
gewünscht. Dann folgt als Beilage I (Nr. 673—731 8. 534-569) ein 
umfangreicher und vieles Wichtige zusammenstellender Auszug aus dem 
Codex. Man kann sicher darüber streiten, ob es richtig und zweckmäßig 
ist, einzelne Canones des Codex so für sich herauszugreifen und micht 
lieber den überall leicht zugänglichen Codex mit seinem Dokumenten- 
anhang als Ergänzung des Buches vorauszusetzen. Als Kanonist würde 
ich das Letztere wünschen. Aber nach seinem im Vorwort gekennzeich- 


!) Die Zirk.-Bullen und Wahl-Breven sind gegenwärtig am bequemsten 
zusammengestellt beiN. Hilling, Quellensammlung für das geltende Kirchen 
recht, Heft 13 (Bonn 1918). 
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neten‘ Standpunkt, einen Überblick über das ganze Gebiet zu geben, 
konnte der Herausgeber wohl nicht anders. * Und man muß ihm ‚zu- 
billigen, daß er die Auswahl im allgemeinen geschickt und treffend vor- 
genommen hat. Die Aufnahme der Canones 196-198 (potestas ordinaria) 
und 215—217 (Gliederung der Gesamtkirche) halte ich allerdings für 
unbedingt notwendig, die Auswahl über den Bischof ist recht dürftig, 
der Generalvikar und der Pfarrer fehlen vollständig, ebenso auch das 
Benefizial- und das Patronatsrecht (c. 1409ss.), um nur das m. E. 
Wichtigste herauszuheben. Ein Mangel ist weiter, daß die Erlasse zur 
Vorgeschichte des Codex, die man im Codex selbst nicht vollständig 
findet (inhaltlich wiedergegeben ist das Wichtigste daraus in der Prae- 
fatio), insbesondere das Motuproprio „Arduum sane munus“ vom 19. März 
1904 (Acta Pii X I Romae 1905 p. 219ss.) und das Rundschreiben Ram- 
pollas „Pergratum mihi‘‘ vom 27. März 1904 (Acta S. S. XXXVI 1903/4 
p. 6038.) nicht abgedruckt sind, ja nicht einmal die Publikationskonsti- 
tution „Providentissima Mater Ecclesia‘‘ vom 27. Mai 1917, eines der 
wichtigsten, grundsätzlich bedeutungsvollsten Dokumente des modernen 
Katholizismus. Auch die professio fidei des Codex wäre der Aufnahme 
wohl wert gewesen, ebenso das Motuproprio „Cum iuris canonici‘‘ vom 
17. September 1917 (Acta Apl. S. IX 1917 p. 483es.), das die Einsetzung 
der Interpretationskommission enthält.!) 

Nebenbei sei bemerkt, daß zu Nr. 880 S. 536 „Die Kardinäle‘‘, ins 
besondere Anm. 6, offenbar unbeachtet geblieben ist die Const. „Exactis“ 
vom 1. Februar 1915 (Acta Apl. S. II 1915 p. 229ss.): Die Sitze der Kar- 
dinalbischöfe sind seither: Ostia, das Bistums des Kardinaldekans, der 
bei seinem Aufrücken gemäß c. 237 $2 sein bisheriges Bistum beibehält, 
Porto mit 8. Rufina, Albano, Praeneste, Sabina, Tusculum (Frascati) und 
Velletri. Auch daß die Bulle „Vacante Sede Apostolica‘‘, das auch 
nach dem Codex (c. 241) maßgebend gebliebene Papstwahlgesetz vom 
25. Dezember 1904 mit seinen die ganze bisherige Entwicklung zu- 
sammenfassenden Bestimmungen, auch jetzt nur nach Überschriften 
wiedergegeben ist (Nr. 649 S. 503), wird man bedauern. 

Es folgen dann außer elf alten noch sieben neue „Beilagen“, ins- 
besondere Teile der deutschen Reichsverfassung, der preußischen Ver- 
fassung und das Reichsgesetz über die religiöse Kindererziehung vom 
15. Juli 1921 enthaltend. 

Der hier aufgestellte Wunschzettel, den ich auf das mir am dringend- 
sten Erscheinende beschränkt habe, sieht recht anspruchsvoll und nament- 
lich platzraubend aus. M. E. könnte aber auch, zum Vorteil des Werkes, 
manches wegfallen, was gegenwärtig viel Platz einnimmt. Die Beilagen 
über die Ablässe (S. 5685—70), über den Altkatholizismus (8. 570—74), 
über die Los-von-Rom-Bewegung (S. 575f.), über Reformbewegungen 
in der katholischen Kirche (S. 576—81), die Auszüge aus den jesuitischen 


!) Zur Vorgeschichte des Codex vgl. vor allem Stutz, Geist des Codex 
1918 8. 1fE und Mario Falco, Introduzione allo studio del „Codex iuris 
canonici“, Torino 1925, p. 17ss. Vgl. U. Stutz, Deutsche Lit. Ztg. Sp. 927 fl. 
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Moralisten (S. 581—85) und aus dem Pontificale, dem Rituale und dem 
Breviarium Romanum (S. 58593) halte ich für z. T. durchaus ent- 
behrlich, jedenfalls starker Kürzung fähig, in Anbetracht ihrer doch nur 
teilweise recht untergeordneten Bedeutung in der Gesamterscheinung 
des Katholizismus oder ihrer nicht glücklichen AuswahL Auch noch 
andere Stücke, wie die lange Rede des Salzburger Fürsterzbischofs 
Katschthaler (1905, Nr. 645 S. 497ff.), ferner die Entscheidungen über 
die Behandlung amputierter Glieder (Nr. 638), über das Verlangen eines 
sterbenden Ketzers nach seinem Seelsorger (Nr. 639, die Überschrift ist 
übrigens irreführend), über das Verschlucken von Marienbildern als 
Heilmittel (Nr. 644), schließlich die Stelle aus Voltaires Trait& sur la 
tolerance (Nr. 547) und Pascals 7. Provinzialbrief (Nr. 531) haben mit 
ihrer Aufnahme in ein Quellenwerk wie dieses wohl zu viel Ehre erfahren. 
Der auf Dauer berechnete wissenschaftliche und pädagogische Wert 
dieses an sich so verdienstvollen Buches könnte durch Verzicht auf 
solche Stücke nur gewinnen. 


Hans Erich Feine. 


Karl Müller, Kirchengeschichte, I. Band, 2. völlig neube- 
arbeitete Auflage, 1. Lieferung, Tübingen, Verlag von 
J. C. B. Mohr (Paul Siebeck) [Grundriß der Theologischen 
Wissenschaften bearbeitet von F Achelis u. A. H. Abt.] 
1924. XII u. 3168. 8°, 


Mit besonderer Freude und Dank wird jeder, der sich nach irgend- 
einer Richtung mit der Geschichte der alten Kirche beschäftigt, den 
Beginn des Neuerscheinens dieses wohlbewährten Werkes begrüßen. 
Der 1892 in einer Doppelauflage erschienene I. Band war seit 1904 ver- 
griffen. Nicht anders ging es den vier zwischen 1905 und 1920 ver- 
anstalteten Neudrucken. Währenddessen schritt die Arbeit am folgenden 
Band rüstig weiter. Die erste Hälfte desselben erschien in zwei Heften 
1897 und 1902 und liegt gegenwärtig in einem Neudruck von 1922 vor. 
Sie umfaßt die Zeit vom Ausgang des 13. Jahrhunderts bis zur Mitte 
des 16. Die zweite Hälfte, 1919 erschienen, bringt das Werk mit dem 
17. Jahrhundert zum vorläufigen Abschluß (z. Zt. 3. photomech. gedr. 
Aufl. 1923). Stoff und Umfang waren im Lauf der Bearbeitung dem Ver- 
fasser unter den Händen gewachsen. War der I. Band allenfalls noch 
„Grundriß‘, so bietet HI 1 und 2 eigentlich ein Lehr- bzw. Handbuch. 
Seit der Verfasser 1918 „die Fortsetzung des jungen Werkes in andere 
Hände legen konnte“, ist er an eine Neubearbeitung des I. Bandes ge- 
gangen, nun freilich in einer ganz wesentlich erweiterten, der Ausgestal- 
tung des II. Bandes entsprechenden Form. Eine nicht geringe Arbeit 
ist da geleistet worden, um das Werk in seinen wichtigeren Teilen auf 
eigene Quellenstudien zu gründen. Als Vorarbeiten erschienen bereits 
vorher mehrere größere und kleinere Einzeluntersuchungen, so die für 
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den kirchlichen Rechtshistoriker bedeutsamen „Beiträge zur Geschichte 
der Verfassung in der Alten Kirche‘ (Abh. d. Berl. Akad. Phil.-hist. Kl. 
1922 Nr.3) und nachträglich noch die „Kleinen Beiträge zur alten 
Kirchengeschichte‘‘ (Z. f. neutest. Wise. hreg. von Lietzmann, 23. Bd., 
1924, 8.214ffl.. Der Umfang scheint sich etwa verdoppeln zu sollen: 
Die Darstellung, die noch nicht völlig bis zur Anerkennung der Kirche 
durch das Reich gediehen ist und mit der ersten Lieferung 316 Seiten 
bringt, umfaßte im I. Band von 1892 nur 157 Seiten. So liegt nahezu 
ein völlig neues Buch vor: Kaum ein paar Sätze der alten Auflage sind 
unverändert herübergenommen. Doch ist das Werk in seiner grund- 
eätzlichen Stellungnahme zu den Hauptproblemen und bis zu gewissem 
Grade auch in seiner Gliederung das alte geblieben. Überall fühlt man 
die gründliche quellenmäßige Fundierung, das eigene Urteil und die 
wissenschaftliche Arbeit eines Gelehrtenlebens, ohne die ein so schwie- 
riges Unternehmen nicht zum vollen Erfolg geführt werden kann. Aber 
erst bei näherem Zusehen wird man gewahr, wie sorgfältig das Urteil 
meist abgewogen, wie überlegen und doch bestimmt in Kontroversen 
Stellung genommen ist, vor allem auch, wie vielerorts die Quellen 
selbst indirekt zu Worte kommen. Hinzutritt dann noch besonders, 
daß die Darstellung selbst ein abgerundetes, in ihren Teilen harmo- 
nisches Ganze bildet und trotz oder gerade durch die Erweiterung an 
Lesbarkeit und Anschaulichkeit noch weiter gewonnen hat. Obwohl 
auf Anmerkungsapparat unter dem Strich großenteils verzichtet ist, 
läßt sich der Text meist leicht an der Hand der Quellen nackprüfen. 
Wohl jeder, der das Buch zur Hand nimmt, ob Fachmann auf diesem 
oder jenem Gebiet oder gebildeter Laie, wird es nicht ohne reiche Be- 
lehrung wieder aus der Hand legen. Vor allem möchte ich auch der 
studierenden Jugend, Theologen, Historikern und Juristen, dies Werk 
aufs wärmste ans Herz legen. 


Es kann nun nicht hier die Aufgabe sein, das ganze Werk in allen 
Teilen einer näheren Besprechung zu unterziehen. Am wenigsten gelungen 
erscheinen mir die neutestamentlichen Partien. Hier war der Verfasser 
wohl auch am wenigsten durch eigene Forschungen zu Hause. Daß 
eine mehr ins Einzelne gehende Darstellung der Entstehung der neu- 
testamentlichen Schriften und des Kanons nicht hätte fehlen dürfen, 
hat schon Adolf von Harnack mit Recht hervorgehoben.!) Handelt 
es sich doch um die „wichtigste Institution, die die Kirche jemals ge- 
schaffen hat‘“. Der $ 4 „Jesus‘‘ kann mich nicht recht befriedigen. Und 
ob Sätze wie die: „Eine neue Religionsgemeinde, die ‚Kirche‘, hatte 
Jesus nicht stiften wollen‘‘ (S. 65), „Am Gesetz hatte Jesus nie gerüttelt, 
Paulus setzte es außer Kraft. Dadurch erst wurde das Christentum zu 
einer neuen Religion‘‘ (S. 74), noch ganz den heutigen Anschauungen 
der neutestamentlichen Wissenschaft entsprechen, will mir doch zweifel- 
haft erscheinen. Dasselbe gilt von dem gänzlichen Verzicht. auf eine 


!) Besprechung dieses Buches in der Deutschen Literaturzeitung NF. 
Il. Bd. Sp. 7£. 
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Chronologie des Lebens des Paulus (S. 68).!) Aber hierüber will ich dem 
Urteil von berufenerer Seite nicht vorgreifen, nur das möchte ich noch 
hervorheben, daß die Einbettung der Kirchen- in die allgemeine Zeit- 
und Geistesgeschichte mit besonderer Sorgfalt durchgeführt erscheint. 
Hier soll vor allem von der kirchenrechtsgeschichtlichen Seite her auf 
einige Hauptpunkte, die den Kanonisten interessieren dürften, kurz 
hingewiesen werden. Und das ist um so notwendiger, als gerade M. 
nicht nur sichtlich bestrebt ist, das Institutionelle nicht zu kurz kommen 
zu lassen, sondern auch ein entschiedenes Charisma für rechtageschicht- 
liche Darstellung besitzt und gerade hier viel Anregung und Neues bietet. 

Die Frage nach der Entstehung und dem ersten Auftreten des 
Rechtes in der Kirche wird im wesentlichen im Sinne der herrschenden 
Lehre (vgl. statt anderer Stutz, Kirchenrecht ® 8, 281) implicite beant- 
wortet: Die jerusalemische Gemeinde besaß bereits eine mehr nder 
weniger deutliche Organisation (S. 66). Als Gemeinde der Heiligen 
kannte die Kirche von Anbeginn einen Ausschluß aus der Gemeinschaft 
für schwere Sünder (8.97). Das ist, worauf Walter Schönfeld vor 
kurzem besonders hingewiesen hat?), trotz aller religiösen Umhüllung der 
Anfang rechtlicher Organisierung. Zunächst aber war der Charakter 
der Gemeinde mit, ihren drei geistbegabten Ämtern der Apostel, Pro- 
pheten und Lehrer (S. 89ff.) und dem losen Kreis des Presbyteriums 
(8. 110) ein durchaus charismatischer und pneumatischer. Aber schon 
in apostolischer Zeit liegen die Keime einer wirklichen Verfassung, die 
sich in nachapostolischer Zeit rasch entfalten (8. 110ff.).. Diese überaus 
schwierigen Fragen, namentlich die der Entstehung des Episkopats, 
sind mit großer Feinheit und Sorgfalt behandelt, werden sich aber wohl 
nie rest)os befriedigend klären lassen. M. unterscheidet auf der ältesten 
Stufe Gemeinden allein mit Presbyterium nach jüdischem Vorbild und 
solche allein mit Bischöfen und Diakonen in Fortbildung der paulinischen 
Missionsorganisation. Eine weitere Stufe, die in den römischen Quellen 
(I. Clemensbrief und Hermas) hervortritt, vereinigt dann beides. Der 
älteste Dienst der Bischöfe scheint Aufsicht über die äußeren Dinge 
und Verwaltung der Liebesgaben gewesen zu sein, ihr Emporkommen 
hängt damit zusammen, daß die Eucharistie mit dem Zurücktreten 
der Charismatiker ein besonderes Amt verlangte. 

Sehr schön und klärend ist dann der stufenweise Ausbau des mon- 
erchischen Episkopats geschildert, der sich zuerst in den Zentren des 
Christentums vollzog, wobei das Vorhandensein einer rein presbyteralen 
Verfassung in manchen Gegenden durchaus möglich und wahrscheinlich 
bleibt. Die Bischöfe werden in der Abwehr der Häretiker zu Hütern 
der apostolischen Tradition, zu Nachfolgern der Apostel und Erben ihres 
Lehramts, „was sie bisher nirgends (?) gewesen waren‘ (S.206). Wenn 


!) Vgl. statt Anderer Paul Feine, Einleitung in das Neue Testa- 
ment, 3. Aufl. (Leipzig 1923) 8. 101 ff. 

3) Die juristische Methode im Kirchenrecht. Eine rechtstheoretische 
Auseinandersetzung mit Rudolph Sohm. Archiv für Rechts- u. Wirtschafts- 
Philosophie VI. Bd. (1924) 8. 77 fi. 
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diese Entwicklung erst in der Zeit des Irenäus und des Tertullian vollendet 
gewesen sein soll, so fragt man sich doch, ob die bekannten Worte des 
Ignatius (Ep. ad Smyrn. c. 8, Mirbt, Quellen * Nr. 9 8.4: Ilavıes ı$ 
$rıoxcng dxolovdeite, og Inooüs Xoworös S nargl .. . Önov üv yarij d 
dnloxonos, dxei 10 nAijdus Eoro, . . .. Exei  xadolırn Exxinola) lediglich 
örtliche und persönliche Anschauungen wiederspiegeln (S. 117). In- 
teressant ist der m. E. gelungene Nachweis gegenüber der herrschen- 
den Lehre, daß von einem besondern, etwa durch Weihe übertragenen 
Amtscharisma des Bischofs damals, zu Irenäus Zeiten, noch nicht 
die Rede war (S. 206, Z. f. neutest. Wiss. 23, 1924, 8. 216fl.. Ein 
wirkliches Charisma des Bischofs erscheint erst bei Hippolyt und Cyprian 
und zwar offenbar im Zusammenhang mit dem Priestertum des Bischofs 
(S. 251). Denn zu der Lehrgewalt des Bischofs auf Grund der apostoli- 
schen Sukzession tritt die priesterliche Gewalt, seit der Opfergedanke 
bei der Eucharistie überwiegt. Nun erst „empfängt der Bischof bei seiner 
Weihe das Charisma, das sein Amt nach allen Seiten trägt‘ (S. 251). 
Hinzukommt als drittes die richterliche Gewalt, als seit Kallist der Bischof 
die apostolische Lösegewalt auf Todsünden ausdehnt (8. 245, 254f.). 
Als besonders gelungen darf man wohl diese Abschnitte über die Buße 
(S. 238 fl., 295 ff.) bezeichnen sowie später die Darstellung des Ketzer- 
taufstreites (S. 312ff., Z. f. neutest. Wiss. 23, 1924, S. 222fl., 236 ff.). 
Auf die durch diese Entwicklung verursachte völlig veränderte Stellung 
des Presbyteriums (S.259ff.) kann nicht näher eingegangen werden. 
Bezüglich der Fabianischen Organisierung der stadtrömischen Kirche 
folgt M. (S. 262f.) im wesentlichen unter stillschweigender Ablehnung 
der Hatch-Harnackschen Hypothese der herrschenden Lehre, ins- 
besondere den Ausfübrungen von Stutz (diese Zschr. Kan. Abt. 9, 1919, 
S.301fl.). Demgegenüber stand die Entwicklung des Episkopats im 
Osten um 200 noch auf einer älteren Stufe (S. 266). Erst im Laufe des 
3. Jahrhunderts gelingt eg hier dem Bischof, zuerst in Alexandrien 
(B. Demetrius und Origines), das alte pneumatische Lehramt zurück- 
zudrängen (S. 293ff.) und auch die Gewalt der Sündenvergebung an sich 
zu ziehen (295fl.). Erst jetzt steht auch hier dem Bischof Priester-, 
Lehr- und Richtergewalt zu. „Unter dem Episkopat in diesem Umfang 
ist nun die ganze Kirche zusammengeschlossen‘‘ (S. 300). 

Bietet schon diese Schilderung in ihrer geschlossenen Folgerichtig- 
keit und in vielen Einzelheiten manches Neue, so beruht die Darstellung 
der Ausbreitung des Episkopats und der Bildung kirchlicher Gruppen, 
die im Folgenden (S. 304 ff.) geschildert werden, zum guten Teil auf 
eigenen Forschungen des Verfassers (Abh. d. Berl. Akad. a.a.O.). Sie 
scheinen allerdings in manchen Punkten eine Überprüfung der bisherigen 


Anschauungen nötig zu machen. Schon die Verbreitung des Episkopats, 


soll keine so durchgängige gewesen sein, wie man bisher meist (Har- 
nack u. A.) annahm. Neben einfachen „Gemeinde‘‘-Bischöfen, Stadt- 
und Chorbischöfen (über letztere vgl. S. 197, 306, 307) standen lange 
„Territorial‘‘- (Provinz-) Bischöfe (z. B. Rom, Lugdunum, Alexandrien, 
Pontus, Antiochien, Pentapolis), deren Stellung nicht mit der von späte- 
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ren Metropolitanen gleichgesetzt werden kann, Bischöfe, die mit der 
Zeit in ihrem Gebiet wohl Tochterbistümer errichteten, aber eine manch- 
mal recht nachdrückliche oberbischöfliche Gewalt beibehielten (Alexan- 
drien über die ägyptischen, Rom über die italischen Bischöfe)... Vielfach 
sind aber auch Presbyter, selbst Diakonen, als Leiter nichtbischöflicher 
Gemeinden vorhanden. Eine Presbyterialverfassung kann sich eben 
such „über die Zeit hinaus, in der wir sie bezeugt finden, erhalten haben“ 
(8. 305). Oft läßt sich vermuten, manchmal unmittelbar verfolgen, wie 
die Episkopalverfassung in solchen Gebieten (Pontus, Ostsyrien, Ägypten) 
vordringt. So muß es auch in Italien, Gallien und Afrika der Fall ge- 
wesen sein. „In Armenien ist um 250 vielleicht nur ein einziger Bischof 
und noch im 5. Jahrhundert ist es so in Skythien‘“‘ (S. 306). Das erinnert 
doch manchmal an den späteren Missionsorganismus der katholischen 
Kirche Neben solche durch mehr oder weniger enge Bande mit der 
Mutterkirche verknüpften Gruppen bischöflicher Kirchen treten später 
politisch-geographisch bestimmte Verbände, etwa nach Stadtbezirken 
(Kampf gegen die Dorfbischöfe im Osten) und nach Reichsprovinzen 
(z. B. in Afrika, 8.308). Und schon im 3. Jahrhundert zeichnen sich die 
Gebiete der drei großen Patriarchate Rom, Alexandrien und Antiochien 
ab. Das Bischofsamt war wohl in der Idee überall dasselbe, aber praktisch- 
rechtlich bestanden erhebliche Unterschiede. Wie gesagt, die Frage nach 
Existenz und Fortdauer einer Presbyterialverfassung, nach der Aus- 
breitung des Episkopalismus und der kirchlichen Gruppenbildung, ins- 
besondere auch der Stellung Roms im Abendland, die namentlich von 
Harnack einer Lösung nahegebracht schien, sind wieder zur Erörterung 
gestellt. Man wird Bedenken haben dürfen, die Gesamtkirche um 300 
ohne weiteres als einen „Bund von Bischofskirchen‘“‘ (Stutz, Kirchen- 
recht ? S. 286) zu bezeichnen. Der Verfasser ist sich sehr wohl bewußt, 
keine feststehenden Resultate gegeben zu haben, sondern will (S. 304 
Anm. 1) seine Abhandlung wie seine Darstellung ‚nur als einen Versuch 
bezeichnen, die schwierigen Fragen, alte und neue, besser zu lösen als 
mit den Mitteln der bisherigen Ansicht‘‘. Daß er der weiteren Forschung 
reiche Anregung geboten hat, dessen kann er gewiß sein. 

Mit dieser Schilderung des „inneren Abschlusses der altkatholischen 
Kirche“ schließt die Lieferung. Die „äußere Geschichte bis zur An- 
erkennung im Reich‘ bleibt schon der nächsten vorbehalten. Möge es 
dem Verfasser vergönnt sein, dieselbe bald zum Abschluß zu bringen. 
Auch wenn wir mit ihm darauf vertrauen, daß der Band auch ohne ihn 
zu Ende geführt werden würde, so kann ihn doch nur er selbst zum Ab- 
schluß bringen, wie er begonnen ist. Denn in dem Buch ‚stellt sich der 
gemeinsame Erwerb der protestantischen‘ — und wir dürfen wohl 
hinzufügen: auch der katholischen (Duchesne, Kirsch u. a.!) — 
„Kirchengeschichtschreibung der letzten zwei Menschenalter dar, ge- 
zeichnet von einem Führer‘‘.!) Hans Erich Feine 
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R. Gönestal, Le Privilegium fori en France du de6cret de 
Gratien & la fin du XIV® siecle. Bibliothdque de l’&cole des 
Hautes Etudes, sciences religieuses, 35. Band, Paris, Ernest Le- 
roux, 1921. XIX u.2448. 39. Band 1924. XLVIIIlu.2118.8°. 


Es ist eine Spezieluntersuchung von ganz ungewöhnlichen Dimen- 
sionen, deren zwei erste Bände uns der namhafte französische Rechts- 
historiker R. Genestal hier vorlegt. Ohne darüber seine wertvollen 
Arbeiten auf dem Gebiete des normannischen, seines eigentlichen Heimat- 
rechts, zu vernachlässigen (vgl. darüber meine Anzeige in dieser Z. ® 
XLIV S.353ff.), hat er sich seit Jahrzehnten mit dem Problem der 
Gerichtsstandsprivilegien der Kleriker befaßt. Schon 1908 erschien eine 
Studie von ihm über die Anfänge des privilegium fori!), die sich haupt- 
sächlich mit dem nachklassischen römischen Recht befaßte, 19009 seine 
Untersuchung über den StatusprozeB der Kileriker, vornehmlich auf 
Grund der französischen Quellen des 1%. und 14. Jahrhunderts.?2) Jetzt 
faßt er die Ergebnisse seiner mühevollen Forschungen in einem Werk 
zusammen, das eine sehr wesentliche Bereicherung unseres kirchen- 
rechtsgeschichtlichen Wissens darstellt, wiewohl man es nicht einseitig 
dieser Sparte der Rechtsgeschichte zuzählen kann, da es durch die sorg- 
fältige und kenntnisreiche Verwertung auch der Quellen des weltlichen 
Rechtes Anspruch darauf erheben darf, zu den Werken allgemein-rechts- - 
geschichtlichen Charakters gerechnet zu werden. Gerade dadurch, daß der 
Verfasser immer wieder die von der kanonistischen Theorie aufgestellten 
Postulate und Lehrmeinungen an den Quellen der Praxis nachprüft, 
ist er der Gefahr entgangen, sein Werk im rein Literargeschichtlichen 
stecken bleiben zu sehen, wie esz. B. mit dem bekannten Buch W. Ende- 
manns über die romanisch-kanonistische Wirtschafts- und Rechtslehre 
gegangen ist. Er versteht es, uns ein Stück Mittelalter wirklich lebendig 
zu machen; statt der blutleeren Buchstabenweisheit der Doktrinäre 
sind es Menschen von Fleisch und Blut, die auftreten und für ihre Ideen 
kämpfen. So aufgefaßt, bietet das Thema des Verfassers Ausblicke 
nach allen Seiten; os erweist sich nicht nur als fruchtbar für das Ver- 
hältnis von staatlicher und geistlicher Gerichtsbarkeit, sondern auch 
als ergiebig für die Geschichte des Prozeß-, Straf- und Privatrechts, 
ja stellenweise sogar für die allgemeine Sozial- und Wirtschaftsgeschichte, 
Freilich muß hierzu bemerkt werden, daß gerade die französischen 
Rechtsquellen mit ihrer Mannigfaltigkeit, Reichhaltigkeit, Anschaulich- 
keit und juristischen Präzision den denkbar günstigsten Boden für eine 
solche Untersuchung darhieten. Inwieweit man die kombinierende 
Methode des Verfassers auf deutsche Verhältnisse übertragen könnte, 
müßte erst erprobt werden. 


1) R. Genestal, Les origines du privilöge clerical, Nouv. Rev. Hist. 
XXXII (1908) p. 161 & 212. 

?) R. Genestal, Le procös sur l’etat de clerc, aux 13° et 14° siecles, 
Ecole pratique des Hautes Etudes, section des sciences religieuses, 1909; 
dazu Stutz in dieser 2°. XXXII 8. 389. 
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Um einen Begriff von der Weitschichtigkeit des G.schen Unter- 
nehmens zu geben, soll zunächst einmal die äußere Einteilung kurz ins 
Auge gefaßt werden. Die bisher vorliegenden beiden Bände stellen 
nur einen kleinen Teil der Problemlösung dar. Der Verfasser beginnt 
nach einer kurzen Einleitung über Begriff und Wesen des priv. fori 
— vor allem abgegrenzt gegen das priv. canonis — mit einer Übersicht 
über den Kreis der Personen, denen die Berufung darauf gestattet ist. 
Diese füllt den ganzen ersten Band. Im zweiten beginnt die Darstellung 
der Anwendbarkeit des Privilegs zunächst in Strafsachen, aber es wird 
in diesem ganzen Bande wieder nur eine Einzelfrage erledigt, nämlich 
inwieweit die Kirche durch Auslieferung eines verbrecherischen Klerikers 
an die weltliche Gewalt selbst auf die privilegierte Rechtsstellung ihrer 
Leute Verzicht leistete. Daran soll sich im nächsten Bande eine Dar- 
legung der Fälle schließen, in denen die weltliche Gewalt kraft eignen 
Rechtes, gestützt auf die berühmten cas privilegies des französischen 
Königs (dazu etwa R. Holtzmann, Französ. Verf.-Gesch. S. 245ff.), 
Vorstöße in das Gebiet: des kirchlichen Privilegs hinein unternimmt; 
endlich würden in weiteren Bänden die eigentlichen Funktionen des 
priv. fori, vor allem seine Verwendbarkeit als deklinatorische Einrede 
im Zivilprozeß, sich anschließen. 

Der Grundtendenz, von der der Verfasser bei allen seinen Unter- 
suchungen ausgeht, möchte ich mich ausdrücklich anschließen. Er stellt 
in den Vordergrund die Erwägung, daß geistliche und weltliche Gerichte- 
barkeit sich durchaus nicht immer als feindliche Mächte gegenüber- 
getreten sind, daß vielmehr weitaus die Regel ein Hand-in-Hand-Arbeiten, 
eine gegenseitige Rücksichtnahme bildete, wie sie ja auch in den mittel- 
alterlichen Theorien über das Verhältnis der Gewalten zum Ausdruck 
kommt, die man durchaus nicht immer als polemische Kampfformeln 
aufzufassen hat. So erklärt es sich, daß die weltlichen Gerichte den 
Rechtsstandpunkt der Kirche hinsichtlich des privilegium fori fast 
immer prinzipiell anerkannt haben. Faktisch freilich sind gelegentliche 
Übergriffe der einen Gewalt gegen die andere vorgekommen, vor allem 
in den unteren Instanzen, in denen oft egoistische, rein materielle Inter- 
essen eine ungebührlich große Rolle gespielt haben. Aber das Pariser 
Parlament, eingedenk seiner Position als Oberhof auch der geistlichen 
Gerichte Frankreichs, hat stets auf Wahrung des Rechtsbestandes der 
Kirche, auf Rechtevereinheitlichung und Rechtsangleichung gesehen, 
so daß das praktische Zusammenarbeiten der geistlichen und der welt- 
lichen Gerichte gewährleistet war. Ich selbst habe früher einmal ver- 
sucht, dieses zahnradartige Ineinandergreifen von geistlichen und welt- 
lichen Gerichten aus den französischen Rechtebüchern des 13. Jahr- 
hunderts deutlich zu machen (Beaumanoir und die geistliche Gerichts- 
barkeit, 2.2 XXXV, 263fl.). Dem Verfasser ist die Arbeit, die sich 
in den Grundanschauungen mit seinen Ergebnissen deckt, auch nicht 
entgangen; er widmet ihr auf p. V der Einleitung zum ersten Bande 
eine längere kritische Auseinandersetzung, auf die hier zu erwidern 
den Rahmen dieser Besprechung sprengen wtirde. Ich möchte nur kurz 
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bemerken, daß es mir natürlich fern gelegen hatte, Entstehung, Aus- 
gestaltung und Wirksamkeit des priv. fori etwa aus dem weltlichen 
Recht herleiten zu wollen. Ich beabsichtigte nur darzutun, wie von vorn- 
herein das weltliche Recht der kirchlichen Auffassung von der Unzu- 
ständigkeit der weltlichen Gerichte für das Verfahren gegen Kleriker 
dadurch weit entgegenkommen mußte, daß der typisch lehnrechtliche 
Zuschnitt des Prozesses der Prozeßfähigkeit (richtiger: Parteifähig- 
keit) der Kleriker mit einer gewissen Zwangsläufigkeit Abbruch tun 
mußte. Daß natürlich weltliche Urteile gegen Kleriker unter dem Ge- 
sichtspunkt des forum delicti commissi vorkommen konnten und auch 
vielfach vorgekommen sind, habe ich nie bestritten, vielmehr ausdrück- 
lich (a. a. O0. 8.287) auf den Gedanken der Zuständigkeitsbegründung 
durch Ergreifung auf handhafter Tat zur Erklärung hingewiesen In 
welchem Umfange aber im französischen Prozeß des M.A. der lehnrecht- 
liche, d. h. gewererechtliche Typus verwirklicht wurde, insofern als auch 
eine Reihe von Klagen, die wir heute persönliche nennen würden, als 
Saisineklagen erschienen, dafür habe ich auch in meiner Abhandlung 
über das Versäumnisurteil (in dieser Z.? XLI, S.167ff.) Belege ge- 
sammelt. Immerhin will ich gerne zugeben, daß in allen diesen Fragen 
das letzte Wort noch nicht gesprochen ist, zumal wir über die Einreihung 
der Geistlichen in das System des Lehnrechts überhaupt noch gar nicht 
erschöpfend unterrichtet sind. 

Wenden wir uns nunmehr dem eigentlichen Hauptinhalt des 
Genestalschen Buches zu, so ist aus der Einleitung zum ersten Bande 
noch nachzutragen, daß der Verfasser dort in sehr einleuchtender Weise 
die zeitliche Begrenzung seines Themas rechtfertigt. Er will die Einzel- 
untersuchung erst mit dem Beginne des 13. Jahrhunderts einsetzen 
lassen, weil erst zu dieser Zeit in der kanonistischen Theorie und Gesetz- 
gebung das Gebäude der klerikalen Standesvorrechte in seinem Grundriß. 


fertiggestellt erscheint. Nach unten begrenzt er seine Forschungen etwas. 


willkürlich mit dem Jahre 1400, geht aber über diese selbstgewählte 
Grenze häufig hinaus, wie er auch stets in ausführlichen Einleitungen 
die Vorgeschichte seiner Probleme seit der römischen Kaisergesetzgebung 
entwickelt. 

Das erste Kapitel des ersten Bandes behandelt nun zunächst die 
regulären Nutznießer des priv. fori, die Kleriker selbst, und ihre Stellung 
vor dem weltlichen Gericht. Hier ist insbesondere wichtig die Fest- 


stellung, daß auch die illicite erteilte Tonsur an einen etwa mit der 


irregularitas ex defectu scientiae oder natalium Behafteten zunächst 
die saisina clericatus, den Rechtsschein der Klerikereigenschaft, hervor- 
bringt, also, um einen handelsrechtlichen Ausdruck nachzuformen, 


„Scheinkleriker‘‘ schafft, deren Evokation vor das geistliche Gericht. 


vom weltlichen Richter nur durch Zerstörung dieses Rechtsscheins ver- 
hindert werden konnte. Gerade hierzu hatte ich mich in meinem ‚Beau- 
manoir‘‘ (a.a. O. S. 322ff.) bereits ausführlich geäußert. Neu ist also 
eigentlich nur das, was der Verf. über unfreie Kleriker sagt (p. 11ss.). 
Hier erscheint die Beweislast gerade umgekehrt verteilt gewesen zu sein, 
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zumal wenn der Grundherr die complainte en saisine et nouvellete zu 
erheben in der Lage war. Das ständerechtsgeschichtlich nicht belanglose 
Problem könnte nochmals auf breiterer Basis untersucht werden. 

Das zweite Kapitel behandelt die vom Verfasser zusammenfassend 
als „Assimiles‘‘ bezeichneten Personenklassen, nämlich die Ordensleute, 
unter denen den Gruppen der conversi und oblati sowie den Tertiariern 
besondere Aufmerksamkeit geschenkt wird. Die Unterstellung auch 
der Laienbrüder unter das priv. fori tritt besonders im Prozeß gegen die 
Templer klar hervor, wo sie ja auch von der Pariser theologischen Fakultät 
anerkannt worden ist (1308). Den Laienbrüdern steht am nächsten 
das Personal der Leprosenhäuser, obwohl es von der offiziellen kano- 
nistischen Theorie vielfach schlechter behandelt wurde (p. 38); hier tut 
sich zum ersten Male der Gegensatz zwischen dem gemeinen und dem 
provinzialen Sonderrecht innerhalb der Kirche auf. Noch weit inter- 
essanter ist indessen der Abschnitt über die Leprosen selbst. Obwohl 
es hier eigentlich an jeder Handhabe für die Exemption von der welt- 
lichen Gerichtebarkeit fehlte, wird diese doch indirekt erreicht, indem 
man diese Unglücklichen, die aus der menschlichen Gesellschaft aus- 
gestoßen, bürgerlich tot erschienen, einer Art von Entmündigungs- 
verfahren unterwarf, an das sich eine Profeßleistung beim Eintritt in 
das Leprosenhaus schloß, die wieder die Unterstellung unter die (von 
Beaumanoir einwandfrei bezeugte) Verbandsgewalt der Leprosenbruder- 
schaft in sich schloß. Allerdings hat sich im Lauf des 14. Jahrhun- 
derts die königliche Gerichtebarkeit der Leprosen bemächtigt, zunächst 
unter dem Gesichtspunkt der Nachprüfung jenes Entmündigungsver- 
fahrens; diese Tendenz erhielt neue Nahrung, als eine nur massenpeycho- 
logisch zu wertende Verdächtigung der Leprosen wegen angeblicher 
Brunnenvergiftung diese als gemeingefährlich erscheinen und ihre Be- 
kämpfung in das Gebiet der casroyaux hinübergleiten ließ. Schade, daß 
dem Verfasser der Artikel über „Aussatzhäuser‘“‘ von Sudhoff in Hoops 
Reslenzyklopädie der german. Altertumskunde (I S. 145, 1913) entgangen 
ist, der ihm Analogien aus andern Rechtsgebieten hätte liefern können. 

Die beiden letzten Paragraphen des zweitens Kapitels beziehen 
sich auf die Frauen und das Gesinde der Kleriker; vor allem in bezug 
auf erstere scheint der Rechtezustand sehr unsicher gewesen zu sein, 
insofern als sich die weltlichen Gerichte der Ausdehnung des priv. fori 
auf die Ehefrauen, ja sogar auf die Konkubinen der Kleriker, wie sie 
von der kanonistischen Theorie gelegentlicht versucht wurde, entschieden 
widersetzten; der Verfasser glaubt hier den ernstesten Differenzpunkt 
zwischen den beiden Gewalten sehen zu sollen (p. 61). Anhangsweise 
werden unter dem Sammelnamen „Prot&ges‘‘ die Witwen und Waisen, 
Kreuzfahrer und Studenten zusammengefaßt, wobei auch ein Seiten- 
blick auf die Anfänge der akademischen Gerichtsbarkeit fällt; dazu wäre 
das bekannte Buch von Friedrich Stein über die akademische Gerichts- 
barkeit (Leipzig 1891, insbesondere 8. 30ff.) zu vergleichen gewesen. 

Im dritten Kapitel kommt der Verfasser zu den in der Person des 
Klerikers liegenden Gründen, welche die Anwendbarkeit des priv. fori 
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im Einzelfalle ausschließen können. Hier beanspruchen das Hauptinter- 
esse die verheirateten Kleriker. Indessen wendet sich die volle Strenge 
der Kirche im M.A. bekanntlich nur gegen die clerici bigami, auf die 
das caput „Alteroationis““ (co. 1 in VI® I, 12) Anwendung fand, das 
sich abweichenden lokalen Gewohnheiten gegenüber restlos durchsetzte. 
Eingehend untersucht der Verfasser den Begriff der bigamia, insbesondere 
der b. interpretativa, deren Bedeutung ja ständig wuchs, je mehr eich 
die Nichtigkeit der Majoristenehe durchsetzte (p. 77). Er macht ferner 
darauf aufmerksam, daß auch das Gebiet der b. interpretativa sich ständig 
erweitern mußte, seitdem auf Grund der Lehre von den eponsalia de 
futuro jeder Kleriker, der sich nach vagem Eheversprechen mit einer 
Dirne eingelassen hatte, als bigamus angesehen werden konnte (p. 75). 
Was der Verfasser leider nicht berücksichtigt, ist der zweifellos schon in 
eine sehr frühe Zeit zurückreichende Fall der bigamia similitudinaria, 
Ich habe schon in meinem „Besaumanoir“ (a. a. O. 8. 298) die Vermutung 
susgesprochen, daß gelegentlich dieser feinste Begriff der Bigamie den 
Quellen auch bereits dieser Zeit zugrunde liegt, und die vom Verfasser an- 
gezogenen Stellen aus Hugucei (p. 77, 84) scheinen.mir auch in diese Rich- 
tung zu weisen. Jedenfalls lohnte die Frage einmal genauerer Nachfor- 
schung. Was die schlicht verheirateten Kleriker angeht, so findet nach des 
Verfassers Studien das Privileg fast allenthalben auf sie Anwendung, da- 
fern nicht zugleich der Fall der Apostasie (s. u.) vorlag. Erst Bonifaz VIII 
hat sie in einer berühmten Dekretale „Clerici‘“ (c. 1 in VI® III, 2) des 
Privilegschutzes teilweise beraubt, indem er ihn auf Strafsachen unter 
der Voraussetzung beschränkte, daß der habitus olericalis gewahrt Bei. 
Diese Regelung ist indessen nicht so kampflos in das kirchliche Recht 
Frankreichs übergegangen; es ist fesselnd zu beobachten, wie einzelne 
Offizialate mit größter Zähigkeit an dem alten, günstigeren Rechtszustand 
festhalten, bie sie vom Parlament in ihre Schranken zurückgewiesen 
werden; ja man kann an einzelnen polemischen Äußerungen nachweisen, 
daß diese Frage geradezu zur Behauptung eines richterlichen Nach- 
prüfungsrechts der päpstlichen Erlasse unter naturrechtlichen Gesichts- 
punkten geführt hat (insbesondere p. 116). 

Im Zusammenhang mit den clercs maries muß der Verfasser der 
Frage nachgehen, wann der habitus clericalis als gewahrt gilt — ein er- 
götzliches Kapitel, das beschreibt, wie die intimsten Kleidungsstücke 
dem Augenschein auf ihre Vorschriftsmäßigkeit hin unterzogen werden — 
und ob in den privilegfreien Fällen die Vollstreckung weltlicher Urteile 
gegen Kleriker gestaltet war; letzteres wird bejaht für die Vermögens- 
vollstreckung, verneint für die Personalexekution, da bei ihr das priv. 
canonis gleichsam adiuvandi gratia eingreift; für eine — übrigens noch 
zu schreibende — Geschichte der Personalexekution in Frankreich würde 
dieser letzte Gesichtspunkt zweifellos von Bedeutung sein. | 

Das sozialgeschichtlich jedenfalls interessanteste Kapitel findet sich 
am Schlusse des Bandes. Es behandelt die clercs apostats, solche Geist- 
liche, die alle standesmäßige Haltung aufgegeben haben und völlig in 
weltlichen Geschäften untergegangen sind. Eine bunte Gesellschaft läßt 
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der Verfasser hier vor uns vorüberziehen: Gaukler und Komödianten, 
Fechtbrüder und Zuhälter, Wegelagerer und Straßenräuber, den tiefsten 
Abschaum einer deklassierten Geistlichkeit — man denke nur an Frangois 
Villon —, gegen den die Kirche mit wechselnder Strenge vorgeht. Auf 
das System des sofortigen und völligen Privilegienverlustes scheint das 
System der dreimaligen Mahnung zur Rückkehr ins geistliche Leben 
gefolgt zu sein, ein System, das auch in den weltlichen und kirchlichen 
Rechtsquellen Frankreichs nach mancherlei Schwankungen das herr- 
schende geworden zu sein scheint. Damit war allerdings ein der welt- 
lichen Gewalt sehr ungünstiger Rechtszustand geschaffen, da die welt- 
lichen Gerichte keine Machtmittel hatten, die geistlichen Oberen zum 
Erlaß jener monitiones zu zwingen. Nur an zwei Punkten erwies sich 
die königliche Gewalt als stark genug, die Lauheit der kirchlichen Praxis 
zu paralysieren: einmal, indem sie sich stets das Recht zumißt, solche 
Kleriker, die Beamtenfunktionen im Staate bekleiden, wegen ihrer Amts- 
vergehen disziplinarisch und kriminell zur Verantwortung zu ziehen 
(p. 198s8.), und ferner, indem sie Kleriker, die sich an Straßenraub und 
anderen Bandenverbrechen beteiligen, unter dem Gesichtspunkt der 
Rechtsverweigerung vor die weltlichen Gerichte zieht, wenn die geist- 
lichen ihren Pflichten nicht nachkommen. Hier haben wir ein Stück 
der Bekämpfung des im 15. Jahrhundert in Frankreich genau wie in 
Deutschland erschreckend zunehmenden Gewohnheitsverbrechertums vor 
uns, das einmal verdiente, in einen größeren strafrechtsgeschichtlichen 
Zusammenhang hineingestellt zu werden. Hier kann man auch mit 
Händen greifen, wie das Parlament und die hohen Gerichtshöfe in den 
Provinzen sich allmählich zu Kontrollorganen des kirchlichen Straf- 
vollzugs aufwerfen (vgl. insbesondere die normann. Stelle auf p. 231), 
und so eine Richtung fortsetzen, die ich bereits in meinem Besumanoir 
(a. a. O0. S. 327) in ihren Anfängen geschildert hatte. 

Als Ergebnis des ganzen ersten Bandes gewinnt der Verfasser eine 
Kurve für die Behauptung des priv. fori durch die Kirche, deren Scheitel- 
punkt zusammenfällt mit dem Höhepunkt des päpstlichen Imperialis- 
mus im 13. Jahrhundert. Zu ganz denselben Ergebnissen führt ihn der 
zweite Band, der die Auslieferung verbrecherischer Kleriker an die welt- 
liche Macht schildern soll. Auch hier liegt am Beginne des 13. Jahr- 
hunderts die Höchstentfaltung der kirchlichen Macht, insofern sie da- 
mals die Zahl der Auslieferungsfälle auf ein Minimum zu reduzieren 
verstand. Der Verfasser schickt der eigentlichen Darstellung eine aus- 
führliche Einleitung voraus, in der es ihm hauptsächlich darauf an- 
kommt zu zeigen, daß in der spätrömischen und noch in der fränkischen 
Zeit die Degradierung eines Klerikers tatsächlich eine Ausstoßung sus 
der Gemeinschaft der Geistlichen, eine „Laisierung‘‘ bedeutete; die 
Kirche zieht ihre schützende Hand von dem Verbrecher weg, um ihn 
als einen Exkleriker dem weltlichen Gericht preiszugeben, ähnlich wie 
heute unsere Parlamente die Immunität eines Abgeordneten selbst auf- 
heben können (p. VI). Von diesem Rechtezustand zur Auffassung der 
klassischen Kanonistik eine Brücke zu finden, ist ein mühseliges Unter- 
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nehmen. Es ist ein wahres Trümmerfeld von gefälschten Kanones und 
Dekretalen, von verstreuten und schwer verständlichen Entscheidungen 
der Praxis, durch das uns der Verfasser geleitet, bis endlich spätestens 
mit Yvo von Chartres das geistige Rüstzeug geschmiedet ist, aus dem 
dann Gratian und seine Schüler ihre Theorie gestalten Es ist dem 
Verfasser gelungen, den vollständigen Bedeutungswandel zu veranschau- 
lichen, den die traditio curiae saeculari in den entscheidenden Jahrhun- 
derten durchgemacht hat. Jetzt erscheint das weltliche Gericht nicht 
mehr als ein selbständiges, einem ganz andern Rechtskreis angehöriges 
Organ der Strafrechtspflege, dem der Kleriker einfach abandonniert 
wird, sondern als ein mehr oder weniger abhängiges Vollzugsorgan der 
kirchlichen Strafrechtspflege selbst. Daher trifit jetzt auch den geist- 
lichen Richter die Verantwortung für das, was mit dem Kleriker nach 
der Auslieferung geschieht — es ist der große Gedanke des character 
indelebilis, der hier bereits anklingt! —, und so erklärt sich auch die 
Mahnung an den weltlichen Richter, sich der Todesstrafe zu enthalten; 
so erklärt sich ferner auch der großzügige Versuch Alexanders III., die 
Auslieferung an das weltliche Gericht unter dem Gesichtspunkt des 
ne bis in idem völlig zu unterbinden, der natürlich voraussetzt, daß die 
degradatio selbst zum kirchlichen Strafmittel ausgebildet ist. Der Ver- 
fasser hat es durch genaue zeitliche Festlegung der maßgebenden be- 
rühmten Dekretale At si clerici (4 X H, 11) wahrscheinlich zu machen 
gewußt, daB es ein unmittelbarer Einfluß des berühmten Prinzipien- 
streites zwischen Thomas Becket und dem englischen König gewesen ist, 
der zu einer so weitgehenden Stellungnahme des Papsttums Veranlassung 
gegeben hat (vgl. p. 21ss., 94ss.). Damit hängt aufs engste zusammen, 
daß Innozenz LI. in der bekannten Authentica „Statuimus‘‘ 1220 die 
Aufhebung der einen veralteten Rechtszustand repräsentierenden No- 
vellen 83 und 123 Justinians von Friedrich II. erlangte, so daß jetzt 
auch nach weltlichen Reichsrecht das priv. fori den Höhepunkt seiner 
Ausdehnung erreichte. 

Eigentümlich, für den, der die Mentalität der mittelalterlichen 
kurialen Politik nicht kennt, nahezu unverständlich, aber gerade wieder 
sehr bezeichnend für diese muß es nun genannt werJlen, daß genau um 
dieselbe Zeit, wo das priv. fori seine Triumphe feiert, eine rückläufige 
Bewegung innerhalb des gemeinen kanonischen Rechts selbst eintritt, 
die zur Anerkennung gewisser Auslieferungsfälle führt. Der Verfasser 
macht als solche sicher nachweisbare Auslieferungsfälle namhaft die 
Behandlung der Gewohnheitsverbrecher (incorrigibiles), der Fälscher 
päpstlicher Urkunden, der ketzerischen Kleriker. Mit der einen Hand 
stabilisiert die Kirche das priv. fori wie einen rocher de bronce, mit der 
andern liefert sie selbst die Kleriker, gegen die sie mit ihren Zucht- und 
Strafmitteln nichts mehr ausrichten kann, dem weltlichen Richter aus! 
So war es derselbe große Innozenz, der in der Dekretale Novimus von 
1209 (27 X V, 40) auch die genauen Regeln für die traditio curiae saecu- 
lari aufstellte. Und zwar legte er sich fest auf die Form der später so- 
genannten solennis degradatio, die in Gegenwart des weltlichen Richters 
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unter Anwendung von Formeln und symbolischen Handlungen vollzogen 
werden sollte. Mit diesem Degradationsritus hat man sich neuerdings 
erst wieder!) beschäftigt; aber vielleicht könnte die Frage noch genauer 
präzisiert werden, was eigentlich die letzte Veranlassung zu einer der- 
artigen Ausgestaltung als Publizitätsakt gebildet hat. Hierzu wird man 
sich am besten vergegenwärtigen, daß die Gerichtsbarkeit als ein Recht 
aufgefaßt wurde, an dem eine Rechtsgewere bestehen konnte. Beispiele 
dafür, daß diese Vorstellung nicht bloß theoretisch richtig ist, sondern 
auch die Praxis beherrschte — man denke nur an die Hinrichtung in 
effigie, durch die die Publizität der verletzten Gewere wieder hergestellt 
werden sollte —, habe ich in meinen früheren Abhandlungen zusammen- 
gestellt. Es handelt sich also um die Übertragung einer Rechtsgewere, 
um eine Auflassung, ein se exitum dicere, symbolisiert an dem ent- 
fernteren Gewereobjekt, dem Kleriker. So erklärt sich vielleicht auch 
die Zerlegung des ganzen Aktes in eine dem Kleriker gegenüber, also 
inter partes, bereits voll wirksame degradatio verbalis und jene nach 
außen hin inter omnes wirkende degradatio solennis, die sich zueinander 
verhalten wie sala und investitura, wie Verlobung und Trauung. Gerade 
das letztere Beispiel ist sehr bezeichnend, weil es auch einen Fall betrifft, 
wo die Kirche sich, indem sie die bekannte Sponsalientheorie ausbildete, 
der germanisch-rechtlichen Anschauungsweise anpaßte — die Aus- 
bildung des ius ad rem würde auf die gleiche Linie zu stellen sein. Auf 
all dies kann natürlich nur andeutungsweise hingewiesen werden. 


Aber der Verfasser hat sich nicht nur damit begnügt, die Stellung 
der päpstlichen Gesetzgebung und der offiziellen kanonistischen Doktrin 
in der Auslieferungsfrage darzulegen. Er geht auch der Anwendung 
der dort geschaffenen Tatbestände in der französischen Praxis nach 
und dabei ergibt sich eine neue Überraschung: die französischen Kano- 
nisten, ja sogar die Laienpraktiker zeigen sich als päpstlicher denn der 
Papst, die sämtlichen in der offiziellen Theorie aufgestellten Auslieferungs- 
fälle bleiben außer Anwendung bis auf einen, den der Ketzerei! Dieser 
erklärt sich ja genugsam aus seiner ganz eigenartigen Natur; der Ver- 
fasser widmet ihm ein ausführliches, aufschlußreiches Kapitel (p. 137 ss.). 
In allen anderen Fällen hat die Kirche kein eigenes Interesse an der 
Auslieferung — dieser sacro egoismo scheint ja immer die einzig wirk- 
same Triebfeder gewesen zu sein —, und andrerseits hat die weltliche 
Macht auch keine Mittel, die Auslieferung zu erzwingen. Vielmehr tritt 
gegen den delinquierenden Kleriker in der Regel nur Kirchenstrafe, oft 
in Form der Klosterhaft, ein; nur in der Normandie hat sich daneben 
die Verbannung, forjuratio patriae, Jahrhunderte hindurch gehalten. 
Erst als die kirchliche Macht während des Exils von Avignon auf den 
absteigenden Ast geriet, werden in der französischen Theorie wie auch 
in der weltlichen Praxis neue Auslieferungsfälle anerkannt, in denen 
sich deutlich die aufgehende Sonne einer zentralistischen Staatsgewalt 
spiegelt: eine Hauptrolle spielt die Majestätsbeleidigung, unter deren 


) Vgl. Rudolf Meißner in dieser Z° XLIV 8. 483 ff. 
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weitem Mantel sich alle möglichen Gefährdungsdelikte gegen die öffent- 
liche Sicherheit verbergen. Doch ist erst 1398 der erste einwandfreie 
Auslieferungsfall bezeugt (p. 177). Noch wuchtiger ist der Angriff, den 
die Legisten des Königs direkt gegen das priv. fori richten, indem sie 
für gewisse schwere Verbrechensfälle unter dem Gesichtspunkt der 
Rechtsverweigerung und des: staatlichen Notrechts einen ipso facto 
eintretenden Verlust des Privilegs konstruieren (p. 199ss.). Doch ist 
diese neue Bewegung am Ende der vom Verfasser behandelten Periode 
erst in den Anfängen begriffen. 

Gerade für den zweiten Band mußte der Versuch, einen Begriff 
von der Fülle des Inhalts zu geben, sehr unzulänglich ausfallen. Nur 
im Vorbeigehen kann hingewiesen werden auf die bedeutsamen Bei- 
träge, die er zur Geschichte des Strafrechts enthält, so die Ausführungen 
über die Entwicklungsgeschichte des Meuchelmordes (homicide de guet- 
apens), wo der Verfasser bis zum mosaischen Strafrecht hinuntersteigt 
(p. 76ss.), ferner über die Fälschungsverbrechen (p. 131ss.), über die 
Landesverweisung in der Normandie und in Sizilien (p. 111ss.), die in 
höchst eigenartiger Weise mit dem kirchlichen Asylrecht in Verbindung 
gebracht wird u.a. m. Sollte der Verfasser in den folgenden Bänden 
nochmals auf diese strafrechtlichen Dinge zurückkommen wollen, so 
gei ihm die Berücksichtigung der Werke von Zechbauer über das 
mittelalterliche Strafrecht Siziliens (Berlin 1908), von Rudolf His über 
das Strafrecht des Mittelalters (Leipzig 1920), von G. Bohne über die 
Entstehung der Freiheitsstrafe (Leipzig I 1922, II 1925) nahegelegt. 

Fassen wir nach alledem unsern Gesamteindruck über das Werk 
zusammen, so müssen wir in erster Linie unverhohlen unserer Bewunde- 
rung für die Leistung des Verfassers Ausdruck geben. Seine Belesenheit, 
seine Kenntnis auch der entlegensten Quellen, sein Scharfsinn in der 
Auswertung der Zeugnisse und in der Aufspürung genetischer Zusammen- 
hänge stellen ihn in die Reihe der ersten Rechtshistoriker. Vielleicht 
liegt das Verdienst dieses Buches weniger in der Aufspürung wirklich 
neuer Rechtstatsachen. Das Tatsachenmaterial, mit dem der Verfasser 
arbeitet, deckt sich im wesentlichen mit dem, das bereits Hinschius 
vorgelegt hat. Aber weit über Hinschius, dem es wesentlich nur auf die 
Klarlegung der Institutionen als solche ankam, hinaus führt den Ver- 
fasser die feinfühlige Erfassung der inneren Dynamik der historischen 
Vorgänge, die intuitive Klarlegung der Wechselbeziehungen zwischen 
Staat und Kirche, Kultur und Recht. Da der Verfasser sich andrerseits 
darüber klar ist, daß es dem Rechtshistoriker nicht vergönnt ist, mit 
den satten Farben des Historikers den vollen Strom des Lebens auf- 
zufangen, ist eg ihm gelungen, die richtige Mitte zu finden und bei aller 
Beschränkung auf das Juristische doch seine Materie anschaulich und 
lebendig zu gestalten. Einer solchen Leistung gegenüber sind kleinliche 
kritische Bemängelungen nicht am Platze, zumal wenn sie nur Schön- 
heitsfehler betreffen (so einzelne ungenaue Zitate, z. B. p. 5l n.1 oder 
die Verwendung des Ausdrucks concordantia discordantium canonum 
gegen Heyer in dieser Z. 3 II S. 336). Wer mit dem Verfasser über seine 
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Grundanschauungen rechten wollte, der müßte über eine mindestens 
ebenso große Kenntnis des einschlägigen Materials verfügen, und diese 
sich zu verschaffen ist uns deutschen Rechtshistorikern so lange schier 
unmöglich, als noch die ungehobenen Schätze der Akten des Pariser 
Parlaments in den Archives Nationales modern. Wenn man sieht, welche 
Fülle von Anregungen dem Verfasser aus diesem für die vergleichende 
Rechtsgeschichte noch immer toten Material zugeströmt ist, so muß 
man zu der Mahnung gelangen, es möge nun endlich an das allerdings 
gigantische Unternehmen der Herausgabe dieser unschätzbaren Samm- 
lungen herangetreten werden. Dann erst wird die Lebensarbeit der 
französischen Rechtshistoriker ihre wahren Früchte auch für die Uni- 
versalrechtsgeschichte tragen. 
Heidelberg. H. Mitteis. 


Kares, Studienrat, Chronologie der Kardinalbischöfe im 
elften Jahrhundert, Festschrift zur Jahrhundertfeier des 
Gymnasiums am Burgplatz in Essen 8. 19—30. Essen a. d. 
Ruhr, G. D. Baedeker, G. m. b. H. (1924). 

Der Verfasser gibt lediglich aus urkundlichen Belegen und Angaben 
zeitgenössischer Schriftsteller unter Ablehnung nicht belegbarer, von 
Gams nur errechneter und zusammenkombinierter Angaben zum ersten 
Male zuverlässige Listen der Kardinalbischöfe des elften Jahrhunderts 
. samt den Belegen, auf die sie aufgebaut sind. Leider ist die auch dem 
Kirchenrechtshistoriker des elften Jahrhunderts als Hilfsmittel hoch- 
willkommene Arbeit in der oben genannten Festschrift ziemlich ver- 
steckt. Deshalb sei hier auf diese verdienstliche Leistung besonders 
hingewiesen und daran der Wunsch geknüpft, der Verfasser möge seine 
Studien fortsetzen und uns in absehbarer Zeit eine ebenso quellenmäßige 
Liste des gesamten Kardinalats jener Periode liefern. 

Ulrich Stutz. 


Magistri Gandulphi Bononiensis sententiarum libri quatuor. 
Nunc primum edidit et commentario critico instruxit Jo- 
annes de Walter. Vindobonae et Wratislawiae, Aemi- 
lius Haim et soc., 1924. CXXXI u. 655 8. 8°. 

Der besonders auch als Lutherforscher bekannte Rostocker Kirchen- 
historiker hat der wissenschaftlichen Welt die erste Ausgabe der Sen- 
tenzen des Gandulph geschenkt und ihr so ein weiteres großes Sentenzen- 
werk des 12. Jahrhunderts in modern-wissenschaftlicher Form zugänglich 
gemacht. Daß Gandulph von Bologna, den man schon immer als Dekre- 
tisten, insbesondere als Glossator Gratians kannte!), auch vier Bücher 


1) Vgl. insbes. J. Fr. von Schulte, Die Glosse zum Dekret Gratians 
von ihren Anfängen bis auf die jüngsten Ausgaben, Wien 1872 8. 52 ff.; 
Ders., Geschichte der Quellen und Literatur des canonischen Rechtes I 
Stuttgart 1875 8. 132, 177, 221. 
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Sentenzen verfaßt habe, erfuhr man in weiteren Kreisen erst 1885 durch 
eine Mitteilung Denifles, er habe in Turin drei Handschriften der Sen- 
tenzen Gandulphs gefunden. Gleichzeitig schien auch die Datierung 
der Hauptwirksamkeit Gandulphs mit größerer Wahrscheinlichkeit als 
bisher möglich. Während ihn bis dahin Maaßen u. A. in die Mitte, 
von Schulte als Lehrer Huguccios und Bernhards von Pavia in die 
siebziger, spätestens achtziger Jahre des 12. Jahrhunderts setzten, ge- 
wann jetzt die Abhängigkeit des Petrus Lombardus von Gandulph an 
Wahrscheinlichkeit, und Denifle setzte ihn als Zeitgenossen Rolands 
in die Mitte des 12. Jahrhunderts. Er fand damit zunächst in der Haupt- 
sache Zustimmung, nur vereinzelt Widerspruch. Erst die neueren Unter- 
suchungen de Ghellincks, denen sich insbesondere Grabmann an- 
schloß, haben umgekehrt eine Abhängigkeit des Gandulph von Petrus 
Lombardus in hohem Grade wahrscheinlich gemacht, so daß man geneigt 
sein mußte, die literarische Wirksamkeit Gandulphs in die späteren 
Dezennien des 12. Jahrhunderts zu setzen. Als geklärt konnte das Pro- 
blem jedoch noch nicht gelten. von Walter schickt daher seiner Ausgabe 
eine eingehende Behandlung dieser Fragen voraus und kommt auf Grund 
umfassender textkritischer Untersuchungen über das Verhältnis Gan- 
dulphs zu den Sentenzen des Lombarden und zu anderen zeitlich nahe- 
stehenden Werken endlich zu einer ferten Datierung seiner Sentenzen, 
die mindestens einen hohen Grad von Wahrscheinlichkeit für sich hat. 

Zwischen den Sentenzen des Lombarden und denen Gandulphs 
besteht in der Gesamtdisposition wie in Einzelheiten eine ganz auffällige 
Übereinstimmung. Wenn sich nun auch manche Gründe anführen lassen, 
die für eine Priorität Gandulphs sprechen und nicht nur eine selbständige 
Benutzung Gratians, sondern etwa auch eines patristischen Florilegium 
durch beide Autoren wahrscheinlich machen, so kann doch, wie v. W. 
in eingehender Beweisführung (S. LIIff.) dartut, kein Zweifel bestehen, 
„daß Gandulph den Lombarden nicht nur als Vorlage benutzt, sondern 
ihn auch mit dem Nimbus kirchlicher Autorität umkleidet hat“. Damit 
ist nun aber auch ein ungefährer terminus a quo gegeben: Ist das Sen- 
tenzenwerk des Petrus Lombardus, wie Espenberger nachgewiesen 
hat, spätestens 1150 verfaßt und gilt dieser dem Gandulph bereits als 
Autorität, so kann dessen Sentenzenwerk kaum vor 1160 entstanden 
sein. Gandulph war etwa ein Zeitgenosse des Rufinus, dessen vor 1159 
geschriebene summa (ed. Singer, S.471) er anscueinend in IV $ 239 
bekämpft. Auch sein Abhängigkeitsverhältnie zu der ebenfalls vor 1159 
entstandenen summa des Stephan Tornac. bestätigt dies Ergebnis. Eine 
Prüfung des Verhältnisses Gandulphs zu dem vor 1175 entstandenen 
Sentenzenwerk Peters von Poitiers ergibt nun nicht nur einen engen 
Zusammenhang beider, sondern auch eine wohl kaum zu bezweifelnde 
Athängigkeit Peters. Damit ist als terminus ad quem etwa das Jahr 
1170 gewonnen. Als wahrscheinlicher Zeitraum für die Entstehung der 
Sentenzen Gandulphs ergibt sich sonach das Jahrzehnt 1160—1170. 
Damit stimmt überein, daß sich Gandulph in seinem Sentenzenwerk 
(ITT 13 und 17ff.) als ausgesprochenen Vertreter der nihilianistischen 
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Chrigtologie erweist (vgl 8. XCIf.), die 1178 von der Kirche endgültig 
verworfen wurde. Nachher wäre er kaum so offen für diese Lehre ein- 
getreten. Gandulph kann also sehr wohl ein Lehrer Bernhards von Pavia 
gewesen sein, der dessen Ansichten gelegentlich genau wiedergibt. Auf 
ihn weist jetzt deutlich die Glossenstelle Bernhards hin: „Mag. G., quem 
ego apud Bononiam aliquando audivi . . . .“ (8. XXXIXf, XCI). 

von Walter legt seinem Text die vier bekannten Gandulph- 
Handschriften zugrunde: zwei Turiner, A und B — vor dem verhängnis- 
vollen Brand von 1904 besaß die Turiner Bibliothek allein fünf Gandulph- 
Handschriften —, die von Grabmann entdeckte und untersuchte Hand- 
schrift in der Stiftebibliothek von Heiligenkreuz in Nd.-Öst. (C) und 
das geringwertige Bamberger Gandulph-Exzerpt (D). A setzt er in die 
Mitte, B an den Anfang des 13. Jahrhunderts, C in die Mitte zwischen 
beide. Schriftheimat von A und B ist ohne Frage Italien, bezüglich C tritt 
v. W. im Gegensatz zu Grabmann für Österreich ein. B und C erachtet 
er als etwa gleichwertig und über A stehend. Dor textkritische Apparat 
gibt die Varianten nicht vollständig, sondern in einer auf das Belang- 
reiche beschränkten Auswahl zu erkennen; die relativ wenigen Kon- 
jekturen stehen im Text in eckiger Klammer. Gesondert macht der 
Apparat die Schriften namhaft, aus denen Gendulphs Zitate stammen, 
aber auch die Quelle, der er sie entnommen hat. Auf die Feststellung 
dieser Zitate ist ein außerordentlicher Fleiß verwendet. Sie vermehren 
den Wert der Ausgabe in hohem Maße. Namentlich der Einfluß des 
Lombarden und Gratians, aber auch der Väter, insbesondere Augustins, 
wird dem Leser so fortlaufend vor Augen gehalten. 

In der Einleitung folgt der Erörterung des literarischen und ohrono- 
logischen Problems eine Analyse der Sentenzen Gandulphs (S. LXIX 
bis CXXI), die sich naturgemäß auf eine Heraushebung charakteristischer 
Punkte und im übrigen auf Inhalts- und Abhängigkeitsangaben in großen 
Zügen beschränken muß. Namentlich das zum Teil sehr selbständige, 
nur ingewissen Partien stärker abhängige Verhältnis Gandulphs zum Lom- 
barden tritt in helles Licht. Den Kanonisten wird dabei am meisten 
interessieren, was der Herausgeber über Gandulphs Stellung zu Wesen 
und Abschluß der Ehe und über die Ehehindernisse sagt (S. CXIff.). 
Die ersten drei Bücher der Sentenzen sind nämlich ausschließlich theo- 
logischen Fragen gewidmet, das vierte handelt von den Sakramenten 
und beschäftigt sich besonders eingehend mit dem Eherecht ($$ 216-357, 
8. 506-613). Der Teil zeigt neben starker Abhängigkeit insbesondere 
von Gratian und Petrus Lombardus doch auch in manchen Partieen eine 
sehr eigenartige Stellungnahme und führt mitten in die Schulgegensätze 
von Bologna und Paris hinein, die im 12. Jahrhundert auf dem Gebiet 
des Eherechts ausgetragen und von der Dekretalengesetzgebung ins- 
besondere Alexanders III. nur langsam überwunden wurden. Theoretisch 
steht Gandulph auf seiten der Franzosen, nähert sich aber in der prakti- 
schen Ausgestaltung oft weitgehend den Bolognesen. Bezüglich der 
Sakramentsnatur der Ehe lehrt er ($ 239 S. 6527 Z. 3f. und 15ff.): „Est 
enim commixtio sexuum, si propter sobolem tantum fiat, coniunctionis 
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Christi et ecolesiae sacramentum . . . . . . Vel potest dici, non quae- 
libet commixtio sexus, sed redditio debiti carnalis esse sacramentum, 
ut sicut uxori debitum redditur, ita ab eoclesis oboedientia, quam debet 
deo, exhibetur.‘‘!) Scheint er hier auf dem Boden der Bologneser Schule, 
insbesondere Gratians zu stehen, so kennt und übernimmt er doch den 
von den Franzosen gemachten Unterschied von sponsalia de praesenti 
und de futuro (z. B. 8$$ 238 und 242) und erklärt die durch bloßen con- 
sensus geschlossene Ehe für unauflöslich, z. B. $ 241 (S. 529 Z. 10f.),, 
». . . Patet, sponsas de praesenti consensu verbis talibus expresso: 
quibus mulier dicat: ‚Accipio te in meum‘ . . . . coniuges esse, quibus 
viventibus ... . . eis nubere aliis non licet ..... .‘“ Und doch klingt in 
seiner Ehedefinition die Bedeutung der oopula an ($ 225 S. 514 2. 5ff.): 
„coniunctio . . . . inter eos, quorum uterque debitum alteri reddere 
tenebatur vel tenetur .. . .‘“‘ Das impedimentum affinitatis entsteht 
erst nach vollzogener oopula ($ 236), coniunx und vidua kann die Frau 
erst nach vollzogener oommixtio heißen ($ 240 u. E.). Im Sinne der fran- 
zösischen Schule dagegen ist wieder der Satz ($ 244): „. . . . amplius 
coniungit ooniunctorum commixtio corporalis.“ Als sehr folgerichtig 
kann man diesen Versuch des Ausgleichs der beiden Schulen nicht be- 
zeichnen (vgl. dazu v. W. S. CXIIfl.). Unklar und schwankend ist auch 
Gandulphs Stellungnahme beim impedimentum frigiditatis ($ 310, 
v. W.S.CXIX). Überhaupt bietet seine Lehre von den Ehehindernissen 
viel des Interessanten, auf das hier nicht näher eingegangen werden kann. 


Schließen möchte ich mit der Gesamtcharakteristik, die v. W. 
8. CXXIf. von dem für den Theologen nicht minder wie für den Kano- 
nisten interessanten Mann gibt: „Gewiß, es fehlt Gandulph der blendende 
Scharfsinn Abälards, die philosophische Durcbbildung Gilberts, die fast 
mathematische Präzision Rolands und die Wärme Hugos, aber es stört 
bei ihm auch nicht die sinnlose Kumulierung von Gründen, mit denen 
Peter von Poitiers den Leser erdrückt und die vorsichtige Behutsamkeit, 
mit welcher der Lombarde so oft der Entscheidung aus dem Wege geht. 
Gandulph hat andere Schattenseiten: in seinem groben Sakramentalis- 
mus und in seinen Versuchen, die Strenge der mittelalterlichen Askese 
zu lockern, nähert er sich bedenklich der vulgären Frömmigkeit des 
Mittelalters. Aber anerkannt muß die logische Konsequenz werden, 
mit der er von der nihilianistischen Christologie aus die Gotteslehre 
umgestaltet. Mehr noch will es besagen, daß er ungleich tiefer als der 
Lombarde in Augustins de spiritu et litera eingedrungen ist, daß er sich, 
trotz aller Aussagen über das meritum, bemüht, Augustins Gnadenlehre 
zu begreifen und bei seiner Behandlung des Bußsakraments der Beichte 
wie den Satisfaktionswerken zugunsten der Herzensreine gründlich Ab- 
bruch tut. Auch ist er ein Theologe, dem es weder an originellen Ge- 
danken noch an Mut der eigenen Überzeugung fehlt. Vielleicht waren 
es die zuletzt genannten Eigenschaften, die es erklären, daB der Lom- 


I) Vgl, dazu etwa Friedberg, Kirchenrecht? $ 1837 Anm, 12, und 
Sägmüller, Kirchenrecht? II 8. 88f. mit weiterer Literatur. 
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barde in der mittelalterlichen Kirche den Sieg über seinen vielfach glück- 
lichen Bearbeiter davontrug, obgleich er, nur viel vorsichtiger, über 
die Christologie ebenso wie Gendulph Anschauungen vortrug, die Beine 
Lehre anrlohig machten.‘‘ Durch seine entsagungsvolle Tätigkeit hat 
sich der Herausgeber nicht nur den Dank der Theologen, sondern auch 
der Kanonisten verdient. 

An Literatur wäre nachzutragen: J. de Ghellinck, Le diffusion 
des „Sententiae‘‘ de Gendulphe de Bologne. Recherches des sciences 
religieuses t. XIV, Paris 1924, p. 2093-295. 

Hans Erich Feine. 


Otto Schilling, Die Staats- und Soziallehre des hl. Thomas 
von Aquin (Görresgesellschaft zur Pflege der Wissenschaft 
im katholischen Deutschland. Veröffentlichungen der Sektion 
für Rechts- und Sozialwissenschaft, 41. Heft). Paderborn, 
F. Schöningh, 1923. X. u. 2858. 8°, 

Eine wissenschaftliche Darstellung der Staats- und Soziallehre des 
hl. Thomas v. A. aus der Feder Schillings wird von den kirchlichen 
Rechtehistorikern, den Staatarechtstheoretikern. und Sozialpolitikern um 
so freudiger begrüßt werden, als der Verfasser durch seine Vorarbeiten 
über „Die Staats- und Soziallehre des hl. Augustin‘ 1910 und über 
„Naturrecht und Staat nach der Lehre der alten Kirche‘‘ 1914 (vgl. 
diese Zeitschrift XXXVI Kan. Abt. V S.495ff.) den Boden bereits ge- 
schaffen hatte, auf dem sich eine solche Darstellung erheben muß. Die 
Einstellung der Gedankengänge des Aquinaten in deren entwicklungs- 
geschichtlichen Zusammenhang ist dem Verfasser denn auch glänzend 
gelungen, wie von vornherein festgestellt werden muß. 

Da Thomas auf dem Wege über das Naturrecht zur Tatsache 
der staatlichen Gemeinschaft Stellung nimmt, schickt Sch. einen 1. Teil 
über die Naturrechtslehre des hl. Thomas voraus (S. 5—44), in welchem 
die Entwicklung der Naturrechtstheorie von Aristoteles her über Cicero 
und das römische Recht zu Augustin, Isidor von Sevilla, Gratian und 
den bedeutendsten Kanonisten und Scholastikern dargelegt wird. Das 
Ergebnis ist, daB Tbomas’ Verdienst nicht darin zu erblicken ist, daB 
er die Naturrechtslehre in neue Bahnen gelenkt hätte, sondern darin, 
daß er das überkommene Gedankengut klar erfaßt und systematisch 
verarbeitet hat (S. 42). Den zweiten und Hauptteil nimmt die Staats- 
lehre (S. 45208), den dritten die Soziallehre (S. 209—276) ein. Auch 
in der Staatslehre ist ihm Aristoteles der Führer. ‚Wohl ist in der Staats- 
lehre des hL Thomas v. A. die Einwirkung der aristotelischen Denk- 
weise unverkennbar, ob man nun seine Auffassung über Zweck und 
Ursprung des Staates, über die Staatsformen oder die staatlichen Auf- 
gaben u. a. Fragen in Betracht zieht. Aber im ganzen und im einzelnen 
ist es ihm gelungen, seiner Theorie ein eigenartiges Gepräge zu geben, 
und zwar hauptsächlich dadurch, daß er mit Hilfe der Tradition, zumal 
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augustinischer Ideen, dem christlichen Element die gebührende Geltung 
verschafft hat‘‘ (S. 204). Wie rückständig erscheint uns da Abt Engel- 
bert von Admont, der noch im Anfang des 14. Jahrhunderts so sehr in 
den Bahnen der aristotelischen Staatslehre wandelt, daß seinen ein- 
schlägigen Schriften der christliche Einschlag fast ganz abgeht! Zur 
Auffassung des Staates als einer Gesamtpersönlichkeit ist Thomas frei- 
lich nicht vorgedrungen; aber diese Unvollkommenheit wird in etwa 
ausgeglichen durch die klar erfaßte und maßvoll durchgeführte organische 
Idee, aus der sich der Gedanke der Ordnung, der Über- und Unterordnung, 
der Autorität, des Verhältnisses des Einzelnen zum Ganzen, des Einzel- 
wohls zum Gesamtwohl logisch ergibt. Die Aufgaben des Staates: 
Ordnung, Friede, Rechtssicherheit, Gemeinwohl, das bene vivere der 
Bürger erfordern eine Staatsgewalt.e. Das Königtum ist die durch die 
Natur der Dinge nahegelegte Staateform. Das hält aber den weitschauen- 
den Aquinaten nicht ab, die gemischte Verfassung als die vorzüglichste 
zu empfehlen, weil dabei alle an der Regierung beteiligt werden. Thomas 
will keinen Zwangsstaat, so sehr er auch für die Autarkie des Staates 
eintritt. Aus allem ergibt sich, daß eine hohe Wertschätzung des staat- 
lichen Lebens unsern Denker beseelt. Sehr interessant sind auch die 
Ausführungen über Strafe und Strafzweck bei Thomas. Was uns aber 
mehr angeht, ist die Frage, wie Thomas sich das Verhältnis von Kirche 
und Staat gedacht hat. Zusammenfassend und erschöpfend ist dieses, 
das 13. Jahrhundert so lebhaft beschäftigende Thema von dem Aquinaten 
nicht behandelt worden. Von der Schrift De regimine principum (1265/66) 
sind nur Buch I und von Buch II nur die Kapitel 1—4 als echt zu be- 
trachten. Da der thomistische Gedankenbau von der Hierarchie der 
Zwecke beherrscht ist, so steht natürlich die geistliche Gewalt über der 
weltlichen wie die Seele über dem Leibe. Aber ebenso bestimmt wird 
betont, daß die beiden Gewalten nach dem Willen Gottes getrennt seien. 
„Die weltliche Gewalt ist der geistlichen nur untergeordnet in dem 
von Gott bestimmten Umfang, nämlich in den Dingen, die sich auf 
das Heil beziehen; in den Dingen dagegen, die das bürgerliche Wohl 
betreffen, hat man viel mehr der weltlichen als der geistlichen Macht 
zu gehorchen‘‘ (S.199). „Die Kirche kann auf das zeitliche Gebiet 
übergreifen, soweit es durch die Rücksicht auf das Seelenheil erfordert 
wird, oder, wie es im 3. Buche De reg. princ. im Sinne des hL Thomas 
heißt: ratione delicti“. Sachlich deckt sich diese Auffassung mit der 
Lehre von der potestas indirecta in temporalia, und der Aquinate steht 
somit in wohltuendem Gegensatze zu allen jenen Kurialisten, Theologen 
wie Kanonisten, welche, im Kampfeseifer gegen den Cäsaropapismus 
die päpstliche Allgewalt übertreibend, auf Grund von Schriftstellen 
wie data est mihi omnis potestas in coelo et in terra, ecce constitui te 
hodie super gentes et regna, rex regum et dominus dominantium, der 
Zweischwerterlehre, der Einheitsidee und der sog. Konstantinischen 
Schenkung zum Hierokratismus, zur Konzentration des geistlichen und 
weltlichen Regiments im Papste gelangt waren. Vgl. die Belege in meiner 
Quellensammlung II 131 ff. und meine Abhandlung „Kirche und Staat“ 
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im Archiv für Rechte- und Wirtschaftsphilosophie XVI 1 8.133 fl. 
Schilling hat diesen Gegensatz in der geschichtlichen Entwicklung der 
Theorie S. 183—197, wie mir scheint, doch nicht klar genug heraus- 
gearbeitet. Mir scheint, daß gerade durch das Bekanntwerden der Aristo- 
telischen Schriften sich eine andere Auffassung vom Staate und seinen 
Aufgaben vorbereitet hat und die Lehre von der potestas directa zurück- 
gedrängt worden ist. Gerade der auf den Schultern des Stagiriten 
stehende, weitwirkende hl. Thomas ist der Beweis hierfür. — Im dritten 
Teile S. 208—76 legt Schilling die Soziallehre des hi. Thomas dar: Be- 
griff, Zweck und Bedeutung der irdischen Güter, Privateigentum, Reich- 
tum und die sozialen Pflichten des Eigentums, Sklaverei, Erwerbsarbeit, 
Wert, Wertmaßstab und gerechter Preis, Zinsproblem. Die Bedeutung 
des hi. Thomas wird hier gefunden „in dem zielbewußt und konsequent 
durchgeführten Prinzip der Versittlichung der wirtschaftlichen und 
sozialen Verhältnisse‘ (S. 265). Seine Lehre steht im schroffsten Gegen- 
satze zum Materialismus, zum: Einzel- wie Klassenegoismus und zum 
Mammonismus; sie hält die richtige Mitte zwischen Individualismus 
und Sozialismus, zwischen konservativer und fortschrittlicher Richtung. 
Mit Ausführungen über die petristische und die thomistische Sozial- 
philosophie, die in den wesentlichen Zügen übereinstimmen, schließt 
dieser Teil und damit das ganze Buch, dessen Ergebnisse auf Grund einer 
sehr sorgsamen Arbeitsweise durch ideengeschichtliche Entwicklung ge- 
wonnen und in lichtvoller Form dargeboten sind. 


München. E. Eichmann. 


Dr. Albert Mühlebach, Die Infamie in der dekretalen 
Gesetzgebung. Eine kirchenrechtlich historische Unter- 
suchung (Görres-Gesellschaft. Veröffentlichungen der Sek- 
tion für Rechts- und Sozialwissenschaft, 42. Heft). Pader- 
born, F. Schöningh, 1923. XVIII u. 106 8. 8°. 


Eine bisher arg vernachlässigte und im Zusammenhang noch nicht 
gründlich untersuchte Frage behandelt auf Anregung Prof. Göllers das 
vorliegende Buch: Die Infamie im Kirchenrecht. 

Der Verfasser stellt zunächst fest, daß Ehre und guter Ruf schon 
in den ältesten kirchlichen Schriften (Paulusbriefen) besonders gewertet 
werden und darin bereits der Kern der nachmaligen Infamia canonica 
zu suchen sei. Als Rechtsbegriff kommt die Infamie bereits im römischen 
Recht vor, aus dem sie — wie schon Hinschius lehrte —-- im 9. Jahr- 
hundert zunächst als Strafe ins kirchliche Recht Eingang gefunden hat. 
Aber auch die germanischen Anschauungen von Recht- und Ehrlosigkeit, 
die von einem ausgeprägten Gefühl für Ehre zeugen, blieben von der 
Kirche nicht unbeachtet. „Während die kirchlichen Satzungen die 
Methode, die sie von dem römischen Rechte erborgt, beibehielten, so 
schöpften sie die Materie, d. h. den Stoff ihrer Entscheidungen, meistens 
aus dem germanischen Rechte‘“ (S. 26). 
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Bei der Untersuchung der kirchlichen Infamie folgt M. der von 
der Glosse gegebenen Dreiteilung in die Infamis juris, d. h. die für 
gewisse Vergehen vom (weltlichen oder kirchlichen) Gesetz festgesetzte 
Minderung an Ehrenrechten, die Infamia facti, d. h, die tatsächliche 
Ehrenminderung in der Öffentlichkeit, an die sich gewisse Rechtsfolgen 
knüpfen können, und die Infamis canonica, die spezifisch kirchliche 
Ehrenminderung, die sich mit der Begehung ieder Todsünde verbindet 
und durch die Buße getilgt wird, für das Recht aber unbedeutsam ist. 
Eingehend verbreitet sich der Verfasser sodann über die Entstehung, 
Wirkung und Aufhebung der kirchlichen Infamie jeglicher Art, über 
ihre Träger und deren Kennzeichnung. Von besonderem Interesse ist 
hierbei die Untersuchung über das Verhältnis der Infamia facti zur 
Purgatio canonica und zum Inquisitionsprozeß. Der Verfasser knüpft 
fürs erste an die Ausführungen des Hostiensis an und legt unter Heran- 
ziehung der Glosse und zeitgenössischen Literatur die Rolle der Infamia 
(Verdacht eines Verbrechens) und ihre Tilgung im Infamationsverfahren 
sowie ihre Bedeutung, Erhebung und Verwertung im Inquisitionsprozeß 
ausführlich dar. 

Die vorliegende Arbeit ist eine fleißige und eindringliche Unter- 
suchung der kirchlichen Infamie, auch über das Kirchenrecht hinaus. 
In ihrem ersten Teil bestätigt sie die Ergebnisse der bisherigen Forschung 
auf Grund einer genauen Nachprüfung der einschlägigen Quellen. Erst 
etwa von S. 69 an wird die Untersuchung selbständiger und liefert einen 
wertvollen Beitrag zur Prozeßgeschichte Hierbei wird freilich nicht 
genügend hervorgehoben, daß es sich hier nicht um die Infamia facti 
im gewöhnlichen Sinne, weder um eine Ehrenminderung im allgemeinen 
noch im besonderen handelt, sondern um eine mehr oder weniger öffent- 
liche Bezichtigung eines Vergehen». 

Zu Einzelheiten übergehend sei erwähnt, daß der Verfasser dort, 
wo er einschlägige Streitfragen berührt oder von der herrschenden Lehre 
abweicht, eine Überprüfung der Quellen zur Begründung seiner Sonder- 
meinung mitunter vermissen läßt. Das gilt zunächst von der Auslegung 
des bekannten Satzes der Lex Ribuaria: „Ecclesia vivit lege Romana“ 
(S. 17). M. bezieht ihn, hierin Savigny folgend, auch auf die Geist- 
lichen als solche, trotzdem in der Zeit der Entstehung des betreffenden 
Teiles des genannten Volksgesetzes (Beginn des 9. Jahrbunderts) die 
Geistlichkeit sich längst nicht mehr bloß aus Römern zusammensetzte 
und daher auch nicht mehr durchwegs unter römischem Recht stand. 
Auf S. 33 folgt M. der Anschauung Scherers, daß die unehelichen Kinder 
ihre Besserstellung der Kirche zu verdanken haben, während bekanntlich 
die herrschende Lehre der Germanisten (Amira, Brunner, Hübner, 
Schröder usw.) gerade das Gegenteil behauptet. An anderer Stelle (S. 37) 
vertritt der Verfasser die Lehre von Hinschius, daß die Infamie im 
9. Jahrhundert nicht obne Einwirkung der pseudoisidorischen Fälschun- 
gen in das Kirchenrecht Einzug gehalten habe, ohne die dagegen von 
Hollweck (Die kirchlichen Strafgesetze, Mainz 1899, $ 77, Anm.|]) 
vorgebrachten Einwendungen zu berücksichtigen. 
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Das Buch ist im allgemeinen klar und deutlich geschrieben. Ver- 
einzelt kommen allerdings Entgleisungen oder schiefe Ausdrücke vor, 
so wenn es 8. 69 heißt, daß Hostiensis die Purgatio canonica als eine 
Wirkung der Infamia facti darstellt. 

Zum Schlusse sei der Leser des Buches darauf aufmerksam ge- 
macht, daß auf S. 77f. die Anmerkungen im Druck zum Teil in Unord- 
nung geraten sind. Die Anmerkungen 5 und 6 (8.77) und 8.1 (8. 78) 
gehören in folgende Reihe: 6, 1, 5. 

Wien. R. Köstler. 


Dominikus Lindner, Die gesetzliche Verwandtschaft als 
Ehehindernis im abendländischen Kirchenrecht des Mittel- 
alters (Görresgesellschaft. Veröffentlichungen der Sektion 
für Rechts- und Sozialwissenschaften H. 36). Paderborn, 
Schöningh, 1920. 908. 8°. 


Der Verfasser, ein Schüler des zu früh geschiedenen Gietl, hat 
sich schon 1917 durch eine gute Dissertation über die Lehre vom Pri- 
vileg nach Gratian und den Glossatoren des Cjc vorteilhaft bekannt 
gemacht. In der vorliegenden Habilitationsschrift versucht er die bis- 
herige Darstellung der geschichtlichen Entwicklung des Ehehindernisses 
der cognatio legalis einer „Ergänzung, Vertiefung und zum Teil Berichti- 
gung‘ zuzuführen. In jeder dieser drei Richtungen ist er seiner Aufgabe 
mit Erfolg gerecht geworden. 

Wir dürfen eine wertvolle Ergänzung und Vertiefung der Unter- 
suchung darin erblicken, daß L. auch in dieser Arbeit nicht nur die ge- 
samte gedruckte Summen-, Glossen- und Kommentarliteratur zum Cjc 
verarbeitet, sondern auch wertvolles ungedrucktes Handschriftenmaterial, 
insbesondere aus der Zeit der klassischen kanonischen Schule heran- 
gezogen hat. Das bedeutet eine sehr verdienstliche und fruchtbare 
Ergänzung der bisherigen zwei Darstellungen des Themas, wie sie Laurin 
im Arch. f. KR. 1868 und Freisen in seiner Geschichte des kan. Ehe- 
rechts bieten. Geht nämlich die letztere Untersuchung entsprechend 
der Anlage des Werkes nur bis zum Verfall der Glossenliteratur, so bietet 
die erstere wohl eine sehr eingehende Durchforschung der kanonistischen 
und theologischen Doktrin, ist aber zum Teil recht wenig übersichtlich, 
auch wenig kritisch gesichtet und zum Teil gegenüber dem Stande der 
heutigen Quellenliteratur begreiflicherweise veraltet. Gegenüber beiden 
Werken ist daher ein wesentlicher Fortschritt zu verzeichnen. 

Nur was die vorgratianische Periode betrifft, wäre unseres Er- 
achtens noch manches zu durchforschen und festzustellen gewesen. 
Dor Verfasser beschränkt sich darauf zu bemerken, daß die Rechts- 
quellen vor dem 9. Jahrhundert und jene des 10. und 11. Jahrhunderts 
gänzlich von dem Ehehindernisse schweigen und daß, was die kirchlichen 
Rechtssammlungen betrifft, erst im Gratianischen Dekret sich jene 
zwei Schreiben von Papst Nikolaus I. 866 und Paschal II. 1100/15 finden, 
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welche auf das zivilrechtliche Eheverbot wegen cognatio legalis Bezug 
nehmen. Ist nach dem von mir (Quasiaffinität 11, 157 A. 1, 199) über 
das damalige Verhältnis von römischem und kirchlichem Rechte Gesagten 
außer Zweifel, daß das zit. Schreiben des Papstes Nikolaus I. unter dem 
Einflusse der römischen Rechtsschule und der römisch-kirchlichen Lehre 
jener Zeit entstand, so wäre doch wohl zu überprüfen gewesen, ob nicht 
wenigstens in den kirchlichen Rechtssammlungen romanıschen Ursprungs 
dieses vielverbreitete Papstschreiben und damit die Erwähnung des 
gegenständlichen römisch-rechtlichen Eheverbots wiederkehrtr Wie 
sollte man es sich sonst erklären, daß Gratian unter Bezugnahme auf 
dieses Schreiben das Ehehindernis als kirchenrechtlich in Geltung er- 
klärte und daß spätere Theologen der französischen Schule es als früher 
in Geltung gestandenes, nunmehr derogiertes Recht bezeichnen. Wenn 
demgegenüber festgestellt werden kann, daß insbesondere die kanoni- 
schen Quellen des deutschen Rechtsgebietes dieses Ehehindernis völlig 
totschweigen und die da und dort aufgenommenen (von L. übersehenen) 
Zitate aus dem Schreiben Papstes Nikolaus (so z. B. Ivo decr. IX, 34, 
Panormia VI, 123, MPL. 161, 667, 1276) lediglich auf die cogpatio spiri- 
tualis abstellen, spätere Literatur desselben Gebietes hier nur weltliches 
römisches Recht gegeben sah, das allerdings zu beachten sei, wenn die 
Kirche nicht widerspreche, so kann es dafür nur eine Erklärung geben. 
Papst Nikolaus wollte sich gar nicht über die kirchliche Anerkennung 
des römisch-rechtlichen imp. cognationis legalis äußern, es fehlte da 
zweifellos jedes kirchliche Interesse, sondern er benützte die weltlich- 
rechtliche Norm lediglich zur Begründung der ehehindernden Wirkung 
der cogn. spiritualis, die auf einer adoptio secundum Deum beruhe. 
So hat auch die Folgezeit die Stelle ausgelegt. Gratian aber und mit 
ihm ein Teil der Dekretisten folgerte aus dem Nikolausbriefe die 
mittelbare Anerkennung des imp. cognationis leg. seitens der 
römischen Kirche. Diese Folgerung war, wie L. gegenüber Freisen 
richtig bemerkt, lediglich zutreffend für das Gebiet des römischen Rechtes, 
wenn sie auch Nikolaus nicht beabsichtigte und mit ihm die ganze vor- 
gratianische Literatur und der andere Teil der Dekretisten, insbesondere 
die französischen Kanonisten und Theologen nicht gezogen haben, da 
in diesem Rechtsgebiete die Adoption nicht bekannt war oder diese 
Wirkung nicht hatte. Dieser Gegenmeinung gegenüber suchte man 
übrigens durch Einschub einer (von L. übersehenen) Palea (c. 6 C. 30 
qu.3 = 1.17 $ 1 Dig. 23, 2) zu begegnen. Möglicherweise wurde sie 
aus dem von Coll. Anselmi X, 35 und Polycarp VI, 6, 3 gebrachten Schrei- 
ben Paschals II. entnommen, mit dem sie in einigen Dekretmanuskripten 
verbunden erscheint. Der betreffende Institutionentext findet sich übri- 
gens auch in der Coll Anselmo dedicata VII, 18 (Maaßen, WSB, 35, 80). 
Bei dieser Sachlage erklärt sich, daß Gratian dieses Impediment 
als in kirchlicher Praxis anerkanntes weltliches Recht ansah und auch 
den Nikolausbrief so auslegte. Wie in anderen Fällen ist diese Doktrin 
seine eigene Schöpfung. Darum fand sie auch bald ihre Gegner in der 
kanonischen Schule und auch die Art, wie diese Lehre endlich ins ius. 
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comune gelangte, beweist, daß der kirchliche Gesetzgeber nur das römische 
Recht, und auch dies nur in beschränktem Maße, rezipieren wollte. 

Diese nichts weniger als einheitliche Entwicklung bis zum Ende 
der Glossatorenzeit stellt der Verfasser sehr eingehend und zutreffend 
dar. Wir erfahren, wie man von fränkischer Seite das Fehlen des Ehe- 
verbotes betonte, obwohl ihr Führer Petrus Lombardus die gratianische 
Exposition fast wörtlich wiedergab. Selbst sein Schüler Bandinus zitiert 
zwar den Nikolausbrief, aber nur für die cognatio spiritualis und läßt 
die filii adoptivi aus (Sent. IV dist. 35, 26, MPL. 192, 1109, 1106). Auf- 
fallend ist, daß auch die gleichzeitige Legistenschule sich mit dem Ehe- 
hindernis fast gar nicht beschäftigt. So mag man zur Ansicht gekommen 
sein, daß dasselbe schon derogiert sei. Bei Meister Huguccio wiederum 
und anderen findet sich die klare Äußerung, daß es sich um römisches 
Recht handele, das als kirchlich nicht beanstandet zu beachten Bei. 
Alle diese Feststellungen, die sich zum Teil bei Freisen nicht finden, 
sind neue wertvolle Ergebnisse, da sie für die Haltung der kanon. Schule 
charakteristisch sind. Noch bezeichnender für die fragliche Rechtebildung 
ist es, daß als Grundlage des ius commune durch Aufnahme in die Gre- 
goriana nicht die von Gratian gebrachte Stelle des Nikolausbriefes 
benützt erscheint, sondern ein in diesem enthaltenes Zitat einer ein- 
schlägigen Institutionenstelle, und zwar auf dem Umwege über die Col- 
lectio Lipsiensis und die Compilatio prima. Hierbei erweist sich bereite 
die Unabhängigkeit der Gesetzgebung gegenüber der Schuldoktrin in 
der Beschränkung des Hindernisses auf den 1. Grad der Seitenlinie 
und auf die Dauer des Adoptionsverhältnisses, obwohl die kanonische 
Schule, ja selbst der Redaktor der Gregoriana, Raimund von Pennafort, 
eine größere Ausdehnung und Dauer des Ehehindernisses vertrat. Offen- 
sichtlich auf Grundlage des römischen Zivilrechte. Der Verfasser gibt 
daher im 2. Kapitel eine kurze Übersicht über die römisch-rechtliche 
Lehre und führt sodann im 3. Kapitel den Nachweis, daß diese allein 
für die spätere scholastische und theologische Literatur Ausgangspunkt 
und Grundlage gebildet habe. Maßgebend werden insbesondere die Er- 
örterungen des Hostiensis.. Von einem anderen weltlichen Rechte ist 
nicht die Rede. 

Interessant sind die Ergebnisse bezüglich des Umfangs des Ehe- 
hindernisses (4. Kapitel). Erst die Dekretalisten, insbesondere Bernard 
Pap. suchten die bekannten drei Richtungen des Ehehindernisses: ge- 
rade Linie, Seitenlinie, Schwägerschaft festzulegen. Trotz der eindämmen- 
den Haltung der Gesetzgebung wird diese ausdehnende Interpretation 
maßgebend für die weitere kanonistische und theologische Literatur, 
deren Lehrmeinungen der Verfasser bis in das 16. Jahrhundert verfolgt 
und miteinander vergleicht. 

An der Hand der Ergebnisse kann der Verfasser die von Laurin 
begründete, aber schon von Freisen angefochtene herrschende Auf- 
fassung der neuzeitlichen kenonistischen Jurisprudenz berichtigen, daß 
nach alter kirchlicher Übung das kanonische Ehehindernis der bürger- 
lichen Verwandtschaft genau denselben Umfang hatte wie das gleich- 
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namige zivilrechtliche Ehehindernis, daß aber später, seit dem 12. Jahr- 
hundert, in der Doktrin die Tendenz sich bemer).bar macht, das Ehe- 
hindernis zu beschränken und dessen Umfang, verschieden vom römischen 
Rechte, zu bestimmen. Wie der Verfasser nachweist, ist gerade das 
Gegenteil der Fall Das Ehehindernis wird in der kanonischen Schule 
— die Gesetzgebung kommt nicht in Betracht — vom Ende des 12. Jahr- 
hunderte an immer mehr ausgedehnt und schließlich in dem gleichen 
Umfange festgehalten wie im römischen Rechte. Der Verfasser kann 
hierbei Freisens Vermutung bestätigen, daß die noch vorfindlichen 
Abweichungen vom römischen Rechte lediglich auf Unkenntnis des 
letzteren zurückgehen. Die Gleichstellung mit dem ius civile ist als 
maßgebende Tendenz nicht zu verkennen. 

Der Verfasser tut in weiteren Ausführungen auch dar, daß die 
Kanonistik aus einer Adoption ohne die vorgeschriebenen römisch- 
rechtlichen Formen kein Ehehindernis ableitete — damit war wohl die 
Pfiegkindschaft gemeint —, ferner daß zwischen Adoptiv- und geist- 
lichen Kindern, zwischen Adoptivkindern derselben Person und zwischen 
Kindern solcher Adoptivkinder die Ehe als zulässig betrachtet wurde. 
Erledigt sich mit dem vorletzt genannten Ergebnis die gegenteilige 
Meinung, die in den Eherechtskompendien der ersten Hälfte des 19. Jahr- 
hunderts, auch von Laurin festgehalten wird, so bietet der zuletzt er- 
wähnte Standpunkt der Kanonistik insofern Interesse, als damit, wie 
L. richtig betont, bewiesen wird, daß die Analogie zur Blutsverwandt- 
schaft für die Ausdehnung des Ehehindernisses nicht maßgebend war, 
sondern lediglich die Rücksicht auf das römische Recht, wie Petrus de 
Palude, Pariser Theologe des 14. Jahrhunderts, klar festlegt. Die be- 
treffende Auffassung Laurins hat übrigens schon Freisen abgelehnt. 
Der Verfasser erweist aber auch, dus im Gegensatze zum römischen 
Rechte und der Lehre der Legisten und älteren kanonischen Schule 
seit dem 15. und 16. Jahrhundert auch die Ehe zwischen dem Adoptierten 
und den unehelichen Kindern des Adoptivvaters verboten wurde Den 
Grund zu diesem Wandel der älteren Doktrin findet L. sehr richtig 
darin, daß nicht mehr das Agnationsverhältnis, sondern die Kobabitation 
entschied, die bei der unvollkommenen Adoption die ehehindernde 
Wirkung schuf. Schließlich wurde die leibliche Abstammung hierfür 
maßgebend. 

Auch bezüglich der Dauer des Ehehindernisses rezipierte man die 
römisch-rechtlichen Bestimmungen (5. Kapitel. Die Theologen sahen 
den Grund der römisch-rechtlichen Unterschiede in dieser Richtung in 
Sittlichkeitsrücksichten, im Fortbestande eines gewissen Respektverhält- 
nisses in einzelnen Fällen. 

In Kapitel 6 bespricht der Verfasser noch die Frage, welche Be- 
deutung das bekannte justinianische Gesetz (1. 10 C. 8, 47) für die ehe- 
hindernde Wirkung der Adoption nach kirchlicher Lehre gehabt habe. 
Die vom Verfasser gegebene Übersicht der Lehrmeinungen ergibt, daß 
schon Huguccio der unvollkommenen Adoption die ehehindernde Wir- 
kung abgesprochen habe. Dieser Auffassung trat zunächst eine Reihe 
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von Kanonisten bei, später erwuchs ihr eine entschiedene Gegnerschaft 
in der Lehre, daß die Familiengemeinschaft entscheide, nicht die Agnation. 
Die Begründung für die ehehindernde Wirkung der unvollkommenen 
Adoption fand man auch im allgemeinen Wortlaute des in der Gregoriana 
enthaltenen Gesetzestextes gegeben. 


Im 7. Schlußkapitel erörtert der Verfasser noch die Frage nach 
dem trennenden oder bloß verbietenden Charakter des Ehehindernisses. 
Entgegen dem sonst festgehaltenen Standpunkt des römischen Rechtes 
findet sich schon frühzeitig eine kirchliche Lehrmeinung, daß nur ein 
Eheverbot vorliegee Begründet wurde sie damit, daß bei Wegfall der 
petria potestas die Ehe sicher gültig sei, es sich also nur um eine zeit- 
weilige ehehindernde Wirkung handeln könne. Auch sei nirgends die 
kirchliche Ungültigkeit ausgesprochen. Diese Meinung vertrat noch 
Wilhelm Durantis und Johannes Andreä. Doch ist diese Lehre nicht 
durchgedrungen, sondern die Auffassung des Impediments als eines 
trennenden, wie dies auch dem Gesetzestexte des Cjo entspreche. 

Es ist schade, daB der Verfasser seine Untersuchung nicht für die 
Neuzeit weitergeführt hat. Er erwähnt, daB das Ehehindernis später 
Gegner gefunden habe, wohl weil das römische Adoptionsrecht im deut- 
schen Rechte nicht Eingang fand und die alten mittelalterlichen An- 
kindungsformen allmählich in Deutschland und Frankreich erloschen. 
Es ist bekannt, daß sich Benedikt XIV. und Pius IX. mit der Frage 
beschäftigt haben und daß auf dem Vatikanischen Konzil Vorschläge 
zur Aufhebung dieses Ehehindernisses gemacht wurden (Lämmer 139, 206; 
Pillet 113; Stutz, Geist d. Cjc. 147). Der neue Kodex c. 1059, 1080 
stellt völlig auf das Zivileherecht ab und betrachtet je nachdem Ehe- 
hindernis, Eheverbot oder Zulässigkeit der Ehe auch vom kirchlichen 
Standpunkt aus gegeben. Es wäre gewiß von Interesse zu erfahren, 
ob etwa der auf dem Vatikanischen Konzil erfolgte Hinweis auf die 
Verschiedenheit der weltlichen Rechte zu dieser Entscheidung geführt 
hat. Es ist aber zweifellos ein Verdienst des Verfassers, mit seinen Studien 
bereits dargetan zu haben, daß diese Lösung sich völlig konsequent 
in die rechtliche und literarische Entwicklung eingliedert, welche das 
Ehehindernis im Laufe der kirchlichen Rechtsgeschichte gefunden hat. 
Das Lob, welches die besprochene Arbeit wegen ihrer klaren Darstellung, 
guten methodischen Schulung und stets passend eingeschobenen Zu- 
sammenfassungen der Ergebnisse verdient, verbinden wir mit dem 
Wunsche, den Verfasser auf diesem Gebiete noch oft so erfolgreich 
zu finden. 


Innsbruck. W. Hörmann. 
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Max Mitterer, Dr. theol., Geschichte des Ehehindernisses 
der Entführung im kanonischen Rechte seit Gratian (Görres- 
gesellschaft. Veröffentlichungen der Sektion für Rechts- 
und Sozialwissenschaft H. 43). Paderborn, Schöningh, 1924- 
X u.128$9. 8°. 


Auch diese Arbeit, welche der theologischen Fakultät München als 
Dissertation vorlag, verdankt wie die unmittelbar zuvor besprochene 
ihre Entstehung einer Anregung Professors GietL Auch sie baut sich 
auf breitester Grundlage, insbesondere unter Heranziehung ungedruck- 
ten Materials zur Dogmengeschichte der kanonischen Schule auf. Wir 
müssen der Görres-Gesellschaft warmen Dank zollen, daß sie die Druck- 
legung solcher Arbeiten ins Werk setzt und damit den Nachwuchs an 
Jüngern der kanonischen Rechtsgeschichte kräftigst fördert. 

Die Entwicklungsgeschichte des kirchlichen imped. raptus ist ein 
noch viel umstrittenes Problem. Über verschiedene einschlägige Fragen, 
wie z. B. Entführung der sponsa propria, Wirkung des raptus in pa- 
rentes, des sog. Taptus seductionis u.a. m. ist keine einheitliche Auf- 
fassung vorhanden, ja selbst die selbständige Existenz des Ehehinder- 
nisses wird bestritten, so sogar von Freisen, vgl. SägmüllerII 168, 1. 2. 
Zweifellos aber spielt dabei eine große Rolle der ursprüngliche Zusammen- 
hang des Raubdelikts mit der Buße, der Übergang von der deliktischen 
Grundlage mit absoluter Eheunfähigkeit als Folge zur rein privatrecht- 
lichen Beurteilung als Ehehindernis mit relativer Eheunfähigkeit, da- 
mit in weiterem Zusammenhang die Frage, ob ein öffentlichrechtliches 
oder privatrechtliches Ehehindernis vorliege, somit absolute Eheungültig- 
keit oder bloße Anfechtbarkeit, ob dauernd oder bloß zeitlich, endlich 
die Frage des begrifflichen Tatbestandes, die allmähliche Ausschaltung 
des mangelnden consensus parentum als eines Tatbestandsmoments, 
die endliche Abstellung auf die Unfreiheit des consensus puellae, die 
Art des Zwanges, schon mit Rücksicht auf die Regelung dieser Frage 
im neuen Cjc, die Behebung der ehehindernden Wirkung usw. Auch 
verschiedene, teilweise ungelöste Fragen des kanonischen Eheschließungs- 
rechtes greifen herein, das Thema strahlt nach verschiedenen Richtungen 
aus und erfordert namentlich ein eingehendes Studium der Beziehungen 
des kanonischen Rechtes zu den zeitgenössischen weltlichen Rechten, 
eine gutsichtende Kritik der einzelnen Lehrmeinungen wie Rechtssätze 
und damit auch unverdrossenen Gelehrtenfleiß, der sich durch keine 
Mühe irre machen läßt. Daher hat das imp. raptus bereits verschiedene 
eingehende Bearbeitungen gefunden (so von München, Kaiser, Feß- 
ler, Colberg, neuestens von Freisen in seiner Geschichte des kanon. 
Eherechts und von Köstler, Die väterliche Ehebewilligung 1908). Der 
Verfasser selbst hat zu dem Thema bereits eine kleinere Abhandlung über 
den Rapt de s&duction als Ehehindernis nach gallikanischem Kirchen- 
recht (2? RG. XII, 55) geliefert und begründet seine nun weiter aus- 
greifende Arbeit mit Recht damit, daß die vor Freisen erschienenen 
Arbeiten veraltet und meist nur referierend sind. 
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Die Untersuchung verbindet geschickt historische und systematische 
Gliederung. Insbesondere die entscheidenden Perioden, wie die Lehre 
Gratians und der Dekretistenschule sowie das tridentinische und geltende 
Recht werden :nach allen wesentlichen Punkten der Lehre analysiert 
und erörtert. 

Zunächst sucht der Verfasser einen Überblick über die vorgratia- 
nische Rechtsentwicklung zu geben In den weiteren drei Kapiteln 
wird die Ausgestaltung der Lehre durch Gratian, sodann bei den Dekre- 
tisten und im Dekretalenrechte erörtert, um in einem fünften Kapitel 
mit der Darstellung der Lehre nach tridentinischem und geltendem 
Rechte abzuschließen. Leider vermissen wir bei manchem dieser Kapitel 
eine zussmmenfassende Übersicht, wodurch die oft weitläufige Beweis- 
führung einen Abschluß und der Leser das Wesentliche der Ergebnisse 
vorgetragen bekäme. 

Zum ersten Überblick über das vorgratianische Recht bestätigen 
wir gern die Äußerung der Vorrede, daß auch dieser nicht ausschließlich 
auf den Ergebnissen fremder Forschung beruhe. Aber es will uns scheinen, 
daß der Verfasser hier manchmal fast zu unabhängig gearbeitet hat 
und sich damit für später zu sehr festlegt. Wir vermissen eine Dar- 
stellung des neuzeitlichen Standes der Forschung sowohl für das römische 
Recht (Fachwerke sind nicht zitiert), wie auch für das germanische Recht. 
Das Beispiel der hierfür fast allein zitierten Arbeit von Köstler hätte 
dem Verfasser zeigen können, wie man vorzugehen hat, wenn man auf 
fremdem Fachgebiete sich versucht. Vor allem erscheint in diesem Teile 
die ‘allmählich erfolgte Verquickung des ursprünglichen reinen Raub- 
delikte mit dem Ehehindernisse des mangelnden cons. parentum zu 
wenig hervorgehoben; vielfach verliert sich der Verfasser in unwesent- 
liche Detailfragen, so z. B. wenn zunächst bei der Darstellung der römisch- 
rechtlichen Auffassung — das mosaische Recht ist überhaupt nicht 
in den Kreis der Untersuchung gezogen — den Hauptteil eine Polemik 
gegen die von Köstler vertretene Meinung bildet, daß nach römischem 
Rechte bereits die Eheschließung ohne Genehmigung der Brauteltern 
als raptus beurteilt wurde. Es ist überhaupt nicht ganz klar, was der 
Verfasser unter einer Eheschließung ohne oons. parentum und ohne 
abduotio sich vorstellt, welcher Vorgang nach ihm ein Zwischenglied 
zwischen normaler Eheschließung und Raubehe bilden soll Denn prak- 
tisch wird eine Eheschließung gegen den Willen der parentes doch immer 
nur durch abductio zustande kommen. Sonst läge ja kein Raub vor. 
Ich glaube nicht, daß Köstler bei seiner klaren Darstellungsart an etwas 
anderes gedacht hat (vgl. ders. L oc. 109, 154). Darum halte ich auch den 
Einwurf gegen Köstlers Beurteilung des römischen Gesetzes von 374 
für unzutreffiend. Denn für Knaben kam doch keine Raubehe in Betracht. 
Sie konnten ohne cons. parentum dauernd keine Ehe schließen, während 
Raubehen an. Mädchen nun nach fünf Jahren unanfechtbar wurden. 
Dies wurde aber für die Behandlung der Raubehen nach Be 
römischem Rechte zweifellos ausschlaggebend. 

Auch die Erörterung der bekannten Frage, ob nach röm. Rochte 
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ein raptus sponsae propriae möglich war, ermangelt zunächst der Rück- 
siohtnahme auf die Darstellung bei Freisen 590f. und der Momente, 
die ich (Quasiaffinität II, 1, 107 A.) betrefis der fraglichen Stelle Justi- 
nians vorgebracht habe. Was speziell die justinianische Rechtsänderung 
betrifft, so müssen die strittigen Worte saltem in sponsam suam nicht 
unbedingt korrupt sein. Diese Behauptung taucht überhaupt zum 
ersten Male bei Pet. Burghius (vgl. Glück, Pand. XXIV, 25 A. 36) auf. 
Kollege Kretschmar, dem ich dieses Zitat und die Einsichtnahme in 
die Stelle bei Burghius verdanke, macht mich übrigens auf die interessante 
Möglichkeit aufmerksam, daß Justinian bei dieser Rechtsänderung sich 
auf das Reskript Severi et Antonini ao. 197 habe stützen wollen, in 
welchem als adulterium auch schon das spem matrimonii violare erklärt 
wird (vgl. Quasiaffin. I, 33, 102f.). Sogar — saltem, so übersetzt, gibt. 
den besten Sinn, vgl aber Heumann ® 524 — wer seine eigene Braut 
entführte (geschweige denn eine fremde), beraubt sie wegen des ein- 
tretenden Ehehindernisses der Ehehoffnung und begeht damit auch 
adulterium, nicht bloß rapina. Tatsächlich ergibt jede Abänderung 
der fraglichen Stelle entweder eine Tautologie oder eine Unverständlich- 
keit. Der Sinn ist offenbar und wird durch die späteren Worte der Stelle 
bestätigt: Auch ein Verlöbnis oder Einverständnis mit der rapta soll 
das Verbot dee hostili modo matrimonium conjungere und das Erforder- 
nis der elterlichen Zustimmung nicht ausschalten. Übrigens findet sich 
der gleiche Text in den Basiliken, bei den Dekretisten Stefan Torn,, 
Simon de Bisiniano und Huguccio, wie beim Legisten Azo, der diese 
Lesart in obigem Sinne aus dem Tenor des Gesetzes heraus verteidigt 
(vgl Glück a.a. O.; Quasiaffin. 107f.; Freisen 591). 

Raub war im röm. Recht ein Formaldelikt: invitam rapere vel 
volentem abducere. Solange das Einverständnis des Mädchens keine 
Rolle spielte, stand der pönale Charakter der Gewalttat gegenüber den 
parentes im Vordergrunde Von ehebindernder Wirkung ist nicht die 
Rede, bei nachträglichem consensus parentum war die Ehe möglich. 
Verschiedene Entwicklungsgänge laufen da nebeneinander: Abschwächung 
des elterlichen Verheiratungsrechts zum Zustimmungs- oder Einspruchs- 
recht, Verstärkung des consensus puellae und Loslösung des Begriffs 
der Entführung vom eigentlichen Raube, allmähliche Betonung der 
ehehindernden Wirkung, Wegfall des Anfechtungsrechtes bei erfolgter 
Eheschließung oder nach bestimmter Zeit. Diese Entwicklungsgänge 
bieten dann die Anknüpfungspunkte und die Wege des Ausgleichs mit 
den Normen der germanischen Rechte. 

Diese letzteren behandelt der Verfasser unverhältnismäßig stief- 
mütterlich und geht sehr flüchtig über die entscheidenden wechselvollen 
Gestaltungen dieser Frage im germanischen Rechtsleben hinweg, die 
in den zwei prächtigen Arbeiten von Köstler eine vorzügliche Unter- 
suchung und Darstellung gefunden haben. Der Verfasser begnügt sich, 
auf diese zu verweisen. Auch wird das staatliche und kirchliche Recht. 
im Frankenreiche in verhältnismäßig wenig Sätzen zusammengezogen 
und letzteres vor dem Rechte der morgenländischen und römischen 
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Kirche dargestellt. Bußbticher, Fälschungen, Literatur der fränkischen 
Kirche erscheinen fast gar nicht berücksichtigt. So vermag der nicht 
informierte Leser kein richtiges Bild von den vorhandenen Gegensätzen 
und Entwicklungsansätzen zu gewinnen. 

Daß die Abschwächung des dem weltlichen Strafrechte folgenden 
strengeren kirchlichen Rechtes im langobardischen Rechtsgebiete erst 
im Laufe des 11. Jahrhunderts unter dem Einflusse der Doktrin (Pa- 
pienser und Bologneser Rechtsschule) erfolgt ist, „bis schließlich im Laufe 
des 12. Jahrhunderts das selbständige Hindernis des Raubes vollständig 
sus dem nunmehr von der Kirche allein beherrschten Rechte ver- 
schwand‘, hebt der Verfasser richtig hervor; wir werden das für seine 
späteren Ausführungen festhalten müssen. Bezüglich der Auffassungen 
Ivo’s, der von den französischen Scholasten allein aufgeführt ist, wäre 
auf dessen rein römisch-rechtliche Einstellung und auf die Ergebnisse 
von Fournier hinzuweisen gewesen. Auch ist Ivo’s Ep. 167 tber- 
sehen. 

Die ehehindernde Wirkung des mangelnden cons. parentum und 
die pönale Folge des Reubdelikts werden immer mehr voneinander ge- 
trennt. Dahin strebt auch die römisch-kirchliche Entwicklung. Ob- 
wohl der Verfasser immer wieder richtig betont, daß eine Eheschließung 
gegen den Willen der Eltern einen Raub dargestellt habe, so muß er 
doch auch auf diesem Gebiete die Entwicklung des imp. raptus abstellen 
auf die Beurteilung des Mangels des cons. parentum, weil eben im prak- 
tischen Rechtsleben bei mit solchem Mangel geschlossenen Ehen die 
abductio ein von selbst gegebenes Tatbestandsmoment bildete. Zweifel- 
los ist der Passus der Synode von Ravenna 877 in dem Sinn der Unter- 
scheidung von gewaltsamem Raub und verabredeter Entführung (Flucht) 
zu verstehen. Doch daß das Wort effugiunt gegen Köstlers Auslegung 
spreche, trifft gewiß nicht zu. Worin soll denn das abducere bestehen, 
wenn ein Mädchen freiwillig, mit oder ohne Wissen des Mannes zu diesem 
flieht und mit ihm die Ehe schließt ? Und doch wird dies ausdrücklich 
non immerito als raptus bezeichnet, nicht nur, wenn e8 Bine o0nsensu 
parentum, sondern auch civitatis episcopi geschieht. In der Ausschaltung 
dieses Genehmigungsrechtes wird somit der raptus geseben. Wie sollte 
such eine Eheschließung ohne consensus parentum erfolgen, ohne daß 
das Mädchen sich selbst aus dem Hause entfernt oder entführt wird? 
Das vom Verfasser übersehene Schreiben des Papstes Nikolaus I. an König 
Karl 863 hätte da dem Verfasser mehr Stütze bieten können, denn es 
läßt den deutschrechtlichen Unterschied zwischen der (muntlosen) 
Ehe ohne oons. parentum und der gewalttätigen Ausschaltung desselben 
gut erkennen (Köstler 74), Der Papst läßt aber das weltliche Recht 
über die Gültigkeit entscheiden. Dagegen hat das bekannte Schreiben 
desselben Papstes an die Bulgaren 866 mit dem imp. raptus nichts zu 
tun, sondern spricht nur vom elterlichen Konsense als einem Erforder- 
nisse der normalen feierlichen Eheschließungsform der ecclesia Romana, 
Aber alle diese Solemnitäten hätten secundum leges (vgl Quasiaffin. 184 
A. 1) keinen Wert, wenn nicht der Konsens der Brautleute vorliege. 
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Nur damit ist indirekt auch der Mangel des (freien) Konsenses beim 
raptus herangezogen. Daß dieses Schreiben Papst Nikolaus’ I. offenbar 
romanischen Eheschließungsritus, vielleicht unter Berücksichtigung 
langobardischen Rechtsbrauchs, schildern will, glaube ich an anderer 
Stelle genügend dargetan zu haben (a. a. O. 183, 187, 198£., 202), Daß 
aber die Kirche des 9. Jahrhunderts im langobardischen Rechtsgebiet 
sehr energisch gegen den raptus und auch gegen gewalttätige Verletzung 
der Muntgewalt auftrat, stellt der Verfasser S. 13 doch selbst fest, wie wir 
oben hörten: c. 10 Syn. Papiens. 850, vgl. Köstler, Muntgewalt 117f., 
121. Es hat mit dem Ehehindernis der Entführung nichts zu tun, daß 
nach langobardischem Recht für muntlose Ehen die Genehmigung des 
Gewalthabers erkauft werden konnte. Wohl aber sehen wir nach dieser 
Zeit, wahrscheinlich unter Einfluß der deutschrechtlichen Anschauung, 
immer mehr den Unterschied zwischen der Entführung der zustimmenden 
puella und dem gewalttätigen Raube der invita oder, was dasselbe ist, 
die Unterscheidung zwischen dem Mangel des consensus paternus und 
der Unfreiheit des cons. puellae hervortreten. Daß die Konsenstheorie, 
die gegen das 12. Jahrhundert hin unter dem Einflusse des wiederbelebten 
römischen Rechtsstudiums in den Vordergrund trat, diesen Unterschied 
vertiefen mußte, ist selbstverständlich, wird aber zu wenig betont. Die 
Kirche ist dieser Entwicklung gefolgt, aber zur Zeit des Papstes Niko- 
laus I. ließ sie noch das weltliche Recht über die Gültigkeit der Ehe 
entscheiden. 

Die Erörterung des eigentlichen Themas beginnt S. 23. Hier zeigt 
der Verfasser seine eigentliche Stärke und Methode. In selbständiger 
Untersuchung wird insbesondere die Lehre Gratians genau analysiert 
und nach allen Seiten hin beleuchtet. Dieselbe Gliederung wird summa- 
risch auch für die Doktrin der Dekretalistenschule angewandt (S. 66 —66). 
Der Verfasser gibt damit eine vertiefte Überprüfung der Lehre der 
klassischen Schulzeit. Im einzelnen wird für die gratianische Lehre 
erörtert: der Begriff der Entführung im allgemeinen, die einzelnen Be- 
griffsmerkmale im besonderen, die elterliche Ehegenehmigung und der 
raptus in parentes bei Gratian, die Absicht des Entführers und die copula 
beim raptus, die Notzucht als r., der r. als Ehehindernis und Strafen 
für denselben. Für die Doktrin der anderen Dekretisten beschränkt sich 
der Verfasser darauf, die Behandlung des raptus-Begriffes und dessen 
Wirkungen auf die Ehe herauszuheben. Diese Partien bilden den wertvoll- 
sten Kern der ganzen Untersuchung. Noch Freisens Darstellung erklärt 
8. 316 den gratianischen Begriff des raptus für sehr klar, S. 588, 593, 
609 für unklar. Köstler sieht auf Grund seiner gründlichen Unter- 
suchungen der geschichtlichen Grundlagen des weltlichen und kirchlichen 
Rechtes jener Zeit in Gratians Lehre römisches Recht wiedergegeben: 
Frauenraub ist Ehehindernis und Verbrechen, ersteres wegen Mangels 
des Willens der Eltern oder des Mädchens, letzteres wegen Gewalt- 
anwendung. Fehlt nur der Wille der Eltern, so kann die Gültigkeit 
der Verbindung durch nachträgliche Genehmigung erreicht werden, wenn 
für das Delikt Buße getan wurde. Die väterliche Ehebewilligung werde 
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nur noch unter dem Gesichtspunkt des Raubes zur Gültigkeit der Ehe 
verlangt. Demgegenüber sucht M. vor allem nachzuweisen, daß nicht 
nur die gewalttätige Wegführung, sondern auch bloße Notzucht nach 
Gratian raptus dargestellt habe. Weiter wird eingehend auseinander- 
gesetzt, daß die sponsa propria nicht Gegenstand des r. sein könne. 
Wenn schon der Verfasser hierbei auf meine (ihm nach S. 90 bekannten) 
Ausführungen über diese Frage (Quasiaffin. II, 106f.) nicht eingeht, 
so möchte ich doch gegenüber dem S. 29 A.'] Glesagten darauf hinweisen, 
daß nach meinen Untersuchungen (ebd. S. 88, 91) Gratian der Unter- 
schied der eheversprechenden und der eheschließenden desponsatio nicht 
unbekannt war, wie er ja auch schon früher im kanonischen Kirchen- 
gebiete Beachtung gefunden hatte (ebd. 124, 169, 216, 220, Fioker in 
MIÖG. Erg.-Bd. II, 71). Zur Feststellung des Begriffs der Entführung 
der puella consentiens (r. in parentes) geht der Verfasser wieder auf die 
elterliche Ehegenehmigung ein und kommt zur Ansicht, daß Gratian 
beim Fehlen desselben bloß eine nicht vollgültige, aber nicht eine un- 
gültige Ehe angenommen habe. 

Damit kommt der Verfasser in Widerspruch zu der von Freisen 
und Köstler vorgetragenen Lehre, daß Gratian schon im bloßen Mangel 
des consensus parentum ein trennendes Ehehindernis gesehen habe, 
weil darin eben raptus gegeben gewesen sei. Nur könne in diesem Falle 
durch Nachtrag des c. p. die Ehe gültig gemacht werden. Das Verbrecben 
der abductio müsse durch Buße gesühnt, das Ebehindernis des mangeln- 
den c. p. durch spätere Ehegenehmigung beseitigt werden. Demgegenüber 
operiert M.. wiederum mit dem Hinweise darauf, daß eine Eheschließung 
ohne oder gegen den Willen der Eltern auch ohne Gewaltanwendung 
vor sich gehen könne. Darauf habe aber Gratian den Begriff des Raubes 
nicht angewendet, da er zum r. stets eine abductio oder andere Gewalt 
fordere. M. a. W.: nur wenn bei r. in parentes noch eine abductio oder 
sonstige violentia vorläge, hätte Gratian darin ein trennendes Ehe- 
hindernis gesehen. War dieses Ergebnis so vieler Mühe wert? Bedeutet 
es etwas anderes, als daß Gr. den Mangel des c. par. eben nur bei wirk- 
lichem Raubdelikt als dirimierend angesehen habe, wie eben Freisen 
und Köstler behaupten? Indem der Verfasser weiter darauf hinweist, 
daß nach Gratians Worten der bloße Mangel des c. par. der Verbindung 
nur den Charakter von nuptiae legitimae, aber nicht von n. ratae nehme, 
schließt er, daß ganz allgemein Gratian den c. par. nur mehr zur Voll- 
gültigkeit der Ehe gefordert habe (vgl. Freisen 609). Diese Lehre sei 
auch die herrschende zu Gratians Zeit gewesen. Um dies zu begründen, 
muß sich der Verfasser insbesondere gegen die These Köstlers wenden, 
daß erst Rolandus Bandinellus, der spätere berühmte Papst Alexander III., 
in seinen Schriften die Unwesentlichkeit des cons. parentum gelehrt habe. 
Roland sei vielmehr „mit seiner Theorie von der Eheschließungsfreiheit 
des Mädchens durchaus auf den Schultern der schon lange vorher herr- 
schenden kirchlichen Lehre und Praxis gestanden‘. Er habe lediglich 
zum ersten Male die volle Unwesentlichkeit des consensus parentum 
gelehrt, während Gratian und seine unmittelbaren Nachfolger dies noch 
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nicht zu tun gewagt hätten. Daraus könne man auch auf Gratians 
Standpunkt zurückschließen. 

Es mag an dieser Argumentation und an verschiedenen Einzel- 
heiten derselben, auf die ich hier nicht eingehen kann, so manches richtig 
sein, aber ganz überzeugt hat sie mich nicht. Zweifellcs ist dem Verfasser 
darin recht zu geben, daß auch nach Gratians Lehre das Wesen des 
Raubes in der violenta abductio lag. Aber das sagt doch ebenso Freisen 
589, 593, wie Köstler 109, 154, nur gibt ersterer S. 316, 609 zu, daß 
Gratian vielleicht der Ansicht war, es brauche nicht in jedem Falle 
bei mangelndem con». par. ein raptus angenommen zu werden. Tatsache 
ist, daB nach Gratian und Paucapalea noch eine vis illata tantum parenti- 
bus für den raptus genügte, natürlich cum puella a domo patris violenter 
abducitur. Roland dagegen erklärt ausdrücklich, daß nicht als rapina 
iudicabitur — si puella superadulta ea consentiente quamvis patre contra- 
dicente fuerit traducta. Die freie Zustimmung der puella behebt aleo 
den Begriff des raptus. Diese Lehre, die den Übergang zu einem imp. 
coactionis bedeutete und auch im tractatus cod. Gottwicensis sich findet 
(Freisen 263; Quasiaffin. I, 99, 107f.), war in dieser Formulierung voll- 
ständig neu. Es ist dabei ganz gleichgültig, ob Roland zu dieser Auf- 
fassung, daß der bloße Mangel des cons. par. nicht zum Raubdelikt 
genüge, durch eine frühere Praxis gekommen ist oder durch die wachsende 
Betonung des liber consensus puellae als ehekonstituierenden Moments. 
Das Neue seiner Lehre lag darin, daß er den Raub als reines Formal- 
delikt ablöste von dem Ehehindernis des mangelnden cons. par. und dieses 
überhaupt als erster fallen ließ. Es mag die Lehre von der Unwesent- 
lichkeit des cons. par. schon in Entwicklung gewesen sein, am ehesten 
bei den französischen Theologen; Gratian aber hat sie entweder nicht 
gekannt oder nicht angenommen, obwohl auch er im bloßen Mangel 
des cons. par. ohne irgendwelche abductio oder violentia (eine solche 
lag nach seinen Worten schon in der Verletzung eines elterlichen Ehe- 
verbotes) kein Raubdelikt gesehen haben mag. Aber die Verbindung 
dieses ehehindernden Mangels mit dem Raubbegriff hat erst Roland 
gelöst und diesen zum ersten Male auf die Unfreiheit des entführten 
Mädchens beschränkt. Wir kommen also zur Ansicht, daß die vom 
Verfasser S. 35 gesetzte erste Annahme, daß „Gratian in einer Über- 
gangszeit lebte, in welcher bezüglich der Bedeutung des elterlichen 
Konsenses die Meinungen der Gelehrten auseinandergingen und auch 
eine feste sichere Praxis nicht bestand‘, die zutreffendere ist als jene, 
für welche sich M. S. 40 entscheidet, daß nämlich zurZeit derAbfassung 
des gratianischen Dekrets „die Lehre von der Unwesentlichkeit der 
elterlichen Ehebewilligung in der Theorie und sicherlich auch in der 
Praxis die alleinige Herrschaft hatte‘. Warum hat sich Gratian dann 
zu dieser Lehre in Gegensatz gesetzt? Weil er eben Verbrechen des 
Raubes und Ehehindernis des mangelnden Elternkonsenses noch nicht 
auseinanderhielt. Weil auch ihm die vereinzelten Äußerungen der 
spezifisch römisch-kirchlichen Ansicht nicht die vigens ecclesiae disciplina 
wiederzugeben schienen. Unser Autor aber hat sich durch die vagen 


Literatur. 525 


Äußerungen Nikolaus’ I. und Gregors VII. zur gegenteiligen Annahme 
und zu seiner unklaren Ansicht über Gratians Lehre verleiten lassen. 
Die Trennung zwischen gewalttätigem Raub und Mangel des oons. 
par. findet sich auch schon bei Stefan Tornac. ausgesprochen, der im 
letzteren Falle noch unvollkommene Legitimität der Ehe annimmt. 
Papst Lucius III. hat sodann diese Lehre zum ius comune erhoben. 

Daß diese neue Lehre durch die Konsenstheorie der französischen 
Theologie verbreitet wurde (Köstler 144), kann kaum zweifelhaft sein 
— trotz der Gegenargumente des Verfassers. Sie traf mit der erwähnten 
Richtung der römisch-kirchlichen Doktrin zusammen (Quasiaffin. II, 216, 
221, 297 A.). Und daß, wie oben gesagt, um die gleiche Zeit auch die 
langobardische Doktrin eine solche Schwenkung gemacht hat und das 
alte nationale, durch die Konzils- und Kapitulargesetzgebung abgeänderte 
Recht der Gültigkeit der Ehe ohne cons. par. wiederhergestellt hatte, ist 
durch die treffllichen Untersuchungen von Köstler, Muntgewalt S. 119, 
129 außer Zweifel gesetzt. Über den Einfluß des langobardischen Rechts 
auf die Doktrin der kanonischen Schule vgl. Köstler 141, 142, Quasi- 
affın. 157 A. 1, 206 A.2. Ich komme somit zur Ansicht, daß die Argu- 
mentationen des Verfassers die Ergebnisse Köstlers in allen diesen 
Punkten, insbesondere auch in der Richtung, daß Roland als der erste 
die neue Lehre vertrat (vgl den Verfasser selbst 8. 58, 80, 96), nicht zu 
erschüttern vermocht haben. Wenn Köstler 139 davon spricht, daß 
auch das langobardische Recht „nicht zum Geringsten unter dem Einfluß 
der Kirche‘‘ eine Abschwächung hinsichtlich der Bedeutung des cons. 
par. erfahren habe, so bezieht er das sichtlich auf die ursprüngliche 
Übergabehandlung und Muntübertragung und kann das nicht als Wider- 
spruch zu seiner These verwertet werden. Denn erst verhältnismäßig 
spät hat sich die Kirche gegen das elterliche Verheiratungsrecht gewendet 
(Quasiaffin. II 99), wohl aber hat sie früh die germanische Auffassung 
der Eheschließung als eines reinen Muntgeschäfts bekämpft. Aber auch 
ganz allgemein gesagt, halte ich einen Rückschluß von Rolands Stand- 
punkt auf Gratians Lehre für durchaus abwegig. 

Sehr genau untersucht M. die Frage, worin Gratian den raptus 
in parentes gesehen habe. Diese Untersuchung wird für ihn unvermeid- 
lich, weil er ja die Ansicht vertritt, daß Gratian den cons. par. über- 
haupt für unwesentlich erachtet habe. Er sieht nun darin, daß Gratian 
zwar nicht die Entführung ohne Wissen, wohl aber die Entführung gegen 
den Willen der Eltern als r. angesehen habe, „einen vermittelnden Aus- 
gleich zwischen dem strengeren, aber veralteten Recht der canones und 
dem milderen neueren Gewohnheitsrechte, das noch keinen gesetzlichen 
Ausdruck gefunden hatte‘, wir werden richtiger sagen, dem romanisch- 
langobardischen Rechtsbrauch seiner Zeit. 

Weiter polemisiert M. gegen Freisens Ansicht (S. 593), daß Gratian 
den coitus als Tatbestandsmoment des r. angesehen habe. Interessant 
sind auch die Ausführungen über Notzucht als raptus, ein Rest alt- 
germanischer Auffassung (Raub ohne Eheschließungsabsicht) und eine 
Terminologie, die noch lange nachwirkte. 
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Schließlich wird noch die gratianische Lehre über die ehehindernde 
Wirkung des r. dargestellt: feierliche nachträgliche väterliche Genehmi- 
gung bei sonstiger Ungültigkeit der Ehe, die eintretende Gültigkeit aber 
durch Leistung der Buße nicht bedingt. Der Verfasser bestätigt die 
Ansicht Freisens. Die von ihm vermißte Erörterung über die Buße als 


Ehehindernis findet sich Freisen 597, 608f. Die Frage, ob Gratian im. 


r. ein Öffentliches Ehehindernis gesehen habe (Scherer II 379; Fried- 
berg ® 435), wird nicht berührt. 

‚Ich möchte bemerken, daß im allgemeinen an die einzelnen dicta 
Gratiani, wie wohl überhaupt an die ganze dogmengeschichtliche Ent- 
wicklung der Schulmeinungen doch nicht der strenge Maßstab der Logik 
und des Juristen stets angewendet werden darf, wie dies der Verfasser 
mit oft sehr treffender Beweisführung und scharfsinniger Dialektik tut. 
Es war nicht die letzte Konsequenz der Lehre von der Entbehrlichkeit 
des cons. par., welche die Dekretisten zur Zulassung der Entführungsehe 
der puella consentiens führte, sondern es war die um jene Zeit stark 
in den Vordergrund getretene Betonung des entscheidenden freien Kon- 
senses der puella (siehe poen. Arundel. c.65 S.21). M. sagt Ja doch 
(S. 58) selbst, daß dieses stärkere Recht der Tochter das Entscheidende 
gewesen Bei. 

Übor die Anschauung der zeitgenössischen Legistenschule bringt 
der Verfasser nichts (cf. Freisen 321, 607; Scherer II 432; Köstler 138). 
Es wäre von Interesse gewesen, sie der kanonischen Schuldoktrin gegen- 
überzustellen. Auch eine Äußerung Stefans von Tournay zur Frage, 
ob an der sponsa propria Raub begangen werden könne (Quasiaffin. 108 A.), 
ist dem Verfasser entgangen. 

Die durch Roland eingeleitete Zurückdrängung des selbständigen 
imp. raptus wird nunmehr immer mehr auf den Mangel des consensus 
liber puellae gestützt, wenn auch das pönale Moment des Raubdelikts 
noch nicht völlig aufgegeben erscheint. Hier spielt offenbar noch der 
Notzuchtsbegriff herein. Auch eine Anlehnung an das langobardische 
Recht ist dabei noch festzustellen. Die Verlöbnisunterscheidung hat 
dann auch die Lösung der Frage, ob der raptus bei einer sponsa aliena 
ehehindernd wirke, beeinflußt. Hierzu meine Darlegungen Quasi- 
affın. II, 110£. 

Im vierten Kapitel behandelt der Verfasser die zwei wichtigen 
Entscheidungen der Päpste Lucius III. und Innozenz III. Die erstere 
hat neuerdings auch durch Salman und Dilloo eine Sonderbearbeitung 
gefunden. Zutreffend vertritt der Verfasser nach genauer Prüfung des 
Wortlautes die Meinung, die bereits Köstler (133, in der Arbeit nicht 
zitiert) ausgesprochen hat. Die spezielle Kontroverse, ob es sich um 
Entführung der eigenen Braut handle, kann man damit wohl als end- 
gültig erledigt betrachten. Daß die Entscheidung dieses Papstes auch 
bei Annahme einer desp. de futuro richtig wäre, hebt M. gegen Dilloo 
richtigerweise hervor, ebenso daB Papst Lucius III. den altrömischen 
Gesetzestext in ganz neuem, der Auffassung seiner Zeit entsprechendem 
Sinne (Vereinbarung über Entführung = Vereinbarung über Eheschlie- 
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Bung) extensiv interpretiert. Auch das haben Salman und Köstler 
bereits festgestellt. Letzterer S.154 betont auch, daß damit das Dekretal- 
recht den r. in parentes nicht nur als Ehehindernis, sondern auch als 
Delikt völlig ausgeschaltet habe, wie er seither als selbständiges Ehe- 
hindernis überhaupt nicht mehr gelehrt wurde, vgl. Freisen 612, 615; 
hierzu der Verfasser S. 75, 82. Mit der Betonung des freien Konsenses 
als Grundlage der Eheschließung rei auch das imp. raptus zu einem 
imp. coactionis geworden. Darin liegt die Bedeutung der Dekretale 
Innozenz III. Die ablehnende Äußerung bei Scherer II 383 A. 32, vgl. 
aber 381 A. 21, bezieht sich wohl auf das trident. Recht. Ich trete jedoch 
der Meinung des Verfassers S. 82 gegenüber Friedberg a. a. O. bei, daß 
auch diese Dekretalen, so sehr sie den privatrechtlichen Charakter des 
Hindernisses in den Vordergrund schieben, doch die öffentlich-rechtliche 
Beurteilung des crimen nicht ganz ausschließen. - 

Die spätere vortridentinische Zeit und Lehre ist etwas dürftig 
behandelt. Jedenfalls vermisse ich die Erwähnung des bekannten Aus- 
spruchs von Thomas von Aquino, daß der r. in parentes als imp. impediens 
anzusehen sei, was Colberg und Kaiser auch von den letzterwähnten 
Dekretalen annehmen. Zum mindesten wäre auf die Ausführungen 
von Köstler 147f. zu verweisen gewesen. Denn diese Lehre erscheint 
vielfach später in der Literatur (so sehr widerspruchsvoll Colberg, aber 
auch Scherer II 382 u. A. 27, 31; Vogt, ER.® 141; vgl. Kutschker III 467; 
Sägmüller ® II 168 A. 2) und in der römischen Spruchpraxis festgehalten, 
trotz der klaren Norm des Tridentinum. 

Diese unterzieht der Verfasser als Grundlage des geltenden Rechtes 
einer genauen, nach den wesentlichen Punkten gegliederten Untersuchung. 
Hierbei betont der Verfasser S. 88 sehr richtig, daß das trid. Eherecht 
nicht das Entführungsdelikt schwerer ahnden, sondern die bedrohte Ehe- 
schließBungsfreiheit der Entführten besser schützen wollte, als es bisher 
geschehen war (vgl. Colberg 83). Daraus ergab sich zunächst als Folge 
die Ablehnung eines raptus puellae volentis, wie eines r. ad stuprum. 
Trotz stärkerer Betonung des öffentlich-rechtlichen, objektiven Charak- 
tere des imp. raptus war zwar alles auf die nachträgliche freie Willens- 
erklärung der rapta abgestellt, die Sicherstellung dieser aber vor der 
Zwangslage des raptus hat das Tridentinum durchgeführt. 

Nicht ganz durchdacht erscheint mir die Bemerkung S. %0 über 
die Nichtausdehnung des imp. r. auf den Vollzieher der Entführung. 
Der Anstifter wird jedenfalls als raptor zu behandeln sein, nicht aber 
der Helfershelfer. Aber auch nicht jener, für den ein nicht gedungener 
Dritter die Entführung vollzog, vgl. Friedberg a. a. O. 435. Der Ver- 
fasser rechnet hierzu auch jenen, der für einen anderen die Entführung 
vollzogen hatte. 

Schließlich nimmt der Verfasser noch zu der viel behandelten Frage 
Stellung, ob nach dem Tridentinum ein Raub auch an der sponsa propria 
möglich sei. Er bejaht dies selbst bei Zustimmung zur Entführung, 
wenn es sich um eine sponsa de futuro handle, weil diese erst den freien 
.Ehekonsens abgeben müsse, der durch die gewaltsame Entführung aus- 
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geschaltet sei. Dieselbe und nicht eine gegenteilige Ansicht habe ich 
in dem zit. Quasiaffin. I, 109 A. vertreten. Cjc co. 1074 steht zweifellos 
auf demselben Standpunkt, den z. B. Scherer II 381, 382 A. 24 ablohnt. 
Scharfsinnig argumentiert der Verfasser S. 95 auch, daß die in diesem 
neuen Kanon beigefügte Gleichstellung der violenta retentio den Begriff 
des Raubes nicht zu erweitern bezwecke, sondern sich nur auf die Wirkung 
der Ungültigkeit der Ehe beziehe. Es ist auch zutreffend, diesen Tat- 
bestand auf das Verhalten des Helfershelfers zu beziehen. Auch ent- 
scheidet der Verfasser sich für die richtige Ansicht, daß nach trident. 
Eherecht ein r. in parentes kein Ehehindernis mehr sei. Ich halte die 
außerordentlich eingehend begründete Auslegung der vom Verfasser 
für diese Meinung wie der von anderer Seite für das Gegenteil vor- 
gebrachten Kongregationsentscheidungen für zutreffend. Schon die dem 
Verfasser, wie es scheint, nicht bekannten Ausführungen bei Kutschker 
a. a. O. entscheiden in solcbem Sinne. Daß die bloße Zustimmung zur 
Entführung den freien Konsenr zur Ehe nicht ersetzen kann und daß 
letzterer nicht durch ein vorausgegangenes Verlöbnis allein bewiesen 
werden kann, wird vom Verfasser mit guten Gründen erhärtet. Zutreffend 
ist nach den letzten Ergebnissen von Hussarek auch die vom Verfasser 
S.1038 A.1 betonte Beurteilung der Anweisung für die geistlichen Ge- 
richte Österreichs, die in $ 19 noch eine ganz gegensätzliche Meinung 
festhält. 

Die weitere für das kirchliche Eherecht durch den Cjo gegenstands- 
los gewordene Frage, ob bloße artes dolosae bei Zustimmung zur Ent- 
führung die freie Zustimmung zur Ehe ausschließen (sog. raptus iuxta 
terminos iuris civilis), wird vom Verfasser sowohl für die vortridentinische 
Lehre wie für das Tridentinum bejaht. 

Es ist endlich keine neue, aber richtige Ansicht, daß gegenüber 
dem privatrechtlichen imp. coactionis des Dekretalenrechts das Triden- 
tirum ein neues, öffentlich-rechtliches imp. raptus aufgestellt habe (vgl. 
Sägmüller a. a. O. II 167). Hatte damit das Tridentinum tatsächlich 
einen Mittelweg beschritten zwischen der Möglichkeit der Ehe mit der 
rapts und dem freien Konsens derselben, so bringt der neue Codex j. c., 
wie der Verfasser S. 117, 119 richtig bemerkt, die öffentlich-rechtliche 
Natur des Ehehindernisses auch noch dadurch zur Geltung, indem er 
es nicht unter die Konsensmängel zu c. 1087, sondern unmittelbar vor 
das imp. criminis einreiht.e. Der Begriff eines Verbrechens gegen die 
öffentliche Ordnung schlägt hier zweifellos durch und fordert die Wieder- 
herstellung des früheren Zustandes, selbst wenn privatrechtlich ein freier 
Konsens bereits vorläge. Ich glaube übrigens, daß auch Eichma nn 337 
hier mit der Meinung des Verfassers übereinstimmt, wenn er auch nicht 
von einer förmlichen Konsensunfähigkeit der Entführten spricht. Daber 
sieht der Cje auch nur Beschränkung der kirchlichen Rechtsfähigkeit 
als Strafe vor, 0. 2353, 2256, 2. Allerdings ist im Cjc der strafrechtliche 
Begriff des raptus weiter gefaßt als der eherechtliche. Auch die sog. 
Dotierungspflicht des raptor nach dem Tridentinum ist nun weggefallen, 
allerdings nicht ein Entschädigungsanspruch der rapta. 
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Fassen wir nun nach allen verzeichneten Bemängelungen und Gegen- 
einwänden unser Urteil zusammen. Von einer gewissen Breite der Dar- 
stellung abgesehen, die durch die vielen mit großer Gründlichkeit und 
scharfsinniger Dialektik, oft in subtilster Form besprochenen Neben- 
fragen nach allen Seiten hinausgreift, daher von selbst manche Wieder- 
holungen mit sich bringt, können wir diese Untersuchung als eine vor- 
zügliche Leistung erklären, wenn wir auch nicht mit jedem Gedanken- 
gange einverstanden sind. Sie bietet eine fast erschöpfende, wenn auch 
nicht gerade immer abschließende Bearbeitung des gestellten Themas, 
zeugt von selbständigem Urteil und kritischer Begabung und geschulter, 
unabhängiger Arbeitsmethode. Wir nehmen an, daß die einschlägige 
Literatur, wenn sie auch nicht immer zitiert ist, dem Verfasser bekannt 
war. Ihr gegenüber bedeutet die Arbeit, deren Übersicht ein beigegebener 
Index erleichtert, in manchen Richtungen einen starken Fortschritt 
oder eine wertvolle Ergänzung. Diese gilt besonders von der intensiven 
Art der Behandlung und Beherrschung des Stoffes und seiner praktischen 
Seiten. Wir hoffen, dem gelehrten Verfasser noch öfter bei gleich erfolg- 
reicher wissenschaftlicher Betätigung im Kirchenrechte zu begegnen. 


Innsbruck. W. Hörmann. 


Dominikus Lindner, Dr., Die Anstellung der Hilfspriester. 
Eine kirchenrechtsgeschichtliche Untersuchung (Münchener 
Studien zur historischen Theologie Heft 3). Kempten, Kösel- 
Pustet Komm.-Ges., 1924. VII u. 1578. gr. 8°. 


Verfasser beschäftigt sich mit den Hilfspriestern (Kooperatoren 
im technischen Sinne, in Norddeutschland Kapläne genannt); es sind 
Gehilfen des Pfarrers in der Seelsorge, die neben diesem an der Pfarr- 
kirche wirken und die Priesterweihe besitzen, also im Ordo ihm gleich- 
stehen, aber jurisdiktionell von ihm abhängig sind. Fälschlich auch 
wohl als Vikare bezeichnet, sind sie zu unterscheiden einmal von den 
eigentlichen Pfarrvikaren, die an Stelle des Pfarrers die Gemeinde regie- 
ren und früher bei den zahlreichen Inkorporationen sehr häufig waren, 
dann aber auch von den früher an Pfarrkirchen gleichfalls recht oft 
vorkommenden Benefiziaten oder Altaristen, die grundsätzlich ohne 
Verpflichturg zur Pfarrseelsorge lediglich kraft besonderer Stiftung ge- 
wisse Messen an bestimmten Altären der Kirche lesen müssen. Die An- 
stellung der Kooperatoren bzw. Kapläne erfolgte im 19. Jahrhundert 
allenthalben durch die Bischöfe nach Maßgabe der vorhandenen Bedürf- 
nisse und der Zahl der verfügbaren Jungen Priester als reiner Verwaltungs- 
akt, ist also öffentlich-rechtlicher Natur; der Pfarrer hatte auf die An- 
stellung und ebenso die Abberufung keinen Einfluß, wie auch die Besol- 
dung der Hilfspriester ihn nichts anging. Wie bei so manchem anderen 
Kirchenrechtsinstitut, war auch die Regelung der Stellung der Hilfs- 
priester bisher der partikularen Gesetzgebung oder Gewohnheit über- 
lassen, erst das neue Kirchenrecht hat in can. 476 $ 3 CJC. die Rechts- 
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einheit gebracht und dabei vorgeschrieben, daß der Bischof bzw. General- 
vikar vor der Anstellung den betreffenden Pfarrer hören muß, so daß 
dem Pfarrer nun ein schwaches Mitwirkungsrecht zusteht. Das erscheint 
zunächst als etwas Neues und ist such in diesem Sinne, als mit dem 
bestehenden Rechtszustand in Widerspruch befindlich, angesehen worden, 
weshalb manche Bischöfe auf Grund der Bestimmung des can. 5 CJC. 
am alten Recht, das eine unvordenkliche oder mindestens hundertjährige 
Übung für sich habe, festhalten zu können vermeinten; diese Auffassung 
ist indessen von Rom mißbilligt worden, vgl Acta Apostolicae Sedis 
XIII 1921 8. 43£. 

Lindner untersucht nun die Anstellung der Hilfspriester und 
bringt den Nachweis, daß der vom neuen Kirchenrecht vorgeschriebene 
Anstellungsmodus in seinem Ergebnis, wenn auch vielleicht nicht als 
solches gewollt, ein Kompromiß ist. In früheren Zeiten war nämlich 
die Bestellung von Pfarrgehilfen ausschließlich Sache des Pfarrers, in 
dessen Belieben es auch grundsätzlich gelegt war, ob er überhaupt einen 
Hilfspriester neben sich haben wollte. Bei diesem Rechtszustand mußte 
der Pfarrer auch allein für die Besoldung seines Gehilfen aufkommen. 
Die Anstellung geschah in privatem Dienstvertrag auf gegenseitige Kün- 
digung, von einem Mitwirkungsrecht des Bischofs war keine Rede. Das 
alles war möglich geworden vermittels der durch das Eigenkirchenrecht 
bedingten, seit dem 12. Jahrhundert auch unabhängig davon als all- 
gemeine Erscheinung vorkommenden absoluten Ordinstionen von Geist- 
lichen, bei denen der Ordinand nicht mehr wie früher für eine bestimmte 
Stelle designiert war und nur auf Grund dieses Titels die Weihe empfing, 
sondern unabhängig davon auf Vorrat geweiht wurde. Diese absoluten 
Ordinationen hatten ein besitzloses, herumwanderndes Klerikerprole- 
tariat zur Folge mit allen wirtschaftlichen und sozialen Begleiterschei- 
nungen eines solchen, die im einzelnen oft ganz modern anmuten. Bei 
der privatrechtlichen Auffassung, im freien Spiel der Kräfte, bestimmte 
sich die jeweilige Lage der Hilfspriester nach dem Gesetz von Angebot 
und Nachfrage; um Mißbräuchen, namentlich Lohndrückereien zu be- 
gegnen, wurden mancherorts von den Bischöfen Tarifsatzungen auf- 
gestellt, die zwingend den konkreten Anstellungs- bzw. Dienstvertrag 
regelten, genau wie heute beim gewerblichen Arbeitsvertrag. Das Ver- 
hältnis des Pfarrers zu seinen Hilfspriestern entsprach dabei ganz dem 
zunftmäßigen des Meisters zu seinen Gesellen; die Hilfspriester werden 
geradezu Pfarrgesellen genannt, wegen des privatrechtlichen Verhält- 
nisses zu ihrem Pfarrer auch mercenarii oder Mietherren. Der Zweck 
ihrer Bestellung war dabei in erster Linie eine Entlastung des Pfarrers, 
der sich, wenn seine Pfründe genug Erträgnisse abwarf, durch Haltung 
von Hilfspriestern ein bequemeres Leben gestaltete; auf die Bedürfnisse 
der Seelsorge kam es nur in zweiter Linie an. Der Pfarrer entließ den 
Hilfspriester wenn es ihm paßte, ohne gegebenenfalls einen neuen zu 
bestellen, und auch der Hilfspriester kündigte nach freier Entschließung, 
ohne Gründe angeben zu müssen, so etwa in Zeiten der Pest, um sich 
in Sicherheit zu bringen, obwohl doch gerade dann seine Seelsorgehilfe 
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vonnöten gewesen wäre, Erscheinungen, die uns jetzt recht merkwürdig 
anmuten. Seit dem Spätmittelalter suchten die Bischöfe mit Recht 
Einfluß auf die Bestellung und das Halten von Hilfspriestern zu ge- 
winnen, nur dadurch konnten Mißstände beseitigt oder verhütet werden. 
So wurde, um Unwürdige fernzuhalten, die bischöfliche Approbation 
verlangt; in großen Sprengeln wurden die Pfarrer zur Bestellung der 
nötigen Anzahl von Hilfspriestern angehalten und damit eine geordnete 
Pastoration gewährleistet (vom Tridentinum vorgeschrieben); das will- 
kürliche Verlassen der Stelle und auch das Entlassen wurde unterbunden. 

Das war im großen und ganzen der Rechtszustand bis zum Ende 
des 18. Jahrhunderts. Nur vereinzelt, z. B. in Salüburg und Freising, 
wie Lindner besonders ausführlich an Hand von bisher unbenutztem 
Quellenmaterial dartut, setzte sich im 17. und 18. Jahrhundert ein Recht 
des Bischofs auf Bestellung und Abberufung der Hilfspriester durch. 
Diese bischöfliche Befugnis wurde zur Regel zu Beginn des 19. Jahr- 
hunderts, bei Neuordnung des Kirchenwesens nach der Napoleonischen 
Umwälzung, als überall infolge der Säkularisation bald ein fühlbarer 
Priestermangel eintrat und die Pfarrer genötigt waren, im eigenen Inter- 
esse die Zentralinstanz anzugehen, um überhaupt Hilfspriester zu er- 
halten. Und auf diesem Wege ist die bischöfliche Anstellung damals 
alleiniges Recht geworden, das Recht der Pfarrer ging unter, um erst 
neuestens, wie gezeigt, in ganz abgeschwächter Form wieder aufzuleben. 
Mit der Bestellung durch den Bischof ist das Hilfspriestertum aus seiner 
privatrechtlichen Sphäre in die des öffentlichen Rechts gerückt, wie 
anderswo ist auch hier der Individualismus verdrängt worden, nicht 
zum Schaden der Kirche und des Volkes. 

Der Wert der vorliegenden Arbeit, deren Inhalt übrigens hier nicht 
erschöpfend wiedergegeben ist, beruht auf der systematischen Darlegung 
der Entwicklung eines Rechtsinstituts, die der gutgeschulte Verfasser 
nicht historisch, sondern mit rechtsgeschichtlicher (also juristischer) Ein 
stellung verfolgt, gestützt auf ein weitschichtiges Quellenmaterial Das 
Ergebnis ist recht erfreulich; allerdings sind die außerdeutschen, über- 
haupt außerbayrischen Gebiete dabei etwas zu kurz gekommen. Auf 
S.8 muß es episcopium heißen, auf 8. 86 conductitia, auf S. 20 Pflugk- 
Harttung. 

Bonn. Nottarp. 


D testo integrale della lettera di papa Giovanni VIII a Willi- 
berto arcivescovo di Colonia. [Hsg. von Gino Borghezio, 
Sac. Dott., Bibl. Vat. Roma.] Roma, Tipografia poliglotta 
Vaticana 1923, 13 p. fol. mit einer Faksimile-Tafel. 

Schon Pius X. hat mit einem Neubau für die Vatikanische 

Druckerei begonnen; unter Benedikt XV. wurde er fortgesetzt und die 


völlige Neueinrichtung im ersten Pontifikatsjahre Pius XI. vollendet. 
Am 23. Juni 1923 stattete der Papst der Druckerei einen offiziellen Be- 
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such ab.!) Zur Erinnerung an diesen Vorgang hat ihr Direktor, Com- 
mendatore Scotti, dem Papste diese Musterleistung vatikanischer Druck- 
kunst überreicht. Es handelt sich um die nunmehr vollständige Wieder- 
gabe dea Briefes: „Legatus tuus‘“‘, den Johann VIII. am 28. November 
873 an Willibert von Köln auf seine Bitte um Verleihung des Palliums 
richtete, in dem er ihn auffordert, zur Rechtfertigung gegenüber den 
wider ihn erhobenen Beschuldigungen persönlich nach Rom zu kommen. 
Vom Text waren bisher die Eingangs- und die Schlußsätze nicht bekannt 
(MG. Ep. VII ed. Caspar p. 2908.); er wurde aus zwei Codices (Vat. lat. 
1326 und 1328), wo er sich unter irreführendem Titel fand, vollständig 
wiederhergestellt. Von Fol. 1 des Cod. vat. lat. 1326 ist ein schöner 


einfarbiger Faksimiledruck beigegeben. Hans Erich Feine, 


Hans Foerster, [Dr. phil., Privatdozent an der Universität 
Köln], Die Kölner Bischofswahlen von der Zugehörigkeit 
Kölns zum Deutschen Reiche ab bis zur Ausbilduug des 
ausschließlichen Wahlrechtes des Domkapitels. Elberfeld, 
Verlag von Martini und Grüttefien, G. m. b. H. 1924. 
45 8. 8°. 

Zu den vielen guten Eigenschaften, die man dem heiligen Köln 
nachrühmen kann, gehört auch, daß es für die Erkenntris gewisser Ge- 
biete des kirchlichen Rechtslebens reich ist an Quellen. Das gilt z. B. für 
die Geschichte der Pfarreien. Auf dem ergiebigen Quellenstoff für das 
erzbischöfliche Offizialatsgericht hat Hans Foerster im 11. Bande dieser 
Zeitschrift seine Abhandlung über diesen Gegenstand aufgebaut. Für die 
Kölner Bischofswahlen, denen er jetzt eine kurze Untersuchung widmet, ist 
leider die Überlieferung nicht so günstig. Aus der älteren Zeit liegen nur 
Nachrichten in erzählenden Geschichtswerken vor, die vielfach fernab von 
Köln oder in späterer Zeit niedergeschrieben sind. Die scheinbar günstige 
Ausnahme für die Wahl von 1151 — vier gleichzeitige Stücke in Wibalds 
Briefgammlung — mahnt erst recht zur Vorsicht: sie beweist, wie stark 
offizielle Wahblberichte frisiert sein können. 

Förster mustert die Wahlen von 870—1370. Sie gliedern sich in vier 
Abschnitte. Von 870—999 herrscht formell freies Wahlrecht. Zweifellos 
besaß die Kölner Kirche ein Wahlprivileg (vgl. MG. D. O. II 207); streitig 
ist nur die Zeit seiner Verleihung. F. tritt dafür ein, daß es schon vor 
870 in Kraft gewesen sei. Mir scheint am wesentlichsten, daß in den 
neun Wahlen dieser Periode nur eine dem Kaiser nicht ohne weiteres 
genehme Persönlichkeit gewählt wurde. Die Zeit von 1021—1100 ist 
charakterisiert als die Zeit des königlichen Ernennungsrechtes. 

Der Zeitabschnitt von 1132—1261 zeigt je nach der politischen 
Lage bald den königlichen, bald den päpstlichen Einfluß vorherrschend; 


1) Vgl. den Bericht in der Köln, Volksztg. vom 8. Juli 1923, Nr. 488, 
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gelegentlich, wenn die beiden universalen Mächte nicht volle Handlungs»- 
freiheit haben, gibt das niederrheinische Fürstentum den Ausschlag. 
An der Wahl erscheinen Ministerialen und Bürgerschaft noch 1238 be- 
teiligt. Mehr und mehr aber werden: die Wahlen ein Ringen des Dom- 
kapitels gegen die priores um das alleinige Wahlrecht. 

Im Jahre 1274 machen die priores den letzten Versuch mitzustim- 
men. Sie werden abgewiesen. Bis 1370 sind die Domherren zwar als 
alleinige Wähler anerkannt, doch wird der Erzstuhl formell ausschließ- 
lich durch Provision besetzt. Der Provision geht allerdings fast immer 
eine Wahl oder Postulation voraus; auch trifft die Provision in 5 von 8 
Fällen Mitglieder des Domkapitels; einmal (1297) den vom Kapitel ein- 
stimmig Gewählten. (Eben diese Wahl hat Foerster auf S. 44 vergessen 
enzuführen.) Somit erscheint die Provision hier und auch 1370 wie eine 
besondere Form der Bestätigung. 

So hat Foerster einen lehrreichen Überblick über die Kölner Bischofs- 
wahlen geliefert. Wenn er für die Rechtsgeschichte angesichts der zahl- 
reichen Vorarbeiten nichts grundlegend Neues bringt, so wird man dies 
auf die eingangs erwähnte Unergiebigkeit des Quellenmaterials zurück- 
führen müssen. Nicht zutreffend scheint mir sein Urteil über die Geltungs- 
dauer des Wormser Konkordate. Absichtliche bewußte Befolgung stellt 
er in keinem Falle fest. Dazu kommt er, weil er allein die praesentia regis 
und das Verfahren bei Doppelwahlen erörtert. Zieht man jedoch die 
Reihenfolge von Regalienleihe und Konsekration in Betracht, so findet 
man, soweit ich sehe, in Köln von 1122 bis zum Ende des 12. Jahrhunderts 
die im Konkordat vorgeschriebene Reihenfolge oft, das Gegenteil nie 
belegt; einige Male fehlen allerdings Angaben über die Belehnung. Gerade 
diese Reihenfolge betont bekanntlich noch der Sachsengpiegel als gelten- 
des Recht. Man denke auch an die Belehnung mit dem Szepter, die sich 
bekanntlich bis ins 15. Jahrhundert erhielt. Somit war das Konkordat 
doch nicht in allen Punkten schon 1156 ein „längst antiquiertes Ab- 
kommen“ (S. 34). Demnach wird man für die Geltungsdauer wenn auch 
nicht der Kalixt-Urkunde, so doch der in ihr verbrieften Rechte keine so 
skeptischen Folgerungen ziehen dürfen, sondern eher Hofmeisters Auf- 
fassung zustimmen müssen. 


Leipzig. P. Kirn. 


Leo Santifaller, Das Brixner Domkapitel in seiner per- 
sönlichen Zusammensetzung im Mittelalter (Heft 7 der 
Schlern-Schriften). Innsbruck, Universitäteverlag Wagner, 
1924. XII und 565 8. 8°. 

Seit 1920 erscheint in Bozen (Verlag „Tyrolia‘‘) als Zeitschrift des 

Vereins für Heimatschutz eine reichhaltige und weitverbreitete Monats- 


schrift für Heimatkunde: „Der Schlern‘. Sie hat aus Gelehrten- und : 
Künstlerkreisen mancherlei Mitarbeiter, ist aber als populärwissenschaft- 
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liche Veröffentlichung für einen weiteren Kreis gebildeter Leser be- 
stimmt. Dagegen pflegen die seit 1923 zwanglos in Innsbruck erscheinen- 
den „Schlern-Schriften‘‘ die heimatkundliche Forschung im Lande in 
einem engeren wissenschaftlichen Rahmen. Ihre Herausgabe erfolgt im 
Einvernehmen mit der Schlerngemeinde, Mitarbeitern und Freunden 
des „Schlern‘‘ durch meinen verehrten Kollegen R. v. Klebelsberg, 
Professor der Geologie in Innsbruck. Wer die Schwierigkeiten kennt, 
welche die Nachkriegszeit aller gelehrten Arbeit und Veröffentlichung 
bereitet, wird ihm Bewunderung zollen und ehrlichen Dank dafür wissen, 
daß es seiner jugendlichen Werbekraft und seiner großen Liebe zur Heimat 
gelingt, Heft auf Heft dieser Schriftenreihe als „Veröffentlichungen zur 
Landeskunde von Südtirol‘ in rascher Folge der wissenschaftlichen Welt 
vorzulegen. 

Die im Titel genannte Arbeit eines begabten und fleißigen jungen 
Gelehrten ist die erste der Reihe, die in dieser Zeitschrift besprochen 
werden kann. Ermöglicht wurde ihr Erscheinen dank der verständnis- 
vollen Förderung seitens des Herrn Fürstbischofs von Brixen, Dr. Jo- 
hannes Raffl und des Domkapitels, namentlich aber durch die bedeuten- 
den Spenden, die der hochsinnige Schloßherr auf Ratzötz nächst Brixen, 
Mister Francis Mac Nut, und ein um die Förderung der Geschichts- 
forschung hochverdientes Mitglied des altösterreichischen Hochudels 
gewidmet haben, denen sich andere Freunde der südtiroler Heimatkunde, 

nicht zuletzt der Verlag selbst, helfend anschlossen. 

| Die Arbeit ist ein wertvoller Beitrag zur Geschichte des alten Hoch- 
stiftes am Eisack, dem so oft schon wissenschaftliche Forschung besondere 
Aufmerksamkeit schenkte. Ich erwähne von neueren Arbeiten die muster- 
giltige Ausgabe der Brixner Traditionsbücher von O. Redlich, die ver- 
dienstliche Arbeit von P. Kassian Haid, jetzt Generalabt von Mehrerau 
in Vorarlberg, über die Besetzung des Bistums Brixen in der Zeit von 
1250—1376 (vgl. meine Besprechung in dieser Zeitschrift U 477 ff.), die 
Studie R. Hübners über- die Brixner Diözesansynoden bis zur Refor- 
mation (Deutsche Geschichtsblätter, 1914) und die Forschungen K. Fajk- 
mayers zur Geschichte der Ministerialen und der Verwaltung des Hoch- 
stiftes im M.A. Ihnen reiht sich die hier besprochene Arbeit an. 

In ihrem besonderen Teile bringt sie willkommene Aufschlüsse 
zur Familien- und Personenforschung weit über Tirol hinaus. Denn sie 
erfaßt ein mit staunenswertem Fleiße aus gedruckten und ungedruckten 
Quellen geschöpftes weitverzweigtes Material, um für 405 Domherren 
des Stiftes (1000—1500) die wichtigsten Personaldaten (Familienzuge- 
hörigkeit, Studiengang, Aufsteigen in der kirchlichen Hierarchie und 
Ämterfolge, Besitz an Grund und Boden, Schenkungen und Stiftungen 
zugunsten der Kirche usw.) zusammenzustellen. Hierzu tritt eine Reihung 
der Domherren nach der Zeitfolge (249 ff.) und eine Übersicht der Dignitäre 
und sonstigen Ämterträger im Kapitel bis 1500 (260 ff.). Eine Fundgrube 
für verschiedenartige, auch ortsgeschichtliche Studien, eine willkommene 
Ergänzung der reichen Personaldaten, die unser tirolischer Kunsthistoriker 
Propst J. Weingartner, Stadtpfarrer in Innsbruck, seiner zusammen- 
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fassenden Beschreibung der Kunstdenkmäler des deutschen Südtirol 
beigegeben hat.!) 

Auf dieser sicheren Grundlage erhebt sich der allgemeine Teil, 
eine eingehende Darlegung der persönlichen Zusammensetzung des 
Brixner Domkapitels im M.A., wobei die Forschungsergebnisse, die für 
andere Domstifte bereits vorliegen, gewissenhaft zum Vergleich heran- 
gezogen werden?), so daß sich die Arbeit zu allgemeiner Bedeutung 
erhebt. Der reiche Quellenapparat lockte S. auch zur Besprechung von 
Fragen, die nicht zum engeren Thema gehören. Namentlich auch wurden 
ständerechtliche Probleme, die alte, noch ungelöste Streitfragen bergen, 
beleuchtet (z. B. Nobilesproblem, Ursprung der Ministerialität, Familia, 
Zensuales usw.) und für sie aus dem Brixner Material verschiedene 
richtige Beobachtungen, so mancher wertvolle Beitrag gebracht, ohne 
daß zum vorhandenen Schrifttum schon wegen Raummangels ent- 
sprechend Stellung genommen werden konnte, mithin eine abschließende 
Lösung weder beabsichtigt noch erzielt wurde. Wird da so mancher 
Widerspruch zu gewärtigen sein, so möge darüber nicht der hohe Wert 
verkannt werden, den die Forschungen dieses Historikers für die kirch- 
liche Rechtsgeschichte bedeuten. 

Jn ihrer ersten Fassung lag die Studie schon 1919 als Doktor- 
dissertation der Wiener philosophischen Fakultät vor. Doch reichen die 
Vorarbeiten noch in die Vorkriegszeit zurück, als der Verfasser, damals 
Teilnehmer des von O. Redlioh geleiteten historischen Seminars, aus 
dem Buche von A. Schulte, „Der Adel und die deutsche Kirche‘‘, die 
Anregung empfing, diese Fragen für das Brixner Domstift zu unter- 
suchen. Als Bibliothekar des österr. Instituts für Geschichtsforschung in 
Wien (1919-1921) und jetzt als Leiter des von der italienischen Re- 
gierung in Bozen errichteten Staatsarchivs, das so manche Brixner 
Archivalien verwahrt, sowie durch sonstige archivalische Forschungen 
konnte er die stoffllichen Grundlagen erweitern und die Arbeit aus- 
gestalten. 

In der bisherigen Literatur über die Domkapitel fehlt der Südosten 
des alten deutschen Reiches fast ganz. Auch für die Bischofswahlen in 
diesen Ländern liegen als größere Arbeiten nur jene von Haid und mir?) 
vor (Brixen und Salzburg). Stand und Herkunft der Erzbischöfe von 
Salzburg bis 1519 hat W. Fischer in einer Greifswalder Dissertation 
(1916) behandelt. Für Brixen brachte S. eine kurze Zusammenstellung 
im „Schlern‘ (1921). 

Das hier zur Besprechung gelangende Buch beachtet die Richt- 
linien, die A. Schulte in dem schon erwähnten Werke (2. Aufl. 1922, 
vgl. diese Zeitschrift XIII 578ff.) für die Bearbeitung solcher Fragen 
aufgestellt hat. In eingehendster Weise befaßt sich daher das 1. Kapitel 


!) Die Kunstdenkmäler Südtirols, bisher Bd. I und II (1923) erschienen. 
!) Vgl. das reichhaltige Literaturverzeichnis (3ff.). 


®) Zur Frage der Besetzung des erzbischöflichen Stuhles in Salzburg 
im Mittelalter (1907). 
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(21—80) mit der Standeszugehörigkeit der Domherren. Sie waren 
Säkularkanoniker. Der sozialen Gliederung der Bevölkerung Tirols ent- 
sprechend, war das Kapitel eine „gemeinständische‘‘ Körperschaft, die 
zunächst auch Unfreie!) aufnahm. Erst eine Dekretale P. Zoelestins III. 
(1194) — die einzige dieser Art für ein Domkapitel — verbietet die Auf- 
nahme von Personen ‚de servili conditione‘‘. Es entzieht sich unserer 
Kenntnis, wodurch sie veranlaßt wurde. Das römische Kirchenrecht war 
strenger in diesem Punkte als die Anschauungen in Deutschland. Mit 
Recht läßt S. das Verbot nicht für die Ministerialen gelten, deren Ab- 
stammung übrigens vielfach auf früher Freie zurückgeht. Auch die 
einschildigen Ritter waren gewiß nicht lange davon betroffen. Somit 
bleiben nur Angehörige des unfreien Haus- und Hofgesindes übrig (man- 
cipia, servi cottidiani), eine Klasse, die dann mehr und mehr ausstarb.?) — 
Das Kapitel selbst ist bis an das Endes des M.A. ein Spiegelbild der 
tirolischen Standesverhältnisse. Die Zahl Edelfreier wird darin immer 
kleiner, die Domherren ergänzen sich hauptsächlich aus Ministerialen 
und Einschildigen des Hochstiftes und anderer Herren, ferner seit dem 
13. Jahrhundert auch aus dem Bürger- und Bauernstande, wobei diese 
Elemente fortschreitend den Vorsprung vor dem Adel erlangen. B. bildet 
mithin vor Schluß des MA. — mit Verden und Bremen — eine Gruppe 
mit vorherrschend unadeligen Domherren, offenbar auch eine Folge der 
ärmlichen finanziellen Ausstattung des Kapitels und des in jener Zeit 
geringen Interesses für den geistlichen Beruf im Adel Tirols. So erklärt 
sich auch die große Zahl Fremder im Stifte. Erst gegen das Ende des 
M.A. wird in den Statuten das Erfordernis der adeligen Abstammung von 
beiden Eltern — späterhin sogar mit Ahnenprobe — oder der Nachweis 
eines akademischen Grades und Universitätsbesuches aufgestellt, was in 
der Folge dazu führte, daß, ohne in den Statuten den gemeinständischen 
Charakter der Kommunität aufzugeben, im 17. und 18. Jahrhundert 
zeitweise nur Adelige als Mitglieder erscheinen, Nichtadeligen sogar der 
Eintritt verwehrt wurde. Die seit 1485 fast lückenlos erhaltenen Proto- 
kolle des Domkapitels würden auch hierfür wertvolles Material bieten.?) 
Ihrer Herkunft nach (2. Kapitel) gehörten 300 Domherren — für 


1) Ob „clericus proprius‘‘ bei Redlich, Acta Tirolensia I 24 Nr. 60 
„Eigenpriester‘‘ heißt, bedarf m. E. noch der Überprüfung. Jedenfalls war 
er ein Unfreier. 

?) Exkurs I. — Im übrigen R. Schröder, DRG. * 493 ff. und H. Wopf- 
ner, Beiträge zur Geschichte der Erbleihe usw. (1903) 67ff. Noch für 1317 
werden hier mancipia erwähnt (S. 26 Anm. 13). Aber die späteren Eigenleute 
oder Leibeigenen in Tirol waren von diesem Verbot nicht betroffen, weil sie 
nur gewissen Freiheitsbeschränkungen unterlagen. Vgl. H. Wopfner, Tirol 
zu Ausgang des MA. (1908) 71fl. 

3) Sehr dankenswert ist die Tabelle über die Berufsverteilung in 12 alt- 
gräflichen und -freiherrlichen Geschlechtern Tirols (79—80). Unter 398 Män- 
nern sind 142 Laien nicht als verheiratet auszuweisen, unter den 42 männ- 
lichen Zolibatären begegnen 14 Bischöfe und 15 Domherren. — Ein erster 
Versuch, die Brixner Ministerialenfamilien zusammenzustellen, findet sich 
66ff. — Von den in Anm. 33 genannten Familien waren die heutigen Grafen 
Trapp m. W. nicht Ministerialen. 
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die restlichen 105 fehlen die Angaben — 9 Kirchenprovinzen mit zu- 
sammen 27 Diözesen an.!) An erster Stelle steht Brixen (111—125), ihm 
folgen Konstanz (35), Trient (24), Augsburg (18), Salzburg (7”—12) u. a. 
In der Frage nach dem Weihegrad (3. Kapitel) nimmt B. gegenüber 
den großen Domkapiteln im Reiche eine Sonderstellung ein, indem es 
schon früh infolge seiner ständischen Struktur eine größere Zahl von 
Trägern höherer Weihen, namentlich von Priestern aufwies, für die nicht 
der Geburtsstand, sondern die Vorbildung das Empfehlende war. Ehe- 
liche Geburt wurde vorerst nicht durchgreifend verlangt.*) Herzog 
Meinhard II. brachte zwei seiner unehelichen Sprößlinge dort unter. 
Auch Priesterkinder werden genannt. Noch bis in das 14. Jahrhundert 
wird von Klerikerehen und von Söhnen der Domherren gesprochen, die 
‚gewiß nicht alle zur Welt gekommen waren, bevor ihre Väter das geist- 
liche Gewand nahmen. 

Das 4. Kapitel (101—150) bespricht kurz die ältesten Schul- und 
Bildungsverhältnisse im Lande, die literarischen und künstlerischen Be- 
strebungen, die im Kapitel herrschten und heute noch in so manchem 
Zeugnisse an Ort und Stelle fortleben. Die Domschule in B. war lange 
Zeit die einzige Bildungsstätte der Diözese. An ihrer Spitze stand der 
Scholastikus, stets Mitglied des Kapitels. Im weiteren registriert S. die 
Nachrichten?) über das Universitätestudium unserer Domherren, die von 
ihnen erworbenen akademischen Grade usw. Als Vergleichsmaterial 
bringt er statistische Tabellen aus den großen Domstiften von Mainz, 
Köln, Trier und Hildesheim (101). 

Den Anteil der Domherren an der kirchlichen Verwaltung in der 
Diözese behandelt das 5. Kapitel. S. nennt bis 1500 20 Kapitulare als 
Archidiakone und Archipresbyter und 18 als Generalvikare des Bischofs. 
Die anderwärts beobachtete Scheidung zwischen Archidiakonat und 
Archipresbyterat fehlt in B. Die Diözese zerfiel in vier Archidiakonats- 
sprengel, deren Vorsteher wohl auch Archipresbyter hießen und Funk- 
tionen ausübten, die teils auf den späteren Generalvikar, teils auf die 
Landdekane übergingen, welche ihrerseits vorerst Hilfsorgane der Archi- 
diakone für den ganzen Sprengel waren, so daß hier Archipresbyterat und 
Dekanat nicht als Untersprengel des Archidiakonats begegnen. Die ärm- 
liche Ausstattung der Kapitelpfründen veranlaßte die Kurie schon 1194 
die Verleihung von Pfarreien an Domherren zu gestatten, wovon reich- 
licher Gebrauch gemacht wurde und die Domherren diesen Funktionen 
meist persönlich nachkamen. Hierzu bringt das 6. Kapitel (164—191) 


1) 80-86. — Eine Tabelle reiht unsere Kanoniker nach Herkunft 
und Stand. 

2) In den Kapitelstatuten erst 1485 und 1539 festgelegt. Dagegen 
finden sich schon 1296 Anordnungen gegen die Verleihung von Weibegraden 
und Ämtern an Priestersöhne (94ff.). und Strafbestimmungen gegen den 
Konkubinat (98). 

®) Ein Verzeichnis der Brixner Domherren, die eine Universität be- 
suchten (123ff.), weist für Bologna 30, Paris 2, Prag 1, Wien 38, Padua 5, 
Heidelberg 3, Freiburg i. B. 4 und Leipzig l aus. Die Inhaber akademischer 
Grade im Domkapitel zeigt die Liste 129ff. 
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beachtenswerte Ergebnisse in der Frage nach der Ämter- und Benefizien- 
häufung!) und der Residenzpflicht. Das Kapitel war im allgemeinen 
keine Versorgungsanstalt für Adelige. Wir hören ferner von der Präsenz- 
pflicht, von Studienurlauben, von der Teilnahme am Bruderschaftswesen, 
von Stiftungen und geistlichen Schenkungen der Domherren usw. 
(7. Kapitel). 

Für die kirchliche Rechtsgeschichte sind auch die letzten zwei 
Kapitel (205—248) wichtig (Eintritt und Ausscheiden). Mit der Ab- 
echließBung des Kapitels zur selbständigen Anstalt begegnet die Rivalität 
in der Besetzung der Kanonikate zwischen Bischof und Kapitel, bis 
letzteres das ausschließliche Wahlrecht erreicht. Doch greifen auch hier 
bald „päpstliche Provisionen‘ ein, eine Frage, zu deren erschöpfenden 
Bebandlung S. eine Durcharbeitung der päpstlichen Register empfieblt.?) 
Wahlkapitulationen fehlen auch hier bei der Aufnahme einfacher 
' XKleriker. Dagegen sind für die Dignitäre, und zwar für den Dompropst 
seit der Mitte des 14. Jahrhunderts, Gedinge und Wahleide (230) 
nachzuweisen, die sinngemäß als solche Kapitulationen zu gelten haben. 
Jeder Domherr wurde bei seiner Aufnahme und bei seiner Zulassung als 
Kapitular beeidigt (Formulare 233ff.),. Wir hören von der Wahlform, 
über den Vorgang der Aufnahme in das Kapitel, über Aufnahmegebühren 
unter Hinweis auf einschlägige Nachrichten aus anderen Domkapiteln 
(228 ff.), über preces primariae des deutschen Königs (1401, 1440 und 1494) 
und des Landesfürsten (in Tirol seit Margaretha Maultasch), sonstige 
Pfründengesuche dieser Machthaber und anderer Herren, ferner über das 
Ausscheiden aus dem Kapitel, das Gnadenjahr, das hier erstmals 1336 
aufscheint (244) usw. 

Wertvolle Winke erbalten wir schließlich für den Werdegang der 
Kapitelstatuten in Be Schon 1256 beschloß das Kapitel ein Statut für 
die Wahl des Scholastikus (105). Auch weiterhin sind es zunächst nur 
einzelne Normen, die statutarisch festgelegt wurden, so z. B. nach der 
Wahl von 1370. Einige Jahre vorher gab eir Streit Anlaß dazu, gewisse 
Grundsätze im Wege des Übereinkommens festzulegen, deren Einhaltung 
jeder künftige Domprobst bei Strafe zu beschwören hatte (231). Das erste 
‚allgemeine Statut wurde 1422 beschlossen (46), doch wurde es noch im 
15. Jahrhundert mehrmals umgestaltet. 

Über die Teilnahme des Kapitels an der Bischofswahl spricht S. 
in dieser Arbeit, die den persönlichen Fragen gilt, nicht. Sie hätte nur im 
5. Kapitel Platz finden können, hätte aber den Rahmen des Buches ge- 
sprengt. Was das gedruckte Material hierfür bis ins 15. Jahrhundert 


1) Ein Verzeichnis geistlicher und weltlicher Ämter, die unsere Dom- 
herren vor Erlangung und während der Dauer ihrer Kanonikate bekleideten, 
zeigt deren Verwendung an der Kurie, beim Kardinalskollegium, in verschie- 
denen Diözesen, dann beim deutschen König, im Dienste der Herzöge von 
Österreich, beim tirolischen Landesfürsten usw., endlich als öffentliche 
Notare (164 ff.). 


2) Ein vorläufiges Verzeichnis kennt deren für die Zeit von 1318— 1497 
nicht weniger als 57 Fälle (215f.). 
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bietet, haben Haid und ich herangezogen. Wir erhoffen aber von ihm 
auf Grund der archivalischen Schätze eine abschließende Behandlung 
dieser Frage. | 

Die Benutzung der Arbeit wird wesentlich erleichtert durch ein 
Verzeichnis der benutzten einschlägigen Literatur (3—19) und ein Re- 
gister (am Schlusse). Urkundliche Belege konnten dem Buche aus verlags- 
technischen Gründen nicht beigegeben werden. Um den Leser wenigstens 
mit einem Teile des ungedruckten Materials vertraut zu machen, ver- 
öffentlichte S. für das 14. und 15. Jahrhundert 74 einschlägige Stücke 
(hierzu kam noch eine Bulle Gregors IX. von 1227 für das Domkapitel) 
mit einem ausführlichen Personen-, Orts- und Sachregister und schönen 
Siegelbeigaben!) im Archivio per l’Alto Adige (XVI 36—220). Frühere 
Publikationen S.s zur Kirchengeschichte und für das Studentenwesen 
Südtirols erwähnt das Literaturverzeichnis (15). Hoffentlich erhalten wir 
von ihm nach diesen schönen Anfängen noch weitere gediegene Arbeiten 
zur Rechts- und Kulturgeschichte Tirols. 

Innsbruck. A. Wretschko. 


Prof. Dr. D. Johannes Linneborn, Dompropst in Pader- 
born, Inventare der nichtstaatlichen Archive des Kreises 
Paderborn (a. u. d. T.: Veröffentlichungen der Historischen 
Kommission der Provinz Westfalen, Inventare der nicht- 
staatlichen Archive. Band III. Regierungsbezirk Minden 
H. 2), Münster i. W., Aschendorffsche Buchhandlung, 1923. 
II und 213 8. 8°. 


In’Band XLI, 1920, Kan. Abt. X 8. 330ff. konnten wir das erste 
Heft dieses dritten, den Regierungsbezirk Minden betreffenden Bandes 
der Inventare der nichtstaatlichen Archive Westfalens besprechen. Er 
verzeichnet die Schätze des Bischöflichen Generalvikariats zu Paderborn 
und verdankte sein Erscheinen der hingebenden Arbeit Johannes 
Linneborns. Schon damals hat dieser auch das vorliegende Heft im 
Drucke fast fertiggestellt, das außer zahlreichen kleineren Dorfschafts-, 
Pfarr- und Privatarchiven namentlich die reichen Bestände des Dom- 
kapitels, der Dompfarrei und der übrigen Pfarreien, der Stadt, des 
Studienfonds, der Theodorianischen Bibliothek, des Vereins für Geschichte 
und Altertumskunde in Paderborn inventarisiert. Die infolge unfrei- 
williger Abgabe von Handschriften der Fürstenbergiana an die Universität 
Löwen nicht zur Ausführung gelangte Absicht, das Verzeichnis dieser 
Codioes dem Hefte beizufügen, hat dessen Fertigstellung und Erscheinen 
verzögert. Das zweite Heft ist nicht weniger sorgfältig und umsichtig 
angelegt und ausgearbeitet als das erste. Uns interessiert hier nur der 


1) Documenti inediti per la storis del capitolo della oattedrale di Bressa- 
none 1227 — 1500 
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kirchenrechtsgeschichtliche Ertrag. Er ist nicht unerheblich. Freilich 
bezieht sich das meiste auf die Geschichte des kirchlichen Besitzes. Aber 
unter den z. T. ins Hochmittelalter zurückgehenden ungedruckten 
Stücken, die hier zum ersten Male im vollen Wortlaut oder im Regest 
veröffentlicht werden, finden sich außer Messe- und Altarstiftungen u. &. 
auch Pfarrumschreibungen und -teilungen, dann Bestimmungen über die 
Hospitäler, insbesondere (S. 99) ein nicht allein dastehendes, aber andere 
erwünscht ergänzendes Stück von 1326 über die kirchliche Versorgung 
und das Beerdigungsrecht des Johannes-Spitals. Ich hebe außerdem 
hervor das Heberegister des Klosters Willebadessen (um 1250, 8. 180ff, 
dazu Stiewe, Studien und Mitteilungen aus dem Benediktinerorden 
XXXIV, 1913, S. 462ff.), eine Ordnung von 1304 über die kirchlichen 
Lasten der Pfarre Kirchborchen (S. 27£.), die Urkunden über die Ver- 
äußerung des Tegethofs im Lande Delbrück aus dem bischöflichen Tafel- 
gute 1652 (S. 18f.) u.a. Auch für das Ständerecht (Ministerialen, Liten, 
Eigenbehörige) ergibt sich allerlei. So verdient der Bearbeiter von 
neuem den Dank auch der Rechtshistoriker. 
Ulrich Stutz. 


Josef Freisen [D. Dr., Professor und Konsistorialrst in 
Würzburg], Die Stadt Geseke im früheren Herzogtum West- 
falen, das dortige Kanonissenstift und die dortigen beiden 
Pfarreien ad S. Cyriacum und ad 8. Petrum. Ein Beitrag zur 
Geschichte des Eigenkirchenwesens, zur Geschichte der 
kirchlichen Inkorporation und zur Frage über den Rechts- 
weg für kirchliche Dotationsansprüche aus der Säkulari- 
sation. Würzburg, St. Rita-Verlag, 1924. 94 8. Gr. 8°. 


Vorliegende Schrift ist aus einem Gutachten hervorgegangen, das 
der Verfasser anläßlich eines Rechtsstreits zwischen der Pfarrgemeinde 
Geseke und dem Rechtsnachfolger des dortigen früheren Kanonissenstifts 
über dessen Pflicht zur Aufbesserung der Dotation eines der Pfarr- 
geistlichen erstattet hat, bei welchem es sich um die in jüngster Zeit 
durch die Entscheidung des preußischen Kompetenzkonfliktsgerichts- 
hofs vom 12. Mai 1923 brennend gewordene und vielumstrittene Frage 
der Zulässigkeit des Rechtswegs für Ansprüche aus Inkorporation und 
Säkularisation handelt. Das Gutachten tritt der bekannten Meinung 
Otto Fischers bei (vgl. Archiv für katbolisches Kirchenrecht CIII 1923), 
die noch von Linneborn, Schmitt und anderen geteilt wird und auch 
vom Reichsgericht bisher in ständiger Rechtssprechung befolgt worden 
ist. Über deren Richtigkeit oder Unrichtigkeit braucht in der Zeitschrift 
für Rechtsgeschichte nicht entschieden zu werden; hier interessiert nur 
der dem Gutachter vorhergehende geschichtliche Teil, in welchem das 
ihm zugrundeliegende Tatsachenmaterial zusammengestellt und ver- 
arbeitet ist. Es ergibt sich da das regelmäßige Bild eines Kanonissenstifts, 
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wie solche vor der allgemeinen Säkularisation zu Beginn des 19. Jabrhun- 
derts namentlich in Westfalen sehr häufig waren (vgl. Karl Heinrich 
Schäfer, Die Kanonissenstifter im deutschen Mittelalter; Kirchenrecht- 
liche Abhandlungen hrag. von Stutz, Heft 43 und 44, Stuttgart 1907). Als 
Eigenart wäre zu bemerken, daß Geseke nicht der staatlichen Aufhebung 
verfallen, sondern mit seinem Vermögen unter Aufrechterhaltung der 
Rechtspersönlichkeit einem anderen Zweck, nämlich der Versorgung von 
Beamtentöchtern auf interkonfessionaler Grundlage zugewendet worden 
ist (Konversierung, nicht Säkularisierung). Für das Mittelalter ist der. 
Nachweis einer reinen vom Territorium losgelösten Personalpfarre 
wichtig (S. 34f.). Unter den Schenkern begegnet im Jahre 1334 ein 
Achilles von Herdinchusen (S. 21), das Vorkommen dieses Namens 
{wenn nicht etwa ein früherer Lesefehler vorliegt) ist im 14. Jahrhundert 
für Westfalen immerhin merkwürdig. 

Leider wird in der ganzen Schrift viel Ballast mitgeschleppt und 
sind entstellende Druckfehler (z. B. S. 47 Mira für Jura, S. 36 Günder, 
8. 6, 70, 71, 91 jedesmal 1823 für 1923, 8. 78 1818 für 1918) nicht selten. 


Bonn. Nottarp. 


Gerda Krüger, Der münsterische Archidiakonat Fries- 
land in seinem Ursprung und seiner rechtsgeschichtlichen 
Entwicklung bis zum Ausgang des Mittelalters (a. u.d.T.: 
Geschichtliche Darstellungen und Quellen herausgegeben 
von L. Schmitz-Kallenberg H.6). Hildesheim, Franz 
Borgmeyer, 1925. 2188. 8°. 


Ähnlich wie auf dem Gebiete der mittelalterlichen Gerichtsver- 
fassung, auf dem heute ein Arbeiten ohne enge Fühlung mit der Lokal- 
geschichte und der historischen Geographie nicht mehr denkbar ist, hat 
auch die Forschung über das Archidiakonatinstitut sich fortschreitend in 
der Richtung einer lokalen Begrenzung der Untersuchungsgebiete be- 
wegt. Gegenüber dem vor 25 Jahren erschienenen Werk Alfred Schrö- 
ders, das die frühere Entwicklung des Archidiakonatse überhaupt be- 
handelte, beschränkten sich die Späteren auf das Gebiet eines oder 
mehrerer Bistümer und schließlich, wie Löhr und G. Krüger, auf ein 
einzelnes Archidiakonat. Die unverkennbaren, in mehrfacher Hinsicht be- 
stehenden Vorzüge solches Verfahrens stehen hier nicht zur Erörterung, 
ebensowenig wie seine Gefahren. Bei der jüngst erschienenen Studie 
G. Krügers mag eine derartige Einschränkung um so berechtigter, ja 
geboten erscheinen, als das Gebilde, das sie zum Gegenstand hat, in 
gewisser Weise etwas Einzigartiges darstellt. Es ist der vom westfälischen 
Hauptsprengel der alten Diözese Münster weit abliegende friesische Teil, 
das Gebiet der 5 Gaue Hummerke, Hunsegau, Fivelgau, Emsgau und 
Federitgau. Seit Ludgers, des Friesen, Zeiten haben die Lande bis zum 
Jahre 15€£9 der Jurisdikfion des münsterischen Bischofs unterstanden; 
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damals kam der Teil westlich der Ems an die Diözesen Groningen und 
Deventer, während in dem übrigen Gebiet die münsterischen Diözesan- 
rechte durch das Eindringen der Reformation erloschen. Da tatsächlich 
Krügers Arbeit bis zu diesem Zeitpunkt herabgeführt ist, war die Angabe 
des Titels „bis zum Ausgang des Mittelalters‘‘ überflüssig. 

Insgesamt wird man der Untersuchung das Zeugnis ausstellen 
dürfen, daß die Verfasserin durch eindringende Behandlung des nicht sehr 
reichhaltigen Materials (das gedruckte hat durch archivalisches eine 
nicht unwesentliche Bereicherung erfahren) einen wertvollen Beitrag 
niobt nur für ihr spezielles Thema, die Entstebungs- und Entwicklungs- 
geschichte des friesischen Archidiakonats, sondern für die mit dem Wesen 
dieses Instituts überhaupt verknüpften Fragen geliefert und zugleich 
ein reoht anschauliches Bild von manchen Seiten der kirchlichen Rechts- 
verhältnisse des münsterischen Friesland entworfen hat. Ohne Zweifel 
ist die Beschäftigung mit der katholischen Theologie und ihren Lehr- 
gebieten, der sich die Verfasserin eifrig hingegeben, der auf Anregung von 
Schmitz-Kallenberg als philosophischer Promotionsschrift verfaßten 
Arbeit sehr zugute gekommen, mehr, will es scheinen, als ihre historischen 
Studien. 

Denn das muß leider gesagt werden: die historische Quellenkunde 
des Mittelalters und im besonderen das Gebiet der Monumenta Germanise 
bistorica sind Krüger — nach dem Notenapparat namentlich der histo- 
risch referierenden Abschnitte (wie S. 2ff. und S. 124f.) zu urteilen — eine 
völlige terra incognita. Aus der langen Reihe der Scriptores rerum Ger- 
manicarum benutzt sie ausschließlich die Ausgabe der Vita Brunonis 
von Ruotger, die nur ein Abdruck aus der Folioserie ist, auf die sich K. 
sonst (von den Kapitularien, Konzilien und gelegentlich den Leges 
nationum Germanicarum abgesehen) völlig verläßt: Und dies (von 
anderen, wie manchen fränkischen Annalenwerken, zu schweigen) bei 
Quellen wie den Annales Einhardi, Regino, Widukind, Thietmar, Helmold, 
den Lebensbeschreibungen der heiligen Bonifatius und Meinwerk! Vom 
Poeta Saxo gibt es auch längst eine der Verfasserin gleichfalls unbekannt 
gebliebene Neuausgabe von P. v. Winterfeld in den Poetae aevi Caro- 
liniIV. Sieht man von nicht eben seltenen Ungenauigkeiten in den Zitaten 
ab, (zu ihnen gehört, daß S. 125f. A. 390. 392 die Annales Xantenses 
ständig nach Scriptores I statt II angeführt werden), so macht man bei 
einer Nachprüfung der Belegstellen öfters die Beobachtung, daß sie gar 
nichts zur Sache enthalten. (In der ganzen Vita Idae ist, soweit ich sehe, 
von den Einfällen der Normannen, wofür sie nach S. 124f. A. 389 zeugen 
soll, mit keinem Wort die Rede.) Auch ist die Auswahl der Zeugnisse 
mitunter mit wenig Kritik getroffen: das S. 124f. A. 388f. stark benutzte 
Chronicon de gestis Normannorum ist ein ganz wertloser Auszug aus den 
Annales Bertiniani, die nichtsdestoweniger daneben, ja nach jenem 
zitiert werden; ebenso hätten die Annales Fuldenses und Regino sowie 
vollends der an den fraglichen Stellen jedes selbständigen Wertes bare 
Annalista Saxo verschiedentlich wegbleiben können. Daß diese Aus- 
stellungen nur solche Teile der Arbeit trefien, die für das eigentliche Thema 


Literatur. 543 


obne größere Bedeutung sind, ist kein Grund, darüber hinwegzuseben; 
denn wir haben die Dissertation einer Historikerin vor uns. Und dann: 
auch für die Rechtsquellen sind ähnliche Mängel zu rügen. Für die 
Capitulatio de partibus Saxoniae wäre die neue Ausgabe der Sachsen- 
rechte von CL Frh. v. Schwerin heranzuziehen gewesen, und daß man 
Reichsgesetze wie den Spruch über die Mitwirkung der meliores und maio- 
res terrae nicht nach der Folioausgabe der Leges benutzt, sollte man wahr- 
haftig nicht noch sagen müssen. An keiner Stelle, auch da nicht, wo wie 
auf S. 198 bei Erwähnung der niederdeutschen Fassung der Bischofssühne 
von 1276 dazu Gelegenheit gewesen wäre, wird der Ausgabe der nieder- 
deutschen Rechtsquellen Frieslands von C. Borchling (Band I 1908) 
gedacht, nirgends auch der Existenz des dort edierten, freilich jungen 
Emsgauer Sendrechte. Sollte der Verfasserin das Buch unbekannt ge- 
blieben sein ? 

Genz versäumt hat die Verfasserin auch, für die benutzten Archi- 
valien neben den Signaturen den Aufbewahrungsort anzugeben; auch 
im Vorwort ist davon keine Rede. Es sei daher bemerkt, daß die Zitate 
Fürstentum Münster, Alter Dom Münster, Überwasser und Ostfriesische 
Urkunden des Generalvikariats auf Urkundenbestände des Staatsarchivs 
Münster, Fürstentum und Domkapitel Osnabrück auf einen solchen des 
Osnabrücker Archivs hinweisen, während M. L. A. die Bezeichnung des 
Landesarchivs des Fürstentums Münster (ebenfalls im Staatsarchiv 
Münster) ist. Gerade auf die Kennzeichnung noch ungedruckter Archi- 
valien ist größere Sorgfalt als gemeinhin üblich zu verwenden; denn oft- 
mals läßt schon die Zugehörigkeit eines Stücks zu einem bestimmten 
Archivkörper wichtige Schlüsse zu. Überflüssig war es aber jedenfalls, 
Urkunden, die schon in Friedländers Ostfriesischem Urkundenbuch 
gedruckt sind, daneben noch nach den Originalen zu zitieren, wie das mit 
den Ostfriesischen Urkunden des Generalvikariats doch mitunter ge- 
schehen ist (z. B. Friedländer a. a. O. II 68 n. 964 = Ostfr. Urk. 9 in 
Anm. 164 8. 50). 

Bei den Literaturangaben, für die sich eine Erschließung mittels 
des Registers nach dem Muster der Arbeiten von Feine und Heckel in 
Stutz’ Kirchenrechtlichen Abhandlungen sehr empfohlen hätte, fällt auf, 
daß Dümmlers Geschichte des Ostfränkischen Reichs noch in der ersten 
Auflage herangezogen ist; auch ist Hefeles geistiges Eigentum an der 
Leclercqgschen Histoire des oonciles doch wohl groß genug, um seinen 
Namen mit anzuführen. Manchmal hätte man gewünscht, die Verfasserin 
hätte sich, statt Quellenzitate in bunter Reihe zu häufen, mit Verweisen 
auf Spezialliteratur begnügt, so in der Einleitung, für das Zehntgebot 
(S. 8 A. 33) und namentlich für die Normanneneinfälle (S. 124f.), über die 
Walther Vogel, Die Normannen und das fränkische Reich (Heidelberg 
1906) bequem unterrichtet. Große Wirrung und Jrrung ist S. 160 A. 504 
bis 506 durch eine mißverstandene Anmerkung in Löhrs Großarchi- 
diakonat Xanten (S. 178 A. 1) hervorgerufen worden: A. 504 steht an fal- 
scher Stelle; weder Löhr noch Kuhl (nicht Kuhn) sagen etwas über das 
friesische Offizialat; A. 505 und 506 sind zu vertauschen, dabei ist in 
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A. 506 der Hinweis auf die Grafschaft Glatz, die bis zum beutigen Tag zur 
Diözese Prag gehört und erst von K. dem Lütticher Sprengel zugeteilt 
worden ist, zu streichen. Nach so zahlreichen Ungenauigkeiten, wie sie 
mir bei Stichproben auffielen, vermag es nicht wunderzunehmen, daß auch 
mancher Druckfehler stehen geblieben. Den Wert des Buches im ganzen 
vermag all das zum Glück nicht erheblich zu mindern. 

An Umfang übertraf der friesische Archidiakonat mit seinen 319 
Pfarrkirchen alle andern der Münsterschen Diözese, ja selbst die Kölni- 
schen Großarchidiakonate. Der erste Archidiakon für diesen Bezirk be- 
geygnet 1152 unter der Bezeichnung prepositus Frisie, an deren Stelle, 
wie zweifelsfrei nachgewiesen wird, im 13. Jahrhundert, erstmalig 1268, 
der Titel archidiaconus getreten ist. Wie die Inhaber der übrigen archi- 
diaconatus maiores des Bistums Münster und großenteils auch anderer 
Bistümer war der friesische Archidiakon stets ein Mitglied des Dom- 
kapitels, mehrfach ein Dignitär; es bestand jedoch keine feste Verbindung 
mit einer bestimmten Präbende, wenn auch die ersten 4 uns bekannten 
vicedomini gewesen zu sein scheinen. Zum Unterschiede von andern 
Archidiakonen geht ihm die Synodalgerichtsbarkeit über die Laien seines 
Sprengels ab. Den bannus laicorum trugen im münsterischen Friesland 
die Dekane. Mit ihnen und ihrem Verhältnis zum Archidiakon beschäftigt 
sich ausführlich das 4. Kapitel der Untersuchung. Es ist wohl ihr ge- 
lungenster Teil. 

Zur selben Zeit, da der friesische Archidiakon den Propsttitel ab- 
legt, nehmen ihn die bisherigen Dekane an. Legt auch die Gleichzeitig- 
keit des Geschehens die Annahme eines Zusammenhangs der Vorgänge 
nalıe, so möchte ich doch nicht unterlassen, auf die zeitlich frühere 
Verwendung dieser Bezeichnung für die Vorsteher alter Taufkirchen im 
Kolonisationsgebiet hinzuweisen (vgl. H. F. Schmid, Das Recht der 
Gründung und Ausstattung von Kirchen im kolonialen Teile der Magde- 
burger Kirchenprovinz während des Mittelalters, in dieser Zeitschrift 
Band XLIV, Kan. Abt. XIII, 1924, S. 150f. = S.-A. ebd.). Alle 
diese Dekane oder Pröpste waren, mit alleiniger Ausnahme des Propsts 
von Hummerke, Laien. Über Laien erstreckten sich ihre fast schranken- 
losen gerichtlichen Befugnisse, die sogar die Verhängung rein geistlicher 
Zensuren einschlossen. Nur der Geistliche unter ihnen hatte auch die 
Jurisdiktion über die Kleriker seines Sprengels, anderwärts unterstanden 
sie dem Archidiakon. Neben dem Send hielten die Pröpste Visitation der 
Kirchen, von denen eine oder mehrere in der Regel auch ihrem Patronat 
unterstanden. Vom Archidiakon waren die Dekane unabhängig, sie 
leiteten ihre Gewalt vom Bischof her, von dem sie sie ganz in den Formen 
des Lehnrechts empfingen. Zu der Zeit, da die Quellen uns einen klaren 
Einblick in die Verhältnisse der friesischen Propstei verstatten, finden 
wir sie in enger Verbindung mit dinglichen Objekten, mit einer Kirche 
oder einem Adelssitz, deren Inhaber dann decanus natus war. Vererbung 
und Teilung lassen sich nachweisen; „man könnte daher ... . von einem 
Eizendekanat reden“. In diesen Verhältnissen sieht K. das Ergebnis 
des Verdinglichungsprozesses, dem die ursprünglich auftragsweise aus- 
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geübten Gerechtsame infolge des Eindringens der benefizislrechtlichon 
Anschauungen unterlagen. Die Übertragung so weitgehender Befugnisse 
sei das Mittel gewesen, bei der Beschaffenheit des frieeischen Stammes- 
charakters die Jurisdiktion des münsterschen Bischofs über die 5 Gaue 
aufrecht zu erhalten.!) Seinen Ursprung habe das Institut in den Send- 
zeugen, ihnen seien schon vor dem 10. Jahrhundert Aufsichtsrechte und 
Sendbann übertragen worden. Angesichts dieser doch recht hypothe- 
tischen Überlegungen muß man sich fragen, ob sich nicht der Versuch 
mehr gelohnt hätte, die Frage des Ursprungs und der rechtlichen Grund- 
lagen der dekanalen Gewalt in Friesland auf dem Wege einer Unter- 
suchung der Entwicklung des friesischen Pfarrsystems der Lösung näher 
zu bringen. 

Seiner jurisdiktionellen Stellung nach steht der friesische Propst 
mit dem kölnischen Dekan auf gleicher Stufe, nur müßte dieser, der nach 
Gescher seinen Ursprung erst den Zeiten Annos von Köln verdankt, 
wenn K.s zeitlicher Ansatz richtig ist, dem friesischen die Priorität ein- 
räumen. Im westfälischen Teil der Diözese Münster gab es in späterer 
Zeit so wenig Dekanate wie im Bistum Paderborn.*) Die decaniae, von 
denen dort im 12. und 13. Jahrhundert die Rede ist, sind von Hilling 
und auch von Gescher den Archidiakonaten gleichgesetzt worden; wohl 
mit Recht wendet sich K. gegen die Gleichung decania = archidiaconatus, 
mit der Begründung, daß der Begriff decania lediglich Sendgewalt, nicht 
auch archidiakonale Befugnisse in sich schließe. Wie es auch bei den 
kölnischen vorgekommen ist, sind diese münsterischen Dekanate, die 
übrigens auch insofern zu den kölnischen eine Parallele bilden, als sie mit 
Klöstern und Stiftern verbunden sind, im 15. Jahrbundert zu archi- 
diaconatus minores emporgestiegen. Gerade diese Ähnlichkeit zwischen 
‚den kölnischen und den münsterischen (nichtfriesischen) Dekanien scheint 
mir mit der Annahme der Verfasserin, Anno von Köln habe die Dekanate 
in seinem Bistum nach friesischem Vorbild eingerichtet, schlecht ver- 
einbar. 

In dem friesischen Archidiakonat sieht K. als einzigem unter den 
münsterischen Archidiakonaten die organische Fortsetzung eines Archi- 
diakonats älterer Ordnung, wie er unter Ludgers Nachfolgern zu ihrer Ent- 
lastung geschaffen sei. Der ältere Titel “prepositus Frisie’ sei aus einer ur- 
sprünglichen Verbindung mit der Dompropstei zu erklären, eine Annahme, 
für die der Archidiakonat des Kölner Dompropstes eine gewisse Stütze 
bieten könnte. 

Eigentümlich ist dem friesischen Archidiakonat schließlich noch 
das Verhältnis zum friesischen Offizialat, über das die Verfasserin 


1) Für die starke Anteilnahme des Laienelements an der kirchlichen 
Verwaltung bei Friesen und Sachsen vgl. Detmar Philippi, Die Erbexen. 
Unters. zur Deutsch. Staats- und Rechtsgeschichte 130. Heft (Breslau 1920) 
S. 144 fl. 

2) Johannes Linneborn in der geschichtlichen Einleitung zum Real- 
Schematismus der Diözese Paderborn (Paderborn 1913) S. 13*. In der Diö- 
zese Köln blieben die meisten Dekanate bestehen. 


Zeitschrift für Rechtsgeschichte, XLV. Kan, Abt, XIV, 
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gleichfalls eine Untersuchung vorlegen wird. Von einem friesischen 
Offizial hören wir zuerst 1223/25. Er wie alle seine Nachfolger erscheint 
trotz der Beschränkung seiner Tätigkeit auf ein Teilgebiet der Diözese 
als bischöflicher Beamter; archidiakonale Offiziale hat es in Friesland 
nicht gegeben. Nach der Verfasserin wäre das darauf zurückzuführen, 
daß der bischöfliche Offizial zugleich auch archidiakonaler Beamter ge- 
wesen ist. 

Mit der hier oft unter Abschwächung der mitunter dıalektisch zu- 
gespitzten Aufstellungen Krügers gegebenen Skizzierung ist der Inhalt 
der Arbeit nicht erschöpft. Um so bedauerlicher bleibt es, daß das Manu- 
skript in einem noch nicht ganz druckreifen Zustande in Druck gegeben 
wurde. Auch hätte man gern besseres Papier verwendet gesehen. 


Münster i. W. Johannes Bauermann. 


Heinrich Felix Schmid, Das Recht der Gründung und 
Ausstattung von Kirchen im kolonialen Teile der Magde- 
burger Kirchenprovinz während des Mittelalter. Von der 
Juristischen Fakultät der Friedrich-Wilhelms-Universität 
zu Berlin gekrönte Preisschrift. Weimar, Hermann Böhlaus 
Nachf., 1924. VIH, 2138. 8°. 


Das vorliegende Buch ist den Lesern dieser Zeitschrift bekannt > 
es ist ein unveränderter (nur durch ein Vorwort und ein Inhaltsver- 
zeichnis erweiterter) Abdruck des Aufsatzes im letzten Band der Kan. Abt. 
Von einer ausführlichen Besprechung kann daher hier abgesehen werden, 
und der Referent darf sich im allgemeinen mit einem uneingeschränkten 
Lob der sauberen Arbeit, die eine in die Tiefe dringende Farschung 
mit anschaulicher Darstellung verbindet, begnügen!) Vielleicht aber 
interessiert einiges über die Person des Verfassers, über die program- 
matische Bedeutung seiner Untersuchung und über ein paar nebenbei 
gewonnene Ergebnisse, die mangels eines Registers leicht übersehen 
werden könnten. 

Von zwei Seiten her ist Verf. auf die Geschichte des ehemaligen 
Slavenlandes rechts von der Saale-Elbe-Grenze gekommen; sie ent- 
sprechen dem Doppelcharakter seines gewiß nicht gewöhnlichen Bil- 
dungsganges, der Kirchenrecht und Slawistik umfaßt. H. F. Schmid, 
geboren 1896 in Berlin-Grunewald, auf langen Reisen zahlreicher, in- 


1) Ausstellungen sind kaum zu machen. Doch hätte die Art, wie die 
Belegstellen zitiert werden (man muß sie sich nach einigem Suchen aus den 
Noten zu S. 15—51 klar machen), an geeigneter Stelle kurz erläutert werden 
sollen. S. 34 Z. 9 lies: Urkunde Ottos II.; in der zugehörigen Anm. 3, wo 
Nr. statt Mr. zu lesen ist, bleiben die Worte ‚ut supra‘‘ unverständlich, da 
vorher „in comitatu Uuigeri comitis‘ ausgelassen wurde. S. 41 Anm. 2 lies 
Jatfe, Bibl. Germ. I: auch dürfte die Deutung, die hier den Worten des Le- 
gaten Guido, Kardinals von 8. Maria in Porticu, v. J. 1149 gegeben ist, 
nicht genügen. 
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sonderbeit auch slawischer Sprachen Herr geworden, im Krieg mehr- 
mals verwundet, studierte seit 1919 in Leipzig und Berlin Jurs und 
slawische Philologie. In Berlin war er Schüler von U. Stutz und be- 
arbeitete mit Erfolg eine Preisaufgabe der dortigen Juristischen Fakultät 
für 1920, woraus dann nach Umarbeitung und Vertiefung die vorliegende 
Schrift hervorgegangen ist; er legte 1921 die russische Diplomprüfung 
am Seminar für orientalische Sprachen in Berlin ab, er promovierte 
im Frühjahr 1922 in Leipzig zum Dr. phil, bei Vaamer und K. H. Meyer, 
mit einer Dissertation über die Nomokanonübersetzung des Methodius 
(vgl. die Anzeige von Stutz in dieser Zeitschrift, Kan. Abt. 12 8. 533), 
dann wirkte er 1922/23 als Assistent von Stutz am Kirchenrechtlichen 
Institut zu Berlin, wurde zum Winter 1923/24 (ohne vorherige Habili- 
tstion) als außerordentlicher Professor der slawischen Sprachen an die 
Universität Graz berufen und promovierte schließlich im Oktober 1924 
mit der inzwischen umgearbeiteten Preisschrift in Berlin auch zum 
Dr. jur. Wir erhoffen von solcher Doppelseitigkeit noch weiterhin wert- 
volle Gaben zur Geschichte der Wendenländer. 

Doch auch das vorliegende Buch kann bereits vorbildlich wirken. 
Denn ähnliche Arbeiten wie das, was bier für den ehemals slawischen 
Teil der Magdeburger Kirchenprovinz geleistet wurde, sind für das 
ganze ostdeutsche Kolonialgebiet ein dringendes Erfordernis. Man denke 
an Mecklenburg und Pommern, an Schlesien und die Neumark, an 
Preußen und Livland! Obwohl da manches anders liegt, wird man 
doch die Forschung nach gleicher Methode und gleichem Gang anzu- 
setzen haben: Untersuchung der kirchenrechtlichen Verhältnisse im 
Mutterland, wo ein solches vorhanden ist, ferner in der Heimat der 
Kolonisten und in dem zu kolonisierenden Gebiet, wo dieses schon vor- 
her christlich war, und schließlich Betrachtung des Rechts, das durch 
die Kolonisation geschaffen worden ist. Charakteristische Unterschiede, 
wie Schmid sie im Magdeburger Kolonialland fand (zwischen Thüringen 
und Östsachsen, Sorbenland und Ljutizenland), werden in den anderen 
Gebieten vielleicht mehr bei den Kolonisten als in den Kolonisations- 
ländern hervortreten. Dagegen dürfte die von Schmid hervorgehobene 
Lebenskraft der eigenkirchenrechtlichen Anschauungen überall in ähn- 
licher Weise anzutreffen sein. 

Dem Eigenkirchenrecht und seiner Bekämpfung durch das Patro- 
natsrecht gehören auch jene Nebenergebnisse des Buchs an, auf die hier 
kurz hingewiesen werden soll. Zwei Halberstädter Schreiben von 1179 
und 1189, die S. 75f. behandelt sind, dürfen wohl als erstes urkundliches 
Zeichen von der Wirksamkeit der Patronatsgesetzgebung Alexan- 
ders III. und der neuen Patronatsgrundsätze gelten (über diese s. Stutz 
in der Herzog-Hauckschen Realenzyklopädie f. prot. Theol., 3. Aufl. 
15, S. 17, und in der Holtzendorff-KoblerschenEnzyklopädie der Rechts- 
wiss., 7. Aufl. 5, S. 335). Die These W.v. Brünnecks von der Ent- 
wicklung eines landesherrlichen Kirchenpatronats im 13. Jahrhundert 
erfährt S. 150 ff. für Brandenburg eine gründliche Widerlegung. Und 
ebenso wird S.123ff. auch der Versuch O. Alberts, den gleichen Ge- 
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danken auf das Sorbenland zu übertragen, abgelehnt. Das letzte Kapitel 
endlich (S.177fl.) gibt aus einem spärlichen Material zum erstenmal 
ein Bild von den kirchlichen Sondervermögen (Fabrik- und Luminarien- 
gut, Küstereivermögen); die laikale Verwaltung des Fabrik- und Lumi- 
narienguts durch Kirchväter (vitrici), Vertrauensleute der Gemeinden 
oder der Patrone, erscheint dabei wiederum als ein Ausfluß eigenkirchen- 
rechtlicher Anschauungen. 

Mögen die entsprechenden Untersuchungen über andere ostdeutsche 
Länder, die wir erwarten, dem von Schmid gelegten Anfang an Gründ- 
lichkeit und Verständnis gleichen! Dann wird damit nicht nur der Ge- 
schichte des deutschen Kirchenrechts, sondern ebenso unserer Kenntnis 
von der ostdeutschen Kolonisation, dieser Großtat deutscher Arbeit 
und deutschen Geistes, eine wesentliche Förderung gegeben. 


Halle a. S. Robert Holtzmann. 


H. Hoogeweg, Die Stifter und Klöster der Provinz 
Pommern. Band I. Stettin, Leon Saunier, 1924. XXIII, 
7288. 8°. Mit 2 Karten. 


Ein allgemeines deutsches Klosterbuch ist ein alter Wunsch der 
Forschung. Auf zwei Wegen hat man in den letzten Jahrzehnten seiner 
Erfüllung wirksam vorgearbeitet. Albert Hauck hat in knappster Form 
alle bis 1250 gegründeten Klöster und Stifter mit Belegen über die Grün- 
dungszeit zusammengestellt; leider ist diese Arbeit für das spätere Mittel- 
alter in dem erst nach seinem Tode im Druck vollendeten 5. Bande 
seiner Kirchengeschichte Deutschlands nicht fortgeführt worden. Da- 
neben sind eine Reihe ausführlicherer Sonderverzeichnisse für einzelne 
Landschaften mit Angabe der Hauptdaten, der Quellen, teilweise auch 
der Archivalien und der Literatur bearbeitet worden, so von Hoogeweg 
selber bereits 1908 für Niedersachsen (Hannover, Braunschweig, Olden- 
burg, Lippe-Detmold, Schaumburg-Lippe, Hessisch-Schaumburg, Bre- 
men, Hamburg) vor der Reformation, von Schmitz-K..ılenberg 1909 für 
Westfalen bis 1815, von Dersch 1915 für „Hessen‘‘ (Rb. Cassel, Ober- 
hessen, Waldeck) bis zur Gegenwart. Die entsprechende Arbeit für 
pie alte Kirchenprovinz Salzburg, das Monasticon Metropolis Salzburgensis 
antiquae von P. Pirmin Lindner (1907—1913), bringt außerdem aus- 
führliche „Verzeichnisse aller Äbte und Pröpste der Männerklöster“ 
dieses Gebiets, beschränkt sich aber auf die „Männerklöster‘‘ im engsten 
Sinne und versteht unter diesen nur die Niederlassungen der Augustiner- 
Chorherren, Benediktiner, Zisterzienser und Prämonstratenser, während 
alle andern Ordenshäuser und die Nonnenklöster nur kurz aufgezählt 
sind. Diese Arbeiten sind um so wichtiger, je mehr leider die Umstände 
die rasche Durchführung der großen Germania sacra verzögern dürften, 
die vor 17 Jahren von P. Kehr und A. Brackmann angeregt wurde.!) 


1) Vgl. den „Entwurf für die Ausarbeitung einer Gerimanie sacra“ 
von A. Brackmann, der dem internationalen Kongreß für historische 
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Bei mancher Verschiedenheit im einzelnen sind alle diese Arbeiten 
doch durchaus Verzeichnisse geblieben. Das neue Werk des früheren 
Stettiner Staatsarchivdirektors zeigt dagegen zwar seine Verknüpfung 
mit ihnen in der alphabetischen Anordnung und in dem Fehlen zusammen- 
fassender Abschnitte, hat sich aber grundsätzlich sein Ziel viel weiter 
gesteckt. „Es bringt den Stoff darstellend und will bei aller Wissen- 
schaftlichkeit auch ein Buch zum Lesen und Nachschlagen sein; es soll 
nicht nur der Wissenschaft dienen, sondern auch den für pommersche 
Geschichte Interessierten zeigen, was die Klöster für die Entwicklung 
des Landes geleistet haben und was das Land ihnen verdankt, wie sich 
das Leben in ihnen abgespielt hat und wie sie in die allgemeine Geschichte 
der Greifenlande eingegriffen haben‘ Es will darstellen, erzählen, 
nicht registermäßig verzeichnen Aber es bringt keine Geschichte des 
Klosterwesens in Pommern, sondern nur eine Grundlage dafür in den 
Geschichten der einzelnen Klöster, die, jede in sich abgeschlossen, un- 
verbunden nebeneinander stehen, und bietet darin, wie der Verfasser 
mit Recht bemerkt, „auch reiche Beiträge zur historischen Geographie, 
für die Festlegung alter Grenzen und eingegangener Orte, für die Ge- 
schichte der Ortschaften, der Geschlechter und der Kultur Pommerns“. 

Das Buch konnte sich nur zum kleinen Teil auf neuere kritische 
Vorarbeiten stützen, an denen Hoogeweg selber erheblich beteiligt ist. 
Es bedeutet in der Tat einen gewaltigen Fortschritt, zumal wenn wir 
es mit der für ihre Zeit nicht unverdienstlichen „Geschichte der Klöster 
in Pommern und den angrenzenden Gebieten‘ von Steinbrück (Stettin 
1796) vergleichen, die bisher allein den Gegenstand zusammenfassend 
behandelte. Es ist unentbehrlich für die Geschichte Pommerns im Mittel- 
alter und wichtig für jeden, der es mit den kirchlichen Verhältnissen 
und der Siedlungsgeschichte des nordostdeutschen Kolonialbodens 
überhaupt zu tun hat. Eine große Menge von Einzeltatsachen, 
zum guten Teil neu und aus ungedruckten Quellen geschöpft, wird 
hier vor uns ausgebreitet, die die verschiedensten Zustände und Ver- 
hältnisse beleuchten und sicherlich, wie der Verfasser mit Fug betont, 
„auch manches Neue für die Geschichte der Orden und für die allgemeine 
deutsche Kirchengeschichte‘“‘ und Kulturgeschichte bieten und so die 
Beachtung seines Werkes über die Grenzen der Provinz hinaus recht- 
fertigen.!) Ein Sachregister neben dem vorwiegend der Orts- und Landes- 


Wissenschaften in Berlin, 6. bis 12. August 1908, Sektion VI: Kirchen- 
geschichte, vorlag. Vgl. Zeitschrift für Kirchengeschichte XXX (1909) 1ff., 
Hist. Zeitschrift 102 (1909) S. 326 ff. 

!) Das Kloster Belbuck, dessen Abt Johann Boldewan sich als erster 
Prälat Pommerns frei zur neuen Lehre bekannte (S. 56), ist nach S. 71 das 
erste Beispiel einer vollständigen Säkularisation eines Klosters durch einen 
deutschen Reichsfürsten, Herzog Bogislaw X., und zwar durch einen Fürsten, 
„der durchaus zur alten Lehre stand‘. Das ist ein wertvoller Beleg der frei- 
lich nicht neuen Erkenntnis, daß die Einziehung von Kirchengut ursächlich 
nichts mit dem Glaubenswechsel zu tun hat, sondern von dem Altgläubigen 
nicht nur ebenso sehr, sondern sogar früher geübt worden ist, worauf z. B. 
D. Schäfer, Deutsche Geschichte II 72f. bei dem Vorgehen Kaiser Karls V. 
gegen das Bistum Utrecht 1528 nachdrücklich hingewiesen hat. 
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geschichte dienenden sehr umfangreichen Personen- und Ortsregister 
erleichtert die Benutzung auch für solche Zwecke, ohne freilich den 
Inhalt im ganzen auszuschöpfen!) Für die Klosterwirtschaft in 
allen Zweigen, für das Verhältnis zu den geistlichen und weltlichen 
Oberen, vor allem auch für die Beziehungen zu den städtischen Ge- 
meinwesen, die zum Teil auf ebemaligem Klosterbesitz erwuchsen, bietet 
sich hier, um nur einiges herauszugreifen, eine Fülle anschaulicher 
Belehrung. 

In diesem reichen und zuverlässig dargebotenen Tatsachenstoff 
liegt der große und bleibende Wert des Buches, auch nach der eigenen 
Absicht des Verfassers, der „meistens die Tatsachen selbst reden‘‘ lassen 
wollte, „ohne überall das eigene Urteil vorzutragen und die Schlußfolge- 
rungen bis zu Ende zu ziehen‘, und demgemäß auch von einer syste- 
matischen Verknüpfung oder Zusammenfassung seiner Einzelbeobach- 
tungen abgesehen hat. Das Buch ist im Anschluß an die Neuverzeich- 
nung der wohl zum größten Teil noch ungedruckten Abteilung „Geist- 
liche Urkunden“ des Stettiner Staatsarchivs in zehnjähriger Arbeit 
unter schwierigen äußeren Verhältnissen mit unermüdlichem Fleiß und 
peinlicher Sorgfalt ausgearbeitet. Es bleibt für das, was es bietet, 
grundlegend, da es freilich im einzelnen ergänzt und berichtigt, nie aber 
in dieser Art als Ganzes neu geschrieben werden wird oder neu ge- 
schrieben zu werden brauchte.®) 

„Das Buch beschränkt sich grundsätzlich auf die Stifter und 
Klöster‘ der Provinz Pommern in ihrem heutigen Umfange. Es ist 
also, mit Recht, auch der erst 1816 von der Neumark zu Pommern ge- 
legte Zipfel mit Nörenberg, Dramburg und Schivelbein mitberücksichtigt, 
dagegen fehlt das Zisterzienser-Nonnenkloster Bernstein. Das Land 
Bernstein gehörte freilich nur 1315—1479 zu Pommern, aber das ist 
für das 1290 gegründete Kloster bei weitem die längste Zeit seines Be- 
stehens. So wäre seine Behandlung in einem Anhang zum Schlußbande 
in Erwägung zu ziehen. Grundsätzlich ausgeschlossen sind „alle Ka- 
lande, Gebetsbrüderschaften, Hospitäler u. dgl.‘ und natürlich auch 
„alle Pfarrorte, die nicht Klosterbesitz waren oder von einem Kloster 


1) Ich vermisse z. B. einen Artikel „„Ausländer“ in pommerschen Pfrün- 
den. Vgl. dazu Meckl. Ub. XXIV Nr. 13642. 

3) Befremdlich ist die Äußerung S. VI, daß eine Fortsetzung des Pom- 
merschen Urkundenbuches nicht so bald zu erwarten sei. Pommern ist in 
der ungewöhnlich glücklichen Lage, an der berufenen Stelle, dem Stettiner 
Staatsarchiv, wie das vorliegende Buch und vortreffliche Urkundenbücher 
pommerscher Adelsgeschlechter zeigen, seit langem mehr als einen hervor- 
ragend sachkundigen und trotz aller dienstlichen Belastung ungewöhnlich 
arbeitsfreudigen Vertreter zu besitzen. Da müßte doch ein Weg zu finden 
sein, um das seit 1907 bei 1325 stecken gebliebene Pomm. Ub. wieder flott 
zu machen und rasch vorwärts zu bringen. Das gehört zu den dringendsten 
Bedürfnissen nicht nur der pommerschen, sondern der nordostdeutschen 
Geschichtsforschung überhaupt, der es so für ein wichtiges Gebiet in einer 
entscheidenden Zeit an der kritisch gesicherten Grundlage fehlt. Die zu- 
ständigen amtlichen Stellen werden es bei ihrem bewährten Verständnis 
für das, was not tut, doch auch hier gewiß nicht an sich fehlen lassen. 
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kirchlich versehen wurden‘. Da aber, ebenso natürlich, die übrigen 
Kollegiatstifter (St. Marien zu Kolberg, St. Marien und St. Otto zu 
Stettin, St. Nikolai zu Greifswald) aufgenommen sind, ist die Aus- 
schließung des bekanntesten unter ihnen, des Kamminer Domkapitels, 
die auch M Wehrmann in einer inhaltreichen Besprechung in den 
Monastsblättern der Gesellschaft für Pommezsche Geschichte und Alter- 
tumskunde 1925, Nr. 1, S.6—8, bedauert, nicht zu rechtfertigen; hier 
ist ein Nachtrag geboten. Das doppelte Verzeichnis der Klöster Pom- 
merns (nach den Orden und nach den Gründungsjahren) S. XXI und 
XX]II nennt außer den drei Ritterorden 49 Stifter. Außer dem Kam- 
miner Domkapitel fehlt hier aber der Minoritenkonvent zu Stettin. 
Es sind also im ganzen 5l. Davon sind 38 Männer-, 13 Frauenstifter. 
Von den 38 Männerklöstern entfallen je 6 auf die Zisterzienser, Domi- 
nikaner und Minoriten, 4 auf die Augustiner-Eremiten, 3 auf die Kartäuser, 
je 2 auf die Benediktiner und Prämonstratenser, je 1 auf die Wilhelmiten, 
Augustiner-Chorherren, Karmeliter und einen unbestimmten. Orden; 
5 sind Kollegiatstifter. Von den Nonnenklöstern gehören 6 den Zister- 
ziensern, je 2 den Benediktinern und Prämonstratensern, je 1 den Augu- 
stiner-Eremiten und dem Birgittiner-Orden sowie einer unbestimmten 
Regel an. Zeitlich fallen 10 (8 und 2) ins 12., 27 (18 und 9) ins 13., 8 
oder 9 (7 oder 8 und 1) ins 14., 4 (3 und I) ins 15. Jahrhundert; hei einem 
‚bleibt auch die Gründung ganz unbestimmt. 

Der vorliegende 1. Band, der die Buchstaben A bis G umfaßt!), 
bebandelt 18 Stifter; 33°) bleiben also für die, wenn wir rocht berichtet 
sind, bereits fertig ausgearbeitete Fortsetzung, die wohl mindestens 
noch einen Band kaum geringeren Umfangs beanspruchen wird und 
am Schluß auch die Niederlassungen der Ritterorden und anscheinend 
eine Übersicht der nicht zustande gekommenen Klöster bringen. soll. 
Weit über drei Viertel des Textes kommen auf die Zisterzienserklöster 
Buckow, Kolbatz, Eldena und die Frauenklöster derselben Regel in 
Bergen auf Rügen und in Köslin, das Prämonstratenserstift Belbuok 
und das Kollegiatstift Kolberg, das sind zusammen 7 Stifter. Der Rest 
verteilt sich auf 11 Stifter, die Augustiner-Eremiten zu Gertz a. 0. 
und zu Anklam, die Dominikaner zu Kammin und Greifswald, die Mino- 
riten zu Greifswald, Greifenberg und Dramburg, das Kollegiatstift 
‚St. Nikolai zu Greifswald und 3 Nonnenklöster, der Benediktinerinnen 
zu Kolberg-Altstadt, der Zisterzienserinnen zu Krummin und eines un- 
bestimmter Regel zu Gartz a. O0. Auch von diesen haben mindestens 
Krummin auf Usedom mit seinen hochadeligen Äbtissinnen?), die- Augu- 


1) K ist unter C eingereiht. 

2?) Das Kamminer Domkapitel eingerechnet. Bernstein würde das 
vierunddreißigste sein. 

3) Auffallend ist darunter die Abele Warschow zu 1386. — Pommersche 
Fürstinnen unter den Äbtissinnen gelegentlich auch in Bergen, wo wir sonst, 
wie in Krummin, in der Regel Priorinnen, nicht Äbtissinnen an der Spitze 
finden, und in Köslin. Die 8. 116 erwähnte Äbtissin Anna von Pommern 
in Bergen fehlt in dem Verzeichnis 8. 163 (wo aus derselben Quelle zum 
gleichen Jahre 1388 eine Priorin Margarete genannt ist). 
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stiner von Anklam (wegen ihrer Studien und ihrer geschichtlichen Auf- 
zeichnungen, die leider nur in einzelnen Auszügen vorliegen) und die 
Greifswalder Stifter Anspruch auf eine gewisse Beachtung. Bei weitem 
voran stehen an Fülle der Nachrichten und an allgemeiner Bedeutung 
die fünf ältesten der hier behandelten Stifter, die alle noch dem 12. Jahr- 
hundert angehören, die Zigterzienser von Kolbatz und von Eldens, die, 
beide noch von Dänemark ausgegangen, in der Folge bald Unvergleich- 
liches für die Urbarmachung und die deutsche Besiedlung ihrer Um- 
gebung geleistet haben, ferner die streitbaren Prämonstratenser von 
Belbuck, ursprünglich ebenfalls aus dem dänischen Lund!), dann neu 
aus dem friesischen Mariengarten berufen, das bis zur Gegenwart als 
adliges Damenstift bestehende Kloster in Bergen, das die Töchter des 
‚wendischen, bald auch des deutschen Adels und der führenden städtischen 
Geschlechter in sich sammelte, nachdem es ursprünglich mit dänischen, 
Nonnen aus Roeskilde besetzt worden war, und das uralte Kollegiatstift 
zu Kolberg, dessen große Bedeutung auch gerade aus den von Hoogeweg 
nur zum Teil herangezogenen päpstlichen Aufträgen und den zahlreichen 
Provisionen hervorgeht. ?) 

Die einzelnen Artikel, denen freilich kein starres Schema zugrunde 
liegt, besprechen zuerst die archivalischen Quellen, leider ohne gleich- 
zeitig die natürlich benutzte und später einzeln nach Bedarf angeführte 
Literatur übersichtlich zusammenzustellen, wie das die eingangs er- 
wähnten Klosterverzeichnisse, auch Hoogeweg selber in seinen Stiftern 
und Klöstern Niedersachsens, und besonders reichhaltig P. Kehr und 
A. Brackmann in der Italia pontificia und der Germania pontificia tun. 
Das „Verzeichnis derjenigen Werke und Aufsätze, welche häufiger ab- 
gekürzt angeführt werden‘, in dem naturgemäß manches Sonderschrift- 
chen fehlt, bietet keinen vollen Ersatz dafür. Weiter werden dann, 
im einzelnen mit mannigfachen Abweichungen und Verschlingungen, 
zunächst die Gründung und die äußere Geschichte, dann die inneren 
Verhältnisse geschildert. Den Beschluß machen regelmäßig Angaben 
über die Siegel, ein alphabetisches Verzeichnis der Besitzungen und 
die Reihe der Äbte, Prioren oder sonstigen Vorsteher. Besitz und Ein- 
nabmen sind besonders ausführlich behandelt, über die Insassen der 
einzelnen Stifter werden dagegen, abgesehen von den Amtszahlen der 
Vorsteher und von besonders hervorragenden Mitgliedern, nur gelegent- 
lich Angaben gemacht. Nach der personellen Seite ist überall noch Raum 
und mehrfach reichlich Stoff für weitere Untersuchungen vorhanden.?) 


1) S. 15 sollte es nicht „Lund in Schweden‘ heißen. Lund ist ja durch 
das ganze Mittelalter der Mittelpunkt der dänischen Kirche und ein Brenn- 
punkt des geistigen Lebens Dänemarks, nicht Schwedens, mit dem Schonen 
erst seit 1658 vereinigt worden ist. Die schwedische Herrschaft von 1332 
bis 1360 war nur ein kurzes Zwischenspiel. 

*) Vgl. z. B. Meckl. Ub. XXIII Nr. 13094 (auch zu Belbuck und Hidden- 
see). 13425 (auch zu Belbuck und Pudagla). 13485. 13556. XXIV Nr. 13627. 
13641. 13662; auch XVIII Nr. 10766. XXII Nr. 12326 und unten S. 556 A. 3. 

8) Besonders auch in den zahlreichen Veröffentlichungen aus den päpst- 
lichen Registern, denen Hoogeweg nur verhältnismäßig wenig entnommen hat, 
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Bei einer solchen Arbeit können überhaupt, so sorgsam sie auch 
ausgeführt sein mag, Ergänzungen und Berichtigungen nicht ausbleiben. 
Der Verfasser ist sich dessen natürlich bewußt, bekennt aber mit rühm- 
lichem Mut offen sein Streben nach Vollständigkeit, seine Absicht, 
„jedes Ereignis bis hinab zum Rentenkauf anzuführen und den ganzen 
erreichbaren!) Stoff bekannt zu geben‘. Er hat in dieser Rich- 
tung, zumal in Anbetracht der schwierigen Zeitverbältnisse, sicherlich 
getan, was er konnte. Wenn die Grenzen des Erreichbaren zuweilen 
tatsächlich enger waren als für manchen Benutzer, dem eine größere 
allgemeine Bibliothek ständig zur Hand ist, so ist darüber nicht zu rech- 
ten. Das meiste, was sich noch beibringen läßt, ist freilich von geringem 
Gewicht, einiges mag der Verfasser auch gekannt, aber absichtlich über- 
‚gangen haben. Manches aber ist, auch wenn es das Gesamtbild nicht 
verändert, als Einzeltatsache doch nicht unerheblich. Da es für den 
Benutzer nicht unwichtig ist, zu wissen, wo und mit welchen Hilfs- 
mitteln er vielleicht Lücken ausfüllen oder einzelnes verbessern kann, 
seien hier dazu noch einige weitere Bemerkungen gestattet.?) 

Es ist ein Vorzug des Werkes, daß grundsätzlich jede Angabe 
belegt wird. Leider werden die Urkunden?), um die es sich dabei meist 
handelt, in der Regel nur mit dem Jahr, ohne Tagesangabe (zuweilen 
sogar auch ohne Jahr), angeführt, auch die ohne Druckangabe nach 
der archivalischen oder sonstigen Überlieferung benutzten. Das ist 
wiederholt, zumal in den Vorsteherlisten, sebr störend und erschwert 
auch die Feststellung, ob, was mehrfach vorkommt, ein solches Stück 
bereits anderswo gedruckt und benutzt ist. Wenn die Quellenveröffent- 
lichungen außerhalb Pommerns und besonders die allgemeinerer Art 
noch mehr herangezogen worden wären, hätte sich nicht nur für manches 
Stück ein Druck, sondern auch darüber hinaus Neues beibringen lassen, 
So wären außer manchen Veröffentlichungen aus den päpstlichen Re- 
gistern z. B. das Mecklenburgische Urkundenbuch und die Monumenta 
ordinis fratrum Praedicatorum historica (ed. B. M. Reichert, Rom 1897 ff.) 
nicht unergiebig gewesen; viel weniger, aber vielleicht doch hin und 
wieder eine Kleinigkeit, mag in den hansischen Veröffentlichungen ent- 
balten sein. Auch die mittelalterliche Geschichtschreibung vermag, 
so spärlich sie im allgemeinen für Pommern fließt, noch etwas Ausbeute 
zu gewähren. 

Der Brand von Anklam (S.2£.) war 1376, nicht 1384 (Detmar 


Von dem Repertorium Germanicum nennt das Literaturverzeichnis nur den 
alten Band (1431 —1432) von 1897, nicht den 1. Band der neuen Reihe (Kle- 
mens V1I. von Avignon 1378-1394, bearbeitet von Emil Göller, Berlin 1917; 
hier z. B. für Kolberg und Stettin). Auch auf die Zettelauszüge aus der Zeit 
des Schismas, Martins V. und Eugens IV. im Geh. Staatsarchiv zu Berlin 
sei hier hingewiesen. Soweit Wehrmanns Auszüge für Pommern noch 
nicht von ihm oder anderweitig veröffentlicht sind, wäre ihre kurze Mit- 
teilung im Druck erwünscht. 


1) Vom Verfasser gesperrt. 
2) Die Hinweise von Wehrmanın (o. S. 551) sind hier nicht wiederholt. 
3) Manchmal auch andere Tatsachen. 
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$ 774, Koppmann, Lüb. Chron. I, 556; Bugenhagen, Pom. S. 159). Das 
Augüustinerkloster wird dabei nicht ausdrücklich erwähnt. Sicher brannte 
es 1423 oder 1424 ab (Korner $ 1398 8. 456 Schwalm, zu 1423; Augen: 
hagen, Pom. 8.159 zu 1424; fehlt bei Hoogeweg). 


Der Brand zu Bergen a. R. (S. 101) war 1473 nicht 1472 (Baier, 
Strals. Chron. S. 42, nicht auch S.7). 


Der 1415 } Herzog Wartislaw VIII. und seine Witwe Agnes (8. 173) 
hatten mit Hinterpommern kaum etwas zu tun, wo nach dem Tode 
Bogislaws VIII. (f 1418) seine Witwe Sophie von Holstein mit ihrem 
Sohn Bogislaw IX. regierte. 


Zu 8.191 A. 10 s. Meckl. Ub. XIII Nr. 8031. 8046. 


Unter den Äbten von Buckow (S. 203) fehlen Friedrich (zwischen 
Albrecht 1336 und Johann von Elbing 1346-57, Meckl. Ub. XIII 
Nr. 7428. 7861, vgl. auch Nr. 8031), und Bertold (29. September 1363, 
Meckl. Ub. XV Nr. 9201). Zu S. 203 A. 10 s. Meckl. Ub. XV Nr. 9102. 
Wilhelm (13983—1402) war schon am ll. November 1386 Abt (Meckl. 
Ub. XXI Nr. 11816 S. 69).!) Er ist also auch der Abt von Buckow, der 
am 19. April 1388 zusammen mit dem Abt von Dargun in Rostock war 
(Rostocker Weinbuch 1382 —139, herausg. v. E. Dragendorff und 
L. Krause, Rostock 1908, Nr. 1395). 


Das Generalkapitel der Dominikaner tagte 1252 nicht in Valen- 
ciennes, sondern in Bologna (Acta capitulorum generalium I = Mon. 
ord. fr. Praed. hist. III). 


Die Abtrennung des Dominikanerkonventes Kammin von der 
polnischen und seine Zuweisung zur deutschen Provinz (S. 218) kam 
1281 ebensowenig zur Ausführung wie 1280 bei Greifswald (8. 621) 
und Pasewalk. Solche Beschlüsse mußten auf drei anschließenden 
Generalkapiteln in gleicher Weise wiederholt werden, um Gültigkeit 
zu erlangen. Das ist aber nicht geschehen Die Acta cap. gen. bringen 
die Abtrennung von Greifswald und Pasewalk 1279 zu Paris unter den 
„Inchoationes‘‘ (den erstmalig verhandelten Sachen), 1280 zu Oxford 
unter den „„Approbaciones“. Zu Florenz 1281 ließ man aber dieses Ver- 
fahren fallen, um ein neues zu beginnen, in dem außer Greifswald und 
Pasewalk auch Kammin von Polen abgetrennt und dafür Soldin zu 
Polen gelegt werden sollten. Ein entsprechender Beschluß steht daher 
1281 wieder unter „Inchoamus‘ und wurde 1282 zu Wien unter „Appro- 
baciones‘‘ wiederholt, nicht aber 1283 zu Montpellier. Diese Verhand- 
lungen blieben also ohne Ergebnis.?) In dem Verzeichnis der Konvente 
der neuen sächsischen Provinz bei ihrer Errichtung 1303 fehlen deshalb 
sowohl Greifswald und Pasewalk wie Kammin (Qu£tif-Echard, Scriptores 


1) Hoogeweg S.434 A.1 kennt die Urk. als Beleg für den Propst 
Wilhelm von Köslin. 

2) Vgl. meinen Hinweis in den Beiträgen zur Geschichte der Stadt 
Rostock VII (1913) 37 A. 96 (wo es im Anfang Stralsund statt Pasewalk 
heißen muß); P. v. Lo&, Statistisches über die Ordensprovinz Saxonis 
8. 14. | 
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ord. Pred. I, Paris 1719, 8. XIVf.).!) Greifswald und Pasewalk kamen 
erst viel später, nach Hoogeweg 8.621 1501, Kammin nie zur sächsischen 
Provinz. Wenn allerdings 1401 ein sächsisches Provinzialkapitel in 
Greifswald abgehalten wurde®), was sehr auffällig erscheint, so muß 
damals die Abgrenzung beider Provinzen gestört gewesen sein, aber 
jedeefalls nicht dauernd. Denn 1472 gehörte?) Greifswald ebenso wie 
1479 zur polnischen Provinz, soweit es nicht zugunsten der holländischen 
Reformkongregation überhaupt von der Gewalt eines Provinzials exi- 
miert war.?) — S. 218 A. 8 lies Pomm. Ub. V 3324 (nicht 3234). 

Die dänische Flotte fuhr 1173 nicht durch die Dievenow (8. 224), 
sondern durch die Swine (Knytl.-S. c. 125 vgl mit co. 129 und Saxo 
Gramm., MG. SS. XXIX 317. 320. 158). 

Daß Esrom das Mutterkloster von Kolbatrz war, braucht man an- 
gesichts der Ordensüberlieferung wohl kaum als bloße Vermutung (S. 225 
A.2) bezeichnen. Als Gründungsdatum wird 8. 226 der 2. Februar 1174 
geboten. Janauschek, Orig. Cist. I 170f. meint aber, daß der 2. Februar 
1174 der Verzeichnisse (nach dem Zisterzienserkalender, der das Jahr 
mit dem 25. März begann) nach unserer Rechnung als 1175 zu ver- 
stehen sei In den Kolbatzer Annalen, deren Anfang (bis 1181) jetzt 
vollständig E. Jergensen, Annales Danici medii aevi (Kopenhagen 1920) 
gedruckt hat, läßt sich nioht entscheiden, zu welchem Jahr die Angabe 
gehören soll. 

Einen Bischof von Duvnol (in der Herzegowins) = Daryensis 
(8. 245) kennt Eubel nicht. Er hat (Hier. cath. I? 221) „Danen. (Daon) 
vel Darien. (?) in Thracia, suffr. Heracleen. (titul)‘‘ und „Dagnen. al 
Daynen. vel Dognen. (Dagne, Danj) in Epiro, suffr. Antibaren.‘“, bei 
denen aber am Ende des 14. Jahrhunderts kein Zisterzienser Johannes 
als Bischof bekannt ist. Dagegen nennt er (ebd. 230) unter „Dunmen. 
al Delmiten. vel Dalmatien. (?) vel Dulpnen. (?) (Duvno) in Heroego- 
wine, suffr. Spalaten.‘‘ zu „oc. 1383‘ einen Bischof Jobann, der am 7. Sep- 
tember 1394 bereits tot war. Aber ob man diesen bei der Verschieden- 
heit des Titels mit dem Kolbatzer Mönch Johann Brunn von 1392 zu- 
sammenbringen darf, der 1390 zum „episcopus Daryensis‘‘ ernannt sein 
wollte ? | 

Ob der päpstliche Auftrag vom 24. Februar 1339 zur Untersuchung 
derVorgänge im Kloster Lebnin (S. 242) bereits an den gelehrten Kano- 
nisten und Dr. theol. Johann von Zinna, Abt von Kolbatz (3. 246. 306) 
oder noch an seinen Vorgänger erging, mag unsicher bleiben. Auszuführen 
hatte ihn jedesfalls Johann, der dabei auf Anstiften des Bischofs Lud- 
wig von Brandenburg überfallen wurde. Darüber ordnete der Papst 


t) Aus Pommern steht dort nur Stralsund, das von jeher zur deutschen 
Provinz gehört hatte. 

®) Bünger, Beiträge S. 33 und 48. 

?) Nicht „kam“, wie Hoogeweg 8. 621, wohl durch Pyl, Gesch. d. 
Greifswalder Kirchen u. Klöster III 1180 irregeführt, sagt. Das Richtige 
ergibt sich aus Pyl S. 1159. 

4) Bünger S. 126ff.; Hoogeweg S. 622f. 
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am 10. Dezember 1340 wieder eine Untersuchung an (Vatikan. Re- 
gesten z. deutschen Gesch. in der Zeit Kaiser Ludwigs des Bayern 
Nr. 2090). 

S. 304 fehlt ein Hinweis auf Pomm. Ub. I Nr. 528 = Pommerell. 
UÜb. I Nr. 187%), wonach vielleicht ein Abt A. von Kolbatz zwischen Ste- 
phan 1253/54 und Nikolaus 1268/69 einzuschieben ist. Auch 16. Mai 
1367 und 15. Juni 1376 war ein Johann Abt von Kolbatz (E. Strehlke, 
Doberan und Neu-Doberan [Pelplin], Meckl. Jahrb. 34, 1869, 8. 42£.?)). 

Otto von Bamberg kam erst Anfang 1125 (nicht 1124, S. 313) 
nach Kolberg. Unter den Quellen fehlt die Prüfeninger Vita II 20. 
Herbords Dialogus war nicht nach SS. XL statt nach SS. XX oder 
Jafle anzuführen. 

Daß die Kolberger Kanoniker ihr Recht auf Mitwirkung bei der 
Propstwahl im Nonnenkloster der Altstadt nicht ausgeübt haben sollten 
(S. 338f.), ist schwer zu glauben. Der Altstädter Propst Heinrich, 1284, 
war z. B., was S. 389 hätte erwähnt werden können, zugleich Kanoniker 
des Kolberger Kollegiatstifte (Pomm. Ub. III Nr. 1546).?) 

Eine der S.399 A.5 ohne Datum und ohne Aussteller als un- 
gedruckt verzeichneten päpstlichen Verfügungen für die Nonnen in 
Köslin ist wobl gleich Meckl. Ub. XXIV Nr. 13609 (9. März 1400). 
Nikolaus (S. 433) war schon 15. November 1362 (Meckl. Ub. XV Nr. 9102) 
Propst des Nonnenklosters in Köslin_*) 

Der Schwarze Tod hat schwerlich 1347 unter den Mönchen von 
Eldena aufgeräumt; er kam erst vom Herbst 1348 an vom Mittelmeer 
nach Süddeutschland und erreichte die deutsche Ostseeküste erst im 
Sommer 1349 und 1350. Auch zum 28. September 1391 (Meckl. Ub. XXII 
Nr. 12367) ist ein Abt Johann von Eldena (S. 574) bezeugt. 

Wenn die „clerici coniugati‘‘ unter den Kanonikern von St. Ni- 
kolaizu Greifswald schlechthin als „Laien‘‘ bezeichret werden (S. 606), 
8o kann das leicht falsche Vorstellungen erwecken; es sind Leute mit 
den niederen geistlichen Weihen, die noch nicht zur Ehelosigkeit ver- 
pflichten, wie sie z. B. die Angestellten der päpstlichen Kanzlei und 
Kammer haben sollten. An der Stelle des Greifswalder Minoriten- 


1) Hier von Perlbach zu c. 1260 gesetzt. Der Ansatz Klempins 1251 — 53 
ist unmöglich, da H(einrich) erst am 7. Mai 1254 zum Bischof von Samland 
an Stelle des nach Lübeck versetzten Johann ernannt wurde; Hauck, KGD. 
Iv®.* 974. V 11%. Die äußersten Grenzen sind 1254— 1260/63. — Für 
Kolbatz vgl. ferner R. Wolff, Politik des Hauses Brandenburg 1436 — 1499 
(München und Leipzig 1919) S. 144 A.3. 

2) Auch sonst ist aus dieser Abhandlung wohl einiges zu entnehmen. 

%) Für die Kolberger Kanoniker vgl. weiter z. B. Vat. Reg. z. Gesch. 
Ludwigs d. Bayern Nr. 1%8; Kirsch, Annaten I 180-182. 214. 284. 285. 
327; Kirsch, Die päpstl. Kollektorien in Deutschland (Paderborn 1894) 
8.392; G. Schmidt, Päpstl. Urkunden u. Reg. f. d. Prov. Sachsen I (Halle 
1886) 262 Nr. 461; Meckl. Ub. XVI Nr. 9762. 9912. X VIII Nr. 10413. XXII 
Nr. 12443. XXIII Nr. 13218, 7 und 8. 13240. 13373; Hanserezesse 2. Reihe 
Bd. Ill zum 30. Sept. 1445 ‚‚de pravest tu Colberch‘‘. Vgl. oben S. 552 A. 2. 

*%) Hoogeweg hat die Urkunde als ungedruckt S. 203 A. 10 für Abt 
Hermann von Buckow benutzt. 
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konvents (des „Grauen Klosters‘) liegt heute nicht die medizinische 
Klinik (S. 609), sondern das Armenhospital (vgl. S. 612). 

Ärgerliche Streitigkeiten der Greifswalder Dominikaner mit 
ihren Stralsunder Ordensbrüdern in der Stadt Greifswald ‚occasione 
questus‘‘ führten 1267 zur Entsetzung der Prioren beider Konvente 
(Acta. cap. gen. I 139). Im Jahre 1282 wurde der Prior von Pasewalk 
seines Amtes enthoben und gleichzeitig gegen andere Brüder seines 
Konvents eingeschritten (Acta cap. gen. I 220). Das Schreiben des 
Ordensgenerals Joachin Turrianus vom 19. Juli 1488 (S. 624 A. 2) ist 
im Cod. dipl. Saxoniae regiae II 10 Nr. 254 mit dem 19. Juni 1488 ge- 
druckt. | 

Ähnliche Bemerkungen, wie sie hier aus dem, was mir gerade 
zur Hand war, gemacht sind und sich wohl vermehren lassen, ändern 
nichts an der freudigen Anerkennung dessen, was geleistet worden ist. 
Der Verfasser hat sich durch seine Arbeit einen bleibenden Namen in 
der pommerschen Geschichtsforschung geschaffen und der deutschen 
Kirchen- und Siedelungsgeschichte und nicht zum wenigsten auch der 
kirchlichen Verfassungsgeschichte auf dem Gebiet des Ordenswesens 
in allen seinen Beziehungen manch hübschen und dauerhaften Bau- 
stein zubereitet. Daß in diesen harten Jahren ein pommerscher Verlag 
diesen l. Band von 45%, Bogen zum Druck zu bringen wagte, verdient 
die höchste Anerkennung. Möchte nunmehr die vorgesehene Fortsetzung 
durch die Unterstützung der dazu bestellten Organisationen ge- 
sichert sein! 


Greifswald. A. Hofmeister. 


Die Prüfeninger Vita des Bischofs Otto von Bamberg. Zur 
800 jährigen Gedenkfeier der Einführung des Christentums 
in Pommern herausgegeben von Adolf Hofmeister. 
Denkmäler der Pommerischen Geschichte hrsg. von Dem- 

selben Band I. Greifswald, Verlag Ratsbuchhandlung 
L. Bamberg, 1924. LX und 1178. 8° Mit 3 Tafeln. 


Von den drei Biographien Bischof Ottos I. von Bamberg, der vor 
‘800 Jahren seine erste Missionsfahrt nach Pommern unternahm (Mai 
1124 bis März 1125), ist, wie jetzt allgemein anerkannt wird, die Prüfe- 
ninger Vita die älteste, zudem bei weitem wichtiger als Ebo und Gerbord. 
Sie ist verfaßt bald nach dem Tode Ottos, anscheinend zwischen 1140 
und 1146 von einem gut unterrichteten, vielleicht in Bamberg unter 
Otto selbst ausgebildeten Geistlichen. Von den MG. SS. VII noch nicht 
genügend berücksichtigt, liegt sie jetzt zum erstenmal in einer vorzüg- 
lichen kritischen, mit Einleitung, einer „Beilage: Bildliche Darstellungen 
Ottos von Bamberg‘‘, 3 Tafeln und Registern versehenen Ausgabe vor 
und bietet so die Grundlage für jede weitere Beschäftigung mit den 
Anfängen des Christentums in Pommern und mit dem Leben des Bam- 
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berger Bischofs Otto, dieses „nicht nur als, Missionar und Organisator 
im Heidenlande, sondern auch als geistlicher Oberhirt seines eigenen 
Sprengels in der deutschen Heimat und als Staatsmann bedeutenden“ 
. Mannes. Näheres über die Pommernfahrt findet sich in dem Aufsatz 
von M. Wehrmann, Die Lehr- und Predigttätigkeit des Bischofs Otto 
von Bamberg in Pommern, Baltische Studien N. F. 26, 1924; in zeit- 
licher und örtlicher Hinsicht hat soeben Adolf Hofmeister selbst 
Ottos Tätigkeit in Pommern festgelegt: Zur Chronologie und Topo- 
graphie der 1. Pommernfahrt des Bischofs Otto von Bamberg, Pommersche 
Jahrbücher 22, 1925, S.1ffl. Die Literatur vgl. bei Wehrmann a. a. O. 
S. 182—187 und bei Hofmeister, Zur Chronologie S. 1 Anm. 3. 


Hans Erich Feine. 


Erich Caspar, Hermann von Salza und die Gründung des 
Deutschordensstaats in Preußen. Tübingen, J. C. B. Mohr 
(Paul Siebeck), 1924, VIIL, 1078. 8°. 


Diese Schrift bringt in erweiterter Gestalt den Vortrag, den Caspar, 
ord. Prof. der Geschichte an der Universität Königsberg, im Oktober 
v. J. auf dem Historikertag zu Frankfurt a. M. gehalten hat, unter Bei- 
gabe ausführlicher Anmerkungen ($. 61—102) und eines Exkurses am 
Schluß. Die Ergebnisse, die für die Erkenntnis der Bedeutung des Hoch- 
mceisterse Hermann von Salza und die Gründungsgeschichte des Deutsch- 
ordensstaats von erheblichem Belang sind, werden durch eine scharfe 
Interpretation der wichtigsten Urkunden und einen Vergleich ihres 
Inhalts mit dem, was wir sonst über die Tätigkeit des Deutschen Ordens 
in Europa und über die livisch-preußische Mission wissen, gewonnen. 
Unter den Urkunden steht natürlich voran diejenige Kaiser Friedrichs II. 
vom März 1226 (Böhmer-Ficker Reg. 1598), über deren Doppelausferti- 
gung Caspar (im Exkurs) zu der alle Komplikationen ablehnenden 
These von Karl Lohmeyer (1888) zurückkehrt; daneben kommen 
Friedrichs Manifest vom März 1224 (B.-F. 1517), die Preußenbulle Gre- 
gors IX. vom 3. August 1234 (Potthast Reg. 9501 = Böhmer-Ficker- 
Winkelmann Reg. 7034) und einige andere Papstbriefe in Betracht. 
Von sonstiger Tätigkeit des Ordens wird namentlich der vorangegangene 
Versuch einer Niederlassung im Siebenbürgener Burzenland (um Kron- 
stadt) mit Erfolg herangezogen. 

Dieses Unternehmen des Deutschen Ordens im Burzenland (1211—25) 
war nämlich gleichfalls von Hermann von Salza geleitet worden, und die 
schlechten Erfahrungen, die es brachte, haben sein Vorgehen in Preußen 
wesentlich beeinflußt. Schon im Burzenland hatte der Orden kirchliche 
und weltliche Autonomie angestrebt. Die Einwilligung und Unter- 
stützung des Papstes hat ihm dabei nicht gefehlt, wohl aber die des 
Königs von Ungarn, der ihn gerufen hatte, jedoch eine staatsrechtliche 
Lösung des Burzenlands von Ungarn nicht zugeben wollte und ibn eben 
deshalb schließlich wieder vertrieben hat. Aus dieser schlimmen Lehre 
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erklärt sich die Kaiserurkunde von 1226: noch ehe der polnische Herzog 
Konrad von Masovien, der den Orden zu Hilfe rief, die in Ausssicht 
gestellte Schenkung des Kulmerlands wirklich vollzogen hatte, ließ 
Hermann sich vom Kaiser die Reichsunmittelbarkeit der bevorstebenden 
Schenkung wie aller künftigen Eroberungen in Preußen garantieren!) 
Die Urkunde bedeutet nicht die Gründung des Deutschordensstaats, 
sondern ein erst zu verwirklichendes Zukunftsprogramm (S. 18). 

Sie ist aber auch noch in anderer Hinsicht bemerkenswert, näm- 
lich nach der kirchlichen Seite. Friedrich II. hatte anfangs gegenüber 
der Mission, die in Livland durch den Bischof Albert und die Schwert- 
ritter, in Preußen mit weit ‚geringerem Rückhalt und Erfolg durch den 
Zisterziensermönch (seit 1215 Bischof) Christian in Angriff genommen 
worden war, keine aktive Stellung eingenommen, obgleich Philipp von 
Schwaben 1207 den Bischof Albert mit Livland belehnt und Livland 
damit in den Verband des Deutschen Reichs aufgenommen hatte.?) 
Die Haltung des Kaisers änderte sich indes 1223 mit der großen Wendung 
in der dänischen Angelegenheit (Gefangennshme König Waldemars 11. 
durch Heinrich von Schwerin). Jetzt hat Friedrich, unter dem nach- 
weisbaren Einfluß Hermanns von Salza, das Manifest von 1224 an die 
Fürsten des Reichs gerichtet, „ein Erzeugnis der Propaganda“ (S. 26), 
um Interesse zu wecken für die preußisch-livischen Völker, denen dabei 
versprochen wurde, daß sie als Christen „nur der Kirche und dem Römi- 
schen Reich‘ untertean sein sollten. Das entsprach dem kurislen Stand- 
punkt, nach welchem der Papst die Mission leitete und bei der Ordnung 
der weltlichen wie der kirchlichen Herrschaftsrechte berücksichtigt wer- 
den mußte. Schon in Livland hat der Papst sehr geschickt die ver- 
schiedensten Konkurrenten gegeneinander auszuspielen verstanden, um 
selbst herrschen zu können, und es war auch durchaus nicht seine Ab- 
sicht, im Missionsgebiet eine weitgehende kirchliche Autonomie zu ge- 
statten. Für Preußen erhielt Bischof Christian eine ganze Anzahl päpst- 
licher Bullen, die ihn und das Missionswerk gegen die Eroberungspläne 
anderer sicherstellen sollten. Da der Deutsche Orden 1224 für sich selbst 
noch nicht an Preußen dachte, erklärt es sich, daß in dem von Hermann 
inspirierten Kaisermanifest dieses Jahres dem kirchlichen Standpunkt 
Rcohnung getragen wurde. Dann aber kam um die Jahreswende 1225/26 


1) Mit welchem Rechtstitel verfügte Friedrich über das Kulmerland 
und Preußen? Er beruft sich auf die Monarchie des Imperiums und auf 
das Recht am herrenlosen Land. Caspar S. 14 möchte besonders auf letz- 
teres,ein deutsches Bodenregal, Wert legen. Aber dem deutschen König stand 
dies Regal doch nur innerhalb der Grenzen des deutschen Königreichs zu. 
‘Und so dürften Ranke, Werminghoff u. a. doch recht behalten damit, 
daß hier in der Tat eine Auswirkung der imperialen Idee vorliegt. — Zu 
-8. 21f. sei angemerkt, daB nicht Bruno von Querfurt (obgleich er gewiß 
‚ähnlich dachte), sondern Thietmar VI 25 (18) die entrüsteten Worte über 
die Ljutizen undihre heidnischen Feldzeichen im Heer König Heinrichs II. 
(1005) ausgesprochen hat, 

®) Schwerlich zu Sinzig, wie Beet 8. 76 Anm. 96 sagt; = Neues 
Archiv 43 S. 208ff. 
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(an dieser chronologischen Ansetzung wird im Exkurs mit Recht fest- 
gehalten) der Hilferuf Konrads von Masovien; und da Hermann bereit 
war, ihm Folge zu leisten, hat er jetzt durch den Mund seines Kaisers 
eine ganz andere Sprache angenommen: nicht nur die Bekehrung, son- 
dern auch die Unterwerfung der Preußen macht Friedrich in der Urkunde 
von 1226 dem Orden zur Pflicht, und verschiedene Sätze polemisieren 
direkt gegen die bisherigen päpstlichen Preußenbullen und ihre Ten- 
denzen, insonderheit gegen zwei gleichlautende Erlasse Honorius’ III. 
von 1218/19 (Potth. 5798 und 6063 = B.-F.-W. 6289 und 6337). Auch 
in dieser Hinsicht bedeutete die Urkunde von 1226 also ein Programm 
für die Zukunft. 

Dieses Programm zu verwirklichen, war die Sorge der nächsten 
Jahre. Mit seiner weltlichen Seite ist das schließlich gelungen: nach 
vierjährigen mühevollen Verhandlungen hat Konrad von Masovien, der 
ursprünglich keineswegs an eine volle Loslösung des Kulmerlands von 
Polen gedacht hatte, in den Vertrag von Kruschwitz eingewilligt, der 
den Wünschen Hermanns entsprach, und das ist auch der Grund, wes- 
halb erst jetzt (1230) das Unternehmen in Preußen wirklich begann. 
Nicht ganz so erfolgreich war man mit der kirchlichen Autonomie. Zwar 
Bischof Christian, der mit päpstlicher Hilfe zäh an seinen Rechten fest- 
hielt, schied nach seiner Gefangennahme durch heidnische Preußen 1233 
fürs erste aus, und der gegen die Ordensritter später erhobene Vorwurf, 
keinen Finger zu seiner Befreiung gerührt zu haben, war sicher gerecht- 
fertigt. Aber die Preußenbulle Gregors IX. v. J. 1234, die das eroberte 
Land unter päpstlichen Schutz nimmt und dem Orden gegen Zinspflicht 
verleiht, ohne des Bischofs zu gedenken, reserviert dem Papst ausdrück- 
lich Verfügungen über den Kirchbau und die Anstellung der Geistlichen, 
gibt also nicht, wie einst im Burzenland, die volle kirchliche Autonomie. 
Ja es ist überhaupt keineswegs das ganze Preußenland mit allen seinen 
Bewohnern dem Orden überlassen worden; sondern nur, wen der Orden 
mit Gewalt unterwerfen mußte, sollte ihm untertan sein, während die- 
jenigen, die sich freiwillig taufen ließen, frei sein und direkt unter dem 
Schutz des Römischen Stuhls stehen sollten. Eine abschließende Ver- 
fassungsurkunde für das preußische Missionsgebiet konnte das natürlich 
nicht bedeuten, die Bulle stellte vielmehr ein Provisorium dar, eine 
Verfügung für im Entstehen begriffene Verhältnisse (S. 36). Ihr Prinzip 
war aber nicht unverständlich. Die Ritterorden dienten dem Kampf 
gegen die Heiden, und wo dieser zu Ende war, da war ihre Aufgabe 
eigentlich erfüllt; die Gründung eines Staats gehörte nicht dazu. Eine 
endgültige Regelung der theoretischen Fragen hat der Papst nie ver- 
sucht. Um so mehr hielt er in der Praxis an seinen Reservationen fest. 
Das bewies die Tätigkeit des päpstlichen Legaten Wilhelm von Modena 
bei der Ordnung der Besitzverhältnisse und der Einteilung der preußi- 
schen Diözesen 1243. Das zeigte nicht minder die päpstliche Lehns- 
hobeit, die ebenfalls seit 1243 völlig feststand, obgleich Hermann von 
Salza (f 1239) weder dem Kaiser noch dem Papst jemals einen Lehnseid 
geschworen hat. 
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Die Persönlichkeit Hermanns von Salza, der alle Schwierigkeiten 
richtig vorausgesehen und durch die Kaiserurkunde von 1226 im voraus 
bekämpft bat, der niemals selbst in Preußen gewesen ist (obgleich die 
Kulmer Handfeste von 1233 seinen Namen an der Spitze trägt) und 
dennoch alle Fäden der politischen Beziehungen und Ereignisse in seiner 
Hand hielt, und der zwar nicht alles, aber doch einen großen Teil des 
Programms von 1226 verwirklicht hat, wächst durch diese Untersuchung 
außerordentlich. Mit Recht wird im letzten Abschnitt darauf hingewiesen. 
Und nicht nur ap der theoretischen Untermauerung, auch an dem prak- 
tischen Aufbau des Ordensstaats hatte Hermann einen starken Anteil. 
Die Kulmer Handfeste zeigt durch die völlige Ignorierung jeder anderen 
geistlichen und weltlichen Gewalt, daß sie mit innerem Recht auf seinen 
Namen ausgestellt ist. Er hat für den dauernden Zuzug an Rittern ge- 
sorgt und ihn namentlich aus der Gegend von Magdeburg-Halle und von 
Lübeck gefunden Durch ihn ist die staatsbildnerische Art dem Orden 
eingeprägt worden. Und auch die Beziehungen der Ordenseinrichtungen 
zu dem sizilischen Staatswesen Friedrichs 1I. gehen natürlich auf Her- 
mann zurück. Als glänzenden Diplomaten kennt und rühmt man den 
Hochmeister seit langem. Daß er mehr war, nämlich „ein schöpferischer 
Staatsmann großen Stils, auf den die deutsche Nachwelt stolz sein kann“, 
lehrt die sorgfältig aufbauende Arbeit, die wir hier zur Anzeige bringen. 


Halle a. S. Robert Holtzmanın. 


Jahrbuch des Stiftes Klosterneuburg, herausgegeben 
von Mitgliedern dieses Chorherrenstiftes.. 9 Bände. Wien 
und Leipzig, Wilhelm Braumüller. I (VI u. 252 8.) 1908, 
II (395 8.) 1909, III (358 8.) 1910, IV (345 8.) 1912, V 
(260 8.) 1913, VI (248 8.) 1914, VII (68 8.) 1915, VIIs 
(384 8.) 1916, VIII (XIV u. 224 8.) 1917, VIII (XXIV 
u. 247 8.) 1920, IX (220 8.) 1919.1) 4°. 


Das ehrwürdige Chorherrenstift am Donaustrande, nächst Wien 
gelegen, die alte Babenbergerstiftung, zu deren stolzem Bau der Wanderer 
andachtsvoll und bewundernd emporblickt, war gleich so manchem ande- 
ren Kloster unseres Vaterlandes allzeit ein wichtiger Kulturfaktor, eine 
Stätte ernster wissenschaftlicher Forschung. Archiv und Bibliothek 
bergen auch hier ein reiches, noch viel zu wenig bekanntes und benütztes 
Material. Mit Freude und Dankbarkeit anerkennt es daher die Forschung, 
daß Mitglieder dieses Stifts, hierzu trefflich geschult, sich der Aufgabe 
unterziehen, neuerdings diese Schätze zu verzeichnen und nach modernen 
wissenschaftlichen Gesichtspunkten zu beschreiben, sie fremder Forschung 
zugänglich zu machen, aber auch in eigenen gelehrten Arbeiten zu ver- 


1) Seit 1915 (VIIff.) erschienen die Bände in Abteilungen zerlegt, 
so daß jede Abhandlung für sich käuflich ist. 


Zeitschrift für Rechtsgeschichte. XLV. Kan. Abt. XIV. 
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werten. Das vorliegende „Jabrbuch“, das ich kürzlich käuflich erworben 
habe, ist eine Frucht dieses wissenschaftlichen Strebens. In ihm finden 
Veröffentlichungen der Chorherren aus dem Bereiche der Geschichte, 
der Theologie und verwandter Disziplinen Aufnahme.: Die Herausgabe 
übernahm 1908 Prof. V. O. Ludwig. Der Plan, in dieser Zeitschrift 
Materialien und Bearbeitungen, „Stoff und Bau‘ zu bieten, erfreut 
sich der vollen Zustimmung und verständnisvollen Förderung seitens 
der Vorsteher der Kanonie, des von 1907—13 als Propst waltenden, 
nunmehrigen Kardinals und Fürsterzbischofs von Wien, Dr. Friedrich 
G. Piffl und seines Nachfolgers, des jetzigen Propstes Dr. Josef E. Klu- 
ger. Außer Frage steht der hohe Wert, den dieses schön ausgestattete, 
im Text von zahlreichen Lichtbildern begleitete Jahrbuch (Jb.) für die 
Stifts- und Landesgeschichte, für die Theologie und das Kirchenrecht, 
für Kunst und Literatur besitzt. Es wäre daber sehr zu bedauern, wenn 
infolge der andauernden finanziellen Schwierigkeiten der Nachkriegszeit 
in Österreich der 9. Band der Reihe letzter sein würde. 

In dieser Anzeige gedenke ich jener Beiträge, die in den Rahmen 
unserer Zeitschrift passen. Ich möchte die Rechtshistoriker auf diese 
Studien aufmerksam machen, die vielfach neue Ergebnisse bringen und 
sich in Form und Inhalt würdig den wissenschaftlichen Arbeiten an- 
schließen, die in diesem Stift in vergangenen Zeiten entstanden sind. 
Schon im 12. und 13. Jahrhundert wurden dort Handschriften hergestellt 
von theologischen und kirchenrechtlichen Abhandlungen, wie auch aus. 
verwandten Gebieten. Gar manche derselben ist heute noch eine Zierde ' 
der Stiftsbücherei. Nach der Mitte des 13. Jahrhunderts signierte der 
erste urkundlich nachweisbare Bibliothekar, Albertus Saxo de Hunolds- 
burch, dessen Grabstein bei Renovierung der Stiftskirche (1880) gefunden 
wurde, alle Handschriften der Bibliotbek. Ihr reicher Bestand um 1330. 
ergibt sich aus dem Bücherkatalog. den Magister Martinus 1330 ab- 
faßte.!) 


In einer vermutlich im Hause geschriebenen, jedenfalls zum alten . 
Bestande der Bücherei gehörigen Handschrift des 12. Jahrhunderts?) 
entdeckte Prof. F. Schönsteiner (Sch) eine bis dahin noch unbekannte, 
an Umfang und Alter hervorragende Dekretslensammlung?) aus der 
Zeit Papst Alexanders III. Der Sammelkodex (Nr. 19) enthält außer- 
dem verschiedene Abhandlungen des großen Kirchenlehrers Augustinus 
(fol. 1—36) und am Schlusse (fol. 88—119) die Summa (Rationale) „de 


1) Vom Bibliothekar Dr. Floridug Leeb 1775 wieder gefunden. — Vgl.. 
Pfeiffer in Jb. I 24 und 56, Cernik (Ö ebd. 59, Zeibig (Z) im Archiv für 
österr. Geschichte V 263, Schulte in den Wiener SB. (phil.-hist. ) LVU 
676ff., endlich Ü., Das Stift Klosterneuburg und seine Pfarrer (Ü. Stift) 

2) Schon erwähnt von Bibliothekar Martinus (1330). Vgl. 2. a. a. O. 286 
und Gottlieb, Über ma. Bibliotheken 43. 

3) Daß die Benennung „Kanonsammlung‘“ nicht zutrifft, hat schon 
R. v. Scherer im Österr. Literaturblatt, XIX (1910), Sp. 133ff. bemerkt. 
Vgl. über sie ferner Friedrich Heyer, diese Ztschr. XXXIV 1918 Kan. 
Abt. IU 8. 622£. 
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divinis officiis‘‘ des Johannes Beleth.!) In der Vorrede seiner Arbeit: 
„Die oollectio Claustroneoburgensis (eine neu entdeckte Kanonsamm- 
lung)“, abgedruckt im Jb. II. 1—154, bespricht der Herausgeber an 
der Hand. der schon bekannten Werke nachgratianischer Kanonisten 
diese neue Kompilation, die er nach ihrem Fundorte benennt und um 
das Jahr 1181 entstanden sein läßt. Auf 344 Abschnitte verteilt, bringt 
sie vor allem Dekretalen des genannten Papstes, dieses großen Kirchen- 
rechtslehrers. Kein Stück gehört der nachalexandrinischen Zeit an und 
nur vier sind erwiesenermaßen dessen Vorgängern zuzuweisen. Da die 
Semmlung, von einigen größeren Stofigruppen abgesehen, keinerlei 
systematische Ordnung zeigt, weder Titelrubriken noch überhaupt Titel 
kennt, den Stoff noch nicht in Bücher gliedert, ist sie mit Sch. jeden- 
falls vor die c. Parisiensis II (Nr. 1566 der Pariser Nationalbibliothek) 
zu setzen, daher auch vor den Appendix ooncilii Lateranensis, die von 
Schulte gefundene Bambergensis usw. Am nächsten steht sie der von 
E. Seckel?) kurz erwähnten o. Berolinensis. Sie beginnt mit den offen- 
bar vom Schreiber beigefügten Worten: „Incipiunt deoreta sive sen- 
tentiae Alexandri papee III. Romanae sedis episcopi“. Dies ist irre- 
führend, weil die Sentenzen des Papstes, die noch aus der ersten 
Zeit seines Kardinalats stammen, in ihr keine Aufnahme fanden. Im 
Abdruck (a. a. O.26ff.) werden jene Kapitel, die sich auch im Corpus 
‚juris canonici finden, nur zitiert, die übrigen im Wortlaut gebracht. 
Die Fundorte der einzelnen Kapitel verzeichnet Sch. gewissenhaft, so- 
weit sich dies überhaupt ermitteln ließ. Die „vergleichende Tabelle‘ 
zeigt, ob und inwieweit die Dekretalen auch im Appendix, in der Bam- 
bergensis, Lipsiensis und Casselana erscheinen Verschiedene Stücke 
finden sich nur in der hier besprochenen Sammlung. Sie selbst beginnt 
mit dem Papstwahldekret von 1179 (c.6 X. 1. 6), bringt es jedoch in 
einer falschen Fassung, wonach für die Gültigkeit der Wahl eine Drei- 
viertelmehrheit der anwesenden Kardinäle erforderlich wäre. Über den 
Entstehungsort und die Persönlichkeit des Verfassers konnte Sch. keinerlei 
Nachricht ermitteln. Scherer a.a.O. hält englische Herkunft nicht 
für ausgeschlossen. | | | 

Unter dem Titel: „Ein neuaufgefundener Traktat Franz Zabarella’s“ 
(Jb. TIL. 139-178) veröffentlicht und erläutert Prof. Ludwig (L) dessen 
Schrift: „De horis oanonicis‘‘, die er in der Handschrift 225 der Stifte- 
bibliothek und, was dem Zabarellaforscher A. Kneer und dem Ver- 
fasser des Handschri tenkatalogs der Wiener Hofbibliothek noch nicht 
bekannt war, auch in Codex 4134 dieser Bibliothek gefunden hat. 
Als Verfasser konnte er den berühmten Paduaner Kanonisten dieses 
Namens?) feststellen, der später als Kardinal und gewandter Diplomat 


1) Hurter, Nomenclator II®, Sp. 212. 

2) N. Archiv XXV 527 und Jb. II 18. Die c. Berol. ist inzwischen 
von Josef Junoker, diese Ztschr. XLIV 1924 Kan. Abt. XIII 8, 284. 
ausführlich beschrieben und behandelt worden. - 

.3) A.0.0.142f. — Vgl auch Sägmüller, Lehrbuch des kathol 
Kirchenrechts ®, I 85. 
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verdienstvoll wirkte und — ein Vertreter der konziliaren Theorie — auf 
dem Konstanzer Konzil an den Verhandlungen erfolgreich teilnahm, 
zur Beseitigung des Schismas beitrug, selbst für den Primat in Betracht 
gezogen wurde, aber vorzeitig gestorben ist (1417). Die Hs. 225, ein 
Sammelkodex aus den Jahren 1434 und 1435, rührt in ihrem größten Teil 
von dem Notar Johannes Egner de Krudt her, einem Schreiber des 
Klosterneuburger Stiftskapitulars Dr. Kolomann Knapp (f 1443), der 
als Stellvertreter seines Propstes Georg Müstinger am Basler Konzil 
erschien. Sie enthält reiches Material über dieses Konzil und gehört zu 
jenen Stücken, die durch Knapp von Basel nach Kl. kamen. Bezeich- 
nend ist es, daß unser Schreiber in den Kodex auch die Arbeit des Jo- 
hannes de Lignano!) über dieses Thema aufnahm. War dieser doch 
2.8 Lehrer und an ihn schloß sich der Schüler stellenweise wörtlich an. 
Offenbar lagen beide Arbeiten den Beratungen in Basel vor. In vor- 
sichtiger Beweisführung zeigt L., warum Z.s Abhandlungen gerade auf 
diesem Konzil für verschiedene Reformfragen grundlegend wurden, 
so daß ihnen in der Folge ein großes Verbreitungsgebiet namentlich auch 
in Druckwerken gesichert war. Noch sei bemerkt, das unser Kodex 
im Anschlusse an die genannten Werke eine Abschrift der Goldenen 
Bulle Karls IV. und einen „Tractatus de translatione imperii a Graecis 
in Germanos“ bringt.?) 

Demselben Gelehrten verdankt das Jb. (IX. CCXVI + 220 S.) 
unter dem Titel: „Der Kanonisationsprozeß des Markgrafen Leopolds III. 
des Heiligen‘‘, als Frucht eingehender Studien namentlich auch in den 
vatikanischen Archiven, eine erstmalige ausführliche und kritische Dar- 
stellung aller Stadien dieses Verfahrens. Sie ist für die „kirchenrecht- 
liche und ritualgeschichtliche‘‘ Seite der Frage um so wertvoller, weil 
es sich um einen solchen Prozeß noch aus der Zeit vor dem Ausbau des 
Instituts durch Leo X. und die späteren Päpste, aber nach der Dekretale 
Alexanders III. (c. 1 X. III. 45) handelt, welche ein solches Verfahren 
schon der römischen Kirche vorbehalten hat. Bereits Papst Innozenz II. 
hatte 1135 den Markgrafen in Anbetracht seiner besonderen Verdienste 
um die Kirche mit dem Ehrentitel „Sohn des heiligen Petrus‘ aus- 
gezeichnet.?) Bald nach seinem Tode genoß er im Volke größte Ver- 


1) Schulte, Geschichte der Quellen und Literatur des kanonischen 
Rechtes, II 257 fi. 

2) Nach gütiger Mitteilung des Herrn Stiftsarchivars Cernik das Werk 
des Jordanus von Osnabrück. Vgl. S. Schard, de jurisdicetione etc. (1566) 
297 ff. und G. Waitz in den Abhandlungen der Göttinger Akademie, Bd. 14 
(1869). 

3) Urk. (1135), März 30, Pisa: „te tamquam beati Petri fililum volumus 
honorare“. Gedruckt Jb. VII/2. 4ff., vorher B. Polzmann, Compendium 
vitae et miraculorum 8. Leopoldi etc. (1591); M. Fischer, Merkwürdigere 
Schicksale des Stiftes und der Stadt Klosterneuburg (1815), II 119 usw. 
Orig. im Stiftsarchiv, ein Faksimile bei ©. Stift 14. — Ich habe nicht ermittelt, 
ob dieser Titel, wie die Klosterneuburger Forscher betonen, eine spezielle 
Ehrung des durch besondere Ergebenheit an die Kirche und verdienstvolles 
Wirken in ihrem Interesse hervorragenden Babenbergers sein sollte, oder 
ob sich diese Bezeichnung auch in anderen Schreiben der Kurie findet, die 
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ehrung. Die Anfänge der Kanonisationsbestrebungen datieren jedoch 
erst aus dem Beginn der Regierung Herzog Rudolfs des Stifters (1358). 
Mit Recht betont L., wie sehr sich diese Pläne der ganzen Regierungs- 
politik und den mystischen Anschauungen des jugendlichen, ehrgeizigen 
Fürsten einfügen, der für sich und seine Lande möglichste Unabhängig- 
keit von Kaiser und Reich erstrebte, Österreich als Schild und Herz 
des Deutschen Reiches betrachtete, als Landesherr die Wiener Uni- 
versität stiftete, den Stefansdom erbauen ließ und dieser Kirche ein 
eigenes Kollegiatkapitel gab. Für ihn bedeutete die Heiligsprechung des 
Markgrafen, wie L. (a. a. O. XXX]Iff.) treffend sagt, „nichts mehr und 
nichts weniger, als daß dieser österreichische Regentensitz angesichts 
der ganzen Welt, vor Kaiser und Volk, mit einem Strahlenkranz himm- 
lischen Glanzes umleuchtet erscheint, dem man sich nur in größter Ehr- 
furcht nahen konnte“, mithin „die andern Fürstenstühle weit hinter 
sich lassen‘‘ würde, auf die „ein Widerschein des Himmels nicht her- 
niederfiel‘“‘. Tatsächlich erreichte Rudolf nur so viel, daß Innozenz VI. 
eine Kommission mit der amtlichen Untersuchung der Frage betraute. 
Doch ließen nach dem frühen Tode des Papstes (1362) und des Fürsten 
(1365) die Zeitereignisse eine Fortführung dieser Angelegenheit, so sehr 
sich das Stift für sie interessierte, nicht zu. Erst K. Friedrich IH. war 
es beschieden, die Früchte der rudolfinischen Bemühungen zu ernten, 
indem auf neuerliche Bitten aus verschiedenen Kreisen, nach eingehend- 
sten Erhebungen und Verhandlungen, in die wir genauen Einblick er- 
halten, Innozenz VIII. am 6. Jänner 1485 zu St. Peter in Rom die feier- 
liche Heiligsprechung des Babenbergers verkündete. In eingehender 
und scharfsinniger Art legt L. den Fortgang dieses Verfahrens dar. 
Seine Ausführungen werden durch zahlreiche Urkunden und Akten- 
stücke beglaubigt, die sich auf 151 Beilagen verteilen. Auch die finanzielle 
Seite der Angelegenheit findet, soweit hierfür die Quellen ausreichen, 
Berücksichtigung. 

Ein wertvoller Beitrag zum Ordensrechte ist die 1916 (Jb. VII/2. 
LII + 384 SS.) erschienene Arbeit Schönsteiners: „Die kirchlichen 
Freiheitsbriefe des Stiftes Klosterneuburg. Urkundensammlung mit 
rechtlichen und geschichtlichen Erläuterungen.‘ Sie führt bis zur Grün- 
dung des Stiftes zurück. Leopold der Heilige errichtete unfern seiner 
neuen Residenz zuerst ein weltliches Kapitel (um 1106), verwandelte 


mit Traditionen von Kirchen und Klöstern an den hl. Petrus zusammen- 
hängen. Für diese Vorgänge vgl. namentlich G. Schreiber, Kurie und 
Kloster im 12. Jahrhundert (1910), I 15fl.; A. Brackmann, Studien und 
Vorarbeiten zur Germania pontificis I (1912) 15 und H. Hirsch, Die Kloster- 
immunität seit dem Investiturstreit (1913) 32ff. — Die beiden anderen Schrei- 
ben Innozenz’ JI., die nach dem Tode des Markgrafen erflossen sind [(1137) 
Jänner 8, Pisa und (1138) April 11, Lateran], erwähnen wie die an das Stift 
ergangene Bulle dieses Papstes (1137) und die angebliche Bestätigungsurkunde 
von 1136 nur die Oblation bzw. Ergebenheit an den hl. Petrus, nicht aber 
jene Ehrung des Stifters und Tradenten. Vgl. Fischer a. a. O. 124ff. und 
Sch. l11ff., sowie Regesta pontificum Romanorum (Germanis pontificie) 
congessit A. Brackmann I 248 Nr. 1, 249 Nr. 3, 259 Nr. 1, 260 Nr. 2 und 3. 
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es aber auf Rat des Erzbischofs von Salzburg und der Bischöfe von 
Passau und Gurk 1133 in ein Augustinerchorherrenstift. “ Zunächst 
Eigenkloster des Stifters!), wurde es vom Gründer durch Tradition (Ob- 
lation) an den hl. Petrus übergeben und hierdurch, wie so viele An- 
stalten jener Zeit, päpstliches Eigenkloster, jedoch unbeschadet der 
Diözesanzugehörigkeit. ‘Die Annahme dieser Tradition und die Er- 
teilung des Schutzprivilegiums erfolgte durch den Papst auf dem Konzil 
von Pisa (1135). Die Urkunde wurde von den dort anwesenden Bischöfen 
unterzeichnet?), ist aber nicht mehr erhalten. Dagegen besitzt das Stift 
noch heute im Original ein darauf bezugnehmendes Schreiben®) Inno- 
zenz’ II. an den Stifter und das zweite päpstliche Privilegium (1137, 
‚November 30. Rom). Der sogenannte Stift- oder Bestätigungsbrief 
(1136, September 29), auf den Namen des Stifterse lautend, ist nicht echt. 
Er ist aber nur eine „diplomatische Fälschung‘ und in „seinem Inhalt 
sicher einwandfrei“. Wurde das Stück doch vermutlich noch vor der 
Mitte des 12. Jahrhunderts im Stift selbst verfaßt, wie auch eine andere 
Notiz gleichen Inhalts, die von gleicher Hand geschrieben ist.*) — Der 
Urkundensammlung schickt Sch. eine längere Einleitung voraus. Sie 
orientiert über die kirchliche Privilegienlehre, bespricht die allgemeinen 
Ordensvorrechte, sodann jene der Regularkanoniker und die für sie 


1) Der Stifter Markgraf Leopold III. ernannte die Vorsteher der welt- 
lichen Kanonie, zuerst Otto IL., vielleicht vorher Pfarrer der viel älteren 
Martinskirche in Kl, die in den Jahren 1133 bis 1136 dem Stift inkorporiert 
wurde, nach dessen Tode, der Sitte jener Zeit entsprechend, seinen noch 
im Kindesalter stehenden Sohn Otto II., der später eingehenden Studien 
in Paris oblag, etwa vor 1133 in die Zisterze Morimund (Diözese Langres) 
eintrat, ihr Abt wurde, schließlich Bischof von Freising war und sich als Ge- 
schichtsschreiber hervortat, endlich 1133 Hartmann, Propst von Chiemsee, 
späterhin bis 1164 Bischof von Brixen. Vgl. A. Hofmeister im N.Archiv 
XXXVI 122ffl. und Ü, Stift 4. 

2) Vgl. O.v. Mitis, Studien zum älteren österr. Urkundenwesen (1912) 
259ff. und die Notiz im sog. Stiftbrief von 1136 bei Fischer II 124ff. oder 
Sch. 11fl. | 

3) Offenbar der Begleitbrief zu der großen Bulle von 1135, die jedoch 
sehr bald schon in Verlust geraten war. Vielleicht war gerade dieser Ver- 
lust der Anlaß zur Erwirkung der zweiten Bulle, die 1137 gewährt wurde. 
Vgl. Mitis a. a. O.259ff. — Über dieses Schreiben an M. Leopold oben 
S. 564 Anm. 3. Wie die Schreiben Innozenz II. an die Hinterbliebenen des 
Stiftere, liegt auch diese Urkunde heute noch im Stiftsarchiv. Ihre Ein- 
reihung ist durch den Umstand erklärt, daß sich dort damals auch das Archiv 
der Babenberger befand. Vgl. Breßlau, Handbuch der Urkundenlehre ?I 181; 
Tangl in Z?RG. XXV 285 und Mitis a. a. O. 261fl. 

4) Vermutlich schon im ersten, nachweisbar im zweiten Privileg (1137) 
erhielt die Kanonie, wie ähnliche Bewilligungen zugunsten anderer Ordens- 
häuser längst erteilt waren, das Recht freier Propstwahl nach dem Tode des 
Propstes Hartmann oder seiner Nachfolger (Formel: Obeunte vero etc.). Vgl. 
hierzu jenes Pergamentblatt im Stiftsarchiv, enthaltend eine Abschrift der 
Bulle von 1137 und eines Berichtes über die Weihe der Basilika usw., dessen 
Niederschrift Mitis mit der Vakanz nach der Wahl Hartmanns zum Bischof 
von Brixen in Zusammenhang bringt, daher in das Jahr 1141 setzt. A. a. 0.258. 
— Vgl. ferner Schreiber a.a. O. II 382 Nr. 15; Hirsch a. a. O. 32ff. und 
Sch. 5 und 18, sowie Fontes rerum Austriacarum, Diplomataria et acta, 
XXVII (2.Urkb. II) 106fl. 
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bestehenden Kongregationen, unter ihnen namentlich die lateranensische, 
der das Stift 1739 beitrat. In der Urkundensammlung aber bringt er 
privilegia Claustroneoburgensia, die besonderen kirchlichen Privilegien 
oder Freiheitsbriefe, deren die Kanonie bis 1914 teilhaftig wurde. Es 
sind dies Begünstigungen, welche die Kurie, die Diözesanbischöfe und 
die weltliche Obrigkeit ihr in kirchlichen Fragen gewährten. Hierbei 
ist allerdings der Ausdruck „Freiheitsbrief‘‘ sehr weit, ja üker die her- 
kömmlichen Grenzen hinaus gefaßt. Somit enthält sie die „allgemeinen 
Erteilungen oder Bestätigungen jener Privilegien‘‘, welche „die Rechts- 
stellung des ganzen Konvents‘‘ betreffen; Urkunden, die Würden, Titel 
und Ehren für die Stiftsvorsteher enthalten oder die Verleihung von 
„Vorrechten‘‘ an die einzelnen Kanoniker verbriefen; neuere Indulgenz- 
briefe, schließlich zahlreiche Dokumente über Inkorporationen und 
Patronatsrechte des Stiftes, über Errichtung neuer Pfarren usw. Be- 
sitzt es doch heute 24 „ihm gehörige Pfarren und eine Anzahl von Patro- 
natskirchen“. Eine Reihe von Urkunden aber müssen wir zu einer 
„Sammelgruppe mit verschiedenartigen interessanten Stücken‘ ver- 
einigen, die überhaupt nicht mehr als Freiheitstriefe anzusprechen sind, 
so nur vereinzelt aufgenommene Grundschenkungen an das Stift (V),. 
Gütertausch (XVIII), Verzichtleistungen (XX, XXI), Wahlen der 
Pröpste (XXXIV, XL, LXIV) usw. Da Soh. nur kirchliche Gerecht- 
same heranzieht, blieben die dem Stift und dessen Pfarren, in reicher 
Zahl gewährten Freiheiten und Befugnisse weltlichen Inhalte außer 
Betracht, von denen allerdings viele durch den Wegfall des Lehnsbandes, 
der Grundherrschaft und Patrimonialgerichtsbarkeit, durch das Er- 
löschen der landständischen Verfassung, die Aufrichtung des modernen 
Verfassungsstaates, schließlich in unseren Tagen durch den Zerfall der 
Habsburgermonarchie und die Errichtung einer Republik im kleinenÖster- 
reich erloschen sind. Von den älteren Urkunden ist so manches Stück 
wiederholt gedruckt. Ein beträchtlicher Teil der Sammlung, die eine 
erstmalige Zusammenstellung dieser Art ist, war aber bisher überhaupt 
noch nicht veröffentlicht. Den Texten sind die zum Verständnisse er- 
forderlichen juristischen uhd geschiohtlichen Erläuterungen beigegeben. 
So finden sich auch wertvolle Angaben zur Geschichte der einzelnen 
Stiftspfarren. Aber leider hat der Herausgeber den berechtigten Forde- 
rungen einer modernen Ausgabe nicht voll entsprochen. Er hat urkunden- 
kritische Darlegungen weggelassen und mit Literaturhinweisen sehr 
gespart. Auch ist bei schon gedruckten Stellen nicht durchwegs auf die 
ursprünglichen Texte zurückgegangen. — Es sei mir gestattet, ein Wort 
über die Wahldekrete der Sammlung zu sagen. Als anläßlich der Visi- 
tation des Stiftes die Kommissäre des Diözesanbischofs von Passau 
die Absetzung des Propstes Hadmar verfügten und der Konvent zu einer 
Neuwahl aufgefordert wurde, fertigten diese einen Bericht an den Bischof 
aus (1301), der in einer etwas jüngeren Abschrift im Stiftsarchiv liegt!), 
jedoch in unsere Sammlung nicht aufgenommen wurde. Ebensowenig 


1) Urk. 1301, Mai 28, Wien, Fischer II 318. 
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das älteste noch erhaltene Wahldekret, das in der Gestalt eines Berichtes 
an das Domkapitel vorliegt, da die Bischofskirche damals verwaist war.!) 
Für die 1349 erfolgte Wahl des Propstes Ortolf ist nur ein Bruchstück 
des Notaristsinstruments erhalten, abgelöst von einem Buchdeckel der 
Stiftebibliothek.?) Dagegen bringt Sch. das Wahldekret von 137], druckt 
68 jedoch anscheinend nicht nach der noch im Stiftsarchiv liegenden 
Urschrift, sondern mit jenen Kürzungen, die sich schon bei Z. finden.®) 
Wie die Urkunde von 1317, erscheint es in der Form des als Notariatsakt 
ausgefertigten Berichts an den geistlichen Oberen, verbunden mit der 
Bitte um Bestätigung der Wahl. Hieran reiht sich ein sehr interessantes 
Stück, das Sch. seiner Sammlung einverleibte, aber mit einem unrichtigen 
Regest versah. Es enthält in Notariatsaktsform die am 19. Juli 1399 
erteilte nachträgliche Zustimmung der bei der Propstwahl am 17. Julid.J. 
in der Minderheit gebliebenen Wähler zu dem von der Mehrheit erzielten 
Ergebnisse. Namentlich und einzeln stimmen sie dieser Mehrheitswahl 
zu (consentire), genehmigen sie (ratificare), schließen ihre Voten jenen, 
der Mehrheit an (addere), bezeichnen auch ihrerseits den Erwählten 
als Propst (nominare) und leisten ihm die Huldigung, so daß die an sich 
schon als Mehrheitswahl rechtskräftige Wahl zu einer einhelligen wird.*) 
Offenbar auf Grund von im Stiftsarchiv liegenden Urkunden berichten 
M. Fischer) und Sch. a.a.O. 8 über die Ernennung des Propstes 
Georg I. durch die im Stift erschienene Reformkommission des Konzils 
von Konstanz. Auch für spätere Besetzungsfälle liegen Protokolle im 
Stiftsarchiv. — Die Einordnung in den Diözesanverband war auch bei 
Kl, wie bei den meisten Augustinerkonventen, eine vollständige.®) Schon 
der päpstliche Schutzbrief von 1137 hält an ihr fest. Sie wird durch 
zahlreiche Beispiele unserer Sammlung erwiesen. Der Diözesanbischof 
(zuerst Passau, seit 1728 Wien) bestätigte die Propstwahl, ihm hatten 
die Vorsteher den Oboedienzeid zu leisten usw.”) Die Aufnahme in die 
Kongregation der lateranensischen Regularkanoniker, die eine Fülle 
neuer Freiheiten brachte, hätte von Rechts wegen auch die Exemtion 


1) Urk. 1317, Mai 31, Klosterneuburg, Z.Urkb. I (ebd. X) 158: Kom- 
promißwahl mit electio per unum. Vgl. Fischer I 153 und meine Abhand- 
lung: Zur Frage der Besetzung des erzbischöflichen Stuhles in Salzburg 
(1907), 25. 

2) Z.Urkb. I 329 ff. 

3) Urk. 1371, April 25, Klosterneuburg, Z. a.a. 0. 432ff.: Skrutinial- 
wahl mit electio per unum, 

4) Urk. 1399, Juli 19, Klosterneuburg, Z.Urkb. II 99ff.: Skrutinialwahl 
(vgl. ebd. 101). Hierzu meine Abhandlung: Die Electio communis, in der 
deutschen Zeitschrift für Kirchenrecht (11), XI 342. 

6) 1 200. 

©) Schreiber a. a. O. I 100fl. 

?) Konfirmation der Wahl: Urkk. 1301, Fischer II 318; 1317 u. 1371, 
Z2.Urkb. I 158 und 432fl.; 1399, ebd. II 99ff., dann die auch von Sch. auf- 
genommene Betrauung des bischöflich passauischen Offizials in Wien mit 
der Vollmacht, die damals vorgenommene Propstwahl zu prüfen und zu 
bestätigen; ferner 1485, Sch. XL u. LXVI. — Oboedienzeid des Propstes 
an den Bischof: Urk. 1541 und 1676, ebd. LXXV u. LXXXIII. 
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vom Diözesanverbande bedeutet. Aber das Privileg (1739, April 28. 
Lucca, Sch. Nr. LXXXV) faßte in diesem Punkte nicht einmal im Stifte 
selbst Wurzel. Das Wiener Ordinariat hielt an der weiteren Eingliederung 
der Kanonie fest und die in der Folge immer mächtiger anschwellende 
staatliche Gesetzgebung in kirchlichen Sachen ließ Freiungsbestrebungen 
nicht aufkommen. Erst 1907 durch die Bildung der von Papst Pius X. 
genehmigten österreichischen Kongregation der lateranensischen Regular- 
kanoniker erhielt es die völlige Exemtion von der bischöflichen Gewalt. 
— Von besonderem Werte für unser Fach sind ferner die Daten über die 
Entwicklung des jus pontificalium der Pröpste, von den ersten Anfängen 
bis zum Vollbesitz dieser Ehrenrechte.!) Auch für das Verhältnis der 
Pröpste zum Landesfürsten und zu seiner Regierung finden sich mancherlei 
Angaben. Ich erwähne nur die wiederholte Verleihung des Titels eines 
Rates und Kaplans, womit besondere Ehrenrechte und materielle Pri- 
vilegien verbunden waren, was schließlicb zur Verleihung der Würde 
eines „Erbhofkaplans im Erzherzogtum Österreich unter der Enns“ 
mit dem Titel eines kais. kgl. Rates führte, die K. Leopold 1I., nachdem 
dieses Amt durch die Aufhebung des Chorherrenstiftes St. Pölten 1784 
frei geworden war, dem jeweiligen Propst von Kl. zuerkannte. Eine 
besondere Ehre war übrigens dem Stifte schon vom Hochmeister des 
Deutschen Ritterordens, Erzherzog Maximilian III. (1616) dadurch er- 
wiesen worden, daß er den bekannten Erzherzogshut?) von Österreich 
dorthin in dauernde Verwahrung gab, gewissermaßen seinen Vorfahren, 
den Stifter des Klosters Markgraf Leopold, dessen Gebeine in der 
Klosterkirche ruben, mit dem erzherzoglichen Diadem, dem Zeichen 
des mächtigen Aufstiegs des Fürstenbauses in Österreich, nachträglich 
und symbolisch krönte und verfügte, daß dieses Kleinod nur dann und 
da nur auf kurze Zeit entlehnt werden dürfe, wenn der rangsälteste Erz- 
herzog zur Vornahme der Erbhuldigung in Wien oder zum Empfang 
der Belehnung seitens des Kaisers mit den erbländischen Regalien der 
„erzherzoglichen Krone‘‘ bedürfe.°) 


1) Vgl. im allgemeinen Schreiber. a. O.1153ff. Auch in Kl. zunächs 
höchstpersönliche Privilegien (vgl. Urk. 1147—1152, ebd. VIII), erst späte 
mit dem Amt verbunden (Urk. 1312, 1358 u. 1359, ebd. XXV, XXXI und 
XXXII). Der Gebrauch der Mitra wurde erst 1359 dauernd bewilligt. Sch. 
a. a. O. 92ff. 


2) Vgl. hierüber von der reichhaltigen Literatur vor allem A. v. Siegen- 
feld, Das Landeswappen der Steiermark (1900) 373ff. und R.v.Kralik, 
Die österr. Kaiserkrone und Hauskrone (1917) 34ff., sowie U. Stift 58. — 
Der Erzherzogshut war seit der Bestätigung der falschen Privilegien durch 
K. Friedrich III (1453) reichsgesetzlich anerkanntes Hoheitszeichen der 
österr. Erzherzöge und begegnet auf Bildern, Siegeln und Münzen in verschie- 
denen Varianten. Der dem Stift Kl. anvertraute Hut (hergestellt vor 1616) 
ist ein engerer Zeitgenosse der unter K. Rudolf II. angefertigten Kaiserkrone. 
Eine Abbildung bei 6 Stift 59. 

3) Vgl. Fischer Il 474ff. und Sch. 224ff. — Wie Fischer a. a. O. 293 
berichtet, holte man ihn 1651 feierlich zur Erbhuldigung nachWien und stellte 
ihn rechtzeitig zurück. Das einschlägige Zeremoniell bei Schrötter, Dritte 
Abhandlung aus dem österr. Staatsrechte (1763) 93ff. Doch ist das dort 
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In die Geschichte des österreichischen partikulären Kirchenrechts 
führt uns eine weitere Arbeit Sch.s: „Religion und Kirche im josefinischen 
Staatswesen. Texte und Abhandlungen“ (IV. 107—211, V. 1—-95). 
Es sind Texterläuterungen und Abhandlungen, welche in zum Teil 
streng kirchlicher Auffassung Rückschau halten auf Gesetzgebung und 
Verwaltung in Österreich im Zeitalter des Josefinismus, jener Zeit großer 
staatlicher Einflußnahme und Reformarbeit auf konfessionellem Gebiete, 
namentlich für die dominante Kirche. Die Anfänge dieser staatlichen 
Anordnungen und Maßnahmen gehen in Österreich bis ins späte Mittel- 
alter zurück. Doch bringt Sch. kein geschlossenes System des sogenannten 
josefinischen Kirchenrechts, sondern aus der schier unübersehbaren Fülle 
von Hofverordnungen und Normalien wählt er nur jene aus, die noch 
heute besonderes Interesse beanspruchen und stellt sie in Parallele mit 
der modernen Rechtsgestaltung. Vorangeht ein geschichtlicher Über- 


blick, der die dem Josefinismus verwandten Systeme kurz skizziert, 


das österreichische Konkordat von 1855 bespricht und schließlich 
der heutigen kultusrechtlichen Normen des österreichischen Rechts 
gedenkt. Es folgt, gestützt auf Lehr- und Handbücher jener Zeit, aber 
doch auch vom heutigen Standpunkte der Kirche aus gewürdigt, eine 
Darlegung des im Josefinismus liegenden weitgehenden landesherrlichen 
Kirchenregiments, dann an der Hand des Toleranzpatents von 1781 
und späterer Erlässe eine Besprechung der Rechtsstellung der prote- 
stantischen und griechisch orientalischen Kirchen in Österreich, ferner 
eine Schilderung der Rechtslage der Juden bis 1848 usw. Den Schluß 
bilden wertvolle Ausführungen über verschiedene Rechtsfragen des 
Säkularklerus und des Ordenswesens. 

Den Freunden kirchenrechtsgeschichtlichen Studiums und ver- 
wandter Fächer bringt das Jb. noch außerdem mancherlei Anregung. 
So vermittelt eine Abhandlung des Stiftsarchivars, Prof. B. Cernik, 
Einblick in die Geschäftsführung an der Kurie und in die eigenartige 
Erledigung einzelner Suppliken. Ihr Titel lautet: Das Supplikenwesen 
an der römischen Kurie und Suppliken im Archiv des Stiftes Kloster- 
neuburg (IV. 325—345). Während in der Regel die genehmigten Suppliken 
nur die Unterlage bildeten für die erst die Erledigung des Falles bringen- 
den päpstlichen Bullen, handelt es sich hier um einzelne seltene Fälle 
(Gnadenangelegenheiten oder Entscheidung von Streitfällen), in denen 
die signierte Supplik in der Hand des Petenten die förmliche Urkunde 
des Papstes oder eines Legaten a latere ersetzen durfte. Die besprochenen 
und zum Teil als Faksimile wiedergegebenen Stücke stammen aus den 
Chorherrenstiften Kl. und St. Dorothea in Wien. Eine dieser Suppliken 
ist an den Vorsitzenden des Basler Konzils, Kardinal Louis d’Allemand, 
Erzbischof von Arles, gerichtet und von ihm eigenhändig signiert. — 


(Kupferstich vor dem Titel) gebrachte Bild nicht richtig. — Von 1784 — 90 
war er infolge Anordnung K. Josefs II. in der Wiener Schatzkammer. K. Leo- 
peld II. stellte ihn dem Stifte zurück, woselbst er noch heute als kostbares 
Andenken verwahrt wird. — Für die Zeit Rudolfs IV. zeigt dessen Porträt 
die damalige Ausstattung des Herzogshutes. Vgl. H. Tietze, Wien?(1923) 94ff. 
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Derselbe Gelehrte zeigt in einer Studie: Die Anfänge des Humanismus 
im Chorherrenstift Klosterneuburg (I. 57—94), daß unter dem Einflusse 
des von 1443 bis 1455 als Protonotar der deutschen Reichskanzlei und 
der österreichischen Kanzlei in Wien wirkenden Aeneas Sylvius Picco- 
lomini, des späteren Papstes Pius’ II., der mit 'Recht als „Apostel des 
Humanismus unter den Deutschen‘ bezeichnet wird, jene große geistige 
Bewegung nicht nur in Wien an der Universität Verbreitung fand, son- 
dern auch bald nach der Mitte des Jahrhunderts im Stifte Kl. ihren 
Einzug hielt. — Eine umfangreiche Abbandlung desselben Gelehrten 
gewährt uns reichen Einblick in „das Schrift- und Buchwesen im Stifte 
Klosterneuburg während des 15. Jahrhunderts‘, wofür namentlich die 
Stiftsrechnungen erfolgreich verwertet werden konnten. Er berichtet 
über die Schreibstube des Stiftes, in der anfangs nur Chorberren, im 
15. Jahrhunderts aber auch Auswärtige als Lohnschreiber, tätig waren. 
Wir erfahren von der im Stifte damals schon blühenden Pflege verschie- 
dener Wissensgebiete, namentlich auch über den Unterricht im kanoni- 
schen Rechte, er berichtet über die Herstellung von Abschriften der 
Werke angesehener Kanonisten — unter ihnen Johannes de Saxonia, 
Johannes Andräa, Hostiensis — über Buchmalereien und Bucheinbände, 
ferner über die der Erfindung Gutenbergs vorangehenden Druckerzeug- 
nisse, die in der Gestalt des sogenannten Aufdruckes im Stifte selbst 
hergestellt wurden, über die Aufbewahrung der Bücher usw., alles in 
allem einlichtvolles ‚Bild von dem geistigen Leben dieser Ordensgemeinde 
in jenem Zeitabschnitte‘‘. — Hieran reiht sich die kunstkritische Unter- 
suchung Erichs von Winkenau: „Die Miniaturmalerei im Stifte Kloster- 
neuburg während des 15. Jabrhunderts‘‘ (mit 20 Textfiguren und 15 Ta- 
feln). Weist die Bibliothek doch unter rund 1250 Handschriften nicht 
weniger als 230 illuminierte aus, wovon ein beträchtlicher Teil — für 
das 15. Jahrhundert allein etwa 50 — im Stift selbst entstanden ist, 
ohne daß man jedoch von einer eigenen Klosterneuburger Miniatoren- 
schule, welche sich von der österreichischen scharf unterschieden hätte, 
reden dürfte. Zu dem Besten, was die in Kl. erblühende Buchmalerei 
jener Zeit geschaffen hat, gehören die Miniaturen eines 1472 bei P. Schoef- 
fer in Mainz gedruckten Gratianischen Dekrets (Jb. V 122, VIII/2 78). 
— Nicht zuletzt findet sich in den von L. mit größter Genauigkeit und 
Sachkunde verfaßten Behelfen: Die Klosterneuburger Inkunabeln (V1II1/2) 
und Klosterneuburger Altdrucke (1501—1520) (VIII/l) auch für Rechts- 
historiker und Vertreter verwandter Fächer eine Fülle wertvoller An- 
gaben über die reichen Schätze der Klosterbibliothek, unter denen sich 
noch Werke größter Seltenheit feststellen lassen, 

Mit der Wirksamkeit zweier angesehener Pröpste beschäftigen sich 
ältere Studien L.s: Propst Georg II. Hausmanstetter (IV. 213— 324) 
und Propst Thomas Ruef (I. 95—218). Beide waren Vorsteher der Ka- 
nonie in für Österreich und das Stift schwierigen Zeiten. Ersterer (1509 
bis 1541) trachtete namentlich auch das Haus wirtschaftlich zu heben. 
Er wandte auf wiederholten Bereisungen der Erhaltung der Stiftebesitzun- 
gen sein Augenmerk zu, ließ neue Urbare und Grundbücher anfertigen, 
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"unter diesen die Haupt- und Stockurbare. In politischer Hinsicht ist 
seine Teilnahme an den Ereignissen von Bedeutung, die sich in Öster- 
reich nach dem Ableben Maximilians I. abspielten, ferner an der Abwehr 
der Türkengefahr usw. Letzterer (1600-1612) spielte eine wichtige 
vermittelnde Rolle in dem Bruderzwist zwischen Rudolf II. und Matthias. 
Wir hören auch von seiner Wirksamkeit im Verordnetenkollegium des 
Lendes unter der Enns, dem zumeist auch Vertreter des Prälatenstandes 
angehörten. — In einer weiteren Arbeit: „Das älteste Urbar des Stiftes 
Klosterneuburg‘ (V. 185—257) bringt L. einen Abdruck dieser wert- 
vollen wirtschaftsgeschichtlichen re die unter Propst Nikolaus im 
Jahre 1258 abgefaßt, jüngst von C. in einer Abschrift des beginnenden 
16. Jahrhunderts entdeckt wurde!) Wir hören von sechs weiteren 
jüngeren Urbaren, die noch in das Mittelalter einzureihen sind. — Drei 
Bruchstücke des ältesten Totenbuches der Chorherren von Kl., die später 
als Makulatur in das Archiv des der Kanonie unterstellten Chorfrauen- 
stiftes gelangten und nach dessen Aufhebung an ihre frühere Stelle zurück- 
kehrten, bespricht C., der sie neuerdings aufgefunden hat, in seinem Auf- 
satze: „Das älteste Nekrologium des Stiftes Klosterneuburg‘ (V. 177 
bis 183). Sie weisen auf die Zeit nach dem Tode des Polenherzogs Wladis- 
laws II. (1166) und auf einen Schreiber hin, der unter Propet Wernber 
(1168—1186) „an der Weiterführung des Traditionskodex stark beteiligt 
war‘. Vorher hatte man im Stifte offenbar nur „ein Kalendar für nekro- 
logische Eintragungen benützt‘‘. Die mustergültige Ausgabe der in seltener 
Vollständigkeit noch erhaltenen und inhaltsreichen Totenbücher des 
Stiftes, die wir A. Fuchs?) verdanken, erfährt hierdurch willkommene 
Ergänzung. 

Zum Schlusse?) sei noch auf die zwei gehaltvollen religionsphilo- 
sophischen Abhandlungen hingewiesen, welche A. Lhotzky zum Jb. 
beigesteuert hat: „Die Lebre vom Zufall. Eine philosophisch-theologische 
Studie nach Thomas von Aquin‘“ (III. 1—105) und „Die Teilnabme 
des Begnadeten an Gottes Natur gemäß 2. Petr. 1. 4. Eine theologisch- 
philosophische Ergänzung“ (IV. 1—106). 

Innsbruck. A. Wretschko. 


1) Monatsblatt des Vereins für Landeskunde von Niederösterreich, 
XI (1912) 97 £. 

%) Mon. Germ. hist., Necrologia V (1913) und die inhaltsreiche Studie 
des Herausgebers im N.Archiv XXXV 737ff. 

3) Das Jb. enthält auch Aufsätze zur Zeitgeschichte, zur Gelehrten- 
geschichte, ferner kunst- und namentlich baugeschichtliche Abhandlungen. 
Prof. H. Pfeiffer berichtet über ‚Klosterneuburger ÖOsterfeier und Oster- 
spiel‘ (Jb. I1—56) nach einer Handschrift des Stiftes, die eine fast 200 Jahre 
verschollene Darstellung dieser Feier aus dem Beginn des 13. Jahrhunderts 
wiedergibt. Auch die Musikgeschichte erfährt wertvolle Bereicherung durch 
die Arbeiten A. Weißenbäcks (Jb. II und VI) über den Tondichter J. G. 
Albrechtsberger, den Lehrer Beethovens, der in Kl. 1736 geboren wurde, und 
durch die stimmungsvollen „Schlichten Erinnerungen an Anton Bruckner“ 
(Jb. III) aus der Feder seines jüngeren Freundes, des jetzigen Herrn Propstes 
Dr. Kluger. 
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Dr. Radoslav M. Grujit [Professor an der philosophischen 
Fakultät in Skoplje (Usküb)], Srednjevekovno srpsko 
parohijsko svestenstvo (die Pfarrgeistlichkeit im mittel- 
alterlichen Serbien), 8.-A. aus der Zeitschrift Crkva i 
Zivot (Kirche und Leben), Skoplje 1923. 788. 8°. 


In den Jahrhunderten der Türkenherrschaft sind die Klöster, wie 
in den übrigen christlichen Balkanländern, so auch im serbischen Sied- 
lungsgebiet, die einzigen Pflegestätten der nationalen Kultur gewesen; 
80 war es nur natürlich, daß ihre Entwicklung zuerst das Interesse der 
Forscher auf sich gezogen hat, die sich, seit der Mitte des vorigen Jahr- 
hunderts. mit der kirchlichen Vergangenheit Serbiens beschäftigt haben, 
Den zahlreichen wertvollen Klostermonographien ist vor kurzem eine zu- 
eammenfassende Darstellung der Geschichte des serbischen Mönchtums 
gefolgt. Auch über die hierarchische Organisation des mittelalterlichen 
Serbiens, über die Entstehung und Entwicklung seiner Bistümer, sind 
wir einigermaßen orientiert. Ihr hat auch Konstantin Jirecek wieder- 
holt seine Aufmerksamkeit zugewandt. Dagegen hat weder er noch 
Stojan Novakovic, der geistvolle und unermüdliche Erforscher der 
Rechts- und Wirtschaftsverhältnisse Serbiens im Mittelalter, sich ein- 
gehender mit der Pfarrverfassung des Landes, mit der Stellung der 
Pfarrgeistlichkeit in Kirche und Staat, in Recht und Wirtschaft beschäf- 
tigt. Ursache dafür ist die Beschaffenheit der Quellen; die verhältnis- 
mäßig reichen Schätze mittelalterlicher serbischer Urkunden, die ung er- 
balten sind, bringen zwar vielfältige Nachrichten über die Ausstattung 
von Bistümern und Klöstern und die Verwaltung ihrer Güter, die Pfarr- 
organisation aber wird in ihnen nur ganz gelegentlich erwähnt, Ebenso 
spärlich ist die Ausbeute, die Rechtsdenkmäler und darstellende Ge- 
schichtsquellen liefern. 


So hat sich Radoslav M. Grujic, der auch in seinen früheren 
kirchengeschiohtlichen Untersuchurgen rechtliche und wirtschaftliche 
Zusammenbänge mit Vorliebe erforscht hat, den Dank der Forschung in 
hohem Maße gesichert dadurch, daß er uns eine zusammenfassende Dar- 
stellung der Wirksamkeit und des Lebens der Pfarrgeistlichkeit im mittel- 
alterlichen Serbien in engster Anlehnung an die gekennzeichneten Quellen 
gegeben hat. 

Schon bei anderer Gelegenheit hatte Grujic die Weltgeistlichen 
als die Träger und Verbreiter der ältesten serbischen Kultur gefeiert: der 
Bedeutung ihrer Tätigkeit für die Förderung und Wahrung des geistigen 
Besitzes ihres Volkes ist auch in der vorliegenden Schrift viel Aufmerk- 
samkeit geschenkt. Ebenso wird über die Vorbildung der Geistlichen, 
über ihre Ergänzung (nicht ausschließlich, aber doch vorwiegend aus 
Priestersöhnen), über die Verrichtung des Gottesdienstes, die Verwaltung 
der Sakramente, die liturgische Kleidung u. a. m. auf Grund aller erreich- 
baren Quellen eingehend berichtet. Dabei sind überall, außer den Ur- 
kunden, auch die kirchenslavischen Übersetzungen und Verarbeitungen der 
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Kirchenrechtsbücher, insoweit sich ihre Benutzung im mittelalterlichen 
Serbien nachweisen läßt, als Quellenmaterial!), die Verhältnisse des uns 
viel besser bekannten russischen Mittelalters zum Vergleich herangezogen. 
Alle diese Ausführungen sind für den Kultur- und Kirchenbhistoriker 
wertvoll, bieten aber auch manchen Beitrag zur kirchlichen Rechts- 
geschichte: es sei nur darauf hingewiesen, daß sich an der Hand der Dar- 
stellung von Grujic die allmähliche Entstehung von Protopresbyterats- 
sprengeln im mittelalterlichen Serbien verfolgen läßt. Während im 
13. Jahrhundert nur ein Protopope am Sitz des Diözesanbischofs auftritt, 
dem eine bestimmte Abgabe aus der ganzen Diözese zusteht, bestimmt 
das Gesetzbuch Kaiser Stefan Dusans von 1349 die Einsetzung von 
Protopopen in allen Städten und Märkten.?) Gleichzeitig verlangt es von 
den Bischöfen die Ernennung von duhovnici (nveuuarıxol) für Dörfer 
und Städte.?) Ihre Hauptaufgabe ist die Handhabung der Kirchenzucht: 
sie allein sind berechtigt, Beichte zu hören und Buße aufzuerlegen. 
Grujic dürfte mit der Annahme recht haben, daß in erster Linie die 
Bezirksprotopopen mit diesem Amt betraut wurden Die Gleichläufigkeit 
der Entwicklung .des Protopresbyterats in seinem Wirkungsbereich und 
in seiner Funktion zu der des westeuropäischen Archidiakonats (die Dele- 
gation der in der morgenländischen Kirche grundsätzlich dem Bischof 
vorbehaltenen Verwaltung des Beichtsakraments an den nvevuarıxda *) 
entspricht dem Übergange des Sendbannes an die Archidiakone zwar 
nicht in der rechtlichen Grundlage, wohl aber in der Wirkung) ist um so 
bemerkenswerter, als Grujic glaubt, wenigstens in einzelnen Punkten 
‚hier eine Abweichung von den Verhältnissen im byzantinischen Reiche 
feststellen zu können. 

Daraus, daß er diese byzantinischen Rechtsverhältnisse nicht öfter 
und eingehender zum Vergleiche herangezogen hat, wird Grujic nur 
einen Vorwurf machen können, wer nicht weiß, daß bei dem fast völligen 
Mangel an irgendwelchen Vorarbeiten auf diesem Gebiete eine solche 
Heranziehung, so wünschenswert, ja notwendig sie an sich wäre, umfang- 
reiche eigene Untersuchungen an dem byzantinischen Quellenmaterial 
erfordern würde, deren Vornahme natürlich den Rahmen der uns vor- 
liegenden Schrift gesprengt hätte. Der Hauptwert der Darstellung von 
Grujic liegt ja ohnehin in den Abschnitten, die den Erscheinungen des 
mittelalterlichen serbischen Pfarrkirchenrechtes gewidmet sind, in denen 


1) Bei dessen Verwertung freilich große Vorsicht am Platze ist, denn 
auch im Verbreitungsgebiet der morgenländischen Kirche ist der Unterschied 
zwischen den Forderungen der Kanones und den tatsächlichen Verhältnissen, 
wie sie sich in den Urkunden wiederspiegeln, oft bedeutend gewesen. 

2) Art. 7. In der letzten Ausgabe von Stojan Novakovie, Zakonik 
Stefana Duiana, u Beogradu 1898, S. 12. 

3) Art. 11, 2.2.0. 8. 14f. 

*) Dessen Amt mit der alleinigen Berechtigung zum Beichthören, 
die also der Pfarrgeistlichkeit vorenthalten bleibt, in einzelnen orthodoxen 
Landeskirchen sich bis in die Neuzeit erhalten hat: vgl. N. Mila8, Das Kir- 
chenrecht der morgenländischen Kirche, übersetzt von A. R. v. Pessi6?, 
Mostar 1905, S. 563. 
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sich die Eigenart der Zustände des Landes und seiner gesellschaftlichen 
Ordnung wiederspiegelt, die in ihrer ständischen Gliederung so viele 
gemeinsame Züge mit den Verhältnissen des Abendlandes zeigt, nämlich 
der Regelung der wirtschaftlichen Lage der Pfarrgeistlichkeit und ihrer 
standesrechtlichen Beziehungen.!) 

Ob wir freilich von einer Pfarrgeistlichkeit im abendländischen 
Sinne überhaupt reden können, erscheint für das Betrachtungsgebiet sehr 
fraglich: irgendwelche Nachrichten über das Bestehen einer Pfarrorgani- 
sation fehlen völlig?) Wir erfahren lediglich von dem Vorhandensein 
einer größeren oder kleineren Zahl von Weltgeistlichen in bestimmten 
Bezirken, von der Besetzung einzelner Kirchen mit bestimmten Poper, 
schließlich von der Leistung von Akzidentalien für kirchliche Amtshand- 
lungen im Einzelfalle; von einer Bezeichnung bestimmter Kirchen als 
Pfarrkirchen, von einer Abgrenzung von Pfarrsprengeln, wäre es auch 
nur durch die Verpflichtung eines bestimmten Personenkreises zur Leistung 
einer laufenden Abgabe an den Seelsorger?®), ist keine Rede. 


Wohl gerade weil jede Pfarrorganisation fehlte, war die Zahl der 
Weltgeistlichen und besonders die der Niederkirchen wenigstens in man- 
chen Teilen des jetzt so kirchenarmen Landes sehr groß*): waren es doch 
größtenteils „Patrimonialkirchen‘‘®) der adligen Grundberren, die ihren 
westeuropäischen Standesgenossen an Eifer in der Gründung und Be- 
schenkung kirchlicher Anstalten nicht nachstanden. Die Kirchherrschaft 
der serbischen Adligen der Nemanjidenzeit®) zeigt durchaus dieselben 
Züge wie das fränkische Eigenkirchenwesen: völlig frei verfügt der 
vlastelin über seine Kirche, überträgt sie mitsamt dem an ihr amtenden 
Priester an andere, und zwar durchaus nicht nur an geistliche Grund- 


1) Auch die wichtigen Angaben über die Abgaben der Geistlichkeit 
an Protopresbyter und Bischöfe lassen sich nur im Zusammenhange mit 
den byzantinischen Institutionen würdigen. Hier sei nur die auffallende 
Gleichläufigkeit von kirchlichen und weltlichen Abgaben und Lasten her- 
vorgehoben. 

2) Von den Bestimmungen des Statutes der Gemeinde Grbalj (bei 
Cattaro) von 1427, das schon in seiner Ausdrucksweise deutlich romanisch- 
katholischen Einfluß verrät, muß man in diesem Zusammenhange absehen. 

3) Die von dem im Ehebett symbolisierten Haushalt erhobene naodrica 
der Urkunde Stefan Dußans für seine Klostergründung bei Prizren von 1348/53 
ist nur allgemein als kirchliche Abgabe gekennzeichnet, ohne daß ihr Emp- 
fänger genannt wird. 

4) In dem kleinen Gebiet zu beiden Seiten des Flusses Ibar, südwest- 
lich von Kraljevo, bis zur ehemaligen serbisch-türkischen Grenze, das heute 
keine einzige größere Ansiedlung umfaßt, finden sich Spuren von mehr als 
30 mittelalterlichen Kirchen, Radomir M. Ili, Ibar, Naselja srpskih zemalja 
(Die Siedelungen der serbischen Länder) III = Srpski etnografski Zbornik VI, 
Beograd 1905, 8. 541. 

6) Der Terminus der Quellen ist cr’kva baötin’'na, die zur badtina ge- 
hörige Kirche; über den Begriff der baötina, den die lateinischen Urkunden 
mit patrimonium bezeichnen, vgl. C. Jiretek, Staat und Gesellschaft im 
mittelalterlichen Serbien I (= Denkschriften der Wiener Akademie, phil.- 
hist. Kl. LVI 2), Wien 1912, S. 40. 

%) Die sich auch als Klosterherrschaft auswirken kann. 
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herren. Wie die karolingische Gesetzgebung, so hat auch Duäang Gesets- 
buch in einzelnen Punkten der Willkür der Kirchherren gewisse Schranken 
gezogen: sie können sich ihre Geistlichen auch weiterhin völlig frei aus 
der Masse der Geweihten wählen, müssen sie aber ihrem Diözesanbischof 
zur Gvtheißung vorstellen‘), sie müssen ferner den Priestern ihrer Kirchen, 
die nicht selbst Inhaber. eines Erbgutes sind, ein Existenzminimum ge- 
währleisten, indem sie jedem mindestens 3 Acker Landes zuweisen?); ver- 
kürzen sie ihnen diese „Kongrua‘“ oder ihre Einkünfte aus Amtshand- 
lungen, dann dürfen die geschädigten Geistlichen, nach erfolgloser Ver- 
mahnung der Grundherren durch den Bischof, deren Dienst verlassen.®) 
Daß aber auch die begüterten Priester, die selbst vielfach auf ihren Erb- 
gütern Kirchen erbauten und so ihrerseits Kirchherren wurden, wenn sie 
an den Kirchen anderer Grundherrn ihr Amt versahen, deren Willkür zu 
fürchten hatten, zeigt die Bestimmung des Gesetzbuches, die sie vor 
ungerechtfertigter Vertreibung schützen will“) Andrerseits verteidigt 
Dusans Gesetzbuch auch wieder die Rechte der Kirchherren gegen zu 
weitgehende Ansprüche der Hierarchie oder der hinter dieser stehenden 
Staatsgewalt: weder Kaiser noch Patriarch, noch ein anderer Bischof 
sind berechtigt, sie der „groBen Kirche‘“‘, d. h. dem Patriarchat zu unter- 
stellen.®) 

Wir müssen es uns versagen, auf die übrigen Zeugnisse der Rechts- 
denkmale des serbischen Mittelalters über die Verhältnisse der Patri- 
monialkirchen einzugehen®) und uns mit ihrer Verwertung durch Grujic 
zu beschäftigen. Sein Verdienst ist es, daß er die Kirchherrschaft des 
serbischen Mittelalters zum erstenmal im Zusammenhang mit den übrigen 
Faktoren, die auf die Lebensverhältnisse der niederen Weltgeistlichkeit 
im serbischen Mittelalter von Einfluß waren, erwähnt und so die Auf- 
merksamkeit des Kirchenrechtshistorikers auf die längst bekannte, aber 
in ihrer Bedeutung noch nicht gewürdigte Erscheinung gelenkt hat. Ihrer 
Entstehung nachzugehen, hat er nicht versucht; schon jetzt kann man 
aus einzelnen Anzeichen schließen, daß sich das Institut zu der Gestalt, wie 
sie uns aus den Bestimmungen von Dusans Gesetzbuch entgegentritt, 
nicht völlig selbständig auf serbischem Boden entwickelt hat.?) In der 


1) Art. 45, a.0.0. 8.40. 

2) Art. 31 und 65, a.a. O. S.29 und 53. Über den Umfang der ‚‚drei 
vom Gesetz vorgesehenen Äcker“ (tri nivd zakonit6) kann man schwer Klar- 
heit gewinnen, da er sich an keines der im mittellalterlichen Serbien üblichen 
Landmaße anlehnt. Andere frühere Quellen sprechen von dem Landlose 
(Zdrebije) des Popen: hier liegt also ein etwa der abendländischen Hufe ent- 
sprechender Begriff vor: vgl. St. Novakovice, Selo (Das Dorf) = Glas der 
kgl. serbischen Akademie XXIV 1891), S. 173 ff. 

%) Art. 65. %) Art. 65. 

8) Art.45, dazu auch Art. 27, a.a.O. S. 27, der Entsprechendes für 
die „kaiserlichen Kirchen‘‘ bestimmt. 

6) Es handelt sich dabei vor allem um die Standesverhältnisse der 
Popensöhne, um das Maß ihres Rechtes an dem „Landlose‘‘ des Vaters, 
endlich um den Standesschutz der Geistlichkeit im allgemeinen. 

?) Vgl. u. a. oben Anm. 2 den Hinweis auf die Isoliertheit der Be- 
zeichnung für die Minimalansstattung. 
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Sonderung der bodenständigen und der fremden Elemente dieser Ent- 
wicklung und in der Verfolgung des Ursprungs dieser letzteren harrt der 
kirchlichen Rechtsgeschichte eine dankbare Aufgabe, zu deren Lösung 
freilich die Heranziehung eines umfassenden Quellenmaterials nicht nur 
aus dem byzantinischen Osten, sondern auch aus den Gebieten, die dem 
mittelalterlichen Serbien nachweislich Institutionen des Abendlandos 
vermittelt haben, aus Ungarn und Kroatien und besonders aus dem dal- 
matinisch-albanischen Küstenlande, unerläßlich ist. 
Graz. Heinrich Felix Schmid. 


Dr. Przemyslaw Dabkowski [Professor an der Uhni- 
versität Lemberg], Stosunki koscielne ziemi sanockiej 
w XV stuleciu. (Die kirchlichen Verhältnisse des Ge- 
bietes von Sanok im 15. Jahrhundert). 8.-A. aus dem 
Ill. Rocznik Towarzystwa Przyjaci6l Nauk w PrzemySlu 
(Jahrbuch der Gesellschaft der Freunde der Wissenschaften 
in Przemysl), Przemysl 1922. 45 S. 8°. 


An Monographien aus dem Gebiete der kirchlichen Rechtsgeschichte 
ist die polnische Wissenschaft nicht eben arm: seit etwa vier Jahrzehnten 
haben Forscher wie Wiadystaw Abraham, Jan Fialek, Bolestaw 
Ulanowski, Stanistaw Zachorowski gute Arheit geleistet, nament- 
lich in der Herausgabe und allseitigen Interpretation der unmittelbaren 
Zeugnisse kirchlicher Rechtsentwicklung, von Synodal- und Kapitels- 
statuten, Gerichtsakten der Offizialate und Formelbüchern kirchlicher 
Würdenträger.!) So verfügt der polnische Kirchenrechtshistoriker, dank 
der umfassenden Editionstätigkeit der Krakauer Akademie, über ein um- 
fangreiches kanonistisches Quellenmaterial: hauptsächlich auf seiner 
Grundlage hat dann auch die Entwicklung einzelner Institute (wie der 
Domkapitel) und Institutionen (wie der Sendgerichte) gründliche und 
aufschlußreiche Darstellungen gefunden. 

Dagegen ist der vielseitige Inhalt der polnischen Urkundenbücher 
von der kirchenrechtshistorischen Forschung bisher nur wenig ausgenutzt 
worden: Abrahams grundlegende Darstellung der Organisation der 
polnischen Kirche bis zur Mitte des 12. Jabrhunderts behandelt einen Zeit- 
abschnitt, aus dem uns urkundliche Quellen nur schwach und trübe 
fließen; in viel weiterem Umfange standen sie ihm schon für den Auf- 
bau seiner nicht weniger ergebnisreichen Untersucbuns der Entstehung 


!) Die Quellenausgaben und Untersuchungen, auf die in diesen und 
den folgenden Sätzen Bezug genommen wird, führe ich in einer Abhandlung 
über die Burgwardkirche als Organisationsform der vorkolonialen Pfarrver- 
fassung des Sorbenlandes und die Grundlagen der Pfarrorganisation in 
Böhmen und Polen an, die im nächsten Bande dieser Zeitschrift er- 
scheinen soll. 
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des lateinischen Kirchenorganismus in Rotrußland zur Verfügung. 
Sonst ist der volle Reichtum urkundlicber Überlieferung bisher nur ge- 
legentlich in historischen Monographien über einzelne kirchliche An- 
stalten ausgeschöpft worden, von denen freilich mancbe, wie die Kloster- 
studien Karol v. Potkanskis, auch dem Kirchenrechtshistoriker 
mannigfach unmittelbare Anregung und Belehrung bieten. 


So ist es denn eine für die Entwicklung der polnischen Kircben- 
rechtswissenschaft bedeutsame Erscheinung, daß mit der vorliegenden 
Studie der führende Erforscher des polnischen Privatrechts!), Przemy- 
staw v. Dabkowski, den Boden der kirchlichen Rechtsgeschichte be- 
tritt. Besonders reizvoll ist das Untersuchungsfeld, das er sich erwählt 
hat: das „Land Sanok‘“, das im 15. Jahrhundert die heutigen politi- 
schen Bezirke Lisko, Sanok, Krosno und Brzoz6w ganz, dazu noch be- 
deutende Teile der Nachbarbezirke umfaßte, bildete den westlichen 
Teil des jungen Bistums Przemysl, in dessen Gründung (1375) die zu- 
nebmende Durchdringung Rotrußlands durch die Organisation der 
katholischen Kirche Ausdruck gefunden hatte; neben ihren Geistlichen, 
walteten die orthodoxen Popen unter der Aufsicht ihres Bischofs von 
Przemysl ihres Amtes. Schon die Möglichkeit, die Organisationsformen 
der beiden Kirchen auf demselben Raume nebeneinander betrachten zu 
können, bietet des Anregenden genug; besonders lehrreich wird das von 
Dabkowski gewählte Beispiel aber dadurch, daß wir es — auf beiden 
Seiten — nicht mit abgeschlossenen Organisationen zu tun haben: das 
Land Sanok erlebt in der Untersuchungsperiode eine Zeit intensiven 
Landesausbaus. Die dünnbevölkerten Karpathentäler wurden erst im 
15. Jahrhundert diohterer Besiedlung erschlossen: es ist eine Blütezeit, 
der Kolonisation nach deutschem und nach walachischem Recht.?) Mit 
der Zahl der Siedlungen wächst die der Kirchen, der römischen für die 
aus dem angrenzenden Kleinpolen zuströmenden Siedler, für Polen und 
Deutsche, aber auch für Ungarn und Böhmen, der griechischen dagegen 
für die am Landesausbau beteiligten Ruthenen und Walachen.?) 


Die Besonderheit der Siedlungsverhältnisse des Landes findet 
natürlich ihren deutlichsten Ausdruck auf kirchenrechtlichem Gebiete in 


1) Vgl. über sein Prawo prywatne polskie (Polnisches Privatrecht). 
2 Bde., Lemberg 1910, 1911, u. a. die Besprechung von Guido Kisch, 
Zeitschr. f. osteurop. Gesch. III 1913, S. 216 — 226. 

2) Vgl. die Belege für die Siedelungen nach deutschem Rechte bei 
R. F. Kaindl, Beiträge zur Geschichte des deutschen Rechtes in Galizien 
X, XI, Archiv f. österr. Gesch. C 1910, S. 378— 386, Nr. 282 — 323, S. 403 — 409 
Nr. 420-452 und S. 410-412, Nr. 460—468, die für die Siedelungen nach 
walachischem Rechte bei K. Kadlec, Valasi a valaök& prävo (Die Walachen 
und das walachische Recht), v Praze 1916, S. 302-314 (983 Nummern). 
Über den Begriff des walachischen Rechtes vgl. Kaindl, Beiträge V, a. a. 0. 
XCVI, 1907, S. 333 ff. 

3) „Die Nationalitätsverhältnisse im Lande Sanok im XV. Jahrhun- 
dert“ hat Dabkowski ausführlich in einer Studie dieses Titela (S.-A. aus 
dem Przewodnik naukowy i literacki [Wissenschaftl. u. liter. Wegweiser], 
Lemberg 1921) untersucht. 
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seiner Pfarrverfassung: in den ihr gewidmeten Ausführungen liegt denn 
such die Hauptbedeutung von Dabkowskis Abhandlung für den 
Kirchenrechtehistoriker, während die Ergebnisse seiner Untersuchungen 
über die bischöflichen Tafelgüter innerhalb der Landesgrenzen, über die 
bischöflichen Residenzen, die Klöster und Spitäler, über Wegkreuze und 
Reliquien in Privatbesitz, über Stand und Herkunft, Sitten und Unsitten 
der Geistlichen, vor allem der historischen Geographie, der Kirchen- und 
Kulturgeschichte zugute kommen werden. 


57 katholische Kirchen in Dörfern und Landstädtohen weist 
Dabkoweski für die Zeit von 1352—-1506 aus den Quellen nach, unter 
denen die Kolonisationsurkunden eine besondere Rolle spielen; dazu 
kommen die kirchlichen Anstalten in den beiden bedeutenderen Städten 
Krosno und Sanok. Fast alle diese Kirchen sind Schöpfungen der Unter- 
suchungsperiode oder doch der letzten Jahrzehnte des 14. Jahrhunderts: 
ihre Entstehung verdanken sie sämtlich der Initiative einzelner Stifter, 
die Dorfkirchen der ihrer Grundherren, die Kirchen der Kolonisten- 
siedlungen dem Willen ihrer geistlichen oder weltlichen Kolonisatoren. 
Daß die Sanoker Kolonisationsurkunden tberhaupt die Gründung von 
Kirchen vorsehen, noch mehr vielleicht, daß sie den Neugründungen 
gleich eine bestimmte Ausstattung im Satze von ein bis zwei Hufen zu- 
weisen), ist eine sehr bemerkenswerte Erscheinung; sie weicht von den 
Beobachtungen ab, die man an den so zahlreichen Urkunden über die 
Aussetzung von Städten und Dörfern zu deutschem Rechte machen kann, 
die uns in den Urkundenbüchern Groß- und Kleinpolens, Mazowiens und 
Kujawiens aus dem 13. und 14. Jahrhundert überliefert sind. Hier ge- 
schieht der kirchlichen Versorgung der Kolonisten kaum je Erwähnung. 
Vielleicht verbirgt sich hinter dieser Abweichung doch mehr als eine 
bloße Verschiedenheit der bei der Ausfertigung der Kolonisationsurkunden 
verwandten Formulare: die Kolonisten, die in die Karpathentäler des 
Sanoker Landes einzogen, waren wohl gewobnt, in jeder Siedlung eine 
eigene Kirche und deren Pfarrer zu ihrem Nachbarn im Dorfe zu haben.®) 
Die weitere Untersuchung der Kolonisationsurkunden aus den einzelnen 
Etappen der großen, ostwärts vorschreitenden Siedlungsbewegung, die 
mit dem 12. Jahrhundert einsetzt, kann zu Erkenntnissen führen, auf 
Grund deren es möglich sein wird, gerade aus den kirchenrechtlichen 


1) Dabkowski weist das Vorkommen des Zweihufensatzes in den 
Kolonisationsurkunden für 7 Dörfer, darunter das deutsch benannte Bischofs- 
velde-Jasionka, das des Einhufensatzes in 6 Fällen nach. R. F. Kaindl, 
Geschichte der Deutschen in den Karpathenländern I, Gotha 1907, 8. 179, 
bezeichnet die Anweisung von einer halben bis zwei Hufen als üblichen Vor- 
gang bei der Kolonisation zu deutschem Recht in Galizien. 


2) Wie wir das für die holländischen Kolonisten in den Weser- und Elb- 
marschen sowie im Mittelelbegebiet, endlich für die Siedler, denen die Kolo- 
nisation des ehemaligen Ljutizenlandes (Brandenburgs) zu danken ist, nach- 
weisen konnten: vgl. H. F. Schmid, Das Recht der Gründung und Aus- 
stattung von Kirchen im kolonialen Teile der Magdeburger Kirchenprovinz 
während des Mittelalters, in dieser Zeitschrift Bd. XLIV, 1924, Kan. Abt. 
Alll, Ss. Ill, 113, 15%. 
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Bestimmungen der Sanoker Urkunden Schlüsse, wenn auch nicht un- 
mittelbar auf die Herkunft der beteiligten Siedler, so doch auf den Weg 
zu ziehen, den die Kolonisationswelle genommen hat, ehe sie das Quell- 
gebiet des San erreichte. — Neben den Kolonistenkirchen mit ihren 
dotes von einer und zwei Hufen steht, scharf gekennzeichnet durch die 
abweichende Art ihrer Ausstattung, eine der am frühesten (1361) nach- 
weisbaren Kirchen des Landes, die Pfarrkirche zu St. Peter in Bukowsko: 
ihr gehört ein ganzes Dorf, Villa sancti Petri alias Wolica. In dieser 
Dorf-dos glauben wir ein Denkmal der alten, bodenständig-polnischen 
Pfarrorganisation erkennen zu dürfen, wie sie in Anwendung war, ehe 
die Kolonisation zu deutschem Rechte andere Ausstattungssätze ver- 
‚breitete.!) 

Bedeutsam ist auch die Gestaltung der zehntrechtlichen Verhält- 
nisse im Sanoker Lande: in ganz Rotrußland herrschte der fixierte Zehnt, 
d. h. jede Hufe war zur Leistung einer bestimmten jährlichen Abgabe in 
Geld und gemahlenem Getreide verpflichtet. Auch hier fällt der Gegen; 
satz gegen die Verhältnisse in den Kernlanden des polnischen Siedlungs- 
‚gebietes auf, in denen in Garben vom Acker wirklich gezehntet wurde. 
Man sucht die Abweichung als bewußte Privilegierung des neu der römi- 
schen Kirche gewonnenen, auf die Heranziehung von Kolonisten an- 
‚gewiesenen Landes im Osten zu erklären: vielleicht handelt es sich aber 
bei der Durchsetzung der decima constituta nur um das Wiederaufleben 
des alten, im übrigen polnischen Siedlungsgebiet zeitweilig im Interesse 
der Kirche zurückgedrängten, bodenständigen Brauches. 

Auch über die Ausübung des Patronatsrechtes, über die kirchliche 
Vermögensverwaltung, über Stiftungen, Altäre und Kapellen bringt 
Dabkowski wertvolle Aufschlüsse, die, ohne neue oder auffällige Züge zu 
bieten, in dankenswerter Weise das Bild dieser Seiten des Rechtslebens 
der Pfarrkirche im Mittelalter ergänzen. 

Mit der Behandlung der Rechtsverhältnisse der orthodoxen Land- 
kirchen, deren er 43 nachweist, berührt Dabkowski in weitem Umfange 
rechtsgeschichtliches Neuland. Überraschend ist zunächst seine Fest- 
stellung, daß auch für die Popen die Haupteinnahmequelle der zur Pfarre 
gehörige Grundbesitz bildete: in der großrussischen Kirche gilt die Aus- 
stattung einer Pfarre mit liegenden Gütern als Ausnahme), und auch in 
Galizien war wenigstens im 18. Jahrhundert die Mehrzahl der griechisch- 
katholischen Kirchen nicht mit Landbesitz ausgestattet.?) Erklärt wird 
die auffällige Erscheinung zum Teil durch die Tatsache, daß es sich bei 
vielen der in Frage kommenden Dörfer um Neugründungen handelt: 


I) Die Belege für die hier und im Folgenden zum Ausdruck gebrachten 
Anschauungen des Rezensenten über die Entwicklung der Rechtsverhältnisse 
der polnischen Kirche bringt die oben S. 577 Anm. genannte Abhandlung. 

2) Vgl. E. Golubinskij, Istorija russkoj cerkvi (Geschichte der russi- 
schen Kirche) I 12, Moskva 1901, S. 540 fl. 


3) Vgl. A. Korczok, Die griechisch-katholische Kirche in Galizien 


{= Osteuropa-Institut in Breslau, Quellen und Studien, V. Abt., 1. Heft), 
Leipzig 1921, S. 12. 
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soweit sie, im 16. Jahrhundert, nach walachischem Recht ausgesetzt 
wurden, wies man den Geistlichen auch hier von vornherein eina Hufe 
zu!) Gegenüber der Landausstattung spielen die laufenden Einnahmen, 
vor allem aus Oblationen der Gläubigen, pach dem Schweigen Dab- 
kowskis zu schließen, im Haushalt der Sanoker Popen keine große Rolle, 
während sie in anderen orthodoxen Ländern vielfach die einzige Grund- 
lage der Pfarrwirtschaft bildete.®) 

Höchst belehrend ist das Bild, das Dabkowski weiter von den 
rechtlichen Verhältnissen der Popen und ihrer Kirchen — die Urkunden 
gestehen ihnen meist nur die Bezeichnung synagoge zu — zeichnet. Die 
Popen, durch kein Standesprivileg geschützt, waren einfach Hinter- 
sassen ihrer Grundherren, die sie nach Gutdünken zu ibrer geistlicben 
Stellung beriefen, denen sie von ibrer Kirche in der gleichen Weise, wie 
Müller und Krüger von Mühle und Krug, nur in geringeren Beträgen zinsten, 
die das Spolienrecht nach ihnen übten. Ihre Kirchen standen im un- 
eingeschränkten Privateigentum der Grundherren, die sie nach Belieben 
verkaufen und verschenken, ganz oder in Bruchteilen, wobei dann auch 
die Rede auf das Recht „an einem halben Popen‘‘ kommen kann. Das 
Fehlen einer durch staatliche Machtmittel gestützten kirchlichen Auf- 
sicht, wie es in diesen Erscheinungen zum Ausdruck kommt, befreit 
auch den Popen von jeder Rücksicht auf den geistlichen Charakter 
seines Amtes: er kann es, durch einfachen Vertrag vor der weltlichen 
Behörde, einem beliebigen anderen, meist einem Verwandten, übertragen. 


Mit Recht betont Dabkowski, daß Kirche und Pfarramt der 
orthodoxen Bevölkerung des Sanoker Landes völlig den Charakter 
privatrechtlicher Institute tragen: die meisten Züge des Bildes, das er 
vor uns aufrollt, kennen wir aus dem fränkischen Eigenkirchenwesen vor 
seiner Einfügung in die kirchliche Ordnung durch die karolingische 
Kirchenreform. Beide Erscheinungsformen, die germanische Eigenkirche 
wie die synagoge Ruthenorum Galiziens, zeigen die kirchliche Organi- 
sation einzelner Gebiete auf einer Entwicklungsstufe, auf der es ihr noch 
nicht gelungen ist, ihre Institutionen über die rein privatrechtlichen Bin- 
dungen zu erheben. Daß es sich bei den Zuständen der orthodoxen 
Kirchen im Sanoker Lande nicht etwa um eine nur im Herrschaftsbereiche 
der morgenländischen Kirche mögliche Erscheinung handelt, darauf hia 
schon Abraham in seiner gehaltreichen Besprechung von Dabkowskis 
Untersuchung?) hingewiesen; er beruft sich dabei auf eine kleinpolnische 
Urkunde von 1368, in der Klöster als Privateigentum erscheinen.‘) 


1) Wohl in Nachahmung des deutschrechtlichen Lokastionsformulars, 
Allerdings weiß auch von dem ruthenischen Bauern in Galizien das Landes- 
gubernium 1777 zu berichten, „daß er sogar betteln geht, nur um seine eigene 
Kirche und einen Priester, der den Gottesdienst versieht, zu haben‘, Korczok 
a.a. 0. Anm. 2. 

3) Vgl. Golubinskij a.a.O. 

3) Kwartalnik historyczny ([Lemberger] Historische Vierteljahrsschrift) 
XXXVI, 1922, S. 159-160. 

%) Codex dipl. Poloniae minoris III, S. 213, nr. 807. 
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Wir möchten in dieser Heranziehung der Verhältnisse des katholischen 
polnischen Mutterlandes noch weiter gehen: der polnischen Kirche ist es, 
bis zum Ausgange des Mittelalters, nie gelungen, gewisse Fragen aus der 
Sphäre des Privatrechtes herauszuheben, deren Regelung durch die 
karolingische Gesetzgebung innerhalb der Grenzen des fränkischen 
Reiches öffentliches Recht geworden war. Dahin gehören die Bestimmun: 
gen über die Mindestausstattung grundherrlicher Kirchen, über die 
Schaffung neuer Pfarren und endlich auch das allgemeine Zehntgebot. 
So ist gerade die Pfarrorganisation des mittelalterlichen Polens in noch 
viel höherem Maße privatrechtlich bestimmt als etwa die Deutschlands, 
und es ließen sich zweifellos für die meisten der privatrechtlichen Züge, 
die Dabkowski aus dem Rechtsleben der orthodoxen Pfarren anführt, 
Parallelen innerhalb Polens nachweisen: nur der durchgeführte Standes- 
schutz der Geistlichkeit verhütete hier wohl die schlimmsten Auswüchse, 
Wie stark die privatrechtlichen Bindungen der Kirche selbst im Bewußt- 
sein ihrer geistlichen Führer weiterlebten, auch seit das Eindringen des 
kanonischen Rechtes auf ein allmähliches Verwischen der bodenständigen 
Rechtszüge hinarbeitete, zum Beweise dessen sei daran erinnert, daß 
noch Diugosz, selbst Krakauer Domherr, in seinem 1470 begonnenen, 
zur Sicherung der Rechte der Kirche bestimmten Liber beneficiorum die im 
Patronaterechte stehenden Pfarrkirchen regelmäßig als proprietas ihrer 
Grundherren, diese als haeredes ihrer Kirchen bezeichnet.) 
Dabkowskis Studie ist für den Kirchenrechtshistoriker eine Fund- 
grube wertvollsten Materials; die klare, treffende Darstellung der Rechtsver- 
hältnisse verrät den Meister recbtshistorischer Forschung: so beginnt die 
Verbindung von weltlicher und kirchlicber Rechtsgeschichte, der die 
westeuropäische Kirchenrechtswissenschaft ihr kraftvolles Aufblühen in 
den letzten Jahrzehnten verdankt, auch in der polnischen Forschung 
wertvolle Früchte zu tragen, und wir dürfen hoffen, daß die kirchliche 
Rechtsgeschichte auch in der neuen rechtshistorischen Zeitschrift, dem 
„Przewodnik Historyozno-Prawny‘ (Rechtshistorischen Wegweiser), mit 
dessen Herausgabe Dabkowski in diesem Jahre begonnen bat, neben 
dem polnischen und allgemein slavischen Rechte die ihr gebührende Be- 
‘ rücksichtigung finden wird. 
| Graz. Heinrich Felix Schmid. 


Jözef Dicker, Pokuta koscielna w prawie wiejskiem 
polskiem od XVI do XVIII wieku (Die Kirchenbuße im 
polnischen Dorfrecht vom X VI. bis zum X VIII. Jahrhundert) 
[= Pamietnik historyczno-prawny (Rechtshistorisches Archiv), 
herausgegeben von Przemyslaw v. Dgbkowski, Bd. 1, H. 1], 
Lwöw (Lemberg) 1925. 208. 8°. 

1) Joannis Diugosz Senioris Opera omnia cura A. Przezdziecki edita, 


T. VII-IX; Liber beneficiorum dioecesis Cracoviensis, Tomus: Ecclesiae 
parochiales, Cracoviae 1864, passim. 
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.. Außer dem in dem vorangehenden Referat erwähnten „Rechts- 
historischen Wegweiser‘‘, der der Berichterstattung über Neuerscheinun- 
gen dienen soll, hat Przemyslaw v. Dabkowski auch ein „Bechts- 
historisches Archiv‘ ins Leben gerufen: in seinen in zwangloser Folge 
erscheinenden Heften sollen Untersuchungen zur Geschichte des pol- 
nischen Rechts, der übrigen slavischen und auch der westeuropäischen 
Rechte, daneben auch kleinere Quellenveröffentlichungen Platz finden, 
So gewinnt die rechtahistorische Forschung in den slavischen Ländern, 
der bisher nur zwei Sammlungen von Untersuchungen zur polnischen 
und böhmischen Rechtsgeschichte zur Verfügung standen!), außer einer 
kritisch orientierenden Literaturübersicht gleichzeitig ein Organ, in dem 
such Untersuchungen, deren Forschungsraum die Grenzen eines alavi- 
schen Volksgebietes überschreitet oder gar sich auf westeuropäischen 
Boden erstreckt, willkommen sein werden. 

Daß die Neugründung auch der kirchlichen Rechtsgeschichte 
zugute kommen wird, zeigt gleich das erste Heft des „Rechtshistorischen 
Archivs‘; aus einer Seminararbeit, die in Dabkowskis Lemberger 
„Seminar für Geschichte des polnischen streitigen Rechts‘‘*) entstanden 
ist, hat sich Dickers Studie entwickelt. Zugrunde liegen ihr die Urteils- 
bücher kleinpolnischer Dorfgerichte aus den drei letzten Jahrhunderten 
polnischer Selbständigkeit, die uns Ulanowskis unermüdliche Editions- 
tätigkeit zugänglich gemacht hat. Des fragmentarischen Charakters, den 
seine Untersuchung wegen der engen Grenzen, die er ihr räumlich und 
zeitlich gesteckt hat, trägt, ist sich Dicker wohl bewußt: auch der Leser 
wird ein Gefühl des Bedauerns nicht unterdrücken können, daß diese 
Grenzen nicht gelegentlich wenigstens zu einem bequem sich bietenden 
Vergleiche, der das Interesse an den von Dicker geschilderten Verhält- 
nissen erhöht hätte, überschritten worden sind. 

Innerhalb der selbstgewählten Schranken gibt Dicker einen treff- 
lichen Überblick über den Gegenstand seiner Forschung: der Begriff der 
Kirobenbuße im Dorfrechte (einerseits Demütigungen im Sinne der alt- 
kirchlichen, Öffentlichen Buße, andrerseits Leistungen von Geld oder 
Geldeswert zugunsten kirchlicher Anstalten), ihr rechtliober Charakter 
(sie ist aus der Praxis der kirchlichen Gerichtsbarkeit hervorgegangen 
und trägt vorwiegend repressiven, selten präventiven Charakter), ihr 
Verhältnis zur weltlichen Strafe (sie ist gewöhnlich Zusatzstrafe, manch- 
mal auch mildernder Ersatz) werden erörtert; besondere Bedeutung hat 


1) Die „Studien zur Geschichte des polnischen Rechte“ (Studya nad 
history& prawa polskiego), herausgegeben von Oswald Balzer, bisher 
8 Bände zu meist 3—5 Heften, Lemberg, seit 1899, bzw. die „Arbeiten aus 
dem Seminar böhmisches Recht an der Karls-Universität in Prag‘ (Präce 
ze Seminäte Cesk6ho Präva na Karlovd Universit# v Praze) unter der Leitung 
von Jan Kapras, bisher 7 Hefte, Prag, seit 1919. 

%) So genannt im Gegensatz zu dem von Balzer geleiteten „ Seminar 
für polnische Verfassungsgeschichte“. — Über die a N m ‚ Seminar 
geleistete Arbeit unterriohtet Dabkowskis Verwaltungsbericht: Bemina- 
ryum historyi er prawa sadowego. Sprawozdanie za lata os 1924. 
Lwöw (Lemberg) 1 
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der Abschnitt über die Verhängung der Kirchenbuße: sie erfolgt nur selten 
durch den Dorfherrn oder seine Organe, in der Regel durch das von der 
bäuerlichen Gemeinde gewählte Dorfgericht, das nach Herkommen und 
Ermessen, nur in einem Falle nach einem berrschaftlichen Weistum ur- 
teilt. Der Dorfherr übt ein Strafmilderungs- oder Umwandlungsrecht, 
aber auch der Geschädigte, gegebenenfalls der Privatankläger, kann auf 
die Gestaltung der Strafe einwirken. Der Strafvollzug weist ein gemein- 
sames Kennzeichen auf, mag er nun als öffentliche Demütigung (,„in. 
Kreuzgestalt‘‘, d. h. mit ausgestreckten Armen, vor dem Altare liegen!), 
in dem in der Kirche angebrachten Schandpflock sitzen, beides während. 
des Gottesdienstes an einzelnen oder mehreren Kirchtagen) oder als 
Leistung zugunsten der Kirche (meist von Wachs oder von Geld für das 
Leuchtwerk) erscheinen: die kirchliche Anstalt, die in seinem Mittelpunkt. 
steht, ist regelmäßig die eigene Pfarrkirche des Dorfes, Wallfahrten er- 
scheinen als Buße ebenso selten wie etwa Strafverfügungen zugunsten 
auswärtiger Klöster oder Spitäler. Außerordentlich weit ist der Kreis 
der durch die verschiedenen Arten der Kircbenbuße geahndeten Vergehen: 
daß sie für die Verletzung kirchlicher Vorschriften (Kirchenbesuchs-, 
Beichtpflicht) oder ihren religiösen Charakter deutlich offenbarender 
Gebote (Heiligung des Namens Gottes, der Feiertage) verhängt wird, 
überrascht nicht und entspricht durchaus dem in deutschen Dorfweis- 
tümern niedergelegten Rechtsbrauch; auch bei Verletzungen der Rechts- 
güter, deren Schutz die kirchliche Gerichtsbarkeit für sich in Anspruch 
nimmt (Ehebruch, Vergehen gegen Priester), hat die Ahndung durch 
Kirchenbuße nichts Auffälliges; und selbst in Fällen, in denen sich das 
Vergehen etwa gegen den Frieden der Familie oder das Anseben der Obrig- 
keit richtet, läßt sich die Anwendung der kirchlichen Strafmittel aus dem 
unmittelbaren Interesse der Kirche an der Aufrechterhaltung der Autori- 
tät der in‘ihr Leben verflochtenen Institute erklären. Im Bewußtsein der 
polnischen Dorfrichter scheint dieser Zusammenhang auch da lebendig 
gewesen zu sein, wo sich der Angeklagte überhaupt gegen die allgemeine 
Rechtsordnung, namentlich gegen die im Dekalog normierten Pflichten, 
vergangen hat: so erscheinen Diebstahl, Raub, Totschlag, Mord, aber auch 
Verbalinjurien und Drobungen auf der Liste der mit Kirchenbußen be- 
legten Straftaten. 

Es wird Aufgabe der polnischen Kanonistik sein, die nun schon eine 
ganze Reihe wertvoller Forschungen zur Geschichte des kirchlichen 
Gerichts- und Bußwesens aufzuweisen hat, die Entstehung der einzelnen 
Formen der dörflichen Kirchenbuße und die Ausbreitung ihrer Anwendung 
zu verfolgen und dabei die zugrundeliegenden allgemein kirchlichen Buß- 


1) Beten in dieser Stellung erscheint übrigens, ohne den Charakter 
einer Bußübung zu tragen, als Dankbarkeitsleistung von Spitalsinsassen 
zum Heil der Seele ihres Versorgers; vgl. F. Bujak, Wielka Fundacja 
szpitalna z pierwszej polowy XVII wieku (Eine große Spitalsstiftung aus 
der ersten Hälfte des XVII. Jahrhunderts) in: Z odlegtej i bliskiej prze- 
ns (Aus ferner und naher Vergangenheit), Lwöw (Lemberg) 1924, 

. 65, 68. 
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bestimmungen festzustellen, polnisches Sondergut und etwaige Einflüsse 
aus anderen Rechtsgebieten zu scheiden. Höchst anregend ist Diekers 
Studie auch für den Historiker der kirchlichen Verfassung und des 
Kirchenvermögensrechtes auf polnischem Boden: die enge Verknüpfung 
kirchlicher und weltlicher Organisation, die einen charakteristischen Zug 
im Bilde der Entwicklung des kirchlichen Wesens in den westslavischen 
Ländern bildet, kommt auch. in der weitgehenden Verwendung kirch- 
licher Strafmittel durch die gemeindlichen Dorfgerichte zum Ausdruck, 
sie spiegelt sich aber auch in der zentralen Stellung wieder, die, wie in der 
dörflichen Gerichtsbarkeit, so im ganzen Dorfleben die Dorfkirche ein- 
nimmt. Andererseits zeugt gerade diese Erscheinung von den Fortschritten, 
die im Laufe des Mittelalters die kirchliche Organisationsarbeit in Klein- 
polen gemacht hatte. Nur wo jede größere Siedlung ihre eigene Kirche 
hatte, konnten sich Verhältnisse entwickeln, wie die, deren Niederschlag 
die Dorfgerichtebücher bilden. Wie stark das Interesse der Einwohner- 
schaften an ihren Kirchen auch in vermögensrechtlicher Beziebung war, 
das zeigen die zahlreichen Strafverfügungen zugunsten des Leuchtwerkes 
der Kirche: es hat also auch in Kleinpolen die Sorge für einen wichtigen 
Teil der gottesdienstlichen Bedürfnisse auf den Pfarreingesessenen gelastet. 
Graz. Heinrich Felix Schmid. 


Dr. Hans Foerster, Reformbestrebungen Adolfs III. von 
Schaumburg (1547—56) in der Kölner Kirchenprovinz. 
(Reformationsgeschichtliche Studien und Texte, begründet 
von ? Prof. Dr. Jos. Greving, herausgegeben von Prof. 
Dr. Albert Ehrhard in Bonn, Heft 45 u. 46.) Münster, 
Aschendorfi, 1925. IV und 1258. 8°. 


Seitdem Hermann von Wied im Februar 1547 genötigt wurde, das 
Erzstift Köln aufzugeben, hat Adolf III. von Schaumburg in den zebn 
Jahren bis zu seinem Tode 1556 versucht, seine Kirchenprovinz im Katho- 
lizismus zu befestigen und die abgefallenen Teile zu ihm zurückzuführen. 
Die Erfolge hingen zum großen Teile ab von den verschiedenen Zuständen 
in den einzelnen Diözesen: in Utrecht wachten die exempten Stifter eifrig 
über ihre Selbständigkeit und ließen sich weder vom Bischof, der seit 
1528 kein Landesherr mehr war, noch vom Metropoliten viel dreinreden. 
Minden, Münster und Osnabrück waren in der Hand eines Fürsten, der 
kurz zuvor noch die drei Bistümer hatte säkularisieren wollen, usw. 
Mehr noch zeigte das weltliche Fürstentum seinen Einfluß. Adolfs Be- 
strebungen fanden in Jülich-Berg keinen Eingang. Dort kam er am weite- 
sten, wo er selbst zugleich der Landesherr war. Als Grundlage und Richt- 
schnur diente Adolf überall die von Julius Pflug ausgearbeitete, von 
Karl V. zu Augsburg verkündete formula reformationis (gedruckt z. B. 
bei Goldast, Collectio constilutionum imperialium). Karls Milde gegen 
Protestanten — die mehr als Foersters Schrift erkennen läßt, auf politi- 
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schen Erwägungen beruhte — mißbilligte er durchaus und suchte seine 
strengeren Maßnahmen womöglich aufrecht zu erhalten. 

Foerster stellt die einzelnen Phasen ausführlich dar, vor allem die 
Diözesansynoden, das Provinzialkonzil von 1549 — es war in Köln für 
mehr als 300 Jahre das letzte — und die erzbischöfliche Visitstion. Er 
stützt sich dabei auf ungedrucktes Material aus den Archiven und Biblio- 
theken von Köln, Düsseldorf, Darmstadt und Paris. Den kirchlichen 
Rechtshistoriker wird am meisten das 7. Kapitel interessieren: Die Haupt- 
gesichtspunkte der kaiserlichen Reformation und die Stellungnahme der 
Kölner Synoden dazu. Die Angaben über die Verschiedenheit der Ämter- 
bezeichnung in den verschiedenen Diözesen (8. 79), über das Verbot, 
inkorporierte Pfarrkirchen zu verpachten (S. 84), über Karl V. als Landes- 
herrn in Utrecht (8. 54) und manche anderen sind beachtenswert, die 
ganze Arbeit dadurch lehrreich, daß sie zeigt, wie gering die Festigkeit 
des Metropolitanverbands war gegenüber der Diözese und noch mehr 
dem Territorium. 

Leipzig. P. Kirn. 


Dr. August Amrhein [Pfarrer in Eßfeld bei Würzburg], 
Reformationsgeschichtliche Mitteilungen aus dem Bistum 
Würzburg. Reformationsgeschichtliche Texte, begründet 
von + Prof. Dr. Jos. Greving, herausgegeben von Prof. 
Dr. Albert Ehrhard in Bonn, Heft 41 und 42. Münster 
in Westf., Verlag der Aschendorffschen Verlagsbuchhand- 
lung, 1923. VIII und 1888. 8°. 


Die Kapitelsprotokolle katholischer und evangelischer Domstifter 
bilden eine der wichtigsten Quellen für die neuere Geschichte der geist- 
lichen Territorien Deutschlands, ohne bisher in ihrer Bedeutung voll ge- 
würdigt worden zu sein. Namentlich wo sie tiefer in das 16. Jahrhundert 
zurückreichen, enthalten sie für reformationsbistorische Studien ein Ur- 
kundenmaterial von seltener Reichhaltigkeit und Frische. Daa Ringen 
der alten mit der neuen Lehre, der Kampf des alten und eines neuen 
Rechts findet in den Beratungen jener Kollegien Woche für Woche, in 
besonders bewegten Zeiten Tag für Tag, getreuen Ausdruck, und wo 
kraftvolle Persönlichkeiten beider Richtungen in offener Aussprache 
aufeinanderstoßen, wie etwa in Merseburg der von Luther zum evangeli- 
schen Bischof ordinierte Fürst Georg von Anhalt und der katholische 
Bischof Michael Helding, da entwickeln sich dramatische Szenen, die als 
Symbol des geistigen Ringens ihrer Zeit der geschichtlichen Größe 
nicht entbehren. Ä | 

Kapitelsprotokolle und Rezeßbücher eines Kathedralstiftes aus dem 
Reformationsjahrhundert bilden auch den Grundstock der vorliegenden 
Arbeit. Sie zerfällt in zwei ungefähr gleich starke Teile. Der erste beginnt 
mit einer Studie über den Würzburger Weihbischof Johannes Petten- 
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dorfer, dessen angeblichen Abfall vom katholischen Glauben der Ver- 
fasser als Fabel nachzuweisen sucht; dann folgen unter Beigabe zahl- 
reicher Aktenauszüge mehrere Aufsätze über Würzburger Domprediger 
und Domherren sowie tiber den. Einfluß des Trienter Konzils auf die 
Verhältnisse des dortigen Stifts und der Diözese. Der zweite Teil gibt in 
Form eines Urkundenbuchs mit verbindendem Text zahlreiche Mitteilun- 
gen über vierzig Pfarreien, in denen das Domkapitel weltliche oder geist- 
liche Rechte besaß, und schließt mit einigen Notizen über reformatorische 
Bewegungen in der Stadt Würzburg. 

Für den Rechtshistoriker bringt das Buch als Materialsammlung 
gute Ausbeute. Allgemeineres Interesse beansprucht vor allem der erste 
Teil; nur wird man von dem einleitenden Aufsatz absehen müssen; er 
fällt aus dem Rahmen des Ganzen heraus und erweckt auch sachlich Be- 
denken. Die andern Aufsätze dagegen entbalten wertvolle Angaben über 
die kirchliche Haltung der Bischöfe, die mit Ausnahme des nicht konse- 
krierten (!) Konrad von Bibra (1540—1544) sämtlich der strengeren 
Richtung angehörten, über ihre Stellung zum Reich, über ihre Rivalität 
mit dem Domkapitel um die weltliche und geistliche Jurisdiktion des 
Stifte. Ausführlich kommt sodann die innere Stiftsverfassung zu Wort. 
Ihr Zustand ist nicht eben erfreulich. Dieselben Schäden, die aus anderen 
katholischen und aus den evangelischen Kapiteln der Zeit bekannt sind, 
zeigen sich auch in Würzburg: Zuchtlosigkeit der Domizellare, Versäumnis 
des Chordienstes und der Residenz durch die Kapitulare, lockerer Lebens- 
wandel der Stiftsmitglieder, traurige soziale und sittliche Lage der niede- 
ren Stiftsgeistlichkeit. Reformversuche werden zwar von Zeit zu Zeit 
unternommen, aber Erfolg winkt ibnen nicht. Glücklich ist das Kapitel 
mit seinen Disziplinarmaßregeln nur in einem Punkt, in der Abwehr der 
religiösen Neuerer. Man schreckt den protestantischen Adel Frankens 
ab, indem man die jüngeren Kanoniker vom Besuch evangelischer Uni- 
versitäten fernhält und die älteren erst dann zu einer Kapitularstelle zu- 
läßt, wenn sie den Nachweis höherer Weihen erbracht baben. Endgültig 
ist das Stift freilich für den Katholizismus erst dann gesichert, als die 
professio fidei Tridentina 1570 statutarisch rezipiert wird. Abgeseben von 
dieser Modifikation der Kapitelsverfassung bleibt übrigens das Trienter 
Konzil ohne Einfluß auf die Verhältnisse des Stifts in der vom Verfasser 
behandelten Zeit. Auch in der Diözese gerät die kirchliche Restauration 
nach verheißungsvollen Anfängen ins Stocken. Mit welchen Wider- 
ständen sie hier zu kämpfen hat, beleuchtet der zweite, vornehmlich lokal- 
geschichtlich wichtige Teil des Buches. Die Verwilderung der Pfarr- 
geistlichkeit, die kirchliche Unzuverlässigkeit der Bevölkerung, die Über- 
griffe säkularisationslüsterner Dorfjunker und städtischer Obrigkeiten 
offenbaren allenthalben eine schwere kirchliche Krise des Territoriums. 

Der Verfasser nimmt diese Vorgänge gelegentlich zum Anlaß 
lebhafter konfessioneller Polemik. Ob mit Recht, mag dahingestellt 
bleiben. Vielleicht wäre es glücklicher gewesen, statt dessen in den Lite- 
raturangaben weniger Zurückhaltung zu üben. Namentlich der lokal- 
geschichtlichen Forschung hätte durch den Hinweis auf unmittelbar 
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einschlägige Werke allgemeineren Inhalts ein großer Dienst erwiesen 
werden können; ich erinnere nur an die Besprechung der Sendgerichtsbar- 
keit bei Julius Krieg, Der Kampf der Bischöfe gegen die Archidiakone 
im Bistum Würzburg, Kirchenrechtliche Abhandlungen, herausg. von 
U. Stutz, H. 82, Stuttgart 1914, S. 166ff. Die mühevolle und verdienst- 
liche Arbeit hätte durch solche Ergänzungen an wissenschaftlicher Brauch- 
barkeit zweifellos noch erheblich gewonnen. 


Berlin. Johannes Heckel. 


Quellen und Abhandlungen zur Geschichte der Abtei und 
der Diözese Fulda Heft XI, 1923. XXII und 370 8. 


Von den im Auftrage des Histor. Vereins der Diözese Fulda durch 
Prof. Dr. Richter in Fulda herausgegebenen Quellen und Abhandlungen 
sind seit 1904 12 Hefte erschienen, die beiden letzten 1923. Das mir 
zum Referat übersandte 11. Heft enthält zwei Abhandlungen: die eine 
von Dr. Max Schultz, Die pfarrechtliche Organisation der Stadt Jena 
im Mittelalter (S. 1---50), die andere von Dr. Richter, Die Pfarrstiftung 
Napoleons I. für Jena bis zur Verlegung des Pfarrsitzes nach Weimar 
1819 (S. 51—278) und die Diözesanzugehörigkeit der Katholiken des 
Großherzogtums Sachsen- Weimar seit 1821 (S. 278-342). Als An- 
hang sind beigegeben: „Bemühungen der sächsisch-ernestinischen Her- 
zöge von Gotha-Altenburg, Hildburghausen, Coburg und Meiningen um 
Angliederung ihrer katholischen Untertanen an das Bistum Fulda (S. 342 
bis 362). ‘ 

I. Die Abhandlung von Schultz (jurist. Doktor-Dissertation) gibt 
auf Grundlage des Urkundenbuchs der Stadt Jena und ihrer geistlichen 
Anstalten (2 Bde. 1888 und 1893) eine Darstellung über die pfarrliche 
Organisation der Stadt Jena im Mittelalter. Es handelt sich um die 
beiden mit dem Zisterzienserinnenkloster zu Roda verbundenen (in- 
korporierten) Pfarrkirchen: die St. Michaeliskirche (beutige Stadtkirche) 
und die vor dem Johannistor gelegene St. Johanniskirche (heutige katho- 
lische Kirche) in Jena, sodann um die an beiden Pfarrkirchen bestehenden 
Vikariestiftungen nebst den Stadtkapellen; die Michaeliskirche zählte 
18, die Johanniskirche 5 Vikariestiftungen, die Zahl der Stadtkapellen 
betrug 6. 

Die Michaeliskirche wurde 1291 von Friedrich Pfalzgraf von Sachsen 
dem Zisterzienserinnenkloster zu Roda geschenkt (inkorporiert), die Mit- 
eigentumsberechtigten bestätigten die Schenkung 1301. Im Jahre 1295 
übertrugen (inkorporierten) Hermann und Albert von Lobedaburg dem 
gt. Kloster die Johanniskirche mit all ihren Einkünften und Gerecht- 
samen. Wahrscheinlich waren beide Kirchen vor Anfang an Pfarr- 
kirchen, sicher aber hatten sie diesen Charakter in späterer Zeit. 

Die Überweisungen beider Kirchen an das Kloster Roda vollzogen 
sich auf Grundlage des früheren Eigenkirchenrechts, gemäß dessen dem 
Grundherrn als Eigentümer einer auf seinem Grund und Boden von 
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ihm erbauten Kirche über diese nebst dem damit verbundenen Kirchen- 
amt freies Verfügungsrecht zustand. Durch diese Überweisung, für 
welche seit dem 13. Jahrhundert der Ausdruck Inkorporation stehend 
war, wurde das Kloster Inhaber der Pfarrgerechtsame (Pfarramt) an 
beiden Kirchen. 

Das Kloster übte diese Pfarrechte durch einen von ihm beauf- 
tragten Propst aus. Er hatte die Verantwortung für die ordentliche Ab- 
baltung des Gottesdienstes und die Ausübung der Seelsorge an beiden 
Kirchen und den Kapellen der Stadt. Seine Wahl erfolgte durch das 
Kloster (Äbtissin, Priorin und Konvent). Der Offizial an der Propstei- 
kirche 8. Mariae zu Erfurt, zu dessen Archidiakonat Jena gehörte, 
gab ihm die sog. institutio autorizabilis, d. h. nach vorhergegangener 
Prüfung über seine Tauglichkeit die Erlaubnis zur Annahme des Amtes 
und zur Ausübung der Seelsorge. Zu seinen Obliegenheiten gehörte auch 
die Abhaltung des Gottesdiensies in dem benachbarten Lichtenhain. 
Es standen ihm zur Seite zwei Kapläne und später außerdem ein Pre- 
diger. Die Einkünfte des Propstes flossen aus verschiedenen Quellen, 
im Jahre 1511 besaß er die Vikarie am St. Elisabeth- und Egidiialtar 
in der Michaeliskirche.e Als Amtswohnung diente ihm ein beson- 
deres Gebäude, die Propstei, die in der Nähe des Klosters gelegen 
haben wird. 

Nähere Ausführungen gibt Schultz über die in Jena früher be- 
standenen Vikariestiftungen Zu allen derartigen Stiftungen war die 
Erlaubnis seitens des Klosterkonvents und Propstes erforderlich, und 
zwar auch dann, wenn die Stiftung an einer anderen Kirche oder Kapelle 
der Stadt erfolgte. Der Grund lag darin, daß das Zisterzienserinnenkloster 
Inhaber der Pfarrechte im Gesamtgebiete der Stadt Jena war. Deshalb 
hatte der Propst bzw. der Klosterkonvent für die meisten Vikarien 
auch das Besetzungsrecht, bei einigen wenigen ernannte der Stadtrat 
den Vikar, bei einigen Privatleute (Privatlehen). Wie der Offizial zu 
Erfurt den Propst des Klosters bestätigte und in sein Amt einführte, 
so batte er auch die Institution der von den Kollatoren präsentierten 
Vikare. Schultz geht auf die Frage, ob es sich in beiden Fällen um die 
8og. instit. autoriz. handelte, nicht näher ein. M. E. ist nach dem da- 
mals geltenden Recht in beiden Fällen eine derartige institutio anzu- 
nehmen. 

Die Abhandlung von Schultz ist ein dankenswerter Beitrag zur 
Rechtsgeschichte der Pfarrorganisation, wie sie vom allgemeinen 
Standpunkt aus dargestellt ist durch K. H. Schäfer, Pfarrkirche und 
Stift im deutschen Mittelalter (Stutz, Kirchenrechtl. Abh. 1903, Heft 3). 
Die Jenaer Verhältnisse hatten Ähnlichkeit mit denen in Geseke (West- 
falen). Dem Geseker Kanonissenstift waren ebenfalls die beiden dortigen 
Pfarreien, die Cyriacus- und die Peterpfarrei inkorporiert. Vgl. Freisen, 
Die Stadt Geseke im früheren Herzogtum Westfalen, das dortige Kano- 
nissenstift und die dortigen beiden Pfarreien ad S. Cyriacum und ad 
S. Petrum. Ein Beitrag zur Geschichte des Eigenkirchenwesens, zur 
Geschichte der kirchlichen Inkorporation und zur Frage über den Rechts- 


590 ‘Literatur. 


weg für kirchliche Dotstionsansprüche aus der Säkularisation (St. Rita- 
Verlag, Würzburg 1924; vgl. oben S. 540f.). 

II. Die Abhandlung von Richter befaßt sich in ihrem ersten Teile 
mit der durch Napoleon I. nach der Schlacht bei Jena 1806 auf die Be- 
mühungen des französischen Emigrantenpriesters Gabriel Henry er- 
folgte Pfarrstiftung in Jena. Schon früher hatte Richter denselben 
Gegenstand behandelt in einer Arbeit unter dem Titel: „Der französische 
Emigrant Gabriel Henry und die Entstehung der katholischen Pfarrei 
Jena. Weimar (1795—1815). Ein Beitrag zur Geschichte der katholischen 
Diaspora in Thüringen (Separatabdruck aus den Fuldaer Geschichts- 
blättern 1904).“ Die jetzige Abhandlung ist eine Vervollständigung 
der früheren. Der Verf. tritt hier insbesondere an die Frage heran, in- 
wieweit die heutige katholische Pfarrei in Jena neben der in Weimar 
Ansprüche auf die Einkünfte des Kirchengutes Mohrenthal, welches 
von Napoleon I. zur Dotation einer katholischen Pfarrei in Jena über- 
wiesen war, zu erheben berechtigt sei. 

Die Pfarrei Jena war bis zum Wiener Kongreß 1815 die einzige 
katholische Pfarrei in Sachsen-Weimar. Für diese wurde durch herzog- 
liches Dekret vom 16. August 1811 eine Immediatkommission mit 
dem Sitze in Weimar eingesetzt. Nach dem Regulativ für die katho- 
lische Kirche zu Jena vom 19. April 1813 $ 2 gehörten zur katholischen 
Kirche [Pfarrei] in Jena alle in Sachsen-Weimar domizilierenden katbo- 
lischen Glaubensgenossen und bildeten dieselben, solange jene die alleinige 
katholische Kirche im Fürstentume bliebe, eine einzige Kirchengemeinde. 
Das wurde mit dem staatsrechtlichen Übergang der katholischen Ämter 
Dermbach und Geisa an Sachsen-Weimar durch den Wiener Kongreß 
von 1815 anders. Ein großherzogliches Reskript vom 19. Dezember 1815 
Betzte für die Katholiken dieser neuen Landesteile ebenfalls eine Im- 
mediatkommission ein, und zwar zu Eisenach. Beide Immediat- 
kommissionen bestanden zuerst selbständig für sich mit eigenem Ressort 
weiter fort. Ein großherzogliches Reskript vom 5. Juni 1821 vereinigte 
beide Immediatkommissionen zu einer einzigen und diese so gebildete 
Immediatkommission hat dann weiter als staatliche Oberbehörde für 
das katholische Kirchen- und Schulwesen des Großherzogtums weiter 
fortbestanden bis auf den heutigen Tag. Richter gliedert seine Arbeit 
in Nummern; im ganzen sind bier gegen 58 Urkunden teils im Wortlaut, 
teils im Auszug zum Abdruck gekommen. 

III. Der zweite Zeil der Richterschen Arbeit befaßt sich mit 
der Diözesanzugehörigkeit der Katholiken des Großherzogtums Sachsen- 
Weimar. Denselben Gegenstand behandelt Freisen, Die bischöfliche 
Jurisdiktion über die Katholiken im Großherzogtum Sachsen-Weimar- 
Eisenach (Sep.-Abdr. aus der Festschrift für H. v. Burckhard. Stuttgart 
1910) und im Anschluß daran Freisen, Verfassungsgeschichte der kathol. 
Kircbe Deutschlands in der Neuzeit (1916) S. 215, 216f 

Auf Grund des von mir sorgfältig gesammelten Materials kam ich 
zu der Ansicht, daß die Katholiken des Großherzogtums bis zum Jahre 
1857 kirchenrechtlich der Jurisdiktion des Fuldaer Bischofs nicht 
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unterstanden. Die Bulle De salute animarum vom 16. Juli 1821 über- 
wies (adjungimus) die peroecias in Territorio Magni Ducis Saxonise 
Wimsariensis existentes der Diözese Paderborn, die Bulle Provida solers- 
que vom 16. August 1821 überwies (relinguimus) novem paroecias in 
Magno Ducatu Saxonise Vimariensi sitas (Dekanat Geisa) der Diö- 
zese Fulda. | 

Päpstlicher Exekutor der Bulle De salute war der Bischof von 
Ermland, Prinz Joseph von Hohenzollern, päpstlicher Exekutor der 
Bulle Provida der Weihbischof Joh. Bapt. Keller in Rottenburg (seit 
1828 dortselbst Bischof). Der Bischof von Ermland hat sein Mandat 
hinsichtlich Sachsen-Weimars nicht ausgeführt. Das ergibt sich klar 
aus den darüber vorliegenden Akten. Auch hinsichtlich des Mandats 
des Bischofs von Rottenburg habe ich dasselbe angenommen, da ich in 
der Fuldaer Ordinariatsregistratur und in der Geisaer Dekanatsregistratur 
darüber nichts: fand. | 

Erst ein Schreiben des Kardinalstaatssekretärse Antonelli vom 
17. Februar 1857 gewährte das Bittgesuch des Fuldaer Bischofs Kött 
und ernannte ihn zum legitimus pastor aller Katholiken des Großherzog- 
tums Sachsen-Weimar. 

Ferner vertrat ich auf Grund des von mir gesammelten Materials 
in beiden Arbeiten die Ansicht, daß nach dem Staatsrecht des Groß- 
hberzogtums die Katholiken dortselbst bis auf den heutigen Tag nur 
faktisch, nicht aher rechtlich der Jurisdiktion des Fuldaer Bischofs 
unterstehen. Ä 

Gegen diese in meinen beiden Arbeiten vertretenen Ausführungen 
wendet sich Richter im zweiten Teil seiner Arbeit. Die von ihm in Nr. 59 
bis 82 angeführten Urkunden waren mir alle bekannt und sind auch 
von mir gesammelt. Nur eine einzige ist mir nicht zu Gesicht gekommen, 
sie ist in der Fuldaer Ordinariateregistratur wohl als Arcanum behandelt 
und aufbewahrt; es ist die Urkunde vom 30. November 1829, durch welche 
Bischof Joh. B. Keller von Rottenburg sein Mandat als Exekutor der 
Bulle Provida sol. hinsichtlich des Dekanats Geisa zur Ausführung 
brachte (Richter 8. 308f... Danach bedürfen meine Ausführungen hin- 
sichtlich der kirchenrechtlichen Stellung der Katholiken im Groß- 
herzogtum zum Fuldaer Bischof einer Korrektur dahingehend, daß 
Fulda vor 1857 sich nur hinsichtlich der Pfarrei Weimar-Jena (alt- 
weimarische Landesteile) eigenmächtig in den Besitz der Jurisdiktion 
setzte, nicht aber hinsichtlich des Dekanates Geisa. 

Vollständig aufrecht erhalten muß ich aber meine Ausführungen, 
daß nach dem Staatsrecht des Großberzogtums die Katholiken dort- 
selbst nur faktisch, nicht aber rechtlich der Jurisdiktion des Fuldaer 
Bischofs unterstehen. Ich führe hierfür als weiteren Beweis ein Pro- 
memoris an, welches der Großherzogl Weimarische Staatsminister, Ge- 
heimrat von Wintzingerode am 22. Januar 1866 an den katholischen 
Rudolstädter Staatsminister von Bertrab aus Anlaß der von letzterem 
geplanten Ordnung der katholischen Kirchenverhältnisse im Fürstentum 
Rudolstadt einsandte. Sein Wortlaut ist folgender: 
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„Gehorsamstes Promemoria. 


Zu der Frage, weloher bischöflichen Diözese die Katholiken des 
Großherzogtums S.-Weimar-Eisenach zugewiesen sind und worauf 
diese Zuweisung beruht, beehre ich mich, Nachstehendes gehorsamst 
vorzutragen. 

Die älteste von Napoleon I. gegründete katholische Pfarrei 
innerhalb des Großherzogtums: für Weimar und Jena, war unter 
dem Fürsten Primas mit der Diözese Regensburg verbunden. Nach 
Ableben des Letzteren gab das Generalvikariat zu Regensburg die 
Beziehung zu genannter Pfarrei auf, so daß dieselbe seit jener Zeit 
zunächst zu keiner bischöflichen Diözese gehörte. 

Als mit dem Jahre 1815 ein vorzugsweise von Katholiken be- 
wohnter Teil des zur früheren gefürsteten Abtei Fulda gehörigen 
Territoriums (der Justizamtsbezirk Geisa und ein Teil des jetzigen 
Justizamtsbezirks Dermbach) an das Großherzogtum gefallen war, 
suchte die Regierung sämtliche katholische Pfarreien des Landes 
mit einem Preußischen Bistum zu verbinden. Dies wurde durch Ver- 
mittelung der Königlich Preußischen Gesandtschaft in Rom insoweit 
erreicht, als in dem Abschnitte XXX. der päpstlichen Bulle De salute 
animarum vom 16. Juli 1821 alle katholischen Pfarreien des Groß- 
herzogtums, ohne Ausnahme, dem Bistum Paderborn, jedoch erst 
von der Zeit nach Abgang des Bischofs Egon von Fürstenberg zu- 
gewiesen wurden. Inzwischen aber wurden durch die päpstliche Bulle 
Provida solersque vom 16. August 1821 'Abschn, VIII neun katholische 
Pfarreien des Großherzogtums der Diözese Fulda (zu welcher sie schon 
früher gehört) vorläufig, bis auf anderweite etwa nötige Verfügung 
über dieselben, jedoch ohne ausdrückliche Beziehung auf die besondere 
Bestimmung in der Bulle De salute animarum, zugewiesen, bezüglich 
bei derselben belassen, verb. „interea etc. unitas relinguimus“. Unter 
diesen neun Pfarreien ist die für Weimar und Jena nicht mit be- 
griffen. 

Durch Gesetz vom 7. Oktober 1823 über die Verhältnisse der 
katholischen Kirchen und Schulen des Großherzogtums wurden, und 
zwar ohne Rücksicht auf die Bestimmungen in der Bulle Provida 
solersque, die in der Bulle De salute animarum bezüglich der katho- 
lischen Pfarreien des Großherzogtums enthaltenen Bestimmungen, 
auch, soweit es sich um vikarische Administration der zur Diözese 
Paderborn neu hinzugekommenen Teile handelte, anerkannt, und dem- 
gemäß wegen Ausführung der Überweisung der fraglichen Pfarreien 
an einen Apostolischen Vikar mit dem Bischof von Ermland als Voll- 
zieher der zuletzt genannten Bulle in Verhandlung getreten. Dieselbe 
hat sich jedoch im Jahre 1826 so vollständig zerschlagen, daß bis 
zur Zeit ein weiterer Schritt zur Ausführung der Zuweisung an den 
Bischof von Paderborn nicht erfolgt ist. 

Dagegen haben die seit 1829 bis jetzt installierten drei Bischöfe 
von Fulda die bischöfliche Leitung in den Parochien „der zum Groß- 
herzogtum gehörigen vormals Fuldaischen Gemeinden“ (in denen 
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sich jene novem paroeciae befinden), unter provisorischer Bestätigung 
der Großherzoglichen Regierung übernommen und deshalb besondere 
Reverse ausgestellt. 

Daneben hat sich bezüglich der katholischen Parochie für Weimar 
und Jena das Herkommen gebildet, daß der Bischof von Fulda seine 
Funktionen auch hier übt. 

Wie sehr sich übrigens derselbe überhaupt als Diözesan aller 
Katholiken des Großherzogtums betrachtet, ergibt sich daraus, daß 
er vor nun zwanzig Jahren, selbstverständlich mit Zustimmung der 
Regierung, eine besondere Kuratie in der Stadt Eisenach gegründet hat. 

Weimar, den 22. Januar 1866.‘ 


Ich habe diesee Promemoria in der Abhandlung: „Der Apostol. 
Stuhl und die Regelung der katholischen Kirchenverhältnisse in den 
kleineren deutschen Bundesstaaten seit Anfang des 19. Jahrhunderts“ 
(Archiv f. k. K.R. [1906] Bd. 86 S.44f.) neben anderen Beifügungen 
zum Abdruck gebracht. Es ist dazu zu vergleichen: Freisen, Staat 
und kathol. Kirche in den deutschen Bundesstaaten (1906) II. S. 159 ff. 


Das Promemoria, von Prof. Richter nicht erwähnt, enthält in 
präziser Form die Stellung, welche die Katholiken nach dem Staats- 
recht des Großherzogtums zum Bischof von Fulda einnehmen, und 
zwar die Stellung, welche bis heute gilt. Die eigenmächtige Übernahme 
in den alten weimarischen Gebietsteilen durch die Fuldaer Bischöfe 
ist von der großherzoglichen Regierung niemals anerkannt worden. Von 
der Verfügung des Kardinalstaatssekretärs von 1857 ist ihr keine Mit- 
teilung gemacht worden. Die Regierung hat die Ausübung der bischöf- 
lichen Jurisdiktion in diesen Gebieten nur stillschweigend geduldet. 
Die Bulle Provida solersque, welche das Dekanat Geissa einseitig zur 
Diözese Fulda wies, ist von der großherzoglichen Regierung ebenfalls 
niemals anerkannt worden. Die Ausübung der Jurisdiktion in den dortigen 
Landesteilen ist dem Fuldaer Bischof erst gestattet nach regierungs- 
seitiger Genehmigung eines von ihm zu unterzeichnenden Reverses. Die 
ganze Stellung ist eine faktische (problematische) und kann jeder- 
zeit ohne Rechtsverletzung von der großherzoglichen Regierung auf- 
gehoben werden. 

Richter anerkennt das Bestehen dieser faktischen Stellung nicht. 
‘Was er dagegen vorbringt, macht vielfach den Eindruck nichtssagender 
Haarspalterei, ja ich muß es geradezu heraussagen, der Verf. verläßt 
in seinen hierher gehörigen Ausführungen den Boden der objektiven 
Geschichtsforschung und wird zum Advokat mit einem feststehenden 
thema probandum. Letzteres besteht in der Tendenz, die inhaltsschweren 
Konsequenzen, welche sich aus dem problematischen Verhältnisse zwi- 
schen dem großherzoglichen Staat und der katholischen Kirche ergeben 
können, abzuschneiden. Ich will nur hinweisen auf die staatlichen Lei- 
stungen an die katholische Kirche. 

Dabei verfällt der Verf. in die traurige Art, welche sich jetzt so 
vielfach in unserem politischen Leben breit macht, den Gegner zu ver- 
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unglimpfen und herabzusetzen, anstatt ihn sachlich zu bekämpfen. 
So hebt er in dem langen Vorwort S. XIVf. hervor, daß meine „Ver- 
fassungsgeschichte‘‘ von der Kritik „ungewöhnlich scharf getadelt‘“ sei; 
hohe staatliche und kirchliche Behörden hätten sich zu bedeutsamen 
tatsächlichen Richtigstellungen und Verwahrungen verenlaßt gesehen 
(Paderb. Bischofswahl]; ferner hält er es für seine Pflicht, gegen meine 
Ausführungen über Männer, welche in den zwanziger und dreißiger 
Jahren des vorigen Jahrhunderts unter schwierigen Verhältnissen die 
Fuldaer Kirche zu regieren hatten, als Apologet aufzutreten; den Satz: 
„Eine Epikie gibt es nur in der Moral, nicht aber im Kirchenrecht‘, soll 
ich von dem Kanonisten v. Scherer entlehnt haben (S. 338); aus meinen 
hinsichtlich der kirchlichen Verwaltung angeführten Worten des schwedi- 
schen Kanzlers Axel Oxenstjerna: „Mein Sohn, du glaubst nicht, mit 
wie wenig Verstand die Welt regiert wird‘, will er „den psychologi- 
schen Untergrund gewisser scharfer Urteile Freisens erkennen (S. 339)‘“; 
das große Aufheben, welches er aus dem mir leider passierten Druckfehler 
„erzbischöfliche Äbte‘‘ statt fürstbischöfliche Äbte und „Exekutions- 
bulle‘‘ statt Erektionsbulle macht (S. 309f.), hat er bereits S. XXII 
in den Nachträgen zurückgezogen. 

Schwer begreiflich ist es mir, wenn Richter zu all dem in einem 
an mich gerichteten Schreiben vom 5. Mai 1924 in bezug auf staatliche 
Leistungen der großherzoglichen Regierung an die Katholiken schreibt: 
„Doch darf ich wohl annehmen, daß Ihnen auch ohne weitere Darlegungen 
von meiner Seite der Zusammenhang der von mir teilweise anders als 
von Ihnen beantworteten Diözesanzugehörigkeitsfragen mit praktischen 
Gegenwartsfragen verständlich sein wird, und daß Sie im Interesse 
der Sache dieser Situation Rechnung zu tragen bereit sein werden.“‘ 
Prof. Richter erwartet danach von mir, daß ich im Interesse materieller 
Vorteile der katholischen Kirche im Großherzogtum die Betonung des 
objektiven Rechtszustandes beiseite lasse! Da klopft er aber an die 
unrichtige Tür} 

Ich muß es dem Leser überlassen, durch Vergleichung meiner 
Ausführungen mit denen Richters sich ein Urteil zu bilden über das 
Rechtsverhältnis zwischen der großherzoglichen Staatsregierung und den 
dortigen Katholiken. Dieses Rechtsverhältnis hat vielfache Ähnlichkeit 
mit der Stellung der herzoglichen Regierung in Gotha zu den dortigen 
Katholiken (Freisen, Staat u. kath. K. in d. deutsch. Bundesstaaten: 
Lippe usw. [Stutz, K. Abhdlg., Heft 25ff.] 1906, II. S. 431 ff.). 

Zu den mich persönlich treffenden Bemerkungen folgendes: Rezen- 
sionen werden vielfach von unwissenden Leuten geschrieben und ent- 
behren meistens der wissenschaftlichen Objektivität: der eine Skribent 
sucht sich bei der Kirche oder bei der Regierung oder bei einem an- 
gesehenen Autor zu insinuieren; mancher ist auch wohl vom ‚Neid der he- 
sitzlosen Klassen‘ instigiert. Von welcher Gesinnung bzw. Tendenz „die 
instruktive Besprechung von L. Kaas‘ in der Ztschr. d. Savigny-Stiftung 
Bd. 37 8. 451 durchzogen ist, zeigt ein kurzer Blick in dieselbe. Dabei 
muß noch besonders hervorgehoben werden. daß Prof. Stutz, der eine 
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Redakteur der Zeitschrift, dem Rezensenten in einer Anmerkung 8. 458 
zu Hilfe kommt. Die Professoren Hilling und Ebers schrieben in ihrer 
Angst je zwei Rezensionen! Gleichwohl dienen meine stastskirchen- 
rechtlichen Arbeiten gegenwärtig in Berlin bei den Vorarbeiten zur 
Ordnung des Verhältnisses zwischen Staat und Kirche im Deutschen 
Reiche als hochgeschätzte Unterlagel Über die Wahl des Dompropstes 
Schneider zum Bischof von Paderborn im Jahre 1900 werde ich in ab- 
sehbarer Zeit mich des näheren äußern Gute Gründe hielten mich 
bisher davon ab. DaB die darüber in meiner „Verfassungsgeschichte‘ 
gemachten Äußerungen nur nach den zuverlässigsten Auskünften 
bei den verschiedensten Domherren gemacht wurden, wird jeder 
rechtlich denkende Leser mir glauben! Die vom Dompropst Woker 
(ab irato) 1916 im Amtl. Kirchenbl. f. d. Diözese Paderb. S. 88f. in- 
szenierte, vorsichtig formulierte (reservatio mentalis) und von den da- 
mals noch lebenden, an der Wahl beteiligt gewesenen Domherten eid- 
lich abgegebene Erklärung, daß sie die Erklärung des Wahlkommissars 
nicht gehört haben, hebt die Wahrheit der Tatsache, daß der Wahl- 
kommissar die Erklärung vor anderen Domherren abgegeben hat, nicht 
auf. Meine Betonung der mangelnden Rechtskenntnisse an den katho- 
lischen Ordinariaten gründet sich auf die umfassende Erfahrung, welche 
ich in dieser Hinsicht durch Berührung mit diesen Behörden gemacht 
habe, und ich lasse mir von keiner Seite das Recht nebmen, korrigierend 
auf diesen Mißstand zu verweisen. Ein sprechendes Beispiel hierfür ist 
das gegen eine juristische Eingabe des Paderborner Bischofs Dr. Schulte 
gerichtete Dekret der C. C. vom 11. Dezember 1920 (A. A. S. vol XIII 
p. 262sq.). Daß es im Recht, und zwar auch im kanonischen Recht 
keine Epikie geben kann, will ich nochmal hervorheben, anderenfalls 
hängt das Recht in der Luft. Daß ich hier eine Anleihe bei Scherer 
gemacht hätte, empfinde ich geradezu als eine Beleidigung! 

Noch sei erwähnt, daß ich in den Jahren 1909ff. sowohl in der 
Ordinariateregistratur zu Fulda, ebenso zu Würzburg, in der Dekanate- 
registratur zu Geisa und im Kreisarchiv zu Würzburg ein umfangreiches 
Material von Urkunden für die kirchenrechtlichen Verhältnisse der 
Diözese Fulda sammelte. Die Arbeit sollte als dritter Teil meines Werkes: 
„Staat und katholische Kirche“ veröffentlicht werden. Der Krieg und 
seine Folgen haben die Veröffentlichung bisher verhindert. Inzwischen 
ist mir Richter in der Veröffentlichung mehrerer, auch von mir gesammel- 
ter Urkunden zuvorgekommen. 

Mehrere der von Richter nach den Originalen im Staatsarchiv 
zu Marburg in Heft X der „Quellen und Abhandlungen‘ abgedruckten 
Urkunden finden sich in einem zweiten Original im Kreisarchiv zu 
Würzburg, nämlich: 1. der Vertrag zwischen Johann Phil, Erzbischof 
von Mainz und Würzburg, und Abt Joachim von Fulda vom 23. März 
1662 (Urk. Lib. 7); 2. der sog. Karlstadter Vertrag vom 16./20. Dezember 
1722 (Urk. Lib. 50); 3. die päpstl. Bestätigung des Hammelburger Ver- 
trages vom 1. Oktober 1752 (Urk. Lib. 50); 4. mehrere Originalurkunden 
des Würzburger Kreisarchivs beziehen sich auf die päpstliche Verleihung 
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des Palliums und der erzbischöflichen orux gestatoria (Kreisarchiv 86 
Nr. , 10; 23, 134). 

"IV. Als Anhang bringt Richter aus einem in Cassel aufbewahrten 
bisher wissenschaftlich nicht benutzten Aktenheft mit der Aufschrift: 
„Akten, die Anschließung der sächsischen Herzogtümer an die kur- 
hessische bischöfliche Diözes Fulda betr. 1821—1828“ 7 Urkunden zum 
Abdruck, welche die bisherige Geschichte über Reorganisation der Diö- 
zesen im Anfange des vorigen Jahrhunderts in wertvoller Weise ergänzen. 


Würzburg. Dr. Freisen. 


Andreas Ludwig Veit, Mainzer Domherren vom Ende des 
16. bis zum Ausgang des 18. Jahrhunderts in Leben, Haus 
und Habe. Ein Beitrag zur Geschichte der Kultur der 
Geistlichkeit. Mainz 1924, Verlag von Kirchheim & Co. 
G.m.b.H. XVIII und 224 8. mit 23 Kunstdrucktafeln. 8°. 


Bis vor kurzem mußte man annehmen, daß sich Hinterlassenschafts- 
akten des Mainzer Domstiftklerus weder in Würzburg noch sonst erhalteu 
hatten, bis auf eine Ausnahme, die Friedrich Schneider zu seiner 
Publikation „Wennemar von Bodelschwingh (1558/1605): Leben, Haus 
und Habe“ (Archiv für Kulturgesch. 7, 1909, S. 101 ff.) verwendet hatte, 
Da fanden sich im Frühjahr 1923 unter den noch lange nicht genügend 
gesiohteten Schätzen des Würzburger Kreisarchivs, aus Aschaffenburg 
stammend, dreißig starke Bände des angeblich eingestampften Testa- 
mentariatsarchiva des Mainzer Domstiftes. Sie enthalten in alphabe- 
tischer Ordnung Acta betrefiend die Verlassenschaft des Domherrn 
bzw. Domvikare N. N.: Testamente, Nachlaßverzeichnisse, Rechnungen, 
Protokolle über Nachlaßversteigerungen und sonstige mit der Ordnung 
des Nachlasses zusammenhängende Dokumente. Aus diesem Material 
hat der Verfasser ein lebendiges Bild des beruflichen und außerberuf- 
lichen Lebens der Mainzer Domkapitulare und Domizellare mit viel 
Liebe und Sorgfalt gezeichnet und uns damit eine Anschauung von 
diesem glänzenden, mit dem Hl. Röm. Reich dahingeschwundenen 
Stande reichsadliger hoher deutscher Geistlichkeit gegeben, wie wir 
sie meines Wissens für kein anderes deutsches Domkapitel besitzen. 


Nach einem Verzeichnis der Prälaten, Kapitulare und Vikare des 
Mainzer Domstifte, von denen Verlassenschaftsakten in Würzburg vor- 
liegen, schildert V. in fünf Kapiteln Standesfragen und Standessorgen 
im Mainzer Domkapitel, den Domherrn als Kavalier und als Kleriker, 
die Wohnung des Domherrn und Kunstsammlungen in Domherrenhöfen. 
In letzterem Kapitel druckt er das nicht weniger als 1131 Nummern um- 
fassende eingehende Verzeichnis der Sammlung des 1778 verstorbenen 
Dompropstes Hugo Franz Grafen von Eltz ab, die 1785 in Mainz unter den 
Hammer kam. Die Arbeit bat ausgesprochen kulturgeschichtlichen Cha- 
rakter, am meisten Einzelmaterial fällt wohl für den Kunsthistoriker ab, 
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aber auch den Rechtshistoriker müssen einzelne Partien interessieren, 
besonders das erste Kapitel, in dem die Entwicklung der Standesfragen 
im Mainzer Kapitel, die Ausbildung und das Aufsteigen der Domherren 
geschildert wird, ersteres unter Anlehnung an die frühere Arbeit des- 
selben Verfassers: Geschichte und Recht der Stiftsmäßigkeit auf die 
ehemals adligen Domstifter von Mainz, Würzburg und Bamberg (Hist. 
Jb. 33, 1912, S. 325ff.) — ich vermisse Bemerkungen über die in den 
Domkapiteln nicht seltenen Pfründenbäufungen — ; ferner was V. S. 101ff. 
über die Nachlaßregelung der Domherren und namentlich über ihre 
Testamentserrichtung bringt: Schon im Ma. besaßen die Domherren 
das Recht, formlos eigenhändig zu testieren. Sie waren bis zuletzt von 
gemeinrechtlichen oder landesrechtlichen Formvorschriften befreit. Jähr- 
lich am Vigiltag vor Thomas gaben aber die Dombherren und Vikare in der 
Memorie der Domkirche die Namen ihrer letztwilligen Treuhänder zu 
Protokoll. Das „Treuhänderbuch‘ des Domstifte ist erhalten (in Würz- 
burg), seine Einträge setzen mit den vierziger Jahren des 14. Jahrhunderts 
ein. Seit dem Ende des Mittelalters nominierten jedoch die Domherren 
ihre Testamentsvollstrecker privatim oder im Testament. Über den 
Nachlaß des ab intestato verstorbenen Domherrn mit Einschluß des 
Sterbejahres verfügte das Domkapitel völlig frei. 

Ausdrücklich beistimmen möchte ich dem Gesamturteil, daß mo- 
derne Kritik dem Institut der adligen Domherren vielfach nicht gerecht 
wird. „Bei aller mißbräuchlichen Benutzung, der das Institut der adligen 
Domkapitel, wie alle menschlichen Schöpfungen, ausgesetzt war, bleiben 
seine großen positiven Leistungen für Kirche und Kultur beherrschend 
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Phillipp Hiltebrandt, Die kirchlichen Reunionsverhand- 
lungen in der zweiten Hälfte des 17. Jahrhunderts. Ernst 
August von Hannover und die katholische Kirche. Bib- 
liothek des Preuß. Historischen Instituts in Rom, Band XIV. 
Rom, W.Regenberg, 1922. XI und 232 8. Gr. 8°. 


Der durch sein Quellenwerk „Preußen und die Römische Kurie“ 
(I 1910, vgl. diese Ztschr. Kan. Abt. 1 $. 425ff.) und zahlreiche Einzel- 
arbeiten bekannte Verfasser bietet in diesem Buch eine Geschichte der 
Reunionsverhandlungen zwischen Vertretern des evangelischen und des 
katholischen Glaubens in der zweiten Hälfte des 17. Jahrhunderts auf 
Grund der vatikanischen Quellen und liefert so in gewissem Sinn ein 
Seitenstück zu dem 1910 erschienenen Buch von Ludwig Cardauns, 
Zur Geschichte der kirchlichen Unions- und Reformbestrebungen von 
15638 —1542 (ebenda Bd. V). Es handelt sich um Vorgänge, über die 
wir wohl schon ganz gut urterrichtet waren (durch O. Klopp und andere, 
vgl. Dahlmann-Waitz ® 1912 Nr. 9306), aber nur aus deutschen und 
außerdeutschen fürstlichen Archiven, so daß die ganze andere Seite, 
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insbesondere die Verhandlungen zwischen Rom und seinen Nuntien und 
Vertrauensmännern in Deutschland, in Dunkel gehüllt war. Sie erfährt 
jetzt auf Grund genauer Durchsicht der einschlägigen vatikanischen 
Akten, die H. wie wenige andere in jahrzehntelanger Arbeit kennen _ 
gelernt hat, in den wesentlichen Punkten Aufklärung. Freilich fehlen 
noch die Akten der Inquisition, vor der die Reunionsfrage verhandelt 
wurde, und damit vermutlich die Antwort auf manche Einzelfrage, wenn 
auch die großen Züge nun durchaus klar liegen. 

Das ganze Buch ist von einer erfrischenden Quellennähe getragen. 
Obwohl oft Aktenwiedergabe nötig wird, geschieht diese stets so ge- 
schickt und treffend, daß die Handlung dadurch nur belebt, unsere 
psychologische Kenntnis der Personen vertieft wird. Übrigens lassen 
Anmerkungen und ein Aktenanhang von dreißig Dokumenten die Quellen 
an den wichtigsten Punkten unmittelbar zum Leser sprechen. Freilich 
fußt die Darstellung auch nur auf den vatikanischen Quellen, Literatur 
ist so gut wie gar nicht herangezogen, auch nicht an wichtigen Punkten, 
wie bezüglich der Teilnahme Leibnitzens an den Reunionsbestrebungen 
(8. 169f.) und bezüglich der Schaffung der neunten Kurwürde Die 
Darstellung erfaßt absichtlich nur die bisher unaufgeklärte Seite der 
Verhandlungen und kann daher durchweg fast ausschließlich unmittel- 
bar aus den besten Quellen selbst schöpfen. Das bedeutet einen großen 
Vorzug, aber auch eine manchmal störende Einseitigkeit.e. Für den 
Rechtshistoriker und Kanonisten ist die Arbeit, zumal der Verfasser 
auf diese Dinge anscheinend wenig Gewicht legt, nicht sehr ergiebig. 

Das erste Kapitel schildert die Bekehrungsverhandlungen mit 
Herzog Ernst August, dem evangelischen Fürstbischof von Osnabrück, 
bis zum Eingreifen des Bischofs Spinola i. J. 1678. Sie scheiterten, 
da die Kurie die Gegenleistungen, die der an sich zum Übertritt bereite 
Herzog forderte, und die auf eine Auslieferung der Stifter Hildesheim, 
Osnabrück und Corvey an sein Haus hinausliefen, nicht gewähren konnte, 
aus Gewissens- wie aus kanonistischen Gründen. 

Das zweite Kapitel (S. 30--91) betrifft die Reunionsverhandlungen 
des Bischofs Royas y Spinola von Tina (in Kroatien, später B. von 
Wr.-Neustadt). Sie begannen 18660 und haben sich bis in die neunziger 
. Jahre hingezogen. Vor allem die politischen Motive der handelnden 
Personen treten hier in helles Licht. Dem Kaiser, von Türken und Fran- 
zosen schwer bedroht, kam es darauf an, „mit Hilfe der Reunionsverhand- 
lungen den Wiederausbruch des von Frankreich geschürten kirchlichen 
Konfliktes innerhalb des Reiches zu verhindern‘‘, wie er später, um die 
Bildung einer dritten, neutralen Partei im Reich zu vermeiden, Hannover 
eine achte Kurwürde bewilligte.e Nur so lange bestand ein ernstliches 
Interesse des Kaisers wie des Herzogs an der Reunion, als ihre politischen 
Ziele es erforderten. Sobald diese erreicht waren, schlief auch die kirch- 
liche Bewegung ein. Trotzdem war der Zeitpunkt für sie günstig ge- 
wählt. Mit dem Zurücktreten der konfessionellen Gegensätze mußte 
manchem deutschen Fürstenhaus der Übertritt wegen der damit ver- 
bundenen geistlichen und weltlichen Vorteile wünschenswert erscheinen. 
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Wenige deutsche Fürsten zeigten die Glaubenstreue eines Friedrich 
Wilbelm von Brandenburg-Preußen. Mit Säkularisstionsgelüsten trug 
sich so mancher Fürst, und ein Nachgeben in diesem Punkt hätte jeden- 
falls den Braunschweiger Ernst August (Hildesheim, Osnabrück u. a.) 
und den Pfälzer Karl Ludwig (Worms und Speier) in den Schoß der 
Kirche zurückgeführt. Doch hat die Kurie immer bedingungslosen 
Übertritt aus religiöser Überzeugung verlangt, sich nie mit bestimmten 
politischen oder konfessionellen Zugeständnissen festgelegt und höchstens 
in ersterer Hinsicht auf das nach seinem Übertritt mit Bistümern und 
kirchlichen Pfründen aller Art wohlausgestattete Haus Pfals-Neuburg 
hingewiesen und auf das Bibelwort: „Trachtet am ersten nach dem 
Reiche Gottes und seiner Gerechtigkeit, so wird euch solches alles zu- 
fallen.“ Bei seinen Reunionsverhandlungen bediente sich der Kaiser 
des Bischofs Spinola. „Von der Idealgestalt, die man bisweilen von 
ihm entworfen hat, bleibt aber, wenn man ihn auf Grund der vatikani- 
sohen Dokumente betrachtet, nicht viel übrig. Im Gegenteil, er erscheint 
als einer von jenen Menschen, die nur von sich reden machen und, um 
ihren persönlichen Vorteil zu fördern, sich an die Spitze einer der geistigen 
Mode der Zeit entsprechenden Bewegung zu stellen suchen, die uner- 
schöpflich und unermüdlich sind im Erfinden und Betreiben von innerlich 
haltlosen Projekten, und die, wenn letztere gescheitert sind, sich meister- 
haft auf die Kunst der Bilanzverschleierung über das angeblich Er- 
reichte verstehen. Er ist in Deutschland von den protestantischen 
Fürsten niemals recht ernst genommen und in Rom von der Kurie 
sehr schnell in seiner wahren Wesensart erkannt worden. Die Kurie 
hat deshalb, im Gegensatz zu der bisher berrschenden geschichtlichen 
Anschauung sehr bald das Interesse an den kirchlichen Reunionsbestre- 
bungen, deren materiell politischen Charakter sie erkannte, verloren; 
sie hat, aus Rücksicht auf den Kaiser, den Bischof, ohne ihm Glau- 
ben zu schenken, gewähren lassen, andererseits aber von vornherein 
den bedingungslosen Übertritt der Protestanten zur katholischen Kirche 
ohne jede Zugeständnisse gefordert ...‘‘ (8. X) Dies harte Urteil 
über Spinola wird man sich wohl zu eigen machen müssen: nur war 
die Kirche, wie die Akten ergeben, doch wohl nicht ganz so voraus- 
sehend und uninteressiert, wie der Verfasser möchte. Interessant ist die 
geschickte, freilich erfolglose Verbindung des Reunionsplanes durch den 
Bischof mit einem brandenburgisch-kaiserlich-spanischen Projekt einer 
ostindischen Handelskompagnie 1660 (S. 37 ff.), ferner mit einem Reichs- 
reformplan, der durch merkaptilistische Maßnahmen und mit Hilfe einer 
einmaligen Reichswehrabgabe und einer regelmäßigen Reichserbschafts- 
steuer dem Kaiser ein schlagfertiges Reichsbeer gegen die Türken zur 
Verfügung stellen wollte (S. 42ff.). 

Am interessantesten für den Rechtshistoriker ist ohne Zweifel 
das dritte Kapitel, das der Stellungnahme der Kurie zur Schaffung 
der neunten, hannoverischen Kurwürde gewidmet ist (S. 91—170). 
Immer wieder versuchte Ernst August von Hannover, oft mit recht 
würdelosen Schmeicheleien, die Gunst des Papstes in der Kurfrage zu 
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gewinnen, während die Kurie vorherigen bedingungslosen Übertritt 
verlangte. Erreicht hat er sein Ziel nicht durch, sondern gegen den 
Papst, durch die Gunst des Kaisers und der politischen Lage. Am 27. März 
1692 kam in Wien der „Kurtraktat‘‘ zwischen Kaiser und Herzog zu- 
stande, aber erst nach Überwindung großer Schwierigkeiten auf dem 
Reichstag konnte die Investitur des neuen Kurfürsten am 9./19. De- 
zember in Wien vollzogen werden, am 30. Juni 1708 seine Aufnahme 
in das Kurkollegium erfolgen Dieser Vermehrung des Kurkollegs um 
eine noch dazu ketzerische Stimme gegenüber verhielt sich die Kurie 
grundsätzlich ebenso schroff ablehnend wie gegenüber der pfälzischen 
Kur i. J. 1648 (Bulle Zelo domus Dei vom 26. November 1648, Mirbt, 
Quellen * Nr. 529 S. 382). Eine Kongregation vom 8. Januar 1693 kam 
zu dem Schluß, die Schaffung der hannoverischen Kur verstoße gegen 
die Interessen der katholischen Religion im allgemeinen und verletze 
die Rechte des heiligen Stuhles im besonderen. Als Grundlage diente 
die kuriale Theorie über die Einsetzung nicht nur des Kaisertums, son- 
dern auch des Kurkollegs durch den Papst, welch letztere auf Innozenz IV. 
und das erste Konzil von Lyon (1245) gegründet wurde, wo der Papst 
Friedrich II. absetzte und sieben Fürsten befabl, einen neuen Kaiser 
zu wählen. Deshalb habe der Papst nicht nur die Gewalt, die Kurfürsten 
zur Wahl eines tüchtigen Königs zu ermahnen, ihnen die Wahlzeit vor- 
zuschreiben, einen Untauglichen auszuschließen, sondern auch allein 
das Recht, ihre Zahl zu verändern. Die Errichtung der neunten Kur 
sei daher null und nichtig, 1. weil sie obne päpstliche Autorität voll- 
zogen sei, 2. weil sie zugunsten eines Häretikers geschehe. Zunächst, 
machte freilich der Papst, solange er Hoffnung haben konnte, daß sich 
noch irgendwelche Hindernisse in den Weg stellten, von diesem schroffen, 
Standpunkt dem Kaiser gegenüber auf Anraten des Wiener Nuntius 
Tanara, der übrigens die Rechtmäßigkeit wie vor allem die Zweckmäßig- 
keit in Zweifel zog, keinen Gebrauch, sondern suchte ihn durch ein 
„Enixe rogo‘“‘ zurückzuhalten. Als aber die Einführung Hannovers 
in das Kurkolleg bevorstand und jede Hoffnung auf eine Konversion 
durch die Aussicht des welfischen Hauses auf die englische Krone ge- 
schwunden war, ließ der Papst entgegen den Mahnungen des Salzburger 
Kardinal-Fürsterzbischofs Grafen Lamberg seinem Zorn freien Lauf: 
In einem an den Kurerzkanzler Franz Lothar von Schönborn gerichteten 
Breve vom 12, Februar 1707 erklärte er die neunte Kur für null und 
nichtig und legte schärfsten Protest ein: „.... 8cias, quodcumque 
ea de re quomodolibet decretum aut constitutum fuerit, ipso iure nullum, 
irritum, invalidum et inane esse et habendum esse, ita ut nemini ex eo 
aliquod ius acquisitum fuisse nec esse, minusque ullo tempore acquiri 


posse censendum Sit ... .; ac nihilominus .... eadem auctoritate 
damnari, reprobari, rescindi, . . . . deque eorum nullitate coram Deo 
maiori qua possumus efficacia potestari . . . .‘“ (Dokumente S. 223). 


Das Zerwürfnis der Kurie mit dem Wiener Hof, insbesondere auch die 
Achtung der beiden Wittelsbacher Kurfürsten durch den Kaiser trug 
zur Schärfe der Sprache jedenfalls bei. Einfluß auf den Gang der Ent- 
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wicklung bat dieser Protest ebensowenig gehabt, wie die gegen den 
Westfälischen Frieden und die preußische Königswürde (vgl. hierüber 
zuletzt Rbeindorf, diese Ztschr. Kan. Abt. 11 S. 442fl.) „Es war 
schon viel, wenn es der Kurie gelang, die Inserierung des Protestes, 
der am 17. September 1711 vom Nuntius Anibale Albani auf dem Frank- 
furter Wahltage wiederholt wurde, in die Akten der Reichskanzlei zu 
erlangen. Mußte doch Albani schon damals vor den Drohungen Preußens 
den geplanten Protest gegen die preußische Königswürde unterlassen“ 
(S. 166). Daß eine Säkularisation katholischer Stifter damals unterblieb, 
insbesondere die Alternative in Osnabrück aufrecht erhalten wurde, 
und die Katholiken in den welfischen Landen Erleichterungen erhielten, 
war ein schon 1692 im „Kurtraktat‘‘ festgelegtes Ergebnis der kaiser- 
lichen Bemühungen. Jedenfalls noch dreimal, auf den Wabhltagen von 
1742/43, 1745 und 1764 hat die Kurie ihren Protest wiederholt, schon 
1745 wurde er nicht mehr angenommen, 1764 mußte sich der Nuntius 
eine schroffe Zurückweisung seiner „abgestandenen und unnützen Pro- 
teste‘‘ durch den Mainzer Gesandten gefallen lassen. Die immer wieder 
vom Papst beanspruchte postestas indirecta konnte im 18. Jahrhundert 
als ein auch für treue Anhänger der Kirche überwundenes Rechtsinstitut 
gelten (vgl. Stutz, Kirchenrecht ? S. 354). 
Hans Erich Feine. 


Heinrich Singer, Kritische Bemerkungen zu einer Ge- 
schichte des österreichischen Konkordates. Sonderdruck 
aus dem 62. Jahrgang [1924] der Mitteilungen des Vereins 
für Geschichte der Deutschen in Böhmen, Gablonz a.N. 
Selbstverlag 8. 95—262. 122 8. 8°. 


Im 43. Bande dieser Zeitschrift (Kan. Abt. 12, 1922, S. 513ff.) hat 
W. Hörmann das Werk Max Hussareks über das österreichische 
Konkordat von 1855 einer eingehenden Besprechung unterzogen und 
auf den vielseitigen Wert und die Vorzüge dieses Buches hingewiesen. 
Es ist sicher ein Zeichen für die große Bedeutung der Werkes nicht nur 
für das alte Österreich, sondern darüber hinaus, wenn jetzt Heinrich 
Singer in der genannten Schrift seine in grundsätzlichen Dingen viel- 
fach abweichende Ansicht über das Konkordat unter sorgfältiger Be- 
'gründung darlegt, die vielleicht doch geeignet ist, das günstige Urteil 
über das Konkordat und Kardinal Rauscher als Staatsmann, das man 
aus Hussareks Werk gewinnen konnte, in manchen Punkten zu beein- 
flussen. Ohne in kritische Erörterungen einzutreten, soll doch den Lesern 
dieser Zeitschrift das abweichende Gesamturteil Singers nicht vorent- 
halten werden. 

Das Gesamturteil Hussareks hatte außerordentlich günstig gelautet 
(S. IIIf.): „„Kirchenrechtlich hat sich das Konkordat als eine Schöpfung 
von hoher Bedeutung erwiesen, die über ihre Tage hinaus die Entwick- 
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lung der katholischen Kirche im 19. Jahrhundert scharf kennzeichnet.“ 
Es hat sich durchgesetzt „gegen die tiefeingewurzelten Traditionen; des 
Staatskirchentums vergangener Zeiten‘, durch dessen „meisterhafte 
Umprägung‘ eine auf: durchaus wesensverschiedenen Grundsätzen 
ruhende Ordnung geschaffen wurde, „die doch wieder so gut wie alle 
noch lebenskräftigen, erprobten und bewährten Einrichtungen der Ver- 
gangenheit in sich aufnahm und sie mit manchen trefllichen neuen, zu 
einem abgerundeten und in sich ausgeglichenen System kirchenpoliti- 
schen Rechts eigener Art verband, welches zwar formell nur verhältnis- 
mäßig kurze Zeit bestand, seinem Wesensinhalt nach sich aber lange 
nach seinem Sturz erhielt und der Nährboden für manche fruchtbare 
weitere Gestaltung wurde“. 

Demgegenüber war nach Singers Auffassung, der seine früher 
geäußerte Ansicht (‚Zur Frage des staatl. Oberaufsichtsrechtes‘“‘, Deutsche 
Z. f. Kirchenrecht V 1895 S. 60ff., 160ff.) aufrecht erhält, „das Kon- 
kordat Rauschers kein lebenskräftiges Werk; sein Sturz ist nicht etwa 
nur durch die unversöhnliche Gegnerschaft der Liberalen und die un- 
glückliche Taktik seiner Verteidiger herbeigeführt worden: dieses Kon- 
kordat ist vielmehr zweifellos an seinen Mängeln und Schwächen zu- 
grundegegangen“ (S. 7f.). Dies Urteil führt letzten Endes, wie Singer 
S.9 ausspricht, auf seine Ablehnung der Koordination von Staat und 
Kirche als Rechtsprinzip zurück. Nicht so sehr aus politischen, als viel- 
mehr aus grundsätzlichen Rücksichten ist eine rechtliche Nebenordnung 
von Staat und Kirche unmöglich. Denn sie „schließt den Bestand einer 
formellen rechtlichen Ordnung des Verhältnisses beider Gewalten aus.“ So 
mußte denn der praktische Versuch, den Österreich damals im Sinne der 
Koordination unternahm, zur Überordnung einer der beiden Gewalten über 
die andere führen, wollte man nicht nur praktische Einzelheiten, sondern 
die grundsätzlichen Grenzen regeln. Und zwar ist es der Staat gewesen, 
der unter Rauschers Einfluß Schritt um Schritt vor den Ansprüchen der 
Kurie zurückwich. S. sieht (8. 10 ff.) in der konkordatären Rechtsord- 
nung nicht Koordination von Kirche und Staat, sondern Hierokratie ver- 
wirklicht und vermißt gerade über diesen grundlegenden Punkt Klar- 
heit bei H. So konnte das Konkordat weder der Kirche, noch dem Staat 
zum Vorteil gereichen, es ist „kein Werk kluger, in die Zukunft blickender 
Politik gewesen‘‘ (S. 61). „Auch nach dem Silvesterpatente sollte die 
österreichische Monarchie als moderner Staat regiert und verwaltet 
werden; insbesondere sollten für die Kirchen und Religionsgesellschaften 
und deren Verhältnis zum Staate die in den Grundrechten der März- 
verfassung anerkannten Prinzipien auch weiter maßgebend bleiben. Mit 
der Annahme des römischen Konkordatsprojektes war jedoch dieser 
Standpunkt der katholischen Kirche gegenüber virtuell schon aufgegeben 
worden, und im Konkordate ist schließlich die Überordnung der Kirche 
grundsätzlich anerkannt und auch eine Reihe von konkreten Forderungen 
der Kirche verwirklicht worden, die dem hierokratischen Prinzip ent- 
sprechen‘‘ (S. 64). ‚Wir können vielmehr auch heute, angesichts der 
Darstellung Hussareks, wie schon vor Dezennien uns nur für die An- 
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sicht aussprechen, daß ein geschichtlich denkender Beurteiler das öster- 
reichische Konkordat nie als eine haltbare Schöpfung betrachten durfte: 
die hierokratische Grundtendenz, die offenkundigen Fehlgriffe in der 
Begrenzung und Feststellung des Inhalts wie in der Form des Vertrages 
hatten bier ein auch technisch mißlungenes Werk geschaffen, das die 
Angriffe der Gegner jedes ‚Konkordierens‘ geradezu herausforderte und 
ihnen sozusagen auf jeder Zeile Waffen für ihren Kampf gegen ‚die Über- 
macht der Hierarchie‘ in die Hand drückte‘ (S. 67). 


Hans Erich Feine, 


Fritz Vigener, Ketteler, ein deutsches Bischofsleben des 
19. Jahrhunderte. Mit einem Titelbild. München und 
Berlin, R. Oldenbourg 1924. XV und 751 8. 8°, 


Dieses Buch, das Ergebnis langjähriger hingebender Arbeit, ver- 
hilft einem in seiner Art bedeutenden Manne zu einem entsprechenden 
Lebensbild. 

An Aufschlüssen über ihn fehlte es ja schon bisher nicht. Raich, 
einst Kettelers Geheimsekretär, später Domdekan in Mainz, hatte schon 
1879 Briefe von und an Ketteler herausgebracht. Und Otto Pfülf, der 
fleißige Biograph Mallinckrodts und Geissels, hatte 1899 in drei Bänden 
auch Ketteler behandelt, nach seiner Weise freilich weniger schildernd 
und gestaltend als eine Unmenge von Stoff, Briefen, Aufzeichnungen und 
anderem Material ziemlich unbearbeitet und anerkennenswert unberührt 
der Öffentlichkeit vorsetzend. Das will uns jetzt fast als ein Glück er- 
scheinen. Denn dem Verfasser dieser ersten eigentlichen Biographie 
blieb der Nachlaß Kettelers und was das bischöfliche Mainz über ihn zu 
bieten vermag, beharrlich verschlossen. So war er nach dieser Seite hin 
auf Raichs und Pfülfs Vorarbeiten angewiesen, konnte aber um so eher 
damit auskommen, als ihm außer einer Anzahl von Briefen, die jenen nicht 
zugänglich gewesen waren, die Berichte der preußischen und österreichi- 
schen Gesandten in Darmstadt, bezüglich Kettelers Tätigkeit als Propst zu 
St. Hedwig und Breslauer Subdelegat in Berlin die Akten des preußischen 
Kultusministeriums und dann vor allem die hessischen Ministerialakten 
zur Benutzung offenstanden, die über den Mainzer Bischof reichsten 
Aufschluß geben. Auch die Mainzer Stadtbibliothek mit ihren Schätzen, 
insbesondere mit einem vollständigen Exemplare des Mainzer Journals 
bot reiche Ausbeute. Gewiß blieb da und dort noch eine Lücke. Jedoch 
im großen und ganzen hat man den Eindruck erfreulicher Geschlossenheit 
in der Quellengrundlegung. 

Und diese Quellen sind bis aufs letzte mit musterhafter Sorgfalt, 
mit sichtlichem Verständnis und Geschick, mit einer nichts außer Acht 
lassenden Vielseitigkeit des Interesses und mit wachsender Liebe zu dem 
Gegenstande der Aufgabe verwertet und zum Reden gebracht. Daß der 
Verfasser, wie bekannt, auf einem ganz anderen Standpunkt steht, und 
durchaus anderen Anschauungen huldigt als der von ihm Geschilderte, ein 
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Umstand, der ihm offenbar die Mainzer kirchlichen Archive und Mate- 
rialien verschlossen hat, kommt der Arbeit eher zugute. Das deshalb, 
weil er genug Beweglichkeit des Geistes, Anpassungsfähigkeit an die Auf- 
gabe und vor allem historischen, überhaupt wissenschaftlichen Wahr- 
heitssinn besitzt, um, wo sie sich im Angesichte seiner Quellen als unhalt- 
bar und unzulänglich erweisen, seine mitgebrachten, mehr oder weniger 
vorgefaßten Meinungen und Ansichten rückhaltlos zu revidieren. Nichte 
aber wirkt stärker als eine durch ehrliche Quellenarbeit gebändigte und 
veredelte Subjektivität. Nichts ist weniger wirksam als eine panegyrische 
oder gar apologetische Biographie. Wenn dagegen, wie im vorliegenden 
Falle, aus der Kritik die Wärme geboren, wenn mit dem Verfasser der 
Leser ohne Preisgabe seines grundsätzlich abweichenden Standpunktes 
yu größter Hochachtung und wirklicher moralischer und intellektueller 
Wertschätzung hingerissen wird, dann wird man von einer wahrhaft 
historischen Leistung sprechen und anerkennen können, daß ein über die 
Durchschnittsmache der beiden Lager hinaus sich erhebendes Werk vor- 
liegt, das uns zum Nutzen der Wissenschaft und darüber hinaus im Dienste 
einer charaktervollen, ich will nicht sagen, Überbrückung, aber doch 
Milderung bedauerlicher, unser Volk spaltender Gegensätze einen erheb- 
lichen und erfreulichen Schritt weiter bringt. Dabei will ich nicht behaup- 
ten, daß alle Einseitigkeiten und Schärfen vermieden sind. Von einer 
mehr konservativen Denk- und Auffassungsweise aus, die zwischen der 
des Geschilderten und des Schilderers die Mitte hält, würde ich in mehr 
als einem Punkte zu einem anderen Urteil gelangt sein. Jedoch ich meine, 
gerade der andersdenkende Leser wird nicht allein Vigeners abweichende 
Meinung mit besonderem Interesse zur Kenntnis nehmen und in Er- 
wägung ziehen, sondern er wird ihm sogar Dank dafür wissen, daß er 
unverhohlen seiner Überzeugung Ausdruck gibt und Kritik übt, weil da- 
durch die Zustimmung und Anerkennung in andern Punkten an Gewicht 
und Eindrücklichkeit gewinnt. 

Dies um so mehr, als, soweit ich zu urteilen vermag, alles Verletzende 
glücklich vermieden und die ganze Darstellung auf einen Ton gestimmt ist, 
der der Größe der Aufgabe entspricht. Natürlich redet Vigener frank und 
frei als Historiker; wer das nicht verträgt, der beweist, da, wenn ich recht 
sehe, Vigeners Kritik zwar gelegentlich einseitig und scharf ist, aber die 
Vornehmheit nie außer acht läßt, nur, daß er für die Lektüre größeren 
historischen Stils nicht reif ist. Eher könnte man dem Verfasser vorwerfen, 
er habe des Guten zu viel getan. Jedoch man bedenke, daß Kettelers ge- 
drucktes und ungedrucktes Schrifttum außerordentlich reich und in 
manchen Stücken sowie an manchen Orten schwer oder gar nicht erreich- 
bar ist; daß er es weithin in sorgfältigen Auszügen mit aufgenommen hat, 
ist, da sein Held nicht ein Gelehrter mit eiserner Bibliotheksproduktion, 
sondern ein Publizist mit weit ausgestreuter und z. T. rasch vergänglicher 
Flugschriften- und Denkschriftenarbeit war, nur zu begrüßen. Und na- 
mentlich: Wenn auch das Werk durchaus konzentriert und auf seinen Hel- 
den zugeschnitten ist, es gibt doch mehr, als sein Titel besagt, es baut sich 
auf auf der Geschichte des deutschen, insbesondere des westdeutschen Ka- 
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tholizismus vom Kölner Kirchenstreite, besonders aber von 1848 an bis 
hinein in den‘Kulturkampf und stellt sich als der unzweifelhaft wichtigste 
Beitrag dar, den wir seit längerer Zeit zu dieser Periode erhalten haben. 
Vigener versteht sich eben nicht bloß auf das Biographische, auf die Heraus- 
arbeitung der Persönlichkeit und der Charakterzüge: Wie er aus dem west- 
: tälischen Edelmann und dem Durchschnittareferendar vornehmlich infolge 
der Reaktion des kirchlichen Rechtsgefühls anläßlich der Inhaftsetzung 
des Kölner Erzbischofs Clemens August Droste zu Vischering und im Zu- 
sammenhang mit dessen westfälischer Verwandtschaft allmählich den 
Kirohenmann und dann den deutschen Kirchenfürsten im ausgeprägtesten 
Sinne des Wortes herauswachsen läßt, ist von überzeugender, durch- 
schlagender Kraft. Aber wie vortrefflich sind anderseits die Schilderungen 
der Zustände und des Milieus: Das Mainz der nachkurfürstlichen Zeit und 
das Mainz Kettelers, aber auch das Hessen Dalwigks werden dem Leser 
"mit einer Anschaulichkeit und mit so paokender Lebendigkeit vorgeführt, 
wie sie eben nur ein Landeskind und vertrauter Kenner aufbieten konnte. 
Doch ich unterdrücke, wenn auch ungern, vieles, was sich noch zum Lobe 
von Vigeners Leistung im allgemeinen sagen ließe. 

Denn diese Besprechung hat es ja doch nur mit der Bedeutung 
seines Buchs für die Kirchliche Rechtsgeschichte der von ihm behandelten 
Periode zu tun. Da aber möchte ich als einer, der jahrzehntelang mit der 
Geschichte und dem Recht der Freiburger oder oberrheinischen Kirchen- 
provinz an Hand ungedruckten und gedruckten Materials sowie der 
Bücher von Longner, Brück, Friedberg, Golther, Maas, Höhler u. A. sich 
beschäftigt und wiederholt in Freiburg über badisches Kirchenrecht und 
dessen Geschichte vorgetragen, auch in Bonn das Recht der angrenzenden 
Kölner Kirchenprovinz historisch und juristisch durchforscht hat, den 
Gewinn nicht hoch genug anschlagen, den wir Vertreter des Kirchen- 
rechte und der Kirchlichen Rechtsgeschichte aus dieser Ketteler- 
biographie ziehen können. Dabei übergehe ich den Abschnitt über 
die Mainzer Bischofswahl, die schließlich zu Kettelers Erhebung auf 
den Mainzer Stuhl führte. Denn er beruht überall auf der grund- 
legenden Untersuchung über diesen Gegenstand, die wir in unserer Zeit- 
schrift XLII 1921 Kan. Abt. XI 8.351ff. aus Vigeners Feder bringen 
konnten, so daß unsere Leser tiber diesen Punkt selbständig unterrichtet 
sind Jedoch wie das dort Gebrachte, so ist auch das Übrige: streng 
quellenmäßig und umsichtig über die parteiische Auffassung der Zeit- 
genossen hinausgehoben, historischem Urteile nähergebracht. Was 
Vigener uns vor allem und zwar auf Grund genauester Aktenkenntnis 
bietet, ist eine Schilderung der Kirchenpolitik der Ära Dalwigk. Dieser 
vielumstrittene hessische Staatsmann trat um dieselbe Zeit, wie Ketteler 
an die Spitze der katholischen Kirche, an die höchste Stelle in der Ver- 
weltung und Leitung des Staates in Hessen, und die Beiden haben sich 
ungewöhnlich lange als Gegen- und noch mehr als Mitspieler begleitet. 
Gleich in den Anfang fiel die Kaltstellung der Gießener katholisch-theolo- 
‘gischen Fakultät und die Eröffnung des Mainzer Seminars, womit sich 
übrigens Vigener auch schon früher in einer besonderen Studie in den 
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Mitteilungen des oberhessischen Geschichtsvereins N. F. XXIV 1922 
8..28ff. beschäftigt hat; das zielbewußte, furchtlose Vorgehen des neuen 
Bischofs, dem es eben zugute kam, daß er von altadliger westfälischer 
Steifnackigkeit und durch keinerlei hessische Untertanenanhänglichkeit 
gehemmt war, wurde alsbald durch „passives Auftreten‘‘ Dalwigks be- 
wußt gefördert. Besonders wertvoll sind die Aufschlüsse, die Vigener 
über die bisher nicht genügend behandelten oberrheinischen Bischofs- 
und Regierungsverhandlungen von 1852 ff. gibt. Doch hat er es hier wie 
gelegentlich auch anderwärts doch etwas an genügender Orientierung, 
insbesondere auf unserem kirchenrechtlichen Gebiete fehlen lassen. Mein 
eingehender, ganz auf Karlsruher Akten beruhender Beitrag zur Bonner 
Festgabe für Paul Krüger, Berlin 1911, S. 97 ff. „Die Einführung des all- 
gemeinen Pfarrkonkurses im Großherzogtum Baden‘, und was dazu aus 
den Freiburger erzbischöflichen Akten Adolf Rösch ergänzend beigebracht 


hat (Archiv für katholisches Kirchenrecht XCVI 1916 S. 203ff.), hätte. 


ihm noch allerlei zu diesem sehr wichtigen Punkte der damaligen und 
späteren Auseinandersetzungen zwischen Kirche und Staat am Oberrhein, 
insbesondere in Hessen bieten können. Vorzüglich schildert Vigener die 
Persönlichkeit und Art der auf beiden Seiten in erster Linie und im Hinter- 
treffen beteiligten Männer und das Ringen zwischen dem zu neuem Leben 
erwachenden Kirchenrecht einer- sowie dem Staatarecht. anderseits, 
welch letzteres in der von den josephmisch gesinnten Staatsmännern 
der Restaurationszeit hinterlistig in die Welt gesetzten und der Kirche 
sowie dem Episkopat aufgedrungenen landesherrlichen Verordnung vom 
30. Januar 1830 wurzelte, die zudem inhaltlich in den meisten Teilen 
durchaus veraltet war. Immerhin wird man den oberrheinischen Re- 
gierungen es weniger zum Vorwurf machen, daß sie seinerzeit diese Be- 
stimmungen ausgeheckt, als vielmehr, daß sie trotz aller inständigen, 
wohlbegründeten und loyalen Bitten und Vorstellungen es nicht über sich 
gebracht haben, sie von sich aus rechtzeitig zu revidieren. Mit Ketteler 
trat in die Reihen der oberrheinischen Bischöfe der Mann, „dem jeder 
der anderen, und der sich selbst die Kraft zum Handeln zutraute‘. Nun 
setzte er Volldampf hinter die kirchlichen Forderungen, zunächst und noch 
auf lange Zeit hinaus in der von Rom aus genährten Aussicht, ooadiutor 
cum iure succedendi des greisen Freiburger Erzbischofs Hermann v. Vicari 
und damit auch aller Form nach der Führer im oberrbeinischen Bischofs- 
kampfe zu werden. Gerade der Leser von Vigeners Biographie wird sich 
ernstlich fragen, ob die badische Regierung nicht von Bismarck und der 
preußischen schlecht beraten war, als sie es schließlich doch nicht dazu 
kommen ließ, und so statt eines offenen und großzügigen, ritterlichen 
Gegners die gewandten und schlauen, aber erbitterten und kleinlichen 
Hintermänner des starren und zähen, jedoch lediglich zu Widerstand und 
Martyrium fähigen Freiburger Oberhirten auf sich zog; gerade daß 
schließlich auch Rom von dem allzu selbstbewußt deutschen Mainzer 
Bischof sich etwas zurückzog, kann die Frage nahelegen, ob er nicht, bei- 
zeiten nach Freiburg gebracht, der rechte Mann am rechten Platze ge- 
wesen wäre. Zunächst freilich ging er nooh mächtig gegen die Regierungen 
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an. Als diese in einer neuen Verordnung vom 1. März 1853 den kirchlichen 
Wünschen in einer, wie man wohl auch vom nichtkatholischen Stand- 
punkte aus sagen muß, gänzlich ungenügenden, freilich Großherzog 
Ludwig III. von Hessen noch zu weit gehenden Weise entgegenkamen, 
übernahm Ketteler die Abfassung einer gemeinsamen, scharfen Denkschrift, 
der er aber für seine hessische Regierung noch eine besondere beigab, 
„einen in Paragraphen eingegossenen Hirtenbrief an die Regierung‘. 
Ketteler hatte die Unhaltbarkeit der Position der Regierungen klar er- 
kannt, er schätzte auch den Gegner richtig ein. Die hessische Regierung 
ließ sich seine Denkschriften stillschweigend gefallen. In Baden kam es 
zum offenen Kampf; in ihm tat Ketteler mit. In Hessen dagegen sicherte 
er drohend den Frieden. Mehr und mehr traten die gemeinsamen Aktionen 
zurück. Unter dem 23. August 1854 kam zwischen der Regierung Groß- 
herzog Ludwigs III. und dem Mainzer Bischof eine „vorläufige Über- 
einkunft‘‘ zustande. 

Man kennt sie in ihrem Wortlaute längst. Aber ihre Vorgeschichte, 
ihr wabrer Sinn, ihre Bedeutung und ihre Tragweite werden erst durch 
Vigener voll ins Licht gestellt. Freilich nicht in jeder Beziehung. Für die 
restlose Ausschöpfung hat er sich doch bei all seiner gründlichen Arbeit 
etwas zu einseitig auf Hessen eingestellt und die kirchenrechtlichen 
Parallelen in den anderen oberrheinischen Staaten zu sehr vernachlässigt. 
Die bischöflichen Amtsbrüder, und zwar nicht nur die seiner Kirchen- 
provinz, nahmen übrigens Ketteler diesen Abschluß übel; sie erblickten 
in seinem Vorgehen Verrat an der gemeinsamen Sache. Auch in Rom 
war man nicht erbaut. Einmal weil die Kurie die Vereinbarungen mit den 
oberrheinischen Regierungen selbst zum Abschlusse bringen wollte. Und 
sodann, weil sie fürchtete, die übrigen Regierungen könnten die gleichen 
Bedingungen fordern, wie Ketteler sie der hessischen zugestanden hatte. 
Immerhin begnügte sich Rom damit, dem Bischof für die Regierung 
animadversiones zu der Übereinkunft zuzustellen. Man verhandelte noch 
wiederholt hin und her. 1856 einigte man sich, was man freilich später, 
1869, nicht wahr haben wollte, auf eine im Sinne des Entgegenkommens 
gegen die römischen Wünsche verbesserte Vereinbarung. Der Papst ver- 
sagte ihr allerdings die förmliche Anerkennung, „einmal weil man den 
Mainzer Bischof für seine Selbstherrlichkeit büßen lassen wollte, vor 
allem aber, weil im Jahre 1856 die schon seit zwei Jahren sich hinziehen- 
den Verhandlungen zwischen der Kurie und Baden zu einer Einigung in 
vielen Fragen geführt hatten und die im Februar 1856 eröffneten württem- 
bergischen Besprechungen in Rom glücklich gediehen‘“. „Die Kurie ließ 
den Bischof ihre Ungnade fühlen; aber seinen sachlichen Erfolg nahm man 
gerne hin.‘‘ Und als in Baden und Württemberg die Konventionen zu 
Fall kamen und selbst in Österreich ein Umschwung sich anbahnte, 
stiegen Kettelers Aktien wieder, da seine Übereinkunft und seine guten 
Beziehungen zu seiner Regierung, „dem beharrlichsten Ministerium der 
Reaktion, das überhaupt auf deutschem Boden zu finden war“, alles 
andere lange überdauerten. Im Herbst 1866 wurde sie allerdings „förmlich 
aufgehoben, doch unter einer den Bischof beruhigenden Regierungserklä- 
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rung“ und ohne daß sie ihre tatsächliche Geltung einbüßte. Erst im Kultur- 
kampfe kam sie zu Fall, als unter dem Ministerium Hofmann am 23. April 
1875 das Staatsgesetz über die rechtliche Stellung der Kirchen und 
Religionsgemeinschaften im Staate erging, wozu, wenn auch ohne Er- 
folg, bereits 1862 noch unter Dalwigk ein Anlauf nach dem Muster des 
badischen Gesetzes vom 9. Oktober 1860 gemacht worden war; übrigens 
übte man auf beiden Seiten Zurückhaltung und „zügelte die Leiden- 
schaften nicht des Redens, aber des Handelns“, so daß ein unheilbarer 
Bruch zwischen dem Mainzer Bischof und der Darmstädter Regierung 
vermieden wurde. Um so tatkräftiger nahm der immer noch streitbare 
Oberhirt wenigstens dreier preußischer Pfarreien am preußischen Kultur- 
kampfe teil. Doch muß ich, was Vigener hierüber beibringt, ebenso über- 
gehen wie die Einzelausführungen zu den skizzierten hessischen Vor- 
gängen und Entwickelungen, obschon natürlich gerade darin ein Haupt- 
wert des Buches liegt. 

Noch weniger können wir uns bei dem Parlamentarier und So- 
zialpolitiker Ketteler aufhalten, dem große Abschnitte des Buches ge- 
widmet sind. 


Für den Kirchenrechtsbeflissenen seien dagegen noch hervorgehoben 
die interessanten Seiten über Ketteler als Propst zu St. Hedwig in Berlin, 
ein Posten, zu dem ihm Aulike verhalf, damals der tatsächliche Leiter 
der katholischen Abteilung im preußischen Kultusministerium. Ketteler 
kam nicht eben gerne, empörte sich über die unkanonische Berufung 
durch den König und rüttelte an dem Statut von 1812, das ihm, ‚‚weil im 
Widerspruch mit der göttlichen Autorität der Kirche‘ unerträglich schien 
und ihn in seiner pfarrherrlichen Stellung beengte. Unbekümmert durch 
die Kritik, auch die öffentliche, hat er sogar 1850 eine Fronleichnamsprozes- 
sion von mehr als tausend Gläubigen von St. Hedwig über die Linden und 
durch das Brandenburger Tor nach Charlottenburg und zu der Spandauer 
katholischen Kirche geführt!), übrigens bereits als ernanäter Bischof von 
Mainz. Hätte er den Berliner Posten nicht bloß ein Jahr innegehabt, so 
wären Zusammenstöße mit der Regierung schon hier sicher nicht aus- 
geblieben. 


Überaus beachtenswert ist ferner die lebensvolle Schilderung der 
bischöflichen Tätigkeit Kettelers in Mainz; wir lernen ihn als Erzieher 
und Leiter des Klerus, als Organisator, als Gönner der Orden, nament- 
lich der Gesellschaft Jesu, und der Klöster, als Führer der Laien und 
machtvollen Vorkämpfer für die katholische Schule kennen; vielleicht 
der reizvollste Abschnitt ist der über das Verhältnis zum Domkapitel 
(Lennig, Moufang, Heinrich, Haffner), das in Glaubensfragen und in der 
Kirchenpolitik geschlossen zu seinem Bischofe stand, aber in aller Stille 
gegenüber dessen herrischem und jähzornigem Wesen seine Rechte auf 


1) Es ist demnach nicht richtig, wenn ganz allgemein behauptet 
wird, jetzt, also 1925, habe bei St. Hedwig in Berlin die erste Fronleich- 
namsprozession außerhalb der Kirche stattgefunden. 
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Mitregierung der Diözese und sein Mitbestimmungsrecht über Domgottes- 
dienst und Domausstattung tatkräftig und coharaktervoll wahrte. 

Als ein ganzer Mann und als Charakter bewährte sich aber der Bi- 
schof nicht nur bei diesen Gelegenheiten, sondern vor allem im Ringen 
mit dem Papsttum um das Vaticanum und in der Stellungnahme dazu. 
Vigener hat schon 1915 in der Festschrift für Dietrich Schäfer ausgeführt, 
daß Ketteler bei aller Papsttreue ein Gegner des Unfehlbarkeitsdogmas ge- 
wesen sei, also nicht bloß dessen Erklärung für inopportun gehalten habe. 
Ich gestehe, daß mich seine Darlegungen zunächst nicht recht überzeugten. 
Jedoch je länger ich mich damit beschäftigte, um so annehmbarer wurde 
mir seine Auffassung. Und heute angesichts des darauf bezüglichen 
Kapitels in Vigeners Buch habe ich keine Zweifel mehr: Der Ketteler, 
den es uns kennen gelehrt hat, konnte gar nicht anders; dem selbstbewuß- 
ten, seine adlige Herkunft und seine hohe Vorstellung vom Bischoftum 
nicht verleugnenden deutschen Kirchenfürsten mußte schon der Gedanke 
des mit dem lokalen konkurrierenden universalen Episkopats nicht sym- 
pathisch sein. Als überzeugter Katholik und Bischof hat er aber dann 
doch schon am 20. August 1870 sich unterworfen. In einer Schrift über 
das unfehlbare Lehramt des Papstes, in der er eine mäßigende Aus- 
deutung der neuen Lehre vertrat, „schrieb er sich seine Beklemmungen 
von der Seele‘. Die Altkatholiken sahen in diesem Einschränkungsver- 
such eine trügerische Auskunft, und die infallibilistischen Theologen und 
Kirchenmänner ließen durchblicken, daß sie sein Bekenntnis nicht so 
recht für voll nahmen. „Aber Ketteler stand fester als je bei seiner 
Kirche. Er hatte das neue Dogma angenommen, wie man unter dem 
Drucke der Not etwas annimmt, und er hatte es doch zugleich aufgenom- 
men, wie er, der getreue katholische Bischof, ein Gebot, eine Lehre seiner 
unfehlbaren Kirche aufnehmen mußte.“ 

Wir nehmen Abschied von Vigeners Buch. Eben kommt die Trauer- 
kunde, daß sein Verfasser nach längerem Siechtum den Folgen einer 
Kriegsverwundung erlegen sei. Fritz Vigener hat sich durch seine Disser- 
tation über die Bezeichnungen für Volk und Land der Deutschen, durch 
seine Arbeit an den Mainzer Erzbischofsregesten und verschiedene 
wertvolle Beiträge zur Geschichte des Mainzer Erzbistums und dessen 
Einrichtungen (Dompropstei), aber auch durch die Leitung des Literatur- 
und Nachrichtenteils der Historischen Zeitschrift wohl verdient gemacht. 
Ein Glück, daß es ihm unter Aufbietung aller Kraft noch vergönnt war, 
das große Kettelerwerk zu vollenden. Vornehmlich als Biograph Kettelers 
wird er unter uns fortleben und auch später unvergessen bleiben. 


Ulrich Stutz. 


Hans Karl Wendlandt [evangelischer Theologe], Die 
weiblichen Orden und Kongregationen der katholischen 
Kirche und ihre Wirksamkeit in Preußen von 1818— 1918. 
Paderborn, F. Schöningh, 1924. X und 532 8. 8°. 
Zeitschrift für Rechtsgeschichte. NLV. Kan. Abt. XIV, Ä 
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Der Verfasser dieses Buches beschreitet, wie er selbst sagt, „kaum 
betretene Pfade‘‘ (478). Er hat sich die Aufgabe gesetzt, das Leben und 
Wirken der katholischen Nonnen, das sich zumeist hinter engen Kloster- 
mauern abspielt, zu erforschen und der Öffentlichkeit, die nur da und dort 
von einem geringen Bruchteil dieses Lebens und Wirkens erfährt, zur 
Kenntnis zu bringen. Mit Recht hat er dieses riesenhafte Stoffgebiet 
methodisch begrenzt, indem er seine Aufmerksamkeit vor allem auf die 
weiblichen Orden und Kongregationen beschränkt, die in den letzten 100 
Jahren in dem Gebiet des ehemaligen Königreichs Preußen gewirkt haben. 
Er verfehlt jedoch nicht, dieses Teilgebiet als einen Ausschnitt des Ge- 
samtbildes katholischen Nonnenwesens zu betrachten. Im ersten Teil 
macht er uns mit der kirchenrechtlichen Grundlage des katholischen 
Ordenswesens vertraut, indem er die einschlägigen Kanones des Codex 
iuris canonici in deutscher Übersetzung ohne Kommentar abdruckt. 
Diese lapidaren Rechtssätze geben uns Aufschluß über den Begriff des 
Ordensstandes, die Errichtung und Aufhebung klösterlicher Genossen- 
schaften, über ihre Leitung, über die Aufnahme der Novizen, über die 
Verpflichtungen und Sonderrechte der Klosterleute, über Übertritt, 
Austritt, Entlassung usw .(14—44). Den Kern des Buches (II.—VI. Teil) 
bildet eine sorgfältige Beschreibung der einzelnen weiblichen Ordens- 
genossenschaften, und zwar der krankenpflegenden (53—206), der unter- 
richtenden (207—287), der sozial tätigen (288 —323), der Missionsorden, 
(324—352) und der kontemplativen Frauenorden (353—404). Jeder 
Zweig der weiblichen Orden wie jede einzelne Ordensgesellschaft wird 
anschaulich dargestellt und gewürdigt. Ein kurzer und zuverlässig 
gearbeiteter Überblick unterrichtet über die Stiftung und geschichtliche 
Entwicklung der verschiedenen Orden und Kongregationen wie über ihr 
Wirken in der ganzen Welt. Ibre Geschichte und heutige Wirksamkeit 
in Preußen von 1818 —1918 wird ganz ausführlich geschildert. Der Ver- 
fasser zieht dabei nicht nur die gesamte Literatur heran, sondern ver- 
wertet auch die genauen Privatberichte, die er von Oberinnen der einzelnen 
Ordensgesellschaften erhalten hat. Der Soziologe hat hier Gelegenheit, 
das Wachsen und Werden klösterlicher Gemeinschaften zu studieren, 
der Jurist die Entstehung, Entwicklung und Wandlung der rechtlichen 
Ordenskonstitutionen, der Nationalökonom die ungeheure soziale und 
karitative Wirksamkeit der weiblichen Orden, der Theologe die besondere 
Art ihres frommen Lebens. Alle werden sich an den ergreifenden Zügen 
echter Menschlichkeit erbauen, welche in dieser warmen Schilderung 
des klösterlichen Lebens aufgedeckt werden. Der konkreten Darstellung 
der einzelnen Ordensgesellschaften folgt im VII. Teil ein „Ortskataster‘“ 
ihrer Niederlassungen in Preußen, geordnet nach den einzelnen. Diözesen, 
(405—456) sowie eine „Gesamtstatistik‘‘ der weiblichen Orden und Kon- 
gregationen in Preußen nach dem Stande von 1918 (457—477). Ein 
begeistertes Schlußwort (478—480) hebt die hohe Bedeutung des weib- 
lichen Ordenswesens für unser Kulturleben hervor und weist auf die 
verborgenen religiösen Quellgründe hin, aus denen die ungeheure sittliche 
und soziale Aktivität der gottgeweihten Jungfrauen fließt. Ein sehr 
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umfangreiches Register, umfassend die Ortanamen in Preußen und außer- 
halb Preußens, die Personennamen und die Namen der Ordensgesell- 
schaften (481—532) schließt das reichhaltige Buch ab und macht es zu 
einem trefflichen Nachschlagewerk. 

Wendlandt verdient volle Anerkennung dafür, daß er als evangeli- 
scher Theologe das Leben und Wirken der katholischen Nonnen mit 
solcher Liebe, Sorgfalt und Unbefangenheit studiert hat. Sein einzig 
dastehendes Werk füllt eine Lücke, nicht nur in der protestantischen, 
sondern auch in der katholischen Literatur aus. Es vermag in der ge- 
bildeten Welt viele falsche Vorstellungen vom katholischen Klosterleben 
zu zerstören; vor allem ist seine Verteidigung der kontemplativen Frauen- 
orden gegenüber dem Vorwurf des geistigen Müßigganges sehr beherzigens- 
wert. Dennoch darf nicht verschwiegen werden, daß die große Liebe zu 
dem eigenartigen Forschungsgegenstand diesen evangelischen Theologen 
blind gemacht hat, und ihn die Schattenseiten klösterlichen Lebens über- 
sehen ließ. Ich teile zwar durchaus seine religiöse Hochschätzung monasti- 
schen Wesens; ich stimme auch seiner entschiedenen Verurteilung der 
Kulturkampfpolitik der 70er Jahre bei; ich gebe jenem Politiker recht, 
der gesagt hat: „Zwei Dinge bat eine kurzsichtige Politik ausgerottet: 
Wälder und Klöster.“ Ich bin sogar davon überzeugt, daß auch die 
deutsche protestantische Kirche genau wie die anglikanische Kirche noch 
zu monastischen Organisationen kommen wird. Aber auf Grund einer 
genauen Kenntnis römisch-katholischen Klosterlebens muß ich betonen, 
daß nicht nur heroischer Idealismus hinter den Klostermauern lebt, 
sondern auch unsagbar viel Not und Qual, Krankheit und Sünde, die 
nicht nur in der allgemeinen menschlichen Schwäche, sondern auch in 
der starren Gesetzlichkeit und harten Bindung der Klosterorganisation 
ihren Grund haben. Eine gerechte Kritik an den zahlreichen Schäden 
des Nonnentums hätte diesem vortrefllichen Werke nicht geschadet, 
sondern seinen Wert erhöht. Insoferne auch dieser Gesichtspunkt be- 
achtet wird, kann dieses Buch nur großen Nutzen stiften. 


Marburg. Friedrich Heiler. 


Dr. jur. Johannes Heckel [Privatdozent für Staats- und 
Kirchenrecht an der Univ. Berlin], Die evangelischen Dom- 
und Kollegiatstifter Preußens, insbesondere Brandenburg, 
Merseburg, Naumburg, Zeitz. Eine rechtsgeschichtliche 
Untersuchung. (Kirchenrechtliche Abhandlungen, heraus- 
gegeben von Ulrich Stutz, 100. und 101. Heft). Stutt- 
gart, Ferdinand Enke, 1924. XII, 4558. 8°. 

Die vorliegende Schrift schließt das erste und eröffnet das zweite 

Hundert der „Kirchenrechtlichen Abhandlungen‘. Das bedeutet für das 


Unternehmen bei seinem Alter von 23 Jahren einen ganz ungewöhnlichen 
Erfolg, zu dem wir den Herausgeber, der dadurch der Wissenschaft des 
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Kirchenrechts und seiner Geschichte vielseitige und überraschende Förde- 
rung gebracht hat, aber auch den Verlag aufs wärmste beglückwünschen. 
Nach Inhalt und Form füllt die Arbeit Heckels diesen Ehrenplatz würdig 
und stattlich aus. Eingehende und, wie sofort zu erkennen, sorgfältige 
Akten- und Archivforschung neben vollständiger Heranziehung der ge- 
druckten Quellen wie eine bei der mitunter großen Sprödigkeit des Stoffes 
besonders anzuerkennende Gestaltungskraft schaffen ein bis ins Einzelne 
klares und abgerundetes Bild der Entwicklung, an deren Ende das Gegen- 
wartsproblem steht mit der Frage: Was ist die heutige Rechtslage der 
vier preußischen im Titel genannten Stifter und was soll aus ihnen 
werden ? 

Diese Frage war es, die, wie das Vorwort erzählt, den äußeren An- 
laß zu der Arbeit gab. Letztere hat denn auch, wie dort weiter berichtet 
‘wird, die Grundlage für ein von Ulrich Stutz dem preußischen Ministe- 

rium des Innern im Jahre 1923 erstattetes, nicht veröffentlichtes Gut- 
achten abgegeben. Für das Domstift und Domkapitel zu Brandenburg 
war ein nur im Privatdruck vorhandenes Gutachten von Wilhelm Kahl 
vom September 1920 vorangegangen, mit dem sich unser Verfasser an 
mehreren Stellen auseinandersetzt. Ferngehalten von seiner Betrachtung 
hat er die beiden im früheren Königreich, jetzigen Freistaat Sachsen be- 
legenen evangelischen Stifter, das Domstift Meißen und das Kollegiat- 
stift Wurzen, denen der unterzeichnete Referent die sowohl die geschicht- 
lichen Vorgänge als die Beurteilung der Rechtslage begreifende Schrift: 
„Alfred Schultze, Die Rechtslage der evangelischen Stifter Meißen 
und Wurzen. Zugleich ein Beitrag zur Reformationsgeschichte. (Leipziger 
rechtswissenschaftliche Studien, Heft 1) Leipzig 1922°‘1) gewidmet hatte. 
Ebenso, wie es in letzterer Schrift geschehen, hat Heckel es vermieden 
zwischen dem Schicksalsgang der preußischen und dem der sächsischen 
Stifter Vergleiche anzustellen. Die Entwicklung ist bei beiden Gruppen, 
auch seit 1815 bei den damals dem preußischen Staat einverleibten, früher 
sächsischen Gliellern der preußischen Gruppe (Merseburg, Naumburg, 
Zeitz) im Vergleich mit Meißen und Wurzen, verschieden genug, und 
die Schwierigkeit, die geschichtliche Linie zu finden, groß genug, als daß 
nicht dieses Verfahren im Interesse der Klarheit ratsam gewesen wäre, 
Heckel hat auch den rechtepolitischen Anlaß nach Möglichkeit, ‚bis auf 
den sehr knapp gehaltenen „Ausblick auf die Entwicklung der Stifter 
nach der Staatsumwälzung von 1918“ am Schlusse der Darstellung 
(S. 362f.), zurücktreten lassen und sich auf die dafür um so gründlichere 
Durchforschung der Vergangenheit bis 1918 beschränkt, damit den 
Untertitel „Eine rechtsgeschichtliche Untersuchung‘‘ rechtfertigend. 
Freilich, wo jetzt für beide Gruppen von Stiftern abgeschlossene Unter- 
suchungen vorliegen, drängt sich ein Vergleich unwillkürlich auf, und es 
wird deshalb auch diese Besprechung der Versuchung zu einem solchen 
nicht widerstehen können. 


1) Von Arthur B. Schmidt ın dieser Zeitschrift Bd. 43, Kan. Abt. XII, 
S. 505ff. besprochen. 
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Vorerst sei über die Anlage der Arbeit berichtet. Nach einer Ein- 
leitung behandelt ein erster Abschnitt „Die Zeit von der Reformation 
bis zum Reichsdeputationshauptschluß‘‘, ein zweiter „Die Zeit vom 
Reichsdeputstionshauptschluß bis zur Gegenwart‘. Die beiden Ab- 
schnitte befolgen, der verschiedenen Art des Flusses der Entwicklung 
sich anpassend, mit Recht eine verschiedene Methode. Im ersten Stadium 
kam nach dem Einzug der Reformation in die Stifter und nach den 
mancherlei Schwankungen, die der Streit der Konfessionen und die Not- 
wendigkeit mit sich brachten, trotz möglichsten Festhaltens an den 
Rechtezuständen der katholischen Zeit sich in den neuen Verhältnissen 
zurecht zu finden, die Entwicklung, zumal nach dem Westfälischen 
Frieden, im großen und ganzen zum Stehen. Das erlaubte dem Verfasser 
im ersten Abschnitt, nach einer kurzen, aber wertvollen Einführung in 
„die Anschauungen der Wittenberger Reformatoren über die Reorgani- 
sation von Bistum und Kapitel im evangelischen Sinn‘ (Kapitel 1) den 
Stoff systematisch zu gliedern. Es wird mit einer folgerichtig speziali- 
sierenden Untereinteilung im Kapitel 2 „die Besetzung der Bistümer 
mit Protestanten‘, ein willkommenes Seitenstück zur Schrift von Hans 
Erich Feine über „Die Besetzung der Reichsbistiimer vom Westfälischen 
Frieden bis zur Säkularisation 1648—1803‘“!), im Kapitel 3 „die innere 
Verfassung der evangelischen Dom- und Kollegiatstifter‘‘ abgehandelt. 
Daran schließen sich im Kapitel 4 eine zusammenfassende Darstellung 
des Domkapitels „als Organs der staatlichen Verwaltung des Landes“, 
dann „als Organs der kirchlichen Verwaltung des Territoriums‘‘ und 
— von entscheidender Bedeutung — „die rechtliche Beurteilung des 
Verhältnisses von Bischof und Kapitel in Praxis und Theorie‘ (8. 229ff.). 
Ganz anders das zweite Stadium von 1803 ab. Hier war alles dauernd im 
Flusse, der Gang zum Teil ein geradezu unstäter, nicht ohne überraschende 
Wendungen, unter der Einwirkung der staatlichen und kirchenpolitischen, 
Wandlungen in Preußen. Das führte den Verfasser im zweiten Abschnitt 
durchweg zu einer rein historisch fortschreitenden Darstellung und zu 
einer Gliederung nach den Regierungszeiten der preußischen Könige 
Friedrich Wilhelm III. (Kapitel 1), Friedrich Wilbelm IV. (Kapitel 2), 
Wilhelm I. und Wilhelm II. (Kapitel 3). Ein Anhang bringt eine Reihe 
von Texten, so die Statuten der Kapitel, eine Denkschrift des Kammer- 
herrn von Rochow vom April 1822 und ein besonders charakteristisches 
Gutachten des Kronprinzen Friedrich Wilhelm vom November 1825, 
ferner ein Orts-, Namen- und Sachregister, einen Literaturnachweis und 
ein chronologisches Verzeichnis der für die Stiftsgeschichte wichtigsten 
preußischen Gesetze und Kabinettsorders des 19. Jahrhunderte. 

Die Darstellung beschränkt sich nicht auf die vier heute noch vor- 
handenen preußischen Stifter, sondern zieht auch für die Zeit bis zu ihrer 
Aufhebung die früheren unter brandenburgisch-preußische Herrschaft 


1) Die vortreffliche Schrift (Kirchenrechtliche Abhandlungen Heft 97/98, 
Stuttgart, Enke, 1921) ist von Gerhard Anschütz in dieser Zeitschrift 
Bd. 42, Kan. Abt. XI, 8. 496ff. besprochen. 
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gelangten evangelischen Stifter, nämlich die Domstifter Havelberg, 
Lebus, Kammin, Magdeburg, Halberstadt, Minden und eine Anzahl 
von Kollegiatstiftern, in ihren Bereich. Im ersten Abschnitt tritt der 
allenthalben rasche Sieg der protestantischen Fürstenhäuser über die 
kanonische Kapitelswahl bei der Bistumsbesetzung deutlich hervor. 
Man nutzt dabei die im kanonischen Recht und durch das Vorbild der 
katholischen Reichsbistümer dargebotenen Möglichkeiten nach Kräften | 
aus, sie hier im fürstlichen und im evangelischen Interesse noch gewalt- 
samer umbiegend: Postulation, Koadjutorie (diese gelegentlich kon- 
kurrierenden Fürstenhäusern gegenüber auch in umgekehrter Richtung 
von den Kapiteln verwendet, darüber S. 69ff.), Eventualpostulation, 
dann — vom sächsischen Kurhaus durchgeführt — perpetuierliche 
Postulation’ und ständiges Auftragen der Administratur. Kurbranden- 
burg vereinigte schon 1571, über alle diese kanonischen oder quasi- 
kanonischen Formen sich hinwegsetzend, seine alten Bistümer Havelberg, 
Lebus und Brandenburg mit dem Kurfürstentum als solchem und brachte 
auf Grund des Westfälischen Friedens die ihm anfallenden Stifter Magde- 
burg, Halberstadt, Minden und Kammin unter Verwandlung aus geist- 
lichen in weltliche Fürstentümer in die gleiche Rechtslage. So weit 
ging Kursachsen bei seinen 3 Bistümern Meißen, Naumburg, Merseburg 
nicht. Man hielt dort an der perpetuierlichen Postulation seitens des 
Domkapitels, an deren Stelle bei Naumburg und Merseburg, wie H. 
S. 77 ff. schildert, 1726 und 1731 der „ständige Auftrag‘‘ an den jeweiligen 
Kurfürsten trat, fest. Man hielt auch fest an der mit dem Domkapitel 
vor der Postulation bzw. der ständigen Beauftragung vereinbarten Wahl- 
kapitulation, der Capitulatio perpetua (darüber H. S. 79ff.), also an der 
Vertragsgrundlage. Der Bekenntniswechsel des Kurhauses, der für 
das evangelische Land nur durch die allgemeinen Religionsreversalien 
mit dem Auftrag in Evangelicis (siehe meine oben angeführte Schrift 
über Meißen und Wurzen S. 15) tragbar war, hat schließlich in dieser 
Richtung befestigend gewirkt. Und so ist es bei dem Hochstift Meißen 
bis zur Staatsumwälzung von 1918 geblieben. Für dieses hat die Capi- 
tulatio perpetua vom 15. Juni 1663 mit den Abänderungen, die nachmals 
eine im Einvernehmen mit dem Domkapitel erlassene Deklaration des 
Königs Friedrich August I. vom 16. Dezember 1818 und der Reform- 
vertrag zwischen König Johann und dem Domkapitel vom 15. Dezember 
1859/25. Februar 1860 trafen (siehe Abdruck der Urkunden ebenda 
S. 83 ff., 86ff.), ihre Geltung behalten (darüber ebenda S. 10 ff., 33f., 37 ff., 
41, 55). Das ist der Hauptpunkt, in dem sich heute die Rechts- 
lage des Meißener Stiftes von derjenigen der preußischen 
Stifter grundlegend unterscheidet. Auch für die anderen beiden 
altsächsischen Domstifter Naumburg und Merseburg waren die Kapitu- 
lationen noch in Geltung, als sie durch den Friedensvertrag vom 18. Mai 
1815 an Preußen fielen. Unser Verfasser begnügt sich auf S. 308 mit der 
lakonischen Bemerkung: „Die bisherige Garantie ihrer politischen Be- 
deutung, die Kapitulationen, erloschen‘‘, indem er dafür (Anm. 5) aus den 
Akten des preußischen Ministeriums des Innern eine Kabinettsorder vom 
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24. März 1817 heranzieht, ohne näher ihren Inhalt mitzuteilen oder den, 
Vorgang rechtlich zu würdigen. Gern hätten wir darüber Näheres gehört 
(vgl. unten S. 619f.). Denn die Einverleibung der Stiftslande in das preußi- 
sche Staatsgebiet und ihre volle „Eingliederung in den preußischen Ver- 
waltungsorganismus“ (siehe die Bemerkung Heckels auf S. 79) brauchten 
ja nicht schon für sich allein die übrigen kapitulationsmäßigen Rechte 
oder die wieder in Wirksamkeit getretenen früheren Rechte der Domkapitel 
zum Erlöschen zu bringen. Das lehrt das Meißener Beispiel, wo durch die 
gleiche volle Eingliederung der Stiftsuntertanen, wie es am Schlusse der 
Deklaration vom 16. Dezember 1818 ausdrücklich heißt, „im übrigen 
den dem Stifte und dem Domkapitul zu Meißen kapitulationsmäßig zu- 
stehenden Rechten kein Eintrag geschah‘ (meine Schrift 8. 40f., 85). 

Sehr ausführlich behandelt H. die innere Verfassung der Stifter. 
Das ganze Stilleben der Kapitel vor 1803 mit seinen Traditionen aus der 
katholischen Zeit, mit seinem Zeremoniell, seiner „liebevoll“ gepflegten 
Kasuistik des Pfründenwesens, seiner überreichen Terminologie wird vor 
uns ausgebreitet. Unter den Qualifikationsbedingungen für die Aufnahme 
als Kapitular erhielt sich in den sächsischen Stiftern sogar die allerdings 
dispensable peregrinatio ultra montes, d. h. eine ein- oder zweijährige 
Studienreise hinter dem in Deutschland absolvierten akademischen 
triennium (Naumburger Statuten von 1580, Ziff. IV, H. 8. 373, dazu 
S. 109); das Dispensationsrecht des Kapitels von diesem Erfordernis 
teucht noch in $ 3 des Reformvertrages zwischen König Johann und dem 
Kollegiatkapitel zu Wurzen vom 23. Oktober/28. November 1864 auf 
(meine Schrift 8. 92). Adel und Bekenntniszugehörigkeit waren die wich- 
tigsten Erfordernisse. Das erstere dehnte sich unter den Stiftern, einige 
Kollegiatkapitel ausgenommen, mehr und mehr aus, verdrängte, soweit 
nicht die Professorenkanonikate der Leipziger Universität (H. S. 172) 
Halt geboten, auch den Ersatz durch den Doktorgrad und verschärfte 
sich zum ‚stiftsmäßigen‘‘ Ahnenadel, einem Begriff, der bekanntlich in 
jüngster Zeit viel umstritten worden ist. Adlige Geburt, aber nicht 
Ahnenadel, ist noch — unter gelegentlichem Dispens für Nobilitierte — 
bei Brandenburg nach der Reorganisation von 1826 festgehalten, auch 
bei Naumburg und Merseburg, nicht aber mehr laut Reformvertrag von 
1869/60 bei Meißen.!) Die Ausführungen S. 109ff. über das andere Er- 
fordernis, die Bekenntniszugehörigkeit, bieten dankenswerte Beiträge zur 
Geschichte der Reformation und der Gegenreformation. Was über das 
Leben in den gemischten Kapiteln, in denen der Normaltag den Bekennt- 
nisstand der Pfründen festgenagelt hatte, etwa über die Aszension per 
saltum (S. 147) und über die Gestaltung des Chorgotteedienstes (S. 157{£.), 


i) Nicht hierher gehörig und von ganz anderer Rechtenatur ist das 
80g. „Klosterrecht‘‘ der Schleswig-Holsteinischen Ritterschaft auf Versorgung 
unverheirateter Töchter in den vier adligen, evangelisch gewordenen Frauen- 
klöstern der Provinz. Vgl. darüber die neuerliche Darstellung von Otto Opet, 
„‚Klosterrecht und Reichsverfassung‘‘ in der Zeitschrift der Gesellschaft für 
Schleswig-Holsteinische Geschichte, Bd. 51 8. 207fl. Hockel streift die 
preußischen Fräuleinstifter nur gelegentlich. 
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was tiber die Zählebigkeit des kanonischen Erfordernisses der Weihen und 
die Versuche, es durch die Aufnahme einzelner ordinierter Geistlicher, 
durch die Einführung von evangelischen (!) ordines maiores und minores, 
durch ein Examen in Theologie und Jurisprudenz zu ersetzen, berichtet 
wird, ist merkwürdig genug.. Bei der Besetzung der Kapitelsstellen setzte 
sich nach der Reformation zunächst das alte Recht fort. Dann aber ge- 
wannen dem Selbstergänzungsrecht des Kapitels gegenüber die Landes- 
herren, über das ihnen schon in der katholischen Zeit durch Patronat oder 
päpstliche Indulte zugefallene Maß hinaus (in Meißen hatten die Wettiner 
bereits damals für alle maiores praebendae außer den beiden Professoren- 
präbenden das Präsentationsrecht erlangt, vgl. meine Schrift S. 4) auf 
miancherlei Wegen eine Anzahl von Kollaturrechten, so als Stiftsherr an 
Bischofs Statt durch die Sukzession in bischöfliche Rechte, durch das 
Einrücken ferner in die menses papales und in das kaiserliche Recht der 
ersten Bitte, das ius primariarum precum (S. 125ff.). Das war die Einlaß- 
tür für die Verfolgung staatlicher Zwecke. Es bot den Landesherren die 
Gelegenheit, die ihrer Kollatur unterliegenden Kanonikate zur Belohnung 
verdienter Stastediener zu verwenden. Besonders Brandenburg-Preußen 
machte davon Gebrauch. 

Wie waren diese und die anderen den Stiftsberren gegen die Kapitel 
zustehenden Befugnisse rechtlich zu versteben und wie wurden sie damals, 
in der Zeit bis zum Reichsdeputationshauptschluß, verstanden ? Was war 
aus den Kapiteln selbst bei der Erstarrung ihrer ursprünglichen Zweck- 
bestimmung und ihrem Zuschnitt auf den Pfründengenuß ihrer Mitglieder 
geworden? Diese Fragen suchen die fesselnden Ausführungen am Schlusse 
des ersten Abschnittes (S. 229ff.) zu beantworten. Sie richten dabei 
ihren Blick ausgesprochenermaßen auf Brandenburg-Preußen In den 
sächsischen Bistümern und bis zur Einverleibung in Preußen in den 
anderen blieb, so heißt es mit Recht S. 243f., „die Auffassung über das 
Verhältnis von protestantischem Ordinarius und Kapitel im Banne 
kanonischer Begriffe‘; Wahlkapitulationen, Reverse und Assekurationen, 
durch die er sich zu unversehrter Erhaltung aller Privilegien und Frei- 
heiten seines Kapitels verpflichtet hatte, in Sachsen nachher noch ver- 
stärkt durch die Bindung des katholisch Gewordenen an den Auftrag in 
Evangelicis, verhinderten eine freie Entfaltung der stiftsherrlichen Rechte. 
In Brandenburg-Preußen vermochten diese dagegen bei dem Fehlen 
solcher Verpflichtungen und Bindungen mit den großen, in juristischen 
Theorien und Verwaltungsmaximen sich auswirkenden Gedanken- 
richtungen in Fühlung zu kommen und sie sich dienstbar zu machen. 
Das Episkopalsystem schuf dem Fürsten im Verhältnis zum Kapitel nicht, 
bloß episkopale, sondern summepiskopale (unser Verfasser kann hier an, 
seine Darlegungen in dieser Zeitschrift Bd. 44, Kanonist. Abt. XIII, 
8. 266 ff. anknüpfen), papale superioritas. Das Territorialsystem unter- 
baute das, ohne natürlich die bereits damit gerechtfertigte Fülle von 
Rechtsmacht gerade gegenüber den Kapiteln noch übersteigern oder etwa. 
in besserer Weise spezialisieren zu können, mit der superioritas terri- 
torialis. Das Kollegialsystem aber mit seiner Scheidung zwischen den 
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jurs sacrorum mejestatica und oollegialia, Kirchenhoheit und Kirchen- 
gewalt, rührte für die stiftsherrlichen Rechte über die evangelischen 
Kapitel (gegenüber den katholischen entschied sie der Kollegialismus 
eindeutig im. Sinne der Kirchenhoheit) die Frage auf, unter welche der 
beiden Kategorien sie zu stellen seien, und damit notwendig die Vorfrage 
nach der Rechtsnatur dieser Kapitel Der Blick auf ihren tatsächlichen 
Zustand und der Umstand, daß sie keinen regelmäßigen Bestandteil des 
Organismus der evangelischen Kirche bildeten, erregten in der kollegia listi- 
schen Literatur des 18. Jahrhunderts Zweifel. Immerhin weiß der Ver- 
fasser S. 239£. keinen Kollegialisten anzuführen, welcher jene Rech te des 
Landesherrn ausdrücklich einzig und allein den jura majestatica zu- 
gewiesen hätte, während er namhafte Schriftsteller anzieht, die sie ganz 
oder zum Teil den Kollegialrechten einordneten. Auch an Suarez mußte 
die Frage nach der Bechtsnatur der „protestantischen Stifte und Klöster‘* 
herantreten. Er wechselte in dem Entwurf I und der Revisio monitorum 
seinen Standpunkt. Er umging aber schließlich eine klare Stellungnahme, 
indem er sie zwar im Kirchenrechtstitel des ALR. beließ, sie jedoch getrennt 
von den „katholischen Domstiften und Capiteln‘‘ in eineh besonderen 
letzten Abschnitt stellte und in $ 1218 II 11 ihnen „vermöge ihres Ur- 
sprungs und ihrer Fundation die Rechte der geistlichen Gesellschaften‘ 
beilegte.!) Es ist ein Verdienst des Verfassers, dies nachgewiesen und 
damit klargestellt zu haben, daß $ 1218 für die Frage, ob sie wirklich 
„geistliche Gesellschaften‘‘ oder nicht, auszuschalten ist. Auch ich möchte 
in meiner Schrift S. 45 den vergleichenden, für meine dortige Schluß- 
folgerung gar nicht nötigen Hinweis auf $ 1218 streichen. 

Als eine offene, keineswegs etwa bereits gegen die geistliche oder 
kirchliche Natur der Kapitel entschiedene — das ist die richtige Folgerung 
aus Heckels Ausführungen — tritt die Frage für die preußischen Stifter 
in das neue Stadium. Es setzt mit $35 des Reichsdeputationshaupt- 
schlusses ein. Über dessen Entstehungsgeschichte gibt Verfasser, hierbei 
wie im folgenden unterstützt durch die vortrefflliche Darstellung von 
Johannes Niedner (Ausgaben des preußischen Staates für die evangeli- 
sche Landeskirche S. 134ff.), am Anfang seines zweiten Abschnittes, zu 
dem wir nunmehr übergehen, interessante, auch über die Zwecke der 
vorliegenden Schrift hinaus wertvolle, Auskunft. Der $ 35 erteilte be- 
kanntlich den Landesherren von Reichs wegen die Ermächtigung, nach 
freiem Belieben den bisherigen geistlichen Instituten „Katholischer 
sowohl als A. C. Verwandten‘ ihr Eigentum zu entziehen und damit, 
wie Verfasser S. 253 richtig anmerkt, „zugleich das Recht, tiber die staats- 
rechtliche Existenz der geistlichen Institute selbst zu befinden‘. König 
Friedrich Wilhelm III. erklärte alsbald in verschiedenen Kabinsttsorders 


1) Es war eine ähnliche neutrale Formulierung, wie sie etwa $ 26 II 1 
des Deutschen Bürgerl. Gesetzbuchs gegenüber der Frage der Vertreter- 
oder Organeigenschaft eines Vereinsvorstandes gewählt hat. Auch das Verbot 
selbstherrlicher „Anmaßung‘‘. einer aktiven Teilnahme an den Angelegen- 
heiten der Kirche ($ 1221) durchbricht nicht die Neutralität, ist also auch 
nicht gegen die geistliche Natur der Stifter zu verwenden. 
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unverblümt seinen Willen, sich dieses Rechtstitels unter Hintansetzung 
aller. bisherigen Homagialrezesse, Huldigungsreverse und sonstiger, den 
Landesberrn einschränkender Rechtstitel gegen die Stifter zu bedienen, 
nahm also seine Geltung, wenn er auch den RDHSchl. nicht als 
Gesetz publizieren ließ, formell wie materiell für Preußen in An- 
spruch (S. 260). Dies auch gegenüber den evangelischen Stiftern der 
alten, wie der Entschädigungslande und auch nach dem Untergang 
des alten Reichs (S. 269 ff., 273f.. In welcher Art und mit welchen 
Gradunterschieden der König gegenüber diesen Stiftern dann tat- 
sächlich von dem Rechtstitel Gebrauch machte, das wird im einzelnen 
vom Verfasser sehr sorgfältig und klar, nach Stiftergruppen geordnet, 
vorgetragen. Ebenso, wie er, von Hardenberg beraten, in dem aus der 
Staatsnot geborenen allgemeinen Säkularisationsedikt vom 30. Oktober 
1810 zu einem „völlig selbständigen, von der souveränen Stastsgewalt 
aus eigenem Recht erlassenen Gesetz‘‘ vorschritt. Das Verhältnis dieses 
Edikts zum RDHSchl., über dessen Geltungsbereich es ja hinausging 
(Schlesien!), wird gegen abweichende Auffassungen, auch Niedners, 
in — man darf sagen — abschließender Weise bestimmt (S. 284 ff). 

Kein Zweifel natürlich, daß der König bei allen diesen seit dem 
RDHSchl. vorgenommenen Rechtsakten einzig und allein als Staatsober- 
haupt handelte, daß auch, soweit er dabei im Verhältnis zu den evangeli- 
schen Stiftern, so lange sie noch bestehen blieben, für sich Rechte fest- 
setzte, diese ihm als dem Träger der Staatsgewalt zuständig wurden, daß 
er endlich auch an den Kapiteln selbst und ihrer Verfassung Wesens- 
änderungen treffen konnte. Denn das war als das Mindere selbstver- 
ständlich in dem ja die Aufhebung gestattenden Säkularisationsrecht 
mitbegriffen. Der König konnte es. Aber hat er es getan oder ist die 
Frage nach dem rechtlichen Wesen auch weiterhin eine offene geblieben, 
wie sie es bei der Schaffung des $ 1218 II 11 ALR. war? 

Unter den altländischen Stiftern war es (von den Fräuleinstiftern 
abgesehen) allein das Domstift Brandenburg, welches die Säkularisations- 
periode überdauerte. Es war nicht zu seiner Aufhebung gekommen, $ 2 
des Edikts von 1810 bezüglich seiner unausgeführt geblieben. Aber es 
erhielt eine „Wiederherstellung‘‘, d. bh. Reorganisation, und zwar allein 
durch einen Staatsakt des Königs vom 30. November 1826, der ihm unter 
Aufhebung aller früheren Statuten und Observanzen und unter dem 
ausdrücklichen Vorbehalt für den König und „seine Nachfolger in der 
Regierung‘, die Stiftsorganisation durch Erweiterung oder Beschränkung 
oder gänzliche Aufhebung „dergegenwärtigerteilten Bestimmung“ 
abzuändern, ein neues Statut setzte. Ich füble mich nicht berufen, an 
dieser Stelle eine gutachtliche Äußerung abzugeben, ich habe nur eine 
Besprechung zu liefern. Aber es scheint mir — unter allem Vorbehalt — 
dieser aus dem Säkularisationsrecht des Staatsoberhauptes abgeleitete 
Staatsakt allerdings die Antwort auf jene bisher offene Frage zu sein. 
Hat der $ 35 RDHSchl. mit seiner unterschiedlosen Behandlung der 
Stifter „Katholischer sowohl als A. C. Verwandten‘ nach Wortsinn, Zu- 
sammenhang und Zweck auch die evangelischen Stifter offenbar noch als 
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„geistliche Institute‘ im Sinne gehabt, wie denn auch unser Verfasser sie 
bei der Auslegung des $ 35 und bei der Schilderung des Säkularisations- 
geschäfts ungeniert immer wieder so bezeichnet, so läßt sich das für das 
Domstift Brandenburg nach den Statuten von 1826 wohl nicht mehr 
aufrecht erhalten. Der rechtliche Wesenswandel scheint mir jetzt, an- 
gesichts der Art und Weise ihres Erlasses, ihrer zwecksetzenden Einleitung 
(Rücksicht auf die Ritterschaft, Belohnung ausgezeichneter Verdienste 
von Stastsuntertanen) und ihrer einzelnen Bestimmungen (S. 424ff., 
darüber H. S. 296ff.), darunter Bestimmung aller Stiftseinnahmen für 
den Präbendenbezug, vollzogen. Jetzt erst! Ich möchte darin den ent- 
scheidenden Wendepunkt, eine Teilsäkularisation im obigen Sinne — den 
Teil also qualitativ genommen — erblicken. H. dürfte also recht haben, 
wenn er auf S. 305 von einer „fundamentalen Umgestaltung‘ „zu einem 
Gratifikationsinstitut der Krone“ und auf 8. 317 von einer „Eingliederung 
in den staatlichen Organismus‘ spricht. Die weitere — hinter den Sta- 
tuten subsidiäre — Geltung der $$1218ff. II 11 ALR. für das Stift, wo- 
nach dieses „die Rechte der geistlichen Gesellschaften hat‘‘, würde daran 
nichts ändern. Die Worte „wenigstens formell‘ auf 8. 317 wären übrigens 
zu streichen. 

Mit Recht legt H. auch der Ordnung der staatlichen Ressortverhält- 
nisse Gewicht bei. Seit einer Kabinettsorder vom 27. Oktober 1810 
fielen die Vorschläge für Verleihung weltlicher Präbenden ins Ressort 
des Ministerium des Innern (S. 280f.). Das mochte damals, am Vorabend 
des Säkularisationsediktes, wo man an die Aufhebung aller Stifter dachte, 
nicht einmal so auffällig sein. Aber die stiftischen Angelegenheiten 
blieben auch in der Folgezeit bei diesem Ressort, die Brandenburger 
Statuten von 1826 (Art. XVIII) bestellten den Minister des Innern zu der 
dem Domkapitel vorgesetzten Aufsichtsbehörde. Welcher Unterschied 
von Meißen und Wurzen! Dort gehörten alle stiftischen Angelegenheiten, 
auch die Behandlung der Dekrete über die Besetzung der Kapitelsstellen, 
seit der Lh. VO. vom 12. November 1837 bis zur Staatsumwälzung von 
1918 in den Geschäftskreis der in Evangelicis beauftragten Staatsminister 
und damit der obersten Kirchenregimentsbehörde der evangelisch-: 
lutherischen Landeskirche. 

Unklarer gestaltete sich die Rechtslage der 3 sächsischen Stifter 
Naumburg, Merseburg, Zeitz nach ihrer Einverleibung in Preußen (1815). 
Zwar sicherte der in der preußischen Gesetzsammlung publizierte Friedens- 
vertrag vom 18. Mai 1815 ihren Fortbestand völkerrechtlich und staats- 
gesetzlich. Die abweichende Meinung unseres Verfassers (S. 312) verträgt 
sich nicht mit dem Inhalt des Art. 16. Nicht aber waren sie, wie die Ein- 
schaltung in diesem Artikel: „welche Veränderungen auch ihre Bestim- 
mung erleiden möge“ dartut, in gleicher Weise vor einer Umgestaltung, 
selbst einer ihr rechtliches Wesen berührenden, gesichert. Auch die Ver- 
tragsgebundenheit auf Grund der alten Kapitulationen bestand bei dem 
Wechsel des Herrscherhauses nicht mehr. Indessen, diese Kapitulationen 
hatten nicht bloß Vertragsrechte zwischen den beiden vertragschließenden 
Teilen begründet, sondern als öffentlichrechtliche Verträge für den Kreis 
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der betroffenen Angelegenheiten unmittelbar geltende Rechtssätze ge- 
schaffen (vgl. meine Schrift S. 39, 59), die, soweit sie nicht durch die 
politische Veränderung unbefolgbar geworden waren, weiter in Geltung 
blieben. Das ist bedeutsam für das Wesen der stiftischen Rechtspersön- 
lichkeit. Heckel (S. 243f.) hat selbst, wie oben berichtet ist, diese sächsi- 
soben Stifter als bis 1815 „im Banne kanonischer Begriffe‘ fortlebend und 
durch die kirchenrechtlichen Theorien, also auch den Kollegialismus, 
unberührt geschildert. Sie waren, wie ihre Schwestern Meißen und Wurzen, 
(meine Schrift S. 14ff., 42ff.), nach der sächsischen Ausdrucksweise 
„geistliche corpora‘‘ unter dem das Herrscherhaus bindenden und auch 
nach 1803 jede Anwandlung von Säkularisation fernbaltenden Auftrag 
in Evangelicis geblieben. Die in dem Katholikenmandat vom 16. Februar 
1807 „zu desto mehrerer Beruhigung Unserer getreuen Unterthanen 
Augsburgischer Confession‘‘ gegebene allgemeine Zusicherung (Text in 
meiner Schrift S. 77) war noch soeben hinzugekommen. Die Stifter traten, 
also mit dieser geistlichen, evangelisch-kirchlichen Rechtspersönlichkeit 
in den preußischen Staat und behielten sie zunächst kraft fortgeltenden 
Rechtes bei. Die Beweislast für spätere Wesensveränderungen liegt so- 
zusagen bei den späteren Handlungen des preußischen Staates. Von 
dieser Rechtsgrundlage hätte unser Verfasser ausgehen müssen. Hier 
klafft, es läßt sich nicht leugnen (vgl. schon oben S. 615), in seinen Aus- 
führungen eine Lücke. 

Daß die Einführung des preußischen ALR. in die Stiftsgebiete 
durch Publikationspatent vom 15. November 1816, selbst von seiner 
nur subsidiären ($ 3 des Patents) Geltung abgesehen, nichts in jener 
Richtung bedeutete, ist nach dem oben Gesagten klar. Aber schon eine 
Kabinettsorder vom 24. März 1817 nahm eine neue Verfassung für die 
Stifter in Aussicht, die ihnen ihre Bestimmung anweisen sollte (H. S. 310). 
Eine weitere vom 9. Januar 1828, das ins Stocken geratene Reformwerk 
wiederaufnehmend, schrieb als Muster das inzwischen erlassene Branden- 
burger Statut vor (S. 315). Doch hinderte der Mißerfolg der Verhandlun- 
gen mit Sachsen über die Leipziger Professoralpräbenden die Ausführung. 
Und unter Friedrich Wilhelm IV. führten seine bekannten, weit aus- 
schauenden, auf eine Reform der evangelischen Kirchenverfassung 
gerichteten Pläne zu einem vollkommenen Richtungswechsel auch in der 
Staatspolitik gegenüber sämtlichen evangelischen Stiftern. Die lebendige 
Darstellung dieser Periode, in deren Mitte die zielweisenden Orders vom 
28. Februar 1845 und 15. Januar 1847 standen, bildet einen besonders 
reizvollen Abschnitt der vorliegenden Schrift (S. 317ff.). Vgl. dazu auch 
die vorher in dieser Zeitschrift Bd. 43, Kan. Abt. XII, S. 444 ff. veröffent- 
lichte Miszelle Heckels: „Ein Kirchenverfassungsentwurf Friedrich 
Wilhelms IV. von 1847. Die Grundidee des Königs war die Zurück- 
führung der Stifter auf ihren kirchlichen Ursprung und ihre Überweisung 
an die Kirche für deren Zwecke. Ihre Durchführung scheiterte an 
mancherlei Widerständen, zumal der Bürokratie, und an der zu weiten 
Spannung des Rahmens, in den sie sich gestellt hatte. Das Ergebnis war, 
daß „unter der zwanzigjährigen Regierung des Königs die Verfassung der 
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Stifter keine Änderung erfuhr“ (S. 338). Eine erste, aber nur vorläufige 
Änderung brachte unter völligem Wiederumschlagen des Kurses erst 
eine Kabinettsorder König Wilhelms I. vom 16. November 1864, welche 
die Ernennung neuer Kapitulare in den sächsischen Stiftern auf die 
bisher vom Kapitel zu besetzenden Stellen für die Krone in Anspruch 
nahm und für weltliche Domherren die Qualifikationsbestimmungen des 
Brandenburger Statuts auf Merseburg und Naumburg erstreckte (S. 341). 
Der Friedensvertrag mit Sachsen vom 21. Oktober 1866 (Art. 20) beendete 
nur die oben gedachte völkerrechtliche und staatsrechtliche Gebundenheit 
in Ansehung der Stifter und beseitigte die Professoralpräbenden . Nun 
aber lenkte wiederholtes Drängen des Abgeordnetenhauses auf eine 
Reform der Stifter die Angelegenheit in gesetzgeberische Bahnen (S. 344 ff.) 
Zwar scheiterte das Gesetzeswerk selbst nach langen Verhandlungen im 
Jahre 1879 an dem Zwiespalt zwischen den beiden Kammern, wie lange 
vorher im Königreich Sachsen ähnliche Versuche in bezug auf Meißen und 
Wurzen aus demselben Grunde gescheitert waren (darüber meine Schrift 
S. 22ff.). Es gab deshalb der König für die sächsischen Stifter selbständig 
durch Kabinettsorder vom 18. Juni 1879 (S. 363£.) eine wiederum nur vor- 
läufige und sich auf die finanziellen Verhältnisse beschränkende Regelung. 
Aber diese Regelung entnahm aus den Verhandlungen mit dem Landtag 
eine doppelte Direktive: einmal das gänzliche Absehen von einer Eiv- 
verleibung der Stifter ins Staatseigentum, und zweitens vor allem als 
„Hauptakzent der Reform‘ (H. S. 352) die Verwendung der Stiftsein- 
künfte für Kirchen- und Schulzwecke. Die Grundidee Friedrich 
Wilhelms IV. zeitigte, obschon in sehr viel bescheidenerem Rahmen, 
Nachfrüchte. Der — nunmehr fixierte — Präbendenbezug trat dahinter 
stark zurück. Die Kapitel zu Naumburg und Merseburg waren seitdem 
bis heute nie mehr als mit je 3 nach den Brandenburger Aufnahme- 
bedingungen verliehenen Stellen, das zu Zeitz nie mehr als mit 2 an höhere 
evangelische Geistliche und weltliche Konsistorialbeamte, auch bürger- 
lichen Standes, verliehenen Stellen besetzt. 

Kann man nach alledem eine Änderung des rechtlichen Charakters 
der sächsischen Stifter als „geistlicher corpora‘“‘, mit dem sie 1815 an 
Preußen gekommen waren, annehmen ? Ich glaube: Nein. Dem steht 
schon entgegen, daß die Änderung ihrer Verfassung, die seitdem statt- 
gefunden hat, überhaupt nur eine vorläufige ist. Weiter, daß sie inhaltlich 
nicht etwa kirchliche Elemente ausgeschaltet, sondern solche durch die 
Ausgestaltung der Verwendungszwecke des Stiftsvermögens und seiner 
Einkünfte befestigt und vermehrt hat. Man vergleiche nur den Katalog 
dieser Zwecke in der Kabinettsorder von 1879 unter Ziffer IV vonal can 
(H. 8. 354) mit Art. XVI der Brandenburger Statuten (H. S. 429£.). 
Dazu kommt, daß der von dem übrigen abgezweigte, 1879 geschlossene 
Interkalarfonds, der unter rechnerische Verwaltung des Kapitels, aber zur 
Disposition des Königs gestellt ist, als Reservefonds für außerordentliche 
Bedürfnisse namentlich zur Bezahlung größerer Domreparaturen, also 
auch wieder einem kirchlichen Zwecke dient. Von einer Umgestaltung 
zu einem Gratifikationsinstitut der Krone kann, das Ganze angesehen, 
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bei den sächsischen Stiftern, im Gegensatz zu Brandenburg, keine Rede 
sein, selbst abgesehen davon, daß in Zeitz die Präbenden nach ständigem 
Herkommen ausschließlich Dienern der Kirche zugute kommen (H. S. 355). 
Unvereinbar mit dem Wesen als eines geistlichen corpus ist nicht die Ein- 
führung des alleinigen Kollaturrechtes der Krone; ähnliches kam schon 
vor der Reformation bei katholischen Domkapiteln vor (vgl. oben S. 616). 
Es bleibt auf der Gegenseite die Ordnung der Ressortverhältnisse: Ober- 
präsident von Sachsen und darüber Minister des Innern. Aber einmal ist 
der Minister der geistlichen Angelegenheiten mitbeteiligt, soweit es sich 
um die Verwendung von Einkünften für kirchliche und Schulzwecke 
handelt, und das will bei der Ausdehnung dieser Verwendungszwecke 
schon etwas bedeuten. Zweitens dürfte es keinesfalls, zumal angesichts 
der Vorläufigkeit dieser Ordnung, für den Beweis der Wesensänderung der 
Stifter ausreichen, für den wir naclı dem oben Gesagten dem nach 1815 
liegenden staatlichen Verhalten ihnen gegenüber die ‚Beweislast‘ zu- 
schieben mußten. 

Ich komme demnach für die Stifter Naumburg, Merseburg, Zeitz 
zu einem anderen Ergebnis, als der Verfasser, der’sie letzten Endes mit 
Brandenburg in eine Linie stellt (besonders S. 316f., 363). Ich enthalte 
mich aber, die Schlußfolgerungen daraus für die Zeit nach 1918 zu er- 
örtern, wie ja auch H. die seinigen nicht ex professo behandelt, sondern 
bloß in dem kurzen ‚„Ausblick‘‘ streift, mit dem sein Buch schließt. 

Nur das will ich nicht unerwähnt lassen, daß die Lektüre dieses 
Buches — und auch dafür bin ich ihm dankbar — mich vom Standpunkte 
der Rechtsvergleichung aus lediglich in meiner Auffassung der Rechtslage 
der Stifter Meißen und Wurzen hat bekräftigen können. Bei diesen zeigt 
die Entwicklung eine viel ungebrochenere und klarere Linie. Ich habe 
schon oben auf die bis in die Gegenwart reichende Fortgeltung des Ver- 
tragsverhältnisses zwischen Stiftsherrn und Kapitel auf Grund der Capitu- 
latio perpetua von 1663 hingewiesen. Ich weise darauf hin, wie diese 
ihrerseits, konfessionell-evangelisch orientiert (siehe ihre Einleitung), „die 
forma des geistlichen corporis in beständigem guten Wesen zu erhalten‘‘, 
von der Seite des Kurfürsten bestimmt war. Ich erwähne das Abstellen 
der Stiftsreform im Landtagsabschied vom 3. Dezember 1837 „auf eine 
stiftungsmäßige Art“, das Voranstellen der Verdienste um die evangelisch- 
lutherische Kirche bei der Verleihung der Kapitelsstellen mit ihren 
fixierten Präbenden, auf Terna-Vorschlag des Kapitels, in den beiden 
Reformverträgen von 1859/60 (Meißen) und 1864 (Wurzen), die Ab- 
schaffung des Adelserfordernisses, das Festhalten des Religionseides der 
Kapitularen (in Meißen), die Verpflichtung der Kapitel zur Erhaltung 
ihrer Dom(Stifts-)kirche und zur Verwaltung der Fabrica. Ich betone 
endlich, wie schon oben, das Überweisen aller stiftischen Angelegenheiten 
an die in Evangelicis beauftragten Staatsminister als die oberste, dem 
Landeskonsistorium übergeordnete Kirchenregimentsbehörde durch die 
LhVO. von 1837 und damit die Einreihung der stiftsherrlichen Rechte 
des Landesherrn in die „landesherrliche Kirchengewalt (jus episcopale)‘‘, 
zu deren Ausübung jene gerade nach $ 57 II der Staatsverfassung vom 
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4. September 1831 berufen waren. (Alles Nähere in meiner Schrift, be- 
sonders S. 42, 47 ff., 53, auch 34 ff.) Es hat daher der Rechtslage durchaus 
entsprochen, wenn eine Entscheidung des sächsischen Ministeriums des 
Kultus und öffentlichen Unterrichts vom 29. Januar 1923 den Kapiteln 
eröffnete: 


„Das Ministerium will bis auf weiteres den evangelischen Stiftern 
Meißen und Wurzen die Neuordnung ihrer inneren Organisation 
überlassen, da es sich bei ihnen um juristische Personen des öffent- 
lichen Rechts handelt, die so eng mit der kirchlichen Ordnung der 
evangelisch-lutherischen Kirche als ihres Muttergemeinwesens 
verbunden sind, daß man sie als kirchliche Anstalten oder Körper- 
schaften ansprechen kann.‘‘ (Akten der 12. ordentlichen evangelisch- 
lutherischen Landessynode zu Dresden, Vorlagen Nr. 13 S. 5.) 


Und eine weitere Folge davon ist ein Abkommen zwischen dem zur 
einstweiligen Führung des Kirchenregiments der evangelisch-lutherischen 
Landeskirche eingesetzten Kollegium und dem Domkapitel des Hoch- 
stifts Meißen vom 30. April 1924 (ebenda S. 2ff.; auch Sächsisches Gesetz- 
blatt 1924 S. 564f.. Danach wird das Hochstift als ein „Stift der 
sächsischen evangelisch-lutherischen Landeskirche‘ anerkannt. Diese 
übernimmt den Schutz über Stift und Kapitel und die Verteidigung seiner 
Rechte gegenüber dem Reiche, dem Staate und anderen Religionsgesell- 
schaften. Sie stellt, „soweit angängig‘‘, Vertretung des Stifts in der 
Landessynode in Aussicht. „Die Wahl eines Stiftsherrn steht dem Dom- 
kapitel frei.‘ „Bis auf weiteres wird die Stiftsherrschaft dem jeweiligen 
Landesbischof der evangelisch-lutherischen Landeskirche übertragen.“ 
Den jetzigen Landesbischof D. Ihmels hatte das Kapitel bereits vorher 
von sich aus zum Stiftsherrn gewählt. Die Festsetzung der Rechte und 
Pflichten des Stiftsherrn bedarf der Zustimmung des Kirchenregiments. 
Bei Besetzung der Kapitelsstellen hat das Kapitel das Recht auf Terna- 
Vorschlag. Der Stiftsherr ernennt, ist aber an jenen Vorschlag gebunden. 
Alle 20 Jahre hat er ein Recht der ersten Bitte. Die Kapitelämter besetzt 
aus seiner Mitte das Kapitel allein. Es hat die autonome Satzungsgewalt, _ 
unter Konsensrecht des Stiftsherrn. Die Satzung setzt die Höhe der 
Präbenden fest. Das Verhältnis zwischen ihrem Gesamtbetrage und der 
Gesamteinnahme des Hochstifts kann nur mit Zustimmung des Kirchen- 
regiments geändert werden Das Stiftsvermögen einschließlich der 
Baumeistereikasse und. des Präbendenfonds darf nur für die stiftungs- 
mäßigen Zwecke verwendet werden. Die Rechnungen über die Ver- 
waltung der Stiftakassen sind dem Kirchenregiment auf Verlangen zur 
Einsicht vorzulegen. So in Sachsen. 

Man darf auf den Gang der Dinge in Preußen gespannt sein. DaB 
unser Verfasser dafür durch die vorliegende Untersuchung erst die Wege 
‚geebnet hat, müssen wir ihm rückhaltlos zuerkennen. Er ist eines be- 
sonders schwierig und nur mit reifer Methode und großer Spürkraft zu 
sammelnden, zugleich inhaltlich tiberaus verwickelten Stoffes als Histo- 
riker und Jurist Herr geworden. Er hat uns seine Forschungsergebnisse 
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klar und in anziehender Form vorgelegt. Die Wissenschaft, nicht bloß die 
des Kirchen- und Staatsrechtes, sondern auch politische und Geistes- 
geschichte, schuldet ihm dafür Dank. 


Leipzig. Alfred Schultze. 


Eduard Simons, Urkundenbuch zur Rheinischen Kirchen- 
geschichte. 1. Band: Synodalbuch. J. Meincke, Neuwied, 
1909. 838 8. 8%. 2. Band 2. Teil: Generalsynodalbuch, 
Verlag der Rheinischen Provinzialsynode, Aachen, 1923. 
369 9. 8°. 


Die neuen Verfassungen der evangelischen Landeskirchen Deutsch- 


lands haben, da das landesherrliche Kirchenregiment fortgefallen ist, 


die Synoden zum herrschenden Mittelpunkt gemacht. Die Verfassungs- 
urkunde für die größte dieser Landeskirchen, die Evangelische Kirche der 
altpreußischen Union, geht in ihren Einzelheiten noch viel mehr auf das 
Vorbild der rheinisch-westfälischen Kirchenordnung zurück, als es die 
Kirchengemeinde- und Synodalordnung für die östlichen Provinzen 
Preußens von 1873 getan hatte. Um so größere Bedeutung gewinnen die 
Quellen, aus denen das Kirchenrecht der westlichen Gebiete geflossen 
ist, nicht nur für den Historiker, sondern wohl noch mehr für den, der die 
neue Verfassungsurkunde anzuwenden hat. Die unmittelbaren Quellen 
der rheinisch-westfälischen Presbyterial- und Synodalverfassung waren 
längst weiten Kreisen zugänglich gemacht. Es sind vor allem die Kirchen- 
erdnungen der jülich-clevischen Lande aus dem 17. Jahrhundert. Zu 
den mittelbaren Quellen gehören die Protokolle der älteren Synoden 
jenes Gebietes. Einige von ihnen waren in dem Werke von Heinrich 
Friedrich Jacobson, Geschichte der Quellen des evangelischen Kirchen- 
rechts der Provinzen Rheinland und Westfalen, nämlich in der dazu ge- 
hörigen Urkundensammlung (Königsberg 1844) enthalten. Eine voll- 
ständige Sammlung fehlte bis jetzt, war aber allen Forschern der Kirchen- 
und Kirchenrechtsgeschichte jener Provinzen ein Bedürfnis, und seit 
Jahrzehnten war in Synodalkreisen dazu angeregt. Das obige Werk von 
Eduard Simons, im Auftrage und mit Unterstützung der rheinischen 
Provinzialsynode herausgegeben, füllt diese Lücke in einer Weise aus, 
die uns dem Herausgeber zu großem Dank verpflichtet. Er war Vertreter 
der praktischen Theologie an den Universitäten Berlin, Marburg und 
Bonn.!) Sein vorliegendes Werk ist eine Aktenpublikation ähnlich 
den Arbeiten, die wir für andere Zweige der Wissenschaft, besonders auf 
dem Gebiete der politischen Geschichte, längst haben, ist nach streng 
wissenschaftlicher Methode angelegt und hält sich ganz auf der Höhe 
jener verwandten Werke. Es betrifft nur die Synoden der Reformierten, 
da die der Lutheraner lange nicht dieselbe geschichtliche Bedeutung haben, 


1) Vgl. über ihn diese Zeitschrift, Kan. Abt. XII, 1922, 8. 554f. 
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Der erste Band ist von Simons selbst besorgt, wobei ihm einige 
andere Forscher, namentlich der verdienstvolle, seit langem für rheinische 
Überlieferung erfolgreich kämpfende Pfarrer und Superintendent D. Wal- 
ther Wolff in Aachen, gegenwärtig Präses der rheinischen Provinzial- 
aynode, zur Seite standen. Diese Helfer haben die Akten, sie nach Örtlich- 
keit und Zeit unter sich verteilend, bearbeitet, während Simons das Ganze 
leitete und das Einzelne durchsah. Der so entstandene Band mit dem Unter- 
titel „Synodalbuch‘‘ enthält die Akten der Synoden und Quartierkonsisto- 
rien von Jülich, Cleve und Berg aus den Jahren 1570 —1610. In längerer 
Einleitung erzählt der Herausgeber auf Grund der neuesten Forschungen 
die Hauptereignisse der oft dargestellten Reformation am Niederrhein bis 
zum Anfang des Synodalwesens. Daran reiht sich ein kurzer Bericht über 
Entstehung und Bedeutung der alten niederrheinischen Kirchenverfas- 
sung. Der Herausgeber hatte sich mit diesem Gegenstande längst dauernd 
beschäftigt und seine Forschungen in dem 1897 erschienenen Buche 
„Niederrheinisches Synodal- und Gemeindeleben unter dem Kreuz“ 
(Freiburg und Leipzig) niedergelegt. Auf die geschichtliche Einleitung 
folgt der Abdruck der Synodalakten selbst. In der Behandlung des 
Textes hat man die Grundsätze befolgt, die der Frankfurter Historikertag 
1895 gutgeheißen hat. Die Akten beginnen mit der Synode zu Hückel- 
hoven im Kreise Erkelenz am 9. Juli 1570. Diese ist nach den zu Anfang 
unseres Jahrhunderts neuentdeckten Handschriften die erste eigentliche 
Synode auf niederrheinischem Boden gewesen, woraus geschlossen wird, 
daß schon 1570 am Niederrhein eine synodale Zusammenfassung bestand, 
die ihren Mittelpunkt im Jülich’schen hatte. Die Protokolle der ersten 
Synode sind kurz, sie und die späteren sind in der hochdeutschen Sprache 
damaliger Zeit verfaßt, einige clevische in der niederdeutschen Sprache. 
Die Handschriften sind vom Herausgeber an vielen Orten zerstreut auf- 
gefunden, außer in den Sammelarobiven fanden sie sich in manchen 
Einzelgemeinden des Niederrheins, so in Wesel, Aachen, Düsseldorf. 
Der Gang der Verhandlungen, die ein oder zwei Tage dauern, ist bei einer 
solchen Synode (Wesel 1572) der nachstehende, der sich ähnlich bei 
anderen wiederholt: Nach dem Gebet werden die „Credenzbriefe “‘ge- 
prüft, der „Präsident‘‘, der Asseesor und Skriba werden gewählt. Auf die 
Frage des Präsidenten, ob die Confessio Belgica von 1562 und die Emdener 
Artikel von 1571 gutgeheißen werden, wird mit Ja geantwortet; ebenso, 
ob bei den Zusammenkünften eine Predigt gehalten und sie von den 
andern Predigern beurteilt werden soll. Die (reformierte) wallonische 
Gemeinde zu Duisburg soll ein „Consistorium‘‘ (= Presbyterium) ein- 
richten. In den Kirchen (= Gemeinden) von Wesel, Goch und Gennep 
soll die Kirchenzucht und die Armenpflege „unterhalten‘‘ werden. Den 
aichterschienenen Predigern soll das Protokoll zugesandt werden, damit 
sie nachträglich „konsentieren‘‘. Mit Gebet und Danksagung wird ge- 
schlossen. Unterschrieben werden die Protokolle von allen Teilnehmern. 
Die Namen der Prediger sind vielfach latinisiert, z. B. Grevenstenius für 
Greifenstein, Heidefeldius für Heidefeld, Tonsor für Scheerer. Die Nicht- 
geistlichen setzen ihrem Namen die Eigenschaft als Ältester hinzu, aber 
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in sehr verschiedenen Ausdrücken: alderlynck, elder, alder, diacon oder 
diecen. Die letzten Synoden dieses Bandes sind vom Jahre: 1609. 

Der zweite Band ist nach Simons Tode (t 1922) herausgegeben 
und war zuerst für die Akten der Generalsynoden von Jülich, Cleve, 
Berg und Mark aus dem Zeitraum 1620—1793 gedacht, aber bis jetzt 
ist nur der zweite Teil dieses Bandes erschienen, beginnend mit dem Jahre 
1763. Von diesem Jahre an bis 1772 hat der Pfarrer D. Zillesen in 
‚Aachen und von 1775-1793 der Pfarrer Lic. Hollweg in Gildehaus 
(Hannover) die Synoden bearbeitet. Da sie fertig waren, ehe die einem 
anderen Forscher übertragenen Generalsynoden von 1610—1755 ver- 
öffentlicht werden konnten, zögerte man nicht, die Arbeiten erscheinen 
zu lassen, ein zwar ungewöhnliches, aber sachlich gerechtfertigtes Ver- 
fahren, besonders auch deshalb, weil der letzte Zeitraum nach 1763 eine 
gewisse Selbständigkeit dadurch hat, daß während des siebenjährigen, 
Krieges die Generalsynoden ausgefallen waren und somit 1763 ein neuer 
Lauf und unter neuen Verhältnissen begann. Zum geschichtlichen Ver- 
ständnis dieses zweiten Bandes sei daran erinnert, daß 1609 der letzte 
Herzog der vereinigten jülich-clevischen Lande starb und die beiden 
Thronerben, der Kurfürst Johann Sigismund von Brandenburg und der 
Pfalzgraf Wolfgang Wilhelm von Pfalz-Neuburg, das Gebiet zunächst 
gemeinsam verwalteten, wobei sie sofort den bestehenden Konfessionen 
Duldung zusicherten. Als 1614 die Lande zwischen beiden geteilt wurden, 
blieb den Reformierten die kirchliche Einheit erhalten. Sie konnten jetzt. 
ungehindert ihre Synoden halten. Auf einem außerordentlichen Konvent: 
in Düren 1610 wurde der Plan einer regelmäßigen, allgemeinen Synode 
‚der reformierten Gemeinden von Jülich, Cleve, Berg und den dazwischen- 
liegenden Herrschaften aufgestellt und hiernach noch in demselben Jahre 
die erste Generalsynode in Duisburg gehalten. Wann die Akten. 
dieser Synode und der bis 1755 folgenden Generalsynoden, also der erste 
Teil des zweiten Bandes unseres Werkes, veröffentlicht werden kann, 
ist noch unsicher. Die Originalprotokolle aller Generalsynoden sind im 
Rheinischen Kirchenarchiv zu Coblenz aufbewahrt. Versammlungsort 
war meistens die Salvatorkirche in Duisburg, dem Hauptort des clevischen 
Landes. 

Die im vorliegenden zweiten Bande wiedergegebenen Protokolle 
bringen nur die Verhandlungen der Generalsynoden, nicht mehr, wie im 
‚ersten Bande, die der Provinzial- und Quartiersynoden, die natürlich 
regelmäßig weitertagten. Jene Protokolle sind wie früher in hochdeut- 
scher Sprache verfaßt. Die Synoden dauerten, wie wir daraus entnehmen, 
4—8 Tage, wurden beschickt von den 4 Provinzialsynoden von Jülich, 
Cleve, Berg und der schon 1611 aufgenommenen Herrschaft Mark, und 
zwar mit je 6 Deputierten. Von dem unpresbyterialen Gedanken der 
Urwahlen ist nicht die Rede. Der Gang der Verhandlungen ist ähnlich 
wie der im ersten Bande mitgeteilten älteren Synoden. Besonders streng 
finden wir das Gebot der Amtsverschwiegenheit gehandhabt, für unsere 
Zeit insofern von Bedeutung, als die preußische Kirchenverfassung von 
1922 diese Pflicht ebenfalls für die Mitglieder aller Synoden eingeführt. 
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hat, ohne indes eine Strafe festzusetzen. Auf der reformierten General- 
synode von 1763 ist die „fides debiti silentii von allen anwesenden H. H. 
Brüdern, so Predigern als Ältesten mit Hand und Mund angelobet worden.“ 
Dabei wurde der Beschluß der Generalsynode von 1746 verlesen, der be- 
stimmte, daß die Übertreter „ad dies vitae vor indeputabel und inelegibel 
ad synodum generalem . . . erkläret würden‘. 

Zum letzten Male tagte die Generalsynode 1793. Weiteres Zusam- 
mentreten unterblieb infolge der Besetzung des linken Rheinufers durch 
die Franzosen. Es ist das geschichtliche Verdienst der Synode, daß sie, 
die höchste Behörde der reformierten Kirche in den jülich-olevischen 
Lenden, die bald von außen bald von innen gefährdete kirchliche Einheit 
bis dahin aufrecht erhalten und das Bewußtsein dieser Einheit ins 19. Jahr- 
hundert vererbt hat. 

So konnte sich die Vereinigung von Rheinland und Westfalen durch 
die Kirchenordnung von 1835 aufs neue vollziehen, deren preebyteriale 
und synodale Grundsätze später den Siegeszug durch Deutschlands 
Lendeskirchen angetreten haben und heute in den neuen Kirchenver- 
fassungen verstärkt weiter leben. 

Beide Bände des obigen Werkes sind auch eine Fundgrube für kirch- 
liche Lokalgeschichte und für Familienforschung. Sie zeigen, wieviele 
angesehene Familien von heute, besonders am Niederrhein und in der 
Grafschaft Mark, aus Pfarrhäusern hervorgegangen sind. 


Berlin. G. Lüttgert. 


Kirchliche Baulast und Patronat. Schriften darüber von 
Georg Arndt, Oberpfarrer em., nämlich: 


1. Die kirchliche Baulast im Bereich des ehemaligen 
Bistums-Fürstentums Halberstadt, Zeitschrift des Harz- 
vereins XLVII 1914 8. 197—217, 237—267, 8°, 

2. Die kirchliche Baulast in dem Bereich des früheren 
Herzogtums Magdeburg, Geschichts-Blätter für Stadt 
und Land Magdeburg H. 1, 1914 70 8., 8°, 

3. Die kirchliche Baulast in dem Bereich der früheren Qraf- 
schaft Hohenstein, Zeitschrift des Harzvereins XLVIII 
1915 8. 28—56, 8°. 

4. Die kirchliche Baulast im Stifte Quedlinburg, in der 
Reichsfreiherrschaft Schauen und in der freien Reichs- 
stadt Nordhausen, Zeitschrift des Harzvereins XLVIII 
1915 8. 81—132, 8°. 

5. Die kirchliche Baulast in dem Bereich des früheren 
Fürstentums Eichsfeld, Unser Eichsfeld X 1915 H. 1, 2, 
8. 3—60, gr. 8°. 
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10. 


11. 


12. 


13. 


14. 
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. Die kirchliche Baulast in dem ehemaligen Erfurtischen 


Gebiete I, II, Mitteilungen des Vereins für die Ge- 
schichte und Altertumskunde von Erfurt XXXVH 
1916 84 8, XXXIX 1919 86 8. 8°. 


. Die kirchliche Baulast im Gebiet der ehemaligen freien 


Reichsstadt Mühlhausen in Thüringen, der Ganerb- 
schaft Treffurt und der Vogtei Dorla, Mühlhäuser 
Geschichtsblätter XVIIE 1918 8. 12—39, gr. 8°. 


. Die kirchliche Baulast in der Mark Brandenburg, Jahr- 


buch für Brandenburgische Kirchengeschichte XII 1915 
8. 119—181, XIV 1916 8.166, XV 1917 8.1— 22, 8°, 


. Die kirchliche Baulast in der Niederlausitz, Jahrbuch 


für Brandenburgische Kirchengeschichte XVI 1918 
8. 37—67, 8°. 

Die kirchliche Baulast in der Mark Brandenburg in 
den rechtlichen Entscheidungen, Forschungen zur 
Brandenburgischen und Preußischen Geschichte XXIX 
1915-8. 173—246, 8°. 

Die kirchliche Baulast in der Mark Brandenburg in 
den Entwürfen des märkischen (kur-, alt- und neu- 
märkischen) Provinzialrechts und in den Verhandlungen 
über diese, Forschungen zur Brandenburgischen und 
Preußischen Geschichte XXX 1916 8. 165—247, 8°, 
Das Patronat und die kirchliche Baulast in Pommern, 
Prenzlau, A. Mieck Verlagshandlung G.m.b. H., 1922 
408. 8°, 

Das Kirchenpatronat in Preußen und die Versuche 
seiner Aufhebung oder Ablösung, Prenzlau, A. Mieck 
Verlagshandlung G.m.b. H., 1921 1008. 8°, 

Zur Geschichte des Kirchenpatronats in der Provinz 


Sachsen, Prenzlau, A.Mieck Verlagshandluug G.m b.H., 
1923 329. 8°. 


Baulast und Patronat hangen vielfach enge miteinander zusammen. 
Sie haben auch das gemein, daß sie einerseits noch heute praktisch 
sehr bedeutsam sind und deshalb die Gerichte und die Verwaltungs- 
bebörden immer wieder stark beschäftigen, anderseits aber nicht minder 
das besondere Interesse des Historikers in Anspruch nehmen, ohne dessen 
Mithilfe meist auch die Praxis mit diesen Fragen nicht fertig wird. In 
Band XXXVI 1915 Kan. Abt. V S.489fl. und XXXIX 1918 Kan. 
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Abt. VIII S.285f. habe ich zwei Schriften des jetzigen Dompropstes 
von Paderborn Johannes Linneborn besprochen, die die kirchliche 
Baulast im früheren Herzogtum Westfalen und im ehemaligen Fürst- 
bistum Paderborn behandeln. Heute möchte ich durch Zusammen- 
stellung und kurzen Hinweis die Aufmerksamkeit unserer Leser auf 
eine Reihe von Arbeiten hinlenken, die Baulast und Patronat in mehreren 
jetzt in der Provinz Sachsen vereinigten Gebieten, in der Mark Branden- 
burg und in Pommern zum Gegenstande haben und, weil sie in Zeit- 
schriften zerstreut oder als Broschüren erschienen sind, leicht übersehen 
werden können. Ihr Verfasser ist der frühere Oberpfarrer in Halber- 
stadt, Georg Arndt, der die Muße des Ruhestandes für diese Studien 
verwendet und sie erst von Wernigerode, in den letzten Jahren aber von 
Berlin-Friedenau aus veröffentlicht hat. Also nicht ein Historiker oder 
gar Rechtshistoriker vom Fach, sondern ein Freund der kirchlichen 
Vergangenheit seiner Heimat und seines Wirkungskreises sowie ihrer 
Nachbarschaft. Ich hebe dies namentlich deshalb hervor, weil ich eine 
derartige Beschäftigung eines Nichtzunftgenossen mit Kirchlicher Rechte- 
geschichte für besonders dankenswert und nachahmenswert halte, wie 
ich auch darüber erfreut bin, daß so zahlreiche historische Zeitschriften 
ihre Spalten kirchenrechtsgeschichtlichen Beiträgen geöffnet haben. Was 
haben andere historische Spezialwissenschaften, etwa die Wirtschafts- 
oder die Literatur- oder gar die Kunstgeschichte für einen Gewinn davon, 
daß sie nicht nur in Fachorganen gepflegt, sondern darüber hinaus auch 
durch das tätige Interesse weiterer Kreise getragen und gefördert en! 
Wir können nur wünschen, daß auch die Kirchliche Rechtsgesdhichte 
immer mehr Liebhaber finde und in orts- und landesgeschichtlichen 
Zeitschriften mit berücksichtigt werde. 

Genaue Ermittelung der einstigen Herrschaftsverhältnisse und 
sorgfältige Zusammentragung oder auch Nachweisung des vorhandenen 
Urkunden- und Aktenmaterials, das ist es vor allem, was der nicht- 
zünftige Freund unserer Fachwissenschaft zum Nutzen beisteuern kann. 
Das gemeine Recht fand eben in den wenigsten Fällen Anwendung. 
Herkommen, Satzung, Verträge, Diözesanrecht, Provinzialrecht waren 
und sind heute noch maßgebend. Deren kann man sich aber natürlich 
immer nur für kleinere Gebiete wirklich bemächtigen. Arndt ist von 
Halberstadt ausgegangen!) und hat dann insbesondere die am Harze lie- 
genden, auf verwandte kirchenrechtliche Entwicklung zurückschauenden 
Teile der Provinz Sachsen behandelt, um später, als nunmehriger Spezia- 
list für diese Fragen, auch nach der Mark Brandenburg und nach Pommern 
überzugreifen. Über die Zuverlässigkeit der Arbeit läßt sich begreiflicher- 


!) Vgl. aush von seinen früheren Schriften: Das Pfarrwahlrecht im 
Fürstentum Halberstadt, Zeitschrift des Vereins für Kirchengeschichte in 
der Provinz Sachsen III 1906 8. 1-30, und Die Pfarrbesetzung im Fürsten- 
tum Halberstadt, ebenda IV 1907 -8. 204— 262, V 1908 8. 19—52, 186 — 222, 
VI 1909 8. 91—124, 181—211, VII 1910 8. 108—125, 216—244, VIII 
8. 119— 126, 225—244, IK 1912 8. 92—114, 207—225, X 1918 8. 482—5l, 
1658—169. . 
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weise nur auf Grund eigener Forschung urteilen. Lediglich die Geschichte 
der Quedlinburger Baulast ist mir von solcher her geläufig, da ich 1908 
in dem Rechtestreit der dortigen Servatiikirchengemeinde gegen den 
preußischen Fiskus als Gutachter tätig zu sein Gelegenheit hatte. Was 
Arndt darüber bringt, habe ich zuverlässig und zutreffend erfunden. 
Verfolgt wird im allgemeinen die Geschichte der Baulast und, soweit 
defür nötig, des Patronats von der Reformation bis zur Gegenwart, 
und zwar nach einem in fast allen Arbeiten eingehaltenen Schema erst 
im allgemeinen; hierauf werden die kleinen Reparaturen besprochen, 
dann wird in besonders dankenswerter Weise die Rechtsprechung darge- 
stellt und endlich noch etwaigen Provinzialkirchenrechts bzw. der Ent- 
würfe dazu gedacht. Etwas weiter holt der Aufsatz über das Eichsfeld 
aus und besonders die Untersuchung über Erfurt. Sie berücksichtigt ein- 
'gehender als die anderen die Patronatsverhältnisse und verbreitet sich 
auch über das Erfurter Evangelische Ministerium (Seniorat), von dem 
ich übrigens bei dieser Gelegenheit anmerken will, daß sein Fortbestand 
auf Grund von Art.163 Abs. 3 der Verfassung der evangelischen 
Kirche der altpreußischen Union vom 29. September 1922 mit in Aus- 
sicht genommen ist; vgl. den „Bericht über die Verhandlungen der außer- 
ordentlichen Kirchenversammlung zur Feststellung der Verfassung für 
die evangelische Landeskirche der älteren Provinzen Preußens‘“‘, 2 Bände, 
Berlin 1923, I S. 1217, 1220, 1466. 

Etwas anderen Charakter haben die Untersuchungen Arndt be- 
züglich der Mark Brandenburg. Sie sind zwar gesondert geführt für 
die Ak- und Kurmark einerseits und für die Neumark anderseits, drehen 
sich aber nicht um Herkommen, Verträge und überhaupt um Quellen 
mehr örtlicher Natur, sondern um Visitations- und Konsistorielordnungen, 
Instruktionen, landesherrliche Verordnungen, Reskripte u. ä., insbeson- 

dere um die viel umstrittene Visitations- und Konsistorislordnung von 
1573. Im Gegensatz zu Johannes Niedner, Die Entwicklung des 
städtischen Patronats in der Mark Brandenburg, Heft 73/4 meiner 
Kirchenrechtlichen Abhandlungen, Stuttgart 1911, tritt Arndt dafür 
ein, daß die kirchliche Baulast doch auch in der Mark den Eingepfarrten 
als solchen, als Kirchengemeinde obgelegen habe und nicht eine Kom- 
munallast gewesen sei. Doch liegen die Dinge in diesem Punkte nicht 
so klar, wie Arndt meint, und dürfte darüber das letzte Wort noch 
nicht gesprochen sein. Wegen des Umfanges des einschlägigen Materials 
werden für die Mark die Rechtsprechung und die Entwürfe zu einem 
Provinzialgesetz in eigenen Abhandlungen behandelt; die Erkenntnisse 
sind, wohl vollzählig, im Regest wiedergegeben, eine Einleitung zieht 
die Ergebnisse daraus. Gewissermaßen einen Anhang bildet der Auf- 
satz über die Niederlausitz, die zur Provinz, aber nicht zur Mark Branden- 
burg gehört. Sie hat stets für ein selbständiges Land gegolten; in ihr 
haben die aus Kursachsen übernommenen Kirchenordnungen als Landes- 
gesetze gegolten, bis sie 1816 aufgehoben und durch das Allgemeine 

Landrecht ersetzt wurden. 
Die beiden Abhandlungen über den Patronat in den Provinzen Pom- 
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mern und Sachsen beschäftigen sich gleichfalls, anders als die Unter- 
suchungen über die Baulast, nicht mit den einzelnen Kirchen und den 
Patronatrechten an ihnen, sondern geben eine zusammenfassende Dar- 
stellung des Patronats, seiner Geschichte, seiner Verbreitung, der mit ihm 
verbundenen Pflichten und Rechte in den betreffenden Landesteilen, Sie 
hangen zusammen mit der Bedrohung des Fortbestandes des Instituts 
durch die neuesten Vorgänge seit der Umwälzung. So auch die um- 
iassendere Schrift über den Kirchenpatronat in Preußen überhaupt, zu 
der man als Ergänzung nach der rechtshistorischen und juristisch- 
legislatorischen Seite hin vergleichen .möge das gedruckte, aber nicht 
im Buchhandel befindliche, vom 18. Januar 1925 datierte und dem 
Verbande der Patrone evangelischer Kirchen Deutschlands E. V. er- 
atattete Gutachten des Unterzeichneten „Kirchliche und staatliche Zu- 
ständigkeit hinsichtlich der Gesetzgebung über den Kirchenpatronat 
in Preußen‘.!) Für solche, aber auch für rein historische Untersuchungen 
wird man Arndts Abhandlungen, die auch die Literatur fleißig zu- 
sammenstellen, als brauchbare Vorarbeiten stets gerne und dankbar 
benützen, weshalb auf sie an dieser Stelle einmal zusammenfassend 


hingewiesen werden mußte. Ulrich Stutz. 


Richard Marsson, Die preußische Union. Eine kirchen- 
rechtliche Untersuchung. Berlin, Georg Siilke, 1923. 
1888. 8°. 


Von der Sehnsucht nach Einheit des evangelischen Glaubens wurde 
die altpreußische Union geboren. Den Ausgleich der protestantischen 
Konfessionen sollte sie bringen, aber statt Frieden zu wirken, weckte 
sie den Kampf; in zahllosen Fehden wurde wider die Union und in ihr 
um das Recht auf Selbständigkeit der Bekenntnisse gerungen. Erst 


!) Ich trage dazu nach, daß wie Art. 2 Abs. 1, 2, 8°, 4, 5 des preußi- 
schen Gesetzes vom 8. April 1924 betrefiend die Kirchenverfassungen der 
evangelischen Landeskirchen zu Art. 187 Abs. 8 der Reichsverfassung, su 
Art. 19 Z.1: „Unberührt bleiben die bisherigen staatlichen Vorschriften 
über 1. die Rechtsverhältnisse der Patrone“, wodurch der Staat, in erster 
Linie wobl wegen seiner eigenen Patronate, einer Veränderung des Pa- 
tronatrechtes und seines Inhalts, insbesondere der Pflichten und Lasten 
durch Anordnung der Kirche in der Zwischenzeit bis zur etwaigen Ablösung 
und Aufhebung vorbeugen möchte, zu Art. 83 der preußischen Verfassung 
vom 30. November 1920 in offenbarem Widerspruche stelıt. Ebenso zu 
Art. 153 der Kirchenverfassung der evangelischen Kirche der altpreußischen 
Union: „Unberührt bleiben bis zu anderer (nämlich kirchen-) gesetzlicher 
Regelung die Bestimmungen über die Rechte und Pflichten der Kirchen- 
patrone.* Dieser Art. stebt auf dem Standpunkte der nunmehr alleinigen 
und ausschließlichen Zuständigkeit der Kirche hinsichtlich des Patronats (die 
für den Erlaß eines Ablösungrgesetzes hinsichtlich der überkommenen 
Patronate und die damit ermöglichte Aufhebung ausgenommen) und stem- 
pelt ganz korrekt die bisher staatlichen Bestimmungen über den Patronat 
zu von nun an kirchlichen. 
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vor den großen nationalen Aufgaben der sechziger Jahre des vorigen 
Jahrhunderts verstummte der Streit. Die Union behielt den Sieg, wenn, 
such nioht ohne Vorluste und leise innere Wandlungen. Heute scheint 
ihr historisches Recht fester zu stehen als je. Ein Wahrzeichen dafür 
statt wider: Die Kirche ihrer Geburt trägt künftig den Namen „Kirche 
der altpreußischen Union“. 

Damit ist der Zeitpunkt für eine leidenschaftslose Würdigung der 
Union gekommen, Freilich die Aufgabe ist nicht leicht. Theologische 
und juristische Probleme scheinen unentwirtbar ineinander verstrickt. 
„Hätte ich vorhergesehen‘‘, klagte schon Stahl in seinem Buche Die 
Iutherische Kirche und die Union, „daß ich so tief in die Theologie hinein- 
müßte, ich hätte mich des Werks nicht unterfangen.‘‘“ Mit vollem Be- 
wußtsein hält sich der Verfasser der vorliegenden Abhandlung von solchen. 
Pfaden fern. Er beabsichtigt nicht, weit in die Theologie einzudringen, 
sondern bleibt im wesentlichen auf dem Boden des Rechts, genauer 
gesagt: des staatlichen Rechts, um von da aus das Rätsel der Union 
zu lösen. ‚Den Unterschied zwischen lutherischem und reformiertem 
Bekenntnis sieht er als (staats-) gesetzlich festgelegt an“; das bildet die 
Grundthese seiner Untersuchung. 

Eine Analyse wichtiger Begriffe des Staats- und Kirchenrechts 
leitet die Arbeit ein. Der Sinn des Ausdrucks Religionspartei nach dem 
preußischen Allgemeinen Landrecht, die verschiedenartige Verwendung 
und Bedeutung der Worte Kirche und evangelisches Bekenntnis wird 
auseinandergesetzt, Wesen und Arten der Annäherung von Lutheranern 
und Reformierten eingehend erörtert; ein Überblick über Wesen und 
Arten der Union beendet den prinzipiellen Teil der Abhandlung. 

Er führt zugleich hinüber zum Thema, zur Betrachtung der Unions- 
geschichte. Die Zeit von 1817 bis 1850 zerlegt der Verfasser in zwei 
Perioden, deren erste durch eine Kabinettsordre Friedrich Wilhelms III. 
vom 27. September 1817, deren zweite durch eine Ordre desselben Königs 
vom 28. Februar 1834 eröffnet wird. Hatte die erstgenannte Ordre zu 
einer Konsensusunion, d i zum völligen Ausgleich der Bekenntnisse 
unter Beseitigung aller Unterscheidungslehren aufgerufen, so war das 
Ziel der zweiten Ordre weit bescheidener; sie erkannte die fortdauernde 
Geltung der beiden evangelischen Sonderbekenntnisse in der Union an, 
nur sollten die Unterscheidungslehren als minder wesentlich behandelt 
werden. Der Dissensus der Konfessionen sollte also nicht von der Union, 
die Union nicht vom Dissensus verschlungen werden; das heißt nach 
des Verfassers Ansicht: Diese ‚„Dissensusunion‘‘ war im Kern doch nur 
eine „verkleidete Lehrunion, eine mißbildete Union voll von Unwahr- 
heit“. Jedenfalls bezeichnete sie die äußerste Grenze der Konzessionen, 
die man einem gewissen Fortleben der Sonderbekenntnisse in der Union, 
machen konnte. Doch selbst sie wurde überschritten. Die Union löste 
sich auf. Kabinettsordres Friedrich Wilhelms IV. vom 6. März 1852 
und vom 12. Juli 1853 sowie die Praxis des Evangelischen Oberkirchen- 
rats bis 1860 ließen von ihr nur eine Verwaltungsvereinigung mit chari- 
tativrer Kommunikantenduldung übrig. Ihren alten Namen behielt sie 


Literatur. 633 


zwar bei, aber hinter dieser Schale stak kein Kern mehr; nur als „‚Schein- 
union‘‘ lebt die Union bis heute fort. Der „ungeschichtlichen und ober- 
Sächlichen‘‘ Idee, der sie das Dasein verdankt, ist so das verdiente Ende 
zuteil geworden. 

Nicht minder kritisch lautet das Urteil des Verfassers vom Stand- 
punkt des staatlichen Rechtes aus. Seine Grundthese liefert ihm zu- 
nächst den Satz, daß die Union wegen ihrer Zurücksetzung der Unter- 
scheidungslehren ein neues Bekenntnis gegenüber dem lutherischen und 
:reformierten darstelle. Durch die Kabinettsordre von 1817 wurde diese 
dritte evangelische Religionspartei Öffentlich in den preußischen Staat 
aufgenommen, ähnlich wie einst Johann Sigismund, wenn auch unter 
Wahrung größerer Toleranz, der reformierten Kirche in Brandenburg- 
Preußen Einlaß gewährt hatte. Der Beitritt zur Union muß hiernach 
als Übertritt zu einer andern Konfession bewertet werden, ist allerdings 
von der Praxis nioht als solcher behandelt worden, und das hat zur Folge, 
daß die meisten protestantischen Kirchengemeinden der östlichen Pro- 
vinzen, entgegen der überlieferten Meinung, nicht als uniert gelten können. 
Von da aus eröffnet sich nun dem Verfasser ein weites Feld für Kritik 
der neuen kirchlichen Verwaltungspraxis und der Rechtsprechung, be- 
sonders in Kirchensteuerfragen. Jener macht er zum Vorwurf, daß sie 
die Fortdauer der verschiedenen Bekenntnisse in der Landeskirche ge- 
flissentlich zurücktreten lasse, dieser weist er zahlreiche Widersprüche 
nach, da sie bald die Selbständigkeit der Konfessionen in der Kirche 
berücksichtige, bald darüber hinwegsehe. Fort mit all solcher Unie- 
rungs- und Unifizierungssucht! Statt dessen größeres Verständnis für 
die gesonderten Ausprägungen des Protestantismus! Ihnen, nicht der 
Verwischung der Bekenntnisunterschiede soll die künftige Gesetzgebung 
der Kirche und des Staates entgegenkommen und durch den Ausbau 
des Prinzips der Konfessionsgemeinde zum Recht verhelfen. 

Die Seele des ganzen Buches liegt in dieser Mahnung: Wahret 
den Bekenntnisstand! Ihr dient der Verfasser mit aller Umsicht einer 
ausgebreiteten Rechtskenntnis, mit sorgfältiger juristischer Interpreta- 
tion, mit großer Entschiedenheit. des Urteils. So problematisch die 
Union zu sein scheint, in dem Spiegel, den ihr der Verfasser vorhält, 
trägt ihr Bild keine unscharfen Züge. Und dennoch! Wer wird vor 
diesem Bild nicht zweifelnd fragen: Ist das die Union ? 

Sie ist es nicht. Denn trotz des Guten, das sie bringt, ist des Ver- 
fassers Arbeit nicht ganz was sie möchte, ist keine „vorherrschend rechts- 
geschichtliche Betrachtung‘. Geschichte, Rechtsgeschichte schreiben 
setzt voraus, daß man ein Bürger zweier Welten ist, der gegenwärtigen 
wie der vergangenen. Dies Bürgerrecht hat der Verfasser nicht; er lebt 
nicht in der Vorzeit, die er schildert. In beiden Teilen seiner Arbeit 
tritt das hervor, in den kirchenrechtlichen wie in den staatekirchen- 
rechtlichen Abschnitten. Und deshalb hinterläßt sein Buch bei aller 
Achtung vor dem religiösen Ernst, der es trägt, und trotz freudiger 
Anerkennung der wissenschaftlichen Verdienste, die es im einzelnen 
bringt, doch als Ganzes keinen überzeugenden Eindruck. 
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Am förderlichsten ist in den kirchenrechtlichen Kapiteln die Aus- 
legung der Kabinettsordres von 1817 und 1834. Daß zur Konsensusunion 
von 1817 sich 1834 eine föderative Union gesellte, ist nach allen Seiten 
bewiesen und die herrschende Ansicht damit durchaus bestätigt. Es be- 
darf hierüber künftig keines weiteren Wortes. Weniger Beifall verdient 
dagegen der angeschlossene allgemein-historische Kommentar. Berechtigt 
ist weder das Verdikt über den ungeschichtlichen Charakter der Konsen- 
susunion — hat sich doch das Zeitalter Schleiermachers freudig zu ihr 
bekannt und sie damit vor dem Gericht nicht nur ihrer Zeit, sondern 
aller Zeiten gerechtfertigt! — noch das Lob der Toleranz Johann Sigis- 
munds, das bei Kenntnis der neuesten Forschung (Ulrich Stutz, Kur- 
fürst Johann Sigismund von Brandenburg und das Reformationsrecht, 
Sitzungsberichte der preußischen Akademie der Wissenschaften, phil- 
hist. Klasse, Berlin 1922, S. 4ff.) gewiß unterblieben wäre. Und sollte 
nicht auch die Anklage gegen die föderative Union einer tieferen, näm- 
lich theologischen Rechtfertigung bedürfen? Die Behauptung ihrer 
inneren Unwahrhaftigkeit und ihre ironische Bezeichnung Dissensus- 
union werden bis dahin nur mit erheblichen Vorbehalten entgegen- 
genommen werden können. 

Nicht in gleichem Maße zu einem vorläufigen non liquet möchte 
die Behandlung der Ära Friedrich Wilhelms IV. Anlaß geben. Was 
der Verfasser über die Kabinettsordres dieses Monarchen zu sagen weiß, 
berührt sich vielfach mit Äußerungen der nächsten Umgebung des Herr- 
schers. Nur mit dem bemerkenswerten Unterschiede, daß die Zeitgenossen 
des Königs in ihrem Urteil doch weit weniger sicher waren als unser 
Autor. Und das mit gutem Grunde! Wie Friedrich Wilhelm IV. über 
die Union dachte, zeigen seine enthusiastischen Worte: „Die (jetzt so 
schmachvoll angegriffene) Union ist eine kirchenhistorische Tatsache 
von unermeßlicher Tragweite für die Zukunft der Kirche des Herrn 
im Allgemeinen, ein unaussprechlicher Segen für ihre evangelische Ab- 
teilung; ein neues Bekenntniß Gottes zur Gewißheit der Verheißungen 
des Evangelii. Denn seit dem Siege der Trinitätslehre d. h. der Selbst- 
bewußten ‚Catholicität‘ ist die Union geradezu die einzige ‚That‘ inner- 
halb der wahren Kirche, welche dem Geboth Christi zur Einheit der 
Kirche auf dem Fundament der gläubigen Liebe huldiget,‘‘ [Äußerung 
des Königs aus dem Herbst 1845. Kgl. Hausarchiv zu Charlottenburg 
König Friedrich Wilhelm IV. Staatsverwaltung, Cultus Rep L.] Wer 
Friedrich Wilhelm IV. kennt, weiß, mit welch leidenschaftlicher Starr- 
heit er solche Überzeugungen zeitlebens festhielt. In diesem Lichte be- 
trachtet verblaßt alles, was man an unionsgegnerischer Tendenz in jenen 
Ordres zu lesen geglaubt hat. Der Sohn des Gründers der Union war 
weit entfernt, das Werk seines Vaters zu zerstören, und mag auch die 
kirchliche Praxis der fünfziger Jahre gelegentlich geschwankt haben, 
rechtlich ruht die Union noch jetzt auf den Ordres von 1817 und 1834 
und eine bloße Verwaltungsvereinigung mit charitativier Kommuni- 
kantenduldung ist sie bis heute nicht. 

So wenig man hiernach. mit dem Verfasser von einer Auflösung 
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der Union wird sprechen können, so wenig gibt ihre Entwicklung vom 
Standpunkt des staatlichen Rechts aus Anlaß zu ernster Beanstandung. 
In Einzelfragen sind freilich der Verwaltung und Rechtsprechung Irr- 
tüimer nicht erspart geblieben; ihre Ursache liegt darin, daß bis auf den 
heutigen Tag nicht mit voller Schärfe erkannt ist, welch einschneidende 
Veränderungen das ältere preußische Staatskirchenrecht durch die Folgen 
der Union erfshren hat. Wie sehr die hierüber herrschenden Ansichten 
einer Revision bedürfen, weist der Verfasser an vielen Beispielen, nament- 
lich der Judikatur des Oberverwaltungsgerichts schlagend nach. Allein 
auch seine Kritik ist im wesentlichen ertragreich doch nur nach ihru 
negativen Seite. Die positive Lösung des Problems bleibt auch ihm ver- 
sagt. Den Weg dazu versperrt ihm von vornherein seine irrige Grundthese. 

Die Unterscheidungslehren einer christlichen Konfession st aats- 
gesetzlich als wesentliche Stücke des Bekenntnisses festzulegen, ent- 
spricht einer Staatsauffassung, die im Festhalten an der reinen Lehre 
das Heil nicht nur der einzelnen Seele, sondern auch des Gemeinwesena 
erblickt. Als tutor et nutritor verae religionis ist der evangelische Fürst 
des Reformationsjahrbunderts berufen gewesen, durch Gesetz zu dekla- 
rieren, was als wesentlich zum Bekenntnis des Landes gehöre. Aber 
sollte nun auch das preußische Allgemeine Landrecht, der Kodex des 
Rationalismus, von demselben Geiste beseelt sein?! ‚Die beiden pro- 
testantischen Religionen‘ antwortet von Grolmann in den Bemerkungen 
zum Extractus monitorum des Gesetzbuchs, „sind in keinem Stücke 
wesentlich, sondern nur in unnützen theologischen Disputen und Sub- 
tilitäten unterschieden‘‘ [Preuß. Justizmin. Mat. z. A. L R. Bd 76 
fol 440 v] und können deshalb trotz feierlicher Verkündung der Ge- 
wissensfreiheit vom Staat zu gegenseitiger Kommunikantenduldung ge- 
zwungen werden (A. L. R. II 11 $ 30). Es ergibt sich hieraus von selbst, 
ob das Allgemeine Landrecht erlaubt, die Verschmelzung der beiden 
evangelischen Bekenntnisse als Gründung einer neuen Religionspartei, 
die Kabinettsordre von 1817 als deren öffentliche Aufnahme in den Staat 
und den Beitritt zur Union ala Übertritt zu einer andern Konfession zu 
behandeln. Mit Recht hat die am Allgemeinen Landrecht erzogene 
Praxis in der Union kein Problem gesehen, das besondere staatarechtliche 
Schwierigkeiten bereitet hätte. 

Ich verfolge die Auseinandersetzung mit dem Verfasser nicht weiter. 
Von seinem Standpunkt aus konnte die Verschiebung der Grundlagen 
des preußischen Staatskirchenrechts durch die weitere Entwicklung der 
Union, d. i. die staatsrechtliche Rezeption des modernen Kirchenbegriffs 
infolge des Austritts der Altlutheraner oder — was dasselbe ist — der Fort- 
schritt von der Religionspartei des ALR zur Religionsgesellschaft 
des geltenden Rechts mit allen Folgen, die sich daran knüpfen, nicht 
wahrgenommen werden. Daß hier der Forschung eine rechtsgeschicht- 
lich und rechtspolitisch wichtige Aufgabe harrt, wird gerade durch die 
vorliegende Abhandlung besonders deutlich. Sie ist nicht das Schluß- 
wort in der Aussprache über die Union, aber die Diskussion wird von 
ihr in der anregendsten Weise neu eröffnet. Darin liegt trotz ihrer 
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anfechtbaren Ergebnisse ein bleibender wissenschaftlicher Wert. Von 
ihr gilt das ehrende Wort Heinrich Brunners: „Selbst der Irrtum des 
energischen und gewissenhaften Denkers fördert die Wissenschaft, weil 
er Probleme stellt.‘ 

Berlin. Johannes Heckel 


Johannes Pfeiffer [Lie. theol. et Dr. phil.], Die Entwick- 
lung der sächsischen Kirchenverfassung von 1830—1914. 
Leipzig, Verlag von Eduard Pfeiffer, 1923. 1208. 8°. 


Derselbe, Kirchliche Reformpläne im sächsischen Landtag 
vor der Revolution von 1548. Ebd. 1923. 328. 8°. 


Die völlige Umgestaltung der evangelischen Kirchenverfassungen, 
die in fast allen deutschen Ländern infolge Wegfalls des landesherrlichen 
Kirchenregiments stattfinden mußte, hat erfreulicherweise auch den 
Sinn für die Vergangenheit der Landeskirchen neu belebt und so haben 
uns die letzten Jahre mehrere wertvolle kirchenverfassungsgeschichtliche 
Arbeiten gebracht: Sie sind den Lesern dieser Zeitschrift nicht unbekannt 
geblieben. Vor allem erregt zur Zeit, wo sich die Landeskirchen genötigt 
sahen, sich völlig auf eigene Füße zu stellen und ihren synodalen Aufbau 
entsprechend zu verstärken, die Frage das Interesse, wie sich die Landes- 
kirchen im 19. Jahrhundert Schritt für Schritt aus der Einbeziehung 
in den staatlichen Verwaltungsorganismus gelöst haben, wie presbyterale 
und synodale Gedanken auch in den lutherischen Kirchen Aufnahme 
fanden und mit der kirchenregimentlichen Organisation Verbindungen 
eingingen. 

Diese Fragen sind der Gegenstand der erstgenannten Arbeit 
Pfeiffere.!) Er behandelt sie in der für das Königreich Sachsen maß- 
gebenden Begrenzung auf die Jahrzehnte von 1830 bis 1914. Mit der 
Julirevolution und der politischen Verfassung des Königreichs vom 
4. September 1831 setzten auch die Bestrebungen nach einer Verfassungs- 
änderung der in vollem Territorialismus befangenen Kirche ein. Die 
Kirchenverwaltung war Teil der Staatsverwaltung, darum völlig vom 
Staat finanziert, wenn auch damals eigenen (staatlichen) Behörden 
anvertraut. An der Spitze standen als „oberste Landesbehörde in Kirchen- 
sachen‘‘ (Dekret vom 30. April 1821) die in Evangelicis beauftragten 
Geheimen Räte, die Stellvertreter des katholischen Landesherrn; unter 
ihnen ein Kirchenrat mit beaufsichtigender, leitender, auch verordnender 
Tätigkeit in Kirchen-, Schul- und geistlichen Stiftungssachen; darunter 
die drei Konsistorien in Dresden, Leipzig und Glauchau (für die fürstlich 
Schönburgischen Rezeßherrschaften) als Aufsichts- und erste Instanz 
für die geistliche Gerichtsbarkeit; schließlich der Superintendent für 


1) Vgl. auch die Besprechung beider Arbeiten durch Rudolf Hübner 
in der D. Lit.-Ztg. 1924, Sp. 2384 fl. 
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die Ephorie, der zusammen mit einem weltlichen Kircheninspektor die 
Kirchen- und Schulinspektion ausübte; im einzelnen Kirchspiel gab es 
keine Kirchengemeinde, Pfarrer und Patron teilten sich in die Befugnisse, 
die zur Vermögensverwaltung, meist vom Patron, ernannten Kirchen- 
väter waren ohne Ansehn und Einfluß. 

Wie nun Schritt für Schritt kollegialistische Anschauungen im 
Kampf mit diesem strengen Territorialismus an Boden gewannen, wie 
vor allem die frühzeitig als notwendig erkannte, aber erst spät (1868) 
durchgeführte Presbyteral- und Synodalverfassung der Anschauung von 
der Kirche als eines selbständigen, vom Staat begrifflich und praktisch 
zu scheidenden Organismus zum Siege verhalf, das schildert der Ver- 
fasser, indem er zahlreiche private und amtliche Entwürfe bespricht, 
durch Schemata verdeutlicht, namentlich aber die Kammerverhand- 
lungen über jedes einzelne Gesetz in allen Phasen eingehend verfolgt, 
den Motiven der einzelnen. Persönlichkeiten nachgeht und auch auf 
größere Zeitströmungen Rücksicht nimmt. Ein vielseitiges, aber etwas 
ermüdendes Bild entsteht so, ein Bild zudem, aus welchem die Haupt- 
züge der Entwicklung m. E. nicht mit der wünschenswerten Klarheit 
hervortreten. Störend empfindet namentlich der Jurist, daß Verf. das 
Institutionelle in der Arbeit, übrigens mit Absicht (vgl S.1), völlig 
zurücktreten läßt, so daß man den bestehenden Rechtszustand niemals 
klar vor Augen hat, ihn vielmehr sich mancherorts zusammensuchen 
muß, und von seiner Auswirkung und Bedeutung währenu seines meist 
jahrzehntelangen Bestehens so gut wie nichts erfährt. Juristische Dinge 
können nicht ausschließlich historisch betrachtet werden, ja auch 
der Kirchenhistoriker muß hier, wo es sich doch auch um Schilderung 
der Auswirkung von Rechtszuständen, um Beurteilung von Be- 
ratungsergebnissen, nämlich Gesetzen, handelt, einen Mangel empfinden. 
Der Titel „Entwicklung der Kirchenverfassung‘‘ verheißt jedenfalls mehr. 
Der Hinweis, daß man Einzelheiten im Gesetz ja jederzeit nachsehen 
könne (S. 1), hilft dem Leser auch nicht viel. Daß Verfasser, ebenfalls 
absichtlich, die außersächsische Entwicklung und ihren Einfluß fast gar 
nicht berücksichtigt und die Frage des „Warum“ der Entwicklung, auf 
die er Wert legt (S.1), doch etwas oberflächlich nimmt, möchte ich 
nicht weiter in die Wagschale werfen. Verfasser hat mit gründlicher 
Durcharbeitung der Akten, mit ausführlicher Darstellung der Kammer- 
verhandlungen genug an verdienstlicher Arbeit geleistet, für die ihm 
der Dank nicht geschmälert sein soll. 

Mit dem oben beanstandeten Mangel hängt auch eine gewisse 
Unklarheit über einen der wichtigsten Punkte der Entwicklung zu- 
sammen: Wann ist der entscheidende Schritt vom Territorialismus zur 
grundsätzlichen Anerkennung der kirchlichen Selbständigkeit, wenn man 
‚will zum Kollegialsystem, getan worden? In Preußen bekanntlich mit 
dem berühmten Art. 15 der Verfassung, genauer schon 1848 mit der 
Verfassung vom 5. Dezember. In Sachsen fehlt ein so prinzipieller Aus- 
spruch. Die Verfassung vom 4. September und die Ausführungsverord- 
nung vom 7. November 1831 brachten zwar die Unterscheidung von ius 


638 Literatur. 


oirca und in sacra, beseitigten aber den Kirchenrat fast völlig, gaben 
dem Kultusminister eine starke Machtfülle über die Kirche in die Hand 
und änderten im übrigen an der Verwaltung der Kirche durch kgl. Be- 
hörden nicht das geringste. Die Kirche unterstand folgerichtig von nun 
an der Gesetzgebung der beiden Kammern. Ein Versuch der Regierung, 
der Kirche eine Presbyterial- und Synodalordnung zu verschaffen, 
scheiterte 1833 an verschiedenen Widerständen; 1835 mußten sogar 
die Konsistorien ibre gesamten Befugnisse an die neugeschaffenen Be- 
hörden der allgemeinen Landesverwaltung, die Kreisdirektionen abgeben, 
ein Zustand, wie er ähnlich in Preußen in den schlimmsten Jahren der 
Not (1808 —1815) geherrscht hatte. Die vierziger Jahre brachten zwar 
einen erneuten kräftigen Anstoß im Sinne einer Syhodalverfassung, 
die achtundvierziger Bewegung im Sinne voller korporativer Selbständig- 
keit der Kirche, doch endete das alles mit einem Rückschlag. Äußerlich 
blieb es durchaus beim alten. Auch ein Versuch der Regierung i. J. 1860, 
der Kirche eine Gesamtverfassung zu geben, scheiterte, da eine Einigung 
zwischen Regierung und Kammern nicht zustande kam. Aber die Reform 
war längst unaufschiebbar geworden. Einzeln und nacheinander erhielt 
die Kirche durch Staatsgesetz eine „Kirchenvorstands- und Synodal- 
ordnung‘‘ (30. März 1868) und, nachdem 1871 die erste Landessynode 
zusammengetreten war, durch diese, mit staatsgesetzlicher Genehmigung, 
am 15. April 1873 das „Kirchengesetz, die Errichtung eines ev.-luth. 
Landeskonsistoriums betreffend‘, das die tatsächliche Trennung staat- 
licher und kirchlicher Verwaltung verfügte. Auf beiden Gesetzen be- 
ruhte seither die sächsische Kirchenverfassung. Mit der Verabschiedung 
der Synodalordnung scheint nun der entscheidende Schritt getan zu 
sein: Staatliche und kirchliche Gesetzgebung haben sich getrennt, die 
Kirchenverwaltung gilt nicht mehr als „eine Branche des Staatsdienstes“ 
(wie sich Luthardt noch 1871 ausdrückte), sondern als Selbstverwaltung 
einer autonomen Körperschaft. Klar kommt dies freilich nicht zum 
Ausdruck, scheint auch ursprünglich nicht Auffassung der Regierung 
gewesen zu sein. Offenbar war aber die Macht der Tatsachen stärker. 
Eine Abänderung der eben erlassenen Synodalordnung durch die Kam- 
mern konnte die Regierung nicht zugeben. Die Bedeutung dieser ent- 
scheidenden Umwandlung, die in die Jahre zwischen 1868 und 1873 
zu fallen scheint, läßt Verfasser nicht klar hervortreten, wie wir auch 
über das Verhältnis von Staats- und Kirchengesetzgebung von nun 
an nichts Rechtes erfahren. 

Die zweite Schrift, die einen Querschnitt durch die Verhandlungen 
der Kammern 1845/46 über Kirchenreform gibt, ist für den Kirchen- 
rechtshistoriker höchstens insofern interessant, als wir Näheres über 
die Stellungnahme des Staates zum sächsischen Deutschkatholizismus 
erfahren sowie über ausgesprochene Bekenntnisdebatten in den beiden 
Kammern des Landtages. 

Hans Erich Feine, 
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Hermann Lange [Dr. theol., Pfarrer an der St. Marien- 
kirche zu Bremen], Geschichte der christlichen Liebes- 
tätigkeit in der Stadt Bremen im Mittelalter (Münsterische 
Beiträge zur Theologie, herausgegeben von Univ.-Prof. 
Dr. F. Diekamp und Univ.-Prof. Dr. R. Stapper, Heft 5), 
Münster i. W., Aschendorffsche Verlagsbuchhandlung, 1925. 
XVI und 2048. 8°. . 

Franziskus Petri, Unser Lieben Frauen Diakonie. Vier- 
hundert Jahre evangelischer Liebestätigkeit in Bremen, 
Bremen, G. Winters Buchhandlung + Fr. Quelle Nachf. 
XI und 3108, 8°. 


Die beiden hier zu besprechenden Untersuchungen ergänzen sich 
in willkommener Weise und geben uns ein Bild der Bremer Liebestätig- 
keit und ihrer Organisation von den ältesten Zeiten bis zur jüngsten 
Gegenwart. 

Dabei bewegt sich die Schrift von Lange naturgemäß mehr im 
herkömmlichen Rahmen und schildert uns auf dem Unter- und Hinter- 
grunde der allgemeinen Literatur über die christliche Liebestätigkeit 
wie Uhlhorn, Ratzinger, Alberdingk-Thijm, Lallemand, Liese u. A., aber 
auch spezieller Arbeiten über Bremen und Hamburg, z. B. von v. Bippen, 
Iken, v. Melle, direkt aus den gedruckten Quellen mit großer Sorgfalt 
und erfreulicher Anschaulichkeit erst die Liebestätigkeit der Erzbischöfe 
und der Orden, und dann den Übergang der charitativen Arbeit sowie 
der dafür bestimmten Einrichtungen in die Hände des Bürgertums. Ein- 
gehend behandelt wird zunächst die anstaltliche Fürsorge. Geschichte, 
Recht, kirchliche Versorgung und Leben werden wie für das HL-Geist- 
Spital so für die übrigen Anstalten wie das St.-Jürgen-Spitel, das St.- 
Remberti-Spital (Leprosenhaus), das St.-Gertruden-Spital (Gasthaus für 
Fremde), das Ilsabeen-Gasthaus für einheimische und fremde Arme und 
Kranke u. a. dargestellt; desgleichen erhalten wir erwünschten Aufschluß 
über die Gottesbuden, d. h. Vor- und Anbauten oder kleine Einzelhäuser, 
zu Spitälern oder zu Privathäusern gehörig mit Freiwohnungen für arme 
und gebrechliche Personen. Man sieht, das reiche Quellenmaterial und 
die ebenso reiche Literatur, die sich mit dem Spitalwesen des Mittel- 
alters, namentlich des deutschen, mit den Spitalkirchen und der Spital- 
seelsorge!), aber auch mit dem Verpfründungsvertrage und den übrigen 
damit zusammenhängenden Privatrechtsgeschäften befassen, wenn auch 


1) Darauf, eine zusammenfassende Geschichte des Rechts der Spital- 
seelsorge, ja der Spitäler überhaupt, wenigstens für Deutschland, bearbeiten 
zu lassen, bin ich schon lange aus. Auch für die Geschichte des Verpfiün- 
dungsvertrages läßt sich mit dem bereits veröffentlichten Urkundenmaterial 
erheblich weiter kommen als in der bisherigen Literatur, von anderen noch 
nicht aufgedeckten deutschprivatrechtsgeschichtlichen Zusammenhängen zu 
schweigen. Es besteht Aussicht darauf, daß diese Lücken in absehbauer 
Zeit in befriedigender Weise werden ausgefüllt werden. 
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immer nur in bezug auf einzelne Institute oder Orte, findet hier für Bremen 
eine willkommene dankenswerte Ergänzung. Daß der Verfasser nicht 
Jurist und weder kirchen- noch deutschrechtsgeschichtlich hinreichend 
geschult ist, um diese. Dinge für sein Bremen mit der erwünschten Schärfe 
herauszuarbeiten, kann ihm billigerweise nicht zum Vorwurfe gemacht 
werden. Lieber wollen wir uns darüber freuen, daß ein in der praktischen 
Seelsorge Stehender es fertig gebracht hat, mit Bremens Spitälern des 
Mittelalters so verständnisvoll und so erfolgreich wissenschaftlich sich zu 
beschäftigen, wie das durch Lange geschehen ist. Zum Schlusse be- 
handelt er übrigens noch kurz die außeranstaltliche Fürsorge im 
mittelalterlichen Bremen, wobei am meisten für die Liebestätigkeit der 
Bruderschaften abfällt, wie diese überhaupt ein Kapitel, dem der Rechts- 
historiker ernsthaft näher zu treten wahrlich allen Anlaß hätte. Auf 
Einzelheiten kann an dieser Stelle, an der es sich ja auch nur darum 
handelt, die Rechtshistoriker auf Langes Buch aufmerksam zu machen, 
nicht eingetreten werden. Immerhin sei bemerkt, daß für die älteste 
Zeit in Bremen wegen der Auskünfte, die Adam von Bremen gibt, die 
Voraussetzungen für die Behandlung dieses Gegenstandes ungewöhn- 
lich günstig liegen. Nur darf man Nachrichten wie die von Erzbischof 
Libentius II., er habe in diesem Stücke die Versäumnisse aller seiner 
Vorgänger gewissermaßen ersetzt, nicht dahin umdeuten, solche Versäum- 
nisse habe es nicht gegeben, der Chronist könne also bloß meinen, er 
habe allee weit übertroffen, was vor ihm geleistet worden sei. Überhaupt 
macht sich da und dort ganz unnötigerweise ein leicht apolegetischer Zug 
bemerkbar. Ich sage unnötigerweise. Denn wenn es auch noch genug Leute 
geben mag, die gerade hinsichtlich der Liebestätigkeit und ihrer Beweg- 
gründe echt pharisäisch sich hinstellen und denken oder gar sagen: „Ich 
danke dir, Gott, daß ich nicht bin wie dieser‘ mittelalterliche Katholik, 
so braucht man bei wissenschaftlicher Behandlung unseres Gegenstandes 
auf solche kaum mehr besonders Rücksicht zu nehmen. Denn der Kenner 
weiß längst, daß es im Mittelalter wie in der neueren Zeit auch auf diesem 
Gebiete Höhen und Tiefen gegeben hat. Der wahre Historiker aber 
ist forn davon, Maßstäbe späterer, höher entwickelter Zustände an die An- 
fänge anzulegen. Der vernünftige Betrachter endlich wird vor allem 
auf die Leistungen sehen und weder eine große Liebestätigkeit wegen 
des Motivs der Verdienstlichkeit der guten Werke geringschätzen noch 
eine spärliche um der wirklich oder vermeintlich edleren Beweggründe 
willen höher werten. Ein erheblicherer Mangel dürfte freilich bei der 
Schilderung des Übergangs der Liebestätigkeit und ihrer Organisation 
an die Bürgerschaft zu finden sein. Bier hätte sich mehr und Besseres 
sagen lassen. Der Mangel rührt mit davon her, daß Lange gelegentlich 
aus zweiter Hand schöpft, und daß er in der Literaturbenutzung nicht 
immer das Richtige trifit; so hätte z. B. das im Literaturverzeichnis 
aufgeführte minderwertige Werk von Sommerlad über das Wirtschafts- 
programm der Kirche im Mittelalter — das andere über die wirtschaft. 
liche Tätigkeit der Kirche im Mittelalter wird nicht erwähnt — ruhig 
außer acht gelassen werden können, während es höchlich befremdet 
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und zum Schaden der Arbeit ausgefallen ist, daß Haucks Kirchen- 
geschichte Deutschlands nicht benutzt wurde, deren vierter Band S. 59 ff. 
und sonst in größerem Zusammenhange gerade die Verbürgerlichung 
der Spitäler behandelt und dabei wie durch andere Ausführungen sehr 
bemerkenswerte Anregungen gegeben hat. Doch soll mit diesen Aus- 
stellungen das im ganzen durchaus günstige Urteil über Langes Buch 
nicht eingeschränkt werden; es verdient als tüchtige Leistung warme 
Anerkennung. 

Freilich noch größeres Interesse beansprucht die Jubiläumsschrift 
von Petri. Dies nicht allein darum, weil in Anbetracht der geringfügigen 
Literatur (v. Bippen, Büttner, Feuß, Funk, Iken, Veeck, Walte-Homann), 
die sich auf gelegentliche Bemerkungen in größerem Zusammenhange 
oder auf die Behandlung einiger Einzelheiten beschränkt, mit gutem 
Grund von Neuland gesprochen werden kann, das hier zu erschließen 
war. Sondern insbesondere auch wegen der Eigenartigkeit des Gegen- 
standes, die ihn höchst anziehend macht. Schicken wir voraus, daß 
die Arbeit fast ganz auf die bisher kaum beachteten, geschweige denn 
wirklich ausgebeuteten Akten namentlich des Kirchenarchivs von Unser 
Lieben Frauen, des Ministeriumsarchivs, des Stadtarchivs, der Stadt- 
bibliothek und des Altenheims aufgebaut ist, die allerdings im Laufe 
der Zeit bei Unruhen, infolge mangelnden Verständnisses, durch Ein- 
stampfen und Verbrennen, durch Ablieferung an die französische Prä- 
fektur während der Fremdherrschaft starke Einbußen erlitten. Doch 
ist der Bestand an Rechnungs- und Kassenbüchern, Sessionsprotokollen, 
Urkunden, Armenordnungen, Entwürfen und Vorschlägen dazu sowie 
an sonstigen Nachrichten, z. B. aus den Protokollen des Bremer Mini- 
steriums und der Bremer Witheit (Rat), noch so groß, daß es Petri an- 
gesichts der Fülle des Materiales eher schwer als leicht wurde, es völlig 
zu bewältigen. Doch ist dies dem jugendlichen Verfasser vortrefflich 
gelungen. Er gibt in seinem Erstlingswerke eine Geschichte nicht bloß 
der Diakonie Unserer Lieben Frauen, sondern vermöge deren führender 
und in gewissem Sinne zentraler Stellung auch der übrigen Diakonien 
und überhaupt der evangelischen Liebestätigkeit in Bremen von der 
Reformation an bis zum Ausgange des Weltkrieges von solcher fast 
lückenlosen Vollständigkeit im historischen Ablaufe und von solcher 
erschöpfenden Aliseitigkeit der Beziehungen im Innern und nach außen, 
daB seine zum vierhundertjährigen Bestehen der Liebfrauendiakonie 
erschienene Dissertation der Berliner Philosophischen Fakultät gewiß 
zu den nicht eben zahlreichen gehören wird, die, weil für ihr Thema 
grundlegend, ja bis zu einem gewissen Grade abschließend, alle Aus- 
sicht haben, sich auf die Dauer zu behaupten. Dazu kommt, daß der 
Verfasser nicht bloß historisch einwandfrei gearbeitet und überaus ge- 
wandt dargestellt, sondern auch ein inneres Verhältnis zu dem Stoffe 
gewonnen hat. Mit der Kritik hält er nicht zurück, und die Schatten- 
seiten verhehlt er uns nicht. Aber obne zum Lobredner zu werden, 
verfolgt er doch mit unverkennbarer Wärme diese evangelische Liebestätig- 
keit, ihre Geschichte und ihre Organisation. Und ohne daß es sich irgend- 

Zeitschrift für Rechtsgeschichte, XLV, Kan, Abt, XIV, 
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‘wie hervordrängte, spürt man doch überall das religiös-christliche Ver- 
ständnis, das für eine der Aufgabe entsprechende Lösung unerläßlich ist. 
Wenn ich etwas anders wünschen möchte, so wäre es die Gliederung, 
die ich gerne etwas reicher hätte. Durch eine stärkere Unterteilung 
und Pointierung hätte der bisweilen ein wenig einförmige Fluß der Ent- 
wicklung dem Leser zum Nutzen der Sache abwechslungsreicher und 
leichter zu bewältigen gemacht werden können. Was nun aber die Sache 
selbst betrifft, so gehe ich über die Reformation, die Stiftung der Gottes- 
kiste und die ersten Anfänge der Diakonie sowie die Kirchenordnung 
von 1534, also über die lutherische Periode kurz hinweg; Petri hat ganz 
recht, wenn er das, was Probst oder vielmehr Timann unter Luthers 
Einfluß und noch mehr dem Vorbild Bugenhagens folgend unter tradi- 
tioneller Zurückhaltung des Rates, wenn auch nicht seiner einzelnen Mit- 
'glieder geleistet hat, an sich nicht eben hoch anschlägt und die von wenig 
prektisch-organisatorischer Begabung, aber von viel schwülstiger theo- 
logischer Gelehrsamkeit Zeugnis ablegende Kirchenordnung nicht sonder- 
lich hoch schätzt. Die Leistungen dieser ersten offenen oder freien Armen- 
fürsorge waren denn auch nach Sage des ersten Rechnungsbuches der 
Gotteskiste zwar achtungswert, aber durchaus nicht . überwältigend. 
Erst 1537 macht sich infolge von Stiftungen, die alle vier Diakonien, 
außer der von Unser Lieben Frauen, auch die von Martini, Ansgarii und 
Stephani bedenken, ein gewisser Zusammenschluß bemerkbar; es wird 
in der Tresekammer zu Unser Lieben Frauen eine gemeinsame Lade mit 
vier Schlössern eingerichtet. Auch wurde die Liebfrauendiakonie straffer 
organisiert, indem aus den Diakonen ein Senior sich stärker heraushob. 
Jedoch ein großer Zug kam erst hinein mit dem Reformiertentum. Zu- 
vor zog 1559 der Rat zugunsten der Liebfrauendiakonie das Vermögen der 
Bruderschaft ‚Zu aller Christenseelen‘‘ ein und verpflichtete die Diakonie 
zu alljährlicher Rechnungsablegung vor den von ihm gesetzten Bau- 
herren. Auch wurde von dem melanchthonisch gesinnten Marburger 
Professor Andreas Hyperius ein Gutachten eingeholt. Die Folge war 
eine gesteigerte Wirksamkeit, die namentlich auch darauf ausging, die 
Verarmten wieder wirtschaftlich selbständig zu machen Der Rat, 
immer noch von einer Zentralisation der Privatarmenspenden sich zu- 
rückhaltend, stellte öffentliche Gelder zur Verfügung, welche die immer 
reichlicher fließenden privaten Gaben ergänzten, und vereinbarte mit 
Diakonie und Bauherren die Einsetzung eines besoldeten Armenvogts 
für jedes Kirchspiel, um die Straßen von der Bettelei freizumachen. 
Seine erste Blüte erreichte das Bremer Diakonenwesen in der ersten 
Hälfte des 17. Jahrhunderte. Jetzt kam es in Bremen zu einer planmäßig 
durchgeführten offenen Armenfürsorge; ihre Mittelpunkte bildeten die 
‘vier Diakonien, besonders die Unser Lieben Frauen. In ihr wurde be- 
deutsam das vom Senior geführte Buchhalteramt für die Vermögens- 
‘verwaltung, die Buchhaltung und die Aufsicht über die Stoff- und Leinen- 
vorräte. 1611 wurden den vier Diakonien von Liebfrauen vier Sub- 
diakonen zugesellt, eine Unterscheidung, die freilich bis gegen Ende 
des 18. Jahrhunderts wieder in Vergessenheit geriet. Der Dienst in dieser 
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Diakonie und die Mithilfe dabei war außerordentlich geschätzt und 
galt als wichtige Vorschule für die Tätigkeit als Bauberr und im Rat. 
Das selbst noch zu den Zeiten des Verfalls, als die meisten sich darum 
zu drücken suchten und sich mit mehr oder weniger großen Geldopfern 
davon freikauften. Um so größer war die Achtung vor denen, die dies. 
mühsame und verantwortungsvolle Amt auf sich nahmen. Bei den 
Gesamtausteilungen alle vier Wochen wurden im Durchschnitte 20 bis 
24 Groten, d. h. etwa 8—10 Mark pro Kopf verteilt. Dazu kam die 
ausgedehnte Individualfürsorge in den acht Quartieren des Kirchspiels. 
Doch hielt man sich nicht ängstlich an dieses. Man unterstützte in 
großem Stil auch Fremde, Handwerksgesellen, durchreisende Adelige 
und Prediger, Flüchtlinge. Auch Beerdigungshilfe leistete man. Die 
Mittel werden durch größere Regsamkeit und Opferwilligkeit der Bürger 
aufgebracht. Binnen kurzem steigen die Gaben auf das Zehnfache; 
Quartalsammlungen und Klingelbeutel liefern erkleckliche Summen. 
Bei freudigen und traurigen Anlässen gedenkt man der Diakonie. Lieb- 
frauen bringt alljährlich beinahe so viel tausend Bremer Mark auf, als 
das Kirchspiel Seelen hat. Man kann sogar Kapitalien ansammeln. Im 
Dreißigjährigen Kriege macht Bremen das Wort an seinem Weser- 
brückentor wahr, daß es eine „Herberge der Kirche‘ sei. Es ist erstaun- 
lich, was die Stadt damals, zumal während der grauenvollen Pestzeit, 
mit ihrer teilweise umgestalteten offenen Armenfürsorge geleistet hat. 
Noch 1628 ff. steigerten sich die regelmäßigen Einnahmen. Dann aber 
trat nach und nach Erschöpfung ein. Die Fremdenrolle wurde ver- 
kleinert, wiewohl sogar nach auswärts zur Wiederherstellung nieder- 
gebrannter reformierter Ortschaften noch erhebliche Beträge gespendet 
wurden; nur die Fürsorge für ihre Hausarmen hielt die Liebfrauen- 
diakonie noch während der ganzen dreißiger Jahre auf der vollen Höhe, 
sie, in der auch Diakonie. und Ministerium anders als in den übrigen in 
ungetrübter Eintracht zusammenarbeiteten. Aber in den vierziger 
Jahren erfolgte eine Wendung, schon weil viele Bürger angesichts des 
unmittelbar an sie herantretenden Elends lieber direkt als durch die 
Diakonie gaben, 1645 erließ der Rat im Einvernehmen mit den Diakonen 
eine neue Armenordnung. Sie bringt gegenüber den Fremden größere 
Zurückhaltung und außerdem stärkste Vermehrung der Zuchtmittel. 
Mit Hilfe einer Lotterie wurde ein Werkhaus gebaut. Eine Zentralisation 
der Hausarmenpflege wurde versucht. Da brach wiederum die Pest 
aus. Die Diakonen hielten sich nicht minder tapfer als das erste Mal. 
Aber der Rat fing nun an, auf Herabdrückung der Kosten auszugehen. 
Eine erneute Armen- und Almosenordnung erging 1658; es war eine 
Zusammenfassung der Ordnungen von 1627 und 1645, nicht eigentlich 
ein neues Werk. Die vier Quartiere jedes Kirchspiels wurden auf zwei 
herabgesetzt. Es fehlte überall an Geld. Man ging über zum General- 
armenwesen. Die Diakonie, bisher ein Amt für die Kirche in ähnlichem 
Sinne wie in den landesherrlichen Territorien das Konsistorium, wurde 
im Zusammenhang mit der zunehmenden Verweltlichung bis irs 19. Jahr- 
hundert hinein immer mehr ein rein: weltliches, wenn auch in äußerer 
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Fühlung mit der Kirche bleibendes Amt. Der Einfluß des Ministe- 
riums, der Geistlichkeit, schwand, der des Rats trat an jenes Stelle. 
Das Werkhaus wurde ausgebaut und zum Mittelpunkte des städti- 
schen Generalarmenwesens gemacht. Die Diakonen wurden nicht 
abgeschafft; sie hatten außer der Verwaltung der Anstalt noch 
mancherlei Aufgaben namentlich gegenüber den Fremden und aus- 
wärtigen Bittstellern. Der Pietismus regte sich auch in ihren Kreisen 
wohltätig. Aber im allgemeinen macht sich die Engherzigkeit, die 
sich in dieser Periode überall auch bei der Einbürgerung zeigt, sowie 
die Dürftigkeit doch geltend. Zwar der Armenhausbau brachte noch 
einmal einen Aufschwung, jedoch man überschätzte das Erreichte. 
Durch scharfe Sichtung seiner Insassen brachte man es vorühergehend 
dahin, alle auf öffentliche Unterstützung Angewiesenen im Armenhause 
zu vereinigen Die Diakonien brachten auch wieder mehr Geld auf, 
und die Stellung der Diakonen hob sich wieder. Aber es war doch ein 
übler Zustand, in dem die Diakonie in das dritte Jahrhundert ihres 
Bestehens trat. Ihre Hauptsorge war die Beschaffung der Gelder für 
das Generalarmenwesen. Überall strebte man nach Verbilligung; das 
Pekuniäre stand im Vordergrund. Die Folge war ein ungehemmtes Bettel- 
unwesen; die Zeiten, da in Bremen für jeden Bedürftigen ausreichend 
gesorgt werden konnte, waren längst vorbei. Jedoch wenn auch die 
äußere Lage der Diakonen ihre Arbeit zeitweilig hemmte, das Ziel der 
inneren Förderung ihrer Armen ließen sie doch nicht aus den Augen. 
Gerade jetzt wurden mit gutem Erfolge Katechisationen eingeführt und 
religiös gegründete Jugendfürsorge angestrebt. Vollends der Sieben- 
jährige Krieg brachte neuen Aufschwung; die Teilnahme wurde reger, 
die Gaben mebrten sich, die Bekenntnisse näherten sich an. Friedrich 
Kasimir Bredon, seit 1753 Subdiakon, seit 1763 Kirchspiels- und General- 
buchhalter zu Liebfrauen, hat mit seiner Liebe zur Sache Diakonie und 
Armenfürsorge neu zu beleben vermocht. Reformen wurden angestrebt 
und mit der Errichtung des Stadtbremischen Armeninstituts 1791 so 
glücklich durchgeführt, daß eine neue Blütezeit anbrach, die alles von 
früheren Geschlechtern Geleistete unstreitig überbot. Jetzt ging man 
wieder darauf aus, allen Bedürftigen ausreichend zu helfen. Freilich 
religiös-christliche Antriebe wirkten kaum mehr mit; das Ministerium 
war an dem Zustandekommen überhaupt nicht mehr beteiligt. Das 
Staatsinteresse und humanitäres Mitgefühl waren die entscheidenden 
Triebkräfte. So kam die Ordnung von 1779 zustande. Sie war Sache 
der bürgerlichen Obrigkeit, durchbrach das bisher verfolgte Prinzip, 
daß die Hausarmenpflege ausschließlich Sache der Diakonie sei, und 
entsetzte die altstädtische Diakonie ihrer bisherigen Vorrangstellung. 
Immerhin lebte die Diakonie als bürgerliches Amt ohne die geringste 
Schwächung ihres Einflusses fort. Die Diakonen waren die geistigen 
Schöpfer des Armeninstituts; sie bekamen alsbald die Führung in der 
wieder aufblühenden Hausarmenfürsorge. So wohlgestellt wurden jetzt 
die Hilfsbedürftigen, daß der Arbeitswille darunter litt und ihre Zahl 
bedenklich zunahm. Man machte daraus den Diakonen einen Vor- 
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wurf und suchte sie alles Ernstes auszuschalten. Jedoch die Gründung 
des Armeninstituts brachte schließlich für die Diakonie und ihre Stellung 
doch keine Veränderung. Zehn Jahre hindurch haben dann Aufklärung 
und Humanität mit jenes Hilfe tatenfreudig für das Armenwesen ge- 
arbeitet, wenn auch nicht ohne kleinliche Rangstreitigkeiten zwischen 
Diakonen und Bauherren, sowie mit wachsender Abneigung gegen üher- 
lieferte Formen und mit zunehmendem Geselligkeitsdrange. In der 
Franzosenzeit wurde z. T. klug nachgegeben, z. T. mit Erfolg passiver 
Widerstand geleistet, die Gefahr einer gänzlichen Auflösung der Dia- 
konie stand in nächster Nähe. Da brachte der Zusammenbruch von 
Napoleons Heeresmacht in Rußland 1812 die Rettung. Der durch die 
Fremdherrschaft belebte vaterländische Sinn setzte auch die Wieder- 
einsetzung der Diakonie in ihre alten Rechte durch. Man ließ sie aus 
übertriebenem Konservativismus sogar trotz der von dem General- 
administrator Iken selbst ausgehenden Reformvorschläge unverändert. 
Schließlich zwang aber der große Fehlbetrag doch zur Reform. Man 
baute ein neues Arbeitshaus, vermehrte die Zahl der Distriktsdiakonen 
auf vierzig, der Institutsdiakonen auf zwölf, erhöbte die Amtsdauer 
von zwei Jahren auf vier und gab den Diakonen fünf besoldete Offizianten 
zur Seite. Die Reform hatte rasch vollen Erfolg. Es wurden Überschüsse 
erzielt, und das Armeninstitut arbeitete jahrzehntelang tadellos. Der 
Besuch des Gottesdienstes und das Gemeindeleben hoben sich in erfreu- 
lichem Maße. Unionsbestrebungen scheiterten allerdings an dem Luther- 
tum des Doms. Der alte Ruhm der Diakonie erneuerte sich, zumal 
nachdem seit 1834 zu fünf aus dem Stande der Kaufleute hervorgegange- 
nen Diakonen regelmäßig drei akademisch gebildete kamen. 1840 wurde 
von einem von ihnen eine neue Kirchenordnung für Liebfrauen verfaßt. 
Seit 1846 trieb die Diakonie auch wieder kirchliche Armenpflege. Die 
allzusehr ins Kraut geschossene Geselligkeit wurde zurückgedämmt. 
Immerhin behielt die Diakonie einen gewissen exklusiven Charakter 
und erschien zeitweise fast wie eine Zufluchtsstätte des Altbremertums. 
Da sprengte seit der Mitte des Jahrhunderts die rasche wirtschaftliche 
und industrielle Aufwärtsbewegung den alten Rahmen. Die hergebrachten 
Einrichtungen reichten nicht mehr aus. Man faßte die Dinge groß- 
städtisch an und löste die städtische Armenpflege ganz von der Diakonie 
ab, in der die Mehrheit wesentlich nur noch eine konservativ-aristo- 
kratische Bürgerclique sah. Im Herbst 1878 schied die Diakonie end- 
gültig aus der bürgerlichen Armenverwaltung aus. Aber nur, um sich 
von neuem auf ihre eigentlichen kirchlichen Aufgaben zu besinnen. 
Unter Führung von Pastor Vietor nahmen Prediger und Diakonen 
gemeinsam die christliche Liebestätigkeit neu auf. Er und Noltenius 
machten sich besonders verdient und riefen eine umfassende Gemeinde- 
pflege ins Leben, die in größtem Stile auch durch die Kriegs- und Nach- 
kriegszeit durchgehalten hat und so die Liebfrauendiakonie dies Früh- 
jahr in voller Lebensfähigkeit und Tatenfreudigkeit in ihr fünftes Jahr- 
hundert hat treten lassen. Gewiß eine weit über Bremen hinaus Beach- 
tung verdienende Entwickelung, die eingehender Schilderung würdig war. 
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Das Buch von Petri hat sie uns gebracht. Da es nach dem Mitgeteilten 
im wesentlichen offene Armenfürsorge zum Gegenstande hat und die 
geschlossene nur nebenbei in seinen Bereich zieht, bildet es auch des- 
wegen eine erwünschte Ergänzung zu dem von Lange, in dem der Art des 
Mittelalters entsprechend die Behandlung der freien Liebestätigkeit 
gegenüber der der anstaltlichen zurücktreten mußte. 

Ulrich Stutz. 


Heinrich Getzeny, Stil und Form der ältesten Papstbriefe 
bis auf Leo den Großen, Phil. Diss. Tübingen 1922. 1008. 8°, 


Diese Dissertation ist eine wertvolle Arbeit, die sich einem Thema- 
zuwendet, das längst der Bearbeitung harrte und das bei seiner Weiter- 
führung erhebliche Resultate für die christliche Literaturgeschichte 
älterer Periode abzuwerfen verspricht. Die Untersuchung gilt der Form, 
welche in den amtlichen Papstschreiben von der frühesten Zeit bis auf 
Leo den Großen angewandt wird, und zwar einmal hinsichtlich der 
Form des Inhalts und sodann bezüglich der Formulierung der Adresse 
nebst sonstigen Kurialien. Das Ergebnis ist, daß in der älteren Zeit 
die Schreiben der römischen Bischöfe den allgemeinen Typ des christ- 
lichen, brüderlich ermahnenden und belehrenden Privatbriefes wieder- 
geben und nur gelegentlich die Ausdrucksformen des magistratischen, 
Ediktes zutage treten, die uns auch bei anderen Bischöfen, insbesondere 
schon bei Cyprian, begegnen. Dagegen tritt seit Siricius neu auf die 
in Befehlsform gekleidete und nicht sowohl die Form einer Rechts- 
auslegung, sondern die der persönlichen Rechtssetzung (volumus, cense- 
mus, mandamus) annehmende ‚Dekretale‘‘, die ihr Vorbild in den Er- 
lassen der absoluten Monarchie seit Diokletian findet. Wenn auch da- 
neben unvermindert, ja vielmehr in reichlich bevorzugter Weise das 
brüderliche Mahnschreiben weiterbesteut, so bilden sich doch von nun an 
daneben in klarer Deutlichkeit die beiden Formen des Amtsstils, das Recht 
auslegende responsum und die Recht schaffende Dekretale, nebeneinander 
aus und treten in der umfangreichen Korrespondenz Leos d. Gr. in klassi- 
scher Ausgestaltung zutage. Die Anwendung der drei in ibrer Hand- 
habung streng getrennten Stilformen und insbesondere die Beschränkung 
der Dekretale auf diejenigen Bestimmungen und Verordnungen, die 
dem Schutze und der Durchführung der allgemeinen kirchlichen Rechts- 
ordnung in speziellen Fällen dienen sollen, unterliegt der individuellen 
Neigung des einzelnen Papstes. Der Umstand, daß die Dekretale, und 
zwar in schärfster Formulierung, zuerst bei Siricius, dem Nachfolger 
des Damasus, begegnet, macht die Annahme Getzenys einleuchtend, 
daß sie durch das bekannte Reskript des Gratian und Valentinian ver- 
ursacht sei, welches 378 dem Damasus die Eigenschaften eines obersten 
Richters im Westreich beilegte. Von besonderem Werte sind die Unter- 
suchungen Getzenys über die Formen der Adresse, in denen die äußeren 
Kennzeichen dafür festgestellt werden, ob wir ein Schreiben aus der 
Überlieferung des Registrum oder aus der Originalüberlieferung, d. h. aus 
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dem Archiv des Adressaten erhalten haben. Hier dehnt Getzeny seine 
Untersuchungen auch auf andere Briefsammlungen aus: eine Arbeit, 
die in breitem Stile auch unter Berücksichtigung der handschriftlichen 
Überlieferung der einzelnen Briefkorpora weitergeführt werden muß. 
Dann wird sie aber auch für viele zur Zeit noch schwebende oder noch 
.gar nickt aufgeworfene Fragen wertvolle Antworten ergeben. Analoges 
gilt für die Behandlung der übrigen Kurialien. 


Berlin. H. Lietzmann. 


Außerdem sind bis zum 1. Juni 1925 bei der Redaktion folgende 
Schriften eingegangen und werden z. T. später besprochen werden!): 


Dr. Eugen Mack, Reichsstadt Rottweil und Reichsgotteshaus Rotten- 
münster. Ein Überblick über sieben Jahrhunderte. Rottweil 
am Neckar 1924, 25 S. 8° (behandelt Streitigkeiten zwischen 
der Reichsstadt und dem 1221 gegründeten Stift, das unter Rott- 
weiler Schirmvogtei stand, Zwistigkeiten, die, besonders im 
18. Jahrhundert, wiederholt die höchsten Reichsbehörden be- 
schäftigten). 

C. August Emge, Das Eherecht Immanuel Kants. Ein Beitrag zur 
Geschichte der Rechtswissenschaft. Sonderdrucke der Kant- 
Studien Bd. XXIX H. 1/2. Berlin, Pan-Verlag Rolf Heise, 1924, 
408. 8°. 

Albert M. Koeniger und Friedrich Giese, Grundzüge des katho- 
lischen Kirchenrechts und des Staatskirchenrechts. Bonn, Ver- 
lag Ludwig Röhrscheid, 1924, 257 S. kl 8°. 

Karl Schwarzlose, Grundzüge des deutsch-evangelischen Kirchen- 
rechts und des orthodox-morgenländischen Kirchenrechts, ebd. 
1924, 300 S. kl. 8°. 

Hans Foerster, Engelbert von Berg der Heilige, Bergische For- 
schungen Bd. I. Eiberfeld 1925, 143 S. 4°, 

Paul Jos. Fraundorfer, Ehemalige Dotations- und Eigenkirchen 
des Hochstifts Würzburg, Sonderheft 120 zu den „Deutschen 
Gauen“. Kaufbeuren 1925, 47 S. kl. 8°. 

Erich Keyser, Die kirchenrechtliche Stellung der Deutschordens- 
gemeinden. Sonderdruck aus den Altpreuß. Forschungen 1925 
H.1 S. 15—38. 

Catalogus codicum manu scriptorum, qui in bibliotheca canonico- 
rum regularium $S. Augustini Claustroneoburgi asservantur. Auctore 
Hermanno Pfeiffer bibliothecario em. canoniae C]. et opera 
Dris Bertholdi Cernik archivarii eiusdem canonise Tomus I. 
Vindobonae 1922, 335 S. gr. 8°. 


1) Eis gänge, die völlig aus dem Bereich unserer Zeitschrift bzw. unserer 
Abteilung tsllen, finden keine Berücksichtigung. Auch übernimmt die Re- 
daktion für nicht erbetene Zusendungen weder eine Verpflichtung zur Be- 
sprechung noch eine solche zur Rücksendung. 
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Jakob Marx, Geschichte der Pfarreien der Diözese Trier. I. Band: 
Allgemeines. Trier 1923, VII u 588 8. 8°. 

Kurt Dietrich Schmidt, Studien zur Geschichte des Konzils von 
Trient. Tübingen 1925, 220 S. 8°. 

Paul Schwartz, Der erste Kulturkampf in Preußen um Kirche und 
Schule (1788—1798). Mon. Germ. Paedag. Bd. 58, Berlin 1925, 
XI u. 492 S. 8°. 

Codex Theodosianus, recognovit P. Krueger, fasc. I liber I—_VI, 
Berlin 1923, 235 S. lex. 8°. 

Heidelberger Index zum Theodosianus hergestellt unter der Leitung 
von Otto Gradenwitz, Berlin 1925, 292 S. fol 
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Von den Codicis suris canonicı fontes des Kardinals Gasparri 
(vgl. darüber diese Zeitschrift XLIV 1924 Kan Abt. XIII S. 607 fl.) 
ist 1924 ein zweiter Band erschienen (Romae, Typis polyglottis Vati- 
canis XI et 1012 pp. in 8°). Er setzt die Sammlung der im Codex be- 
nutzten und zitierten Papsterlasse für die Neuzeit fort. Es sind im ganzen 
180 Nummern, 83 weitere von Benedikt XIV., von dem schon im ersten 
Bande 63 gebracht wurden, zusammen also 146, wodurch die überragende 
Bedeutung dieses großen Kanonisten auf dem päpstlichen Stuhle und seines 
Pontifikats für die Einzelgesetzgebung sichtbar zum Ausdrucke kommt, 18 
von Clemens XIII., 2 von Clemens XIV., 8 von Piys VI., 5 von Pius VII., 
je 1 von Leo XII. und Pius VIII., 21 von Gregor XVI., 41 von Pius IX, 
umfassend die Jahre 1746—1865. Leo XIII., mit dem als dem unmittel- 
baren Vorgänger der Gesetzgeber Pius X. und sein Codex nach alter 
kurialer Tradition unam personam sustinet, so daß, was von ihm über- 
nommen ist, wie z. B. die constitutio Praedecessores nostri, gleich den 
eigenen Erlassen Pius X. z. B. der constitutio Vacante sede Apostolica 
als für sich weiter geltendes Recht im Codex einfach zitiert und als Ganzes 
unter den Dokumenten des Anhangs aufrechterhalten wird, ist, weil 
eben kein Vorläufer, sondern Mitrepräsentant der gesetzgeberischen 
Gegenwart nicht mehr berücksichtigt. Die meisten Stücke sind auch 
diesmal den Bullarien und den Akten der betreflenden Päpste entnommen; 
ungedrucktes Material findet sich, wenn ich nicht irre, auch in diesem 
Bande nicht. In so fern dürften die folgenden Bände, von denen zu wün- 
schen wäre, daß sie in etwas rascherem Tempo erschienen, bedeutsamer 
werden; erst sie dürften ungedrucktes oder doch selbst am Sitze größerer 
Bibliotheken un- oder schwer zugängliches Material bringen Für den 
vorliegenden Band gilt dasselbe wie für den ersten: er bedeutet zwar kein 
wissenschaftliches Ereignis, macht aber dem praktischen Ingenium 
seines Herausgebers und der Kurie Ehre und ist allen willkommen, die 
kein Bullarium zur Hand haben. Möge über der Fortsetzung derselbe 
glückliche Stern walten, der bisher Kardinsl Gasparris gesptzgeberische 
und organisatorische Tätigkeit in sq seltenem Maße begünstigte. 

U. St. 


Unter den Toten dieses Jahres befindet sich leider auch ein ge- 
schätzter Mitarbeiter unserer Abteilung, der am 15. Dezember 1924 ver- 
Zeitschrift ffr Parttegoschichte. XT.V. Kan. Abt. XIV. 


850 Kanonistische Chronik. 


storbene Hofrat Dr. Emil Ott, weiland o. Professor an der tschechischen 
Universität in Prag. Daselbst am 30. April 1849 geboren und ausgebildet, 
ging er, der Sohn eines Deutschen und einer tschechischen Mutter, an 
die neugegründete tschechische Universität über, um seinen Wunsch, 
in der Heimat im akadeniischen Lehranite tätig sein zu können, baldigst 
verwirklicht zu sehen. Doch hat er, ein Mann noch der alten Schule 
und bis zuletzt von konservativer, gut österreichischer Gesinnung, stets 
die besten Beziehungen zu den deutschen Fachgenossen im In- und 
Auslande aufrechtzuerhalten verstanden. Neben dem Zivilprozeß be- 
schäftigte ihn namentlich auch das Kirchenrecht. So hat er 1879 eine Ge- 
schichte der Rezeption des römisch-kanonischen Prozesses in den böhmi- 
‚schen Ländern veröffentlicht und zum dritten Bande unserer Kan. Abt. 
1913 den interessanten Aufsatz über das Eindringen des kanonischen 
Rechts, seine Lehre und wissenschaftliche Pflege in Böhmen und Mähren 
während des Mittelalters beigesteuert, der sein Andenken in unserem 
Kreise dauernd erhalten wird. Abgesehen von mehreren trefllichen Auf- 
sätzen, die er in den Schriften der Akademie der Wissenschaften in 
Wien veröffentlicht hat, kommt für uns namentlich in Betracht der 
ganz ausgezeichnete Artikel: Kirchliche Gerichtsbarkeit im Österreichi- 
chen Staatswörterbuch von Mischler und Ulbrich III ? 1907, eine Muster- 
leistung auf einem sehr schwierigen und noch lange nicht ausreichend 
bearbeiteten Gebiete. Ott war im alten Österreich auch Mitglied des 
Herrenhauses und stellvertretender Präsident des Reichsgerichts. DaB 
die Zuspitzung des nationalen Gegensatzes und dann der Weltkrieg 
samt seinen Folgeerscheinungen den Faden freundlichen wissenschaft- 
lichen Austausches und Verständnisses zwischen uns ohne weiteres 
zerrissen haben, wurde von mir und wohl nicht minder lebhaft von ihm 
bedauert. Jedenfalls werde ich stets mit Verehrung und Dankbarkeit 
dieses treffllichen Mannes und seiner Mitarbeit an unserem damals noch 
jungen und solcher Unterstützung besonders bedürftigen Unternehmen 
gedenken. U. St. 


Ferner starb am 8. Januar 1924 der a.o. Professor für öffentliches 
und Kirchenrecht an der Universität Heidelberg Dr. Arthur von Kir- 
chenheim, auf dem Gebiet des Kirchenrechts bekannt durch sein 
Lehrbuch, das 1911 die zweite Auflage erlebte, aber auch durch seine 
Monographie Emil Herrmann und die preußische Kirchenverfassung 
1912 (vgl. diese Zeitschrift Kan. Abt. II 1912 8.453), Am 15. April 
1855 in Berlin geboren, habilitierte er sich 1880 in Heidelberg und ist 
dem Lehrstuhl, den er daselbst 1886 erhielt, zeitlebens treu geblieben, 


Am 19. März 1924 starb der Professor für Kirchengeschichte, 
früher auch für Kirchenrecht, am Priesterseminar in Trier Dr. theol. et, 
phil. Jakob Marx. Er ist nicht nur Verfasser eines Lehrbuchs der. 
Kirchengeschichte (4. A. 1908), sondern hat vor allem in zahlreichen 
Einzelabhandlungen, z. B. über die Geschichte des Hospitals zu Cuesa 
(Trier 1907), der Geschichtsforschung seiner moselländischen Heimat, 
gedient und diesen seinen Forschungen in dem 1323 erschienenen 
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1. Bands seiner Geschichte der Plarreien der Diözese Trier (vgl. Arch. 
£. kath. KR. 104 8. 398 ff.) einen gewissen Abschluß gegeben. 

Am 24. April 1924 verschied im Alter von 79 Jahren der bekannte 
Lutherforscher D. Wilhelm Walther, em. Professor für Kirchen- und 
Dogmengeschichte ad der Universität Rostock. 


Am 24. Juli 1924 starb der o. Professor für Kirchengeschiehte 
D.Dr. Karl Benrath in Königsberg. 1876 in Bonn habilitiert, seit 1890 
in Königsberg tätig, widmete er sich in der Hauptsache der Erforschung 
der italienischen Reformationsgeschichte. 

Ferner verschieden: im Alter von 76 Jahren in Merligen (Schweiz) 
Dr. Philipp Woker, em. Professor der Kirchengeschichte an der alt- 
katholischen Fakultät und Lehrer für allgemeine Geschichte an der 
philosophischen Fakultät der Universität Bern, auf kirchenrechts- 
geschichtlichem Gebiet hervorgetreten durch eine Arbeit über das kirch- 
liche Finanzwesen der Päpste 1878; der frühere Professor des Kirchen- 
rechts in Bern und altkatholische Bischof Eduard Herzog, Verfasser 
eines Werkes über die Religionsfreiheit in der Helvetischen Republik 
1884; am 7. Oktober 1924 im 71. Lebensjahr der o. Professor an der 
Universität München Dr. Clemens Baeumker, bekannt als einer der 
gründlichsten Kenner der mittelalterlichen, insbesondere der scholasti- 
schen Pbilosophie, 


Wegen der Verdienste des am 26. April 1924 verstorbenen Emil 
Seckel um die Erforschung der mittelalterlichen Quellen des Kirchen- 
rechts sei an dieser Stelle ein Hinweis gestattet auf den Nachruf von 
Theodor Kipp im vorigen (44.) Bande (Rom. Abt. S. IX ff.) und auf eine 
in der Rom. Abt. noch zu erwartende Gesamtwürdigung seines Schaffens 
sowie auf die Gedächtnisrede auf Emil Seckel von Ernst Heymann in 
den Sitzungsberichten der Preußischen Akademie der Wissenschaften 
1924 S. CV. 


Berufen wurden: Der Privatdozent in Bonn Dr. iur. G. Holstein 
als o. Professor für öffentliches und Kirchenrecht an die Universität 
Greifswald; ebendorthin der o. Professor für deutsches und Kirchenrecht 
an der Universität Königsberg Dr. iur. W. Schönfeld in gleicher Eigen- 
schaft; der Privatdozent für Kirchenrecht an der theologischen Fakultät 
zu München Dr. theol. D. Lindner als a.ö. Professor für Moraltheologie 
an das Lyzeum in Freising; der Professor für Kirchengeschichte an 
der Universität Leipzig D. K. Heussi als Ordinarius nach Jens; 
der o. Professor der Kirchengeschichte in Königsberg D. E. Seeberg 
in gleicher Eigenschaft nach Breslau; der o. Professor der Kirchen- 
geschichte in Breslau D. L Zsoharnack in gleicher Eigenschaft nach 
Königsberg; der Privatdozent Lic. theol. E. Petersen in Göttingen als 
o. Professor für Kirchengeschichte und Neues Testament nach Bonn; 
Professor Dr. M. Falco in Parma als o. Professor des Kirchenrechts an 
die neugegründete staatliche Universität in Mailand; Professor Dr. 
del Giudice in Pavia als o. Professor des Kirchenrechts an die staat- 
liche Universität in Florenz, 
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Ernannt wurde zum o. Professor für Kirchengeschichte und 
Kirchenrecht an der katholisch-theologischen Fakultät der Universi- 
tät Bern der altkatholische Bischof Dr. Adolf Küry als Nachfolger 
Wokers. 

Habilitiert haben sich: Dr. phil Hans Foerster für mittlere und 
neuere Geschichte in Köln; Lic. theoL Bornkamm für Kirchengeschichte 
in Tübingen; Lic. theol Heinz Lang für Kirchengeschichte in Greifs- 
wald; Lic. theol. Kurt Dietrich Schmidt für neuere Kirchen- 
geschichte in Göttingen. 

HA.E.F. 
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